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Überblick 

1. Bruttoinlandsausgaben für Forschung und 
Entwicklung (FuE) 

- Die Bruttoinlandsausgaben für FuE - die für die 
Durchführung von FuE in Deutschland insgesamt 
verausgabten Mittel - haben 1997 ein Niveau von 
schätzungsweise 83 Mrd DM erreicht, sie liegen da- 
mit um 2,4 % über den FuE-Ausgaben von 1996. 

- Der Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandspro- 
dukt hält mit 2,27 % etwa den Wert des Vorjahres 
(2,28%). 

- Bei der Durchführung von FuE verzeichnet die 
Wirtschaft 1997 mit +3,5% den größten Anstieg der 
FuE-Ausgaben, für die Hochschulen und die außer- 
universitären Einrichtungen ergeben die aktuellen 
Schätzungen ein nahezu unverändertes Niveau des 
Mitteleinsatzes (+0,4 % bzw. 0,1 %). Die Struktur der 
FuE-Ausgaben verändert sich damit wieder zugun- 
sten des Anteils der Wirtschaft (1996 66,3%, 1997 
67,0%), die Anteile des Hochschulsektors (1996 
18,1%, 1997 17,8%) und des Sektors der außeruni- 
versitären Einrichtungen (1996 15,6%, 1997 15,2%) 
gehen leicht zurück. 

- An der Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben 
für FuE beteiligte sich die Wirtschaft 1997 mit rund 
51,0 Mrd DM, sie erhöhte ihren Anteil damit auf 
61,6% (1996 60,8%). Der Anteil des Staates (Bund 
und Länder) reduzierte sich bei einem Finanzie- 
rungsbeitrag von 30,0 Mrd DM auf 36,2% (1996 
37,0%). 

- Die Aufteilung der Bruttoinlandsausgaben für FuE 
auf alte und neue Länder zeigt eine Entwicklung zu- 
gunsten des Anteils der neuen Länder. Sie erreichten 
1995 9,2% (nach 8,1% im Jahre 1993 und 6,5% 
1991) an den gesamten FuE-Ausgaben. Ihr Anteil am 
außeruniversitären bzw. am Hochschulsektor stieg 
auf eine etwa dem Bevölkerungsanteil entsprechen- 
de Höhe (1993 17,6% bzw. 15,1%; 1995 18,5% bzw. 
16,0%). Der Anteil Ostdeutschlands am gesamten 
Wirtschaftssektor erhöhte sich von 4,1% (1993) auf 
5,2 % (1995), er bleibt damit noch deuthch unter dem 
Anteil der beiden zuvor genannten Sektoren. 

2. FuE-Personal 

- ln Deutschland waren 1995 knapp 460 000 Men- 
schen (VoUzeitäquivalent) in FuE beschäftigt. Auf 
den Wirtschaftssektor entfallen davon rund 61,7%, 
auf die Hochschulen 21,9% und auf den außeruni- 
versitären Sektor 16,4%. Die Untergliederung des 
FuE-Personals nach Personalgruppen ergibt für die 
Forscher mit 50,3 % den höchsten Anteil, die Techni- 
ker und die Sonstigen haben etwa gleiche Anteile 
(24,4% bzw. 25,2%). 

- Zwei gegenläufige Entwicklungen sind zu beobach- 
ten: Zum einen ging der Anteil des Wirtschaftssek- 
tors am FuE-Personal im Verlauf der letzten Jahre 
deutlich zurück (1981 68,9%, 1995 61,7%); zum an- 
deren nahm der Anteil der Forscher am FuE-Personal 
insgesamt im gleichen Zeitraum deuthch zu (1981 


36,4 %, 1995 50,3 %). Einflußgrößen sind unter ande- 
rem Umstrukturierungen innerhalb des Wirtschafts- 
sektors zugunsten der Forscher und zu Lasten vor al- 
lem des sonstigen FuE-Personals sowie die deutsche 
Vereinigung, hier insbesondere die unterschiedhche 
Sektorstruktur der Forschungslandschaft in den alten 
und neuen Ländern. 

- Während der Personalabbau in FuE insgesamt im 
Wirtschaftssektor deuthch war (1995 gegenüber 1993 
um 3,6%), ging die Zahl der Forscher in der Wirt- 
schaft in diesem Zeitraum nicht weiter zurück, son- 
dern entwickelte sich leicht positiv (+ 0,3 %). 

- Das FuE-Personal in den neuen Ländern nahm 
1995 im Vergleich zu 1993 deuthch zu (+ 12,3%), am 
stärksten im Sektor der außeruniversitären Einrich- 
tungen (+ 18,6 %) und im Hochschulsektor (+ 13,6 %), 
etwas schwächer - aber ebenfalls deuthch - im Wirt- 
schaftssektor (+ 7,8 %). 


3. Die FuE-Ausgaben des Staates 

- Die FuE-Ausgaben des Staates (Bund und Länder) 
haben 1997 mit 31,5 Mrd DM um knapp ein Prozent 
unter denen von 1996 (31,8 Mrd DM) gelegen. Wäh- 
rend sich die FuE-Ausgaben des Bundes um 2,3% 
verminderten, stiegen die der Länder nach vorhegen- 
den Schätzungen leicht an (+0,6 %). 


4. Die FuE-Ausgaben des Bundes 

- Für den Bund sind die auf der Grundlage des Re- 
gierungsentwurfs 1998 ermittelten FuE-Ausgaben im 
Vergleich zu 1997 nahezu unverändert gebheben 
(-0,2%). 1997 gegenüber 1996 betrug der Rückgang 
2,3%. 

- Positiv war zuletzt die Entwicklung bei. den FuE- 
Ausgaben des BMBF: 1997 gegenüber 1996 war zwar 
ein Rückgang um 3,4% zu verzeichnen, für 1998 
weist der Regierungsentwurf einen Anstieg um 2,4 % 
aus. Damit erhöht sich der Anteü des BMBF an den 
FuE-Ausgaben des Bundes auf rund zwei Drittel 
(66,3%). 

- Im Vergleich zu 1997 sind die FuE-Ausgaben des 
BMVg (-8,4%) sowie des BMWi (- 5,9%) 1998 rück- 
läufig, letztere insbesondere auf Grund der Einstel- 
lung der Förderung der Entwicklung ziviler Flugzeu- 
ge. Im langfristigen Vergleich hat sich der Anteil des 
BMVg bis zum Jahre 1996 ausgeweitet (1981 14,9 %; 
1996 17,5%), der des BMWi ging von 10,3% (1981) 
auf 6,0% (1996) zurück. 

- Überdurchschnittlich positiv entwickelten sich in- 
nerhalb der FuE-Ausgaben des BMBF in den Jahren 
1981 bis 1996 die Förderbereiche Biotechnologie, 
Gesundh ei ts forsch ung, Umwel t forsch ung/ Klimafor- 
schung, Informationstechnik sowie Trägerorganisa- 
tionen/Hochschulen (insbes. MPG, DFG, FhG, Hoch- 
schulbau): Die durchschnitthchen jährhchen Steige- 
rungsraten hegen bei 6,2 % bis 8,7 %. 

- Die Mittel des BMBF an die Wirtschaft in den 
neuen Ländern bheben 1997 im Vergleich zu 1996 
auf hohem Niveau (1997 371,2 Mio DM nach 1996 
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341 Mio DM), die des BMWi gingen von 421,3 Mio DM 
(1996) auf 343,1 Mio DM (1997) zurück, was aller- 
dings vor allem darauf zurückzuführen ist, daß das 
Programm Innovationsförderung 1996 in die Verant- 
wortung der neuen Länder übergegangen ist. 

5. Wirtschaftssektor 

- Neben dem Anstieg der FuE-Aufwendungen der 
Wirtschaft 1997 gegenüber 1996 um 3,5% ergaben 
die Erhebungen im Wirtschaftssektor, daß mehr Un- 
ternehmen als noch vor einem Jahr Mittelsteigerun- 
gen für 1998 planen. 

- Zum internationalen FuE-Engagement der Wirt- 
schaft ergaben die Erhebungen: Töchter deutscher 
Firmen im Ausland gaben dort 1995 rund 
10 Mrd DM für FuE aus, dies sind rund 17 % der 
FuE -Aufwendungen im Inland. Spitzenreiter ist mit 
5,8 Mrd DM die Chemische Industrie. Der Anteil 
ausländischer Unternehmen an den FuE-Aufwen- 
dungen in Deutschland lag in der gleichen Größen- 
ordnung: 1995 waren es rund 16 %. 

- Die Kooperationen von Unternehmen der Wirt- 
schaft haben sich verstärkt: Die externen FuE-Auf- 
wendungen (d. h. Aufträge der Unternehmen an 
Dritte) sind bezogen auf die Mittelvergabe an Hoch- 
schulen und staatliche Einrichtungen um mehr als 
20% gestiegen (1995 gegenüber 1993). 

- Überdurchschnittliche Steigerungen ergeben sich 
bei kleinen und mittleren Unternehmen: Bei den 
KMU lagen nach den letzten Erhebungsergebnissen 
die FuE -Aufwendungen 1995 um 10,5% über denen 
von 1993, bei den Großunternehmen war der Anstieg 
mit 2,5 % deuthch geringer.^) 

6. Internationaler Vergleich 

- Im internationalen Vergleich liegt Deutschland be- 
zogen auf den Anteü der Bruttoinlandsausgaben für 
FuE am Bruttoinlandsprodukt 1995/1996 unter den 
G7-Staaten an vierter Stelle, unter allen OECD-Staa- 
ten an achter Stelle. Große Abstände zwischen den 
Werten einzelner Staaten bei diesem Indikator gibt 
es nur an der Spitze: Schweden (3,60%) und Japan 
(2,98 %) haben einen vergleichsweise großen Ab- 
stand vom resthchen Feld, Frankreich (2,31 %), Finn- 
land (2,37%) und Deutschland (2,28%) liegen sehr 
nahe beieinander; für die USA (1996 2,52%), die 
Schweiz (1992 2,66%) und Korea (1995 2,68%) erge- 
ben sich Werte im Mittelfeld. 

- Beim Anteil der staatlichen Ausgaben für zivile FuE 
am BIP nimmt Deutschland unter den G7 -Staaten 
den Spitzenplatz ein (0,83%), Frankreich hegt mit 
0,78 % in der Nachbarschaft dieses Wertes, die übri- 
gen Staaten folgen mit größerem Abstand (1996: Ja- 
pan 0,53%, Großbritannien und Kanada jeweüs 
0,49%, USA 0,43%). Hinsichtlich der absoluten Hö- 
he der Ausgaben für zivile FuE bleiben die USA mit 


9 Für 1996 zeichnet sich eine gegenläufige Entwicklung ab 
(Zuwachs bei Großunternehmen, Rückgang bei KMU). Diese 
erste Schätzung für 1996 weist jedoch noch keine den Daten 
für 1995 vergleichbare Belastbarkeit auf. 


31,3 Mrd $ dominant, u. a. gegenüber Japan mit 
15,1 Mrd $ und Deutschland mit 13,5 Mrd $ (Anga- 
ben für 1996 m US-$ Kaufkraftparitäten). 


7. Technologische Leistungsfähigkeit 
Deutschlands 

- Die Hälfte der industriellen Produktion in Deutsch- 
land entfällt auf FuE-intensive Industrien (50,5%). 
Dieser Sektor hat im Vergleich zu den anderen großen 
Industrieländern gesamtwirtschafthch das größte Ge- 
wicht: Mit einem Anteü von 12,2% der FuE-intensi- 
ven Branchen an der Bruttowertschöpfung der Volks- 
wirtschaft liegt Deutschland damit im Vergleich vor 
Japan (11,5%), den USA (8,5%) und Großbritannien 
(8,0%) an der Spitze; 12,8% aller Erwerbstätigen in 
Deutschland sind in forschungsintensiven Industrien 
beschäftigt; in den USA sind es 5,9 %, in Japan 9,3 %, 
in Großbritannien 8,2 % (jeweüs 1993-1995). 

- Die Entwicklung des Anteils an der Nettoproduk- 
tion zeigt, daß sich die forschungsintensiven Sekto- 
ren der Industrie Mitte der neunziger Jahre wieder 
an die Spitze der Wachstumsbewegung gesetzt 
haben. 

Hierbei zeigt sich ferner, daß Spitzentechnologien - 
sie haben einem Anteü von 11,5% an der Industrie- 
produktion - das stärkste Wachstum aufweisen. 

- In der Ausfuhr ist 1996 ein Anstieg um 13% bei 
Spitzentechnologien und um 7,5 % bei höherwertiger 
Technik zu verzeichnen. 

- Am schneUsten wuchsen die Investitionen in 
Deutschland bei den Spitzentechnikbereichen sowie 
im Automobübau. Rund 80 % der zwischen 1994 und 
1998 insgesamt zusätzlich ausgegebenen (bzw. ge- 
planten) industrieUen Investitionsmittel entfielen auf 
den forschungsintensiven Sektor. 

- Für 1997 wurde eine Steigerung der Innovations- 
aufwendungen der Unternehmen um 6% gegenüber 
1996 geschätzt. Diese Mittel, die neben den FuE-Auf- 
wendungen beispielsweise auch Aufwendungen für 
Produktgestaltung, Patentgebühren und Weiterbü- 
dung im Zusammenhang mit Innovationen umfassen, 
steigen damit noch deuthcher als die FuE -Aufwen- 
dungen der Wirtschaft (+3,5 %). 

- Das Aufkommen weltmarktrelevanter „Triadepa- 
tente aus den Industrieländern befindet sich er- 
neut auf dem Wachstumspfad. Seit 1994/95 nimmt 
Deutschland wieder den ersten Rang bei den Triade- 
patenten ein (Zahl der Triadepatente bezogen auf 
Beschäftigte). Die führende Position Deutschlands in 
Europa ist hierbei unangefochten. Die Triadepatent- 
intensität Frankreichs und Großbritanniens ist etwa 
halb so hoch wie in Deutschland. Aber auch in diesen 
Ländern konnte das Patent auf kommen deuthch er- 
höht werden. Insbesondere die USA haben ihre inter- 
nationalen Patentaktivitäten stetig ausgedehnt. 


„Triadepatente" sind Patente, die zusätzlich zum Inland in 
mindestens zwei Auslandsmärkten in verschiedenen Triade- 
Regionen angemeldet wurden. 


7 



Strukturen finanzieller deutscher Forschungsförderung (vereinfachtes System) 


nachrichtlich: 

EU 


internationale 

Forschungs- 

einrichtungen 

und 

Forschungs- 

organisationen 

z. B. 

CERN, EMBL, 
ESA, ESFR, 

ESO, ETW, 
IAEO,IEA,WMO 


rBundes- 
einrichtungen 
mit FuE-Autgaben 



G 

pj 

t— •• 


Quelle: BMBF 



I Institutionalisierte Förderbeziehungen 


cs: 


Projektförderung (nur für Bund und Wirtschaft) 


Faktenbericht ’9ß 




Drucksache 13/11091 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 










Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


1. Die Wissenschaftsausgaben 

Die Wissenschaftsausgaben Deutschlands betrugen 
1995 105,3 Mrd DM; sie lagen damit rund 3,3 % über 
denen von 1994 und um 9,5 % über denen von 1991. 
Nach vorhegenden Schätzungen betrugen sie 1997 
rund 109,2 Mrd DM, das entspricht einer Zunahme 
gegenüber 1996 (107,5 Mrd DM) um +1,6 %. 

ln den Jahren seit der deutschen Vereinigung erga- 
ben sich folgende Entwicklungen: 

- Rückgang des Bundesanteils von 20,9 % 1991 auf 
19,0 % 1996; 

- deuthcher Anstieg des Anteils der Länder und Ge- 
meinden (von 27,9 % auf 31,9 % in 1996), größten- 
teils hervorgerufen durch die Entwicklung der 
Ausgaben der neuen Länder; 

- kontinuierlicher Rückgang des Anteils der Wirt- 
schaft bis 1996 und zwar von 49,5 % auf 47,3 %; 
1997 erstmals wieder Anstieg (auf 48,2 %; vgl. Ta- 
beUeI/1). 


Die Wissenschaftsausgaben umfassen neben den 
Ausgaben für Forschung und experimentelle 
Entwicklung die Ausgaben für die wissenschaft- 
liche Lehre und Ausbildung und sonstige ver- 
wandte wissenschaftliche und technologische 
Tätigkeiten (vgl. Teil VI, Kap. 2 [Begriffserläute- 
rungen]). 


Der Anteil der Wissenschaftsausgaben der öffenth- 
chen Haushalte am öffenthchen Gesamthaushalt ver- 
minderte sich von 5,0 % (1991) auf 4,8 % (1996), im 
gleichen Zeitraum ging der Anteil der Wissenschafts- 
ausgaben insgesamt am Bruttosozialprodukt von 
3,3 % auf 3,1 % zurück, für 1997 wird er auf 3,0 % 
geschätzt (vgl. Tabelle VI/1). 

Für die Länder, deren Wissenschaftsausgaben größ- 
tenteüs auf die Hochschulen entfallen, ist das Kon- 
zept auf die „Grundmittel" abgestellt, bei dem die 
Wissenschaftsausgaben ^) um die unmittelbaren Ein- 
nahmen der Länder (insbesondere Pflegesatzeinnah- 
men) vermindert werden, um den stark verzerrenden 
Einfluß der Ausgaben für die Krankenversorgung an 
Hochschulkliniken auszuschalten (vgl. Kapitel 6). 

Die Wissenschaftsausgaben des Bundes fließen über- 
wiegend in den außeruniversitären Sektor (vgl. Ta- 
belle VI/10), bei den Ländern kommt der größte An- 
teü der Grundmittel für Wissenschaft den Hochschu- 
len zugute (vgl. Tabelle VI/14), 

Eine detaillierte Darstellung der Mittelflüsse bzw. 
Verflechtungen zwischen den einzelnen Sektoren 
wird in den folgenden Kapiteln gegeben. 


2. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

In Deutschland wurden 1995 insgesamt 80,8 Mrd 
DM zur Finanzierung von Forschung und Entwick- 


^) Nettoausgaben. 


Tabelle 1/1 
(vgl. auch Tabelle VI/1) 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen*) 

- Anteile in % - 


Finanzierungsquelle 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1. Öffentliche Haushalte 

55,2 

50,5 

51,4 

51,9 

52,2 

52,4 

52,7 

51,8 

1.1 Bund (einschheßhch ERP) .. 

24,0 

20,9 

20,8 

20,1 

19,6 

19,2 

19,0 

18,4 

1.2 Länder und Gemeinden^) . . 

30,3 

27,9 

28,9 

30,1 

30,8 

31,3 

31,9 

31,6 

darunter neue Länder 









(ohne Berlin-Ost) 

- 

3,5 

3,6 

4,4 

4,9 

5,2 

5,5 

5,4 

1.3 Wissenschafthche Organisa- 









tionen ohne Erwerbszweck . 

0,9 

1,7 

1,7 

1,6 

1,7 

1,9 

1,8 

1,8 

2. Wirtschaftssektor 

44,8 

49,5 

48,6 

48,1 

47,8 

47,6 

47,3 

48,2 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Nachrichthch in Mio DM 

49 578 

96 160 

100 098 

101 718 

101 938 

105 292 

107 494 

109 247 


*) 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

0 Die Wissenschaftsausgaben der Länder basieren nicht auf den Nettoausgaben, sondern auf den „Grundmitteln", die sich 
durch Absetzung der unmittelbaren Einnahmen (insbesondere der Pflegesatzeinnahmen der Länder für die Kranken- 
versorgung an Hochschulkhniken) ergeben. 

Quelle: BMBF Rundungsdiff erenzen 
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*) Daten aus Erhebungen bei den inländischen finanzierenden Sektoren. Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. Teilweise geschätzt. Bund bis 1996, übrige 
Sektoren bis 1995 auf Ist-Basis. Bund ab 1991 revidiert. 

1) Einrichtunoen des Bundes (ab 1981) und der Länder (ab 1985) nur mit ihren FuE-Anteilen. 

2) Von der Wirtschaft finanzierte FuE*Ausgaben im Wirtschaftssektor sowie Mittel, die andere Sektoren vom Wirlschattssektor erhallen haben, außerdem Mittel der Wirtschaft 
an das Ausland (Quelle: Stitterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und BMBF). Ab 1981 revidiert. 

3) Ab 1995 modifiziertes Berechnungsverfahren für FuE im Hochschulsektor, daher eingeschränkte Vergleichbarkeit mit Daten früherer Jahre. 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 
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lung (FuE) ausgegeben, 2,4 % mehr als 1994 (jeweils 
Ist). Nach vorhegenden Schätzungen haben diese 
Ausgaben 1996 rd. 82,2 Mrd DM (+ 1,7 %) und 1997 
83,7 Mrd DM (+ 1,9 %) betragen. 


Forschung und experimentelle Entwicklung 
(FuE) ist systematische, schöpferische Arbeit zur 
Erweiterung des Kenntnisstandes einschheßlich 
der Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur 
und die Gesellschaft sowie deren Verwendung 
mit dem Ziel, neue Anwendungsmöghchkeiten 
zu finden (vgl. Frascati Manual 1993^), § 57). 


9 Vgl. Teü VI, Kapitel 1 und 2. 


Die Entwicklung in den einzelnen Sektoren - insbe- 
sondere Bund, Länder, Wirtschaft - verhef dabei sehr 
unterschiedhch (vgl. Tabelle 1/2): 

- Nur geringfügige Veränderungen bei den FuE- 
Ausgaben des Bundes in den letzten Jah- 
ren - nach Zuwächsen 1995 und 1996 von einem 
Prozent ergibt sich 1997 im Soll ein zweipro- 
zentiger Rückgang (jeweils im Vergleich zum Vor- 
jahr); 

- Während 1991 bis 1994 Zuwächse um jeweils etwa 
5 % Vorlagen, wachsen die Länderausgaben um 
2,7 % (1995) und 3,8 % (1996); 1997 beträgt der 
Anstieg noch 0,6 % (jeweils im Vergleich zum Vor- 
jahr); 


Tabelle 1/2 
(vgl. auch TabeUe VI/2) 

FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland*) nach finanzierenden Sektoren 

sowie im Verhältnis zum BSP^) 


Finanzierende Sektoren J 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

I. Bund 2) -Mio DM 

10 363 

16 962 

17 353 

16 856 

16 342 

16 500 

16 660 

16 270 

Index 1991 = 100 

(61) 

100 

102 

99 

96 

97 

98 

96 

in % der FuE-Ausgaben insgesamt 

26,4 

22,1 

22,1 

21,3 

20,7 

20,4 

20,3 

19,4 

II. Länder^) '^) - Mio DM 

6 898 

12 287 

12 888 

13 546 

14 183 

14 564 

15 118 

15 204 

Index 1991 = 100 

(56) 

100 

105 

110 

115 

119 

123 

124 

in % der FuE-Ausgaben insgesamt 

17,6 

16,0 

16,4 

17,2 

18,0 

18,0 

18,4 

18,2 

Bund und Länder zusammen (Staat) 

17 261 

29 249 

30 241 

30 402 

30 525 

31 064 

31 778 

31 474 

Index 1991 = 100 

(59) 

100 

103 

104 

104 

106 

109 

108 

in % der FuE-Ausgaben insgesamt 

44,0 

38,2 

38,5 

38,5 

38,7 

38,4 

38,7 

37,6 

III. Wirtschaft^) - Mio DM 

21 816 

46 949 

48 049 

48 323 

48 130 

49 542 

50 180 

52 030 

Index 1991 = 100 

(46) 

100 

102 

103 

103 

106 

107 

111 

in % der FuE-Ausgaben insgesamt 

55,6 

61,3 

61,2 

61,2 

61,0 

61,3 

61,1 

62,2 

IV. Private Institutionen ohne 

Erwerbszweck - Mio DM 

153 

382 

283 

239 

254 

203 

205 

205 

Index 1991 = 100 

(40) 

100 

74 

63 

66 

53 

54 

54 

in % der FuE-Ausgaben insgesamt 

0,4 

0,5 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

FuE-Ausgaben insgesamt - Mio DM 

39 230 

76 580 

78 573 

78 964 

78 909 

80 809 

82 163 

83 709 

Index 1991 = 100 

(51) 

100 

103 

103 

103 

106 

107 

109 

in%desBSP^) 

2,55 

2,66 

2,54 

2,49 

2,37 

2,35 

2,34 

2,32 


*) Daten aus Erhebungen bei den inländischen finanzierenden Sektoren. 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

J BSP: Bruttosozialprodukt. 

^) Teilweise geschätzt, Bund bis 1996, übrige Sektoren bis 1995 auf Ist-Basis. Bund ab 1991 revidiert. 

^) Einrichtungen des Bundes (ab 1981) und der Länder (ab 1985) nur mit ihren FuE-Anteüen. 

J Ab 1995 modifiziertes Berechnimgsverfahren für FuE im Hochschulsektor, daher eingeschränkte Vergleichbarkeit mit Daten 
früherer Jahre. 

Von der Wirtschaft finanzierte FuE-Ausgaben im Wirtschaftssektor sowie Mittel, die andere Sektoren vom Wirtschaftssektor 
erhalten haben, außerdem Mittel der Wirtschaft an das Ausland (Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches 
Bundesamt und BMBF). Ab 1981 revidiert. 

Quelle: BMBF 
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Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) der Bundesrepublik Deutschland*) 
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•) Daten aus Erhebungen bei den durchfuhrenden Sektoren. Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. Teilw. geschätzt, bis 1995 auf Ist-Basis, ab 1996 geschätzt. 

1) Außeruniversitäre Einrichtungen. Staat; Bundes-, landes- und gemeindeeigene (Forschungs-) Einrichtungen. Einrichtungen des Bundes ab 1981, Einrichtungen der Länder ab 
1985 nur mit ihren FuE-Anteüen. Ab 1992 neues Erhebungskonzept im Sektor Staat und private Institutionen. 

2) Interne FuE-Aufwendungen der Winschatt einschl. nicht aufteilbarer Mittel des Staates, jedoch ohne die nicht nachgewiesenen Mittel des Staates (OECD-Konzept). 
daher bei den Mitteln des Staates Abweichungen zu den Erhebungen bei den finanzierenden Sektoren. 

3) Ab 1995 modifiziertes Berechnungsverfahren für FuE im Hochschulsektor (Zeitreihenbruch). 

Quelle; Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und BMBF Faktenbericht '98 
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- Bund und Länder weisen zusammengenommen 
zuletzt nur noch sehr moderate Steigerungen bzw. 
rückläufige Mittel auf; 

- Die Finanzierung von FuE durch die Wirtschaft 
steigt 1997 gegenüber 1996 um 3,7 % (1995: 
2,9 %, 1996: 1,3 %). 

Der Anteil der Wirtschaft an der Finanzierung von 
FuE hat durch die positive Entwicklung von 1997 - 
sie basiert weitgehend noch auf Plandaten - den 
höchsten Wert seit der deutschen Vereinigung er- 
reicht (62,2 %). 

Der Anteil der von Inländern finanzierten FuE-Aus- 
gaben am Bruttosozialprodukt (BSP: die von In- 


ländern erbrachte wirtschaftliche Leistung) ist da- 
gegen weiterhin - in den letzten Jahren weniger 
stark - rückläufig, er hegt 1997 bei 2,32 % (vgl. Gra- 
phik I/l). 

Während die von inländischen Sektoren finanzierten 
FuE-Ausgaben auch die Mittel einbeziehen, die für 
Forschungszwecke in das Ausland fließen - hierfür 
verausgabten Staat und Wirtschaft 1995 zusammen 
knapp 2,7 Mrd DM - handelt es sich bei den Brutto- 
inlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
(BAFE) um die zur Durchführung von FuE im Inland 
verausgabten Mittel (einschl. der aus ausländischen 
QueUen finanzierten, beispielsweise von EU oder 
Unternehmen mit Sitz im Ausland; vgl. TabeUen 1/3 


Tabelle 1/3 
(vgl. auch TabeUe VI/3) 


Bnittoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung (BAFE) der Bundesrepublik Deutschland *) 
nach durchführenden Sektoren und im Verhältnis zum BIP^) 


Durchführende Sektoren 2) 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

I. Hochschulen - Mio DM 

6 312 

12 169 

13 164 

13 838 

14 439 

14 430 

14 640 

14 700 

Index 1991 = 100 

(52) 

100 

108 

114 

119 

119 

120 

121 

in % der BAFE 

16,7 

16,3 

17,3 

18,1 

18,7 

18,1 

18,1 

17,8 

11. Staat und private Institutionen 
ohne Erwerbszweck - Mio DM . . 

5 304 

10 673 

10 757 

11 490 

11 603 

12 255 

12 588 

12 600 

Index 1991 = 100 

(50) 

100 

101 

108 

109 

115 

118 

118 

in % der BAFE 

14,0 

14,3 

14,1 

15,0 

15,0 

15,4 

15,6 

15,2 

III. Wirtschaft^) - Mio DM 

26 196 

51 675 

52 285 

51 236 

51 190 

52 835 

53 600 

55 500 

Index 1991 = 100 

(51) 

100 

101 

99 

99 

102 

104 

107 

in % der BAFE 

69,3 

69,3 

68,6 

66,9 

66,3 

66,4 

66,3 

67,0 

Bruttoinlandsausgaben für FuE 









insgesamt (BAFE) - Mio DM 

37 812 

74 517 

76 206 

76 563 

77 232 

79 520 

80 828 

82 800 

Index 1991 = 100 

(51) 

100 

102 

103 

104 

■ 107 

108 

111 

in % des BIP 

2,46 

2,61 

2,48 

2,42 

2,32 

2,30 

2,28 

2,27 

Nachrichtlich 

FuE-Ausgaben 

an das Ausland®) - Mio DM 

Bund 

855 

1 806 

2 105 

1 916 

1 654 

1 720 

1 627 

1 550 

Wirtschaft 

225 

942 

1 000 

1 232 

1 100 

935 



insgesamt 

1 080 

2 748 

3 105 

3 148 

2 754 

2 655 



Index 1991 = 100 

(39) 

100 

113 

115 

100 

97 




*) Daten aus Erhebungen bei den durchführenden Sektoren. 1991 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland, 

J Bruttoinlandsprodukt (BIP). 

Teilweise geschätzt, bis 1995 auf Ist-Basis, ab 1996 geschätzt. 

Ab 1995 modifiziertes Berechnungsverfahren für FuE im Hochschulsektor (Zeitreihenbruch). 

'‘) Außeruniversitäre Einrichtungen. Staat: Bundes-, landes- und gemeindeeigene (Forschungs-)Emrichtungen. Einrichtungen 
des Bundes ab 1981, Einrichtungen der Länder ab 1985 nur mit ihren FuE- Anteilen. Ab 1992 neues Erhebungskonzept im 
Sektor Staat und private Institutionen. 

^) Interne FuE -Aufwendungen der Wirtschaft einschl. nicht aufteübarer Mittel des Staates, jedoch ohne die nicht nachge- 
wiesenen Mittel des Staates (OECD -Konzept), daher bei den Mitteln des Staates Abweichungen zu den Erhebungen bei den 
finanzierenden Sektoren. 

®) Teilweise geschätzt. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und BMBF Rundungsdifferenzen 
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FuE-Ausgaben Deutschlands nach finanzierenden und durchführenden Sektoren 1995 

in Mrd DM 



Bruttomlandsausgaben 
für Forschung und Entwicklung*) 

79,5 



*) FuE-Ausgaben für die Durchführung von FuE im Inland. 

1) Staatliche Einrichtungen mit FuE-Aufgaben und private Institutionen ohne Erwerbszweck. 

2) Einschließlich inter- und supranationale Organisationen. 

Quelle: BMBF Faktenbericht '98 
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und VI/3). Dieses Aggregat wird - da es Doppelzäh- 
lungen vermeidet - häufig für internationale Verglei- 
che verwendet (vgl. Kapitel 10).^) 

1995 - dem letzten Jahr, für das Ist-Daten vorliegen, 
wurden in Deutschland 79,5 Mrd DM zur Durchfüh- 
rung von FuE ausgegeben. Die BAFE lagen damit 
um 3,0 % über denen von 1994. Auf Grund einer me- 
thodischen Änderung bei der Berechnung der FuE- 
Ausgaben der Hochschulen, die einen Bruch der 
Zeitreihe mit sich bringt, ist die Vergleichbarkeit der 
Angaben von 1995 und 1994 allerdings einge- 
schränkt, es ist von einer etwas höheren Steigerungs- 
rate auszugehen. 

Für 1996 werden 80,8 Mrd DM (+ 1,6 %), für 1997 
rd. 82,8 Mrd DM (+2,4 %) geschätzt. 

Während die Jahre von 1991 bis 1994 auf der Seite 
der Wirtschaft durch mehr oder weniger stagnieren- 
de Mittel geprägt waren, Hochschulen sowie Staat 
und private Institutionen ohne Erwerbszweck da- 
gegen - auch real - steigende Ausgaben verzeichne- 
ten, weist die aktuelle Entwicklung - den Schätzun- 
gen entsprechend - auf eine umgekehrte Entwick- 
lung hin: Die Wirtschaft erhöht ihre Mittel deuthch 
(+ 3,5 %), Hochschulen und außeruniversitäre Ein- 
richtungen stagnieren zuletzt (1997 gegenüber 1996). 

Wichtige Entwicklungslinien sind ferner: 

- Außeruniversitäre Einrichtungen verzeichneten 
1995 gegenüber 1994 einen deutlichen Anstieg 
(teüweise auf Grund einer Erweiterung des Be- 
richtskreises; vgl. Tabelle VI/21); 

- Die positive Entwicklung von Hochschulen und au- 
ßeruniversitären Einrichtungen 1991 bis 1994 geht 
auch zurück auf den Aufbau der Forschungsland- 
schaft in den neuen Ländern (vgl. Teil II bzw. V); 

- Die Struktur der BAFE hat sich 1997 zugunsten 
der Wirtschaft verschoben - auf sie entfallen 

67.0 %, auf Hochschulen 17,8 %, auf Staat und 
private Institutionen 15,2 % der Mittel (vgl. auch 
Graphik 1/2). 

Zum Anteil der neuen Länder (einschl. Berlin-Ost):^) 

- Die BAFE der neuen Länder betrugen 1995 9,2 % 
(1993 8,1 %); 

- Am höchsten ist der Anteil der neuen Länder im 
Sektor der außeruniversitären Einrichtungen 
(1993 17,6 %, 1995 18,5 %); 

- Ihr Anteil am Hochschulsektor stieg von 1993 

15.1 % auf 1995 16,0 %;^) 


^) Die genannten Konzepte - Finanzierung und Durchführung 
von FuE - führen zumeist zu unterschiedlichen Ausgaben für 
FuE (für Deutschland 1995; 80,8 Mrd DM bzw. 79,5 Mrd 
DM), die sich zum Teü durch die Unterschiede der Mittel aus 
dem Ausland (1995 1,5 Mrd DM) bzw. in das Ausland (1995 
2,7 Mrd DM), zum Teü durch Unterschiede in den Erhebun- 
gen (bei durchführenden bzw. finanzierenden Sektoren) so- 
wie weitere Faktoren erklären (vgl. Bundesbericht For- 
schung 1996, Teü II, Kapitel 2 sowie Teü VII, Kapitel 1). 

^) Vgl. Kapitel 6. 

0 Auch als außeruniversitäre Einrichtungen bezeichnet. 

^) Tiefgeghederte Daten hierzu: TabeUen VI/4 1 bis VI/44 . 

®) Die Vergleichbarkeit der Angaben von 1993 und 1995 ist al- 
lerdings durch das neue Berechnungsverfahren für FuE im 
Hochschulsektor leicht eingeschränkt. 


- Im Wirtschaftssektor ist der Anteil Ostdeutsch- 
lands nach wie vor gering, allerdings zuletzt deut- 
lich ansteigend (1993 4,1 %, 1995 5,2 %). 

Finanzierungsstmktur der Bruttoinlandsausgaben 
für FuE (%, 1997 Schätzung): 



1991 

1993 

1995 

1997 

BAFE 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

darunter finanziert 
durch Wirtschaft . . 

61,7 

61,5 

61,1 

61,6 

Staat 

35,8 

36,5 

36,8 

36,2 

Ausland 

1,9 

1,6 

1,8 

1,9 


(vgl. TabeUe VI/3). 


Die für den Wirtschaftssektor charakteristische 
Kennzahl, die „Eigenfinanzierungsquote der Wirt- 
schaft" - Anteil der im Wirtschaftssektor durchge- 
führten Forschung und Entwicklung, den die Wirt- 
schaft selbst finanziert - hat sich in den letzten Jah- 
ren nicht verändert, sie hegt 1995 und 1997 bei rund 
89,0 % 7 ) 

Mit einem Anteil von 2,27 % im Jahr 1997 ist der 
Anteil der BAFE am Bruttoinlandsprodukt (BIP: die 
im Inland erbrachte wirtschafthche Leistung) wei- 
terhin rückläufig, allerdings schwächer als in den 
Jahren zuvor (1995 2,30 %, 1996 2,28 %; vgl. Ta- 
beUe 1/3). 


3. Das in Forschung und Entwicklung 
tätige Personal 

Das FuE-Personal ist neben den FuE-Ausgaben ein 
wichtiger Aufwandsindikator zur Beschreibung eines 
Forschungssystems. 

1995, dem letzten Jahr, für das Angaben für alle Sek- 
toren zur Verfügung stehen, waren in Deutschland 
insgesamt 459 138 Personen - umgerechnet in VoU- 
zeitäquivalente - in FuE tätig. Mit 283 316 oder 
61,7 % entfällt der höchste Anteil auf den Wirt- 
schaftssektor, weitere 100 674 Personen (21,9 %) 
können dem Hochschulsektor und 75 148 Personen 
(16,4 %) dem Staatssektor zugerechnet werden (vgl. 
TabeUe VI/29 sowie Graphik 1/3.1). 

Der Anteil des wissenschaftüchen FuE-Personals 
(„Forscher") am FuE-Personal insgesamt liegt 1995 
im Durchschnitt über alle FuE -durchführenden Sek- 
toren bei 50;3 % (Wirtschaftssektor: 45,7 %; Hoch- 
schulsektor 64,0 %; Staatssektor: 49,7 %)^). 


^) In diesem Zusammenhang ist auf die in den Erhebungen der 
Wirtschaft nicht nachgewiesenen Mittel des Staates hinzu- 
weisen (vgl. TabeUe VI/3) . 

0 Im Rahmen der Änderung des Erheb ungs Verfahrens im 
Hochschulsektor (1992) kam es zu einer Untererfassung des 
Drittmittelpersonals, so daß das Statistische Bundesamt für 
1992 bis 1994 keine Daten zum FuE-Personal für den Hoch- 
schulsektor vorlegen konnte. Eine DarsteUung der Entwick- 
lung ist daher nicht mögUch . 
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Graphik 1/4 

FuE-Personal 

-Anteile in Wo- 


nach Sektoren nach Personalgruppen 


14,5 

16,6 

68,9 

1981 

36,4 

28,7 

34,9 

Staat' 

Hoch- 

Wirtschaft 

früheres 

Bundes- 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 


schulen 


gebiet 




17,6 

20,1 

62,3 

1991 

Deutsch- 

46,8 

24,9 

28,3 

Staat ^ 

Hoch- 

schulen 

Wirtschaft 

land 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 


16.4 

21,9 

61,7 

1995 

50,3 

24,4 

25,2 

Staat" 

Hoch- 

schulen 

Wirtschaft 

Deutsch- 

land 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 


1) Staat und private Institutionen ohne Erwerbszweck (außeruniversitäre Einrichtungen). Rundungsdifferenzen 

Quelle; Statistisches Bundesamt, Stifterverband Wissenschaftsstatistik und BMBF Faktenbericht '98 


Frauenanteil am Personal in Forschung 
und Entwicklung 1995 

Der Frauenanteil am FuE-Personal im Wirt- 
schaftssektor beträgt 16,9 %, im Verarbeitenden 
Gewerbe liegt er etwas darunter (16,3 %). 

Für den Hochschulsektor hegen Anteile für das 
FuE-Personal insgesamt^) nicht vor, der Anteil 
der Forscherinnen beträgt 18,6 % aller Forschen- 
den. In den neuen Ländern ist er mit 24,3 % 
deutlich höher. Am größten ist der Anteil im Be- 
reich der Medizin (29,9 %), am niedrigsten in 
den Inqenieurwissenschaften (7,5 %) (vgl. Ta- 
belle VI/33). 

Im Bereich des Staates und der privaten Institu- 
tionen ohne Erwerbszweck sind 35,3 % des FuE- 
Personals Frauen (neue Länder: 42,7 %), unter 
den Forschenden 20,1 % (neue Länder; 24,9 %). 
Der höchste Frauenanteil ist beim FuE-Personal 
der Wissenschaftlichen Bibliotheken/ Archive/ 
Museen (49,4 %) und den Blaue Liste -Einrich- 
tungen (45,4 %) zu beobachten; eingeschränkt 
auf die Forschenden sind die entsprechenden 
Anteile 46,2 % bzw. 26,1 % (vgl. Tabelle VI/34). 


Das FuE-Personal setzt sich aus den Forschem bzw. For- 
schenden, dem Technischen Personal und den Sonstigen zu- 
sammen. 


Struktur und Entwicklung in den alten Ländern 

- In den alten Ländern kam es zwischen 1991 und 
1995 zu einem Rückgang des FuE-Personals um 
insgesamt 6,7 % (vgl. Übersicht 3.1). Die entspre- 
chenden Entwicklungen in den einzelnen Sekto- 
ren Wirtschaft, Hochschulen und Staat weichen 
dabei deutlich von diesem Gesamttrend ab: Im 
Staatssektor kam es zu einem leichten Anstieg 
(+1,4 %), der jedoch zumindest zum Teil metho- 
disch begründet ist (Erweiterung des Berichtskrei- 
ses der Erhebung). Der Hochschulsektor ist durch 
eine Abnahme seines FuE-Personals um 3,1 % ge- 
kennzeichnet. Mit -9,5 % fand zwischen 1991 und 
1995 im Wirtschaftssektor der höchste Abbau per- 
soneller FuE-Kapazität statt. 

- Eine Unterghederung nach Forschern (d. h. akade- 
mischem FuE-Personal) einerseits und techni- 
schem und sonstigem FuE-Personal andererseits 
zeigt, daß diese beiden Gruppen von der eben be- 
schriebenen Gesamtentwicklung völlig unter- 
schiedhch betroffen waren: Sowohl im Hochschul- 
als auch im Staatssektor kam es im betrachteten 
Zeitraum zu einer Zunahme beim akademischen 
FuE-Personal, (Hochschulen +1,8 %; Staatssektor 
+10,7%). Dem für das FuE-Personal insgesamt zu 
beobachtenden Rückgang (Hochschulsektor) bzw. 
nur leichten Zuwachs (Staatssektor) hegt in diesen 
Sektoren ein deuthcher Abbau des technischen 
und sonstigen FuE-Personals zugrunde (Staatssek- 


16 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 
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FuE-Personal nach Sektoren 
und Personalgruppen 
- Alte Länder (einschl. Berlin-West) - 


Sektor 

Jahr 

FuE- 

Personal 

insgesamt 

davon 

Forscher 

Techni- 
sches und 
Sonstiges 
Personal 

- Vohzeitäquivalent (VZÄ) - 

Wirtschaft 

1991 

286 834 

118 320 

168 514 


1995 

259 575 

114 393 

145 182 

Hochschulen 

1991 

84 358 

51 716 

32 639 


1995 

81 726 

52 631 

29 095 

Staat 

1991 

59 619 

26 023 

33 596 


1995 

60 454 

28 800 

31 654 

insgesamt 

1991 

430 812 

196 059 

234 749 


1995 

401 755 

195 824 

205 931 

- Index (1991 = 100)- 

Wirtschaft 

1991 

100,0 

100,0 

100,0 


1995 

90,5 

96,7 

86,2 

Hochschulen 

1991 

100,0 

100,0 

100,0 


1995 

96,9 

101,8 

89,1 

Staat 

1991 

100,0 

100,0 

100,0 


1995 

101,4 

110,7 

94,2 

insgesamt 

1991 

100,0 

100,0 

100,0 


1995 

93,3 

99,9 

87,7 


Ohne Einbeziehung des PNP-Sektors (1991: 2 410 VZÄ, 
darunter 1 243 Forscher). 

1995 Berichtskreiserweiterung. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Stifterverband Wissen- 
schaftsstatistik und Berechnungen des Bundes- 
ministeriums für Büdung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie Rundungsdifferenzen 


tor: -5,8 %; Hochschulsektor: -10,9 %). Im Wirt- 
schaftssektor kam es auch bei der Gruppe der For- 
scher :^u einer Abnahme, allerdings fiel diese mit 
-3,3 % gegenüber -13,8 % beim übrigen FuE- 
Personal gering aus. 

- Mit dem in der ersten Hälfte der neunziger Jahre 
zu beobachtenden Abbau des FuE-Personals 
setzte sich damit eine bereits seit den achtziger 
Jahren stattfindende „Umstrukturierung" zugun- 
sten des akademischen FuE-Personals fort: In den 


vergangenen zehn Jahren hat sich der Forscheran- 
teil am FuE-Personal insgesamt von 37,7 % auf 
48,7 % erhöht. Nach Sektoren untergliedert ergibt 
sich: 


Anteil der Forscher am FuE-Personal 
in den alten Ländern insgesamt 

- in % - 



1985 

1995 

Wirtschaftssektor 

34,0 

44,1 

Hochschulsektor 

53,8 

64,4 

Staatssektor 

38,1 

47,6 

Insgesamt 

37,7 

48,7 


Struktur und Entwicklung in den neuen Ländern 

- Für die neuen Länder liegen verläßliche und mit 
denen der alten Länder kompatible Daten zum 
FuE-Personal erst ab 1993 vor. Den - u. a. in Über- 
sicht 3.2 - für 1991 auf geführten Daten liegen zum 
Teil Schätzungen zugrunde, die angesichts des zur 
Erhebungszeit noch nicht abgeschlossenen Um- 
baus des ostdeutschen Forschungssystems mit Un- 
sicherheiten behaftet sind. 

- Im Zeitraum zwischen 1993 und 1995 kam es in 
den neuen Ländern zu einer Zunahme des FuE- 
Personals um insgesamt 12,3 %. Eine besonders 
ausgeprägte Steigerung ergibt sich mit 18,6 % für- 
den Staatssektor, die nicht zuletzt auf die noch in 
diesen Jahren erfolgten Neugründungen außer- 
universitärer Einrichtungen (z. B. Max-Planck- 
und Fraunhofer-Gesellschaft) zurückzuführen ist. 
Die entsprechende Veränderungsrate hegt für den 
Hochschulsektor bei + 13,6 %, für den Wirtschafts- 
sektor bei -h 7,8 %. Im Gegensatz zu den alten Län- 
dern kam es im hier betrachteten Zeitraum in den 
neuen Ländern auch bei der Gruppe des techni- 
schen und sonstigen FuE-Personals zu Aufstok- 
kungen, wenngleich im geringeren Ausmaß als 
bei der Gruppe der Forscher. Dadurch stieg der - 
im Vergleich zu den alten Ländern bereits sehr ho- 
he - Anteü der Forscher am FuE-Personal insge- 
samt noch einmal an. Er hegt über die einzelnen 
Sektoren hinweg 1995 bei 61,5 %. 

- Die Betrachtung von Pro-Kopf-Angaben (FuE-Per- 
sonal je 1 000 Einwohner) - dargestellt in Über- 
sicht 3.2 - zeigt, daß die „FuE -Dichte" im Staats- 
und Hochschulsektor der neuen Länder derjeni- 
gen der alten Länder entspricht. Demgegenüber 
weist der Wirtschaftssektor der neuen im Ver- 
gleich zu den alten Ländern einen deutlich niedri- 
geren Pro-Kopf -Anteü auf (1,5 % gegenüber 
3,9 %). Dies aüein führt dazu, daß die FuE -Dichte 
ün Durchschnitt über alle Sektoren in den neuen 
Ländern mit 3,7 % niedriger ist als in den alten 
Ländern (6,1 %). Das FuE-Personal der Wirtschaft 
müßte sich in den neuen Ländern mehr als verdop- 
peln, um eine den alten Ländern entsprechende 
Intensität zu erreichen. 
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Übersicht 3.2 


FuE-Personal nach Sektoren 




davon 

Jahr 

insgesamt 

Wirtschaft 

Hoch- 

schulen 

Staat 0 

- VoUzeitäquivalent (VZÄ) - 


alte Länder 
(einscbL Berlin-West) 

1991 

430 812 

286 834 

84 358 

59 619 

1993 


271 742 


58 8902) 

1995 

401 755 

259 575 

81 726 

60 454 


neue Länder 
(einschl. Berlin-Ost) 

1991 

82 831 3) 

34 922 

19 506 

28 400") 

1993 

50 820") 

22 032 

16 680 

12 108") 

1995 

57 051 

23 741 

18 948 

14 362 

- Je 1 000 Einwohner - 


alte Länder 
(einschl. Berlin-West) 

1991 

6,7 

4,5 

1,3 

0,9 

1993 

. 

4,1 


0,9^) 

1995 

6,1 

3,9 

1,2 

0,9 


neue Länder 
(einschl. Berlin-Ost) 

1991 

5,2^) 

2,2 

1,2 

1,8^) 

1993 

3,2^) 

1,4 

1,1 - 

0,8") 

1995 

3,7 

1,5 

1,2 

0,9 


1993 Berichtskreis erweiterung. 

Revidiert. 

Schätzung. Einschließlich des Personals der von Bund und 
Ländern übergangsfinanzierten Forschungseinrichtungen 
der ehemahgen Akademien, die gemäß Artikel 38 Eini- 
gungsvertrag zum 31. Dezember 1991 aufgelöst wurden. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches 
Bundesamt und Berechnungen des Bundesministe- 
riums für Büdung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie Rundungsdifferenzen 

Weitere Darstellungen zum FuE-Personal sind in den 
TabeUen VI/29ff, VI/33ff, VI/38 sowie VI/45ff ent- 
halten. 


4. Die Bundesausgaben für Forschung und 
Entwicklung 1981 bis 1998: 

Struktur und Entwicklung 

Für eine analytische Aufbereitung der Entwicklung 
und Struktur der FuE-Ausgaben des Bundes sind un- 


terschiedhche Betrachtungsweisen und der Ver- 
gleich über verschiedene Zeitabschnitte notwendig. 
Da Sonderfaktoren in der Vergangenheit die Ver- 
gleichbarkeit der Ausgaben einschränken, wurden 
bei der Entwicklung der FuE-Ausgaben unterschied- 
hche Phasen betrachtet: 

- Langfristig der Zeitraum von 1981 bis 1996, 

- die Dekade vor der deutschen Wiedervereinigung 
1981 bis 1990, 

- die von Umstrukturierung und Aufbau der For- 
schungslandschaft in den neuen Ländern domi- 
nierte Phase 1990 bis 1993, 

- der Zeitraum nach der weitgehend abgeschlosse- 
nen Umstrukturierung der Forschungslandschaft 
in den neuen Ländern 1993 bis 1996 sowie 

- der Zeitraum, für den noch keine Ist-Daten vorhe- 
gen: 1997 Soll bzw. 1998 Soll nach dem Regie- 
rungsentwurf. 


Ausgaben des Bundes für Forschung und 

Entwicklung insgesamt und nach Ressorts 

Im Jahr 1996 gab der Bund insgesamt 16,7 Mrd DM 

für Forschung und Entwicklung (FuE) aus (vgl. Ta- 

beUe VI/7). 

- Ausgehend von 10,5 Mrd DM in 1981 ergibt sich 
daraus ein durchschnittlicher jährhcher Anstieg 
um 3,1 %. 

- Nach einer stetigen durchschnitthchen Erhöhung 
der FuE-Ausgaben bis 1992 war die Entwicklung 
in den Folgejahren uneinheithch, jedoch insge- 
samt rückläufig. 

- Die durchschnittliche jährliche Steigerung der 
FuE-Ausgaben des BMBF betrug zwischen 1981 
und 1996 3,2 % und hegt damit leicht über dem 
Durchschnitt. 

- Die Entwicklung der FuE-Ausgaben des BMBF 
und Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWi) 
in der Abgrenzung der jeweils hier betrachteten 
Einzelpläne (30 und 09) wird im betrachteten Zeit- 
raum beeinflußt durch die Sonderfinanzierungen 
im Zusammenhang mit der deutschen Einheit, da 
die Übergangsfinanzierung für die Akademie der 
Wissenschaften der DDR, die Förderung wirt- 
schaftsnaher Forschungseinrichtungen und das 
Emeuerungsprogranun für Hochschulen und For- 
schung nicht oder nicht vohständig in den Einzel- 
plänen der genannten Ressorts, sondern im Einzel- 
plan 60 (Ahgemeine Finanzverwaltung) veran- 
schlagt waren (vgl. Tabehe 1/4). 

- Knapp zwei Drittel der FuE-Ausgaben des Bundes 
wurden jeweils 1981 und 1996 aus dem Haushalt 
des BMBF finanziert. 

~ Der Anteil des BMWi ist 1996 gegenüber 1981 um 
vier Prozentpunkte zurückgegangen. Ausschlag- 
gebend für diesen Rückgang ist insbesondere die 
EinsteUung der Förderung der Entwicklung ziviler 
Flugzeuge (vgl. Graphik 1/4.1). 
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Tabelle 1/4 
(vgl. Tabelle VI/7) 


Ressort 

1981 

1990 

1993 

199Ö 

1997 

1998 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

- in Mio DM - 

Bund insgesamt 

10 484 

15 361 

16 856 

16 659 

16 272 

16 232 

davon: 







BMWi 

1 082 

1 077 

1 221 

1 008 

917 

863 

BMVg 

1 560 

3 419 

2 662 

2 916 

3 035 

2 781 

BMBF 

6 778 

9 051 

10 879 

10 883 

10 514 

10 769 

übrige Ressorts*) 

1 064 

1 814 

2 095 

1 853 

1 806 

1 819 


- Anteile in % - 

Bund insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

davon: 







BMWi 

10,3 

7,0 

7,2 

6,0 

5,6 

5,3 

BMVg 

14,9 

22,3 

15,8 

17,5 

18,7 

17,1 

BMBF 

64,7 

58,9 

64,5 

65,3 

64,6 

66,3 

übrige Ressorts*) 

10,1 

11,8 

12,4 

11,1 

11,1 

11,2 


Ressort 

1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Ist 

Ist/SoU 

SoU/R.-E. 

- Durchschnittliche jährhche Veränderungen in % - 

Bund insgesamt 

3,1 

4,3 

3,1 

-0,4 

- 2,3 

-0,2 

davon: 







BMWi 

- 0,5 

- 0,1 

4,3 

- 6,2 

- 9,0 

- 5,9 

BMVg 

4,3 

9,1 

- 8,0 

3,1 

4,1 

- 8,4 

BMBF 

3,2 

3,3 

6,3 

0,0 

- 3,4 

2,4 

übrige Ressorts*) 

3,8 

6,1 

4,9 

- 4,0 

- 2,5 

0,7 


*) Einschl. Allgemeine Fmanzverwaltung 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


Graphik 1/4.1 


Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 



•) Einschließlich Allgemeine Rnanzverwaltung 
Quelle: BMBF 


Faktenbericht '98 
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Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 1987 - 1998 

inMrd DM 


1.2 


16 


14 


12 


10 


1.1 


3.1 


1,0 


u 


0,9 


0,9 


3.4 



1 

1.0 


1 1.2 

1 

2.7 

2,9 

2.9 


2,6 



I 0,9 


0.9 


3.0 2.8 


3.2 


2.9 


2J 


10,6 


10.9 


9,7 


10,6 


10,8 


10,5 


10,8 


9,1 


8,4 


8.2 


8.3 


0,2 0,2 0,2 0,0 0,0 


BMWi 


BMVg 


BMBF 



0.0 0,1 


Allgemeine 

Finanz- 

verwaltiing^) 

übrige 

Ressorts 


1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 


Ist 


Soll Reg.- 
Entw. 


1) Einschi. Finanzhilfen nach Art.104a Abs. 4 GG an strukturschwache Bundesländer für Investitionsmaßnahmen zur Förderung von 
Forschung und Technologie (1989 bis 1992) und einschl. Leistungen für Hochschulen und Forschung sowie wirtschaftsnahe 
Forschungseinrichtungen im Zusammenhang mit der deutschen Einheit (1991-1996). 


Quelle: BMBF 


Faktenbericht ’98 
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Die Finanzierung der Ausgaben des Bundes für 
Forschung und Entwicklung (FuE-Ausgaben) 
kann grundsätzlich in zwei Kategorien eingeteilt 
werden: 

Die Ressortforschung ist auf Gewinnung wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse mit direktem Bezug zu 
den Tätigkeitsfeldern eines Ressorts gerichtet 
(überwiegend als Auftragsforschung), sie schließt 
die Wehrforschung und -entwicklung mit ein. 
Die Ressortforschung bedient sich darüber hin- 
aus der Unterstützung der eigenen wissenschaft- 
lichen Einrichtungen und der gemeinsam von 
Bund und Ländern geförderten Einrichtungen. 

Die FuE -Förderung im engeren Sinne, die dem 
allgemeinen Erkenntnisgewinn und dem wissen- 
schaftlich-technischen Fortschritt dient (haupt- 
sächlich vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 
(BMBF) durchgeführt), basiert weitgehend auf 
dem Antragsverfahren im Rahmen der Fachpro- 
gramme (direkte Projektförderung). Die vom 
BMBF in Auftrag gegebene eigene Ressort- 
forschung bezieht sich insbesondere auf die 
Forschungsplanung, Technologievorausschau und 
-folgenabschätzung sowie auf Modellversuche 
und -Programme im Bildungswesen. 

Das BMBF fördert institutionell die Max-Planck- 
Gesellschaft, die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft und die Fraunhofer-Gesellschaft sowie 
über die Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 
Deutscher Forschungszentren Grundlagenfor- 
schung und angewandte Forschung. Es beteiligt 
sich an den Ausgaben für den Aus- und Neubau 
von Hochschulen und fördert FuE in den Hoch- 
schulen über die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft und durch Sonderprogramme für Forscher, 
Forschergruppen und Nachwuchsforscher. Es fi- 
nanziert ebenfalls gemeinsam mit den Ländern 
weitere Einrichtungen, deren Forschung und 
Entwicklung von allgemeinem überregionalem 
Interesse ist (Blaue Liste-Einrichtungen). 


Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung nach Förderbereichen 
und Förderschwerpunkten 

Die Darstellung der FuE-Ausgaben nach Förderbe- 
reichen und Förderschwerpunkten basiert auf der 
FuE-Leistungsplansystematik des Bundes. Dabei 
werden die Ausgaben unabhängig vom finanzieren- 
den Ressort nach forschungsthematischen Gesichts- 
punkten gegliedert. Beim BMBF erfolgt die Zuord- 
nung auf Vorhabenebene, bei den anderen Ressorts 
schwerpunktmäßig auf Ebene der Haushaltsstellen. 
Die Mittel für die institutionelle Förderung ein- 
schließhch der Hermann von Helmholtz-Gemein- 
schaft Deutscher Forschungszentren (HGF) und die 
Ausgaben der bundeseigenen wissenschafthchen 
Einrichtungen werden entsprechend ihrer Aufgaben 
ebenfalls nach forschungsthematischen Aspekten 
schwerpunktmäßig einem oder mehreren Förderbe- 
reichen bzw. -Schwerpunkten zugeordnet. Abwei- 


chend ist die Vorgehensweise bei den Grundmitteln 
für die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die Fraun- 
hofer-Gesellschaft (FhG) sowie den Mitteln für den 
Hochschulbau und die hochschulbezogenen Sonder- 
programme, die jeweüs einen eigenen Förderschwer- 
punkt bilden und in einem Förderbereich zusammen- 
gefaßt sind. (Zu den Förderbereichen im einzelnen 
vgl. Teil II.) 

Förderbereiche, an denen neben dem BMBF andere 
Ressorts einen wesentlichen Finanzierungsanteil ha- 
ben (vgl. Übersicht 4.1): 

- Der Förderbereich Energieforschung, Energie- 
technologie weist 1996 gegenüber 1981 einen 
jährlichen durchschnittlichen Rückgang um 6,1 % 
auf. Diese Entwicklung ist insbesondere auf Been- 
digung der Förderung der Entwicklung von Reak- 
toranlagen zurückzuführen. Die Förderung be- 
schränkt sich nunmehr im nuklearen Bereich auf 
die Reaktorsicherheitsforschung, Insbesondere 
auch finanziert vom Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
und im nichtnuklearen Bereich auf die Schwer- 
punkte Erneuerbare Energien und rationelle Ener- 
gieverwendung sowie auf die Kemfusionsfor- 
schung (BMBF). Im Zeitrau^^^ von 1996 bis 1998 
weist dieser Förderber^clf^ieder eine leicht stei- 
gende Tendenz auH. 

- Der Förderbermch Umweltforschung; KÜmafor- 
schung ist unter Beteiligung des BMU, des BMBF 
und des Bundesministerium für Verkehr (BMV) 
bei langfristiger Betrachtung jährlich um durch- 
schnittlich 6,5 % gewachsen. Die Khmaforschung 
ist - ausgehend von einem niedrigen Niveau - auf 
das 20fache gestiegen. Wesentlichen Anteil daran 
hat auch der Deutsche Wetterdienst im Geschäfts- 
bereich des BMV 

- Ein positiver Verlauf ist bei den Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit, die hauptsächlich das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) und das BMBF finanzieren, 
festzusteUen: 1981 bis 1996 durchschnittliche jähr- 
liche Steigerung um +5,5 %. 

- Hohe überdurchschnittliche jährliche Wachstums- 
raten in allen Phasen zeigt die Entwicklung der 
Ausgaben für Biotechnologie (1981 bis 1996 
+9,9 %). Das HaushaltssoU 1997 steigt gegenüber 
1996 um 13,1 %. Das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) finan- 
ziert im Rahmen der Biotechnologie FuE auf dem 
Gebiet der nachwachsenden Rohstoffe. 

- Überdurchschnittliche jährliche Zunahmen sind bis 
1996 bei der Materialforschung festzusteUen (+5,3 %). 
Ab 1996 ist eine abnehmende Tendenz ersichtUch. 
Neben den vom BMBF finanzierten Forschungs- 
vorhaben, sind an den Ausgaben die wissenschaft- 
lichen Einrichtungen des BMWi beteiligt. 

- Die Ausgaben für die Luftfahrtforschung smd im 
betrachteten Zeitraum um jährlich durchschnitt- 
lich -2,4 % zurückgegangen. Ursächlich dafür ist, 
daß das BMWi die Zuschüsse für die Entwicklung 
von zivilen Flugzeugen stetig verringert und die 
Förderung 1997 völUg eingestellt hat. 
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Tabelle 1/5 
(vgl. TabeUe VI/8) 

FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

- in Mio DM - 


Förderbereich 

1995 

1996 

1997 

1998 

Förderschwerpunkt 

Ist 

SoU3) 

Reg.-Entw. 

A Trägerorganisationen; Umstrukturierung 

der Forschung im Beitrittsgebiet; Hochschul- 
bau und überwiegend hochschulbezogene 
Sonderprogramme 

2 952,6 

2 973,9 

3 039,4 

3 130,4 

Al Grundfinanzierung MPG 

696,5 

711,1 

755,4 

793,2 

A2 Grundfinanzierung DFG 

936,0 

982,2 

1 031,1 

1 082,7 

A3 Grundfinanzierung FhG 

409,9 

413,0 

429,6 

442,5 

A5 Aus- und Neubau von Hochschulen^) 

582,0 

583,5 

583,3 

583,0 

A6 Überwiegend hochschulbezogene Sonder- 

programme^) 

328,2 

284,2 

240,0 

229,1 

B Großgeräte der Grundlagenforschung 

1 036,8 

1 065,6 

1 040,4 

1 036,5 

C Meeres- und Polarforschung; Meerestechnik . 

282,6 

281,3 

276,7 

277,1 

CI Meeres- und Polarforschung 

242,7 

240,2 

239,3 

242,0 

C2 Meerestechnik 

39,9 

41,1 

37,4 

35,1 

D Weltraumiors^^ung und Weltraumtechnik . . . 

1 582,1 

1 550,7 

1 449,6 

1 427,1 

D 1 Nationale Föroü^ von Weltraumforschung 

und Weltraumtechnik . .i 

490,5 

516,7 

449,6 

445,1 

D2 Europäische Weltraumorg^nisation (ESA) .... 

1 091,6 

1 034,0 

1 000,0 

982,0 

E Energieforschung und Energietechnologie . . 

826,4 

820,6 

833,0 

845,2 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

41,4 

39,1 

44,6 

‘ 44,6 

E2 Erneuerbare Energien und rationelle Energie- 
verwendung 

294,2 

319,1 

298,5 

298,9 

E3 Nukleare Energieforschung 

(ohne Beseitigung kemtechnischer Anlagen) . 

270,2 

254,4 

252,0 

253,5 

E4 Beseitigung kerntechnischer Anlagen; 

Risikobeteüigung 

15,0 

15;2 

15,1 

14,8 

E5 Kernfusionsforschung 

205,6 

192,7 

222,9 

233,4 

F Umweltforschung; Klimaforschung 

984,3 

1 053,2 

1 066,3 

1 068,4 

Fl Ökologische Forschung 

403,8 

419,9 

412,5 

419,9 

F2 Umwelttechnologien 

338,6 

394,9 

398,7 

390,1 

F7 Klima- und Atmosphärenforschung 

241,8 

238,4 

255,1 

258,4 

G Forschung und Entwicklung im Dienste 

der Gesundheit 

763,0 

762,2 

786,2 

790,8 

H Forschung und Entwicklung zur 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

96,3 

96,0 

92,1 

92,6 

I Informationstechnik 

(einschl. Multimedia und Fertigungstechnik) . 

966,8 

1 037,3 

976,7 

986,1 

11 Informatik 

218,0 

230,1 

201,9 

203,1 

12 Basistechnologien der Informationstechnik . . . 

432,3 

418,6 

378,2 

379,2 

13 Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschl. Anwendung der Mikroelektronik; 
Mikroperipherik) 

161,3 

173,7 

149,9 

149,2 

14 Fertigungstechnik 

100,8 

117,1 

113,0 

113,0 

15 Multimedia 

54,4 

97,9 

133,6 

141,6 

K Biotechnologie 

397,1 

406,3 

459,5 

462,5 

L Materialforschung; physikalische 

und chemische Technologien 

662,8 

694,4 

672,6 

671,3 

LI Materialforschung; Werkstoffe 

für Zukunftstechnologien 

289,0 

300,5 

291,0 

291,9 

L2 Physikalische und chemische Technologien . . . 

373,8 

393,9 

381,6 

379,3 
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noch Tabelle 1/5 
(vgl. Tabelle VI/8) 



Förderbereich 

1995 

1996 

1997 

1998 


Förderschwerpunkt 

Ist 

SoU^) 

Reg.-Entw. 

M 

Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie 

351,4 

329,6 

301,7 

299,2 

N 

Forschung und Technologie für boden- 
gebundenen Transport und Verkehr 
(einschl. Verkehrssicherheit) 

187,3 

182,7 

232,5 

225,1 

O 

Geowissenschaften und Rohstoffsicherung . . . 

161,6 

145,4 

110,2 

104,2 

Ol 

Geowissenschaften 

(insbesondere Tiefbohmngen) 

159,1 

142,8 

107,5 

101,5 

02 

Rohstoffsicherung 

2,5 

2,6 

2,7 

2,7 

P 

Raumordnung und Städtebau; Bauforschung . 

123,1 

103,3 

116,9 

97,4 

PI 

Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen . . 

45,7 

43,3 

43,4 

45,0 

P2 

Bauforschung und -technik; Forschung 
und Technologie für den Denkmalschutz; 
Straßenbauforschung 

77,3 

60,0 

73,5 

52,4 

Q 

Forschung und Entwicklung im Ernährungs- 
bereich 

91,4 

98,6 

98,3 

100,1 

R 

Forschung und Entwicklung in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

254,1 

256,1 

257,1 

264,7 

S 

Bildungsforschung 

120,4 

123,9 

114,8 

127,8 

S1 

Berufsbildungsforschung 

72,3 

72,2 

68,3 

70,1 

S2 

Übrige Bildunasforschung 

48,1 

51,6 

46,5 

57,7 

T 

Innovation und verbesserte Rahmen- 
bedingungen 

860,6 

834,3 

806,5 

758,8 

TI 

Indirekte Förderung des FuE-Personals 
in der Wirtschaft 

126,1 

116,2 

135,0 

133,0 

T2 

Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
transfers 

224,1 

190,2 

179,8 

184,2 

T3 

Beteiügung am Innovationsrisiko 

von Technologieunternehmen 

70,0 

82,7 

108,0 

108,6 

T4 

Übrige indirekte Fördermaßnahmen 

(ohne indirekt-spezifische) 

170,0 

169,8 

170,0 

170,0 

T8 

Rationalisierung und wissenschaftlich- 
technische Ressortdienstleistungen (BMWi) . . 

4,2 

4,5 

4,4 

4,4 

T9 

Übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

266,2 

270,9 

209,3 

158,6 

U 

Fachinformation 

36,7 

24,4 

21,0 

18,7 

V 

Geisteswissenschaften; Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften 

458,2 

467,0 

474,5 

480,6 

W1 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 

464,5 

472,3 

414,7 

423,1 

W2 

Globale Minderausgabe des BMBF^) 

- 

- 

-366,7 

-200,0 

A-W2 Zivile Förderbereiche zusammen 

13 660,0 

13 778,9 

13 274,2 

13 487,5 

X 

Wehrforschung und -technik 

2 839,9 

2 880,1 

2 997,9 

2 744,1 

Ausgaben insgesamt 

16 499,9 

16 659,0 

16 272,1 

16 231,6 


Einschließlich Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung. 

“) Einschließlich des Programms zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders 
belasteten Fachrichtungen (HSP I) bis 1995, des Erneuerungsprogramms für Hochschule und Forschung in den neuen Ländern 
und Berhn-Ost bis 1996 sowie des Programms zur Sicherung der Leistungsfähigkeit von Hochschulen und Forschung (HSP II 
bzw. III). 

'’) Aufteilung teilweise geschätzt. 

Zuordnung der globalen Minderausgabe auf Förderbereiche bzw. Förderschwerpunkte ist erst im Ist möghch. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 
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Übersicht 4.1 

(vgl. TabeUe 1/5 und VI/8) 


FuE-Ausgaben des Bundes nach ausgewählten Förderbereichen und Förderschwerpunkten 



1981 

1990 

1993 

1996 

1997 

1998 

Förderbereich 

Förderschwerpunkt 


Ist 


SoU 

Reg.-Entw. 




- in Mio DM - 



Bund insgesamt 

10 484 

15 361 

16 856 

16 659 

16 272 

16 232 

darunter: 

E Energieforschung und Energie- 







technologie 

2 104 

1257 

1 015 

821 

833 

845 

F Umweltforschung; Klimaforschung . 

410 

684 

1 016 

1 053 

1 066 

1 068 

Ökologische Forschung 

172 

333 

429 

420 

413 

420 

Küma- und Atmosphärenforschung . . 

15 

98 

234 

238 

255 

258 

G FuE im Dienste der Gesundheit 

340 

591 

765 

762 

786 

791 

K Biotechnologie 

99 

271 

388 

406 

460 

463 

L Materialforschung; phys, u. ehern. 







Technologien 

322 

549 

614 

694 

673 

671 

M Luftfahrtforschung u. Hyperschall- 







technologie 

478 

899 

620 

330 

302 

299 

R FuE in der Land- und Forstwirtschaft 

183 

223 

288 

256 

257 

265 

T Innovation u. verbesserte Rahmen- 
bedingungen 

496 

290 

665 

834 

807 

759 

Technologie- u. Wissenstransfer 

20 

58 

139 

190 

180 

184 

Fördermaßnahmen (BMWi) 

29 

12 

157 

271 

209 

159 

V Geistes- u. Sozialwissenschaften .... 

239 

356 

476 

467 

475 

481 



1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Förderbereich 

Förderschwerpunkt 


Ist 


Ist/Soll 

SoUTR.-E. 



- Durchschnittliche jährliche Veränderungen in % - 


Bund insgesamt 

3,1 

4,3 

3,1 

- 0,4 

- 2,3 

- 0,2 

darunter: 

E Energieforschung und Energie- 







technologie 

- 6,1 

- 5,6 

- 6,9 

- 6,8 

1,5 

1,5 

F Umweltforschung; Klimaforschung . 

6,5 

5,9 

14,1 

1,2 

1,2 

0,2 

Ökologische Forschung 

6,1 

7,6 

8,8 

- 0,7 

- 1,8 

1,8 

Klima- und Atmosphärenforschung . . 

20,5 

23,6 

33,7 

0,6 

7,0 

1,3 

G FuE im Dienste der Gesundheit 

5,5 

6,3 

9,0 

- 0,1 

3,2 

0,6 

K Biotechnologie 

9,9 

11,8 

12,8 

1,5 

13,1 

0,7 

L Materialforschung; phys. u. ehern. 
Technologien 

5,3 

6,1 

3,8 

4,2 

- 3,1 

- 0,2 

M Luftfahrtforschung u. Hyperschall- 







technologie 

- 2,4 

7,3 

-11,7 

-19,0 

- 8,5 

- 0,8 

R FuE in der Land- und Forstwirtschaft 

2,3 

2,2 

8,9 

- 3,9 

0,4 

2,9 

T Innovation u. verbesserte Rahmen- 







bedingungen 

3,5 

- 5,8 

31,8 

7,9 

- 3,3 

- 5,9 

Technologie- u. Wissenstransfer 

16,2 

12,5 

33,9 

11,1 

- 5,5 

2,4 

Fördermaßnahmen (BMWi) 

16,0 

- 9,6 

137,1 

19,9 

-22,7 

-24,2 

V Geistes- u. Sozialwissenschaften .... 

4,6 

4,5 

10,2 

- 0,6 

1,6 

1,3 


Quelle: BMBF 
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Tabelle 1/6 


FuE-Ausgaben des BMBF nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

- in Mio DM - 


Förderbereich 

1995 

1996 

1997 

1998 

Förderschwerpunkt 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

A Trägerorganisationen; Umstrukturierung 

der Forschung im Beitrittsgebiet; Hochschul- 
bau und überwiegend hochschulbezogene 
Sonderprogramme 

2 835,4 

2 854,3 

2 996,2 

3 087,4 

Al Grundfinanzierung MPG 

696,5 

711,1 

755,4 

793,2 

A2 Grundfinanzierung DFG 

936,0 

982,2 

1 031,1 

1 082,7 

A3 Grundfinanzierung FhG 

409,9 

413,0 

429,6 

442,5 

A5 Aus- und Neubau von Hochschulen 

540,0 

540,0 

540,0 

540,0 

A6 Überwiegend hochschulbezogene Sonder- 
programme 

253,0 

208,1 

240,0 

229,1 

B Großgeräte der Grundlagenforschung 

1 036,8 

1 065,6 

1 040,4 

1 036,5 

C Meeres- und Polarforschung; Meerestechnik . 

265,0 

263,4 . 

258,3 

258,4 

CI Meeres- und Polarforschung 

229,5 

225,9 

224,7 

227,4 

C2 Meerestechnik 

35,5 

37,6 

33,6 

31,0 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik .... 

1 582,1 

1550,7 

1 449,6 

1 427,1 

Dl Nationale Förderung von Weltraumforschung 
und Weltraumtechnik 

490,5 

516,7 

449,6 

445,1 

D2 Europäische Weltraumorganisation (ESA) 

1 091,6 

1 034,0 

1 000,0 

982,0 

E Energieforschung und Energietechnologie . . . 

759,1 

751,3 

760,6 

766,4 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

39,2 

36,9 

42,4 

42,3 

E2 Erneuerbare Energien und rationelle Energie- 
verwendung 

294,2 

319,1 

298,5 

298,9 

E3 Nukleare Energieforschung 

(ohne Beseitigung kemtechnischer Anlagen) . . 

205,0 

187,5 

181,8 

177,0 

E4 Beseitigung kemtechnischer Anlagen; 

Risikobeteihgung 

15,0 

15,2 

15,1 

14,8 

E5 Kernfusionsforschung 

205,6 

192,7 

222,9 

233,4 

F Umweltforschung; Klimaforschung 

692,4 

743,0 

752,9 

744,7 

Fl Ökologische Forschung 

242,6 

249,0 

247,2 

250,3 

F2 Umwelttechnologien 

243,0 

296,9 

300,3 

291,6 

F7 Klima- und Atmosphärenforschung 

206,8 

197,1 

205,5 

202,8 

G Forschung und Entwicklung im Dienste 

der Gesundheit 

567,4 

559,4 

574,7 

581,7 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen 

65,0 

60,0 

50,4 

50,4 

I Informationstechnik 

(einschl. Multimedia und Fertigungstechnik) . 

940,2 

1 009,7 

943,9 

953,0 

11 Informatik 

196,0 

207,5 

174,3 

174,7 

12 Basistechnologien der Informationstechnik .... 

427,7 

413,5 

373,0 

379,2 

13 Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschl. Anwendung der Mikroelektronik, 
Mikroperipherik) 

161,3 

173,7 

149,9 

149,2 

14 Fertigungstechnik 

100,8 

117,1 

113,0 

113,0 

15 Multimedia 

54,4 

97,9 

133,6 

136,9 

K Biotechnologie 

309,0 

317,3 

340,7 

346,1 

L Materialforschung; physikalische 

und chemische Technologien 

501,1 

531,2 

508,8 

507,4 

LI Materialforschung; Werkstoffe für Zukunfts- 
technologien 

236,2 

250,8 

239,7 

240,6 

L2 Physikahsche imd chemische Technologien . . . 

264,9 

280,4 

269,1 

266,9 
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noch Tabelle 1/6 



Förderbereich 

1995 

1996 

1997 

1998 


Förderschwerpunkt 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

M 

Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie 

208,3 

230,5 

260,0 

262,5 

N 

Forschung und Technologie für boden- 
gebundenen Transport und Verkehr 

134,1 

129,9 

167,0 

167,0 

O 

Geowissenschaften und Rohstoffsicherung . . . 

110,5 

93,3 

58,4 

52,9 

Ol 

Geowissenschaften 

(insbesondere Tiefbohrungen) 

110,5 

93,3 

58,4 

52,9 

02 

Rohstoffsicherung 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

P 

Raumordnung und Städtebau; Bauforschung . 

25,4 

19,9 

22,7 

7,0 

P2 

Bauforschung und -technik; Forschung 

und Technologie für den Denkmalschutz 

25,4 

19,9 

22,7 

7,0 

S 

Bildungsforschung 

120,4 

123,9 

114,8 

127,8 

S1 

Berufsbildungsforschung 

72,3 

72,2 

68,3 

70,1 

S2 

Übrige Büdungsforschung 

48,1 

51,6 

46,5 

57,7 

T 

Innovation und verbesserte Rahmen- 
bedingungen 

272,0 

253,5 

263,5 

271,5 

TI 

Indirekte Förderung des FuE-Personals 

in der Wirtschaft 

16,5 

12,2 

5,0 

3,0 

T2 

Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
transfers 

185,5 

158,6 

150,5 

159,9 

T3 

Beteiligung am Innovationsrisiko 

von Technologieuntemehmen 

70,0 

82,7 

108,0 

108,6 

U 

Fachinformation (1996 abschlossen) 

15,8 

4,2 

- 

- 

V 

Geisteswissenschaften; Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften 

133,3 

131,2 

138,3 

139,2 

W1 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 

185,8 

190,5 

179,8 

181,8 

W2 

Globale Minderausgabe 

0,0 

0,0 

-366,7 

-200,0 

Ausgaben insgesamt 

10 759,0 

10 882,6 

10 514,3 

10 769,0 


Einschließlich des Programms zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders 
belasteten Fachrichtungen (HSP I) bis 1995, des Emeuerungsprogramms für Hochschule und Forschung in den neuen Ländern 
und BerUn-Ost bis 1996 sowie des Programms zur Sicherung der Leistungsfähigkeit von Hochschulen und Forschung (HSP II 
und III). 

Zuordnung der globalen Minderausgabe auf Förderbereiche bzw. Förderschwerpunkte ist erst im Ist möglich. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


- Der Förderbereich Land- und Forstwirtschaft wird 
ausschließlich vom BML abgedeckt. Eine hohe 
Steigerungsrate ergibt sich durch Übernahme der 
Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der 
ehemaligen DDR und die Eingliederung der Nach- 
folgeeinrichtungen im Zeitraum der Umstrukturie- 
rung der Forschungslandschaft in den neuen Län- 
dern. Inzwischen stagniert dieser Bereich. 

- Für den Förderbereich Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen stellt neben dem BMBF das 
BMWi insbesondere Mittel für Sonderprogramme 
zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen in 
den neuen Ländern zur Verfügung (u. a. für in- 
dustrielle Gemeinschaftsforschung und -entwick- 


lung, Technologietransfer, Entwicklung neuer Pro- 
dukte und Verfahren). Die Entwicklung ist unein- 
heitlich. 

Förderbereiche, die BMBF ausschließlich oder ergän- 
zend zur Ressortforschung fördert (vgl Übersicht 4.2): 

- Die Ausgaben für die Trägerorganisationen (MPG, 
DFG und FhG), den Hochschulbau und die über- 
wiegend hochschulbezogenen Sonderprogramme 
stiegen von 1981 bis 1996 durchschnittlich jährlich 
um 6,2 %. Im Vergleich zur Entwicklung der Aus- 
gaben des BMBF insgesamt sind in den betrachte- 
ten Zeiträumen überdurchschnittliche Zunahmen 
der Fördermittel bei allen Schwerpunkten dieses 
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Übersicht 4.2 
(vgl. Tabelle 1/6) 


FuE-Ausgaben des BMBF nach ausgewählten Förderbereichen und Förderschwerpunkten 


Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1981 1 

1990 

1993 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

- in Mio DM - 

BMBF insgesamt 

6 778 

9 051 

10 879 

10 883 

10 514 

10 769 

darunter: 







A Trägerorganisationen u. Hochschulen 

1 154 

1 696 

2 594 

2 854 

2 996 

3 087 

Grundfinanzierung MPG 

354 

471 

609 

711 

755 

793 

Grundfinanzierung DFG 

474 

638 

814 

982 

1 031 

1 083 

Grundfinanzierung FhG 

82 

164 

363 

413 

430 

443 

Hochschulbezogene Sonderprogramme ....... 

5 

85 

474 

284 

240 

229 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik .... 

662 

1 388 

1 804 

1 551 

1 450 

1 427 

E Energieforschung und Energietechnologie . . . 

2 012 

1 201 

957 

751 

761 

766 

Nukleare Energieforschung 

1 250 

565 

287 

188 

182 

177 

F Umweltforschung; Klimaforschung 

255 

442 

710 

743 

753 

745 

Khma- u. Atmosphärenforschung 

6 

82 

212 

197 

206 

203 

G FuE im Dienste der Gesundheit 

201 

366 

538 

559 

575 

582 

I Informationstechnik 

381 

745 

936 

1 010 

944 

953 

Anwendung der Mikrosystemtechnik 

18 

65 

155 

174 

150 

149 

Multimedia 

6 

23 

24 

98 

134 

142 

K Biotechnologie 

90 

252 

296 

317 

341 

346 

L Materialforschung; phys. u. ehern. Technologien 

237 

463 

490 

531 

509 

507 

T Innovation u. verbesserte Rahmenbedingungen 

24 

140 

187 

254 

264 

272 

Technologie- u. Wissenstransfer 

20 

58 

139 

190 

180 

184 

Beteihgung am Innovationsrisiko 

4 

40 

82 

83 

108 

109 


Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Ist 

Ist/Soll 

SoWR.-E, 

- Durchschnittliche jährliche Veränderungen in % - 

BMBF insgesamt 

3,2 

3,3 

6,3 

0,0 

- 3,4 

2,4 

darunter: 







A Trägerorganisationen u. Hochschulen 

6,2 

4,4 

15,2 

3,2 

5,0 

3,0 

Grundfinanzierung MPG 

4,8 

3,2 

8,9 

5,3 

6,2 

5,0 

Grundfinanzierung DFG 

5,0 

3,4 

8,5 

6,5 

5,0 

5,0 

Grundfinanzierung FhG 

11,4 

8,1 

30,3 

4,4 

4,0 

3,0 

Hochschulbezogene Sonderprogramme 

27,8 

36,3 

52,6 

-11,8 

15,4 

- 4,6 ' 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik .... 

5,8 

8,6 

9,1 

- 4,9 

- 6,5 

- 1,6 

E Energieforschung und Energietechnologie . . . 

- 6,4 

- 5,6 

- 7,3 

- 7,8 

1,2 

0,8 

Nukleare Energieforschung 

-11,9 

- 8,5 

-20,2 

-13,2 

- 3,0 

- 2,7 

F Umweltforschung; Klimaforschung 

7,4 

6,3 

17,2 

1,5 

1,3 

- 1,1 

Khma- u. Atmosphärenforschung 

26,5 

34,2 

37,2 

- 2,4 

4,3 

- Ü3 

G FuE im Dienste der Gesundheit 

7,1 

6,9 

13,8 

1,3 

2,7 

1,2 

I Informationstechnik 

6,7 

7,7 

7,9 

2,6 

- 6,5 

1,0 

Anwendung der Mikrosystemtechnik 

16,4 

15,5 

33,7 

3,9 

-13,7 

- 0,5 

Multimedia 

20,5 

16,3 

0,3 

60,6 

36,6 

2,4 

K Biotechnologie 

8,7 

12,1 

5,5 

2,4 

7,4 

1,6 

L Materialforschung; phys. u. ehern. Technologien 

5,5 

7,7 

1,9 

2,7 

- 4,2 

- 0,3 

T Innovation u. verbesserte Rahmenbedingungen 

17,0 

21,7 

10,2 

10,6 

4,0 

3,0 

Technologie- u. Wissenstransfer 

14,8 

7,9 

28,5 

23,3 

- 5,1 

6,2 

Beteiligung am Innovationsrisiko 

22,7 

29,8 

26,7 

0,4 

30,7 

0,6 


Quelle : BMBF 
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Graphik 1/6 

FuE-Ausgaben des Bundes und des BMBF 1987-1998 

Profildarstellung in Mio DM 
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Bereichs festzusteUen. Wegen der jeweils auf 
Zeit angelegten hochschulbezogenen Sonderpro- 
gramme, insbesondere im Zusammenhang mit der 
deutschen Vereinigung, weist dieser Förderbe- 
reich keine stetige Entwicklung auf; dieser 
Schwerpunkt hat jedoch über einem längeren 
Zeitraum betrachtet einen erhebhchen Zuwachs 
erfahren (zwischen 1981 und 1996 +27,8 %). Für 
die Jahre 1997 und 1998 sind nochmals Mittelzu- 
nahmen für die Trägerorganisationen zwischen 
3,0 % und 6,2 % vorgesehen. 

- Die Weltraumforschung und Weltraumtechnik 
wurde bis 1993 mit überdurchschnitthchen Steige- 
rungsraten gefördert. Seit 1994 werden weniger 
Mittel sowohl für das nationale als auch für das in- 
ternationale Weltraumprogramm eingesetzt (1993 
bis 1996 durchschnitthch jährhch-5,6 %). 

- Innerhalb der Energieforschung und Energietech- 
nologie hat die Nukleare Energieforschung nur 
noch ein geringes Gewicht. Die Ausgaben 1996 
betragen noch ein knappes Drittel der Ausgaben 
von 1981. Stetige Zunahmen über den vorgenann- 
ten Zeitraum weisen die Förderschwerpunkte Er- 
neuerbare Energien und rationelle Energiever- 
wendung (+0,6 %) und die Kernfusionsforschung 
(+4,1 %) auf. 

- Die Mittel des BMBF für „Umweltforschung; Kli- 
maforschung " haben sich 1996 gegenüber 1981 
nahezu verdreifacht. AUein die Ausgaben für die 
Khmaforschung stiegen von 5,8 Mio DM in 1981 
auf 197,1 Mio DM in 1996. Für 1997 und 1998 sind 
Ausgaben von jeweils über 200 Mio DM für die- 
sen Schwerpunkt vorgesehen. 

- Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit erhöhten sich in allen be- 
trachteten Phasen überdurchschnittlich. Der höch- 
ste Anstieg (+13,8 %) ergibt sich zwischen 1990 
und 1993. 

- Zu den Wachstumsbereichen zählt auch die Infor- 
mationstechnik mit einer durchschnittlichen jähr- 
lichen Steigerung um 6,7 % im Zeitraum 1981 bis 
1996. Innerhalb dieses Förderbereichs wurde 1997 
als eigenständiger Förderschwerpunkt „Multi- 
media'' in die FuE -Leistungsplansystematik des 
Bundes aufgenommen. Dabei wurden die ent- 
sprechenden FuE-Ausgaben für Fachinformation 
des BMBF und die Ausgaben bereits früher be- 
gonnener Vorhaben auf diesem Gebiet auch für 
die Vergangenheit diesem Schwerpunkt zuge- 
ordnet. 

- Die FuE-Ausgaben für Biotechnologie stiegen im 
Zeitraum von 1981 bis 1996 von 90 Mio DM auf 
317,3 Mio DM (durchschnittlich +8,7%). Trotz ei- 
nes Rückgangs der FuE-Ausgaben des BMBF ins- 
gesamt ist 1997 ein Zuwachs von 7,4 % gebenüber 
1996 für diesen Förderbereich vorgesehen. Nach 
dieser starken Erhöhung werden die Ausgaben 
1998 (Reg.-Entw.) voraussichthch weniger stark 
steigen. 

- „Materialforschung; physikalische und chemische 
Technologien" weist über einen langfristig be- 


trachteten Zeitraum überdurchschnitthche Zu- 
wachsraten (+5,5 %) auf. Gegenüber dem Ist 1996 
sind jedoch im Soll 1997 4,2 % und nach dem 
Regierungsentwurf 1998 nochmals 0,6 % weniger 
Mittel für diesen Förderbereich veranschlagt. 

- Ergänzend zu den Maßnahmen des BMWi för- 
dert das BMBF die Forschung, Entwicklung und 
Innovation bei kleinen und mittleren Unterneh- 
men im Rahmen der Schwerpunkte Beteiligung 
am Innovationsrisiko von Technologieunterneh- 
men und Verbesserung des Technologie- und 
Wissenstransfers (insbesondere indirekte Förde- 
rung der Forschungszusammenarbeit innerhalb 
der Wirtschaft, sowie zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft). Die durchschnittliche jährhche 
Steigerung von 1981 bis 1996 beträgt für diese 
Maßnahmen insgesamt 17 % und erreichte 1996 
ein Volumen von rund 253,5 Mio DM. Nach 
Auslaufen des Programms Technologieorientierte 
Unternehmensgründungen wurde 1997 speziell 
für die neuen Länder das Programm Förde- 
rung und Unterstützung Technologieorientierte 
Unternehmensgründungen (FUTOUR) eingeführt. 
Für diese und die übrigen Fördermaßnahmen ste- 
hen für 1997 Soll und 1998 Reg.-Entw. Mittel in 
Höhe von 263,5 bzw. 271,5 Mio DM zur Verfü- 
gung. 


Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung - Profildarstellung - 

Die ProfüdarsteUung vermittelt einen schnellen Über- 
bhck über die Entwicklung der Grundstruktur der 
Forschungsförderung des Bundes bzw. des BMBF. 
Dabei wurden Förderbereiche bzw. Förderschwer- 
punkte zu Aufgabenbereichen zusammengefaßt (vgl. 
Tabellen 1/5 und 1/7): 

- Von den fünf gebüdeten Aufgabenbereichen des 
Bundes haben der Hochschulbau und die über- 
wiegend hochschulbezogenen Sonderprogramme 
im Zeitraum 1981 bis 1996 den höchsten durch- 
schnitthchen Zuwachs (+7,9 %). 

- Die geringste Steigerung hat der Bereich Techno- 
logie- und Innovationsförderung mit durchschnitt- 
hch +1,4 %. 

- Mit Ausnahme der Erkenntnisorientierten und 
programmübergreif enden Grundlagenforschung 
(jährliche durchschnitthche Steigerungsrate +4,5 %) 
und der Wehrforschung und -technik (jährhche 
durchschnitthche Steigerungsrate +4,3%) ist die 
Entwicklung der übrigen Aufgabenbereiche seit 
1993 rückläufig, wobei die Wehrforschung und 
-technik einen zwischenzeithchen Rückgang 
(1990 bis 1993) wieder aufgeholt hat. 

- Im Vergleich zu 1981 ist der Anteil der Technolo- 
gie- und Innovationsförderung des Bundes an den 
FuE-Ausgaben insgesamt von 51% auf 40% in 
1996 zurückgegangen. Der Rückgang erfolgte zu- 
gunsten aller übrigen Aufgabenbereiche (vgl. 
Graphik 1/4.2). 
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Tabelle 1/7 
(vgl. Tabelle 1/5) 

FuE-Ausgaben des Bundes - Profildarstellung 


Aufgabenbereich 0 
(zugehörige Förderbereiche 
bzw. Förderschwerpunkte) 

1981 

1990 

1993 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll 

Reg.-Entw. 

- in Mio DM - 

Bund insgesamt 

10 484 

15 361 

16 856 

16 659 

16 272 

16 232 

davon: 







1. Erkenntnisorientierte und progranun- 
übergreifende Grundlagenforschung . . 
(MPG, DFG, Großgeräte 
der Grundlagenforschung) 

(Al, A2,B) 

1 430 

2 072 

2 440 

2 759 

2 827 

2 912 

2. Forschung und Entwicklung 

zur Daseinsvorsorge 

(CI, Fl, F7, G, H, Ol, PI, P2, Q, R, Sl, 

S2, V, Wl) 

1 803 

3 227 

3 581 

3421 

3 369 

3 399 

3. Technologie- und Innovations- 
förderung 

(A3, C2, Dl, D2, El, E2, E3, E4, E5, F2, 
11, 12, 13, 14, 15, K, LI, L2, M, N, 02, TI, 
T2,T3,T4,T8, T9, U) 

5 444 

6 212 

7 181 

6 732 

6 622 

6 564 

4. Hochschulbau und überwiegend 

hochschulbezogene Sonderprogranune 
(A5, A6) 

279 

461 

1 020 

868 

823 

812 

5. Wehrforschung und -technik (X) 

1 528 

3 389 

2 635 

2 880 

2 998 

2 744 

8. Nicht auf geteilt 

(Globale Minderausgabe des BMBF^)) . 

- 

- 

- 

- 

-367 

-200 



1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Aufgabenbereich 

Ist 

Ist/Soll 

SoU/R.-E. 



- Durchschnittliche jährliche Veränderungen in % - 


Bund insgesamt 

3,1 

4,3 

3,1 

-0,4 

-2,3 

-0,2 

davon: 







1 . Erkenntnisorientierte und programm- 
übergreifende Grundlagenforschung . . 

4,5 

4,2 

5,6 

4,2 

2,5 

3,0 

2. Forschung und Entwicklung 

zur Daseinsvorsorge 

4,4 

6,7 

3,5 

-1,5 

-1,5 

0,9 

3. Technologie- und Innovations- 
förderung 

1,4 

1,5 

4,9 

-2,1 

-1,6 

-0,9 

4. Hochschulbau und überwiegend 

hochschulbezogene Sonderprogramme 

7,9 

5,8 

30,3 

-5,2 

-5,1 

-1,4 

5. Wehrforschung und -technik 

4,3 

9,3 

- 8,0 

3,0 

4,1 

-8,5 


’) Bei den Aufgabenbereichen 6 und 7 handelt es sich um nicht FuE-relevante Bildungsausgaben (einschl. BAföG). 

^) Zuordnung der globalen Minderausgabe (1997 und 1998) auf Aufgabenbereiche ist erst im Ist möghch. 

Quelle; BMBF Rundungsdifferenzen 
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Graphik 1/4.2 


FuE-Ausgaben des Bundes 

— Profildarstellung — 




Legende; 1 . Erkenntnisorientierte und programmübergreifende Grundlagenforschung 

2. Forschung und Entwicklung zur Dasei nsvorsorge 

3. Technologie- und Innovationsförderung 

4. Hochschulbau und überwiegend hochschulbezogene Forschungsprogramme 

5. Wehrforschung und -technik 


1981 

5. 1. 

14 , 6 % 13 , 6 % 


1996 

5. 1. 

17 , 3 % 16 , 6 % 


5 


2 


2 . 

172 % 


2 . 

20 , 5 % 


Quelle; BMBF 


Faktenbericht '98 


Die zu vier Aufgabenbereichen zusammengefaßten Förderbereiche bzw. Förderschwerpunkte des BMBF 
weisen eine vergleichbare Entwicklung auf (vgl. Tabellen 1/6 und 1/8): 


Tabelle 1/8 
(vgl. Tabelle 1/6) 


FuE-Ausgaben des BMBF - Profildarstellung 


Aufgabenbereich ^) 

(zugehörige Förderbereiche 
bzw. Förderschwerpunkte) 

1981 

1990 

1993 

1996 

1997 

1998 


Ist 

• 

SoU 

Reg.-Entw. 



- in Mio DM - 



BMBF insgesamt 

davon: 

1. Erkenntnisorientierte und programm- 

6 778 

9 051 

10 879 

10 883 

10 514 

10 769 

übergreifende Grundlagenforschung . . 
(MPG, DFG, Großgeräte 
der Grundlagenforschung) 

(A1,A2,B) 

2. Forschung und Entwicklung 

1411 

2 071 

2 440 

2 759 

2 827 

2 912 

zur Daseinsvorsorge 

(CI, Fl, F7, G, H, Ol, P2, Sl, S2, V, Wl) 

823 

1 521 

1 877 

1 850 

1 816 

1 821 

3. Technologie- und Innovationsförderung 
(A3, C2, Dl, D2, El, E2, E3, E4, E5, F2, 

11, 12, 13, 14, 15, K, LI, L2, M, N, 02, TI, 
T2, T3, U) 

4. Hochschulbau und überwiegend hoch- 
schulbezogene Sonderprogramme 

4 299 

5 036 

5 754 

5 526 

5 458 

5 466 

(A5,A6) 

8. Nicht auf geteilt 

245 

423 

808 

748 

780 

769 

(Globale Minderausgabe des BMBF^)) . 

~ 

- 

- 

- 

-367 

-200 


Fortsetzung umseitig 
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noch Tabelle 1/8 
(vgl. Tabelle 1/6) 



1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Aufgabenbereich 

Ist 

Ist/SoU 

SolVR.-E. 



- Durchschnittliche jährliche Veränderungen in % - 


BMBF insgesamt 

davon: 

3,2 

3,3 

6,3 

0,0 

-3,4 

2,4 

1, Erkenntnisorientierte und programm- 
übergrelfende Grundlagenforschung . . 

4,6 

4,4 

5,6 

4,2 

2,5 

3,0 

2. Forschung und Entwicklung 

zur Daseinsvorsorge 

5,5 

7,1 

7,3 

-0,5 

-1,8 

0,3 

3. Technologie- und Innovationsförderung 

1,7 

1,8 

4,5 

-1,3 

-1,2 

0,2 

4. Hochschulbau und überwiegend 

hochschulbezogene Sonderprogramme 

7,7 

6,3 

24,1 

-2,5 

4,3 

-1,4 


Für Vergleichszwecke wurden die FuE- Ausgaben des früheren BMFT und BMBW bis 1994 zusammengefaßt. 

Zuordnung der globalen Minderausgabe (1997 und 1998) auf Aufgabenbereiche ist erst im Ist möglich. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


- Der Aufgabenbereich Hochschulbau und überwie- 
gend hochschulbezogene Sonderprogramme hat 
insbesondere im Zeitraum 1990 bis 1993 über- 
durchschnitthche jährliche Zunahmen aufgrund 
des Emeuerungsprogramms für Hochschule und 
Forschung in den neuen Ländern zu verzeichnen 
(+24,1 %). Wegen der zeithch begrenzten Pro- 
gramme ist jedoch keine stetige Entwicklung fest- 
zustellen. Im Zeitraum 1981 bis 1996 ergibt sich 
für diesen Aufgabenbereich dennoch die höchste 
durchschnittliche Steigerung (+7,7 %) unter allen 
Bereichen. 

- Mit einer durchschnittlich jährhchen Zunahme um 
1,7 % hat die Technologie- und Innovationsförderung 
die geringste Dynamik zwischen 1981 und 1996. 


- Während die Entwicklung der Ausgaben für die 
Erkenntnisorientierte und programmübergreifende 
Grundlagenforschung auch über das Jahr 1996 hin- 
aus positiv verläuft, weisen die übrigen Bereiche 
unterschiedhche, rückläufige Entwicklungen auf. 

- Der Anteil der Technologie- und Innovationsförde- 
rung, der 1981 noch bei 63 % der FuE-Ausgaben 
insgesamt lag, beträgt 1996 nur noch gut 50 %. 

Der Rückgang des vorgenannten Aufgabenbe- 
reichs kam den anderen Bereichen zugute: Die 
Erkenntnisorientierte und programmübergreifen- 
de Grundlagenforschung stieg um vier Prozent- 
punkte auf ein Viertel der Gesamtausgaben. Die 
resthchen 25 % der FuE-Ausgaben entfallen auf 
die zwei übrigen Bereiche (vgl. Graphik 1/4.3). 


Graphik 1/4.3 


FuE-Ausgaben des BMBF 

— Profildarstellung — 


1981 1996 

4. 4. 

3,6% 1. 6,9% 1. 



Legende; 1 . Erkenntnisorientierte und programmübergreifende Grundlagenforschung 

2. Forschung und Entwicklung zur Daseinsvorsorge 

3. Technologie- und Innovationsförderung 

4. Hochschutbau und überwiegend hochschulbezogene Forschungsprogramme 

Quelle; BMBF Faktenbericht '98 
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Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung nach Förderungsarten 

Bei der AufgÜederung nach Förderungsarten sind 
insbesondere Projektförderung, Institutionelle Förde- 
rung, Hochschulbezogene Förderung und Internatio- 
nale Beiträge zu unterscheiden. Die Projektförderung 
umfaßt sowohl die vorhabenbezogene Förderung als 
auch die Ausgaben für Aufträge im Rahmen der Res- 
sort- sowie Wehrforschung und -entwicklung. Wegen 
ähnhcher Strukturen (wenn auch unterschiedhcher 
rechtücher Stellung) wurden die bundeseigenen wis- 
senschaftüchen Einrichtungen dem Institution eUen 
Bereich zugerechnet. Bei Zuordnung der hochschul- 
bezogenen Forschung wurden funktionale Aspekte 
berücksichtigt (vgl. Tabelle VI/9). 

- Die Projektförderung hat über den langfristig be- 
obachteten Zeitraum (1981 bis 1996) die geringste 
durchschnitthche Steigerungsrate aufzuweisen 
(+1,5 %). Diese Entwicklung wurde insbesondere 
durch den Wegfall großer Projekte im Rahmen der 
nuklearen Energieforschung (BMBF) und der För- 
derung der Entwicklung von zivüen Flugzeugen 
(BMWi) beeinflußt. 


- Die überdurchschnitthche Zunahme der institutio- 
nellen Förderung im Zeitraum von 1990 bis 1993 
ist auf die Neugründung von Forschungseinrich- 
tungen in den neuen Ländern auf der Grundlage 
der Empfehlungen des Wissenschaftsrates (vgL 
Bundesbericht Forschung 1993, Teil 1) zurückzu- 
führen. Auch nach Abschluß der Umstrukturie- 
rung der Forschungslandschaft in den neuen Län- 
dern weist diese Förderungsart weit überdurch- 
schnitthche Zunahmen auf. 

- Nach den weit über dem Durchschnitt liegenden 
Zuwächsen der Hochschulbezogenen Förderung 
und der Internationalen Beiträge bis 1993 sind - 
ausgehend von einem hohen Niveau - Rückgänge 
zu verzeichnen (vgl. Übersicht 4.3). 

- Der Anteü der Projektförderung betrug 1996 45 % 
der FuE-Ausgaben gegenüber 57 % im Jahr 1981. 

- Die Institution ehe Förderung nähert sich 1996 mit 
41 % dem Anteü der Projektförderung (45 %). 

- Um jeweüs zwei Prozentpunkte gegenüber 1981 
sind die Anteüe für die Hochschulbezogene För- 
derung und die Internationale Zusammenarbeit 
gestiegen (vgl. Graphik 1/4.4). 


Übersicht 4.3 
(vgl. Tabelle VI/9) 


FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderungsarten 


Förderungsart 

1981 

1990 

1993 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

- in Mio DM - 

Bund insgesamt 

10 484 

15 361 

16 856 

16 659 

16 272 

16 232 

davon: 







Projektförderung ^) 

5 940 

8 321 

7 572 

7 470 

7 295 

6 986 

InstitutioneUe Förderung 

3 563 

5 161 

6 634 

6 813 

7 074 

7 209 

Hochschulbezogene Förderung 

273 

420 

963 

810 

771 

760 

Internationale Zusammenarbeit 

708 

1 459 

1 687 

1 566 

1 499 

1 477 

Globale Minderausgabe des BMBF^) . . 

- 

- 

- 

- 

-367 

-200 


Förderungsart 

1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Ist 

Ist/SoU 

SoU/R.-E. 


- Durchschnitthche jährüche Veränderungen in % - 


Bund insgesamt 

34 

4,3 

3,1 

-0,4 

-2,3 

-0,2 

davon: 







Projektförderung 

1,5 

3,8 

- 3,1 

-0,5 

-2,3 

-4,2 

Institutionelle Förderung 

4,4 

4,2 

8,7 

0,9 

3,8 

1,9 

Hochschulbezogene Förderung ....... 

7,5 

4,9 

31,8 

-5,6 

-4,8 

-1,5 

Internationale Zusammenarbeit 

5,4 

8,4 

5,0 

-2,4 

-4,3 

-1,5 


9 Einschließlich Ausgaben für Aufträge im Rahmen der Ressort- sowie Wehrforschung und -entwicklung. 
^) Zuordnung der globalen Minderausgabe (1997 und 1998) auf Förderungsarten ist erst im Ist möglich. 
Quelle : BMBF 
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Graphik 1/4.4 


Anteile der Förderungsarten an den FuE-Ausgaben des Bundes 


1981 


1996 


Institutioneile 
Förderung 
^ 34,0% 


Projekt- 
förderunq *) | 
56,7% 




Hochschul- 

bezogene 

Förderung 

2 , 6 % 


Internationale 

Zusammenarbeit 

6 , 8 % 


Projekt- 
förderung *) 
44,8% 



Institutioneile 
Förderung 
40,9% 


Internationale 

Zusammenarbeit 

9,4% 


Hochschul- 
bezogene Förderung 
4,9% 


*) Einschließlich Ausgaben für Aufträge im Rahmen der Ressort- und Wehrforschung und -entwicklung 
Quelle: BMBF 
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Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung nach Empfängergruppen 

Die wichtigsten Entwicklungen sind: 

- Stetige und über den gesamten Betrachtungs- 
zeitraum überdurchschnitthche jährüche Zunah- 
men weiten die Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck auf (1981 bis 1996: -1-5,0 %). Großen Anteil 
daran haben die Forschungs- und Forschungsför- 
derorganisationen MPG, DFG und FhG, die insbe- 
sondere von 1990 bis 1993 die höchsten durch- 
schnitthchen Zuwächse hatten (+12,4 %). 

- Die FuE- Ausgaben an Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft sind von 1981 bis 1990 durch- 
schnittlich jährhch um 0,6 % gestiegen. Trotz des 
starken Rückgangs der Ausgaben von 1990 bis 1993 
ergibt sich über den langfristigen Zeitraum betrach- 
tet nureineleichteAbnahme der Ausgaben (-0,2 %). 

Die in der Rechtsträgerschaft der Länder befind- 
lichen wissenschafthchen Einrichtungen (einschl. 
Hochschulen) haben einen höheren Zuwachs als die 
des Bundes. Ursächlich für diese Entwicklung ist die 
überdurchschnittliche Förderung der Hochschulen 
durch den Bund. Unter Einbeziehung der Mittel der 
DFG, die infolge der Systematik nicht unmittelbar 
der Empfängergruppe Hochschulen, sondern den 
Organisationen ohne Erwerbszweck zugerechnet 
werden, ergibt sich folgende Entwicklung der FuE- 
Ausgaben für die Hochschulen: 

1994 (Ist) 2,2 Mrd DM 

1995 (Ist) 2,3 Mrd DM 

1996 (Ist) 2,3 Mrd DM 

1997 (SoU) 2,3 Mrd DM 

1998 (Reg.-Entw.) 2,4 Mrd DM 

- Die Empfängerstruktur 1981 im Vergleich zu 1996 
zeigt, daß der Anteil der Organisationen ohne Er- 
werbszweck um elf Prozentpunkte auf 43 % ge- 
stiegen und der der Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft von 43 % auf 28 % zu- 


rückgegangen ist. Ein um knapp drei bzw. knapp 
zwei Prozentpunkte höherer Anteü ergibt sich bei 
den Gebietskörperschaften und dem Ausland (vgl. 
Graphik 4.5). 

Tabelle VI/ 12 weist die Ausgaben des Bundes für die 
Empfängergruppe Gesellschaften und Unternehmen 
der Wirtschaft in einer weiteren Unterghederung 
nach Wirtschaftszweigen erstmals nach der neuen 
Klassifikation der Wirtschaftszweige - Ausgabe 1993 

- aus. Wegen der zum Teil schwerpunktmäßigen Um- 
setzung der Ausgaben früherer Jahre von den bishe- 
rigen zu den neuen Wirtschaftszweigen ist die Ver- 
gleichbarkeit der Daten auf der unteren Aggrega- 
tionsebene noch eingeschränkt. Die Zuordnung der 
Ausgaben 1996 zur neuen Systematik ist derzeit noch 
nicht beendet, auf Ausweisung der Gesamtausgaben 
wurde deshalb verzichtet. 

- Um revisionsbedingte Einflüsse auf die Entwick- 
lung der Ausgaben weitgehend auszuschüeßen, 
wurden die Ausgaben an Gesellschaften und Un- 
ternehmen der Wirtschaft in vier Wirtschaftsabtei- 
lungen in Übersicht 4.4 zusammengefaßt. Dabei 
zeigt sich, daß das Verarbeitende Gewerbe trotz 
eines Rückgangs 1995 gegenüber 1981 mit einem 
Anteil von 77,8 % stärkste Wirtschafts abteilung 
gebheben ist. 

- Der Anteü der Ausgaben an Dienstleistungsunter- 
nehmen hat sich seit 1981 mehr als verdoppelt. 

- Bergbau und Energie, die hier zu einer AbteUung 
zusammengefaßt sind, erhielten 1995 nur noch 
knapp 1 % der Ausgaben an Wirtschaftsuntemeh- 
men (1981: rund 10 %). 

- Ausgehend von einem niedrigen Niveau ist der 
Anteü der Land- und Forstwirtschaft fast auf das 
Siebenfache gestiegen. Ausschlaggebend für die 
diese Zunahme ist die Förderung der nachwach- 
senden Rohstoffe bei land- und forstwirtschaft- 
hchen Unternehmen (vgl. Graphik 1/4.6). 
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Tabelle 1/9 
(vgl. TabeUe VI/10) 

FuE-Ausgaben des Bundes nach Empfängergruppen 


Empfängergruppe 

1981 

1990 

1993 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU*) 

Reg.-Entw.*) 

- in Mio DM - 

Bund insgesamt 

10 484 

15 361 

16 856 

16 659 

16 272 

16 232 

davon: 







Gebietskörperschaften 

1 752 

3 053 

3 392 

3 235 

3 160 

3 173 

Bund 

853 

1 174 

1 567 

1 459 

1 495 

1 516 

Länder und Gemeinden (Gv.) 

899 

1 879 

1 825 

1 776 

1 664 

1 657 

Organisationen ohne Erwerbszweck . 

3 392 

5 355 

6 986 

7 101 

7 265 

7 374 

Gesellschaften und Unternehmen 







der Wirtschaft 

4 485 

5 286 

4 562 

4 695 

4 671 

4 356 

Ausland 

855 

1 685 

1 916 

1 627 

1 544 

1528 

Globale Minderausgabe des BMBF*) 

- 

- 

- 

- 

-367 

-200 


- Anteile in % - 

Bund insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

davon: 







Gebietskörperschaften 

16,7 

19,9 

20,1 

19,4 

19,4 

19,5 

Bund 

8,1 

7,6 

9,3 

8,8 

9,2 

9,3 

Länder und Gemeinden (Gv.) 

8,6 

12,2 

10,8 

10,7 

10,2 

10,2 

Organisationen ohne Erwerbszweck . 

32,4 

34,9 

41,4 

42,6 

44,6 

45,4 

Gesellschaften und Unternehmen 







der Wirtschaft 

42,8 

34,4 

27,1 

28,2 

28,7 

26,8 

Ausland 

8,2 

11,0 

11,4 

9,8 

9,5 

9,4 

Globale Minderausgabe des BMBF*) 

- 

- 

- 

- 

- 2,3 

- 1,2 



1981-1996 

1981-1990 

1990-1993 

1993-1996 

1996-1997 

1997-1998 

Empfängergruppe 

Ist 

Ist/SoU*) 

Soll/R,-E.’) 


- Durchschnittliche jährliche Veränderungen in % - 

Bund insgesamt 

davon: 

3,1 

4,3 

3,1 

-0r4 

-2,3 

-0,2 

Gebietskörperschaften 

4,2 

6,4 

3,6 

-1,6 

-2,3 

0,4 

Bund 

3,6 

3,6 

10,1 

-2,4 

2,5 

1,4 

Länder und Gemeinden (Gv.) 

4,6 

8,5 

-1,0 

-0,9 

-6,3 

-0,4 

Organisationen ohne Erwerbszweck . 

5,0 

5,2 

9,3 

0,5 

2,3 

1,5 

Gesellschaften und Unternehmen 
der Wirtschaft 

-0,2 

0,6 

-7,4 

4,8 

-0,9 

-7,5 

Ausland 

4,4 

7,8 

4,4 

-5,3 

-5,1 

-1,0 


*) Aufteilung geschätzt. Aufteilung der globalen Minderausgabe des BMBF auf Empfängergruppen ist erst im Ist möglich. 
Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 
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Übersicht 4.4 

Ausgaben des Bundes an die Wirtschaft in der Wirtschaftsgliederung 


Wirtschaftsgliedemng 

WZ 1993 

1981 

1995 

msgesamt 

Anteil in % 

insgesamt 

Anteil in % 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei u. Fischzucht 

01-05 

6 

0,1 

41 

0,9 

Bergbau und Energie 

10-14,40/41 

459 

10,2 

45 

hO 

Verarbeitendes Gewerbe (einschl. Baugewerbe) . 

15-37 

3 621 

80,7 

3 622 

77,8 

Dienstleistungen^) 

40-93 

403 

9,0 

949 

20,4 

Ausgaben an die Wirtschaft insgesamt 


4 488 

100,0 

4 656 

100,0 


Einschi. Handel; Instandsetzung u. Reparatur von Kfz und Gebrauchsgütem, Verkehr und Nachrichtenübermittlung; Kredit- 
und Versicherungsgewerbe. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


Graphik 1/4.5 


Anteile der Empfängergruppen an den FuE-Ausgaben des Bundes 


1981 


1996 


Gebietskörper- 
schaften 
167% 


Ausland 

8 , 2 % 



Organisationen 

ohne 

Erwerbszweck 

32,4% 


Gesellschaften 
und Unternehmen 
der Wirtschaft 
42,8% 


Gebietskörper- 
schaften 
19,4% 


Ausland 

9,8% 


Gesellschaften 
und Unternehmen 
der Wirtschaft 
28,6% 



Organisationen 

ohne 

Erwerbszweck 

42,6% 


*) Einschließlich Allgemeine Finanzverwaltung 
Quelle: BMBF 


Faktenbericht ’98 


Graphik 1/4.6 


Ausgaben des Bundes an die Wirtschaft 

— Wirtschaftsgliederung — 


1981 

Dienstleistungen*) 



Land- und 
Forstwirtschaft, 
Fischerei und 
Fischzucht 
0 , 1 % 

Bergbau 
und Energie 
10 , 2 % 


Verarbeitendes Gewerbe 
(einschl. Baugewerbe) 
80,7% 


1995 

Dienstleistungen*) 

20,4% 



Land- und 
Forstwirtschaft, 
Fischerei und 
Fischzucht 
0,9% 


Bergbau 
und Energie 
1 , 0 % 


Verarbeitendes Gewerbe 
(einschl. Baugewerbe) 
77,8% 
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Ausgaben des Bundes für Forschung und 

Entwicklung in regionaler Gliederung^) 

- Die Entwickung im Zeitraum 1993 bis 1996 zeigt, 
daß die FuE-Ausgaben an Empfänger im Ausland 
stark zurückgegangen sind (Ursächlich ist insbe- 
sondere die Verringerung des Beitrags bzw. der 
Leistungen an die Europäische Weltraumorganisa- 
tion - EWO -). 

- Stetig zugenommen haben über den betrachteten 
Zeitraum die Ausgaben an die neuen Länder. Die 
FuE-Ausgaben an die alten Länder sind allerdings 
1996 gegenüber 1995 etwas stärker gestiegen als 
die an die neuen Länder (vgl. Übersicht 4.5). 

- Von den FuE-Ausgaben des Bundes 1996 in Hö- 
he von 16,7 Mrd DM verbheben 15,0 Mrd DM 


(89,8 %) im Inland (1995: 89,1 %), davon entfie- 
len 2,65 Mrd DM (17,7 %) auf die neuen Län- 
der einschl. Berhn-Ost. Ihr prozentualer Anteü 
an den FuE-Ausgaben des Bundes ist mit 
17,7 % seit 1994 konstant gebüeben (vgl. Ta- 
belle VI/39). 

- Empfänger mit dem höchsten Anteil unter den al- 
ten Ländern ist der Freistaat Bayern, der 1996 
21,1 % (1995: 21,2 %) der FuE -Mittel erhielt, ge- 
folgt von Nordrhein-Westfalen mit 15,9 % (1994: 
16,0 %) und Baden-Württemberg mit 14,9 % 
(1994: 14,7 %). 

- Von den neuen Ländern weist der Freistaat Sach- 
sen mit 5,4 % den höchsten Anteil auf 
(1995: 5,5 %). Es folgt Brandenburg mit einem An- 
teil von 3,3 % (1995: 3,2 %). 


Regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes"^) 


Übersicht 4.5 
(vgl. TabeUe Vl/39) 



1993 Ist 

1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

Land 

in Mio DM 

in Mio DM 

Veränderung 
in % 

in Mio DM 

Veränderung 
in % 

in Mio DM 

Veränderung 
in % 

Insgesamt 

16 856 

16 342 

- 3J 

16 500 

ho 

16 659 

IrO 

davon: 

alte Länder 

12 394 

12 015 

- 3J 

12 087 

0,6 

12 303 

1,8 

neue Länder .... 

2 463 

2 577 

4,6 

2 608 

1,2 

2 649 

1,6 

Ausland 

2 000 

1 749 

-12,5 

1 805 

3,2 

1 707 

-5,4 


*) Maßgebend für die regionale Aufteilung des Bundes ist in der Regel der Sitz der die Forschung und Entwicklung (FuE) aus- 
führenden Stelle. Im Fall der gemeinsamen Forschungsförderung durch Bund und Länder gemäß Rahmenvereinbarung For- 
schungsförderung wurden daher die FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf der geförderten Einrichtungen 
bzw. Arbeitsstellen aufgeteüt. Bei den bundeseigenen Einrichtungen wurden die FuE-Ausgaben auf den Hauptsitz und die 
angeschlossenen Außen- bzw. Arbeitsstellen mit institutionellem Charakter aufgeteilt. Auswirkungen von Unteraufträgen auf 
die Gliederung durch Weitergabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg bleiben bei der Regionahsierung un- 
berücksichtigt. 

Quelle; BMBF Rundungsdifferenzen 


6. Die Ausgaben der Länder für Wissenschaft, 
Forschung und Entwickiung 

Länder und Gemeinden gaben 1995 rund 
32,9 Mrd DM für Wissenschaft, Forschung und Ent- 
wicklung aus, das waren 4,8 % mehr als 1994 
(31,4 Mio DM). 

Auf die neuen Länder (ohne Berhn-Ost) entfielen 
16,6 % (1994 15,9 %), die damit ihren Anteü an den 
Wissenschaftsausgaben kontinuierlich steigerten 
(1992 12,4 %). Im SoU 1997 beträgt ihr Anteü 
17,3 % (6,0 Mrd DM) der insgesamt von Ländern 
und Gemeinden veranschlagten 34,5 Mrd DM (vgl. 
TabeUe 1/12); er entspricht damit ihrem Anteü an der 
Bevölkerung Deutschlands (1996). 

Die Wissenschaftsausgaben (genauer: Grundmittel 
für Wissenschaft^) der Länder und Gemeinden ent- 


faUen auf zwei Aufgabenbereiche^), die „Hochschu- 
len einschl. Hochschulkliniken" mit 1995 85,6 %, 
und „Wissenschaft und Forschung außerhalb der 
Hochschulen" mit 14,4 % der Mittel (vgl. TabeUe 
Vl/14). Im Verlauf der letzten Jahre hat sich der An- 
teU des außeruniversitären Bereichs von 14,2 % 
(1992) auf 14,8 % (Soll 1997) vergrößert. 


0 Den „Grundmitteln für Wissenschaft" liegen die um die un- 
mittelbaren Einnahmen bereinigten Wissenschaftsausgaben 
(Nettoausgaben) der Länder und Gemeinden zugrunde. Die- 
ses Konzept ermöglicht es, die wachsende Verzerrung der 
Nettoausgaben durch die Ausgaben für die Krankenversor- 
gung in den HochschulklLniken weitgehend zu eliminieren 
(insbesondere durch Abzug der Pflegesatzeinnahmen der 
Länder in diesem Bereich) , 

^) Die Gliederung der Wissenschaftsausgaben basiert auf dem 
Funktionenplan, daher können nur Ausgaben aus dem 
Haushaltsplan einbezogen werden, die eine entsprechende 
Funktion aufweisen. 
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Tabelle 1/12 
(vgl. TabeUe Vl/14) 

Grundmittel*) der Länder und Gemeinden für Wissenschaft 

- in Mio DM - 


Land 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 


Ist 


SoU') 

Baden-Württemberg 

3 999,2 

4 114,2 

4 294,2 

4 352,0 

4 361,7 

4 487,4 

Bayern 

4 406,2 

4 399,8 

4 402,7 

4 909,0 

5 427,5 

5 509,2 

Berlin 

2 858,2 

3 248,3 

3 004,5 

3 125,0 

3 116,2 

2 953,1 

Brandenburg 

305,3 

424,8 

578,5 

643,0 

688,8 

686,8 

Bremen^) 

333,9 

368,9 

357,4 

381,0 

328,7 

393,3 

Hamburg 

965,3 

1 039,3 

1 030,3 

1 064,0 

1 089,9 

1 055,3 

Hessen 

2 296,6 

2 404,9 

2 390,6 

2 387,0 

2 400,9 

2418,2 

Mecklenburg-Vorpommern . 

400,1 

475,6 

583,2 

653,0 

702,0 

749,3 

Niedersachsen 

2 527,3 

2 644,7 

2 527,4 

2 657,0 

2 685,5 

2 776,3 

Nordrhein-Westfalen 

5 685,4 

5 679,5 

5 978,0 

6 003,0 

6 220,7 

6 282,6 

Rheinland-Pfalz 

1 044,5 

1 045,1 

1 074,1 

1 127,0 

1 282,8 

1 230,3 

Saarland 

367,2 

418,9 

403,9 

411,0 

401,8 

402,4 

Sachsen^) 

1 489,4 

1 739,9 

1 901,0 

2 008,0 

2 220,4 

2 198,3 

Sachsen-Anhalt 

816,0 

863,4 

901,4 

1 075,0 

1 107,6 

1 165,7 

Schleswig-Holstein^) 

825,4 

847,2 

939,4 

1 027,0 

1 028,1 

1 035,3 

Thüringen^) 

568,4 

943,2 

1 039,5 

1 094,0 

1 229,6 

1 163,0 

Insgesamt 

28 890,2 

30 658,8 

31405,9 

32 918,0 

34 291,3 

34 505,5 

davon: 

Früheres Bundesgebiet 







einschl. Berlin-Ost 

25 310,2 

26 210,9 

26 402,6 

27 445,0 

28 343,8 

28 543,4 

Neue Länder 







ohne Berlin-Ost 

3 579,9 

4 447,9 

5 003,7 

5 473,0 

5 947,4 

5 962,1 

darunter FuE-Ausgaben 







der Länder^) 

12 888 

13 546 

14 183 

14 564 

15 118 

15 204 


•) Grundmittel: Nettoausgaben abzüglich unmittelbare Einnahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen der Länder für die Kran- 
kenversorgung an Hochschulldiniken) . 

SoU-Daten auf Grund unterschiedhcher Veranschlagungspraxis nur bedingt mit den Ist-Daten vergleichbar. 

Vgl. Anmerkungen in Tabelle VI/14. 

Teilweise geschätzt; bis 1995 auf Ist-Basis (vgl. Tab. VI/40). 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMBF Rundungsdifferenzen 


Der Schwerpunkt der Länderausgaben liegt bei 
den Hochschulen, einbezogen sind dabei: die 
Grundmittel für Forschung und Lehre sowie 
die Drittmittel der Länder (einschl. Länderan- 
teil an der Finanzierung der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft (DFG)). Zum Bereich Wis- 
senschaft, Forschung und Entwicklung außer- 
halb der Hochschulen gehören insbesondere 
die Ausgaben der Länder für die gemeinsame 
Forschungsförderung von Bund und Ländern 
- für MPG, FhG, Helmholtz-Zentren, die Ein- 
richtungen der Blauen Liste und das Aka- 
demienprogramm die Mittel zur Finanzie- 
rung der Landes- und Gemeindeeinrichtun- 
gen mit Aufgaben in Wissenschaft und For- 
schung sowie die Fördermaßnahmen für For- 
schung und Technologie und Innovation im 
Wirtschaftssektor (vgl. auch TabeUe 1/13 sowie 
Teil III). 


Die Ausgaben der Länder für Forschung und Ent- 
vücklung (FuE) beziehen sich - den Wissenschafts- 
ausgaben entsprechend - auf FuE in den Hochschu- 
len einerseits und FuE außerhalb der Hochschulen 
(Wirtschaftssektor und außeruniversitäre Einrichtun- 
gen für Wissenschaft und Forschung) andererseits. 

Die FuE-Ausgaben der Hochschulen werden mit Hil- 
fe eines besonderen Berechnungsverfahrens auf der 
Basis von FuE -Koeffizienten ermittelt (vgl. Bundes - 
bericht Forschung 1996, Teil VII, Kap. 1). Ausgangs- 
material für die Berechnung sind Daten zu den Aus- 
gaben der Hochschulen in fachlicher Gliederung in 
Verbindung mit Daten bzw. Annahmen zu bestim- 
men Tätigkeiten des wissenschaftlichen Personals. 
Das Verfahren wurde 1995 modifiziert (vor allem be- 
zogen auf den Bereich der Hochschulkliniken). '^) 


Vgl. H. W. Hetmeier „Methodik und Berechnung der Ausga- 
ben und des Personals der Hochschulen für Forschung und 
experimentelle Entwicklung ab dem Berichtsjahr 1995", 
Wirtschaft und Statistik, Februar 1998, Seite 153-163. 
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Graphik 1/7 


Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden 

Grundmittel*’ der Länder und Gemeinden in Mio DM 



Schle^lg-Holsteln 1 064 1 05! 


■96 y Mecklenburg-Vorpommern 
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Sachsen-Anhalt 
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Hessen 


Rheinland-Pfalz 


Baden-Württemberg 





pii 4f| ^ 

teir-l 


ISl öüil 

’97 
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*) Grundmittel: Nettoausgaben abzüglich unmittelbare Einnahmen 
(insbesondere Pflegesatzeinnahmen der Länder für die Krankenversorgung an Hochschulkliniken). 
Soll-Daten auf Grund unterschiedlicher Veranschlagungspraxis nur bedingt mit den Ist-Daten vergleichbar 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMBF 


Faktenbericht '98 





Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Die FuE-Ausgaben der Länder betrugen 1995 rund 
14,6 Mrd DM; sie lagen damit um 2,7 % über denen 
von 1994 (14,2 Mrd DM). Auf Grund der methodi- 
schen Änderung (Berechnung von FuE im Hoch- 
schulsektor) sind die FuE-Ausgaben jedoch mit de- 
nen von 1994 nur eingeschränkt vergleichbar, so daß 
die Veränderung ohne diesen „Zeitreihenbruch" 
höher wäre (vgl. Tabelle 1/12). 

Zur Struktur der FuE-Ausgaben 1995: 

- Sektoranteile: Hochschulen rd. 71 % (leicht rück- 
läufig), Wirtschaftssektor knapp 6 % (mit leicht 
steigender Tendenz), außeruniversitäre Einrich- 
tungen rd. 23 %; 

- Anteil an den FuE-Ausgaben Deutschlands 18,0 %, 
1996 18,4 %; 

- Größte Länderan teile: Nordrhein-Westfalen 17,9 %, 
Bayern 15,6 %, Baden-Württemberg 13,6 %, Hes- 
sen 8,0 %; 

- Überdurchschnittliche Zuwächse 1995 gegenüber 
1994: Hessen, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern 
(vgl. TabeUe Vl/40).'^) 

Die Entwicklung der FuE-Ausgaben der Länder im 
Verhältnis zu den FuE-Ausgaben Deutschlands ins- 
gesamt wird im Kapitel 2, die der FuE-Ausgaben der 
Hochschulen im Kapitel 8 dargesteUt. Ausführlich 
wird über die Forschungs- und TechnologiepoÜtik 
der Länder im Teil III berichtet (vgl. Graphik 1/7). 


7. Gemeinsame Forschungsförderung 
durch Bund und Länder 

Die vom Staat (Bund und Länder) finanzierten FuE- 
Ausgaben beliefen sich 1996 insgesamt auf 
31,8 Mrd DM, 1997 sind es 31,5 Mrd DM (SoU). Das 


Auf Grund der methodischen Änderung im Hochschulsektor 
sind diese Angaben nur eingeschränkt aussagefähig. 


sind 38,7 % bzw. 37,6 % der FuE-Ausgaben 
Deutschlands insgesamt (vgl. TabeUe 1/2). Gut ein 
Viertel dieser staatlichen FuE-Ausgaben stellten 
Bund und Länder im Rahmen ihrer gemeinsamen 
Forschungsförderung bereit. 

Rechtliche Grundlage 

der gemeinsamen Forschungsförderung 

Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der For- 
schungsförderung ist in der „Rahmenvereinbarung 
zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame 
Förderung der Forschung... "(RV-Fo) geregelt. 

Grundlage für diese Rahmenvereinbarung ist Artikel 
91b Grundgesetz 


Artikel 91b GG 

Bund und Länder können auf Grund von Verein- 
barungen bei der Bildungsplanung und bei der 
Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der 
wissenschaftlichen Forschung von überregiona- 
ler Bedeutung Zusammenwirken. Die Aufteilung 
der Kosten wird in der Vereinbarung geregelt. 


Umfang der gemeinsamen Forschungsförderung 

Die im Rahmen der gemeinsamen Forschungsförde- 
rung durch Bund und Länder zur Verfügung gestell- 
ten Mittel dienen fast ausschheßhch der Grundfinan- 
zierung (institutionelle Förderung) gemeinsam geför- 
derter Einrichtungen. Sie beliefen sich 1996 (Ist) auf 
insgesamt 8,2 Mrd DM. 1997 (SoU) werden sie voraus- 
sichtlich 8,6 Mrd DM und 1998 (Reg.-Entw.) 8,7 Mrd 
DM betragen^). Auf den Bund entfaUen davon jeweils 
knapp 70 % (vgl. TabeUe 1/13 sowie Graphik 1/7.1). 


Einschheßhch der auf die gemeinsam geförderten Einrich- 
tungen ggf. entfallenden Beträge aus dem Hochschulsonder- 
programm bzw. dem Hochschulemeuerungsprogramm, 


Graphik 1/7.1 


Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund und Länder 1997 


Finanzierungsstruktur 


Verteilung über die Einrichtungen 


FhG 


Länder 
31,9 % 



Bund 

68 , 1 % 


MPG 

18,1 



Akademien- 

Programm 

0 , 8 % 

LEOPOLDINA 
0,0 % 


Helmholtz-Zentren 
35,1 % 


Anmerkungen s. Tabelle 1/13 
Quelle: BMBF 
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Tabelle 1/13 


Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund und Länder 1996 bis 1998 
(Institutionelle Förderung) 

- in Mio DM - 




1996 Ist 



1997 SoU 


1998 Reg.-Entw, 

Einrichtung 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

Max-Planck-Gesellschaft .... 

1 460,2 

733,8 

726,4 

1 553,4 

765,2 

788,2 

1 602,0 

801,0 

801,0 

Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft^) 

1 976,3 

1 184,3 

791,6 

2 105,1 

1 267,5 

837,7 

2 200,1 

1 330,6 

869,5 

darunter: 

- allgemeine Forschungs- 
förderung 

1 170,0 

585,0 

585,0 

1 230,0 

615,0 

615,0 

1 289,6 

644,8 

644,8 

- Sonderforschungsbereiche . 

529,6 

397,2 

132,4 

556,0 

417,0 

139,0 

584,0 

438,0 

146,0 

- Heisenberg-Programm .... 

0,4 

0,2 

0,2 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- Förderung ausgewählter 
Forscher und Forscher- 
gruppen (Leibniz-Programm) 

26,2 

19,6 

6,6 

24,0 

18,0 

6,0 

29,5 

22,1 

7,4 

- Förderung von Graduierten- 
kollegs 

95,3 

62,0 

33,3 

124,3 

80,8 

43,5 

133,2 

86,6 

46,6 

- Habilitationsförderung .... 

64,0 

32,0 

32,0 

64,0 

32,0 

32,0 

45,0 

22,5 

22,5 

- Sozioökonomisches Panel . 

4,2 

2,1 

2,1 

4,4 

2,2 

2,2 

4,4 

2,2 

2,2 

Fraunhofer-Gesellschaft^) . . . 

553,0 

442,9 

110,1 

557,9 

439,9 

118,0 

551,1 

447,1 

104,0 

Akademienprogramm "*) 

69,2 

34,6 

34,6 

71,8 

35,9 

35,9 

72,0 

36,0 

36,0 

Helmholtz-Zentren 

2 892,0 

2 599,9 

292,1 

3 017,1 

2 694,3 

322,8 

2 988,2 

2 664,4 

323,8 

davon: 

- Stiftung ALfred-Wegener- 
Institut für Polar- und 
Meeresforschung, Bremer- 
haven (AWl) 

107,5 

96,7 

10,8 

112,8 

101,6 

11,2 

117,5 

105,6 

11,9 

- Stiftung Deutsches Elektro- 
nen-Synchrotron, Hamburg 
(DESY) 

277,1 

249,4 

27,7 

284,9 

256,4 

28,5 

282,7 

254,4 

28,3 

~ Stiftung Deutsches Krebs- 
forschungszentrum, Heidel- 
berg (DKFZ) 

159,1 

143,2 

15,9 

161,2 

145,1 

16,1 

161,0 

144,9 

16,1 

- Deutsches Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt e. V., Köln 
(DLR)^) 

433,9 

392,5 

41,4 

440,0 

398,4 

41,6 

434,8 

393,7 

41,1 

- Forschungszentrum Jülich 
GmbH, (FZJ)8)^) 

453,5 

405,0 

48,5 

460,2 

411,5 

48,7 

452,4 

405,4 

47,0 

- Forschungszentrum 

Karlsruhe GmbH (FZK) 
Technik und Umwelt®) 

426,2 

384,2 

42,0 

431,1 

388,9 

42,2 

426,6 

383,9 

42,7 

- Gesellschaft für Biotechno- 
logische Forschung mbh, 
Braunschweig (GBF) 

58,8 

52,9 

5,9 

62,7 

56,4 

6,3 

62,7 

56,4 

6,3 

- GeoForschungsZentrum, 
Potsdam (GFZ) 

73,5 

66,0 

7,5 

75,1 

67,1 

8,0 

63,7 

57,4 

6,3 

- GKSS - Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, (GKSS) . 

101,9 

91,7 

10,2 

110,3 

99,3 

11,0 

110,0 

99,0 

11,0 

- GMD - Forschungszentrum 
Informationstechnik GmbH, 
St. Augustin bei Bonn (GMD) 

123,0 

112,2 

10,8 

128,8 

115,9 

12,9 

130,2 

117,2 

13,0 

- GSF - Forschungszentrum 
für Umwelt und Gesundheit 
GmbH, Neuherberg bei 
München 

148,9 

135,0 

13,9 

152,0 

137,7 

14,3 

147,9 

134,0 

13,9 
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noch Tabelle 1/13 




1996 Ist 



1997 SoU 


1998 Reg.-Entw. 

Einrichtung 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

- GeseUschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH, 
Darmstadt (GSl) 

124,9 

112,4 

12,5 

127,4 

114,7 

12,7 

125,6 

113,0 

12,6 

- Hahn-Meitner-lnstitut 

Berhn GmbH, (HMl) 

110,3 

99,2 

11,1 

110,8 

99,7 

ILl 

110,7 

99,6 

11,1 

- Max-Planck-lnstitut für 
Plasmaphysik, Garching 
bei München (IPP) 

114,3 

99,8 

14,5 

166,3 

129,5 

36,8 

185,1 

140,3 

44,8 

- Max-Delbrück-Centrum 
für Molekulare Medizin, 
Berhn-Buch (MDC) 

89,6 

80,6 

9,0 

89,9 

80,9 

9,0 

89,2 

80,3 

8,9 

- Umweltforschungszentrum 
GmbH, Leipzig-HaUe (UFZ) 

89,5 

79,1 

10,4 

103,6 

91,2 

12,4 

88,1 

79,3 

8,8 

Einrichtungen der Blauen 
Liste®) 

1 268,7 

642,4 

626,3 

1 287,2 

650,1 

637,1 

1311,9 

663,2 

648,7 

Deutsche Akademie 
Leopoldina, Halle/Saale 

2.6 

2.1 

0.5 

4.1 

3,3 

0,8 

4.3 

3.4 

0,9 

Insgesamt 

8 221,6 

5 640.0 

2 581,6 

8 596,7 

5 856,2 

2 740,5 

8 729,6 

5 945,7 

2 783,9 


Die hier ausgewiesenen Beträge beinhalten auch Mittel aufgrund von Sondervereinbarungen zwischen Bund und Ländern, 
daher ergeben sich Abweichungen hinsichtlich der in der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung nach Artikel 91b GG 
festgelegten Finanzierungsschlüssel; ggf. einschl. Sondermittel aus Hochschulsonderprogrammen bzw. dem Hochschul- 
emeuerungsprogramm. 

Einschl, der von Bund oder Ländern der DFG zur Verfügung gestellten Mittel mit besonderer Zweckbestimmung. 

Ohne die institutionelle Förderung durch das BMVg in Höhe von ca. 55 Mio DM p. a., da sie nicht der gemeinsamen Bund/Län- 
der-Finanzierung unterhegt, 
h Projektförderung. 

OhneDARA. 

Ohne Zuwendungen für die Stülegung und Beseitigung kemtechnischer Anlagen und sonstiger Einrichtungen. 

Einschl. des Instituts für Biotechnologie, das zu 100 % vom Land NRW finanziert wird. 

1996 SoU; ohne Sondermittel aus Hochschulsonderprogrammen bzw. Hochschulemeuerungsprogramm. 

Quelle: BLK, DFG sowie Wirtschaftspläne, abgedruckt im Entwurf zum Bundeshaushaltsplan 1998 und Berechnungen des 
BMBF Rundungsdifferenzen 


Die beteiligten Institutionen sind: 

Helmholtz- Zentren 

Mit 3,0 Mrd DM in 1997 (Soll) und 3,0 Mrd DM 
in 1998 (Reg.-Entw.) entfällt der größte Anteil auf 
die Helmholtz -Zentren, wobei der Bund mit 
2,7 Mrd DM (1997 und 1998) - das sind knapp die 
Hälfte (44,8 %) seiner insgesamt für die gemeinsame 
Forschungsförderung aufgebrachten Mittel - den 
weit überwiegenden Anteü übernimmt (Finanzie- 
rungsschlüssel: 90 : 10). Die übrigen 323 Mio DM 
(1998 324 Mio DM) stellen die an den Helmholtz- 
Zentren beteihqten Länder zur Verfügung (vgl. auch 
Kap. 3iniTeü V). 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 

Die DFG ist die größte deutsche Forschungsför- 
derungsorganisation. Schätzungsweise 90 % der ihr 
zur Verfügung gestellten Mittel kommen der Hoch- 
schulforschung zugute. Die Finanzierungsanteile 


- an ihrer Finanzierung sind alle Länder entspre- 
chend dem Königsteiner Schlüssel beteüigt - sind da- 
bei verfahrensabhängig: Allgemeine Forschungsför- 
derung 50 : 50, Sonderforschungsbereiche bzw. Leib- 
niz-Programm 75 : 25, GraduiertenkoUegs 65 : 35 (ab 
1. Januar 1999: 50 : 50). 

Von Bund und Ländern werden der DFG 1998 (Reg.- 
Entw.) als institutionelle Förderung voraussichthch 
Mittel in Höhe von 2,2 Mrd DM bereitgestellt. Der 
Betrag hegt um 4,5 % über dem Vorjahreswert von 
2,1 Mrd DM (SoU). Die darin enthaltenen knapp 
840 Mio DM (1997) bzw. 870 Mio DM (1998) der 
Länder entsprechen rund 30 % ihres gesamten Bud- 
gets für die gemeinsame Forschungsförderung (vgl. 
auch Kap.l im Teil 11 sowie Kap. 1.1 im Teil V). 

Max-Planck-GeseUschaft (MPG) 

Die MPG ist die bedeutendste Organisation für die 
Grundlagenforschung außerhalb der Hochschulen in 
Deutschland. Die institutioneUe Förderung der MPG 
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beläuft sich 1997 und 1998 (Soll bzw. Reg.-Entw.) auf 
1,6 Mrd DM. Dies entspricht in etwa der Hälfte der 
den Helmholtz -Zentren gewährten institutionellen 
Förderung. Die Mittel werden zu gleichen Teilen von 
Bund und Ländern aufgebracht (vgl. auch Kap.l im 
Teil 11 sowie Kap. i.i hn Teil V). 

Einrichtungen der Blauen Liste (BLE) 

Die Blaue Liste (BLE) umfaßt 82 außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen (Grundfinanzierung in der 
Regel im Verhältnis 50 : 50) und Einrichtungen mit 
Servicefunktion für die Forschung (unterschiedhche 
Finanzierungsschlüssel). 1997 (Soll) beläuft sich die 
gemeinsame Zuwendung auf insgesamt 1,3 Mrd DM 
(ohne Mittel aus Hochschulsonderprogrammen bzw. 
Hochschulemeuerungsprogramm), wobei der Län- 
deranteü - insgesamt knapp em Viertel des Länder- 
budgets für die gemeinsame Forschungsförderung - 
1997 erstmals von allen Ländern gemeinsam aufge- 
bracht wird. Die den BLE für 1998 (Reg.-Entw.) vor- 
aussichthch zur Verfügung gestellte Institutionelle 
Förderung in Höhe von 1,3 Mrd DM hegt um knapp 
2 % über dem entsprechenden Betrag des Vorjahres 
(ygl. auch Kap. 4 hn Teil V). 

Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 

Die FhG als eine weitere Säule der außeruniversitä- 
ren Forschung in Deutschland mit derzeit 43 Ver- 
tragsforschungsmstituten wird vom Bund und den 
beteüigten Ländern hn Rahmen des ModeUs der er- 
folgsabhängigen Grundfinanzierung - die mstitutio- 
neUe Förderung beträgt jeweils 40 % der eigenen Er- 
träge der FhG - hn Verhältnis 90 : 10 gefördert. 1997 
behef sich diese hn Soll auf Insgesamt 558 Mio DM 
(1998 551 Mio DM), mithin weniger als die Hälfte 
der Grundfinanzierung der BLE (vgl. auch Kap. 1 hn 
Teil 11 sowie Kap. 2.2 im Teü V). 

Deutsche Akademie der Naturforscher LEOPOLDINA 

Die Deutsche Akademie der Naturforscher LEOPOL- 
DINA wird bilateral vom Bund und dem Land Sach- 
sen-Anhalt hn Verhältnis 80 : 20 finanziert. Die über- 
durchschnitthche Steigerung der institutionellen För- 
derung dieser Einrichtung in 1997 und 1998 gegen- 
über 1996 hängt in erster Linie mit den für diese Jah- 
re geplanten Investitionen (für Aus- und Umbaumaß- 
nahmen) zusammen. 

Akademienprogramm 

Auf der Basis von Art. 91b GG können neben Ein- 
richtungen auch Vorhaben gemeinsam von Bund 
und Ländern grundfinanziert werden, ln das soge- 
nannte Akademienprogramm werden Ehizelvorha- 
ben aufgenommen, die vom Sitzland einer Akademie 
vorgeschlagen, von überregionaler Bedeutung sowie 
langfristig angelegt sind und deren Gesamtkosten 
jährhch mehr als 100 000 DM betragen. Die finan- 
zielle Förderung wird von Bund und Ländern hn Ver- 
hältnis 50 : 50 geleistet. Der für das Akademienpro- 
gramm zuständige Ausschuß „Akademienvorhaben" 
hat beschlossen, daß 1997 gemeinsame Zuwendun- 


^) Bis auf wenige Ausnahmen in der Wissenschaftsgemein- 
schaft Gottfried Wühehn Leibniz (WGL) zusammengefaßt. 


gen in Höhe von rund 71,8 Mio DM für dieses Pro- 
gramm gewährt werden sollen. Der entsprechende Be- 
trag für 1998 beläuft sich auf 72,0 Mio DM. Das Akade- 
mienprogramm umfaßte 1997 152 Vorhaben, darunter 
über 50 aus den neuen Ländern (vgl. Teil 11, Kap. 21). 


8. Die Ressourcen der Hochschulen 
für Forschung und Entwicklung 

1996 gab es in Deutschland insgesamt 335 staatliche 
bzw. staathch anerkannte Hochschulen, darunter 113 
Universitäten und vergleichbare Einrichtungen (90 
Universitäten, eine Gesamthochschule, 16 Theologi- 
sche und 6 Pädagogische Hochschulen), 46 Kunst- 
hochschulen, 146 allgemeine und 30 Verwaltungs- 
fachhochschulen. 65 dieser 335 Hochschulen des Jah- 
res 1996 befinden sich in privater Trägerschaft, wobei 
es sich bei über der Hälfte dieser nichtstaathchen 
Hochschulen um kirchliche Hochschulen handelt.^) 

Ausgaben der Hochschulen für Lehre 
und Forschung^) insgesamt 

Die Ausgaben der Hochschulen für Lehre und For- 
schung betrugen 1995, dem letzten Jahr, für das zur 
Zeit Ist-Daten vorhegen, insgesamt 33,9 Mrd DM. 
Für 1996 werden sie auf 34,5 Mrd DM, für 1997 auf 
34,6 Mrd DM geschätzt. 


Die enge Verflechtung von Forschung und Lehre 
wirft für die Forschungsstatistik erhebhche Pro- 
bleme auf, die für den Bereich der Hochschulkh- 
niken durch die medizinische Betreuung der Pa- 
tienten weiter erschwert werden. Da es keine ge- 
trennten Rechnungssysteme gibt, die die einzel- 
nen Aufgabenbereiche gesondert nachweisen, 
wurde zwischen Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie, Kul- 
tusministerkonferenz, Wissenschaftsrat und Sta- 
tistischem Bundesamt ein Verfahren vereinbart, 
mit dem die finanziellen und personellen Res- 
sourcen der Hochschulen ermittelt werden kön- 
nen. Dieses Verfahren wird regelmäßig überprüft 
und an die aktuellen Entwicklungen angepaßt. 
Orientierung ist dabei insbesondere die methodi- 
sche Arbeit der OECD im Bereich der Wissen- 
schafts- und Technologieindikatoren (vgl. Teil VI, 
Kap. 1). Ein modifiziertes Verfahren wurde ab 
dem Berichtsjahr 1995 eingeführt (dies hat aller- 
dings derzeit eine eingeschränkte Vergleichbar- 
keit der Daten 1995 gegenüber den Vorjahren 
zur Folge, da z. Z. für diese nur Daten nach dem 
bisherigen Verfahren vorliegen). ^) 


J Zu den Ressourcen der Institute an Hochschulen, die recht- 
hch selbstständig sind, jedoch Ahelfach eng mit der jeweiligen 
Hochschule verbunden, vgl. Tabellen VI/21 und Vl/34 und 35. 
Ausgaben der Hochschulen, bereinigt um Einnahmen für 
Nicht-Lehr und -Forschungstätigkeiten (z.B. für Krankenbe- 
handlung in Hochschulkliniken) , berechnet auf der Basis der 
Hochschulfinanzstatistik. 

Vgl. H.W. Hetmeier „Methodik und Berechnung der Ausga- 
ben und des Personals der Hochschulen für Forschung und 
experimentelle Entwicklung ab dem Berichtsjahr 1995", 
Wirtschaft und Statistik 2/1998. 
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Ausgaben der Hochschulen für Lehre und Forschung 
nach Wissenschaftszweigen 

- Sieht man von den zentralen Einrichtungen ab, 
entfällt der größte Anteil der Ausgaben für Lehre 
und Forschung 1995 auf den Wissenschaftszweig 
Medizin (7,8 Mrd DM oder 22,9 %). Für die Gei- 
stes- und Sozialwissenschaften ergeben sich mit 
6,0 Mrd DM (17,6 %) geringfügig höhere Ausga- 
ben als für die Naturwissenschaften (5,6 Mrd DM 
oder 16,4 %). Die Ausgaben der Ingenieurwissen- 
schaften für Lehre und Forschung belaufen sich 
auf 4,9 Mrd DM (14,5 %) und der Agrarwissen- 
schaften auf 1,1 Mrd DM (3,2 %). 

- Bezogen auf den Zeitraum 1991 bis 1995 sind die 
Ausgaben für Lehre und Forschung der Ingenieur- 
wissenschaften sowie der Geistes- und Sozialwis- 
senschaften nüt 31,6 % bzw. 31,1 % erhebhch 
über-, die der Medizin nüt 15,0 % deutlich unter- 
proportional gestiegen. Der Zuwachs der Agrar- 
wissenschaften entspricht der durchschnittlichen 
Steigerungsrate von 23,6 %. 


Graphik 1/9 


FuE-Ausgaben der Hochschulen 

in Mio DM 



Ist Schätzung 

■■ FuE-Ausgaben insgesamt darunter Drittmittel 

1) Ab 1995 modifiziertes Berechnungsverfahren für FuE im Hochschul- 
sektor, daher eingeschränkte Vergleichbarkeit mit den Vorjahren. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Faktenbericht '98 

Ausgaben der Hochschulen für Lehre und Forschung 

nach Hochschularten 

- Knapp zwei Drittel (63,3 % in 1997) der Ausgaben 
für Lehre und Forschung können Universitäten 
und vergleichbaren Einrichtungen (ohne medizini- 
sche Einrichtungen) zugeordnet werden, 14,2 % 
entfallen auf Fachhochschulen, die übrigen 
22,4 % auf medizinische Einrichtungen. 

- Während an den Universitäten das Gros der 
Ausgaben (ohne Berücksichtigung der zentra- 
len Einrichtungen) den Naturwissenschaften zur 
Verfügung steht (5,3 Mrd DM oder 24,7 % in 
1995) und die Geistes- und Sozialwissenschaf- 
ten unverändert über die letzten Jahre um je- 
weüs rund 350 Mio DM geringere Ausgaben (in 


Höhe von 5,0 Mrd DM oder 23,0 % in 1995) auf- 
weisen, hegt der Schwerpunkt der Ausgaben an 
den Fachhochschulen mit 1,5 Mrd DM (34,1 %) 
bei den Ingenieurwissenschaften. Die Geistes- 
und Sozialwissenschaften folgen hier mit 1,0 Mrd 
DM (22,2 %), den Naturwissenschaften kommt mit 
0,2 Mrd DM oder 4,9 % in quantitativer Hinsicht 
eine geringere Bedeutung zu. 

FuE-Ausgaben der Hochschulen insgesamt 

Die mit Hilfe von FuE-Koeffizienten ermittelten Aus- 
gaben für Forschung und Entwicklung in Hochschu- 
len (vgl. Kasten) zeigen folgende Entwicklung: 

- Die FuE-Ausgaben der Hochschulen erreichten 
1995 (Ist) einen Umfang von 14,4 Mrd DM, das 
sind 42,5 % der Ausgaben für Lehre und For- 
schung insgesamt. 1996 werden voraussichtlich 
14,6 Mrd DM und 1997 14,7 Mrd DM für FuE an 
den Hochschulen verausgabt. '‘) 

FuE-Ausgaben der Hochschulen 
nach Wissenschaftszweigen 

Die Verteilung der FuE-Ausgaben auf die Wissen- 
schaftszweige und ihre „FuE-Intensität", d. h. ihr An- 
teil an den jeweiligen Ausgaben für Forschung und 
Lehre insgesamt, ist unterschiedlich: 

Die höchsten FuE-Ausgaben verzeichnen die Natur- 
wissenschaften: 4,2 Mrd DM, das sind 29,0 % der 
FuE-Ausgaben insgesamt. Danüt entfallen 75,4 % 
der Ausgaben für Lehre und Forschung dieses Wis- 
senschaftszweigs auf FuE. ln etwa gleichhohe Beträ- 
ge lassen sich für die Geistes- und Sozialwissenschaf- 
ten (3,0 Mrd DM oder 20,7 %) sowie die Ingenieur- 
wissenschaften (2,9 Mrd DM oder 20,3 %) feststel- 
len. Deren FuE-Anteil hegt danüt bei 59,7 % (Inge- 
nieurwissenschaften) bzw. bei 49,8 % (Geistes- und 
Sozialwissenschaften). Den geringsten Anteil von 
FuE an den gesamten Ausgaben weist die Medizin 
auf: In diesem Wissenschaftszweig werden nur 
43,4 % der Ausgaben für Forschungszwecke ver- 
wendet (3,4 Mrd DM oder 23,4 %). Als deutlich for- 
schungsintensiver müssen die Agrarwissenschaften 
angesehen werden: Von 1,1 Mrd DM lassen sich 
0,7 Mrd DM (68,5 %) FuE zuordnen. 

FuE-Ausgaben der Hochschulen und ihre regionale 
Verteilung 

- Von den FuE-Ausgaben der Hochschulen in Höhe 
von 14,4 Mrd DM in 1995 entfielen 84,0 % auf die 
alten und 16,0 % auf die neuen Länder. Auf der 
Grundlage der zur Zeit vorüegenden Schätzdaten 
wird der Anteü der neuen Länder in den Folgejah- 
ren in etwa konstant bleiben (vgl. Tabelle Vl/20). 

- Die FuE-Ausgaben der Hochschulen in den neuen 
Ländern sind im Zeitraum 1993 bis 1995 im Ver- 
gleich zu den alten Ländern nüt -i-ll,8 % ge- 


Die Vergleichbarkeit mit den Vorjahren ist auf Grund der 
Änderung des Berechnungsverfahrens eingeschränkt. 
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genüber +3,0 % beträchtlich überproportional ge- 
stiegen.^) 

Finanzierung der FuE-Ausgahen der Flochschulen 

(Anteil der Drittmittel) 

- 1995 wurden 90,7 % der FuE-Ausgaben der Hoch- 
schulen vom Staat (Bund und Länder) zur Verfü- 
gung gestellt (1991 93,0 %) (vgl. Tabelle Vl/3). ln 
diesen Mitteln sind zum einen die auf FuE entfal- 
lenden Anteüe an der Grundfinanzierung der 
Hochschulen enthalten, die mit Ausnahme der 
vom Bund für den Hochschulbau sowie im Rah- 
men der Hochschulsonderprogramme bereitge- 
steUten Mittel ausschheßüch von den Ländern 
bzw. jeweiligem Träger getragen werden. Zum an- 
deren umfassen sie die von der DFG bereitgestell- 
ten Mittel für Forschung und Entwicklung und die 
den Hochschulen zusätzhch von Bund und Län- 
dern im Rahmen der Projektfinanzierung („Dritt- 
mittel") gewährten Mittel. 

Mit knapp 1,2 Mrd DM wurden den Hochschulen 
8,2 % ihrer FuE-Ausgaben in 1995 von der Wirt- 
schaft bereitgestellt. Hierbei handelt es sich 
ausschheßlich um Drittmittel. Gegenüber 1991 
(0,8 Mrd DM) sind die FuE-Ausgaben der Wirt- 
schaft an die Hochschulen um +40,0 % und damit 
deuthch überproportional gestiegen. 

- Der auf die Hochschulen entfallende Anteil an den 
FuE-Ausgaben der Wirtschaft insgesamt (1995 

49,5 Mrd DM; 1991 46,9 Mrd DM;) ist nüt 2,4 % 
1995 bzw. 1,8 % 1991 im Verlauf der letzten Jahre 
deuthch gestiegen. 

- Der Drittmittelanteil an den FuE-Ausgaben der 
Hochschulen beläuft sich 1995 mit 4,5 Mrd DM 
oder 31,2 % auf knapp ein Drittel. Gegenüber 
1991 sind diese um 27,4 % und damit im Vergleich 
zu den FuE-Ausgaben der Hochschulen insgesamt 
deutlich überproportional gestiegen. Ihr Anteil hat 
sich seit 1991 um rund zwei Prozentpunkte erhöht. 
Auf der Basis der zur Zeit vorhegenden Schätzda- 
ten wird er 1997 um einen weiteren Prozentpunkt 
auf 32,4 % steigen (vgl. Graphik 1/9). 

FuE-Personal der Hochschulen insgesamt 

- 1995 behef sich das FuE-Personal der Hochschu- 
len auf 100 674 Personen (umgerechnet in Voh- 
zeitäquivalente), das sind 21,9 % des in Deutsch- 
land insgesamt in FuE tätigen Personals. Während 
das FuE-Personal aber Sektoren 1995 gegenüber 
1991 einen Rückgang um 11,1 % aufweist, hat sich 
das der Hochschulen nur um (vergleichsweise 
moderate) 3,1 % verringert (vgl. Tabehen VI/29 
und VI/33). 

- Eine Untergliederung nach Personalgruppen zeigt 
darüber hinaus, daß nur das technische und son- 
stige FuE-Personal von diesem Rückgang betrof- 


^) Hier wirkt sich der Aufbau der Forschungslandschaft in den 
neuen Ländern aus, Auf Grund des modifizierten Berech- 
nungsverfahrens für FuE und der unterschiedlichen Struktur 
der Hochschulen in den alten und neuen Ländern ist die Ver- 
gleichbarkeit der Daten allerdings eingeschränkt. 


fen war. Das wissenschafthche Personal ist demge- 
genüber im hier betrachteten Zeitraum um 3,6 % 
gestiegen. Sein Anteil am FuE-Personal des Hoch- 
schulsektors insgesamt beträgt 1995 64,0 % und 
hegt damit um knapp 14 Prozentpunkte über dem 
Durchschnitt aber Sektoren (50,3 %). 

FuE-Personal der Hochschulen 

nach Wissenschaftszweigen 

- Die VerteUung des FuE-Personals über die Wis- 
senschaftszweige entspricht in etwa derjenigen 
der FuE-Ausgaben. Für 1995 ergibt sich: Den 
höchsten Anteil weisen die Naturwissenschaften 
mit 29 085 Personen oder 28,9 % auf, Es folgen die 
Wissenschaftszweige Medizin mit 24 594 Personen 
bzw. 24,4 % und die Geistes- und Sozialwissen- 
schaften mit 22 204 Personen bzw. 22,1 %, Nur ge- 
ringfügig darunter hegt der Anteil der Ingenieur- 
wissenschaften mit 19 782 oder 19,6 %. Auf die 
Agrarwissenschaften entfällt mit 5 009 Personen 
der geringste Anteil von 5,0 %. 

- Nach Personalgruppen unterghederte Angaben 
zeigen, daß der Anteil des wissenschafthchen 
FuE-Personals (Forscher) am FuE-Personal insge- 
samt in den einzelnen Wissenschaftszweigen un- 
terschiedlich hoch ist. Den höchsten Forscheranteü 
weisen die Geistes- und Sozialwissenschaften mit 

84.5 % auf. Es folgen die Naturwissenschaften mit 
71,8 % und die Ingenieurwissenschaften mit 

69.5 %. Unter dem Durchschnitt von 64,0 % hegt 
insbesondere die Medizin (32,8 %). 

FuE-Personal der Hochschulen 

und seine regionale Verteilung 

- 81 726 der insgesamt 100 674 Personen, die 1995 
an Hochschulen in FuE tätig waren, entfallen auf 
die alten, 18 948 Personen auf die neuen Län- 
der. Das sind 81,2 % bzw. 18,8 %. Gemessen an 
der Bevölkerung - alte Länder: 81,0 %; neue Län- 
der: 19,0 % - weisen alte und neue Länder damit 
1995 in etwa gleiche „FuE-Dichten" auf (vgl. 
Tabehe VI/47). 


9. Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft 

9.1 . Die Ressourcen für FuE in der Wirtschaft 

Die Wirtschaft ist der quantitativ bedeutendste FuE- 
Akteur in Deutschland. Dies güt - zum einen - mit 
Bhck auf die Finanzierung von FuE: 1997 wurden et- 
wa 62 % der FuE in Deutschland von der Wirtschaft 
finanziert. Noch ausgeprägter steht sich - zum ande- 
ren - die Dominanz dieses Sektors in bezug auf die 
Durchführung von FuE dar: 1997 lag der diesbezügh- 
che Anteü der Wirtschaft bei rund 67 %. 

Der hohe Stellenwert der Wirtschaft für die nationale 
FuE wird auch deuthch, wenn man auf das FuE-Per- 
sonal rekurriert: Rund 62% des insgesamt 1995 in 
FuE tätigen Personals Deutschlands ist im Wirt- 
schaftssektor beschäftigt. 
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Finanzielle Ressourcen für FuE in der Wirtschaft 

Zu den finanziellen FuE-Ressourcen im Wirtschafts- 
sektor gehören die internen sowie die externen FuE- 
Aufwendungen. 

Zu diesen hegen derzeit Ist-Daten bis 1995 sowie 
Schätzdaten für 1996 und Plandaten für 1997 vor 
(vgl. Tabelle 1/14). 

Interne FuE- Aufwendungen im Wirtschaftssektor ins- 
gesamt 


Die internen FuE-Aufwendungen umfassen alle 
zur FuE-Durchführung in der Wirtschaft einge- 
setzten Mittel, unabhängig von ihren Finanzie- 
rungsquellen. 


- 1995 betrugen die internen FuE-Aufwendungen 
im Wirtschaftssektor 52,8 Mrd DM. 1996 behefen 
sie sich schätzungsweise auf 53,6 Mrd DM. Mit 
voraussichthchen 55,5 Mrd DM werden sie 1997 
um 5,0 % über denjenigen des Jahres 1995 und 
um 3,6 % über denen von 1996 hegen. Nachdem 
die FuE- Ausgaben der Wirtschaft 1993 noch um 
0,8 % gegenüber 1991 zurückgegangen waren, 
sich im darauffolgenden Zweijahreszeitraum um 

3.1 % erhöht hatten, ist damit in der jüngsten Ver- 
gangenheit zum ersten Mal seit den achtziger Jah- 
ren wieder eine reale Erhöhung der FuE-Ausga- 
ben der Wirtschaft zu beobachten. 

- Diese deutlich verstärkte FuE -Dynamik bei den 
Unternehmen ist aber nicht bei den ebenfaUs zum 
Wirtschaftssektor zählenden Institutionen für Ge- 
meinschaftsforschung und experimenteUe -ent- 
wicklung (IfG) zu beobachten. Nach einem nomi- 
nalen Rückgang um 12,9 % gegenüber 1993 erge- 
ben sich für diese seit 1995 in etwa konstante Be- 
träge (494 Mio DM in 1995, 496 Mio DM in 1996 
bzw. 490 Mio DM in 1997). 

Interne FuE-Aufwendungen in den Unternehmen 

nach Beschäftigtengrößenklassen 

- Über 50 % der internen FuE -Ausgaben in den Un- 
ternehmen entfahen auf Unternehmen mit mehr 
als 10 000 Beschäftigten, rund 86 % auf die Groß- 
unternehmen insgesamt (Unternehmen mit mehr 
als 500 Beschäftigten). 

-- Aufgrund des überproportionalen Anstiegs der 
FuE-Ausgaben von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen (KMU) - +10,5 % 1995 gegenüber 1993 - 
ist deren Anteil in den letzten Jahren von 12,4 % 
(1991) auf 14,4 % (1995) gestiegen. Die vorliegen- 
den Schätzdaten für 1996 weisen jedoch darauf 
hin, daß sich diese Entwicklung nicht weiter fort- 
setzt. In diesem Jahr kommt es bei den KMU zum 
ersten Mal in den neunziger Jahren zu rückläu- 
figen FuE-Ausgaben^) (1995 7,5 Mrd DM; 1996 

7.1 Mrd DM) (vgl. Tabelle VI/18 sowie Graphik I/IO). 


J Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Daten für 1996 
auf Schätzungen (auf der Basis von Kurzerhebungen) beru- 
hen, die im Gegensatz zu den Ist-Daten für 1995 insbesonde- 
re bei tief gegUederten Daten keine vergleichbare Belastbar- 
keit aufweisen. 


Interne FuE-Aufwendungen des Wirtschaftssektors 

nach Wirtschaftszweigen 

- Über die neunziger Jahre hinweg unverändert 
entfällt auf das Verarbeitende Gewerbe ein Anteil 
an den internen FuE-Aufwendungen der Wirt- 
schaft von rund 95 % (1991 95,4 %; 1995 94,7 %). 
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes finden 
93,8 % aller FuE -Aktivitäten in den drei Wirt- 
schaftszweigen „Chemische Industrie ..." (WZ 20), 
„Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau ..." (WZ 24) 
sowie „Elektrotechnik ..." (WZ 25) statt. 

- Die FuE-Ausgaben des Verarbeitenden Gewerbes 
haben sich im Zeitraum 1993 bis 1995 um insge- 
samt 3,8 % erhöht, wobei die Steigerungsrate der 
hinsichtlich ihrer FuE-Ausgaben „kleineren" zum 
Verarbeitenden Gewerbe zählenden WZ (ohne 
WZ 20, WZ 24 und WZ 25) mit 7,1 % deutlich über 
diesem Durchschnitt hegt. Hervorzuheben sind 
hier insbesondere der WZ 26 („Holz-, Papier und 
Druckgewerbe...") mit einer Zunahme von 49,8 % 
sowie die WZ 28/29 („Emährungsgewerbe, Tabak- 
verarbeitung ...") mit 33,1 % (vgl. Tabelle VI/ 17). 

Interne FuE-Aufwendungen der Wirtschaft 

und ihre regionale Verteilung (alte/neue Länder) 

- Die sich für den Wirtschaftssektor insgesamt erge- 
bende Steigerungsrate von 3,1 % 1995 gegenüber 
1993 setzt sich zusammen aus einer Erhöhung um 

2,2 % in den alten und um 30,8 % in den neuen 
Ländern. 

- Ein noch ausgeprägterer Unterschied zwischen 
West- und Ostdeutschland ergibt sich für die 
KMU: ln den neuen Ländern erhöhten diese ihre 
FuE-Aufwendungen um 47,1 % von 1,139 Mrd 
DM in 1993 auf 1,676 Mrd DM in 1995. ln den al- 
ten Ländern lag die diesbezügliche Steigerungsra- 
te mit 3,1 % nur vergleichsweise gering über dem 

*Durchschnitt der Wirtschaft (2,2 %). 

- Aufgrund der überproportionalen FuE -Erhöhung 
der KMU im Vergleich zu den Großunternehmen 
in den neuen Ländern ist deren Anteil an den FuE- 
Aufwendungen der Unternehmen insgesamt ge- 
stiegen. 1995 betrug er 65,5 % (alte Länder: 11,7 %). 

- Die IfG spielen mit einem Anteil von 5,9 % (1995) 
an den FuE-Aufwendungen in der Wirtschaft der 
neuen Länder eine im Vergleich zu den alten Län- 
dern (0,7 %) größere Rolle. Konträr zu ihrer Ent- 
wicklung in Westdeutschland (Rückgang um 
23,6 % 1995 gegenüber 1993) sind die FuE-Auf- 
wendungen der IfG in Ostdeutschland zwischen 
1993 und 1995 gestiegen (+22,3 %). 

- Aufgrund überproportionaler FuE -Erhöhungen in 
der Wirtschaft der neuen Länder im Vergleich zu 
den alten Ländern ist deren Anteil am Wirtschafts- 
sektor insgesamt von 4,1 % (1993) auf 5,2 % 
(1995) gestiegen. Allerdings hegt dieser Anteil im- 
mer noch deutÜch unter dem zu erwartenden 
Wert, wenn man Erwerbstätige oder Bruttowert- 
schöpfung zum Maßstab nimmt: Die erstgenannte 
Kennzahl hegt mit 555 nur bei rund einem Viertel 
derjenigen Westdeutschlands (2 186), bezogen auf 
die Bruttowertschöpfung ergibt sich für die neuen 
Länder ein Wert von 0,9 % gegenüber 2,1 % für 
die alten Ländern. 
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Tabelle 1/14 


FuE -Aufwendungen im Wirtschaftssektor * **) ) 




Interne FuE- Aufwendungen * *) 

Kennzahl 

Maß- 

einheit 

1993 

1995 

1996 

1997 



Ist 

Schätzung 

Plandaten 

in Unternehmen 

Mio DM 

50 154 

51 955 

52 724 

54 625 

darunter in KMU^; 

- absolut 

Mio DM 

6 749 

7 460 

7 059 


- Anteil 

% 

13,5 

14,4 

13,4 


in IfG 2) 

Mio DM 

567 

494 

496 

490 

im Wirtschaftssektor insgesamt^) 

Mio DM 

51 236 

52 835 

53 600 

55 500 

- Anteil an der (bereinigten) Bruttowert- 
schöpfung der Wirtschaft 

% 

2,1 

1,9 

1,9 


- je Erwerbstätigen der Wirtschaft 

DM 

1 835 

1 911 

1 965 


- Anteil an den FuE- Ausgaben aller Sektoren'*) 

% 

67 

67 

66 


- Eigenfinanzierungsquote 

% 

89,0 

89,0 



davon: 

alte Länder (einschl. Berlin-West) 

- in Unternehmen 

Mio DM 

48 207 

49 398 



darunter in KMU^j; 

- absolut 

Mio DM 

5 609 

5 784 



- Anteil 

% 

11,6 

11,7 



- inlfU') 

Mio DM 

437 

334 



Zusammen 

Mio DM 

48 644 

49 732 

50 800^) 


- Anteü an der (bereinigten) Bruttowert- 
schöpfung der Wirtschaft 

% 

2,2 

2,1 

2,1 


- je Erwerbstätigen der Wirtschaft 

DM 

2 089 

2 186 

2 263 


- Anteil an den FuE-Ausgaben aller Sektoren'*) 

% 

70 

69 

69 


neue Länder (einschl. Berlin-Ost) 

- in Unternehmen 

Mio DM 

1 947 

2 557 



darunter in KMU 

- absolut 

Mio DM 

1 139 

1 676 



- Anteil 

% 

58,5 

65,5 



- üiIfG^) 

Mio DM 

130 

159 



Zusammen 

Mio DM 

2 077 

2 716 

2 800^) 


- Anteil an der (bereinigten) Bruttowert- 
schöpfung der Wirtschaft 

% 

0,9 

0,9 

0,9 


- je Erwerbstätigen der Wirtschaft 

DM 

447 

555 

581 


- Anteü an den FuE-Ausgaben aller Sektoren'*) 

% 

34 

38 

38 





Externe FuE-Aufwendungen' 

‘9 

nachrichtlich: 

Maß- 

einheit 

1993 

1995 

1996 

1997 



Ist 

Schätzung 

Plandaten 

der Unternehmen 

Mio DM 

6 875 

5 881 



darunter: 

- an den Wirtschaftssektor 

% 

66,7 

61,7 



- an den Staat und sonstige Inländer 

% 

15,5 

22,5 



- an das Ausland 

% 

17,9 

15,8 



derllG^) 

Mio DM 

190 

271 



im Wirtschaftssektor insgesamt 

Mio DM 

7 066 

6 152 

6 330 

6 555 


*) Weitere Tabellen zu den FuE-Ressourcen des Wirtschaftssektors siehe Teil VI, 

**) Interne FuE- Auf Wendungen: Alle zur Durchführung von FuE im Wirtschaftssektor verwendeten Mittel, ungeachtet ihrer 
Finanzierungsquelle. Externe FuE- Aufwendungen; Ausgaben für FuE, die außerhalb der finanzierenden Einheit durch- 
geführt wird. 

KMU: kleine und mittlere Unternehmen. 

IfG: Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 

Einschließhch der nicht aufteilbaren Mittel, die nach nationalem Abstimmungsprozeß zum Wirtschaftssektor hinzugefügt 
werden; 1996 und 1997 vorläufig, 

Wirtschafts-, Hochschul-und außeruniversitärer Sektor; Angaben geschätzt. 

Aufteüung alte/neue Länder auf der Basis der Insgesamt-Schätzung nach den Anteüswerten für 1995 (gerundet). 

Quelle : Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und Berechnungen des BMBF Rundungsdifferenzen 
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Graphik I/IO 


Interne FuE-Aufwendungen der Unternehmen 1995 

- Kennzahlen nach Beschäftigtengrößenklassen - 

Interne FuE-Aufwendungen der Unternehmen nach Beschäftigtengrößenklassen 

in Mio DM 


27 550 



unter 100 100-499 500-999 1 000-9 999 . über 10 000 

Anteil der internen FuE-Aufwendungen der Unternehmen am Umsatz nach Beschäftigtengrößenklassen^) 

in % 



unter 100 100-499 500-999 1 000- 9 999 über 10 000 

Interne FuE-Aufwendungen der Unternehmen je Beschäftigten nach Beschäftigtengrößenklassen^) 

in DM 


12 248 )3 517 



unter 100 100-499 500-999 1 000-9 999 über 10 000 


Beschäftigte und Umsatz der Unternehmen mit FuE-Aufwendungen. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik und Berechnungen des BMBF Faktenbericht ’98 


- Eine Betrachtung der einzelnen neuen Länder 
zeigt, daß die Entwicklung hinsichthch der EuE- 
Aktivitäten der Wirtschaft in den letzten Jahren 
äußerst ungleich verhef: Die höchsten FuE-Ausga- 
ben innerhalb der neuen Länder weist die Wirt- 
schaft in Sachsen mit 1 134 Mio DM (1995) auf, 
das sind 41,8 % der ostdeutschen FuE- Ausgaben 
in der Wirtschaft insgesamt. Die höchste Zuwachs- 
rate ergibt sich in 1995 gegenüber 1993 für Thü- 
ringen mit 57,5 %, das nun einen deuthchen Vor- 
sprung vor Sachsen-Anhalt und Brandenburg hat, 
auf die 1993 noch in etwa gleichhohe FuE-Aus- 
gaben wie auf Thüringen entfallen waren (vgl. Ta- 
beUe VI/42). 

Interne FuE-Aufwendungen der Wirtschaft 
und ihre Finanzierung 

- Die Eigenfinanzierungsquote hegt 1995 - gegen- 
über 1993 unverändert - bei 89,0 %, d.h. 1995 
wurden 47,0 Mrd DM der internen FuE- Aufwen- 
dungen in Höhe von 52,8 Mrd DM von der Wirt- 
schaft selbst aufgebracht. Die restüchen 5,8 Mrd 
DM wurden vom Staat (sowohl FuE -Fördermittel 
als auch FuE-Aufträge), von den Hochschulen und 


privaten Organisationen ohne Erwerbszweck 
sowie vom Ausland bereitgesteht. 

- Die Eigenfinanzierungsquoten weisen bezogen 
auf die einzelnen Wirtschaftszweige beträcht- 
hche Unterschiede auf: Die niedrigste Eigen- 
finanzierungsquote ergibt sich 1995 mit 31,4 % 
für den WZ 248 („Luft- und Raumfahrt"). An- 
nähernd 100 % erreichen demgegenüber der 
WZ 20 („Chemische Industrie ...") sowie der WZ 
24 („Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw. ", 
ohne „Luft- und Raumfahrt") mit jeweils 98,1 %, 
mithin zwei der drei hinsichthch ihres FuE -Um- 
fangs dominierenden Branchen (vgl. TabeUe Vl/16). 

Externe FuE-Aufwendungen der Wirtschaft insgesamt 


In den externen FuE-Aufwendungen sind alle 
diejenigen Mittel der Wirtschaft enthalten, die 
für die FuE-Durchführung außerhalb der sie 
finanzierenden Einheit eingesetzt werden (FuE- 
Aufträge bzw. FuE -Kooperationen). 
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- Die externen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft 
sind seit den achtziger Jahren kontinuierlich 
und sich beschleunigend gestiegen. Sie betru- 
gen 1993 7,1 Mrd DM. Der erhobene Rück- 
gang zwischen diesem Jahr und 1995 auf 
6,2 Mrd DM ist - dies zeigen Analysen der Stifter- 
verband Wissenschaftsstatistik - auf Umstrukturie- 
rungen in einigen Großunternehmen zurückzu- 
führen, die Veränderungen der Finanzierungs- 
ströme mit sich brachten. Sie stellen keine Trend- 
wende dar. 

- Die hohe Dynamik hinsichthch dieses Indikators 
zeigt eine zunehmende Kooperationsneigung der 
Wirtschaft bei ihren FuE -Aktivitäten. Die entspre- 
chenden Mittel werden dabei überwiegend im 
Wirtschaftssektor selbst eingesetzt, dies allerdings 
mit abnehmender Tendenz: Zwischen 1993 und 
1995 ergibt sich - u. a. auf Grund der o. g. Beson- 
derheiten - ein entsprechender Rückgang um fünf 
Prozentpunkte von 66,7 % auf 61,7 %. 

- Bei den IfG spielen externe FuE-Aufwendungen 
traditionellerweise eine weit größere Rolle als bei 
den Unternehmen, wobei die Kooperation mit 
Partnern außerhalb des Wirtschaftssektors von hö- 
herer Bedeutung ist. 


Personelle Ressourcen für FuE in der Wirtschaft 

FuE-Personal im Wirtschaftssektor insgesamt 

- Das FuE-Personal des Wirtschaftssektors behef 
sich 1995 auf 283 316 Personen (umgerechnet in 
VoUzeitäquivalente), dies sind 3,6 % weniger als 
1993. Im davorliegenden Zweijahreszeitraum lag 
die Veränderungsrate noch bei -8,7 %. Unter Be- 
rücksichtigung der für 1996 vorhegenden Schät- 
zung (276 794 Personen) hat sich die gegenüber 
dem ersten Drittel der neunziger Jahre eingetrete- 
ne Verlangsamung des Rückgangs zunächst offen- 
bar nicht weiter fortgesetzt. Die bezüghch der 
FuE-Ausgaben konstatierte Trendwende (Über- 
windung der Stagnation) bestätigt sich damit mit 
Bhck auf das FuE-Personal insgesamt nicht (vgl. 
TabeUe 1/15). 

- Die einzelnen im „FuE-Personal insgesamt" zu- 
sammengefaßten Gruppen waren von dieser Ent- 
wicklung in erkennbar unterschiedlichem Ausmaß 
betroffen: Ein überdurchschnitthcher Rückgang ist 
für das technische und insbesondere das sonstige 
FuE-Personal zu verzeichnen, während es beim 
wissenschaftlichen FuE-Personal („Forscher") - 
das in früheren Jahren meist einen unterdurch- 
schnittlichen Abbau aufwies - zu einer leichten Er- 
höhung (+0,3 %) kam. Damit setzte sich auch in 
der jüngeren Vergangenheit der seit Jahren - 
nicht nur in der Wirtschaft - zu beobachtende 
Trend zur Umstrukturierung des FuE-Personals 
zugunsten der Gruppe der Forscher fort; Seit 1981 
hat sich die Zahl der in der Wirtschaft tätigen For- 
scher um 68 % erhöht, während es beim sonstigen 
FuE-Personal zu einem Rückgang um insgesamt 
18 % kam; das technische Personal nahm um 7 % 
zu (vgl. TabeUe Vl/29). 


FuE-Personal im Wirtschaftssektor 

nach Beschäftigtengrößenklassen 

- Rund 80 % des gesamten in der Wirtschaft tätigen 
FuE-Personals entfäUt auf Großunternehmen. Der 
Anteil hegt damit in etwa um fünf Prozentpunkte 
unter dem der internen FuE-Ausgaben. 

- Der bezogen auf den Zeitraum 1993 bis 1995 fest- 
steUbare Rückgang des FuE-Personals fand vor- 
nehmhch in Großunternehmen statt. Bei einer 
durchschnittlichen Veränderungsrate von -3,6 % 
wurde in den Unternehmen mit mehr als 500 Be- 
schäftigten FuE-Personal um 4,8 % verringert, in 
den KMU ist das FuE-Personal demgegenüber um 
2,6 % gestiegen. Der Anteil der KMU am FuE-Per- 
sonal der Wirtschaft in Deutschland insgesamt hat 
sich damit von 18,6 % auf 19,8 % erhöht. Analog 
zu den internen FuE-Ausgaben scheint sich diese 
Entwicklung auch bezogen auf das FuE-Personal 
nicht weiter fortzusetzen. Auf der Basis der für 
1996 vorhegenden Schätzdaten verringert sich in 
diesem Jahr das FuE-Personal in den KMU um fast 
3 300 Personen und damit um überproportionale 
5,9 %. 

- Im Rahmen der Erhöhung des FuE-Personals in 
den KMU hat sich allein die Zahl der Forscher er- 
höht, während es beim nicht-wissenschafthchen 
FuE-Personal zu Rückgängen kam. Im Vergleich 
zu Großunternehmen weisen die KMU einen um 
rund sieben Prozentpunkte höheren Forscheran- 
teü am FuE-Personal insgesamt auf (1995 51,5 % 
gegenüber 44,1 %) (vgl. TabeUe Vl/31). 

FuE-Personal im Wirtschaftssektor 

nach Wirtschaftszweigen 

r ÄhnUch der Verteilung der internen FuE-Ausga- 
ben entfäUt auch das Gros des FuE-Personals 
(rund 95 %) auf das Verarbeitende Gewerbe. Eine 
für den Dienstleistungssektor feststellbare Zunah- 
me (um knapp 25 %, das sind rund 2 400 Perso- 
nen) im Zeitraum 1993 bis 1995 war bezogen auf 
die FuE-Ausgaben nicht feststellbar.^) 

- Dem insgesamt für das Verarbeitende Gewerbe zu 
verzeichnenden Rückgang hegen in Ausmaß und 
Richtung unterschiedhche Verläufe in den einzel- 
nen Wirtschaftszweigen zugrunde: Für die auch 
hinsichthch ihres Anteüs am FuE-Personal domi- 
nierenden WZ 20 („Chemische Industrie..."), WZ 
24 („Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau...") 
und WZ 25 („Elektrotechnik...") ergibt sich mit 
-4,9 % eine überdurchschnitthche negative Verän- 
derungsrate, während es in den übrigen zum Ver- 
arbeitenden Gewerbe zählenden „kleineren WZ" 
- fast ausnahmslos - zu FuE-Personalerhöhungen 
(um insgesamt +3,4 %) kam. Es bleibt abzuwarten, 


^) Diese Unterschiede in der Entwicklung von FuE-Personal 
und FuE-Aufwendungen ist begründet durch einige Großun- 
ternehmen, die sich gegenwärtig in einem Umstrukturie- 
rungsprozeß befinden. Eine Auswertung, die diese Unter- 
nehmen ausschließt, führt zu einer Steigerung der FuE-Auf- 
wendungen der Wirtschaftsbereiche 4-8 (man kann diese 
Branchen insgesamt als erweiterten Dienstleistungsbereich 
bezeichnen; vgl. TabeUe VI/17) um 8 %, während das FuE- 
Personal um rd. 20 % zunimmt (Stifterverband Wissen- 
schaftsstatistik). 
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Tabelle 1/15 


FuE-Personal im Wirtschaftssektor*) 





Insgesamt 


darunter Forscher 

Kennzahl 

Maß- 

einheit^) 

1993 

1995 

1996 

1993 

1995 



Ist 

Schätzung 

Ist 

In Unternehmen 

VZÄ 

289 168 

279 351 

272 944 

126 780 

127 247 

darunter in KMÜ^) 

- absolut 

VZÄ 

53 782 

55 183 

51 906 

26 732 

28 433 

- Anteil 

% 

18,6 

19,8 

19,0 

21,1 

22,3 

In IfG") 

VZÄ 

4 606 

3 965 

3 850 

2 176 

2 123 

Im Wirtschaftssektor insgesamt 

VZÄ 

293 774 

283 316 

276 794 

128 956 

129 370 

- Anteil an den Erwerbstätigen 
der Wirtschaft 

% 

hl 

ho 

1,0 



- Anteil am FuE -Personal/an den 
Forschem aller Sektoren '*) 

% 


62 

r 



56 

davon: 

alte Länder (einschl. Berlin- West) 

- in Unternehmen 

VZÄ 

268 427 

256 963 




darunter in KMÜ^) 

- absolut 

VZÄ 

39 992 

39 305 




- Anteil 

% 

14,9 

15,3 




- in IfG") 

VZÄ 

3 315 

2 612 




Zusammen 

VZÄ 

271 742 

259 575 

253 600«) 


114 393 

- Anteil an den Erwerbstätigen 
der Wirtschaft 

% 

1,2 

hl 

1,1 


0,5 

- Anteil am FuE-Personal/an den 
Forschem aller Sektoren "*) 

% 


65 



58 

neue Länder (einschl. Berlin-Ost) 

- in Unternehmen 

VZÄ 

20 741 

22 388 




darunter in KMU 

- absolut 

VZÄ 

13 790 

15 879 




- Anteil 

% 

66,5 

70,9 




- in IfG") 

VZÄ 

1 291 

1 353 




Zusammen 

VZÄ 

22 032 

23 741 

23 194«) 


14 977 

- Anteil an den Erwerbstätigen 
der Wirtschaft 

o/ 

/o 

0,5 

0,5 

0,5 



- Anteil am FuE-Personal/an den 
Forschem aller Sektoren^) 

o/ 

/o 

43 

42 



43 


*) Weitere Tabellen zu den FuE-Ressourcen des Wirtschaftssektors siehe Teil VI. 
h KMU; kleine und mittlere Unternehmen. 

IfG: Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 

VZÄ; VoUzeitäquivalent 

'*) Wirtschafts-, Hochschul- und auüeruniversitärer Sektor, Angaben geschätzt. 

FuE-Stätten-Konzept. 

Aufteilung alte/neue Länder auf der Basis der Insgesamt-Schätzung nach den Anteilswerten für 1995 (gerundet). 
Quelle : Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und Berechnungen des BMBF 
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ob dies auf eine dauerhaft wachsende FuE-Nei- 
gung derjenigen Wirtschaftszweige hindeutet, die 
bisher ein vergleichsweise geringes FuE-Engage- 
ment zeigten (vgl. Tabelle Vl/30). 

FuE-Personal im Wirtschaftssektor 

und seine regionale Verteilung 

- Der Rückgang des FuE-Personals der Wirtschaft 
um insgesamt 3,6 % setzt sich zusammen aus ei- 
nem Rückgang um 4,5 % in den alten und einer 
Zunahme um 7,8 % in den neuen Ländern. 

- Noch ausgeprägter zeigt sich die unterschiedhche 
Entwicklung bezogen auf die KMU: Deren FuE- 
Personal ist in den neuen Ländern deutlich über- 
proportional um 15,1 % angestiegen, in den alten 
Ländern fand demgegenüber ein unterdurch- 
schnitthcher Rückgang statt (-1,7 %). Der im Ver- 
gleich zu Westdeutschland sehr hohe Anteil der 
KMU am FuE-Personal der Unternehmen insge- 
samt ist damit in Ostdeutschland weiter gestiegen 
und beläuft sich 1995 auf 70,9 %. 

- Trotz dieser überdurchschnittlich positiven Verän- 
derung in den neuen Ländern ist deren Anteil am 
FuE-Personal der Wirtschaft insgesamt noch sehr 
gering: Während in Westdeutschland 1,1 % der 
Erwerbstätigen der Wirtschaft in FuE beschäftigt 
sind, sind es in Ostdeutschland nur 0,5 %. 

- Als einziges der neuen Länder verzeichnet Sach- 
sen-Anhalt im Zeitraum 1993 bis 1995 einen Rück- 
gang seines FuE-Personals in der Wirtschaft 
(-3,1 %). Für Brandenburg läßt sich ein Zuwachs 
von 5,9 % errechnen, für die übrigen ergeben sich 
zweistellige Veränderungsraten. Das mit Abstand 
meiste FuE-Personal - inzwischen knapp 10 000 
Personen - weist Sachsen auf, mit deutlichem Ab- 
stand an zweiter Stelle folgt Thüringen (4 538 Per- 
sonen). Brandenburg hat bei überdurchschnittli- 
cher Erhöhung (und gleichzeitigem Rückgang von 
Sachsen-Anhalt als D rittplaziertem) zu diesen 
Ländern aufgeschlossen. Mecklenburg-Vorpom- 
mern weist mit 15,4 % zwar die höchste Steige- 
rungsrate auf, dies allerdings bei einem sehr nied- 
rigen Ausgangsniveau (vgl. Tabelle VI/46). 


9.2 Die Förderung des Bundes von FuE 
in der Wirtschaft 

Von den FuE-Ausgaben des Bundes in Höhe von ins- 
gesamt 16,7 Mrd DM (1996) entfielen 4,7 Mrd DM - 
das sind 28,2 % - auf Empfänger in der Wirtschaft. 
Seit Anfang der neunziger Jahre ist damit der Anteil 
der Wirtschaft an den FuE-Ausgaben des Bundes um 
zwei Prozentpunkte gesunken (1991 30,2 %). Auf 
der Basis derzeit vorhegender vorläufiger Daten ist 
für 1997 ein in etwa mit dem Vorjahr übereinstim- 
mender (28,7 %) und 1998 mit 26,8 % ein etwas ge- 
ringerer Anteü zu erwarten (vgl. Tabellen 1/21 sowie 
VI/10). 

Verhältnis zu den FuE-Ausgaben der Wirtschaft 

Die FuE-Ausgaben des Bundes an die Wirtschaft 
weisen im Verhältnis zu deren eigenen FuE -Aufwen- 


dungen einen geringen Umfang auf: Von den 
52,8 Mrd DM, die 1995 insgesamt im Wirtschaftssek- 
tor für FuE verausgabt wurden, finanzierte die Wirt- 
schaft selbst rund 47 Mrd DM (Eigenf inanzierungs- 
quote: 89 %). Mit rund 4,5 Mrd DM stellte der Bund 
weniger als 10 % der von der Wirtschaft selbst finan- 
zierten FuE zur Verfügung. Eine Ausnahme büdet 
der Wirtschaftszweig „Luft- und Raumfahrzeugbau", 
dessen Eigenfinanzierungsquote bei 31,4 % (1995) 
hegt. 


Beteiligte Ressorts 

Von den FuE-Ausgaben des Bundes an die Wirt- 
schaft entfielen auf 



1996 (Ist) 

1997 

(Schätzung) 

- in Mio DM - 

- BMBF 

1 459 

1 390 

- BMWi 

626 

531 

- BMVg 

2 457 

2 561 

- übrige Ressorts .... 

153 

188 


Bei den auf die Wirtschaft entfaUenden FuE-Ausga- 
ben des BMVg handelt es sich in erster Linie um 
FuE-Aufträge (vgl. hierzu TeU 11, Kap. 23). Die Mittel 
der übrigen Ressorts (1997 knapp 190 Mio DM) ent- 
fallen ebenfaUs zum Teil auf Aufträge, die zur Durch- 
führung von FuE im Rahmen ihrer jeweüigen Res- 
sortaufgaben notwendig waren. 

Demgegenüber dient der weit überwiegende Teü der 
vom BMBF und BMWi der Wirtschaft zur Verfügung 
gesteUten Mittel der FuE -Förderung. Die Ausgaben 
des BMWi konzentrieren sich dabei inzwischen (seit 
1997) fast ausschheßhch auf die Förderung von FuE 
in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), in den 
Vorjahren waren darüber hinaus Mittel für den zivi- 
len Flugzeugbau bereitgesteUt worden. Die nicht an 
Ressortaufgaben gebundene Technologieförderung 
des Bundes in der Wirtschaft erfolgt im übrigen 
durch das BMBF. 

FuE-Förderung in der Wirtschaft durch das BMBF 
im Rahmen der direkten Projektförderung 

Der Anteil der Wirtschaft an der direkten Projektför- 
derung des BMBF im Bereich Forschung und Tech- 
nologie insgesamt beläuft sich - über die letzten Jah- 
re im wesenthchen unverändert - auf 1,2 Mrd DM. 
1997 waren dies 36,0 % (1994 35,1 %) der vom 
BMBF verausgabten direkten Projektfördermittel ins- 
gesamt (vgl. TabeUe 1/18). 

Die höchsten Beträge entfallen 1997 ~ wie 1994 - 
auf die Förderschwerpunkte 12 („Basistechnologien 
der Informationstechnik") mit 125,4 Mio DM, Dl 
(„Nationale Förderung von Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik") mit 117,0 Mio DM sowie den 
Förderbereich N („Forschung und Technologie für 
bodengebundenen Transport und Verkehr") mit 
110,7 Mio DM. 
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Die Mittel zur Förderung von Schlüsseltechnologien 
in der Wirtschaft wurden im Verlauf der letzten Jahre 
konstant gehalten oder erhöht: Zuwächse (jeweils 
1997 gegenüber 1994) sind insbesondere für die För- 
derbereiche bzw. Förderschwerpunkte K („Biotech- 
nologie") mit +132 %, 14 („Fertigungstechnik") mit 
+72 % sowie 13 („Anwendung der Mikrosystemtech- 
nik") mit +48 % zu verzeichnen. Ferner weist der 
Förderbereich M („Luftfahrtforschung und Hyper- 
schalltechnologie") mit +91 % eine hohe Steige- 
rungsrate auf. 

Zurückgeführt wurden zwischen 1994 und 1997 ins- 
besondere die Fördermittel für die Förderschwer- 
punkte Dl („Nationale Förderung von Weltraumfor- 
schung und Weltraumtechnik") um -43 % sowie E2 
(„Emeuerbare Energien und rationelle Energiever- 
wendung") um -29 % (vgl. Tabelle 1/19). 

Indirekte und indirekt-spezifische FuE-Förderung 
in der Wirtschaft durch den Bund (BMBF und BMWi) 

Die für Indirekte Maßnahmen^) zur FuE-FÖrderung 
in der Wirtschaft seitens des Bundes (BMBF und 


J Maßnahmen zur aUgemeinen Verbesserung der Forschungs- 
möglichkeiten, die sich insbesondere an kleine Unternehmen 
richten. 


BMWi) zur Verfügung gestellten Mittel sind seit An- 
fang der neunziger Jahre von 455,4 Mio DM (1992) 
auf 572,6 Mio DM (1997) bzw. 617,7 Mio DM (1998 
SoU) gestiegen. Gut ein Viertel der diesbezüglichen 
Ausgaben des Jahres 1997 (150,3 Mio DM) entfiel 
auf die Industrielle Gemeinschaftsforschung (BMWi), 
ein knappes weiteres Viertel mit 135,3 Mio DM auf 
die MaJßnahme „Forschungskooperation" (BMBF) 
(vgl. Tabelle 1/16). 

Die im Rahmen der indirekt-spezifischen Förderung 
von FuE^) in der Wirtschaft vom Bund (nur BMBF) 
zur Verfügung gestellten Mittel sind in den letzten 
Jahren kontinuierlich zurückgegangen. 1997 belau- 
fen sie sich auf insgesamt 44,2 Mio DM. Mit 
35,3 Mio DM entfallen diese zum weit überwiegen- 
den Teil auf die Maßnahme „250 MW-Wind" (vgl. 
TabeUe 1/17). 

KMU-Förderung als Schwerpunkt der FuE-Förderung 
des Bundes 

Die Förderung von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen (KMU) ist ein Schwerpunkt der FuE-Förde- 


^) Anwendungsorientierte Projekte zur Umsetzung von FuE-Er- 
gebnissen der Grundlagenforschung, die sich an kleine und 
mittlere Unternehmen richten. 


Tabelle 1/16 

Indirekte Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft 


Maßnahme, zuständige Ressorts in Klammern 



Fördermittel (Mio DM) 



1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 2) 

Potentialorientierte Maßnahme 








- FuE-Personalförderung Ost (BMWi) 

47,9 

91,8 

67,1 

109,6 

104,0 

102,0 

130,0 

- FuE-Personal-Zuwachsförderung (BMBF) 

25,9 

21,1 

18,7 

16,5 

12,2 

2,0 

3,0 

Maßnahmen zur Unterstützung der Zusammen- 
arbeit zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 

- Industrielle Gemeinschaftsforschung (BMWi) . . 

198,1 

169,6 

169,9 

169,9 

169,8 

150,3 

170,0 

- Auftragsforschung und -entwicklung (BMBF) . . 

44,3 

70,3 

60,8 

85,5 

36,7 

10,1 

7,0 

- Forschungskooperation (BMBF) 

17,8 

14,4 

52,9 

93,5 

120,1 

135,3 

152,9 

- Modellvorhaben zum Technologietransfer 
(einschl. PatentauslegesteUen) (BMWi) 

27,9 

37,4 

40,6 

34,4 

27,4 

15,4 

20,0 

Innovationsförderung (BMWi) 

8,4 

50,6 

80,0 

82,0 

111,1 

62,4 

20,0 

Förderung von technologieorientierten 








Unternehmensgründungen (BMBF) 

77,0 

81,7 

67,2 

64,1 

76,6 

86,7 

86,1 

FuE-Darlehen für kleine Unternehmen 








zur Anwendung neuer Technologien (BMBF) . . . 

- 

- 

2,2 

5,9 

6,1 

4,3 

19,5 

MIKUM und INSTF) (BMBF) 

8,1 

6,2 

4,7 

2,7 

7,5 

4,1 

9,2 

Insgesamt 

455,4 

543,1 

564,1 

664,1 

671,5 

572,6 

617,7 


0 EinschheßÜch Sondermittel „Aufbauhüfe Ost". 

2) SoU, 

^) ModeUversuch zur Unterstützung der Informationsbeschaffung aus Datenbanken (MIKUM) und INSTI - Innovations- 
stimuUerung der Deutschen Wirtschaft. 

Quelle: BMBF 
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Tabelle 1/17 


Indirekt-spezifische Förderung von FuE in der gewerblichen Wirtschaft durch das BMBF^) 


Maßnahme 



Fördermittel (Mio DM) 



1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 ä) 

Fertigungstechnik 

(CAD/CAM, Robotik, CIM) 

92,6 

43,4 

18,7 

5,3 

0,8 

0,3 


Informationstechnik 

(Mikroperipherik, Mikrosystemtechnik) .... 

32,6 

21,7 

12,7 

14 

0,4 

_ 

_ 

Bioverfahrenstechnik ^) 

24,8 

26,2 

21,8 

29,3 

13,5 

4,7 

5,0 

250 MW- Wind . 

16,4 

24,8 

27,3 

32,0 

44,3 

35,3 

41,1 

1000-Dächer-Photovoltaik Programm 

20,7 

30,8 

10,0 

L4- 

- 

- 

- 

Programm „Solarthermie 2000" 

- 

- 

- 

3,5 

5,2 

3,9 

6,0 

Insgesamt 

1874 

146,9 

90,5 

73,2 

64,2 

44,2 

52,1 


h Einschließlich Sondermittel „Aufbauhilfe Ost", 

Einschheßlich Forschungsstipendien. 

3) SoU. 

Quelle : BMBF Rundungsdifferenzen 


rung des Bundes (BMBF und BMWi) in der Wirt- 
schaft. Sie beüef sich 1997 auf 1,063 Mrd DM 
(1994 1,104 Mrd DM). Dies sind rund 55,3 % (1994 
50,7 %) der insgesamt vom BMBF und BMWi zur 
FuE-Förderung in der Wirtschaft aufgewendeten 
Mittel („zivile Förderquote''), wobei zu berücksichti- 
gen ist, daß der Anteil der KMU an den finanziellen 
bzw. personellen FuE-Ressourcen der Wirtschaft Ins- 
gesamt bei vergleichsweise geringen 13 % bzw. 
19 % (1996) hegt (vgl. TabeUe 1/14 bzw. 1/15). Hierbei 
ist ferner zu berücksichtigen, daß auch die Länder 
die FuE-Förderung von KMU als eine wichtige Kom- 
ponente regionaler Wirtschaftsförderung ansehen 
und entsprechende Mittel bereitstellen. Schließhch 
ist darauf hmzuweisen, daß der Bund insbesondere 
mit Kreditprogrammen über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) zur Innovationsfinanzierung in 
KMU Mittel bereitstellt. 1996 beliefen sich die ausge- 
reichten Darlehen auf rund 1 Mrd DM, 1997 waren 
es ca. 1,4 Mrd DM. Wegen der Nutzung des ERP- 
Vermögens werden diese nur mit relativ geringen 
Mitteln haushaltswirksam (vgl. Teil II, Kap. 19). 

Förderung von FuE in der Wirtschaft 
der neuen Länder 

Den Aufbau einer leistungsfähigen FuE in der 
Wirtschaft der neuen Länder unterstützt der Bund 
seit Mitte 1990 mit einem abgestimmten Bündel von 
Fördermaßnahmen (vgl. Tabelle 1/22 b sowie Gra- 
phik I/ll). 

Folgende Ziele und Maßnahmen können unterschie- 
den werden: 

Herstellung und Steigerung der technologischen 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 

- Im Rahmen seiner bundesweiten technologiespe- 
zifischen Projektförderung fördert das BMBF ost- 


deutsche Unternehmen und wirtschaftsnahe For- 
schungseinrichtungen mit einem um zehn Pro- 
zentpunkte erhöhten Fördersatz. 1997 wurden in 
diesem Rahmen Mittel in Höhe von 237,2 Mio DM 
verausgabt, das sind 22,6 % mehr als im Vorjahr; 

- Den Umstrukturierungsprozeß der Forschungs- 
GmbHs und innovativen Dienstleister unterstützte 
das BMWi mit dem Programm „Marktvorbereiten- 
de Industrieforschung und wirtschaftlicher Struk- 
turwandel (MVI)". 1997 wurden hierfür weitere 
134,3 Mio DM bereitgestellt; 

- Mit dem - bundesweiten - Programm zur Förde- 
rung der industriellen Gemeinschaftsforschung 
fördert das BMWi vorwiegend auf Branchenebene 
durchgeführte anwendungsnahe Grundlagenfor- 
schung. Auf die neuen Länder entfielen 30,8 Mio 
DM, das sind über 20 % der 1997 hierfür insge- 
samt zur Verfügung gestellten Mittel. 

Förderung von Existenzgründungen 
auf technologischer Basis 

- Im Rahmen eines BMBF-ModeUversuches wurde 
bis einschließüch 1997 die Gründung von 366 
technologieorientierten Unternehmen (TOU) ge- 
fördert, wofür insgesamt rund 364 Mio DM an Zu- 
schüssen eingesetzt wurden (1997 52,4 Mio DM). 

Nach Auslaufen dieses Modellversuches wurde An- 
fang 1997 ein neues Programm zur „Förderung und 
Unterstützung technologieorientierter Untemeh- 
mensgründungen" (FUTOUR) gestartet. Durch eine 
neuartige Förderkombination, bei der intensive 
Gründungsberatung, finanzielle Zuschüsse und 
langfristige Beteihgungen gebündelt zum Einsatz 
kommen, werden Existenzgründungen auf technolo- 
gischer Basis gefördert. Im Jahre 1997 wurden bereits 
annähernd 40 Fördervorhaben bewilligt, wofür bis- 
her 24 Mio DM an Zuschüssen und Beteiligungen 
eingesetzt wurden. 
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Tabelle 1/18 


Förderung von Forschung und Technologie des BMBF 1997 
nach Aufgabenbereichen, Förderbereichen/Förderschwerpunkten 
- Direkte Projektförderung*) - 

- Profildarstellung - 


Aufgabenbereich 

insgesamt 

darunter Anteil der Wirtschaft 

Förderbereich / Förderschwerpunkt 

TDM 

TDM 

% 

1 Erkenntnisorientierte und programmübergreifende 

Grundlagenforschung 

149 253 

348 

0,23 

davon 

B Großgeräte der Grundlagenforschung 

149 253 

348 

0,23 

2 Forschung und Entwicklung zur Daseinsvorsorge 

716 158 

30 584 

4,27 

davon: 

C Meeres- und Polarforschung 

81 639 

1 339 

1,64 

Fl Ökologische Forschung 

74 617 

3 834 

5,14 

F7 Klima- und Atmosphärenforschung 

58 034 

75 

0,13 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit . 

183 004 

684 

0,37 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen 

47 772 

15 718 

32,90 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 

2 000 

0 

0 

P2 Bauforschung und -technik 

16 313 

120 

0,74 

S1 Berufsbildungsforschung 

24 529 

3 500 

14,27 

S2 Übrige Bildungsforschung 

52 216 

1 830 

3,50 

V Geisteswissenschaften 

45 006 

0 

0 

W 1 Querschnitts aktivitäten (einschl. Technikfolgenabschätzung) 

131 028 

3 484 

2,66 

3 Technologie und Innovationsförderung 

2 298 573 

1 126 531 

49,01 

davon: 

C2 Meerestechnik 

32 962 

25 306 

76,77 

Dl Nationale Förderung von Weltraumforschung 

und Weltraumtechnik 

297 656 

116 952 

39,29 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

25 181 

9 815 

38,98 

E2 Emeuerbare Energien und rationelle Energieverwendung 

148 967 

69 969 

46,97 

E3 Nukleare Energieforschung 

(ohne Beseitigung kemtechnischer Anlagen) 

72 489 

46 059 

63,54 

E4 Beseitigung kemtechnischer Anlagen 

241410 

101 623 

42,10 

F2 Umwelttechnologien 

176 794 

78 487 

44,39 

11 Informatik 

80 142 

26 188 

32,68 

12 Basistechnologien der Informationstechnik 

214 925 

125 356 

58,33 

13 Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschl. Mikroelektronik, Mikroperipherik) 

101 257 

58 656 

57,93 

14 Fertigungstechnik 

114 731 

76 459 

66,64 

15 Multimedia 

77 982 

16 015 

20,54 

K Biotechnologie 

178 772 

56 551 

31,63 

LI Materialforschung 

115 301 

62 273 

54,01 

L2 Physikalische und chemische Technologien 

168 991 

49 968 

29,57 

M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie 

117 772 

96 166 

81,65 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 

Transport und Verkehr 

133 241 

110 688 

83,07 

4 Hochschulbau und überwiegend hochschulbezogene 

Sonderprogramme 

52 250 



davon 

A6 Überwiegend hochschulbezogene Sonderprogramme .... 

52 250 

- 

- 

Insgesamt *) 

3 216 234 

1 157 463 



*) Nicht einbezogen ist hier die direkte Projektförderung im Aufgabenbereich „Übrige, nicht FuE-relevante Büdungsausgaben" . 

Insgesamt beläuft sich die direkte Projektförderung des BMBF in 1997 auf: 3 589 695 TDM. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 1/19 

Direkte Projektförderung im Bereich von Forschung und Technologie des BMBF*) 1994 bis 1997 
an die gewerbliche Wirtschaft nach Aufgabenbereichen, Förderbereichen bzw. Förderschwerpunkten 

- Profildarstellung - 


Aufgabenbereich 


Fördermittel in TDM 


Förderbereich / Förderschwerpunkt 

1994 

1995 - 

1996 

1997 

1 Erkenntnis orientierte und programmübergreifende 
Grundlagenforschung 


363 

328 

348 

B Großgeräte der Grundlagenforschung 

- 

363 

328 

348 

2 Forschung und Entwicklung zur Daseinsvorsorge 

58 511 

45 811 

40 882 

30 584 

davon: 

C Meeres- und Polarforschung 

2 261 

2 024 

912 

1 339 

Fl Ökologische Forschung 

912 

1 947 

3 440 

3 834 

F7 Khma- und Atmosphärenforschung 

14 314 

3 248 

751 

75 

G Forschung und Entwicklung im Dienste 

der Gesundheit 

2 428 

1 383 

1 822 

684 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen 

24 849 

24 869 

21 996 

15 718 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) . 

38 

- 

32 

- 

P2 Bauforschung und -technik 

2 965 

1 190 

120 

120 

S1 Berufsbildungsforschung 

3 406 

3 180 

4 691 

3 500 

S2 Übrige Bildungsforschung 

1 385 

1 474 

1 786 

1 830 

W1 Querschnittsaktivitäten 

(einschl. Technikfolgenabschätzung) 

8 212 

6 496 

5 332 

3 484 

3 Technologie und Innovationsförderung 

1 187 183 

1 092 533 

1 210 169 

1 126 531 

davon: 

C2 Meerestechnik 

30 555 

26 259 

28 692 

25 306 

Dl Nationale Förderung von Weltraumforschung 

und Weltraumtechnik 

203 732 

136 607 

155 019 

116 952 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

12 064 

8 356 

8 001 

9 815 

E2 Emeuerbare Energien und rationelle Energie- 
verwendung 

98 110 

76 920 

84 130 

69 969 

E3 Nukleare Energieforschung 

(ohne Beseitigung kerntechnischer Anlagen) 

55 830 

46 413 

50 736 

46 059 

E4 Beseitigung kemtechnischer Anlagen 

96 466 

100 732 

91 061 

101 623 

E5 Kernfusionsforschung 

- 

- 

410 

- 

F2 Umwelttechnologien 

67 274 

57 589 

70 156 

78 487 

11 Informatik 

21 395 

18416 

27 698 

26 188 

12 Basistechnologien der Informations technik 

179 233 

143 549 

171 053 

125 356 

13 Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschl. Mikroelektronik, Mikroperipherik) 

39 522 

49 332 

59 371 

58 656 

14 Fertigungstechnik 

44 368 

50 676 

62 973 

76 459 

15 Multimedia 

- 

10 519 

11 764 

16 015 

K Biotechnologie 

24 398 

40 383 

53 330 

56 551 

LI Materialforschung 

69 048 

74 657 

78 106 

62 273 

L2 Physikalische und chemische Technologien 

43 268 

54 482 

62 096 

49 968 

M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie .... 

50 303 

75 770 

84 770 

96 166 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr 

148 419 

120 484 

110 233 

110 688 

U Fachinformation 

3 200 

1 389 

570 

- 

4 Hochschulbau und überwiegend hochschulbezogene 
Sonderprogramme 

davon 

A6 Überwiegend hochschulbezogene Sonderprogramme 





Insgesamt*) 

1 245 693 

1 138 707 

1 251 379 

1 157 463 


*) Nicht einbezogen ist hier die direkte Projektfördemng im Aufgabenbereich „Übrige, nicht FuE -relevante Büdungsausgaben". 
Insgesamt beläuft sich die direkte Projektförderung des BMBF im Bereich von Forschung und Technologie auf: 
1994: 3 545 146 TDMj 1995: 3 409 051 TDM; 1996: 3 623 156 TDM; 1997: 3 216 234 TDM. 

Quelle : BMBF 
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Tabelle 1/21 

FuE-Förderung der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund 
einschließlich forschungsbezogener Steuermindereinnahmen der Länder und Gemeinden 


Jahr 

Aus- 
gaben OÜ 

insgesamt 

darunter 

Steuer- 
minderein- 
nahmen ^) 

Förderung 

insgesamt 

BMBF 2) 

BMWi 

BMVg 

Mio DM 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

1981 

4 628 

2 330 

50 

852 

18 

1 355 

29 

289 

4 917 

1991 

5 461 

1 661 

30 

914 

17 

2 747 

50 

379 

5 840 

1992 

5 420 

1 612 

30 

820 

15 

2 637 

49 

- 

5 420 

1993 

4 633 

1499 

32 

838 

18 

2 101 

45 

- 

4 633 

1994 

4 523 

1415 

31 

.791 

17 

2 111 

47 

- 

4 523 

1995 

4 572 

1 378 

30 

698 

15 

2 336 

51 

- 

4 572 

1996 

4 731 

1 467 

31 

628 

13 

2 481 

52 

- 

4 731 


Einschließlich der Ausgaben an Wirtschaftsunternehmen im Ausland. 

Revidiert. 

FuE-Investitionszulage (§4 InvZulG) und FuE-Sonderabschreibungen (§ 82d EStDV), Steuermindereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


Aufbau und Stärkung eines innovativen Mittelstandes 

- Die Vergabe und das Einwerben von FuE-Aufträ- 
gen förderte das BMBF im Rahmen von zwei Va- 
rianten der Auftragsforschung und -entwicklung 
(AFO/AWO). In beiden Maßnahmen wurden für 
über 4 830 Vorhaben insgesamt 387 Mio DM be- 
willigt. Das durch diese Förderung initüerte Auf- 
tragsvolumen liegt bei über 860 Mio DM; 

- Mit dem Innovationsförderprogramm unterstützte 
das BMWi bisher insgesamt annähernd 1 650 Vor- 
haben der Entwicklung neuer innovativer Pro- 
dukte und Verfahren. 1997 wurden weitere 
62,4 Mio DM hierfür zur Verfügung gestellt; 

- Mit dem bundesweiten Programm „Förderung der 
Forschungskooperation in der mittelständischen 
Wirtschaft" fördert das BMBF den Technologie- und 
Wissenstransfer durch vielfältige Forschungskoope- 
rationen (FuE -Vorhaben, FuE-Aufträge, Perso- 
nalaustausch) zwischen Unternehmen und For- 
schungseinrichtungen. Ostdeutsche Antragsteller 
und transnationale Kooperationen werden bevor- 
zugt gefördert. Mit insgesamt rund 1 900 geförder- 
ten Anträgen und 253 Mio DM - 1997 allein 66,1 
Mio DM - entfällt auf ostdeutsche Unternehmen 
ein Anteil von annähernd 40 %. Im Zuge der Er- 
neuerung und Anpassung der Förderstruktur wur- 
de im Rahmen dieses Programms inzwischen eine 
neue, speziell auf die neuen Länder ausgerichtete 
Maßnahme „Förderung von Forschungs- und Ent- 
wicklungs-Gemeinschaftsvorhaben Ost" (FUEGO) 
gestartet. Damit soll die Zusammenarbeit zwischen 
externen Forschungseinrichtungen und der Indu- 
strie verstärkt gefördert werden. Die Maßnahme 
soll bis 1999 zu mindestens 400 anspruchsvollen, 
hochinnovativen Gemeinschaftsvorhaben führen. 

- Dem Erhalt des betrieblichen FuE-Personalbestan- 
des in den produzierenden Unternehmen und der 


Anregung, diese eigenen FuE-Potentiale zur 
Durchführung von Produkt- und Verfahrensinno- 
vationen zu nutzen, dient die BMWi-Maßnahme 
„Personalförderung Ost" (PFO). Allein 1997 wur- 
den hierfür 102 Mio DM bereitgesteUt. 

- Mit der Maßnahme „FuE-Personal-Zuwachsförde- 
rung"(ZFO) förderte das BMBF bis Ende 1996 den 
Auf- und Ausbau von FuE -Kapazitäten in kleinen 
und mittleren Unternehmen. Durch diese Förde- 
rung wurde die Einstellung von rund 4 640 Perso- 
nen in ca. 1 590 Unternehmen unterstützt. 

Aufbau einer FuE-fÖrdernden wirtschaftsnahen 
Infrastruktur 

Unterstützt wurde zur Verbesserung der Rahmenbe- 
dingungen für den Technologie- und Wissenstransfer 
in der Wirtschaft der neuen Länder darüber hinaus 
der Aufbau von 

- regional ausgerichteten „Agenturen für Technolo- 
gietransfer und Innovationsförderung" mit Neben- 
stellen für die Unterstützung bei betriebswirt- 
schaftlichen Problemlösungen, Projektmanage- 
ment, Existenzgründerberatung und -betreuung; 

- überregional arbeitenden „Technologiespezifische 
und branchenorientierte Transferzentren" mit den 
fachhchen Schwerpunkten Maschinenbau, Werk- 
zeuge, Mikroelektronik und Fuzzy-Technologien, 
Kunststoffrecycling, Büdverarbeitung, Biotechno- 
logie, Textütechnologie, Keramik, Papiertechnik 
und Lebensmitteltechnologie sowie 

- Demonstrationszentren zur Förderung des Tech- 
nologietransfers in zukunftsträchtigen Technolo- 
giefeldern. 

Hierfür wurden bisher Mittel in Höhe von insgesamt 
203 Mio DM bereitgestellt. 
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Tabelle l/22a 

Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von Forschung und Entwicklung 
in kleinen und mittleren Unternehmen 

- Mio DM - 


Ressort/Maßnahme AVeitere Fundstelle 

1994 

1995 

1996 

1997 

BMBF 





1 Fachprogrammbezogene Projektförderung 

300,0 

300,0 

300,0 

300,0 

(darunter: 

Fachprogrammbezogene Projektförderung 

der industriellen Gemeinschaftsforschung) 

(8,3) 

(8,8) 

(9,3) 

(12,8) 

2 Indirekt-spezifische Maßnahmen 





Fertigungstechnik (CAD/CAM, Robotik, CIM); Teil 11, 9 

16,8 

4,8 

0,8 

0,3 

Informationstechnik 

(Mikroperipherik, Mikrosystemtechnik); Teil II, 9 

10,1 

1,3 

0,4 

0 

Bio Verfahrenstechnik; Teil II, 10 

20,2 

17,8 

7,2 

0 

250 MW- Wind; Teil II, 5 

21,5 

26,2 

38,9 

30,0 

1 000-Dächer-Photovoltaik Programm; Teil II, 5 

2,3 

0 

0 

0 

Solarthermie 2000; Teil II, 5 

0,9 

2,7 

3,5 

2,0 

3 Technologieorientierte Unternehmensgründungen; 

TeUII, 19 

67,2 

61,3 

76,6 

86,7 

4 FuE - Darlehensprogramm für kleine Unternehmen 
zur Anwendung neuer Technologien; Teü II, 19 

2,2 

5,9 

6,1 

4,3 

5 Forschungspersonal-Zuwachsförderung; Teü II, 19 

17,5 

16,5 

12,2 

2,0 

6 Auftragsforschung und -entwicklung; Teil II, 19 

59,2 

85,5 

36,7 

10,1 

7 Forschungskooperation zwischen Wirtschaft 

und Wissenschaft; Teü II, 19 

49,9 

93,0 

120,1 

135,3 

8 Zentren für Information und Beratung; Teü II, 5, 9, 11 . . . 

22,1 

20,0 

19,2 

22,5 

9 Maßnahmen im Bereich Fachinformation; Teil II, 20 .... 

4,7 

2,7 

7,5 

4,1 

Summe BMBF 

594,6 

637,7 

629,2 

597,3 

BMWi 





1 IndustrieUe Gemeinschaftsforschung; Teü II, 19 

169,9 

169,9 

169,8 

150,3 

2 FuE-Personalförderung Ost; Teü II, 19 

67,1 

109,6 

104,0 

102,0 

3 Innovationsförderung; Teü II, 19 

80,0 

82,0 

111,1 

62,4 

4 Marktvorbereitende Industrieforschung 

149,5 

175,4 

149,9 

134,3 

5' ModeUvorhaben zum Technologietransfer 

(einschl. PatentauslegesteUen); Teü II, 19 

40,6 

34,4 

27,4 

15,4 

6 Designförderung 

2,0 

2,0 

2,3 

0,8 

Summe BMWi 

509,1 

573,3 

564,5 

465,2 

Insgesamt 

1 103,7 

1 211,0 

1 193,7 

1 062,5 


Beträge smd teilweise geschätzt. 
Quelle; BMBF 


57 


Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Graphik I/ll 


Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von FuE in der Wirtschaft der neuen Länder 

Ziel der Maßnahme Maßnahme 1997 *) 

in Mio DM 


Herstellung 
und Steigerung 
der technologischen 
Wettbewerbsfähigkeit 


Projektförderung aus Fachprogrammen des BMBF 


Marktvorbereitende Industrieforschung, BMWi 


Industrielle Gemeinschaftsforschung, BMWi 


237,2 

134,4 

30,8 


Förderung von 
Existenzgründungen 
auf technologischer 
Basis 


Technologieorientierte Unternehmensgründungen, BMBF (TOU/FUTOUR) 


52,4 


1 i 

1 Aufbau und Stärkung 
eines innovativen 
Mittelstandes 


FuE-Personalförderung Ost, BMWi (PFO) 



FuE-Personalzuwachsförderung Ost. BMBF (ZFO) 



Auftragsforschung und -entwicklung, BMBF (AFO/AWO) 



Innovationsförderprogramm, BMWi 



Forschungskooperation, BMBF 


102,0 

2,0 

10,1 

62,4 

66,1 


Aufbau einer 

FuE-fördernden 

Infrastruktur 


Agenturen für Technologietransfer und Innovationsförderung, BMWi (ATI) 
und branchenorientierte lechnologiespezifische Transterzentren 



Innovafionsberaterbei IHK, BMBF 



Zentren für Information und Beratung, BMBF 



Wirtschaftsbezogene Fachinformation . BMWi 


8,8 

0,0 

3,4 

4,0 



Insgesamt 


*) Vorläufiges ist. 

Quelle: BMBF iktenbericht '9? 






Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Tabelle l/22b 


Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von Forschung und Entwicklung 
bei der gewerblichen Wirtschaft in den neuen Ländern 

- Mio DM - 


Ressort/Maßnahme 

1994 

1995 

1996 

1997 

BMBF 





1 Fachprogrammbezogene Projektförderung 

192,4 

166,0 

193,4 

237,2 

2 Forschungskooperation (NBL-Anteil) 

13,4 

32,3 

44,2 

66,1 

3 Förderung von Projekten bei wirtschaftsnahen 





FuE-Einrichtungen 

- 

- 

- 

- 

4 Technologieorientierte Untemehmensgründungen 

42,1 

37,6 

50,3 

52,4 

5 Auf- und Ausbau von Technologie- und Gründerzentren . . . 

1,7 

- 

- 

- 

6 Auftragsforschung und -entwicklung 

83,7 

85,4 

36,7 

10,1 

7 FuE-Personalzuwachsförderung 

18,2 

16,5 

12,2 

2,0 

8 Fertigungstechnik (indirekt-spezifische Förderung CIM) . . 

18,6 

5,4 

0,7 

0,0 

9 Zentren für Innovation und Beratung 

18,0 

2,3 

3,5 

3,4 

10 Modellversuch Innovationsberatungsstellen bei Industrie- 





und Handelskammern 

0,3 

0,5 

0,0 

0,0 

Summe BMBF 

388,4 

346,0 

341,0 

371,2 

BMWi 





1 Industrielle Gemeinschaftsforschung (NBL-Anteü) 

39,6 

35,3 

32,3 

30,8 

2 FuE-Personalförderung Ost 

67,1 

109,6 

104,0 

102,0 

3 Innovationsförderung ■ 

80,0 

82,0 

111,1 

62,4. 

4 Technologietransfer 

31,6 

25,0 

19,4 

8,8 

5 Wirtschaftsbezogene Fachinformation 

4,0 

4,1 

4,0 

4,0 

6 Designförderung 

1,8 

1,8 

1,0 

0,8 

7 Förderung von Projekten bei wirtschaftsnahen Forschungs- 
einrichtungen/Marktvorbereitende FuE 

149,5 

175,4 

149,5 

134,3 

Summe BMWi 

373,6 

433,2 

421,3 

343,1 

Insgesamt 

762,0 

779,2 

762,3 

714,3 


Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


9.3 Zur technologischen Leistungsfähigkeit 
Deutschlands 

Der Übergang von der Industrie- in die Wissensge- 
sellschaft macht den Faktor Wissen, d. h. die Fähig- 
keit, Wissen zu schaffen, zu organisieren, anzuwen- 
den und weiterzugeben, zum zentralen Faktor für die 
technologische Leistungsfähigkeit einer Volkswirt- 
schaft. 

Wissen und Wissensmanagement, die daraus er- 
wachsende Fähigkeit zur Innovation bestimmen den 
Strukturwandel, das Wachstum und den wirtschaftli- 
chen Erfolg. Die damit verbundenen Struktur- und 
Leistungsindikatoren der Wirtschaft, des Bildungs- 
und Forschungssystems und ihr Zusammenspiel im 


Sinne von Innovationsfähigkeit stehen daher im Mit- 
telpunkt der Untersuchungen zur technologischen 
Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft. 

Dabei ist eine ganze Reihe von Einzelindikatoren zu 
betrachten, um sich ein Bild von der technologischen 
Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft^) machen 
zu können. Die Wahl der Indikatoren orientiert sich 
an den genannten Anforderungen, d. h. insbesonde- 
re an Dynamik und Veränderung in Bildungsstand 
und Qualifikationsstruktur der Beschäftigten, in der 


Der Begriff „Leistungsfähigkeit" (statt „Wettbewerbsfähig- 
keit") wird hier verwendet, um eine Verwechslung mit wett- 
bewerblichen Beziehungen zwischen Untemehmön zu ver- 
meiden. 


59 


Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Wirtschaftsstruktur (z. B. Gründungsdynamik), in der 
Fähigkeit, Wissen in technologische Erfindungen 
(Patente), in Weltmarktprodukte, Dienstleistungen 
und Verfahren umzusetzen. 

Von besonderem Interesse ist dabei die Wirkung der 
Veränderung der technologischen Leistungsfähigkeit 
auf die gesamtwirtschaftlichen Ziele (z. B. Beschäfti- 
gungsstand, angemessenes Wirtschaftswachstum). 

Mit Hilfe von zeitlichen und räumlichen Vergleichen 
bei den untersuchten Indikatoren lassen sich Aussa- 
gen über die technologische Leistungsfähigkeit, ihre 
Entwicklung und ihren Stand im internationalen Ver- 
gleich treffen.^) 

Zur Bedeutung des FuEAntensiven Sektors 

ln allen großen Industriestaaten besteht ein Zusam- 
menhang zwischen Forschung und experimenteller 
Entwicklung (FuE) einerseits, sowie Produktion und 
Exportquote der Industrie und des Dienstleistungs- 
sektors andererseits. Forschungsintensive Industrien 
sind die Zentren der Technologieproduktion und der 
Generierung neuer Produkte und Verfahren. Der in- 
ternationale Warenaustausch beinhaltet immer stär- 
ker Güter mit hohem Wissensgehalt. 


Der forschungsintensive Sektor einer Volkswirt- 
schaft setzt sich zusammen aus den Bereichen 
der „Spitzentechnik" einerseits, d. h. Gütern mit 
einem Anteil der FuE-Ausgaben am Umsatz von 
über 8,5 %, sowie der „Höherwertigen Technik" 
andererseits, d. h. Gütern, für die der Anteil der 
FuE-Ausgaben am Umsatz zwischen 3,5 % und 
8,5 % liegt 

(vgl. „Zur Technologischen Leistungsfähigkeit Deutsch- 
lands, Aktuahsierung und Erweiterung 1997", Bonn 1998). 


Spitze der Wachstumsbewegung gesetzt. Dieser Auf- 
schwung wird von einer zunehmenden Zahl von 
Unternehmen mit Produktinnovationen getragen. 
Nicht-Innovatoren fallen in diesen Branchen zumeist 
zurück (vgl. Graphik 1/12). 

Der FuE-intensive Sektor ist darüber hinaus selbst im 
raschen strukturellen Umbruch begriffen. 

Die Entwicklung der Nettoproduktion zeigt, daß 
„Spitzentechnologien" mit einem Anteil von 11,5 % 
an der Industrieproduktion das stärkste Wachstum 
aufweisen. Sie sind konjunkturresistenter als Indu- 
strien der höherwertigen Technik, die mit ihrem Sor- 
timent (Produktions- und Investitionsgüter) typi- 
scherweise erst in späteren Phasen des Aufschwungs 
ein stärkeres Wachstum aufweisen. Weniger for- 
schungsintensive Branchen haben derzeit Wachs- 
tumsprobleme. 

Innerhalb der Spitzentechnologie sind es insbeson- 
dere die Nachrichtentechnik, die Elektronischen 
Bauelemente sowie die Datenverarbeitung, die für 
die Dynamik sorgen. 

Bei der höherwertigen Technik haben sich die 
Wachstumschancen in den neunziger Jahren ausein- 
ander entwickelt. Offenbar stärker als bei den Spit- 
zentechnologien sind hier Preise und Kosten erfolg- 
bestimmend. Während einzelne Bereiche der Chemi- 
schen Industrie sowie der Elektrotechnik auch wäh- 
rend der Rezession auf dem Wachstumspfad bheben, 
liegt das Produktionsniveau des Sektors insgesamt 
1996 nur knapp oberhalb des Niveaus von 1991. 

Graphik 1/12 


Gesamtwirtschaftliche Forschungsintensität im Ver- 
gleich 

Die Hälfte der industriellen Produktion in Deutsch- 
land entfällt auf FuE-intensive Industrien (50,5 %). 
Dieser Sektor hat im Vergleich zu den anderen gro- 
ßen Industrieländern gesamtwirtschaftlich das größte 
Gewicht (vgl. auch Tabelle 1/23): 

- 12,2 % beträgt der Anteil FuE-intensiver Branchen 
an der Bruttowertschöpfung der Volkswirtschaft, 
er ist damit ebenfalls höher als in Japan (11,5 %) 
den USA (8,5 %) und in Großbritannien (8,0 %); 

- 12,8 % aller Erwerbstätigen in Deutschland sind 
in forschungsintensiven Industrien beschäftigt; in 
den USA sind es 5,9 %, in Japan 9,3 %, in Groß- 
britannien 8,2 % (jeweüs 1993-1995). 

Entwicklung des Anteils an der Nettoproduktion 
in Deutschland 

Mitte der neunziger Jahre haben sich die forschungs- 
intensiven Sektoren der Industrie wieder an die 


A Im folgenden werden wichtige Ergebnisse aus der genann- 
ten Studie vorgestellt: „Zur Technologischen Leistungsfähig- 
keit Deutschlands, Aktuahsierung 1997", Bonn 1998 (die 
Studie enthält ausführhches Datenmaterial). 



Entwicklung der Nettoproduktion in 
FuE-intensiven Industriezweigen 1991 bis 1997 

-Deutschland, fachliche Unternehmensteile, 1991 = 100- 


85 

’91 ’92 ’93 ’94 '95 ’96 ’97*^ 

FuE-intensive Industriezweige insgesamt 
^ > Spitzentechnik 

C ? Höherwertige Technik 

*) Grobe Schätzung. Micht FuE-intensive Industriezweige 

Quelle; Statistisches Bundesamt: 

Statistik des Prod. Gewerbes 

Berechnungen und Schätzungen des MIW Faktenbericht ’98 
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Tabelle 1/23 

Inländische Produktion, Inlandsnachfrage und Beschäftigung bei FuE -intensiven Branchen 
des Verarbeitenden Gewerbes *) in ausgewählten Staaten der OECD 1993 bis 1994/95 


Branche 

früheres 

Bundes- 

gebiet 

USA 

Japan 

Frankreich 

Italien 

Groß- 

britannien 

Anteil an der Bruttowertschöpfung in % 
1993 bis 1995 

FuE-intensive Branchen 

12,2 

8,5 

11,5 

7,7 

6,4 

8,0 

Spitzentechnik 

3,5 

3,6 

3,9 

2,6 

1,9 

2,9 

Höherwertige Technik 

8,7 

4,9 

7,7 

5,1 

4,5 

5,2 

Nicht FuE-intensive Branchen 

13,7 

9,5 

13,5 

11,7 

13,9 

10,2 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

25,9 

18,0 

25,0 

19,3 

20,4 

18,3 

Anteil an der Inlandsnachfrage^) in % 

1993 bis 1994 

FuE-intensive Branchen 

7,2 

9,0 

6,6 

6,7 

5,6 

8,6 

Spitzentechnik 

4,0 

3,7 

2,2 

2,6 

2,5 

3,0 

Höherwertige Technik 

3,3 

5,3 

4,3 

4,1 

3,1 

5,6 

Nicht FuE-intensive Branchen 

16,2 

11,0 

14,6 

12,1 

10,8 

12,1 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

23,4 

19,9 

21,2 

18,8 

16,4 

20,8 

Anteil an der Beschäftigung in % 

1993 bis 19952) 

FuE-intensive Branchen 

12,8 

5,9 

9,3 

7,5 

5,8 

8,2 

Spitzentechnik 

3,1 

2,5 

3,1 

2,3 

1,4 

2,7 

Höherwertige Technik 

9,7 

3,4 

6,2 

5,2 

4,3 

5,4 

Nicht FuE-intensive Branchen 

14,9 

9,7 

13,8 

11,0 

14,7 

11,4 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

27,7 

15,5 

23,2 

18,5 

20,4 

19,6 


’) Bruttowertschöpfung der jeweiligen Branche zuzüghch der Nettoixnporte und abzüglich der Nettoexporte in % der Inlands- 
nachfrage (private staathche Verbrauchsausgaben sowie Bruttoinvestition). Die Nettoexporte und -importe wurden nüt Hilfe 
des Wertschöpfungsanteils an der jeweiligen Lnlandsproduktion geschätzt. 

2) USA: 1993 bis 1994; Großbritannien: 1993. 

*} Spitzentechnik: Pharmazeutika, Computer/Büromaschinen, Radio/TV /Nachrichtentechnik, Luft- und Raumfahrzeugbau, 
Präzisionsinstrumente, Optik/Uhren. 

Höherwertige Technik: Sonstige Chemie, Maschinenbau, Elektrotechnik o. Radio/TV/Nachrichtentechnik, Schienenfahizeug- 
bau, AutomobUbau. 

Quelle : OECD; STAN-Database; Economic Outlook, - Berechnungen und Schätzungen des DIW Rundungsdifferenzen 


Ausfuhr 

Ein immer größerer Teil der Innovationstätigkeit ist an 
der Erschließung von Absatzmärkten im Ausland - ver- 
stärkt auch in Übersee - orientiert, zumal Inlandsmarkt 
und europäische Märkte nur noch begrenzte Auf- 
nahmemöglichkeiten boten. Der Export ist derzeit 
die wichtigste Wachstumsmöglichkeit für die Industrie. 

Bei den Auslandsumsätzen ergab sich 1996 folgen- 
des Bild: 

- Rückgang um 1,5 % bei wenig forschungsintensi- 
ven Industrien; 

- Anstieg um 13 % bei Spitzentechnologien, um 
7,5 % bei höherwertiger Technik. 

Auf dem Weltmarkt für FuE-intensive Güter waren 
Japan mit 19,5 %, die USA mit 17,8 % und Deutsch- 
land mit 17,1 % im Jahr 1995 die größten Exporteure 
vor Großbritannien und Frankreich (jeweils 7,6 %). 


Damit hat Deutschland im Vergleich zu 1994 einen 
halben Prozentpunkt hinzugewonnen, die USA und 
Japan dagegen verloren je einen Prozentpunkt (vgl. 
TabeUe VI/49). 


Beschäftigung 

Der etwa seit vier Jahren in Deutschland anhaltende 
Produktionszuwachs hat auch bei den am stärksten 
expandierenden FuE -intensiven Industrien nicht zur 
Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze geführt. Auch 
1997, dem Jahr mit der größten Produktionsauswei- 
tung, wurde die Beschäftigung weiter stark zurück- 
genommen. Die Bilanz des forschungsintensiven 
Sektors ist hierbei ungünstiger als die der übrigen In- 
dustrien. In den forschungsintensiven und zugleich 
in hohem Maße auch exportorientierten Industrien 
wirkt sich der internationale Konkurrenzdmck noch 
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stärker aus als in anderen Bereichen. Ausnahmen 
sind neuerdings der Automobilbau und Teile der 
Elektrotechnik, in denen Personalaufstockungen vor- 
genommen wurden. Der Beschäftigungsentwicklung 
in der Industrie steht ein meist beträchthcher Anstieg 
der Erwerbstätigkeit im wissensintensiven Dienstlei- 
stungssektor gegenüber. Innovationsschwerpunkte 
verschieben sich von den forschungsintensiven Indu- 
strien zu innovativen Dienstleistungen. Beide Sekto- 
ren bedingen einander. Deutschland weist insbeson-. 
dere bei unternehmensorientierten Dienstleistungen 
einen hohen Leistungsstand auf, der dafür sorgt, daß 
in den vergangenen Jahren Beschäftigungszuwächse 
erreicht wurden, wie in kaum einem anderen Land. 

Investitionen 

Die Investitionen in Sachanlagen und Ausrüstungen 
des forschungsintensiven Sektors hielten nach einem 
Schub im Jahre 1995 von 10 % in den Jahren 1996 
und 1997 hohe Zuwachsraten von jeweils 8 %. Die 
Investitionsausgaben haben damit wieder das Ni- 
veau von 1989 erreicht. Dies zeigt die Tiefe des Re- 
zessionseinschnittes. Am schnellsten wuchsen die In- 
vestitionen in den Spitzentechnikbereichen sowie im 
Automobübau. Rund 80 % der zusätzhch zwischen 
1994 und 1998 insgesamt ausgegebenen (bzw. ge- 
planten) industriellen Investitionsmittel entfielen auf 
den forschungsintensiven Sektor. Bei einem Anteil 
an der Industrieproduktion von gut 50 % läßt dies die 
künftigen Industriestrukturen sichtbar werden. 

Gründungen und Selbständigkeit 

Die Gründung und der Aufbau neuer Unternehmen 
in Industrien, in denen neues Wissen „von unten" 
nachwächst, ist Teil eines kontinuierlichen wirt- 
schafthchen und technologischen Strukturwandels. 
Gerade in „neuen" Technologiefeldern sind junge 
Unternehmen eine entscheidende Voraussetzung da- 
für, neue Märkte zu erschließen. 

In den neunziger Jahren wird der Weg von einer wis- 
sensintensiven Industriegesellschaft zu einer wissens- 
intensiven Dienstleistungsgesellschaft vor allem durch 
Gründungen in den technologieintensiven Dienstlei- 
stungsbereichen - etwa 60 % hiervon entfallen auf den 
Softwarebereich - vorangetrieben. Dort ist eine wesent- 
hch höhere Dynamik als in der Industrie zu beobach- 
ten. Bei technologieintensiven Dienstleistungen hat die 
Gründungsneigung selbst im Vergleich zu den acht- 
ziger Jahren zugenommen, obwohl damals das „Grün- 
dungsklima" insgesamt etwas günstiger war. ln den al- 
ten Ländern ist die Zahl der Gründungen forschungs- 
intensiver Industrieunternehmen 1991/92 stark gesun- 
ken, sie ist erst langsam auf dem Wege der Erholung. 
Niveau und Dynamik der achtziger Jahre wird nach 
wie vor nicht erreicht (vgl. Graphik 1/13). 

Internationalisierung von FuE 

Mit der Globahsierung der Produktion gerade in den 
FuE -intensiven Industrien Chemie bzw. Pharmazie, 
Elektrotechnik und Telekommunikation sowie Ma- 
schinen- und Automobilbau wird auch die Intematio- 
nahsierung der Forschungs- und Entwicklungsakti- 
vitäten großer Unternehmen zu einem zentralen 


Allerdings konnte dabei positiven Effekten ün Vorüeferbe- 
reich und Bes chäftigungs Wirkungen aus Investiüonen und 
Einkommenseffekten nicht nachgegangen werden. 


Graphik 1/13 


Entwicklung der Griindungsaktivität in 
technologieintensiven Wirtschaftszweigen 
im früheren Bundesgebiet 1985 bis 1996 

- Index der Gründungsaktivität 1 985 = 100- 
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Technologieintensive Dienstleistungen 

c. J Höherwertige Technik 

~-> Spitzentechnik 

*) 1996 z.T. hochgerechnet. 

Quelle: ZEW: Gründungspanel (West) Faktenbericht '98 

Thema. In vielen Technologiefeldern ist die Intema- 
tionahsierung der Forschungsnetzwerke noch in vol- 
lem Gange (etwa in der Telekommunikation und der 
Halbleitertechnologie) und neue Standorte und 
„Kompetenzzentren" entstehen. 

In den schon stark intemationahsierten Sektoren fin- 
det eine neue Form der Konzentration von FuE statt 
(z. B. in der Chenüschen Industrie), die zu einem star- 
ken Konkurrenzdruck auf die weltweiten FuE -Unter- 
nehmensstandorte führt. Immer häufiger werden in 
den Unternehmen FuE -Einheiten gebildet, in denen 
für ein Geschäftsfeld die weltweite Verantwortung für 
FuE, Produktion und Absatz konzentriert ist. Dort wer- 
den technologische Vorsprünge erarbeitet und zum 
Teil auch erstmals in die Produktion umgesetzt. Daher 
muß sich in dieser Phase die 'Attraktivität der Stand- 
orte für FuE und hochwertige Produktion beweisen. 


„Die Globalisierung der Märkte, der Produktion 
und der Forschung ist ein Gewinn für Deutsch- 
land, weil sie auch den Zugriff auf ausländisches 
Know-how ermöglicht. Zu fragen ist, ob Deutsch- 
land künftig seine Stärken als FuE-Standort be- 
wahren und auch für FuE-Alttivitäten im Bereich 
neuer Technologien attraktiv sein wird. Insbeson- 
dere geht es um Investitionsentscheidungen in 
neu entstehenden, dynamischen Technologiefel- 
dern ohne historische Standortbindung." *) 

*) Zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands, 
Aktualisierung und Erweiterung 1997, Bonn 1998, S. 47. 
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FuE-Ausgaben deutscher Unternehmen im Ausland 

Im Zuge der Intemationalisierung haben sich auch 
deutsche Unternehmen mit hohen Zuwachsraten in 
FuE im Ausland engagiert. Die Größenordnung die- 
ser FuE-Ausgaben ist für 1995 auf 10 Mrd DM zu 
veranschlagen. Das sind 17 % der FuE-Ausgaben 
der Unternehmen in Deutschland. Die Chemische In- 
dustrie nimmt dabei mit 5,8 Mrd DM im Ausland in 
FuE investierten Mitteln die Spitzenposition ein (vgl. 
Graphik 1/14). Ihre FuE -Aufwendungen in Deutsch- 
land betragen 10,6 Mrd DM (vgl. Tabelle VI/17). 
AuffäUig, aber auf Grund der exzellenten For- 
schungslandschaft dort auch logisch, ist der im Ver- 
gleich zu den Direktinvestitionsbeständen ausge- 
sprochen hohe Anteil von deutschen FuE-Kapazitä- 
ten in den USA, dem wichtigsten Forschungsstandort 
deutscher Unternehmen im Ausland. Dort gaben 
deutsche Unternehmen 1995 rd. 4 Mrd $ für FuE aus. 
Weitere wichtige FuE -Standorte deutscher Unterneh- 
men sind Großbritannien, Frankreich und Österreich. 
Das Forschungsengagement in Japan steht noch am 
Beginn (z. B. in der Chemischen Industrie). 

Graphik V14 


Aufteilung der FuE*Aufwendungen deutscher 
Unternehmen im Ausland auf Produktbereiche 1995 
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Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik (geschätzt) Faktenbericht ’98 


FuE-Aufwendungen ausländischer Unternehmen 
in Deutschland 


mit 8,37 Mrd DM rund 16 % der internen FuE-Auf- 
wendungen in Deutschland auf Unternehmen in 
mehrheitlich ausländischem Besitz. Das FuE-Perso- 
nal dieser Unternehmen betrug rund 42 500 Perso- 
nen. Jeweils die Hälfte der FuE -Kapazitäten entfällt 
auf Unternehmen aus den USA, die etwa ein Viertel 
ihrer ausländischen FuE-Kapazitäten in Deutschland 
konzentriert haben, den höchsten Anteil überhaupt 
im Ausland. 


Standortfaktoren 

„Die Intemationalisierung von FuE -Aktivitäten 
wird durch ein Bündel von Standorteigenschaf- 
ten, d. h. durch die Markt-, Produktions- und For- 
schungsbedingungen beeinflußt. Ihr liegt in der 
Regel keine allein auf FuE bezogene Standort- 
entscheidung zugmnde. 

- Wie die Internationalisierung der Produktion 
dient sie vorrangig der Erschließung von diffe- 
renzierten Märkten mit hohen Qualitätsansprü- 
chen („Pionieranwendungen"). Die „lead mar- 
ket "-Funktion ist entscheidend für Innovatio- 
nen, die erst m engem Kontakt mit anspruchs- 
vollen, innovativen Kunden heranreifen. 

- Dies gilt insbesondere für Entwicklungsakti- 
vitäten mit einer engen Bindung an die jewei- 
ligen Produktionsstandorte und an die spezi- 
fische Nachfrage regionaler Märkte. 

- Für Aktivitäten der explorativen Forschung in 
Technikfeldem mit hoher Wissenschaftsbin- 
dung - die allerdings nur einen geringen Anteü 
an den FuE -Aktivitäten im Ausland haben - ist 
hingegen nicht nur das Marktpotential, sondern 
noch stärker das in einem Land Vorgefundene 
Forschungsumfeld ausschlaggebend. " *) 

*) Zur technolgogischen Leistungsfähigkeit Deutsch- 
lands, Aktualisierung und Erweiterung 1997, Bonn 
1998,5.47. 


Der Technologie- und Wachstumswettbewerb dürfte 
sich immer stärker von einem Wettbewerb der Volks- 
wirtschaften zu einem Wettbewerb der Regionen 
entwickeln. In aller Regel wird zuerst in jenen 
Regionen produziert und angewendet, wo auch ge- 
forscht wird - und umgekehrt. Die räunüiche Bünde- 
lung von Kompetenzen aus Wissenschaft und For- 
schung, Industrie und Dienstleistem, Herstellern und 
Anwendern, Produzenten von Kernstücken und 
Zuheferem, etablierten Großunternehmen und hoch- 
kreativen Untemehmensgründem begünstigt das Ent- 
stehen international relevanter Standorte für tech- 
nologische Neuemngen. Es ist daher von großer Be- 
deutung, mit welchen Kompetenzen die deutschen 
Ballungsräume ausgestattet sind und wie sie dieses 
Innovationspotential in Attraktivitätspotential für In- 
vestoren und Wachstumspotential umsetzen kön- 
nen.'*) 


Über die Hälfte der etwa 3 000 Tochterfirmen auslän- 
discher Industrieunternehmen in Deutschland führen 
hier FuE -Aktivitäten durch. Nach den Erhebungen 
der Stifterverband Wissenschaftsstatistik entfielen 


Zur regionalen Konzentration von Innovationspotentialen in 
Deutschland vgl. „Zur technologischen Leistungsfähigkeit 
Deutschlands, Aktuahsierung und Erweiterung 1997, Bonn 
1998,5.52-55. 
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Forschung, Entwicklung und Strukturwandel 

Deutschland verfügt über eine sehr stark auf for- 
schungsintensive Branchen ausgerichtete indu- 
strielle Struktur. Noch einschneidender als der Indu- 
striestrukturwandel für die FuE -Tätigkeit könnte je- 
doch die Bedeutungsverlagerung von der Industrie 
hin zu Dienstleistungen werden. Dienstleistungsun- 
ternehmen lösen sich immer häufiger von der Rolle 
des Technologienehmers und treten als Technologie- 
geber auf; auch sind sie in zunehmenden Maße Ak- 
teure in FuE-Netzwerken. Entsprechend gewinnen 
die Dienstleistungsbereiche an Bedeutung; sie ent- 
wickeln spezifisches Organisationswissen und ent- 
sprechende „Software". 

- Einerseits sind FuE -Abteilungen aus der Industrie 
in selbständige speziahsierte FuE-Unternehmen 
ausgegründet worden, die nun Dienstleistungen 
für ihre bisherige Branche anbieten, die externe 
Vergabe von Vertragsforschungsaufgaben hat 
wohl deshalb etwas zugenommen. „Outsourcing" 
von FuE in speziahsierten Dienstleistungsunter- 
nehmen führt insgesamt in der Industrie nicht zu 
einer Reduzierung, sondern vielfach zu einer Aus- 
weitung der FuE-Aufwendungen insgesamt. 

- Innovationsgeschehen und sektoraler Struktur- 
wandel wenden sich verstärkt dem Dienstlei- 
stungssektor zu. Dies güt insbesondere für Innova- 
tionen im Zusammenhang mit luK-Technologien 
(Software, luK-Dienstleistungen), die nicht so sehr 
auf die Industrie als Abnehmer zielen, sondern auf 
die Verwendung in anderen, meist besonders dy- 
namischen Dienstleistungsbereichen (z.B. Ver- 
kehr, Handel, Banken, Versicherungen).®) 

Der Bedeutungszuwachs von Dienstleistungsinnova- 
tionen, der in Deutschland besonders schnell ver- 
läuft, bringt es mit sich, daß FuE im engeren indu- 
striellen Bereich gesamtwirtschaftlich einen nach 
und nach geringeren Teil der relevanten Innovations- 
inputs erfaßt. Insofern kann die Beurteüung des ge- 


Vgl. auch Kap. 9.1. Die internationale Vergleichbarkeit der 
FuE-Aufwendungen der Wirtschaft ist im Hinblick auf die 
Abgrenzung des industriellen und des Dienstleistungssek- 
tors Einschränkungen unterworfen: Hauptgründe sind über- 
wiegend nicht in der unzureichenden Erfassung des Dienst- 
leistungssektors zu sehen, sondern eher in der unterschiedli- 
chen Praxis der Zuordnung von Dienstleistungsuntemeh- 
men, die für Wirtschaftszweige des Produzierenden Gewer- 
bes forschen. Im Rahmen der Zuordnungsvorschriften der 
Wirtschaftszweigsystematik 1993 bzw. NAGE REVl gehören 
FuE-treibende Unternehmen dem Wirtschaftszweig 73 an, 
das Frascati-Handbuch der OECD (1993) ermöglicht eine Zu- 
ordnung dieser Unternehmen zum Wirtschaftszweig, für den 
sie forschen. Die zunehmende Auslagerung von Unterneh- 
men mit Dienstleistungstätigkeiten vergrößert diesen Spiel- 
raum bzw. die potentiellen Unterschiede zwischen den ein- 
zelnen Staaten. In Deutschland werden z. B, die Institutionen 
für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwlck- 
lung im Rahmen der FuE-Statistik den Branchen zugeordnet, 
für die sie forschen (vgl. Tabelle VI/ 17). 

®) In der FuE-Erhebung ist der ausgewiesene Dienstleistungs- 
bereich insgesamt vergleichsweise klein (vgl. jedoch Ausfüh- 
rungen zur Methodik der Zuordnung); im Rahmen der Inno- 
vationserhebung für unternehmensorientierte Dienstleister 
gibt nicht einmal jedes siebte Unternehmen an, in FuE aktiv 
zu sein. Der größte Anteü FuE-betreibender Unternehmen 
wird dabei in Software (40 %) und in der Unternehmensbera- 
tung (27 %) erreicht (vgl. „Zur technologischen Leistungsfä- 
higkeit Deutschlands, Aktualisierung und Erweiterung 1997, 
Bonn 1998, S. 32). 


samtwirtschaftlichen Aktivitätsniveaus in FuE nicht 
losgelöst vom sektoralen Strukturwandel betrachtet 
werden. Deshalb geht es unter dem Gesichtspunkt 
der Beurteilung der technologischen Leistungsfähig- 
keit künftig auch darum, nicht nur den Innovations- 
prozeß im Dienstleistungssektor einschheßhch des 
FuE-Anteils unter einem dienstleistungsbezogenen 
Ansatz besser zu erfassen, sondern auch die ander- 
weitigen Voraussetzungen für die dort stattfindenden 
Innovationen besser abzubüden. 

Innovation 

Die Innovationsbudgets sind 1996 erstmals seit län- 
gerer Zeit wieder ausgeweitet worden. Für 1997 ist 
eine weitere Steigerung der Innovationsaufwendun- 
gen insgesamt um 6 % geplant, die höher liegt als 
die Zuwachsrate der FuE-Aufwendungen.^) Die In- 
novationsanstrengungen konzentrieren sich damit 
vermehrt auf die Umsetzung von Wissen und auf eine 
schnellere Abfolge von Patenten, Produktinnovatio- 
nen und (Export-)Produktion (vgl. Tabelle 1/24). 

Die Mehrzahl der Unternehmen sieht ihre technolo- 
gische Leistungsfähigkeit (entsprechend) nicht ge- 
fährdet. Diese Einschätzung berücksichtigt jedoch 
nicht, daß sich die Trends in den größten Konkur- 
renzländern schon seit einiger Zeit gedreht haben. In 
den USA und Japan werden die FuE-Budgets in der 
Wirtschaft wieder stärker ausgeweitet. Es ist schwer 
vorstellbar, daß Deutschland im Alleingang über ei- 
nen längeren Zeitraum hinweg einen grundsätzhch 
anderen Weg („researchless growth") gehen kann, 
ohne im Wettbewerb um Einkommen und Beschäfti- 
gung Boden zu verheren. Ein Drittel der deutschen 
Unternehmen hält sein FuE-Budget daher auch für 
zu klein und sieht daraus in Zukunft Gefahren für die 
technologische Leistungsfähigkeit erwachsen. 

Die Wirkungen dieser FuE-Verhaltensänderungen 
können nicht endgültig beurteüt werden, denn die 
Effekte dürften sich erst auf längere Sicht zeigen. 
Der Aufschwung darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die Unternehmen durch ihr abwartendes Enga- 
gement in FuE nüttelfristig ihre Wachstumsaussich- 
ten gefährden könnten. Denn ohne weitere Investi- 
tionen in langfristiges Know how könnte der innova- 
tive Schwung verloren gehen. Im übrigen ist die In- 
novationsneigung noch längst nicht auf einem dem 
Zyklus angemessenen Niveau. 

Dies läßt im übrigen erwarten, daß mit einer Intensi- 
vierung des Aufschwunges auch die Zukunftsinvesti- 
tionen wieder stärker ins Visier geraten. Denn auch 
im Falle der USA ist nicht ganz sicher, ob es nicht vor 
allem die zykhsche (konjunkturelle) Komponente ist, 
die FuE in der Wirtschaft wieder nach vorne gebracht 
hat - wenn man einmal davon absieht, daß in den 
USA der Rückgang der FuE-Intensität nicht so stark 
ausgefallen ist wie in Deutschland, 


’) Nach den Erhebungen der Stifterverband Wissenschaftssta- 
tistik stiegen die internen FuE-Aufwendungen der Wirt- 
schaft 1997 ingesamt umrd. 3,5 % (Plandaten; vgl. Kap. 9.1). 
Für 1998 deuten die Planungen der Unternehmen - befragt 
wurden Großunternehmen - auf eine optimistischere Hal- 
tung hin als vor einem Jahr: Mehr Unternehmen als in den 
vergangenen Jahren wollen ihre FuE-Kapazitäten ausbauen 
(vgl. auch „FuE Datenreport 1997", Essen 1998). 
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Tabelle 1/24 


Kenngrößen zum Innovationsverhalten im Verarbeitenden Gewerbe Deutschlands 1992 bis 1995 



1992 

1993 

1994 

1995 


absolut 

in % 

absolut 

m % 

absolut 

in % 

absolut 

m % 

Unternehmen (Zahl) 

68 000 

100 

63 200 

100 

65 500 

100 

64 600 

100 

darunter 

Innovatoren 

40 900 

60 

34 100 

54 

34 700 

53 

37 100 

57 

darunter: 

Produktinnovatoren 

36 000 

53 

30 100 

48 

31 200 

48 

33 500 

52 

Prozeßinnovatoren 

29 300 

43 

28 800 

46 

28 300 

43 

29 700 

46 

FuE-Treibende 

23 700 

35 

17 700 

28 

25 400 

39 

19 700 

31 

FuE-Abteüung 

11 800 

17 

9 400 

15 

9 500 

15 

10 200 

16 

Umsatz (Mrd DM) 

2 099 

100 

1 968 

100 

2 000 

100 

2 180 

100 

darunter 

Innovatoren 

1 767 

84 

1 558 

79 

1 627 

81 

1 761 

81 

darunter: 

Produktinnovatoren 

1711 

82 

1 491 

76 

1 563 

78 

1 714 

79 

Prozeßinnovatoren 

1 627 

78 

1463 

74 

1 483 

74 

1 589 

73 

FuE-Treibende 

1470 

70 

1 247 

63 

1 407 

70 

1 434 

66 

nach Art der Produkte: 

neue oder wesentlich 
verbesserte 

354 

17 

389 

20 

441 

22 

463 

21 

verbesserte 

445 

21 

396 

20 

385 

19 

400 

18 

nicht oder nur unerheblich 
verbesserte 

1 290 

62 

1 183 

60 

1 174 

59 

1 317 

62 

Innovationsaufwendungen 

(Mrd DM) 

109 

Intensi- 

tät*) 

5,2 

84 

Intensi- 

tät*) 

4.3 

81 

Intensi- 

tät*) 

4,1 

84 

Intensi- 

tät*) 

3,8 

davon: 

Ifd. Innovationsaufwendungen 

59 

2,8 

57 

2,9 

55 

2,8 

57 

2,6 

Investitionen für Innovationen 

51 

2,5 

27 

h4 

26 

1.3 

28 

1,3 


*) Innovationsaufwendungen in % des Umsatzes. 

Quelle: ZEW: Mannheimer Innovationspanel Rundungsdifferenzen 


Es spricht vieles dafür, daß mit einer Verbesserung 
der Rahmenbedingungen in Deutschland verstärkt in 
den langfristigen Aufbau von Wissen investiert wird. 
Das Potential dafür - gut ausgebüdete und hochmoti- 
vierte Fachkräfte - ist vorhanden. 

Patente 

Das Aufkommen Weltmarkt- relevanter „Triadepa- 
tente"®) aus den Industrieländern befindet sich nach 
einer Art Moratorium Anfang der neunziger Jahre 
wieder auf dem Wachstumspfad (vgl. Graphik 1/15). 

®) „Triadepatente" sind Patente, die zusätzlich zum Inland in 
mindestens zwei Auslandsmärkten in verschiedenen Triade- 
Regionen angemeldet wurden. 


In die Erfindungstätigkeit ist erneut Dynamik ge- 
kommen. Seit 1994/95 nimmt Deutschland wieder 
den ersten Rang bei den Triadepatenten ein. Gemes- 
sen an diesem Ergebnisindikator hat sich Deutsch- 
lands technologische Leistungsfähigkeit verbessert. 
Die führende Position Deutschlands in Europa ist 
hierbei unangefochten. Die Triadepatentintensität 
Frankreichs und Großbritanniens etwa ist etwa halb 
so hoch wie in Deutschland. Aber auch in diesen 
Ländern konnte das Patentaufkommen deuthch er- 
höht werden. Stetig haben insbesondere die USA ih- 
re internationalen Patentaktivitäten ausgedehnt. In 
mehreren Ländern deuten die aktuellen Ergebnisse 
auf eine zunehmend dynanüsche Entwicklung bei 
diesem Indikator hin. 
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Graphik 1/15 


10. Die Ressourcen für Forschung und 

Entwicklung im internationalen Vergleich 

Für ihre statistische Arbeit, die Datenbanken, Analy- 
sen zum internationalen Vergleich in Wissenschaft 
und Technologie usw. erhebt die OECD regelmäßig 
insbesondere auch Daten zu Forschung und Ent- 
wicklung. Es handelt sich dabei in erster Linie um 
Angaben zu den finanziellen und personellen Res- 
sourcen, die in den einzelnen Ländern für FuE einge- 
setzt wurden. Der folgende internationale Vergleich 
wird für die großen Industriestaaten Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, USA und^ 
Kanada vorgenommen. Zur Zeit liegen Daten bis ein- 
schließlich 1995 (teilweise bis 1996) vor^). 

Bruttoinlandsausgaben für Forschung 
und Entwicklung (BAFE) insgesamt 


Die Bruttoinlandsausgaben für Forschung und 
Entwicklung (BAFE) umfassen alle zur Durch- 
führung von FuE in einem Land verwendeten 
Mittel, ungeachtet üirer Finanzierungsquellen. 
Sie schließen die Mittel des Auslands und in- 
ternationaler Organisationen für FuE im jeweili- 
gen Land ein, lassen jedoch die von diesem gelei- 
steten Zahlungen für FuE an das Ausland oder 
an internationale Organisationen unberücksich- 
tigt (vgl. Frascati Manual 1993, § 385). 


J FuE-Daten zu weiteren Ländern sind in den Tabellen VI/25 
und VI/38 enthalten. 


- Die BAFE dieser G7-Länder behefen sich 1995 ins- 
gesamt auf 370,4 Mrd $. Dies sind 7,5 % mehr als 
1993 (344,6 Mrd $) in den hier betrachteten Indu- 
striestaaten für FuE im Inland ausgegeben wurde. 
Die Steigerungsrate hat sich damit gegenüber 
dem davorhegenden Zweijahreszeitraum in etwa 
verdoppelt. Sie beträgt aber ledighch ungefähr die 
Hälfte derjenigen, die sich im Durchschnitt für die 
achtziger Jahre ergibt. 

- Die Veränderungsraten der einzelnen G7-Staa- 
ten weichen dabei beträchtlich vom Durchschnitt 
ab. Für die Jahre 1993 bis 1995 verzeichnen Kana- 
da (12,6 %) und Itahen (10,5 %) zweisteUige 
Steigerungsraten. Demgegenüber haben Großbri- 
tannien mit 0,6 % und Frankreich mit 2,3 % ihre 
FuE-Ausgaben in diesem Zeitraum kaum erhöht. 
Mit 5,3 % hegt Deutschland im unteren, die USA 
und Japan mit 8,2 % bzw. 9,6 % im oberen Mittel- 
feld. 

- Die „Rangfolge" der G7 -Staaten im Hinbhck 
auf ihre BAFE insgesamt hat sich durch diese 
unterschiedhchen Steigerungsraten nicht ver- 
ändert. Mit großem Abstand vor Japan 
(81,5 Mrd $) stehen die USA (179,1 Mrd $) an 
der Spitze. An dritter und vierter Stehe fol- 
gen Deutschland (38,4 Mrd $) und Frankreich 
(27,0 Mrd $) vor Großbritannien (21,4 Mrd $), 
Itahen (12,7 Mrd $) und Kanada (10,2 Mrd $) (vgl. 
TabeUe 1/25). 


Anteil der Bruttoinlandsausgaben für Forschung 
und Entwicklung (BAFE) 
am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

Aussagekräftiger als die absoluten FuE-Ausgaben 
einzelner Länder für einen Vergleich nationaler For- 
schungsleistungen sind deren jeweilige Anteile am 
BIP (vgl. Graphik 1/16). 

- Bezogen auf den FuE-Anteü am BIP steht Japan 
(1995: 2,98 %) seit Jahren unverändert und in- 
zwischen mit deuthchem Abstand vor den USA 
(1995: 2,55 %) an erster Stehe. Es folgen Frank- 
reich und Deutschland mit in etwa gleichhohen 
Werten von 2,33 % bzw. 2,30 % (1995). Großbri- 
tannien verwendet ebenfaUs mehr als zwei Pro- 
zent seines BIP für FuE (1995: 2,05 %). Deuthch 
unter zwei Prozent hegen demgegenüber Kanada 
und Itahen. 

- Bezogen auf den Zeitraum 1993 bis 1995 weist 
Japan als einziges der G7-Länder einen signifi- 
kant wachsenden FuE-Anteü am BIP auf. Damit 
gelingt es diesem Land, Rückgänge der Vorjahre 
auszugleichen (1991: 3,00 %; 1993: 2,88 %; 1995: 
2,98 %). Demgegenüber haben Kanada und Ita- 
hen mit den überdurchschnitthchen Steigerungen 
ihrer FuE-Ausgaben ihre entsprechenden FuE- 
Anteüe halten (Itahen) bzw. nach beträchthchen 
Steigerungen in den Vorjahren geringfügig erhö- 
hen können (Kanada). Aufgrund der gleichzeitig 
sinkenden Anteüe aber übrigen Länder ist Kanada 
dadurch näher an das „Mittelfeld" herangerückt 
(vgl. TabeUe 1/25). 



Entwicklung der Triadepatente ausgewählter Länder 
1980 bis 1995 

- Triadepatente pro Mio Beschäftigte - 


0 

'80 *81 '82 *83 '84 '85 *86 *87 ’88 '89 *90 *91 *92 '93 '94 '95 

““ Deutschland*^ 

Frankreich 

*) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. Großbritannien 


Quelle; Berechnungen des FhG JS! Faktenbericht '98 
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Graphik 1/16 


Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung (BAFE) in ausgewählten Staaten 

inMioUS-$2l 



1) Vorläufige Daten. 

2) Nominaie Ausgaben, umgerechnet in US-S-Kaufkrattpantäten. 

3 1 1991 und 1992 Zeitreihenbrüche; gerade Jahre und 1995 geschätzt, bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 
4 1991 und 1994 Zedreihenbrüche; ab1994 einschlieOlich externe FuE-Ausgaben. 1995 vorläufig. 

5 1 ^uE-Ausgaben überschätzt. 

6) Überwiegend ohne Investltionsausgaben; 1991 Zeitreihenbruch; 1995 vorläufig. Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat an 
OECD-Normen angepaßt. 

Quelle: OECD (1997/2) und eigene Berechnungen des BMBF 
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Tabelle 1/25 
(vgl. TabeUe Vl/25) 


Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) in ausgewählten Staaten 


Staat 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 J 




- in Mio $^) - 




Deutschland^) 

15 510 

35 607 

36 917 

36 484 

37 313 

38 412 

37 283 

Frankreich' 

10 960 

25 059 

26 359 

26 430 

26 502 

27 044 

28 392 

Großbritannien und Nordirland . . 

11442 

19 111 

20 581 

21 246 

21 753 

21 375 


Italien '^) 

4 549 

12 075 

12 296 

11483 

12 402 

12 693 

12 898 

Japan ^) 

24 776 

71451 

74 078 

74 382 

75 112 

81 515 


USA«) 

73 693 

160 652 

164 904 

165 480 

168 478 

179 126 

184 665 

Kanada 

3 449 

7 913 

8 337 

9 097 

9 733 

10 240 

10 762 


- in % des BIP^) - 

Deutschland^) 

2,43 

2,61 

2,48 

2,43 

2,33 

2,30 

2,28 

Frankreich 

1,97 

2,41 

2,42 

2,45 

2,38 

2,33 

2,31 

Großbritannien und Nordirland . . 

2,37 

2,11 

2,13 

2,15 

2,11 

2,05 


Italien'^) 

0,88 

1,24 

1,20 

1,14 

1,16 

1,14 

1,13 

Japan^) 

2,32 

3,00 

2,95 

2,88 

2,84 

2,98 


USA 6) 

2,42 

2,81 

2,74 

2,61 

2,51 

2,55 

2,52 

Kanada 

1,25 

1,53 

1,57 

1,63 

1,64 

1,65 

1,66 


’) Vorläufige Daten der OECD, die z.T. auf nationalen Schätzungen, z.T. auf Schätzungen der OECD basieren. 

Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten. 

1991 und 1992 Zeitrelhenbrüche; gerade Jahre und 1995 geschätzt; bis 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

1991 und 1994 Zeitrelhenbrüche; ab 1994 einschließlich externe FuE. 1995 vorläufige Angaben. 

FuE-Ausgaben überschätzt. 

Überwiegend ohne Investitionsausgaben; 1991 Zeitreüienbruch; 1995 vorläufig. Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat der 
OECD angepaßt. 

BIP: Bruttomlandsprodukt. 

Quelle: OECD (1997/2) Rundungsdifferenzen 


Bruttoinlandsausgaben für Forschung 
und Entwicklung je Einwohner 

Eine zweite Möglichkeit, Größenunterschiede bei 
den betrachteten Ländern zu „neutralisieren'' und 
damit nationale Forschungsleistungen vergleichbar 
zu machen, besteht darin, die BAFE auf die Bevölke- 
rung zu beziehen. 

- Die entsprechenden Veränderungsraten bezogen 
auf den Zeitraum zwischen 1993 und 1995 stim- 
men recht genau mit denen der absoluten FuE- 
Ausgaben überein und belegen damit, daß die zu 
beobachtenden Entwicklungen dieses Indikators 
über die letzten Jahre in erster Linie auf Änderun- 
gen der FuE-Ausgaben und nicht auf Basiseffekte 
zurückzuführen sind. 

- Liegt es bei der Betrachtung der BIP-Anteile noch 
nahe, die USA zmn - oberen - „Mittelfeld" zu zäh- 
len, nehmen sie bezogen auf die Bevölkerung den 
Spitzenplatz ein: Kein anderes der hier betrachte- 
ten Länder gibt pro Kopf der Bevölkerung mehr 
für FuE aus als die USA (1995: 681 $). Mit über die 
letzten Jahre erheblich geringer gewordenem Ab- 
stand folgt Japan (1995: 649 $). Mittlere und in 
etwa gleichhohe Werte erreichen Deutschland 
(470 $) und Frankreich (465 $). Großbritannien 
folgt mit um deutliche 100 $ niedrigeren FuE-Aus- 
gaben pro Einwohner (365 $). Aufgrund der über- 


proportionalen Steigerungen seiner FuE-Ausga- 
ben ist es - bezogen auf Einwohner noch klarer als 
bezogen auf das BIP - Kanada (346 $) gelungen, 
Anschluß an Großbritannien und damit zum Mit- 
telfeld zu finden. Italien wendet als einziges G7- 
Land weniger als 300 $ (1995: 222 $) pro Einwoh- 
ner für FuE auf (vgl. Tabelle 1/26). 

Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben 

für Forschung und Entwicklung 

- In allen hier betrachteten Staaten hat die Wirt- 
schaft den größten Anteil an der Finanzierung der 
BAFE. Entsprechende Anteile von mindestens 
60 % weisen Japan, Deutschland und die USA 
auf. Die Anteile in den vier übrigen hier betrachte- 
ten Ländern liegen demgegenüber mit jeweils 
47 % bis 49 % deutlich darunter. 

- Veränderungen des Finanzierungsanteils der Wirt- 
schaft von mehr als zwei Prozentpunkten seit 1993 
lassen sich für Italien und Kanada einerseits (An- 
stieg um gut vier bzw. zwei Prozentpunkte) sowie 
Großbritannien (Rückgang um gut drei Prozent- 
punkte) andererseits beobachten. Im Falle von Ita- 
lien und Kanada zeigt sich damit auch, daß die 
eingangs konstatierten zweistelligen Zuwachsra- 
ten bezogen auf deren BAFE auf ein entsprechend 
höheres FuE -Engagement der Wirtschaft zurück- 
zuführen sind. 
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Tabelle 1/26 


Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) je Einwohner in ausgewählten Staaten 

-inUS-S-i) 


Staat 

1981 

1991 

1993 

1994 

1995 

Deutschland^) 

251 

445 

449 

458 

470 

Frankreich 

202 

439 

458 

458 

465 

Großbritannien und Nordirland . . . 

203 

331 

365 

373 

365 

Italien^) 

81 

213 

201 

217 

222 

Japan ^) 

211 

577 

597 

601 

649 

USA") 

321 

636 

641 

646 

681 

Kanada 

139 

281 

314 

333 

346 


Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten. 

1991 und 1992 Zeitreihenbrüche; gerade Jahre und 1995 geschätzt; bis 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

1991 und 1994 Zeitreihenbrüche; ab 1994 einschheßlich externe FuE. 1995 vorläufige Angaben. 

"*) FuE-Ausgaben überschätzt. 

Überwiegend ohne Investitionsausqaben; 1991 Zeitreihenbruch; 1995 vorläufig. Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat der 
OECD angepaßt. 

Quelle: OECD (1997/2) Rundungsdifferenzen 


- Japan weist mit 22,8 % (1995) den mit Abstand 
niedrigsten, Itahen mit 47,4 % (1995) den höchsten 
Staatsanteil an den FuE-Ausgaben auf. Rund 
42 % der BAFE finanziert der Staat in Frankreich. 
Für die übrigen hier betrachteten Länder ergeben 
sich -Werte zwischen 33,3 % und 37,4 %. 

- Beträchtliche Veränderungen weisen Italien und Ka- 
nada auf. Diese sind komplementär zu der entspre- 
chenden Entwicklung ihrer Wirtschaftsanteile zu 
sehen: Überproportionale Steigerungen der von der 
Wirtschaft finanzierten BAFE in den letzten Jahren 
führten zu entsprechend sinkenden Staatsanteilen. 

- Die höchsten Anteile der dritten Finanzierungs- 
quelle „Sonstige" - hier sind Ausland sowie übri- 


ge inländische Quellen (Organisationen ohne Er- 
werbszweck sowie ggf. Hochschulen als Finan- 
ziers) zusammengefaßt - weisen Großbritannien 
mit 18,6 % und Kanada mit 18,1 % (jeweils 1995) 
auf. In beiden Fällen liegt dies in erster Linie an 
den hohen darin enthaltenen Auslandsanteilen 
von 14,3 % bzw. 12,6 %. Mit 8,0 % weist auch 
Frankreich einen vergleichsweise hohen Aus- 
landsanteil auf. 

- Der Anteil der „Sonstigen" in Höhe von 10,0 % 
(1995) in Japan spiegelt in erster Linie eine natio- 
nale Besonderheit im Hochschulsystem wider: 
9,9 % davon sind von Hochschulen finanzierte na- 
tionale FuE (vgl. Graphik 1/17 und Tabelle 1/27). 


Tabelle 1/27 
(vgl. Tabelle VI/25) 

Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) in ausgewählten Staaten 

- Anteile in % - 



finanziert 

Staat 

von der Wirtschaft 

aus öffentlichen Mitteln 

von Sonstigen 


1981 

1991 

1993 

1995 

1981 

1991 

1993 

1995 

1981 

1991 

1993 

1995 

Deutschland^) . . . 

57,9 

61,7 

61,4 

60,5 

40,7 

35,8 

36,7 

37,4 

L4 

2,4 

1,9 

2,1 

Frankreich 2) .... 

40,9 

42,5 

47,0 

48,3 

53,4 

48,8 

43,5 

42,3 

5,6 

8,7 

9,4 

9,3 

Großbritannien 
und Nordirland . . 

42,0 

49,6 

51,2 

48,0 

48,1 

35,0 

33,4 

33,3 

9,9 

15,4 

15,4 

18,6 

Italien^) 

50,1 

44,4 

44,3 

48,7 

47,2 

49,6 

51,3 

47,4 

2,7 

6,1 

4,4 

3,9 

Japan^) 

62,3 

72,7 

68,2 

67,1 

26,9 

18,2 

21,6 

22,8 

10,8 

9,2 

10,2 

10,0 

USA") 

48,8 

57,6 

58,4 

59,9 

49,3 

38,7 

37,7 

36,1 

1,9 

3,7 

3,9 

4,0 

Kanada 

40,8 

41,3 

44,7 

46,8 

50,6 

43,4 

39,8 

35,1 

8,6 

15,4 

15,5 

18,1 


0 1991 und 1992 Zeitreihenbrüche; 1995 geschätzt; bis 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

1993 Zeitreihenbruch. 

^) 1995 vorläufige Angaben. 1991 und 1994 Zeitreihenbrüche; ab 1994 einschheßhch externe FuE. 
h Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat der OECD angepaßt. 

^) Überwiegend ohne Investitionsausgaben; 1991 Zeitreihenbruch; 1995 vorläufig. Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat der 
OECD angepaßt. 

Quelle: OECD (1997/2) und Berechnungen des BMBF Rundungsdifferenzen 
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Graphik 1/17 


Finanzierung der Bruttoiniandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
(BAFE) in ausgewählten Staaten 


Anteile in % 


1981 CI 
1991 C“ 

Deutschland^' ^993 

1994 I 

1995 l_ 


60.5 


37,4 


Frankreich^' 


1981 

1991 : 

1992 r 

1993 I 

1994 I 

1995 C 




n 


42,3 


9,3 


Groß- 

britannien 

und 

Nordirland 


r 


I 


1981 

1991 

1992 I _ 

1993 L 

1994 L 

1995 [1_ 


48.0 


J 


33,3 


18,6 


Italien^' 


1981 l 

1991 I 

1992 I 

1993 CT 

1994 r 

1995 d 


48J 


47,4 


3.8 


Japan'* 


1981 1 

1991 d 

1992 C 

1993 1 

1994 r 

1995 L 


67,1 



22,8 


10,0 


USA^» 


1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 


J 


59,9 


36,1 


4.0 


Kanada^^ 


1981 L 

1991 L_ 

1992 ■ 

1993 r 

1994 

1995 r 


miL 


35,1 


18,1 I 


finanziert von der 

Wirtschaft 


fjnanziertaus 

Öffentlichen Mitteln 


finanziert von 

Sonstigen 


1) 1991 und 1992 Zeitreihenbrüche; gerade Jahre und 1995 geschätzt. 
1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

2) 1993 Zeitreihenbruch. 

3) 1995 vorläufig. 1991 und 1994 Zeitreihenbrüche, Ab 1994 
einschließlich externe FuE-Ausgaben. 

Quelle: OECD (1997/2) und Berechnungen des BMBF 


4) Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat an OECD-Normen angepaßt. 

5) Überwiegend ohne Investitionsausgaben. 1991 Zeitreihenbruch; 
1995 vorläufig. Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat an OECD- 
Normen angepaßt. 

6) 1992, 1994: Keine Angaben Rundungsdifferenzen 
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FuE-Personal je 1000 Erwerbspersonen 

Neben den finanziellen werden üblicherweise die 
personellen FuE-Ressourcen als zweite Standard- 
Kennzahl zur Beschreibung eines Forschungssystems 
herangezogen. Diese lassen - deutlicher als die FuE- 
Ausgaben - die reale Entwicklung der Forschungs- 
aktivitäten erkennen. 

Auch hier ist es von Vorteil, „standardisierte" Werte 
zu betrachten. Als Bezugsgröße bietet sich die Zahl 
der Erwerbspersonen an. 

- Zweistellige Werte weisen neben Japan*), für das 
sich mit 14,3 (1993) die höchste „FuE-Dichte" er- 
gibt, noch Frankreich (12,5) und Deutschland 
(12,0) auf (für die USA liegen keine entsprechen- 
den Angaben vor). Mit einem Wert von 9,5 kann 
Großbritannien auch bei diesem Indikator als „un- 
teres Mittelfeld" angesehen werden. Wie bereits 
bei den bisher betrachteten Kennzahlen entfallen 
auch hier auf Kanada und Itahen vergleichsweise 
geringere Werte. Angesichts der überdurch- 
schnitthchen Erhöhungen seiner FuE-Ressourcen 
im Jahr 1995 gegenüber 1993 kann jedoch vermu- 
tet werden, daß der bereits für 1993 nur geringfü- 
gige Abstand Kanadas zu Großbritannien in 1995 
weiter abnehmen wird. Italiens FuE-Intensität 
hegt bei der Hähte derjenigen, die sich für Frank- 
reich und Deutschland ergibt. 

- Der Anteil der Forscher am FuE-Personal je 1 000 
Erwerbspersonen liegt bei den meisten der hier 
betrachteten Länder bei rund 50 %. Ausnah- 
men bilden Japan und Kanada, auf die deut- 
hch darüber liegende Anteile entfallen (vgl. Ta- 
beUeI/28). 


*) Die Personal-Daten für Japan müssen aufgrund von metho- 
dischen Abweichungen (keine VoUzeitäquivalente) jedoch 
als überschätzt angesehen werden. 


Anteil der staatlichen FuE-Ausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt 

Die oben erwähnten staathch finanzierten Anteile an 
den BAFE lassen nur unzureichende Rückschlüsse 
auf die staatlicherseits unternommenen „For- 
schungsanstrengungen" zu. Um diese zu beschrei- 
ben, ist es zum einen zweckmäßig, die staatlichen 
FuE-Ausgaben insgesamt - also einschheßhch der 
auf das Ausland entfallenden Beträge - zu be- 
trachten und zum anderen, diese auf das BIP zu be- 
ziehen. 

- Mit Ausnahme von Japan ist der Anteil der staatli- 
chen FuE-Ausgaben am BIP in allen hier betrach- 
teten Ländern im Verlauf der letzten Jahre konti- 
nuierlich und beträchtlich gesunken. 1996 weist 
allein Frankreich noch staatliche FuE-Ausgaben 
relativ zum BIP von über einem Prozent auf 
(1,10 %). Anteile von annähernd einem Prozent er- 
geben sich 1996 darüber hinaus für die USA 
(0,94 %) und Deutschland (0,92 %). Großbritan- 
nien nimmt mit 0,77 % (1996) eine mittlere Posi- 
tion ein. Bei gut einem halben Prozent liegen die 
entsprechenden Anteile für Japan und Kanada. 
Die steigenden Anteile Japans verdeutlichen, daß 
sich die hohen Steigerungen seiner FuE-Ausga- 
ben in den letzten Jahren (s. o.) in erster Linie - 
und im Gegensatz zu früheren Jahren - auf zuneh- 
mendes staatliches FuE-Engagement zurückfüh- 
ren lassen. 

Betrachtet man nur die zivilen FuE-Ausgaben des 
Staates und bezieht diese auf das BIP, wird deutlich, 
wie unterschiedlich die Schwerpunktsetzung der hier 
betrachteten Staaten im Hinblick auf die von ihnen 
finanzierte FuE ist: 

- Den höchsten Anteil der zivilen staatlichen FuE- 
Ausgaben weist Deutschland auf (1995 und 1996 
jeweils 0,83 %). Mit 0,78 % folgt Frankreich. Für 


Tabelle 1/28 


In FuE tätiges Personal je 1000 Erwerbspersonen in ausgewählten Staaten 

- Vollzeitäquivalent - 



1981 

1991 

1993 

1995 

Staat 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

Deutschland^) . . . 

12,7 

4,4 

13,0 

6,1 

12,0 

5,8 

11,9 


Frankreich 

10,6 

3,6 

12,0 

5,2 

12,5 

5,8 

12,5 

6,0 

Großbritannien 
und Nordirland . . 

11,7 

4,7 

9,1 

4,5 

9,5 

4,7 


5,2 

Italien^) 

4,5 

2,3 

5,8 

3,1 

6,1 

3,2 



Japan^) 

11,4 

6,9 

14,0 

9,2 

14,3 

9,7 

14,2 

10,1 

USA“) 


6,2 


7,5 


7,4 



Kanada 

6,6 

3,3 

8,2 

4,8 

8,8 

5,3 




0 1991 und 1993 Zeitreihenbrüche; bis 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland; 1995 geschätzt. 

0 1993 Zeitreihenbruch. 

Angaben überschätzt. 

'*) Angaben unterschätzt. 

Quelle: OECD (1997/2) Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 1/29 

Anteil der gesamten staatlich finanzierten FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt*) 

in ausgewählten Staaten 

- in % - 


Staat 


Anteü insgesamt 


darunter 

Anteü der zivüen FuE-Ausgaben 


1991 

1993 

1995 

1996 ‘) 

1991 

1993 

1995 

1996 9 

Deutschland 

1,03 

0,99 

0,92 

0,92 

0,92 

0,91 

0,83 

0,83 

Frankreich^) 

1,37 

1,26 

1,12 

1,10 

0,88 

0,84 

0,78 

0,78 

Großbritannien 
und Nordirland ^) .. 

0,88 

0,86 

0,79 

0,77 

0,49 

0,50 

0,47 

0,49 

Italien^) 

0,75 

0,69 

0,58 


0,70 

0,64 

0,55 


Japan^) 

0,44 

0,48 

0,52 

0,56 

0,42 

0,45 

0,49 

0,53 

USAY) 

1,15 

1,10 

0,98 

0,94 

0,47 

0,45 

0,45 

0,43 

Kanada^) 

0,62 

0,61 

0,53 

0,51 

0,58 

0,57 

0,51 

0,49 


*) Haushaltsansätze. 

Vorläufige Daten der OECD, die z, T. auf nationalen Schätzungen, z.T. auf Schätzungen der OECD basieren. 
1992 Zeitreihenbruch. 

1995 vorläufige Angaben. 

'‘j Ohne Mittel für Geistes- und Sozialwissenschaften. 

Nur Bundesausgaben. 

Ohne allgemeine Hochschulforschungsmittel und überwiegend ohne Investitionsausgaben. 

Quelle : OECD (1997/2) und Berechnungen des BMBF 


Graphik 1/18 


staatlich finanzierte Ausgaben') für zivile FuE 
in ausgewählten Staaten 

in Mio US-$ 



Anteil der staatlich finanzierten Ausgaben für zivile FuE 
am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

in% 



'81 '82 '83 '84 '85 '86 '87 '88 '89 '90 '91 '92 '93 '94 '95 '96 


•) US*$ Kaiifkraff Paritäten. 

1) Haushaltsansätze. 1996 vorläufiges 
Haushattssoll. 

2) Nur Bundesausgaben 
1987ZeilreihenDruch. 

3) 1983. 1984 und 1992 Zeitreihenbrüche. 

4) 1983 bis 1985. 1987. 1991 Zeitreihen- 
brüche. Bis 1990 früheres Bundesgebiet, 
ab 1991 Deutschland. 


5) Ab 1994 vorläufiges Haushaltssoll. 

6) OECO-Schätzung, ohne Sozial- und 
Geisteswissenschaften. 

7) 1985 Zeifrelhenbiuch. 1995 vorläufiges 
Haushaltssoll. 

8) Nur Bundesausgaben. 

Ohne alloemeine Hochschulforschungs- 
mittel; überwiegend ohne Investitions- 
ausgaben. 


Deutschland'*) 

Frankreich^) 

Italien^) 

Japan®) 

Kanada^) 

Großbritannien und Nordürland^) 
USA®) 


Quelle: OECD (1997/2) und Berechnungen des BMBF 


Faktenbericht '98 


72 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


alle übrigen hier betrachteten Länder ergeben sich 
niedrigere Anteile zwischen 0,53 % (Japan) und 
0,43 % (USA).. 

- Rund die Hälfte der staathchen FuE -Ausgaben in 
den USA lassen sich nicht-zivilen Zwecken zuord- 
nen. Mit nicht-zivilen FuE -Anteilen am BIP von 
0,32 % bzw. 0,28 % werden auch in Frankreich 
und Großbritannien erwähnenswerte Anteile der 
staathchen FuE-Ausgaben für Verteidigungsfor- 
schung aufgewendet. Von nur geringfügiger Be- 
deutung sind nicht-zivüe Zwecke demgegenüber 
für die staatliche FuE -Finanzierung der übrigen 
Länder. 

- Den bezogen auf die staatlichen FuE-Ausgaben 
insgesamt zu beobachtenden rückläufigen BIP- 
Anteüen von USA, Frankreich Und Großbritan- 
nien, also derjenigen Länder, die höhere nicht- 
zivile Anteüe aufweisen, hegen auch durchweg 
sinkende staathche FuE-Ausgaben im nicht-zivi- 
len Bereich zugrunde. Besonders deuthch zeigt 
sich dies für Großbritannien: Während dessen 
staathcher BIP- Anteil insgesamt zwischen 1991 
und 1996 von 0,88 % auf 0,77 % gesunken ist, ist 
der entsprechende zivile Anteil im gleichen Zeit- 
raum rrdt jeweils 0,49 % konstant gebheben (vgl. 
Graphik 1/18 und Tabehe 1/29). 

Staatlich finanzierte FuE-Ausgaben 

in der Europäischen Union 

- Auf die Mitgliedsländer Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und Itahen zusammen entfahen 
1996 gut drei Viertel (77,8 %) der insgesamt in der 
EU staathcherseits finanzierten FuE-Ausgaben 
(Haushaltsansätze), wobei jedes einzelne dieser 
vier Länder einen zweistehigen Anteil aufweist. 
Für aUe übrigen EU-Länder lassen sich jeweils An- 
teüe von unter fünf Prozent feststellen. Die höch- 
sten Werte ergeben sich für Spanien (4,7 %), die 
Niederlande (4,3 %) und Schweden (3,8 %), Bel- 
gien und Österreich folgen mit 2,4 % bzw. 1,9 %, 
den niedrigsten Anteü verzeichnet Irland mit 
0,4 % (vgl. Tabehe 1/30). 

- Eine mhalthche Aufghederung - die EU erhebt m 
ihren Mitghedstaaten regelmäßig nach For- 
schungszielen gegliederte FuE-Daten auf der Ba- 
sis der Haushaltsansätze - zeigt, daß der weit 
überwiegende Teü (1996 ün EU-Durchschnitt 
84 %) der staathchen FuE-Ausgaben in der EU für 
zivile Zwecke bereitgesteht wird. Überdurch- 
schnitthch hohe verteidigungsbezogene FuE-Aus- 
gaben ergeben sich m der EU ledighch für Groß- 
britannien (1996: 36,1 %) und Frankreich (1996: 

29.0 %), wobei aber insbesondere der entspre- 
chende Anteil von Großbritannien ün Verlauf der 
letzten zehn Jahre erhebhch gesunken ist. Über 
alle EU-Staaten hinweg entfäüt inzwischen der 
mit großem Abstand höchste Anteil auf die „ AUge- 
meine Hochschuhorschung". Mit 30,6 % hat die- 
ser Bereich 1996 einen in etwa doppelt so hohen 
Anteil wie das Forschungsziel „Verteidigung''. Ein 
geringer Anstieg um gut zwei Prozentpunkte auf 

12.1 % im Verlauf der letzten zehn Jahre zeigt sich 


Tabelle 1/30 

Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten 
an den staatlich finanzierten FuE-Ausgaben 
der Staaten der Europäischen Union 

- in % - 


Staat 

1986 

1991 

1996 2) 

Deutschland^) . . . 

24,6 

25,9 

26,6 

Frankreich 

25,9 

26,1 

23,9 

Großbritannien 
und Nordirland . . 

19,4 

14,7 

15,3 

Itahen 

12,9 

13,5 

12,0 

zusammen 

82,8 

80,2 

77,8 

Belgien 

1,8 

1,9 

2,4 

Dänemark 

1,1 

1,2 

1,4 

Griechenland . . . 

0,3 

0,4 

0,7 

Spanien 

2,8 

4,8 

4,7 

Irland 

0,3 

0,2 

0,4 

Niederlande .... 

4,3 

4,0 

4,3 

Österreich 

1,4 

1,6 

1,9 

Portugal 

0,4 

0,7 

1,0 

Finnland 

1,1 

1,4 

1,6 

Schweden 

3,5 

3,5 

3,8 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 


0 In Kaufkraftparitäten und Preisen von 1990. 

Vorläufiges SoU; Schweden geschätzt, 

Ab 1991 einschheßUch neue Länder und Berhn-Ost. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
(Eurostat) Rundungsdifferenzen 


für die Forschungszielgruppe „Humanitärer und 
sozialer Bereich". Einen deutlichen Rückgang 
(1986: 28,7 %; 1996: 21,1 %) weist demgegenüber 
der „Technische Bereich" auf, zu dem neben dem 
Forschungsziel „Industrielle Produktivität und 
Technologie" insbesondere auch „Weltraumfor- 
schung und -nutzung" gehört (vgl. TabeUen 1/31 
und 1/32 sowie Graphik 1/19). 


11. Patent- und Lizenzbilanz 

der Bundesrepublik Deutschland 

Die grenzüberschreitenden Zahlungen für techno- 
logische Dienstleistungen - auch Technologische 
Zahlungsbilanz genannt - fassen Ausgaben für 
wichtige Bereiche des Dienstleistungsverkehrs mit 
dem Ausland zusammen: Patente, Erfindungen, Ver- 
fahren und übrige Schutzrechte; Forschungs- und 
Entwicklungsleistungen; EDV- sowie Ingenieur- 
leistungen. Für den Technologietransfer sind wei- 
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Anteile der einzelnen Forschungsziele an den staatlich finanzierten FuE-Ausgaben 
der Mitgliedstaaten der EU 1986 und 1996 
(Haushalts-Soll)*) 

- in % - 


Forschiingsziel nach NABS-Kapiteln 

B 

DK 

D 

GR 

E 

F 

IRL 

(NABS 1992)’) 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1. Erforschung und Nutzung 















der irdischen Umwelt 

3,1 

1,2 

1,6 

1,3 

2,0 

2,1 

7,0 

5,8 

5,5 

2,5 

1,4 

0,8 

0,6 

0,3 

2. Infrastrukturmaßnahmen 















und Raumgesamtplanung . . 

0,8 

0,9 

2,2 

2,0 

1,9 

1,5 

0,3 

1,9 

3,2 

0,6 

3,3 

0,5 

3,9 

2,3 

3. Umweltschutz 

4. Schutz und Förderung der 

2,3 

2,5 

1,0 

4,1 

3,2 

3,7 

2,7 

3,9 

0,4 

2,7 

0,4 

2,0 

0,9 

1,3 

menschhchen Gesundheit , . 

3,1 

2,8 

6,0 

1,7 

3,1 

3,3 

7,5 

5,7 

3,4 

5,6 

3,4 

5,2 

4,5 

3,1 

5. Erzeugung, Verteilung 















und rationelle Nutzung 
der Energie 

10,2 

2,9 

4,9 

2,3 

10,4 

3,4 

6,0 

3,0 

10,6 

2,5 

7,0 

4,7 

1,2 

0,1 

6. Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie 

7. Industrielle Produktivität 

7,3 

4,2 

7,7 

7,1 

2,0 

2,6 

24,7 

10,8 

5,3 

4,1 

3,5 

3,6 

23,8 

14,8 

und Technologie 

14,3 

11,1 

16,1 

10,9 

14,6 

13,3 

9,4 

12,0 

17,4 

19,6 

11,2 

4,8 

28,9 

29,6 

8. GeseUschafÜiche Strukturen 

und Beziehungen 

9. Weltraumforschung 

0,7 

2,4 

4,4 

10,1 

2,3 

2,4 

6,5 

2,5 

0,9 

1,1 

2,8 

0,9 

9,8 

7,4 

und -nutzung 

10. Allgemeine Hochschul- 

7,5 

12,4 

2,7 

1,8 

4,5 

5,0 

0,3 

0,6 

2,1 

7,7 

6,1 

10,9 

1,9 

2,9 

forschungsmittel 

22,8 

34,8 

33,5 

38,4 

31,6 

37,3 

26,5 

42,9 

22,1 

33,8 

12,3 

16,0 

22,4 

34,7 

11. Nicht zielorientierte 















Forschung 

23,0 

17,5 

19,2 

19,9 

12,2 

14,9 

6,0 

9,7 

22,3 

6,8 

14,8 

19,2 

2,2 

3,5 

12. Sonstige zivile Forschung . , . 

3,3 

6,9 

- 

- 

0,1 

0,8 

0,3 

0,1 

2,0 

1,9 

1,1 

2,5 

- 

- 

Anteil der zivilen FuE insgesamt 

98,4 

99,6 

99,3 

99,6 

87,9 

90,3 

97,2 

98,9 

95,2 

88,9 

67,3 

71,1 

100,1 

100,0 

13. Verteidigung 

1,6 

0,4 

0,4 

0,5 

12,1 

9,9 

2,7 

1,2 

4,8 

11,2 

32,5 

29,0 

- 

- 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


*) 1986 endgültiges Soll, 1996 vorläufiges Soll. 

Gliederung entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS: Stand 
1992); Erhebung der Daten für 1986 nach NABS: Stand 1983, 1996 nach NABS: Stand 1992. 

Quelle : Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) 


tere Transaktionen von Bedeutung: Außenhandel mit 
technologisch hochwertigen Industrieprodukten bzw. 
forschungsintensiven Gütern, der Verkauf indu- 
strieller Anlagen sowie die Errichtung von Pro- 
duktions- und Vertriebsstätten außerhalb der Gren- 
zen des Heimatlandes eines Unternehmens (Direk- 
tinvestitionen). Durch den Kauf von Betrieben in neu- 
en Technologiefeldern und in darin führenden For- 
schungsregionen können Unternehmen neues tech- 
nisches Wissen erwerben. Technologietransfer bzw. 
Erwerb von Wissen erfolgt außerdem über den Aus- 
tausch von wissenschaftlichem und technischem Per- 
sonal. Auch wenn die Direktinvestitionen, der Au- 
ßenhandel etc. nicht unmittelbar Gegenstand der 
Technologischen Zahlungsbilanz sind, so beeinflus- 
sen sie doch die Höhe der in sie eingehenden Ein- 
nahmen und Ausgaben.^) 


Ü Für die Untersuchung von Fragen der Globalisierung ist die 
Verfügbarkeit statistischer Daten zu allen genannten Berei- 
chen von Bedeutung. 


Angesichts der Vielfalt von Wegen und Formen 
des Austausches technischen Wissens kann die 
Technologische Zahlungsbilanz kein vollständi- 
ges Büd des internationalen Technologietransfers 
geben, sie ist daher auch keine starke Grundlage 
für ein Urteil über den technologischen Lei- 
stungsstand eines Landes oder einer Region. 


Über die Entwicklung des Patent- und Lizenzver- 
kehrs der Bundesrepubhk Deutschland mit dem Aus- 
land sowie den sonstigen Austausch von techni- 
schem Wissen durch Dienstleistungen berichtet die 
Deutsche Bundesbank in regelmäßigen Abständen^), 
die Ergebnisse basieren auf Meldungen nach der Au- 
ßenwirtschaftsverordnung. 


h Vgl. z, B. Deutsche Bundesbank, Technologische Dienstlei- 
stungen in der Zahlungsbilanz im längerfristigen Vergleich, 
Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Mai 1996. 
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Tabelle 1/31 


I 

NL 

A 

p 

FIN 

s 

UK 

EUR 12 

EUR 15 

EU 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1986 

1996 

1,3 

1,3 

0,6 

0,3 

- 

1,8 

10,9 

3,9 

- 

1.2 

- 


1,8 

1,9 

1,8 


- 


0,8 

2,5 

1,0 

0,4 

4,2 

4,1 

_ 

1,7 

11,6 

2,3 

_ 

3,4 

_ 


1,5 

1,7 

2,3 


- 


1,2 

6,5 

0,9 

2,4 

3,1 

3,6 

- 

2,1 

2,9 

4,1 

- 

2,6 

- 


1,0 

2,4 

1,6 


- 


6,0 

7,3 

5,0 

7,6 

2,7 

2,1 

- 

2,4 

0,2 

4,6 

- 

3,4 

- 


3,8 

13,7 

3,6 


- 


4,1 

5,8 

15,2 

3,6 

4,1 

3,5 

- 

0,4 

4,6 

0,4 

- 

3,3 

- 


4,0 

0,9 

8,4 


- 


56,2 

15,8 

3,9 

2,1 

4,5 

4,9 

- 

3,5 

17,6 

10,4 

- 

7,2 

- 


4,6 

5,1 

3,7 


- 


1,9 

5,7 

21,3 

8,4 

17,3 

12,2 

- 

7,3 

6,9 

8,2 

- 

28,5 

- 


9,8 

2,7 

13,8 


- 


26,6 

35,6 

1,2 

4,5 

2,6 

2,4 

- 

2,0 

1,1 

4,2 

- 

7,3 

- 


1,3 

2,5 

2,1 


- 


0,8 

2,5 

6,5 

10,1 

3,1 

4,4 

- 

0,0 

- 

- 

- 

3,0 

- 


2,6 

2,7 

4,7 


- 


1,0 

1,7 

27,1 

42,5 

41,0 

41,1 

- 

65,3 

32,3 

46,3 

- 

27,5 

- 


15,3 

18,3 

22,4 


- 


- 

- 

6,6 

14,1 

9,9 

12,0 

_ 

13,4 

0,6 

13,1 


10,7 

_ 


3,0 

11,7 

10,8 


_ 


1,3 

6,7 

1,2 

- 

3,9 

6,1 

- 

0,1 

11,3 

1,2 

- 

- 

- 


0,3 

0,4 

0,9 


- 


- 

9,9 

91,2 

97,0 

97,0 

96,7 

- 

100,0 

100,0 

98,7 

- 

98,1 

- 

49,0 

64,0 

76,1 

- 

99,9 

100,0 

8,5 

3,1 

2,8 

3,3 

- 

0,0 

- 

1,3 

- 

2,0 

- 

50,9 

36,1 

23,9 

- 

- 

- 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

- 

100,0 

100,0 

100,0 

- 

100,0 

- 

100,0 

100,0 

100,0 

- 

100,0 

100,0 


Rundungsdifferenzen 


Auf internationaler Ebene werden Daten zu diesen 
Indikatoren von der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) bereitge- 
stellt. 

Grenzüberschreitende Zahlungen für technologische 
Dienstleistungen insgesamt^*) 

- Entwicklung - 

- Die Einnahmen Deutschlands aus grenzüber- 
schreitenden Zahlungen für technologische 
Dienstleistungen betrugen 1996 15,8 Mrd DM, die 
Ausgaben 21,3 Mrd DM. Damit ergab sich insge- 
samt ein Saldo in Höhe von - 5,4 Mrd DM. 

- Die insgesamt negative Büanz dieser Zahlungen 
verzeichnet 1996 in allen Teübereichen Ausgaben- 
überschüsse, 1995 und 1994 überwogen im Teilbe-, 


Die OECD hat ein Handbuch mit Empfehlungen zur Samm- 
lung und Interpretation von Statistiken zur Technologischen 
Zahlungsbilanz publiziert (Paris 1990). 

'*) Vgl. Hinweis am Ende des Kapitels (Kasten auf Seite 80) . 


reich Forschungs- und Entwicklungsleistungen 
noch die Einnahmen. 

- Während sich insgesamt gesehen die Einnahmen 
seit 1986 mehr als verdoppelt haben, sind die Aus- 
gaben auf das Dreifache gestiegen. 

- Besonders dynamisch entwickelte sich der Aus- 
tausch bei den EDV-Leistungen, und zwar sowohl 
bei den Einnahmen als auch bei den Ausgaben; 
hier ist die Bilanz nahezu ausgeghchen, der Um- 
fang des (in den vergangenen Jahren zumeist) ne- 
gativen Saldos ist gering. 

- Bei den Forschungs- und Entwicklungsleistungen 
war in der Vergangenheit zumeist ein positiver 
Saldo zu verzeichnen, zuletzt war die Entwicklung 
uneinheithch, der 1996 negative Saldo beträgt 
-486 Mio DM, das sind 9,3 % der Ausgaben. 

- Stärker ins Gewicht fällt der - „traditionell nega- 
tive" - Saldo bei den Patenten und Lizenzen, er 
hegt 1996 bei -1,8 Mrd DM und fällt damit niedri- 
ger aus als in den Jahren davor. Ursache sind so- 
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Graphik 1/19 


staatlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

in den Staaten der Europäischen Union 1995 



*) ECU = Europäische Rechnungseinheiten, durchschnittlicher Wechselkurs 1995 1 ECU 1,87 DM. 

**) Vorläufiges Soll. ***) Schätzung von Eurostat. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) Faktenbericht ’98 
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Staatlich finanzierte FuE-Ausgaben 
der Mitgliedstaaten der EU 
nach Forschungszielgruppen 

- in % - 


Forschungszielgruppen 
(nach NABS) J 

1986 

1991 

1996 


EUR 12 


EUR 

15^) 

Humanitärer und 
sozialer Bereich 
(NABS-Kapitel2,3, 
4u. 8) 

9,6 

10,8 

12,1 

12,1 

Technischer Bereich 
(NABS-Kapitel 1, 5, 

7 u. 9) : 

28,7 

24,9 

21,1 

21,1 

Landv/irtschaft 
(NABS-Kapitel 6) . 

3,7 

4,0 

3,6 

3,6 

Allgemeine Hoch- 
schulforschung 
(NABS-Kapitel 10) 

22,4 

24,3 

29,8 

30,6 

Nicht zielorientierte 
Forschung 

(NABS-Kapitel 11) 

10,8 

12,8 

15,1 

15,0 

Sonstige zivile 
Forschung 

(NABS-Kapitel 12) 

0,9 

1,4 

1,5 

1,5 

Verteidigung 

(NABS-Kapitel 13) 

23,9 

21,9 

16,8 

16,1 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissen- 
schaftlichen Programme und Haushalte (1986 und 1991: 
NABS 1983, 1996: NABS 1992); vgl. Tab. 1/31. 

Einschließlich Österreich, Finnland und Schweden; jedoch 
ohne FuE-Ausgaben Schwedens. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
(Eurostat) Rundungsdifferenzen 

wohl gestiegene Einnahmen als auch rückläufige 
Ausgaben. 

- Struktur - 

- Der Anteil der Patente und Lizenzen an den Aus- 
gaben, der 1986 bei fast 60 % lag, beträgt 1996 
noch 41,5 % - hier wirkt sich die stärkere Dyna- 
mik der übrigen Bereiche aus, etwa der EDV-Lei- 
stungen; der Anteil an den Einnahmen ist nahezu 
unverändert (1996 31,7 %). 

- Forschungs- und Entwicklungsleistungen weisen 
- wie auch Ingenieurleistungen - bei den Ein- 
nahmen Anteüsrückgänge, bei den Ausgaben 
Zuwächse der Anteüe auf (ausgeprägter bei 
den FuE -Leistungen (von 38,3 % auf 29,8 %) als 
bei den Ingenieurleistungen (von 26,9 % auf 
23,4 %). 

- Die EDV-Leistungen haben ihren Anteil sowohl 
bei den Einnahmen als auch bei den Ausgaben 
deuthch vergrößert (von 1986 etwa jeweüs 3 % 


auf 1996 15,1 % der Einnahmen bzw. 13,0 % der 
Ausgaben). 

(vgl. Tabelle I/33a) 

Wie bereits ausgeführt, ist der negative Saldo kein 
Hinweis auf eine „technologische Lücke" Deutsch- 
lands gegenüber dem Ausland. Kennzeichen des 
deutschen Patent- und Lizenzverkehrs ist, daß 
grenzüberschreitende Zahlungen überwiegend zwi- 
schen verbundenen Unternehmen stattfinden (vgl. 
TabeUe I/33b). 

1996 entfielen 68 % der Einnahmen auf Unterneh- 
men mit Beteüigungen im Ausland und gut 65 % der 
Ausgaben auf Unternehmen, die im Inland von aus- 
ländischen Konzernen abhängig sind. Mittelfristig 
sind hierbei Veränderungen zu beobachten: Bei den 
Einnahmen hat sich dieser Anteil verringert (1986 
76,6 %, 1991 70,6 %), bei den Ausgaben vergrößert 
(1986 16,0 %, 1991 14,6 %), was auf die wachsende 
Internationahsierung deutscher Unternehmen - so- 
wohl wirtschaftlich als auch technologisch - hin- 
weist. 

Die Deutsche Bundesbank führt in ihrer Berichter- 
stattung zur Entwicklung des Patent- und Lizenzver- 
kehrs aus, daß der Umfang der Zahlungen zwischen 
verbundenen Unternehmen auch von gewinn- und 
steuertaktischen Überlegungen beeinflußt wird.'*) 
Sie geht ferner auf die strukturellen und institutio- 
nellen Besonderheiten dieses Indikators ein. Die Tat- 
sache, daß der größte Teü der Zahlungen zwischen 
verbundenen Unternehmen abgewickelt wird, deu- 
tet darauf hin, daß die Unternehmen bestrebt sind, 
das technische Wissen im Konzemverbund zu hal- 
ten, um Konkurrenz für die eigenen Produkte und 
den damit verbundenen Verlust von Marktanteüen 
zu verhindern. 

Betrachtet man nur die Unternehmen mit Beteiligun- 
gen im Ausland, so ergibt sich - wie in den Jahren 
zuvor - 1996 ein Emnahmenüberschuß (-i-l 149 Mio 
DM), er ist gegenüber 1995 (-I-712 Mio DM) deut- 
lich gestiegen; das Niveau entspricht etwa dem der 
letzten zehn Jahre. Der Negativsaldo der Unterneh- 
men nüt ausländischer Kapitalbeteiligung ist von 
3,0 Mrd DM auf 2,6 Mrd DM zurückgegangen. 

Die Zahlungsbilanz hat nur finanzielle Transak- 
tionen zum Gegenstand, daher treten Fälle, in 
denen die Einräumung von Lizenzen durch 
Sachleistungen entgolten wird, in der Lizenzbi- 
lanz nicht in Erscheinung. Wie die Zahlungen im 
Patent- und Lizenzverkehr unterliegen auch die 
Zahlungen von Kostenbeiträgen zur Finanzie- 
rung von Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben unterschiedlichen Einflußfaktoren. 


Forschungs- und Entwicklungsleistungen 

Die Büanz Deutschlands bei den grenzüberschrei- 
tenden Zahlungen für Forschungs- und Entwick- 


"*) Vgl. Deutsche Bundesbank, Technologische Dienstleistun- 
gen in der ZahlungsbLlan 2 im längerfristigen Vergleich, Mo- 
natsberichte der Deutschen Bundesbank, Mai 1996, Seite 65. 
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Tabelle I/33a 

Entwicklung der grenzüberschreitenden Zahlungen für technologische Dienstleistungen 

- Mio DM - 


Jahr 

Technologische 

Dienst- 

leistungen 

insgesamt 

Patente und Lizenzen 

Forschungs- 
und Ent- 
wicklungs- 
leistungen 

EDV- 

Leistungen 

Ingenieur- 

leistungen 

zusammen 

Patente, 

Erfindungen, 

Verfahren 

übrige 

Schutzrechte 


Einnahmen 

1986 

6 242 

1 984 

1 693 

291 

2 390 

188 

1 680 

1990 

10 237 

3 180 

2 499 

681 

4 208 

415 

2 433 

1991 

10 426 

3 129 

2 514 

614 

4 169 

599 

2 529 

1992 

11 393 

3 234 

2 624 

610 

4 326 

741 

3 092 

1993 

11 959 

3 403 

2 639 

765 

4 366 

1 161 

3 028 

1994 

13 225 

3 871 

2 786 

1 085 

4 625 

1458 

3 271 

1995 

15 090 

4 470 

3 193 

1 277 

5 207 

2 012 

3 401 

1996 

15 832 

5 014 

3 688 

1 326 

4 719 

2 398 

3 700 


Ausgaben 

1986 

7 009 

4 159 

3 378 

781 

1 482 

245 

1 123 

1990 

11 217 

6 115 

4 742 

1 373 

2 675 

567 

1 860 

1991 

13 242 

7 009 

5 328 

1 681 

3 257 

744 

2 232 

1992 

15 798 

7 034 

5 015 

2 019 

4 425 

889 

3 449 

1993 

17 008 

7 328 

5 041 

2 287 

4 510 

1 369 

3 801 

1994 

16 606 

7 312 

5 017 

2 296 

4 267 

1 410 

3 618 

1995 

19 059 

8 502 

5 796 

2 706 

4 314 

2 097 

4 146 

1996 

21 271 

8 827 

5 458 

3 369 

5 206 

2 756 

4 483 


Saldo 

1986 

- 767 

-2 174 

-1 685 

- 490 

+ 908 

- 58 

-f557 

1990 

- 980 

-2 935 

-2 242 

- 692 

-Fl 534 

-152 

-f573 

1991 

-2 816 

-3 881 

-2 814 

-1 067 

-F 912 

-144 

-f297 

1992 

-4 405 

-3 800 

-2 391 

-1 409 

- 99 

-148 

-357 

1993 

-5 050 

-3 925 

-2 403 

-1 522 

- 144 

-208 

-773 

1994 

-3 381 

-3 441 

-2 230 

-1 211 

-F 359 

-F 48 

-347 

1995 

-3 970 

-4 033 

-2 604 

-1 429 

-F 893 

- 85 

-745 

1996 

-5 440 

-3 813 

-1 770 

-2 043 

- 486 

-358 

-782 


T 


Quelle: Deutsche Bundesbank 


lungsvorhaben - z. B. Entwicklung neuer Produkte 
und Verfahren einschließlich wissenschaftlicher Be- 
ratung - war in früheren Jahren überwiegend positiv. 
Die Entwicklung der letzten Jahre gestaltete sich un- 
einheitlich: Positive Salden 1994 und 1995, geringfü- 
gig negative 1992 und 1993. 

- 1996 ergibt sich ein starker Anstieg der Ausgaben 
(von 4,3 Mrd DM auf 5,2 Mrd DM) und ein Rück- 
gang der Einnahmen (1995 5,2 Mrd DM, 1996 
4,7 Mrd DM), ein negativer Saldo ist die Folge 
(-0,5 Mrd DM). 


- Bei den Wirtschaftszweigen sind es die Chemische 
Industrie und die Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung, die wachsende negative Sal- 
den aufweisen. 

- Bei den Partnerländern gibt der wachsende nega- 
tive Saldo bei der Zusammenarbeit mit außereuro- 
päischen Industrieländern (insb. den USA) sowie 
der abnehmende positive Saldo des Austausches 
mit EU-Ländem der Ausschlag für die negative 
Bilanz. 

(vgl. Tabelle VI/24) 
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Tabelle I/33b 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland*) für Patente, Erfindungen 
und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach Unternehmen mit Beteiligungen im Ausland, 
Unternehmen mit ausländischer Kapitalbeteiligung und übrigen Unternehmen 

- in Mio DM - 


Jahr 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

insge- 

samt 

Unternehmen mit 

Insge- 

samt 

Unternehmen mit 

Insge- 

samt 

Unternehmen mit 

Beteih- 
gungen 
im Aus- 
land^) 

auslän- 
discher 
Kapital- 
beteili- 
gung 2) 

übrige 

Unter- 

nehmen 

Beteili- 
gungen 
im Aus- 
land^) 

auslän- 
discher 
Kapital- 
beteili- 
gung 2) 

übrige 

Unter- 

nehmen 

Beteili- 
gungen 
ün Aus- 
land 0 

auslän- 
discher 
Kapital- 
beteili- 
gung 2) 

übrige 

Unter- 

nehmen 

1986 

1 693 

1 296 

264 

134 

3 378 

539 

2 660 

180 

-1 685 

-l- 

757 

-2 396 

- 46 

1990 

2 499 

1 955 

381 

163 

4 742 

793 . 

3 670 

279 

-2 242 

-Fl 162 

-3 288 

-116 

1991 

2 514 

1 776 

573 

166 

5 328 

780 

3 984 

564 

-2 814 

+ 

995 

-3 411 

-399 

1992 

2 624 

1 701 

737 

185 

5 015 

704 

3 955 

356 

-2 391 

+ 

997 

-3 217 

-171 

1993 

2 639 

1 556 

828 

254 

5 041 

747 

3 945 

349 

-2 403 

+ 

809 

-3 117 

- 95 

1994 

2 786 

1 747 

800 

240 

5 017 

764 

3 709 

544 

-2 230 

-F 

983 

-2 909 

-305 

1995 

3 193 

2 146 

880 

167 

5 796 

1434 

3 876 

487 

-2 604 

-F 

712 

-2 995 

-320 

1996 

3 688 

2 509 

979 

200 

5 458 

1 360 

3 556 

543 

-1 770 

-Fl 149 

-2 577 

-343 


*) Ab Juli 1990 einschl. des Gebiets der ehemaligen DDR mit dem Ausland. 

Unternehmen ohne maßgebhchen ausländischen Kapitaleinfluß, aber mit maßgebhchen Kapitalbeteiligungen im Ausland. Als 
maßgebhch gelten Kapitalbeteüigungen von mindestens 20 % (bis 1989 mindestens 25 %). 

Unternehmen mit maßgebhcher, d.h. mindestens 20%iger (bis 1989 mindestens 25%iger) ausländischer Kapitalbeteihgung, 
Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 


Patent- und Lizenzverkehr nach Wirtschaftszweigen 

- Auf die Chemische Industrie, Metallerzeugende 
und metallverarbeitende Industrien sowie die 
Elektrotechnische Industrie (einschl. Datenverar- 
beitung) entfallen rund 81 % der Einnahmen und 
54 % der Ausgaben, 1995 waren es 81 % bzw. 
74 %; eine negative Bilanz weist dabei nur die 
Elektrotechnische Industrie auf. 

- Der Saldo der Chemischen Industrie, der 1995 ne- 
gativ geworden war, ist 1996 wieder - leicht - posi- 

. üv. 

- Bei den Ausgaben erfolgte eine Verschiebung zu 
den Dienstleistungen (27 %), die 1996 einen ho- 
hen Ausgabenüberschuß verbuchen. 

- Einnahmenüberschüsse verzeichnen weiterhin 
der Maschinen- und der Fahrzeugbau. 

(vgl. Tabelle VI/22) 

Patent- und Lizenzverkehr nach Partnerländern 

- Industrieländer dominieren: Ihr Anteil an den Ein- 
nahmen betrug 1996 80,5 %, an den Ausgaben 
98,9 %.. 

- Bei den EU-Ländem führt die Zusammenarbeit zu 
einer ausgeghchenen Bilanz. 

- Der Einnahmenüberschuß beim Austausch mit 
den Entwicklungsländern hat sich vergrößert, Ur- 
sache dafür sind gewachsene Einnahmen - die 
Ausgaben haben sich kaum verändert. 


- Die Zusammenarbeit mit den Reformländem er- 
gab 1996 - vergleichbar den Jahren davor - einen 
positiven Saldo (allerdings von relativ geringem 
Umfang). 

- Bei den Ausgaben konzentrierten sich auch 1996 
die Zahlungen auf die USA (52,3 %), die Schweiz 
(21,0 %) und, mit Abstand, die Niederlande 
(7,6 %), Frankreich (4,3 %) und Japan (4,2 %). 
Der Anteil der USA ist kaum verändert, der der eu- 
ropäischen Staaten nahm zu (jeweils gegenüber 
1995). 

- Die Einnahmen sind - vergleichbar den deutschen 
Direktinvestitionen im Ausland - 1996 etwas brei- 
ter gestreut als die Ausgaben. Auf die Länder USA 
(36,9 %), Japan (8,0 %), Spanien (6,2 %), Großbri- 
tannien (5,7 %), Frankreich (4,9 %) und Itahen 
(3,9 %) entfallen knapp zwei Drittel dieser Mittel. 
Die Anteü der USA vergrößerte sich deuthch, die 
der europäischen Staaten und Japan gingen zu- 
rück. 

- Die USA sind nach wie vor das wichtigste Partner- 
land der Bundesrepublik Deutschland beim Pa- 
tent- und Lizenzverkehr; das traditionelle deut- 
sche Defizit zugunsten dieses Landes bewegte sich 
seit 1991 etwas oberhalb von -2 Mrd DM. 1996 ging 
es erstmals deuthch zurück (-1,5 Mrd DM). Ver- 
größert hat sich das Defizit mit der Schweiz (1995 
-0,5 Mrd DM, 1996 -1,1 Mrd DM). Zunehmend 
positiv ist der Austausch mit den Reformländern 
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(+0,6 Mrd DM 1996) - hohen Einnahmen stehen 
niedrige Ausgaben gegenüber. 

(vgl. Tabelle VI/23) 

Patente und Lizenzen in den Zahlungsbilanzen aus- 
gewählter Landet 

Bei den Ergebnissen zum Patent- und Lizenzverkehr 
im internationalen Vergleich ist zu berücksichtigen, 
daß die nationalen Daten aus statistisch-methodi- 
schen Gründen nicht immer unmittelbar vergleichbar 
sind. So werden hier im Gegensatz zu der rein natio- 
nalen Darstellung auch Urheberrechte einbezogen 
(vgl. TabeUe Vl/28). 

- Nur Großbritannien und die USA weisen positive 
Salden auf. 

- Auch Schweden, das bisher über einen Einnah- 
menüberschuß verfügte, hat 1995 ein Defizit zu 
verzeichnen. 

- Die höchsten Ausgabenüberschüsse unter den 
EU-Ländem haben Deutschland (2,7 Mrd US-$, 
Irland (2,4 Mrd US-$) und Spanien (1,1 Mrd US-$). 

- Fast unverändert bei gut -3 Mrd US-$ hegt das 
Defizit Japans. Es resultiert aus wachsenden Ein- 
nahmen und Ausgaben. 

- Deutschland ist unter den EU-Staaten der wichtig- 
ste Lizenznehmer (an zweiter Stelle hegen die 
Niederlande), größere Ausgaben hat in dieser Bi- 
lanz nur Japan. 

- Unter den Lizenzgebern hegt Deutschland hinter 
den USA, Japan und Großbritannien an vierter 
Stelle. In fast ahen Staaten sind die Defizite, wie 
auch bei Deutschland, gestiegen; in Itahen ging 
der negative Saldo zurück. 

Die komplexen Zusammenhänge zwischen den 
Zahlungen im Patent- und Lizenzverkehr einerseits 
und den wirtschafthchen und technologischen Be- 
ziehungen andererseits weisen auf die Schwierig- 
keiten bei der Interpretation dieser Daten hin. Die 
Aussage, ob eine positive oder negative Lizenz- 


bilanz volkswirtschafthch besser ist, kann nicht ge- 
macht werden. Einerseits spricht eine positive Bilanz 
für die technologische Stärke einer Branche in 
Deutschland und das hohe Engagement der Unter- 
nehmen im Ausland (Direktinvestitionen), anderer- 
seits zeigen die Lizenzausgaben an, daß techni- 
sches Wissen aus dem Ausland erfolgreich in 
Deutschland eingesetzt wird. Eine eindeutige Bewer- 
tung des Saldos der Lizenzzahlungen als Indikator 
für die technologische Leistungsfähigkeit ist aber 
nicht möghch.^) 


Nach Redaktionsschluß 

Bei den Daten zu den grenzüberschreitenden 
Zahlungen für technologische Dienstleistungen 
für 1997 ergaben sich teilweise deutliche Verän- 
derungen im Vergleich zu 1996: *) 

- Rückgang des Anteils der Patente und Lizen- 
zen sowohl bei den Einnahmen als auch bei 
den Ausgaben; 

- Deutliche Vergrößerung des Anteils der For- 
schungs- und Entwicklungsleistungen (Ein- 
nahmen) sowie bei den EDV-Leistungen (Ein- 

. nahmen und Ausgaben); 

- Für die Ingenieurleistungen ergibt sich ein 
rückläufiger Anteü bei den Einnahmen und 
ein leicht zunehmender Anteü bei den Ausga- 
ben. 

Insgesamt sind die Einnahmen stärker gestiegen 
als die Ausgaben, was den negativen Saldo deut- 
hch vermindert hat. 

*) Vgl. Deutsche Bundesbank „Technologische Dienst- 
leistungen in der Zahlungsbilanz", Statistische Son- 
derveröftentlichung 12, Mai 1998 (in Vorbereitung). 


Vgl. „Zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutsch- 
lands", Materialband, im Auftrag des BMBF, Studie des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), Bonn 
1996, S. 17f. 
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Schwerpunkte der Forschungs- und Technologieförderung des Bundes 


Zukunft gestalten 

Die Förderung von Spitzentechnologien als Innova- 
tionsmotoren , der Vorsorge und Zukunftsgestal- 
tung, der Sicherung wissenschaftlicher Exzellenz 
sowie die Stärkung der deutschen Forschungsland- 
schaft und der internationalen Zusammenarbeit 
(s. Bundesbericht Forschung 1996, Teil I, Kapitel 1) 
sind die Ziele der forschungs- und technologiepoli- 
tischen Maßnahmen der Bundesregierung. Die fol- 
gende Darstellung gibt einen Überblick über die 
Förderschwerpunkte und ihre Entwicklung. 

Die Darstellung der Förderbereiche und Förder- 
schwerpunkte umfaßt Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten aller Bundesressorts, die Projektför- 
derung, die institutioneile Förderung (einschl. der 
Mittel für die Bundeseinrichtungen mit FuE-Aufga- 
ben), die hochschulbezogene Förderung des Bundes 
sowie die internationalen Beiträge. 

Die FuE- Ausgaben des Bundes lagen im Jahre 1997 
im Soll insgesamt bei rund 16,3 Mrd DM (s. Gra- 
phik II). Schwerpunkte stellen die Förderbereiche 
„Trägerorganisationen; Hochschulbau und über- 


wiegend hochschulbezogene Sonderprogramme", 
„Wehrforschung und -technik", „Weltraumforschung 
und Weltraumtechnik" sowie „Großgeräte der 
Grundlagenforschung" dar. Hohe Anteile der FuE- 
Ausgaben entfallen außerdem auf „Umweltfor- 
schung; Klimaforschung" und „Informationstechnik 
(einschl. Multimedia und Fertigungstechnik)". „Ge- 
sundheitsforschung" und „Biotechnologie" bilden 
zusammengeführt den Schwerpunkt Lebenswissen- 
schaften (zur FuE-Förderung durch den Bund s. auch 
Teil I, Kap. 4). 

Während die Mehrzahl der Förderbereiche einem 
spezifischen Forschungsthema gewidmet sind, ha- 
ben die Förderbereiche A und B übergreifenden 
Charakter: A umfaßt einerseits die Grundfinanzie- 
rung von Max-Planck-Gesellschaft (MPG), Fraunho- 
fer-Gesellschaft und Deutscher Forschungsgemein- 
schaft (DFG), die auf Grund der Autonomie dieser 
Organisationen nicht thematisch aufgeghedert wer- 
den, andererseits die Mittel für den Hochschulbau, 
die grundsätzhch allen Disziplinen der Hochschulfor- 
schung zugute kommen. Letzteres güt auch für die 
auf die Förderung der Großgeräte der Grundlagen- 
forschung (B) entfallenden Ausgaben. Eine weitere 


Graphik II 


FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen (Soll 1997) 

in Mio DM 
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Ausnahme bildet schheßhch der Förderbereich 
Wehrforschung und -technik (X), der Forschung und 
Entwicklung zu unterschiedhchen Themen umfaßt 
(z.B. Luft- und Raumfahrtforschung, Medizin, Infor- 
mationstechnik), allerdings unter wehrtechnischen 
Fragestellungen. 

Die Darstellung der Förderbereiche und Förder- 
schwerpunkte - jeweils auch im Kontext der For- 
schungs- und Technologieprogramme der Bundesre- 
gierung - orientiert sich an der folgenden Struktur: 

- Forschungspohtische Ziele/Ziele der Ressortfor- 
schung 

- Thematische Schwerpunkte der Förderung 

- Strukturen der Förderung (beteiligte Akteure, In- 
stitutionen, nationale und internationale Zusam- 
menarbeit) 

- Ergebnisse; Entwicklungen und Perspektiven 


- Weiterführende Literatur/Fundstellen für Informa- 
tionen. 

Einbezogen sind die Forschungsförderung, die auf 
den allgemeinen Erkenntnisgewinn und den wissen- 
schafthch-technischen Fortschritt in ausgewählten 
Gebieten gerichtet ist (vor allem durch das BMBF), 
und die Ressortforschung - ihre FuE-Aktivitäten ste- 
hen in direktem Bezug zu den speziellen Aufgaben 
der Bundesressorts bzw. des nachgeordneten Be- 
reichs - (s. Bundesbericht Forschung 1996, Teil III). 

Die forschungspolitischen Initiativen der Bundesregie- 
rung aus den letzten Jahren einerseits, etwa m der in- 
stitutionellen Förderung („Strategische Orientierung 
der deutschen Forschungslandschaft") und in der Pro- 
jektförderung („Leitprojekte"), wie andererseits die 
zunehmende Vernetzung und Intemationalisierung 
prägen die einzelnen Förderbereiche und Förder- 
schwerpunkte (s. auch Essays zum Faktenbericht). 


1. „Trägerorganisationen; Hochschulbau und überwiegend 
hochschulbezogene Sonderprogramme“ 

(Förderbereich A) 


Wissen, Kompetenz, Wettbewerb 

Der Bund fördert - gemeinsam mit den Ländern - 
die drei großen Selbstverwaltungsorganisationen 
der Forschung Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG), Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und Fraun- 
hofer-Gesellschaft (FhG). An der Grundfinanzie- 
rung der MPG ist der Bund mit 50% beteiligt, die 
FhG finanziert er zu 90%. Der Anteil des Bundes 
an der institutionellen Förderung der DFG beträgt 
- programmabhängig - mindestens 50% (s. Teil V, 
Kapitel 1.1 (DFG), 2.1 (MPG), 2.2 (FhG)). 

Während die MPG Grundlagenforschung auf neuen 
und wichtigen Gebieten durchführt, auf denen sie 
eine international führende Position innehat, kon- 
zentriert sich die FhG auf die angewandte For- 
schung und auf die Umsetzung der Ergebnisse der 
Grundlagenforschung in die wirtschaftliche Nut- 
zung. Die DFG fördert vor allem die Forschung an 
Hochschulen, aber auch Forscher bei anderen staat- 
lichen Forschungseinrichtungen. Im Mittelpunkt 
der von Bund und Ländern gemeinsam geförderten 
Sonderprogramme der DFG steht insbesondere die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 

Im Dezember 1996 haben die Regierungschefs von 
Bund und Ländern eine Evaluation der gemeinsam 
geförderten Forschungseinrichtungen beschlossen: 

Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern 

„Bund und Länder streben die Evaluierung aller gemeinsam 
geförderten Forschungseinrichtungen bei Erhalt der Ressour- 
cen für die Forschung und mit Stellentransfermöglichkeiten 
zwischen den Bereichen gemeinsam finanzierter For- 
schungseinrichtungen bis 1998 an.“ 


FuE-Ausgaben des Bundes für Trägerorganisationen; Hochschulbau 
und überwiegend hochschulbezogene Sonderprogramme 

in Mio DM 



Sonderprogramme 


1994 1995 1996 1997 1998 

ist Soll Reg.-Entw. 

Quelle; BMBF Faktenbericht ’98 

DFG und MPG haben hierfür einen gemeinsamen 
Vorschlag zur Systemevaluierung vorgelegt. Ziel ist 
die Bewertung der Stellung der beiden Einrichtun- 
gen im deutschen System der gemeinsamen For- 
schungsförderung. Es geht dabei nicht um einzelne 
Projekte oder Institute, sondern um die Frage, ob die 
Prinzipien, Verfahren und Instrumente von DFG und 
MPG den heutigen Anforderungen von Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung gerecht werden. 
Ferner wird die Zusammenarbeit mit anderen Part- 
nern im Forschungssystem untersucht. Ein analoges 
Verfahren ist für die FhG vorgesehen. Die Evaluie- 
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rung wird durch eine unabhängige, international 
zusammengesetzte Experten-Kommission vorgenom- 
men. 

Im Juli 1996 legte der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie „Leitlinien 
zur strategischen Orientierung der deutschen For- 
schungslandschaft" vor. Darin werden Maßnahmen 
vorgestellt, die eine Erhöhung der Flexibilität und 
des Wettbewerbs bewirken sowie zu mehr Innovatio- 
nen im öffentlichen Forschungssystem führen sollen. 
Nach Diskussionen in der Bund-Länder-Kommission 
für Büdungsplanung und Forschungsförderung ha- 
ben die Regierungschefs von Bund und Ländern in 
bezug auf die Trägerorganisationen MPG und FhG 
im Oktober 1997 beschlossen (s. Essay „Neuorientie- 
rung der Forschungslandschaft: Mehr Selbstverant- 
wortung und Wettbewerb " ) : 

- Zuwendungen an die MPG soUen ab 1999 budge- 
tiert werden; 

- Spielräume der FhG soUen durch die Förderung 
von Innovationszentren, Strategische Innovations- 
initiativen und den Aufbau von Einrichtungen im 
Ausland erweitert werden. 

Den Aus- und Neuhau von Hochschulen einschheß- 
hch Hochs chulkhniken nehmen Bund und Länder 
gleichfalls als Gemeinschaftsaufgabe wahr. Mit einer 
Novellierung des Hochschulbauförderungsgesetzes 
(HBFG) wurden folgende Eckpunkte umgesetzt: 

- Berücksichtigung alternativer Planungs- und Fi- 
nanzierungsverfahren (Leasing); 

- Konzentration der Gemeinschaftsaufgabe auf die 
für die Gesamtheit bedeutsamen Vorhaben durch 
Anhebung der Bagatellgrenzen; 

- Stärkung der strukturgestaltenden Funktion der 
Gemeinschaftsaufgabe durch die Möglichkeit, 
Ausbauschwerpunkte zu büden; 

- Vereinfachung und Beschleunigung des Verfah- 
rens der Rahmenplanung. 

Für das Hochschulsonderprogramm III (HSP III) stel- 
len Bund und Länder bis Ende des Jahres 2000 insge- 
samt 3,68 Mrd DM zur Verfügung. Das HSP III, das für 
die alten wie für die neuen Länder güt, zielt auf die 

- Verbesserung der Strukturen im Hochschulbereich, 

- Weiterentwicklung des Fachhochschulbereichs, 

- Verstärkung der europäischen und internationalen 
Zus ammenarb eit , 

- Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 

- Förderung von Frauen. 

Mehr Exzellenz und Leistungssteigerung 
durch Chancengleichheit 

Zur Durchsetzung der Chancengleichheit für Frauen im Be- 
reich der Wissenschaft haben Bund und Länder im Rahmen 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung (BLK) gezielte Maßnahmen initiiert. Hierzu 
gehört eine regelmäßige Berichterstattung und Evaluation in 
Hochschul- und Forschungseinrichtungen. 

In ihrem Beschluß zur Ergänzung des BLK-Berichts zur För- 
derung von Frauen im Bereich der Wissenschaft vom 3. Juli 


1997 waren sich die Regierungschefs von Bund und Ländern 
darüber einig, daß zügig Veränderungen zur nachhaltigen Er- 
höhung der Beteiligung von Frauen in Führungspositionen er- 
forderlich sind. Sie fordern die Verantwortlichen in Hochschu- 
len und Forschungseinrichtungen auf, die aufgrund der 
Altersstruktur anstehenden Neubesetzungen von Führungs- 
positionen zu nutzen, um verstärkt Frauen zu fördern. 

Der Bericht^) führt u. a. aus: 

Um in den Hochschulen und Forschungseinrichtungen eine 
nachhaltige Erhöhung des Frauenanteüs zu erreichen, bedarf 
es nach Auffassung von Bund und Ländern eines konsequen- 
ten Handelns der politisch Verantwortlichen, der Hochschul- 
leitungen sowie der Leitungen und Aufsichtsgremien der au- 
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen. Frauenförderung 
ist auch eine Führungsaufgabe. 

Förderung von Frauen im Bereich der Wissenschaft ist auch 
als Erschließen eines bislang nicht ausreichend genutzten In- 
novations- und Qualifikationspotentials anzusehen. Sie muß 
integraler Bestandteil aller hochschul- und forschungspoliti- 
schen Maßnahmen sein. 

Um in diesem gesellschaftlich relevanten Bereich zügig wir- 
kungsvolle Veränderungen zu bewirken, sind ein verstärkter 
Paradigmenwechsel und Bewußtseinswandel erforderlich. 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen haben hier eine 
Vorbildfunktion für andere Bereiche der Gesellschaft, auch 
und gerade hinsichtlich der Umsetzung des Auftrags gemäß 
Artikel 3 Abs. 2 GG. 

Es sind sichtbare Signale erforderlich, die die notwendige 
Aufbruchstimmung zur tatsächlichen Verwirklichung der 
Gleichberechtigung von Frauen in der Wissenschaft und For- 
schung deutlich machen. 

Es kommt wesentlich darauf an, auch auf dem Wege des 
Wettbewerbs zwischen den Einrichtungen und durch Anreize 
das Qualifikationspotential von Frauen breiter zu entwickeln 
und gezielt für Führungspositionen zu nutzen. Hierzu sind ge- 
zielt strukturelle Rahmenbedingungen zu ändern bzw. zu 
schaffen. 

Bei der in den nächsten Jahren anstehenden Neubesetzung 
von Führungspositionen in Hochschulen und Forschungsein- 
richtungen gilt es, den Anteil der Frauen erheblich zu steigern 
und damit eine ausreichende Basis für eine auf Gleichberech- 
tigung zielende Entwicklung zu schaffen. 


Ergänzung zum Bericht der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung (BLK) „Förderung von 
Frauen im Bereich der Wissenschaft“, Bonn 3. Juli 1997. 


Grundfinanzierung der Max-Pianck- 
Geselischaft 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften (MPG) ist eine gemeinnützige For- 
schungsorganisation in der Rechtsform eines ein- 
getragenen Vereins. Sie betreibt eigenverantwort- 
lich primär der erkenntnisorientierten und an- 
wendungsoffenen Grundlagenforschung gewidmete 
Forschungsinstitute mit dem Ziel, international 
wettbewerbsfähige „centers of excellence" zu schaf- 
fen. Als integraler Bestandteil des funktional ge- 
gliederten Systems der institutioneilen staatlichen, 
nicht-industriellen Forschungsförderung in Deutsch- 
land fällt der MPG die Aufgabe zu, Schwerpunkte 
der Spitzenforschung zu setzen und Ergänzungs- 
funktionen insbesondere gegenüber der universi- 
tären Forschung wahrzunehmen. 
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FuE-Ausgaben des Bundes für Grundfinanzierung MPG 
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Die VIPG als Forschungsträgerorganisation unterhält 
derzeit insgesamt rund 80 Institute (MPl) und For- 
schungseinrichtungen, davon etwa 60 in den alten Län- 
dern. Um entsprechend dem Grundanliegen der MPG 
Grundlagenforschung auf höchstem internationalem 
Niveau betreiben zu können, ist ein fortwährender Pro- 
zeß wissenschaftlicher Erneuerung eine entscheidende 
Voraussetzung. Das verlangt von ihr eine permanent kri- 
tische Bewertung der eigenen Forschungseinrichtun- 
gen. Die Sicherstellung einer optimalen Entvdcklung 
der Institute und die Aufnahme neuer innovativer For- 
schungsfelder erfolgt insbesondere durch Umstrukturie- 
rungsmaßnahmen in bestehenden Einrichtungen, vor 
allem im Zusammenhang mit Neuberufungen von Di- 
rektoren. Umstrukturierung schließt sowohl die thema- 
tische Umorientierung von Arbeitsbereichen als auch 
die Aufgabe von Arbeitsrichtungen an den Instituten 
ein, kann aber auch die Schließung einer Einrichtung 
bedeuten. 

Mit den Institutsgründungen in den neuen Ländern 
hat die MPG von Anfang an das Ziel verfolgt, auch 
in den neuen Ländern Institute als Kernelement der 
Arbeit der MPG zu etabheren und somit einen we- 
senüichen Beitrag zur Neustrukturierung der deut- 
schen Forschungslandschaft zu leisten. Seit 1991 
wurden in den neuen Ländern und in Berlin insge- 
samt 18 Institute, ein Teilinstitut des MPI für Plasma- 
physik (IPP) in Greifswald und eine ForschungssteUe 
gegründet. 

Ein besonderes Anliegen der MPG ist die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Dazu gehören die 
Mitarbeit von in - und ausländischen studentischen Hilfs- 
kräften (1996: 1071) an Forschungsvorhaben der Insti- 
tute, die Förderung von in- und ausländischen Doktoran- 
den (1996: 2455), von Nachwuchswissenschaftlern im 
postdoc- Stadium (1996: 2 176 postdoc -Stipendiaten) so- 
wie spezielle FÖrdeiprogramme für den wissenschaftli- 
chen Nachwuchs (Dieter-Rampacher Preis, Otto-Hahn- 
Medaille, Schloeßmann-Stipendien, Postdoktoranden- 
Wissenschaftler). Darüber hinaus sind derzeit an den 
Max-Planck-Instituten für die Dauer von jeweils fünf 
Jahren insgesamt 30 selbständige Nachwuchsgruppen 
etabliert. Die Leiter dieser Nachwuchsgruppen haben 
die Möglichkeit, sich im Rahmen eigener personeller 
und sachlicher Ressourcen durch die eigenverantwortli- 
che Leitung einer Arbeitsgruppe und auch durch ihre 
wissenschaftliche Arbeit für eine spätere wissenschaftli- 
che Leitungsposition innerhalb und außerhalb der MPG 
zu qualifizieren. 


Die internationale Einbindung der MPG als einer unab- 
hängigen Forschungsorganisation vollzieht sich in viel- 
fältigen Formen. Sie ist Mitglied verschiedener multi- 
nationaler Gremien und Orgaiüsationen, wobei ein 
Schwerpunkt in der europäischen Forschungspolitik 
hegt, insbesondere durch Mitghedschaft in der Euro- 
pean Science Foundation (ESF) (s. Teil IV), den European 
Heads of Research Councils (EuroHORCs) und der Euro- 
pean Science and Technology Assembly (ESTA). 

Die MPG unterstützt die internationale Zusammenar- 
beit ihrer Institute und deren internationale Ausrich- 
tung durch die Förderung des Wissenschaftleraus- 
tausches und die Durchführung gemeinsamer For- 
schungsprojekte, durch den Abschluß von Koopera- 
tionsverträgen sowie durch die finanzielle Unterstüt- 
zung von ausgewählten internationalen Forschungs- 
institutionen und -Projekten. Derzeit sind die MPG 
und ihre Institute insgesamt in 16 internationale For- 
schungsprojekte, sowohl innerhalb des europäischen 
Raums als auch außerhalb, einbezogen. 

Die Max-Planck-GeseUschaft verwirkhcht ihre Ziel- 
setzungen mit einem Jahresetat von ca. 1,9 Mrd DM 
(1997) und rd. 11000 Mitarbeitern, von denen etwa 
ein Viertel Wissenschaftler sind. Zusätzlich tragen ca. 
6500 Nachwuchswissenschaftler und Gastwissen- 
schaftler mit insgesamt rd. 3 600 Personenjahren zur 
Forschung bei. Im Gesamthaushalt der VIPG sind 
1997 Einnahmen und Ausgaben in Höhe von insge- 
samt 1 944 Mio DM veranschlagt, wovon 1 857 Mio 
DM auf den Bereich der institutionellen Förderung 
und 87 Mio DM auf die Projektförderung entfallen. 
An der institutionellen Förderung sind Bund und 
Länder im Verhältnis 50 : 50 beteiligt. 

Der Teühaushalt des als Großforschungseinrichtung 
geförderten IPP hat ein Volumen von 236,7 Mio DM. 
Wie auch sonst bei Hehnholtz-Zentren stellt der Bund 
90% und das Sitzland 10% des Zuwendungsbedarfs 
zur Verfügung. 


Grundfinanzierung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert 
als Selbstverwaltungsorganisation der Wissenschaft 
vor allem die Hochschulforschung in all ihren Diszipli- 
nen: von den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften 
über Biowissenschaften einschließlich der Medizin bis 
hin zu den Natur- und den Ingenieurwissenschaften. 

FuE-Ausgaben des Bundes für Grundfinanzierung DFG 
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Essay 

Neuorientierung der Forschungslandschaft; Mehr Selbstverantwortung und Wettbewerb 


Sicherung der Qualität der Forschung 

Die Herausforderungen, vor denen Deutschland an der 
Schwelle zum nächsten Jahrtausend steht, können nur 
durch konsequenten Ausbau zu einer internationalen Spit- 
zenstellung in Forschung und Technologie bewältigt wer- 
den, Hierfür werden bei der staatlich geförderten Forschung 
neue Anreize geschaffen. Zentrale Elemente sind Wettbe- 
werb und Stärkung der Selbstverantwortung; Die staatliche 
Festfinanzierung von Forschungseinrichtungen wird zugun- 
sten einer programm- und leistungsorientierten Mittelver- 
gabe zurückgeführt. Die systematische Evaluation von For- 
schungseinrichtungen wird verstärkt. Gleichzeitig wird den 
Forschungseinrichtungen durch größere administrative Fle- 
xibilität mehr Selbstverantwortung eingeräumt. 

Die Regierungschefs des Bundes und der Länder hciben den 
Beschluß und Bericht der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) zur „Si- 
cherung der Qualität der Forschung" in der Fassung der 
von den Regierungschefs eingesetzten Arbeitsgruppe am 
24. Oktober/3. November 1997 zustimmend zur Kenntnis 
genommen und damit die von der Bundesregierung ein- 
geleitete Neuorientierung der deutschen Forschungsland- 
schaft gemeinsam beschlossen. Sie haben festgestellt, „daß 
es im Bereich der gemeinsam geförderten Forschungsein- 
richtungen größerer Eigenverantwortung durch mehr Flexi- 
bilität der Haushdltsfühmng bedarf und die Qualität durch 
mehr Wettbewerb gesteigert werden muß " . 

Maßnahmen und Instrumente 

- Für die Helmholtz-Zentren wurde als wettbewerbliches Ele- 
ment der Aufbau eines Strategiefonds beschlossen, für den 
die Zentren nach einer Aufbauphase 5 % ihrer Grundfinan- 
zierung bereitstellen. Die Zentren können sich imt Projekl- 
vorschlägen um die Mittel aus dem Strategiefonds bewer- 
ben. Die fachspezifischen Potentiale der Hebnholtz-Zentren 
sollen künftig in einrichtungsübergreifenden Kompetenz- 
feld em gebündelt und strategisch ausgerichtet werden. 

- Für die Einrichtungen der Blauen Liste wird der Wett- 
bewerb gestärkt durch Übertragung von - mit Ausnahme 
der Museen und Serviceeinrichtungen - 2,5 % der institu- 
tionellen Förderung an die DFG. Im Gegenzug werden 
die DFG-Verfahren für die Hauptarbeitsgebiete der For- 
schungseinrichtungen geöffnet. Darüber hinaus wird die 
Verwaltung dadurch vereinfacht, daß künftig die Sitz- 
länder die administrative Betreuung der Einrichtungen 
für den Bund übernehmen. 

- Für die Fraunhofer-Gesellschaft wurde die Möghchkeit 
geschaffen, Innovationszentren als neue Elemente des 
Transfers von Forschungsejrgebnissen in die Wirtschaft zu 
gründen. Darüber hinaus wird die Einrichtung von Strate- 
gischen Innovationsoffensiven sowie im Ausland der Auf- 
bau von Fraunhofer-Einrichtungen - zunächst in den USA 
und in Südostasien - unterstützt. 

- Mit der Zusammenführung von D ARA und DLR am 1 . Ok- 
tober 1997 sollen die deutsche Luft- und Raumfahrt ge- 
stärkt und die Strukturen verschlankt werden. 

Bei Blaue Liste -Einrichtungen und Helmholtz-Zentren wur- 
de die haushaltsrechtliche Flexibilität und Eigenständigkeit 
der Einrichtungen weiter ausgebaut. Dazu gehören u.a. der 
Verbleib von Mehrerträgen ohne Anrechnung auf die 


Grundfinanzierung und die verbesserte Deckungsfähigkeit 
von Betriebs- und Investitionsausgaben. Für die Helmholtz- 
Zentren wurden darüber hinaus zusätzliche Flexibilisie- 
rungsmaßnahmen im Personalbereich vereinbart. 

Weitere Schritte 

Inzwischen haben sich Bimd und Länder einvemehmlich auf 
weitere Schritte zur Flexibilisierung verständigt; Für die MPG 
sollen ab 1999 die Haushaltsansätze für Ausgaben im Rahmen 
des rechtlich Möglichen deckungsfähig und gemäß näherer 
Ausgestaltung im erweiterten Umfang übertragbar sein. 
Mehreinnahmen sollen grundsätzlich die Ausgabenermächti- 
gungen erhöhen. Bei der Personalbewirtschaftung soll die 
haushaltsrechtliche Verbindlichkeit des Stellenplans gelockert 
und durch Kriterien ersetzt werden, die eme globale Steue- 
rung des Personalbestands und der Personalkosten auf län- 
gere Sicht ermöglichen. Dabei ist Vorsorge zu treffen, daß die 
Personalkosten nicht unverhältnismäßig gegenüber den übri- 
gen Betriebskosten ansteigen, Schwerpunkte sich nicht in den 
höchsten Vergütungskategorien bilden und erforderliche Per- 
sonalverminderung durchgesetzt werden kann. Nach Ver- 
handlungen im Rahmen der BLK soll die Budgetierung der Zu- 
wendungen an die MPG ab dem Haushalt 1999 beginnen. Der 
Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern zum 
BLK-Bericht sieht vor, die für die MPG entwickelten Leitlinien 
zur Budgetierung der Zuwendungen in geeigneten Fällen 
zeitnah auch für andere Einrichtungen umzusetzen. Hierfür 
laufen zur Zeit konkrete Vorüberlegungen. 

Externe Begutachtung 

Bereits im Dezember 1996 haben die Regierungschefs eine 
Evaluation aller gemeinsam von Bund und Ländern geför- 
derten Forschungseinrichtungen gefordert. Entsprechend 
dieser Vorgabe wurden neben den laufend stattfindenden 
Querschnittsbegutdchtungen durch den Wissenschaftsrat 
folgende Maßnahmen eingeleitet; 

- Systemevaluationen durch unabhängige, international 
zusammengesetzte Experten-Kommissionen werden für 
drei der großen Wissenschaftsorganisationen durchge- 
führt. DFG und MPG haben dazu einen gemeinsamen 
Vorschlag vorgelegt, dessen Ziel die Bewertung der Stel- 
lung der beiden Organisationen in der deutschen For- 
schungslandschaft ist. Es geht dabei nicht um einzelne 
Projekte oder Institute, sondern um die Frage, ob die 
Prinzipien, Verfahren und Instrumente von DFG und 
MPG heutigen Anforderungen von Wissenschaft, For- 
schung und Entwicklung gerecht werden. Ferner wird 
die Zusammenarbeit mit anderen Partnern im For- 
schungssystem untersucht. Ein analoges Verfahren wird 
für die FhG durchgeführt. Die Ergebnisse der Begutach- 
tungen sollen bis Ende 1998 vorliegen. 

- Die Einrichtungen der HGF werden in einem etwa fünf- 
jährigen Rhythmus extern begutachtet. Ferner wird 
jeweils vor dem Ausscheiden von Institutsleitern ent- 
schieden. ob bzw. nüt welchen Änderungen die Institute 
und Abteilungen weiter bestehen sollen. 

- Der Wissenschaftsrat führt zur Zeit eine Evaluation der 
82 Einrichtungen der Blauen Liste durch. Bisher wurde 
etwa die Hälfte der Einrichtungen bewertet. Das Verfah- 
ren soll bis zum Jahr 2000 abgeschlossen sein. 

DIPF wird mit Forschimgs- und Serviceteil als eine Einrichtung 
gezählt. 


Die eingeleitete Neuorientierung der deutschen Forschungslandschaft bietet die Chance, die institutionell geförderten 
Forschungseinrichtungen in ihren jeweiligen Kompetenzfeldern an international geltenden Standards auszurichten. 
Dies ist entscheidende Voraussetzung dafür, die Leistungsfähigkeit der Forschungseinrichtungen zu verbessern und sie 
gleichzeitig intensiver in den Innovationsprozeß einzubinden. 
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Die DFG (s. auch Teil V, Kap. 1.1) fördert Einzel- 
vorhaben (insbesondere im Normalverfahren) und 
Projekte sowie Forschungskooperationen (Forscher- 
gruppen, Schwerpunktprogramme, Sonderforschungs- 
bereiche und Graduiertenkollegs). Sie fördert weiter- 
hin Forschungsinfrastmktur (z.B. das Forschungs- 
schiff „Meteor") und das wissenschafthche Biblio- 
thekswesen einschließhch der Entwicklung neuer 
Informationsstrukturen an den Hochschulen. Sie 
wirkt wesentlich mit, die Bereitstellung und Erneue- 
rung der in den Hochschulen benötigten wissen- 
schaftlichen Großgeräte (HBFG - Hochschulbauför- 
derungsgesetz) zu koordinieren. 

In den großen internationalen wissenschafthchen Or- 
ganisationen vertritt die DFG die deutsche Wissen- 
schaft und pflegt bilaterale wissenschaftliche Bezie- 
hungen mit einer Vielzahl von Staaten. Durch eine 
Koordinierung sstelle der Wissenschaftsorganisatio- 
nen (KoWi) fördert sie die verstärkte Inanspruch- 
nahme der EU-Förderungsstrukturen. Schwerpunkt- 
programme unter Beteihgung europäischer Partner 
sollen grenzüberschreitende Forschungskooperatio- 
nen festigen. 

Die DFG hat wesentlich zur Stärkung und Integration 
der Forschung in den neuen Ländern beigetragen. Ne- 
ben der Projektförderung im Normal- und Schwer- 
punktverfahren ist auch hier inzwischen eine wach- 
sende Anzahl von Forschungskooperationen wie Son- 
derforschungsbereiche und Graduiertenkollegs, oft 
unter Beteüigung außeruniversitärer Einrichtungen, 
entstanden. Als besondere Formen der Förderung zum 
Ausbau der Forschungsstruktur an den Hochschulen 
der neuen Länder sind die aus Sondermittehi des 
BMBF finanzierten InnovationskoUegs zu nennen. 
Darüber hinaus fördert die DFG im Rahmen ihrer Ver- 
fahren Anträge der in enger Verbindung mit Universi- 
täten gegründeten „GeisteswissenschafÜichen Zen- 
tren" sowie Projekte der „lebenswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute " in den neuen Ländern. 

Seit 1998 sind die Förderverfahren der DFG auch 
für Wissenschaftler aus Instituten der Wissenschafts- 
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz ([WGL], bis- 
her Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste) (s. Teil V, 
Kap. 4) unabhängig von deren Hauptarbeitsrichtung 
offen. Dazu werden 2,5% der Haushaltsmittel dieser 
Institute in den DFG-Haushalt eingebracht. Einer 
stetigen Steigerung der Mittel für die DFG steht in 
den letzten Jahren ein überproportionales Anwach- 
sen der Anträge sowohl nach Anzahl als auch nach 
Antragssumme gegenüber. So lag die Zahl der einge- 
gangenen Anträge 1996 um 18,7% über denen von 
1995, die beantragte Summe lag um 15,7% über der 
des Vorjahres. Der DFG standen im Jahre 1996 ins- 
gesamt 1985,8 Mio DM zur Verfügung, darunter 
1 184,3 Mio DM aus Bundesmitteln. 


Grundfinanzierung 

der Fraunhofer-Gesellschaft 

Die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an- 
gewandten Forschung e.V. (FhG) ist die führende 
Trägerorganisation von Einrichtungen der ange- 
wandten Forschung in Deutschland. Sie führt Ver- 
tragsforschung für die Industrie, für Dienstlei- 


stungsuntemehmen und die öffentliche Hand aus 
und bietet Informations- und Serviceleistungen an. 
Das Wirken der FhG orientiert sich konsequent am 
Ziel der Umsetzung von Forschungsergebnissen in 
neue und innovative Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Grundfinanzierung FhG 

in Mio DM 
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Quelle: BMBF Faktenbehcht ’98 

Die FhG betreibt derzeit 48 Forschungseinrichtun- 
gen an Standorten in 14 Ländern und beschäftigt 
9 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die institu- 
tioneile Förderung des Bundes und der Länder er- 
möghcht der FhG die Erarbeitung und Sicherung ih- 
res wissenschaftlichen Potentials auf von ihr selbst 
gewählten Forschungsfeldern, sowie die Entwick- 
lung innovativer Technologien und deren ständige 
Beobachtungen. Den Unternehmen der gewerbli- 
chen Wirtschaft und öffenthchen Stellen bietet sie 
ihre Leistungen auf acht Forschungsgebieten an: 

- Werkstofftechnik, Bauteüverhalten, 

- Produktionstechnik, Fertigungstechnologie, 

- Informations- und Kommunikationstechnik, 

- Mikroelektronik, Mikrosystemtechnik, 

- Sensorsysteme, Prüftechnik, 

- Verfahrenstechnik, 

- Energie- und Bautechnik, Umwelt- und Gesund- 
heitsforschung sowie 

- technisch ökonomische Studien, Informationsver- 
mittlung. 

Zur Beschleunigung der Umsetzung von Innovatio- 
nen hat die FhG Ende 1997 zwei Innovationszentren 
gegründet, die die Lücke zwischen fertiger technolo- 
gischer Entwicklung und Markteinführung am Ende 
des Innovationsprozesses schließen sollen. Die Inno- 
vationszentren helfen, technologiegebundene Ent- 
wicklungen der Fraunhofer-Institute gemeinsam mit 
den Kunden in den Markt einzuführen. Typische Lei- 
stungen sind die Produktion kleiner Mengen von 
Materiahen, Baugruppen oder Geräten für Feldver- 
suche und Testmärkte. 

Die, FhG ist auf eine enge Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen angewiesen, weil sie regelmäßig Nach- 
wuchswissenschaftler gewinnen muß und ihr keine 
nennenswerten Ressourcen für die Grundlagenfor- 
schung zur Verfügung stehen. Kennzeichnend für 
diese Zusammenarbeit sind gemeinsame Berufungen 
auf Lehrstühle oder Honorarprofessuren und in die 
Leitung von Fraunhofer-Instituten. 
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Essay 

Hochschulen - Zukunft durch Reformen 


Für die Zukunft Deutschlands haben die Hochschulen eine 
zentrale Rolle. Von ihnen gehen Orientierungen für Wirt- 
schaft, Politik und Gesellschaft aus, sie bestimmen das Kom- 
petenzprofü des Landes und seiner Regionen. Leistungs- 
fähige, international profilierte Hochschulen sind die ent- 
scheidende Ausbildungsstätte für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs und akademische Berufe. Indem sie Wissen 
schaffen, es nutzen, anwenden und weitergeben, sind sie 
eine der Säulen der Wissensgesellschaft. 


Träger der Hochschulen sind die Länder. Der Bund 
beteiligt sich finanziell im Rahmen seiner Zuständig- 
keit, insbesondere bei Hochschulbau und Großgeräten 
(Hochschulbauförderungsgesetz), durch die gemein- 
same Finanzierung .der Hochschulsonderprogramme 
(derzeit HSP III) und der DFG (Bundesanteil 50%, bei 
Sonderforschungsbereichen 75%), deren Fördermittel 
zu nahezu 90 % der Forschung an Hochschulen zugute 
kommen. Ebenfalls der Forschung und Entwicklung an 
Hochschulen dienen Projektfördermittel des Bundes - 
vor allem des BMBF. Schließlich partizipieren die Hoch- 
schulen an den wissenschaftlichen Großgeräten in den 
vom BMBF geförderten nationalen und internationalen 
Forschungseinrichtungen. 

Strukturell ist der Bund verantwortlich für das Hoch- 
schnlrahmengesetz, d.h. den rechtlich-organisato- 
rischen Rahmen der Hochschulen und das Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz. 


Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren wich- 
tige Schritte zur notwendigen Reform der Hochschulen 
getan. 

Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 

Mit dem vom Deutschen Bundestag am 13. Februar 1998 be- 
schlossenen Vierten Gesetz zur Änderung des Hochschul- 
rahmengesetzes wird eine umfassende Reform des deut- 
schen Hochschulsystems eingeieitet. Ihr Ziel ist es, durch 
Deregulierung, durch Leistungsorientierung und durch die 
Schaffung von Leistungsanreizen Wettbewerb und Diffe- 
renzierung zu ermöglichen sowie die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Hochschulen für das 21. Jahr- 
hundert zu sichern. Das novellierte Hochschulrahmengesetz 
schafft die rechtlichen Voraussetzungen für wichtige struk- 
turelle Verbesserungen im Hochschulsystem. Zentrale Ele- 
mente sind die Einführung einer an den Leistungen in For- 
schung und Lehre sowie an der Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses orientierten Hochschulfinanzie- 
rung, die Einführung einer Evaluation von Forschung und 
Lehre als auch eines Leistungspunktsystems zur Akkumula- 
tion und zum Transfer von Studien- und Prüfungsleistungen, 
wie die Modularisierung der Studiengänge und die Verstär- 
kung der Studien beratungspflicht der Hochschulen. Künftig 
werden die Hochschulen außerdem Bachelorgrade in grund- 
ständigen und Mastergrade in postgradualen Studiengän- 
gen verleilien können. Diese Maßnahmen sind auch für die 
Attraktivität der Hochschulen im Ausland von großer Bedeu- 
tung. 

Reform der Ausbildungsförderung 

Die Entwicklung des BAföG war zuletzt gekennzeichnet 
durch die Diskussion zur Überprüfung des Rechts der indi- 
viduellen Ausbildungsförderung und anderer Bestimmun- 
gen über die Gewährung öffentlicher Leistungen, die der 
Studienfinanzierung dienen, sowie durch das Spektrum 
unterschiedlicher ModeDvorsteUungen. Einigkeit zwischen 


Bund und Ländern bestand während der gesamten Prüfung 
in dem Ziel, eine höhere Verteilungsgerechtigkeit unter 
allen Studierenden zu erreichen, die individuelle Ausbil- 
dungsförderung zu stärken und trotz der erheblichen finanz- 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der öffentlichen Haushalte 
das Niveau der Leistungen für finanziell schlechter gestellte 
Familien mit Kindern in der Ausbildung weitgehend zu er- 
halten. 

Die Bundesregierung nimmt das Ziel der sozialen Öffnung 
und Offenhaltung des Bildungswesens, mit dem das BAföG 
1971 beschlossen wurde, ernst und ist in den vergangenen 
Jahren nicht untätig geblieben. Die Ausbildungsförderung 
nach dem BAföG war ein Bereich, in dem in der 13. Legis- 
laturperiode trotz der angespannten Haushaltstage eine 
gesetzliche Leistung verbessert wurde. Mit Inkrafttreten des 
19. Änderungsgesetzes zum BAföG werden die Freibeträge 
in der 13. Legislaturperiode schrittweise um insgesamt 
12 Prozent und die Bedarfssätze um 6 Prozent gestiegen 
sein. 

Hochschulbau 

Als Folge der NoveUierung des Hochschulbauförderungsge- 
setzes im Jahre 1996 können im Hochschulbau, an dem sich 
Bund und Länder mit jeweils 50 Prozent beteiligen und der 
1997 ein Investitionsvolumen von insgesamt 4,23 Mrd DM 
hat, erstmals unter bestimmten Voraussetzungen Hoch- 
schulgebäude als Leasing-, Raten- oder Mietkaufvorhaben 
realisiert werden. Die Länder haben von dieser Möglic hkeit 
in großem Umfang Gebrauch gemacht und in den 27. Rah- 
menplan zusätzlich zu den konventionell finanzierten Hoch- 
schulbauten 33 Bauvorhaben mit einem mehijährigen Bau- 
kostenvolumen von 1,66 Mrd DM eingebracht. 

Weiterentwicklung des Hochschulsystems 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, die Fachhochschu- 
len im Rahmen einer grundlegenden strukturellen Weiter- 
entwicklung des Hochschulsystems auszubauen. Das BMBF 
beteüigt sich an einer Reihe von Modellversuchen, deren 
Schwerpunkte in den Bereichen „Gesundheitswesen” sowie 
„Wirtschaft, Recht und Verwaltung" liegen. 

Um das große Potential an anwendungsorientierter For- 
schung und Entwicklung besser nutzbar zu machen und die 
Drittmittelfähigkeit der Fachhochschulen zu verbessern, för- 
dert das BMBF seit 1992 in einem eigenen Programm Vor- 
haben der anwendungsorientierten Forschung und Entwick- 
lung - bisher mit insgesamt 38,5 Mio DM. 

Die Fachhochschulen beteüigen sich darüber hinaus an der 
direkten Projektförderung in den Fachprogranmien des 
BMBF - 1992 bis 1996 mit insgesamt 85 Mio DM. 

Ziel dieser Maßnahmen ist es, die Zusammenarbeit von Wis- 
senschaft und Wirtschaft - vor allem auch kleiner und mitt- 
lerer Unternehmne - zu intensivieren und den Transfer und 
die Umsetzung von Forschungsergebnissen nachhaltig zu 
stärken. 

Hochsch ulsonderprogramm 

Das Hochschulsonderprogramm 111 (HSP III) beinhaltet viel- 
fältige Maßnahmen zur Intensivierung der Strukturreform 
im Hochschulbereich, zur Steigerung der Leistungsfähigkeit 
von Lehre und Forschung, zur Sicherung der internationalen 
Konkurrenzfähigkeit der Hochschulen und zur deutlichen 
Erhöhung des Frauenanteüs in Forschung und Lehre - Bund 
und Länder stellen von 1996 bis Ende des .Jahres 2000 insge- 
samt 3,68 Mrd DM bereit. Schwerpunkte der Umsetzung 
des HSP III waren bisher die Förderung des wissenschaft- 
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liehen Nachwuchses durch Promotions-, Postdoktoranden- 
und Habüitationsförderung und vorgezogene Berufungen, 
die Weiterentwicklung des Fachhochschulbereichs, die För- 
derung von Frauen in der Wissenschaft, der Einsatz von 
Multimedia im Hochschulbereich, die Verbesserung der 
Qualität der Lehre, die Verstärkung der europäischen und 
internationalen Zuscinimenarbeit, der Innovationstransfer 
Hochschule -Wirtschaft sowie innovative Forschung in den 
neuen Ländern und Berlin. 

Stärkung der Internationalität 

Zur Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
des Studien Standortes Deutschland werden im Rahmen der 
Novelliemng des Hochschulrahmengesetzes die rechtlichen 
Voraussetzungen für wichtige strukturelle Verbesserungen 
geschaffen. 

Die Schaffung neuer Studienangebote zur Weiterqualifizie- 
rung ausländischer Bachelor- Absolventen, ein Programm 
zur Berufung ausländischer Gastdozenten zur Verstärkung 
der internationalen Akzente in der Lehre, Servicepakete ein- 
schlier5Uch Angeboten zur sozialen Betreuung durch Tutoren 
für ausländische Studierende durch das Deutsche Studen- 
tenwerk oder die Verbesserung der ausländerrechthchen 
Rahmenbedingungen haben das Ziel, qualifizierten Interes- 
senten die für einen Studien- oder Forschungsaufenthalt er- 
forderlichen Einreise- oder Aufenthaltserlaubnisse möghehst 
rasch und unbürokratisch zu gewähren. 

Im Jahre 1997 wurde außerdem das von der Bundesregie- 
rung in Abstimmung mit den Ländern, der Hochschulrek- 
torenkonferenz (HRK) und dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD) initiierte Programm „International 
ausgerichtete Modellstudiengänge" begonnen. Das fach- 
hche Schwergewicht der neuen Studiengänge liegt in den 
Wirtschafts-, Natur- und Ingenieurwissenschaften. Sie sollen 
zur Verbesserung der Studienbedingungen beitragen. Ne- 


ben einer hervorragenden fachlichen Ausbildung bieten sie 
die intensive Betreuung der Studierenden, die Verwendung 
einer Fremdsprache als Lehr- und Arbeitssprache minde- 
stens im Grundstudium, intensive internationale Koopera- 
tion sowie Vermitthing intemational vergleichbarer Ab- 
schlüsse. 

Die deutschen Hochschulen haben sich mit großem Engage- 
ment und mit zahlreichen konkreten Projektvorschlägen von 
überwiegend sehr hoher Qualität an dieser Initiative des 
BMBF zur Schaffung neuer international ausgerichteter Stu- 
diengänge beteiligt. Von den 20 nach öffentlicher Ausschrei- 
bung für die Förderung aus dem Pilotprogramm des BMBF 
(aus rund 170) ausgewählten Modellstudiengängen werden 
14 derzeit an Hochschulen in den jeweils beteihgten Län- 
dern eingerichtet und zur Reform der Hochschulausbildung 
beitragen. 


Neue Medien 

Neben der Förderung des weiteren Ausbaus des Fernstu- 
diums, durch die insbesondere ein Netzwerk von 30 neuen 
Studienmöghehkeiten an Universitäten und Fachhochschu- 
len aufgebaut wurde, fördert die Bundesregierung die Ent- 
wicklung von Konzepten zum Thema „Virtuelle Hochschule " 
im Rahmen des Ideenwettbewerbs für „Leitprojekte zur Nut- 
zung des weltweit verfügbaren Wissens für Aus- und Weiter- 
bildung und Innovation". Im Frühjahr 1998 wird die Förder- 
entscheidung auf der Grundlage einer Jury-Empfehlung ge- 
troffen werden. 

Die Medienkompetenz gehört heute zu den Schlüsselkom- 
petenzen. Aufgabe der Hochschulen ist es auch, den Um- 
gang mit den Informations- und Kommunikationstechnolo- 
gien beispielgebend zu gestalten und die neuen Medien in- 
telligent und verantwortungsbewußt zu nutzen. 


Hochqualifizierte Wissenschaftler und Lehrer, engagierte, gut ausgebildete Absolventen sowie eine moderne und wett- 
bewerbsorientierte Organisation der Universitäten sind die Voraussetzung für ein Bestehen im globalen wissenschaft- 
hch-technischen Wettbewerb. 
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Entsprechend der Bund-Länder Vereinbarung über 
die gemeinsame Förderung der FhG von 1977 arbei- 
tet die FhG im Bereich der Vertragsforschung nach 
einem Modell der leistungsabhängigen Grundfinan- 
zierung: Die Öffenthche Förderung wird vom Umfang 
der Erlöse der FhG aus FuE-Leistungen für Dritte ab- 
hängig gemacht. 

Der Wirtschaftsplan 1997 der FhG sieht Gesamtaus- 
gaben von 1 330 Mio DM vor, davon entfallen auf 
den von Bund (BMBF) und Ländern gemeinsam ge- 
förderten Bereich 1 260 Mio DM. Davon sollen 
650 Mio DM durch eigene Einnahmen, der Rest 
durch die Grundfinanzierung des Bundes (90%) und 
der Länder (10%) sowie durch Sonderfinanzierungen 
gedeckt werden. 

Ausbau und Neubau von Hochschulen 

Der Aus- und Neubau von Hochschulen einschließ- 
lich Hochschulkliniken wird als Gemeinschafts- 
aufgabe von Bund und Ländern durchgeführt 
(Artikel 91a GG), An Hochschulbauvorhaben, die in 
den gemeinsamen Rahmenplan aufgenommen wur- 
den (Grunderwerb, Baukosten, Ersteinrichtungen 
einschl. Großgeräte), beteiligt sich der Bund mit 
50 % der mitfinanzierungsfähigen Kosten. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Aus- und Neubau von Hochschulen 

in Mio DM 



Mitfinanzierung drittvorfinanzierter Vorhaben ein- 
schheßlich deren Finanzierungskosten. Von der letzt- 
genannten Möglichkeit haben die Länder in breitem 
Umfang Gebrauch gemacht und haben Bauvorhaben 
als drittvorfinanzierte Vorhaben bzw. als Eigenbau- 
vorhaben mit entsprechender Option in Höhe von 
1,205 Mrd DM bzw. von 1,809 Mrd DM an Baukosten 
zum Rahmenplan angemeldet, darunter für den 
27. Rahmenplan insgesamt 1,666 Mrd DM. Hiervon 
können Vorhaben mit einem Volumen von maximal 
1,25 Mrd DM Baukosten nach Durchführung der 
Wirtschafthchkeitsprüfung freigegeben werden. 

Für den Ausbau der Hochschulen in den neuen Län- 
dern sind in der Gemeinschaftsaufgabe Hochschul- 
bau 1991 bis 1996 Vorhaben mit einem Gesamtvolu- 
men von 4,8 Mrd DM vom Bund mitfinanziert wor- 
den. Danüt konnten vor allem dringende Bau- und 
Sanierungsmaßnahmen durchgeführt und Hoch- 
schuleinrichtungen rasch mit wissenschaftlichen 
Großgeräten, Computern und Büchergrundbestän- 
den ausgestattet werden. Auch für die kommenden 
Jahre stehen für die Gemeinschaftsaufgabe Hoch- 
schulbau entsprechende Mittel nach Maßgabe der 
Haushaltspläne zur Verfügung. 

In die gemeinsame Förderung sind die Anschaffung 
und der Ersatz von wissenschaftlichen Großgeräten 
für die Lehre und Forschung an Hochschulkhniken 
einbezogen. Ein Teil der Hochschulbaumittel wurde 
für die Ausstattung der Hochschulen mit modernen 
Informations- und Kommunikationstechniken, Hoch- 
schulnetzen, Höchstleistungsrechnem, Computern 
über das Computer-Investitions-Programm (CIP) und 
Computern für den Arbeitsplatz für Wissenschaftler 
(WAP) eingesetzt. - Der Bundesanteil an den Ausga- 
ben für Großgeräte einschließhch CIP und WAP be- 
trug 1996 258 Mio DM. 


1800 



584 583 583 


1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg.*Eiitw. 


Überwiegend hochschulbezogene 
Sonderprogramme 

Leistungsfähige Hochschulen mit internationalem 
Profil stärken den Wissenschaftsstandort Deutsch- 
land. Um die Voraussetzungen hierfür zu verbessern, 
haben Bund und Länder gemeinsam Programme in- 
itiiert, die die Ausbildungskapazitäten erweitern, 
sich positiv auf die Studienbedingungen sowie die 


Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenben'cht ’98 

Die Gemeinschaftsaufgabe ist seit ihrem Inkrafttre- 
ten 1971 kontinuierhch fortentwickelt worden. Dabei 
sind immer wieder regionen- und länderübergreifen- 
de sowie thematische Planungsanstöße gegeben wor- 
den. Zu nennen sind hier der verstärkte Ausbau der 
Fachhochschulen sowie die Einbeziehung der neuen 
Länder in das HBFG im Jahre 1991. Aufgrund der am 
20. 8. 1996 in Kraft getretenen 2. HBFG-Novelle und 
des begleitenden Beschlusses des Planungsaus- 
schusses für den Hochschulbau wurde die Gemein- 
schaftsaufgabe reformiert und in der Durchführung 
vereinfacht. Wesenthche Reformpunkte sind die Er- 
höhung der Bagatellgrenzen für Bauvorhaben und 
Großgeräte, die Möglichkeit zur Festlegung hoch- 
schulpolitischer Ausbauschwerpunkte sowie die 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
überwiegend hochschulbezogene Sonderprogramme 

in Mio DM 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soli Req.-Entw. 

Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 
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Qualität von Forschung und Lehre auswirken. Hoch- 
schulen und Forschung in den alten und den neuen 
Ländern gewinnen damit an Innovationskraft. 

Zu den Maßnahmen und Programmen, die von Bund 
und Ländern gemeinsam gefördert werden, gehören 
das Hochschulsonderprogramm III und die Sonder- 
programme der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG). Die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses, insbesondere auch von Frauen in der Wis- 
senschaft, bildet einen Schwerpunkt, weitere sind 
die Verbesserung der Strukturen in den Universitä- 
ten und Fachhochschulen sowie die internationale 
Zusammenarbeit. Das BMBF-Programm „Anwen- 
dungsorientierte Forschung und Entwicklung an 
Hochschulen (aFuE)" wird in Kapitel 22 dargestellt. 

Wissenschafts- und forschungspolitische Ziele 

Ziel der Maßnahmen ist es, die Strukturreform der 
Hochschulen voranzubringen und zur Steigerung der 
Leistungsfähigkeit von Hochschulen und Forschung 
beizutragen. Zu den Ansatzpunkten hierfür gehören 
die Förderung des wissenschafthchen Nachwuchses, 
die Steigerung des Anteils von Frauen in der Wissen- 
schaft und der Ausbau von Auslandskontakten. 

Hochschulsonderprogramm 

Bund und Länder haben mit ihrem Beschluß für 
ein revidiertes gemeinsames Hochschulsonderpro- 
gramm III (HSP III) die davor bestehenden Pro- 
gramme (Hochschulsonderprogramm II [HSP II]) und 
Erneuerungsprogramm für Hochschule und Wissen- 
schaft in den neuen Ländern [HEP]) quaütativ so fort- 
entwickelt, daß sie in ihrem Schwerpunkt zur Verän- 
derung der Strukturen innerhalb der Hochschulen 
und zur Förderung von Innovationen in den Hoch- 
schulen und der Forschung beitragen werden. Das 
HSP III ist am 2. September 1996 rückwirkend zum 
1. Januar 1996 in Kraft getreten. Das Programm hat 
eine Laufzeit von fünf Jahren (1996 bis 2000). Das 
Gesamtvolumen beträgt 3,68 Mrd DM. Davon tragen 
der Bund rd. 2,1 Mrd DM, die Länder rd. 1,5 Mrd 
DM. Rund 20 % der Mittel sollen in die neuen Länder 
füeßen. 

Das HSP III umfaßt folgende Maßnahmenschwer- 
punkte: 

- Verbesserung der Strukturen im Hochschulbereich 
Erhöhung der Zahl der GraduiertenkoUegs, Ein- 
richtung von Tutorien sowie Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Studienberatung, Verbesserung der 
Qualität der Lehre, Einsatz von Multimedia im 
Hochschulbereich. 

- Weitere Entwicklung des Fachhochschulbereichs 
Verbesserung der Personalausstattung, Erweite- 
rung des Fächerspektrums, Auf- und Ausbau von 
dualen Studiengängen. 

- Hochschulbibliotheksprogramm 

In Ergänzung zum HSP III haben sich Bund und 
Länder für 1998 auf ein Hochschulbibüothekspro- 
gramm in Höhe von 80 Mio DM geeinigt. Die Mit- 
tel werden zu jeweils gleichen Teilen von Bund 
und Ländern aufgebracht. Den Hochschulen wird 


es dadurch möghch sein, neue Literatur zu be- 
schaffen oder Maßnahmen zur Verbesserung der 
Nutzung der vorhandenen Bestände im Interesse 
der Studierenden durchzuführen. 

- Verstärkung der europäischen und internationalen 
Zusammenarbeit 

u. a. Auslandsstipendien für Nachwuchswissen- 
schaftler, Gastdozenturen, Bau von Gästehäusern. 

- Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
u. a. Promotions- und Habilitationsförderung, vor- 
gezogene Berufungen und 

- Förderung von Frauen 

u. a. Kontakt- und Wiedereinstiegsstipendien; Ha- 
bilitationsförderprogramme. 

Insgesamt sind im Rahmen des HSP III 720 Mio DM 
für die Förderung von Frauen in der Wissenschaft 
vorgesehen. 

Um die Entwicklung des Hochschulbereichs in den 
neuen Ländern zu stützen, wurden wichtige Maß- 
nahmen des Hochschulemeuerungsprogramms - wie 
z. B. das Wissenschaftler- Integrations- und das Inve- 
stitionsförderungs-Programm - bis Ende 1996 weiter- 
geführt. Von 1997 bis einschheßlich 2000 wird aus 
dem HSP III ein Gesamtvolumen von 100 Mio DM als 
Sondermaßnahme in den neuen Ländern zur Förde- 
rung innovativer Forschergruppen bereitgestellt. Da- 
mit wird qualifizierten Wissenschaftlern in den neuen 
Ländern die Chance geboten, Forschungsarbeiten in 
Verbindung mit der Wirtschaft voran zu bringen. 
Diese Fördermaßnahme wird durch eine zusätzhche 
Sondermaßnahme - außerhalb des HSP III - unter- 
stützt: Von 1997 bis einschüeßüch 2000 werden 
Bund, neue Länder und Berün zusätzlich insgesamt 
100 Mio DM zur Förderung innovativer Forschung in 
den neuen Ländern zur Verfügung stellen. 

Das Hochschulsonderprogramm III im 

- Verbesserung der Strukturen 
im Hochschulbereich 

- Wettere Entwicklung des 
Fachhochschulbereichs 

- Hochschulbibliotheksprogramm 

- Verstärkung der europäischen und 
internationalen Zusammenarbeit 

- Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses 

- Förderung von Frauen 
(gezielte Maßnahmen) 

- Abschluß von Maßnahmen des HEP 
Gesamtsumme (Bund und Länder) 

Sonderprogramme der DFG 

Die DFG führt auf der Grundlage der Rahmenverein- 
barung Forschungsförderung vier Sonderprogramme 
durch, die von Bund und Ländern finanziert werden 
(s. Teü I, Kapitel 7; Teil V, Kapitel 1.1). Im Mittelpunkt 
dieser Maßnahmen stehen die Förderung von wis- 
senschaftlichem Nachwuchs und hochqualifizierter 
Forschung. 


Überblick 

1 337 Mio DM 

600 Mio DM 
80 Mio DM 

420 Mio DM 

865 Mio DM 

200 Mio DM 
178 Mio DM 
3 680 Mio DM 
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Die Programme und ihre Charakteristika sind: 

- Förderung des hochqualifizierten promovierten 
wissenschaftlichen Nachwuchses 

„Postdoktorandenprogramm": Bereitstellung von 
Stipendien für die Weiterqualifizierung durch eine 
zeitlich begrenzte Tätigkeit in der Grundlagen- 
forschung. Für dieses ausschheßhch aus Mitteln 
des Bundes finanzierte Programm sind 1998 
12 Mio DM veranschlagt. 


Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses gehört 
zu den Aufgaben, denen für die Sicherung und Gestaltung 
der Zukunft eine herausragende Bedeutung zukommt. 

Wissenschaftlicher und technologischer Fortschritt erfordern 
qualifizierte und motivierte Wissenschaftler und Forscher. Die 
Qualität des wissenschaftlichen Nachwuchses entscheidet 
über die Entwicklungs- und Wettbewerbschancen eines Lan- 
des. 

Zu den Maßnahmen und Programmen, mit denen der Bund 
bzw. Bund und Länder gemeinsam den wissenschaftlichen 
Nachwuchs fördern, gehören 

- direkte, personen bezogene Maßnahmen, die insbeson- 
dere in Zusammenarbeit mit Forschungsförderorganisatio- 
nen, Mittlern und Stiftungen (s. auch Teil V) durchgeführt 
werden: 

- Nachwuchsfördermaßnahmen im Rahmen des Hoch- 
schulsonderprogramms IN {HSP III); 

- durch Sonderprogramme der DFG (z. B. Postdoktoran- 
denprogramm, Heisenberg-Programm; Graduiertenkol- 
legs); 

- Maßnahmen der Begabtenförderwerke, des DAAD und 
des AvH; 

- indirekte Förderungen: Dem wissenschaftlichen Nach- 
wuchs kommen auch Mittel der Forschungsförderung zu- 
gute, die nicht auf personengebundene Förderziele ausge- 
richtet sind. Dies gilt vor allem für die institutionelle und die 
Projektförderung von FuE des BMBF und die Förderung 
im Rahmen des Normalverfahrens der DFG; ferner Maß- 
nahmen der internationalen Zusammenarbeit und des 
Wissenschaftleraustausches, durch die ebenfalls Mittel für 
die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses wirk- 
sam werden. 

Allein aus Mitteln des BMBF werden auf diese Weise deutlich 
mehr als eine Milliarde DM für die Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses wirksam. 


- Förderung ausgewählter Forscherinnen, 

Forscher und Forschergruppen 

„Förderung der Spitzenforschung": Beispielhafte 
Herausstellung der Forschenden; Schaffung von 


verbesserten Arbeitsmöglichkeiten und Freiräu- 
men; Entlastung von administrativer Arbeit; För- 
derung der Zusammenarbeit mit anderen Wissen- 
schaftlern; im Haushalt des Bundes sind hierfür 
1998 22,1 Mio DM bereitgestellt. 

- Förderung des hochqualifizierten 
wissenschaftlichen Nachwuchses 

„Heisenberg-Programm": Vergabe von Stipendien 
für jeweüs für 5 Jahre an besonders qualifizierte 
Nachwuchswissenschaftler; Voraussetzung Habüi- 
tation oder vergleichbare Qualifikation. Das Pro- 
gramm, das im Durchschnitt vom Bund mit jährlich 
5 bis 6 Mio DM gefördert wurde, ist 1996 ausge- 
laufen. 

- Förderung von Forschung und wissenschaftlichem 
Nachwuchs in Graduiertenkollegs 

Langfristig angelegte Einrichtungen - maximal bis 
neun Jahre - der Hochschulen zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses (Doktoranden) 
auf der Grundlage einer Empfehlung des Wissen- 
schaftsrates (1989). Promotion im Rahmen eines 
systematischen Studienprogramms; Stärkung der 
Forschung an Hochschulen durch forschungs- 
orientiertes, interdisziplinär angelegtes Studium; 
Förderung der Mobiütät. Derzeit gibt es rd. 300 
Graduiertenkollegs (Stand: 1997) in den alten und 
neuen Ländern. Die Mittel für die Kollegs werden 
vom Bund und dem jeweüigen Sitzland gemein- 
sam aufgebracht; hierfür güt bis einschüeßlich 
1998 ein Finanzschlüssel von 65 v. H. (Bund) zu 
35 V. H. (Land); ab 1999 wird dieser durch eine pa- 
ritätische Finanzierung - 50:50 v. H. - abgelöst. 
Der Bund hat im Haushaltsplan 1998 für seinen 
Anteil rund 18,2 Mio DM veranschlagt; hinzu 
kommen Mittel aus dem HSP III in Höhe von 
65,5 Mio DM. Für das Programm 1998 stellen Bund 
und Länder damit Gesamtmittel in Höhe von 
128,6 Mio DM bereit. 

Literatur 

- „Sicherung der Qualität der Forschung", Bericht 
der Bund-Länder-Kommission für Büdungspla- 
nung und Forschungsförderung vom 2. Juni 1997 
in der Fassung der von den Regierungschefs am 
3. Juli 1997 eingesetzten Arbeitsgruppe; 

- Jahrbücher der DFG; 

- BLK, Informationen zum Gemeinsamen Hoch- 
schulsonderprogramm III (HSP III) des Bundes 
und der Länder; 

- BMBF-Broschüre: „Fachhochschulen in Europa", 
1997. 


94 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


2. Großgeräte der Grundlagenforschung 

(Förderbereich B) 


Investition in die Zukunft 

Wissen und Erkenntnisse zu gewinnen, ist ein we- 
sentlicher Bestandteil unserer Kultur. Grundlagen- 
forschung, insbesondere naturwissenschaftliche 
Grundlagenforschung, ist auch unverzichtbare Vor- 
aussetzung für das Meistern unserer Zukunft, denn 
sie ist der Ideenlieferant für technologische Innova- 
tionen, auf die ein rohstoffarmes und exportorien- 
tiertes Land wie Deutschland in besonderem Maße 
angewiesen ist. Grundlagenforschung erfordert ho- 
he staatliche Investitionen - insbesondere auch im 
Großgerätebereich. Derzeit sind in Deutschland 
bzw. mit deutscher Beteiligung vier Großanlagen im 
Bau: die Synchrotronstrahlungsquelle BESSY II in 
Berlin, der Forschungsreaktor München (FRM II), 
der Large Hadron Collider (LHC) in Genf und das 
Very Large Telescope (VLT) in Chile. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Großgeräte der Grundlagenforschung 

in Mio DM 
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Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Forschungspolitische Ziele 

Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung stößt 
in immer extremere Dimensionen der Materie vor. 
Dies ist nur möglich bei Verfügbarkeit von sehr auf- 
wendigen instrumenteilen Hilfsmitteln (Großgeräte). 
Eine entsprechende Infrastruktur aufzubauen und zu 
unterhalten, ist wegen der Kostenintensität und der 
länderübergreifenden Nutzung dieser Geräte eine 
gesamtstaatliche Aufgabe. Daher finanziert überwie- 
gend der Bund Entwicklung, Bau und Nutzung von 
Großgeräten. 


Thematische Schwerpunkte 

Die Fördermaßnahmen umfassen im Projekt- und 
überwiegend auch im institutionellen Bereich: 

- Arbeiten in der Kern- und Teüchenphysik, die sich 
mit der atomaren und subatom^ren Materie befas- 
sen (Forschungsinstrumente: Teilchenbeschleuni- 
ger); 


- Untersuchungen der Strukturen und der Dynamik 
kondensierter Materie (Forschungsinstrumente: 
Neutronen- und Synchrotronstrahlungsquellen); 

- Experimente in der erdgebundenen Astronomie 
und Astrophysik (Forschungsinstrumente: opti- 
sche Teleskope, Radioteleskope, Neutrinodetekto- 
ren). 

Neben diesen Projektfördermaßnahmen werden im 
Rahmen institutioneller Förderung weitere ausge- 
wählte Themen der naturwissenschaftlichen Grund- 
lagenforschung unterstützt. 

Strukturen der Förderung 

Die Fördermaßnahmen ghedern sich bei einem Ge- 
samtansatz für 1997 von 1 038 Mio DM in: 

- institutioneile Förderung (1997: 53,6%), 

- internationale Beitragsverpfhchtungen (1997: 
32,4%) sowie 

- Projektmittel (1997: 14,0 %). 

Forschungsinstitutionen sind vor allem das Deutsche 
Elektronensynchrotron (DESY), die Gesellschaft für 
Schwerionenforschung (GSI), das Hahn Meitner In- 
stitut (HMI), die Forschungszentren Jühch und Karls- 
ruhe (FZJ und FZK) sowie eine Reihe von Blaue 
Liste-Instituten wie z. B. das Forschungszentrum Ros- 
sendorf (FZR) und das Astrophysikahsche Institut 
Potsdam (AIP). Internationale Beitragsverpflichtun- 
gen bestehen insbesondere gegenüber der Euro- 
päischen Organisation für Kernforschung (CERN), 
der Europäischen Organisation für astronomische 
Forschung in der südlichen Hemisphäre (ESO), der 
European Synchrotron Radiation Facility (ESRF) und 
dem Institut Laue-Langevin (ILL) (s. dazu auch 
Teil IV). Projektmittel fheßen hauptsächhch an Hoch- 
schulinstitute, die Arbeiten in den o. g. thematischen 
Schwerpunkten durchführen. 

Ergebnisse/Entwicklungen 

Im April 1996 erteilte das Bayerische Staatsministe- 
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen der 
Technischen Universität München die erste atom- 
rechtliche Teilgenehmigung für den Bau des neuen 
Forschungsreaktors München (FRM II). Seitdem ge- 
hen die Arbeiten zügig voran. Im Oktober 1997 wur- 
de die zweite Teügenehmigung erteüt, so daß auch 
der zweite Bauabschnitt, der die bauliche und anla- 
gentechnische Fertigstellung der gesamten Anlage 
und die nichtnukleare Inbetriebnahme umfaßt, ohne 
Zeitverzug durchgeführt werden kann. Mit dem 
FRM II, der Anfang des nächsten Jahrzehnts in 
Betrieb gehen wird, ist dann sichergestellt, daß die 
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Wissenschaft in Deutschland auch mittelfristig aus- 
reichend mit Neutronen versorgt werden wird. 

Der im Jahre 1992 begonnene Bau der Berhner Syn- 
chrotronstrahlungsquelle BESSY II in Berlin- Adlers- 
hof nähert sich seiner Fertigstellung. Teile der Ma- 
schinenanlage sind bereits in die große Speicherring- 
halle eingebaut und funktionsbereit. Das Synchro- 
tron hat bereits im Frühjahr 1997 einen ersten Elek- 
tronenstrahl geliefert. Der Speicherring wird in der 
ersten Hälfte 1998 fertiggesteUt sein, so daß BESSY II 
planmäßig zum 1. Juh 1998 den Betrieb aufnehmen 
kann. 

Mit BESSY II und mit dem FRM II werden der Wis- 
senschaft und der Industrie sehr moderne leistungs- 
fähige Strahlquellen für unterschiedliche grundla- 
genorientierte und anwendungsbezogene Forschun- 
gen und Entwicklungen zur Verfügung gestellt. Die 
Anwendungsbereiche reichen von der Grundlagen- 
forschung in Physik, Chemie, Biologie, Medizin bis 
zur Analytik, Materialforschung und industrieller 
Anwendung. 

Der Bau des Large Hadron Collider (LHC) bei CERN, 
der 1994 noch mit zwei Ausbaustufen geplant war, ist 
1996 mit nur einer Ausbaustufe und Fertigstellung 
bis 2005 beschlossen worden. Dies wurde dadurch 
ermöglicht, daß sich eine Reihe von Nichtmitglied- 
staaten, vor allem die USA und Kanada, zur Mit- 
finanzierung des LHC und der damit betriebenen Ex- 
perimente bereiterklärt haben. Die größten Arbeits- 
pakete für den LHC und seine Experimente werden 
bis 1998 in Auftrag gegeben. 

Der Bau des Very Large Telescope (VLT) in Chile, 
einer aus vier Einzelteleskopen bestehenden Anlage, 
ist soweit vorangeschritten, daß mit der Fertigstel- 
lung des ersten Teleskops in der 2. Jahreshälfte 1998 
und mit ersten Experimenten für 1999 gerechnet wer- 
den kann. 

Die Beschleunigeranlage HERA bei DESY hat ihre 
geplanten Design-Werte hinsichtlich Strahlqualität 
und -quantität erreicht. Dies ermöghcht den Vorstoß 
in bisher unerforschte Gebiete der Struktur des Nu- 
kleons (Proton). Dabei wurden Abweichungen von 
den Erwartungen des sog. Standardmodells der Teil- 
chenphysik beobachtet, die großes internationales 
Interesse hervorgerufen haben. Eine endgültige Aus- 
sage wird sich aber erst in einigen Jahren machen 
lassen, wenn noch wesentlich mehr Ereignisse (der 
nicht erwarteten Art) beobachtet worden sind. Be- 
stätigen sich die Beobachtungen, so muß das sehr 
fundamentale Standardmodell modifiziert, unter Um- 
ständen sogar aufgegeben werden. 

Bei DESY wurde der Einstieg in eine neue Genera- 
tion von Beschleunigern eingeleitet. Es wurden er- 
folgreich erste Vorarbeiten für einen Linearbeschleu- 
niger für Elektronen und Positronen durchgeführt, 
der einmal vertieften Einblick in die Struktur von Ele- 
mentarteilchen ermöglichen soll. DESY beabsichtigt 
unter Einsatz dieses Linearbeschleunigers auch län- 
gerfristig den Bau eines sogenannten Freien Elektro- 
nen-Lasers (FEL) ün Röntgenbereich (Röntgenlaser). 
Dieser beruht auf einem neuartigen physikalischen 


Prinzip, das erst noch erprobt werden muß. Dieser Er- 
probung güt der derzeitige Aufbau eines Test-FEL's. 
Erweist sich das neue Prinzip als brauchbar, so kann 
Röntgen-Strahlung mit einer bisher nicht erreichten 
Leuchtdichte erzeugt werden, die die Forschung zu 
neuen Ufern führen wird. 

Bei der GSI wurde die Kette der Erzeugung neuer 
Elemente 1996 mit dem Nachweis des bisher schwer- 
sten Elementes mit der Ordnungszahl 112 fortgesetzt; 
die Suche nach Elementen der Ordnungszahlen 113 
und 114 wird 1998 aufgenommen. Die GSI führt in 
Zusammenarbeit mit dem DKFZ, dem FZR und klini- 
schen Partnern eine umfassende Therapiestudie zur 
Nutzung von Schwerionen bei operativ schwer zu- 
gänglichen Tumoren durch. Mit ersten Bestrahlun- 
gen am Mensch ist Ende 1997 begonnen worden. 
Auch das HMI widmet sich der Krebsbehandlung. Es 
hat eine Therapieeinrichtung zur Bestrahlung intra- 
okularer Melanome mit Protonen aus der vorhande- 
nen Beschleunigeranlage aufgebaut. Erste Bestrah- 
lungen am Menschen sind für 1998 vorgesehen. Die 
bei DESY schon seit längerem in der Entwicklung 
befindliche nichtinvasive Koronarangiographie mit 
Synchrotronstrahlung hat in den letzten Jahren 
starke Fortschritte gemacht. Ziel der jetzt noch lau- 
fenden Arbeiten ist die Validierung des entwickelten 
Verfahrens, so daß es für den Routineeinsatz zugelas- 
sen werden kann. 


Literatur 

Großgeräte-Forschung wird auch im Rahmen ande- 
rer Fördermaßnahmen unterstützt (z. B. Fusionsexpe- 
rimente der institutioneilen Förderung von HGF-Ein- 
richtungen wie Garching/Greifswald, Karlsruhe, Jü- 
lich sowie des Forschungsprogramms der Europäi- 
schen Gemeinschaft, s. Teil IV, Kap. 1). 

Die Projektfördermaßnahmen des BMBF werden 
über Projektträger abgewickelt. Es sind dies für die 
Bereiche 

- Elementarteilchenphysik, Erdgebundene Astro- 
physik/Astronomie und Erforschung der konden- 
sierten Materie (Teilbereich Synchrotronstrah- 
lung): 

Deutsches Elektronensynchrotron (DESY), Pro- 
jektträger HS (s. Teil V, Kap. 7); 

- Kern- und Mittelenergiephysik: 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH 
(GSI), Projektträger KKS (s. Teil V, Kap. 7); 

- Erforschung der kondensierten Materie (Teilbe- 
reich Teilchenstrahlung): 

Forschungszentrum Jühch GmbH (FZJ), Projekt- 
träger BEO (s. Teil V, Kap. 7). 

Bei den Projektträgern sind detaillierte Informationen 
über die Projektfördermaßnahmen des BMBF erhält- 
lich. 
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3. Meeresforschung und Polarforschung; Meerestechnik 

(Förderbereich C) 


Meer - Ressource und Ökosystem 

Die vom Bundeskabinett verabschiedeten Pro- 
gramme „Meeresforschung" (1993) und „Polarfor- 
schung" (1996) sowie das Forschungskonzept Mee- 
restechnik 1994-1998 des BMBF bilden die politi- 
sche Basis für die wissenschaftlich-technologische 
Förderung dieser Bereiche. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Meeresforscliung und Polarforscbung; Meerestechnik 

in Mio DM 
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Das Programm Meeresforschung der Bundesregie- 
rung konzentriert sich auf Arbeiten zur Bedeutung 
der Meere für das Erdklima sowie auf Untersuchun- 
gen über das Ökosystem und die Ressourcen aus 
dem Meer. Deren Ergebnisse schaffen auch Voraus- 
setzungen für politische Entscheidungen zu den da- 
mit verbundenen Problemfeldem. Darüber hinaus 
beteiligt sich die Bundesregierung an der Planung 
für das internationale ozeanische Beobachtungspro- 
gramm GOOS (Global Ocean Observing System). 

Die Erforschung der Polargebiete ist in erster Linie 
für die Klimaforschung von Interesse, da diese Regio- 
nen unmittelbaren Einfluß auf das globale Klima- 
und Wettergeschehen haben. Aus den Eisschilden 
Grönlands und der Antarktis sowie den Meeressedi- 
menten beider Polarregionen lassen sich Daten über 
Klimazustände gewinnen, die mehrere 100 000 oder 
sogar Milhonen Jahre in die Vergangenheit zurück- 
reichen. Zudem wird die Entwicklung von polaren 
Ökosystemen und Lebensgemeinschaften analysiert, 
um mehr über frühere und zukünftige Folgen von 
möglichen Klimaänderungen zu erfahren. 

Meerestechnik als dritter Schwerpunkt ist unterglie- 
dert in Schiffstechnik und Küsteningenieurwesen. 
Das Organisation für wirtschafthche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung-Abkommen (OECD-Abkom- 
men) sieht zu Schiffbauhilfen den Abbau sämtlicher 
Subventionen vor, ausgenommen Beihüfen für For- 
schung und Entwicklung. Forschung und Entwick- 
lung soUen dazu Ipeitragen, die Schiffbauindustrie in 


den strukturschwachen Küstenländern und den 
hohen Rang Deutschlands unter den Schiffbaulän- 
dern der Welt zu erhalten. Dabei ist die Förderung 
als Hilfe zur Selbsthilfe der Industrie zu verstehen. 
Das Engagement der Unternehmen bleibt somit ge- 
fordert. 


Meeresforschung und Polarforschung 

Forschungspolitische Ziele 

Die Meeres- und Polarforschung hat als wesenthche 
Zielsetzungen, die Rolle der Ozeane und der Polar- 
gebiete im weltweiten Khmageschehen zu untersu- 
chen, sie aber ebenso auch in ihrer Funktion als Öko- 
systeme zu analysieren und zu bewerten. Als wert- 
volle Quelle für mineralische und vor allem auch le- 
bende Ressourcen werden die Ozeane in den polaren 
und gemäßigten Breiten eine zunehmend wichtige 
Rolle spielen. Die Forschung zielt vor allem auf ein 
umfassendes {System-)Verständnis der Ozeane und 
Polarregionen ab, das als Basis für Konzepte zum 
Schutz und die ausgewogene wirtschafthche Nut- 
zung durch den Menschen gleichermaßen unerläß- 
lich ist. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Meeres- und Polarforschung 

in Mio DM 
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Strukturen der Förderung 

Die Komplexität der Forschungsaufgaben legt nahe, 
daß Meeres- und Polarforschung in weiten Teüen nur 
durch eine gut abgestimmte internationale Zusam- 
menarbeit erfolgreich sein kann. Die deutschen Akti- 
vitäten sind dementsprechend in zahlreiche interna- 
tionale Forschungsprogramme und -projekte fest ein- 
gebunden. Diese werden durch bilaterale Zusam- 
menarbeit ergänzt, die spezieUe wissenschafthche 
oder auch politische Zielsetzungen verfolgt. Die För- 
derung der Meeres- und Polarforschung durch die 
Bundesregierung erfolgt - teilweise in Gemeinschaft 
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mit einzelnen Bundesländern - zu einem überwie- 
genden Teil durch die Grundfinanzierung von For- 
schungseinrichtungen (siehe auch Teil V). Darüber 
hinaus stellen besonders das BMBF, das Umweltbun- 
desamt (UBA) und die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft (DFG) Projektfördermittel zur Bearbeitung 
kurz- bis mittelfristiger Fragestellungen bereit. 

Um die weltweiten und regionalen Forschungsauf- 
gaben entsprechend den internationalen Meeres- 
schutz-Übereinkommen und den weiteren internatio- 
nalen Abkommen erfüllen zu können, stehen für Ex- 
peditionen moderne Forschungsschiffe wie z.B. das 
FS „Meteor", das FS „Polarstern" sowie das FS 
„ Sonne " zur Verfügung. 

Ausgewählte Meeres- und Polarforschungsinstitutionen 
Institute der Ressortforschung 

Biologische Anstalt Helgoland (ab 1 998 in Stiftung AWI) 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Han- 
nover (BGR) 

Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie, Hamburg 
(BSH) 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei, Hamburg (BFAFi) 

Forschungsanstalt für Wasserschall und Geophysik, Kiel 
(FWG) 

Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz (BfG) 

Helmholtz-Zentren 

Stiftung Alfred-Wegener- Institut für Polar- und Meeres- 
forschung, Bremerhaven 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht 
Institute der „Blauen Liste" 

Institut für Meereskunde an der Universität Kiel, Kiel 
Institut für Ostseeforschung, Warnemünde 

Forschungsinstitut und Naturmuseum Senckenberg, 
Frankfurt/Wilhelmshaven 

Max-Planck-Institute und Landeseinrichtungen 

MPI für marine Mikrobiologie, Bremen 
MPl für Meteorologie, Hamburg 
GEOMAR-Forschungszentrum, Kiel 
Zentrum für marine Tropenökologie, Bremen 
Terramare-Zentrum für Flachmeerforschung, Wilhelmshaven 
Forschungs- und Technologiezentrum Westküste, Büsum 
Institut für Polarökologie, Kiel 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Meeresforsch ung 

Das BMBF fördert im Bereich Meeresumweltfor- 
schung und -Überwachung wichtige Verbundprojekte 
in Nord- und Ostsee. Im Mittelpunkt stehen Unter- 
suchungen über die Umweltsituation in der Region. 
Projekte wie Greif swalder Bodden und Oderästuar 
Austauschprozesse (GOAP) oder Transport- und Um- 
satzprozesse in der Pommerschen Bucht (TRUMP) 
untersuchen z. B. die Belastbarkeit der Küstenräume. 


Die Projekte befinden sich derzeit in der abschließen- 
den Synthesephase. Projekte zur Sauerstoff Situation 
in der Ostsee wurden im Rahmen von Dynamik in 
Sulfid- und Methanbiotopen der Ost- und Nordsee 
(DYSMON) durchgeführt. Das Forschungsverbund- 
vorhaben (BMBF, BMU, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein) „Ökosystemforschung Wattenmeer" wird 
zu einem besseren Verständnis der Wechselbezie- 
hungen zwischen Natur und Mensch führen und da- 
mit die Grundlage für Konzepte zur schonenden Nut- 
zung liefern. Auch dieses Vorhaben befindet sich 
derzeit in der Synthesephase. 

Im Rahmen von internationalen Kooperationen unter- 
stützen das BMBF und der Bremer Senator für Bü- 
dung, Wissenschaft, Kunst und Sport seit Oktober 
1997 zusammen mit dem niederländischen Ministe- 
rium für Büdung, Kultur und Wissenschaften den 
Aufbau eines Kompetenzzentrums in der Meeresfor- 
schung. Der Kooperationsverbund wird sich zunächst 
auf vier Forschungsthemen konzentrieren: Khma- 
geschichte, ozeanischer Kohlenstoffkreislauf, Küsten 
und Flachmeere sowie moderne Meerestechniken 
und Verfahren. Beteiligt sind das Niederländische 
Institut für Meeresforschung (Texel), die Stiftung 
Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeresfor- 
schung (AWI), der Fachbereich Geowissenschaften 
der Universität Bremen, das Zentrum für Marine Tro- 
penökologie (ZMT) und das Max -Planck- Institut für 
marine Mikrobiologie. 

Der Erforschung mariner tropischer Ökosysteme 
kommt seit 1995 am ZMT in Bremen verstärkt Bedeu- 
tung zu. Im Rahmen des BMBF-Projektes MADAM 
wird zusammen mit brasüianischen Wissenschaftlern 
die Dynamik von Mangrovenwäldern untersucht, um 
anschließend entsprechende Managementpläne für 
eine ausgewogene Nutzung dieser Ökosysteme zu 
entwickeln. Forschungsarbeiten im Golf von Akaba 
innerhalb des BMBF-Projektes Rotes Meer stellen 
durch die Zusammenarbeit israelischer, ägyptischer, 
palästinensischer, jordanischer und deutscher Wis- 
senschaftler auch einen Beitrag zum Friedensprozeß 
in der nahöstüchen Krisenregion dar. In sieben Teü- 
projekten wird hier Ökosystemforschung betrieben, 
die vor allem das Verständnis produktionsbiologi- 
scher und mikrobiologischer Prozesse zum Ziel hat. 

Für die Tiefseeforschung hat das BMBF einen neuen 
Grundlagenschwerpunkt konzipiert. Hier soU der 
noch weithin unbekannte Lebensraum Tiefsee, des- 
sen Bedeutung z. B. für das globale Klimageschehen 
lange Zeit unterschätzt wurde, erforscht werden. 

Mit den internationalen Projekten WOGE (World 
Ocean Cirulation Experiment) und JGOFS (Joint Glo- 
bal Ocean Flux Study) konnte jetzt gezeigt werden, 
daß ozeanische Prozesse weitaus veränderlicher sind, 
als bisher vermutet. Langfristige Beobachtungen sind 
daher erforderüch. 

Darüber hinaus beteihgt sich die Bundesrepublik 
Deutschland auch an dem EUREKA-Projekt EURO- 
MAR, das auf deutscher Seite vor allem durch das 
BMBF gefördert wird. In Zusammenarbeit zwischen 
Meereswissenschaftlern und der Industrie werden 
Instrumente und Verfahren zur Überwachung der 
ökologischen Situation in den europäischen Rand- 
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meeren entwickelt. Ein besonders gelungenes Bei- 
spiel ist das automatische und ereignisgesteuerte 
Meeresüberwachungssystem „MERMAID", das z. Z. 
in das Umweltmeßnetz des Bundesamtes für See- 
schiffahrt und Hydrographie (BSH) implementiert 
wird. Durch das neue Förderkonzept „Meeresfor- 
schungs- und Meeresüberwachungstechnik" sollen 
vor allem die mittelständischen Unternehmen an 
maritime Fragestellungen herangeführt werden. Ihre 
Wettbewerbsfähigkeit soll damit verbessert werden. 

Im November 1997 hat das BMBF den Förderschwer- 
punkt marine Naturstofforschung ausgeschrieben. 
Das vornehmhche Ziel der Förderung ist die Suche, 
Isolierung und Charakterisierung von Wirkstoffen 
aus dem Meer, die zur Entwicklung neuer Produkte 
für unterschiedliche Anwendungsbereiche (z.B. 
Pharmazie, Lebensmitteltechnologie) führen können. 

Forschungsarbeiten zur nachhaltigen Nutzung der 
lebenden Meeresressourcen werden durch die 
dem BML zugehörige Bundesforschungsanstalt für 
Fischerei (BFAFi) durchgeführt. Die anwendungs- 
nahen Ergebnisse stellen einen deutschen Beitrag 
zur Bewirtschaftung des gemeinsamen EU-Meeres 
sowie weiterer international genutzter atlantischer 
Fischereiressourcen dar. Zugleich werden Informa- 
tionen über natürliche und anthropogene Verände- 
rungen der marinen Ökosysteme sowie über die Ver-^ 
breitung und der Verbleib von Schadstoffen in Mee- 
resorganismen gewonnen. Die Arbeiten sind einge- 
bunden in den Rahmen des Internationalen Rates für 
Meeresforschung (ICES) (s. Teil IV) und anderer in- 
ternationaler Übereinkommen (z.B. IWC: Internatio- 
nal Whahng Commission, NEAFC: North East Atlan- 
tic Fisheries Committee, IBSFC; International Baltic 
Seas Fisheries Comnüssion, OSPAR: Oslo and Paris 
Commission und HELCOM: Helsinki Commission). 

Die DFG finanziert die marinen Sonderforschungsbe- 
reiche „Der Südatlantik im Spätquartär: Rekonstruk- 
tion von Stoffhaushalt und Stromsystem", „Verände- 
rungen der Umwelt: Der nördliche Nordatlantik", 
„Klimarelevante Prozesse im System Ozean- Atmo- 
sphäre-Kryosphäre" sowie „Dynamik thermohahner 
Zirkulationsschwankungen" . 

Polarforschung 

Für die deutsche Polarforschung ist seit April 1996 
das „Polarforschungsprogranun der Bundesregie- 
rung" maßgebend. Dieses Progranun berücksichtigt 
erstmals beide Polarregionen und beinhaltet neben 
der klimarelevanten Forschung und der Ökosystem- 
forschung in den Polarregionen (s. u.) auch die Tech- 
nologieentwicklung sowie die Suche nach marinen 
Naturstoffen. Zusätzlich wird das von der DFG 1981 
begonnene Schwerpunktprogramm „Antarktisfor- 
schung" seit 1996 als „Koordiniertes Programm Ant- 
arktisforschung" weiter geführt. Träger der deut- 
schen Polarforschung sind verschiedene Bundesres- 
sorts (vor allem BMBF, BML, BMU und BMWi; letzte- 
res mit der ihm nachgeordneten Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe [BGR]), die DFG, 
die Großforschungseinrichtung AWI sowie verschie- 
dene Institute der Max-Planck-Gesellschaft und der 
Hochschulen. 


Von besonderer Bedeutung für die deutsche Arktis- 
und Antarktisforschung ist das 1980 als zentrale 
deutsche Einrichtung für Polarforschüng gegründete 
AWI Bremerhaven, das folgende Aufgaben hat; 

- Durchführung von Forschungsprojekten; 

- Koordinierung der deutschen Beiträge zur Polar- 
forschung auf nationaler und internationaler Ebene 
im Scientific Committee on Antarctic Research 
(SCAR) und im International Arctic Science 
Committee (lASC), deren deutscher SCAR/IASC 
Landesausschuß im Internationalen Büro des AWI 
verwaltet wird; 

- Bereitstellung der Logistik für Forschungsarbeiten 
in den Polargebieten. 

Zur Durchführung der meist internationalen For- 
schungsvorhaben stellt Deutschland in der Ant- 
arktis verschiedene Stationen zur Verfügung: die 
ganzjährig besetzte Neumayer- Station und die 
zeitweise genutzte Filchner- Station, das Dall- 
mann-Labor sowie die Gondwana-Station der 
BGR. Darüber hinaus werden eine Empfangsan- 
lage für ERS-l/2-Satelliten auf der chilenischen 
O'Higgins- Station, das FS „Polarstem" und die 
beiden Forschungsflugzeuge „Polar 2" und 
„Polar 4" eingesetzt. Der deutschen Arktisfor- 
schung steht seit 1990 die ganzjährig besetzte Kol- 
dewey-Station in Ny Alesund- auf Spitzbergen zur 
Verfügung. 


Prioritäre Themen der deutschen Polarforschüng 

- Bedeutung der Polargebiete für das Klimageschehen, 
thermische und dynamische Wechselwirkungen zwischen 
Atmosphäre-Ozean-Kryosphäre 

- Analyse von Spurenstoffen in der Atmosphäre, der Hydro- 
sphäre und der Biosphäre der Antarktis 

- Struktur, Dynamik und Funktionsprinzipien polarer Öko- 
systeme 

- Massenhaushalt und Dynamik von Land- und Schelfeis 

- Struktur der Erdkruste und des Erdmantels im Bereich des 
antarktischen Kontinents 


Seit 1996 haben sich vor allem in der khmarelevanten 
Polarforschung vielversprechende und weiterfüh- 
rende Entwicklungen ergeben, die maßgebhch vom 
BMBF gefördert werden. 

Im Oktober 1996 wurde das internationale „Cape Ro- 
berts Bohrprojekt" in der Antarktis am Westufer des 
Rossmeeres gestartet. Unter deutscher Beteiligung 
(AWI, BGR) soUen hier neue Erkenntnisse über die 
letzten 100 Mio Jahre der Geschichte der Antarktis 
gewonnen werden. Hierdurch werden Informationen 
über die Klimaentwicklung sowie über Ursache und 
Verlauf von Meeresspiegelschwankungen erwartet. 

Durch die politische Öffnung Osteuropas war eine 
verstärkte Kooperation nüt mssischen Instituten 
möglich. Die im Februar 1995 vom BMBF und dem 
russischen Ministerium für Wissenschaft und Techni- 
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sehe Pohtik Unterzeichnete deutsch-russische Fach- 
vereinbarung zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Meeres- und Polarforschung hat inzwischen zur 
erfolgreichen Durchführung gemeinsamer Verbund- 
vorhaben in der Arktis geführt. 

Insbesondere die Laptev-See (Sibirien) wird im Rah- 
men deutsch-russischer Gemeinschaftsexpeditionen 
intensiv untersucht. Die dortige Forschung unter 
Beteüigung des AWl, des GEOMAR Forschungs- 
zentrums, des Instituts für Polarökologie in Kiel und 
weiterer Institutionen ergab insbesondere erste Hin- 
weise auf extreme und sehr kurzfristige gegenwär- 
tige Umweltveränderungen: die alljährliche Neueis- 
bildung in der Laptev-See setzte im Herbst 1995 erst- 
mals später als übhch ein. Die Ursachen und die 
Frage, ob die ungewöhnhehe Kümasituation mit 
möglichen Klimaveränderungen als Folge des 
Treibhauseffektes im Zusammenhang steht, wird 
z. Z. untersucht. 

Untersuchungen zur Rekonstruktion der Umweltent- 
wicklung Mittelsibiriens im Spätquartär werden un- 
ter Federführung der ForschungssteUe Potsdam des 
AWI durchgeführt. Diese Arbeiten sind für die Unter- 
suchung des Treibhauseffekts von großer Bedeutung, 
da in den Permafrostregionen Sibiriens große Men- 
gen an Kohlenstoffverbindungen gespeichert sind. 
Bisher ging man davon aus, daß eine Temperatur- 
erhöhung diese klimarelevanten Gase verstärkt frei- 
setzen wird. Neueste Erkenntnisse (Taimyr-Expedi- 
tion 1996) zeigen jedoch, daß damit auch eine Ver- 
besserung der Wachstumsbedingungen einherginge, 
die zu einem verstärkten Pflanzenwachstum führen 
und dadurch der Atmosphäre große Mengen des frei- 
gesetzten Kohlenstoffs wieder entziehen würde. 

Die BGR hat seit 1996 geologisch-geophysikahsche 
Untersuchungen zum strukturellen Aufbau und zur 
geologischen Geschichte des Königin-Maud-Landes 
in der Antarktis sowie dessen vorgelagerten See- 
gebieten im Grenzgebiet zwischen Atlantischem und 
Indischem Ozean durchgeführt. Ferner hat sie über 
die Lincoln-See (kanadische Arktis) sowie über dem 
Transantarktischen Gebirge aeromagnetische Ver- 
messungen zur Bestimmung der Untergrundgeologie 
dieser überwiegend eisbedeckten Gebiete vorge- 
nommen. 


Meerestechnik 

Forschungspolitische Ziele 

Das Forschungskonzept Meerestechnik gliedert sich 
in Schiffstechnik und Küsteningenieurwesen. Die 
Zielsetzungen von Forschung und Entwicklung in 
der Schiffstechnik umfassen die Stärkung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der maritimen Industrie, die Ver- 
besserung der Verkehrssituation in Deutschland und 
Europa durch vermehrte Nutzung der Wasserwege 
und die Verminderung der Umweltbelastungen 
durch Schiffstransporte. Der Bereich Küsteninge- 
nieurwesen hingegen ist auf die Erhaltung sowie auf 
die ökonomisch und ökologisch bessere Nutzung des 
Lebensraums der Menschen an den Küsten konzen- 
triert. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Meerestechnik 

in Mio DM 



1994 1995 1996 1997 1998 

(st Soll Rei^-Entw. 

Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Strukturen der Förderung 

Die Förderung im Bereich Schiffstechnik bezieht 
sich auf Projekte, die häufig als Verbundvorhaben 
zwischen Industrie, Schiffbau-Versuchsanstalten, 
Universitäten und sonstigen Forschungseinrichtun- 
gen angelegt sind. Ca. 85 % der Zuwendungen ent- 
fallen auf Unternehmen, ca. 15% auf Universitäten. 
Von den Zuwendungen für Unternehmen erhalten 
Werften und Zulieferer ca. 65%, die restlichen ca. 
35 % kommen auf Dienstleistungsuntemehmen, wie 
Schiffbau-Versuchsanstalten und den Germanischen 
Lloyd. Knapp 25% der Zuwendungen entfielen 1996 
auf Vorhaben in den Neuen Bundesländern. In den 
Bereich Schiffstechnik fallen außerdem Forschungs- 
aufgaben für See- und Binnenschiffahrt in den Ge- 
schäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr. 

Im Bereich Küsteningenieurwesen werden For- 
schungsarbeiten von Bund und Ländern gemeinsam 
wahrgenommen. Vorhaben führen ausschheßheh 
Dienststellen der Küstenländer und Universitäten 
durch, wobei Prioritäten der Forschungsarbeiten mit 
dem Kuratorium für Küsteningenieurwesen (KFKI) 
abgestimmt werden. Marktchancen für die deutsche 
maritime Industrie auf dem Gebiet Offshore-Technik 
werden vorerst anhand besonders ausgewählter Pro- 
jekte zu prüfen sein. 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Die thematischen Schwerpimkte auf diesem Förder- 
gebiet ergeben sich unmittelbar aus den forschungs- 
politischen Zielen, nämlich Forschung und Entwick- 
lung in der Schiffstechnik und Grundlagenforschung 
im Küsteningenieurwesen. 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im Bereich 
Schiffstechnik konzentrieren sich auf folgende drei 
größere Bereiche: 

- Verbesserung der Produktionstechnik, 

- Verbesserung des Produkts, d. h. Erhöhung der 
Wirtschafthehkeit, Sicherheit und Umweltverträg- 
hchkeit sowie 

- Entwicklung systemorientierter neuer Produkte/ 
Erarbeitung von Perspektiven für den Schiffver- 
kehr in Europa; d.h. stärkere Nutzung des Ver- 
kehrsträgers Schiff. 
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Zur Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit der kleinen und mittelständischen Unternehmen 
(KMU) im Bereich der Meerestechnik hat das BMBF 
das Konzept „Meeresforschung- und Meeresüberwa- 
chungstechnik, Technologien für das 21. Jahrhun- 
dert" vorgestellt. Für deutsche Unternehmen sind 
insbesondere in den Bereichen in-situ-Sensorik und 
-Analysetechnik Nischen auf den internationalen 
Märkten zu besetzen. Beim GKSS Forschungszen- 
trum Geesthacht GmbH wurde eine „Kontaktstelle 
Meeresforschungs- und Meeresüberwachungstech- 
nik" eingerichtet, die konkrete Entwicklungsprojekte 
zusammen mit Anwendern, Forschungseinrichtun- 
gen und der Industrie formuliert. 

Exemplarische Ergebnisse im Bereich Schiffstechnik: 

- Entwicklung innovativer Serienschiffe durch 
kleine und mittlere Werften; Baukostenersparnis 
bis 25% gegenüber Stand 1994 durch Nutzung 
von Synergien, verteilte Produktion, Modularisie- 
rung; Abschluß 1998. 

- Anwendung der Laserschweißtechnik zur Ferti- 
gung von Sandwichpaneelen als neuem kosten- 
sparenden, vielseits anwendbaren Kostenstruk- 
tionselement; Abschluß 1998. 

- Elektronisch steuerbares Radargerät; Abkehr von 
rotierenden Antennen, deren Reaktionszeiten für 
schnelle Schiffe und bei dichtem Verkehr unzurei- 
chend sind; Labormuster 1998. 

- Emissionsarme schwerölbetriebene Schiffsdiesel- 
motoren mit um bis zu 50 % reduziertem NO^- Aus- 
stoß gegenüber Stand 1992 durch motorinteme 
Maßnahmen und um 95% mit Hilfe neuartiger 
Katalysatoren; Abschluß 1998. 

- Containerschiffe mit einer Ladekapazität für 8 000 
Standardcontainer unter Berücksichtigung der ge- 
nannten Haus-zu-Haus-Transportkette. Rationali- 
sierung des Güterverkehrs über See und Lösungs- 


ansätze, mit denen Engpässe im Hinterlandver- 
kehr vermieden werden können. 

- Transport palettierter Güter auf Binnenschiffen. 
Beispiel für Verlagerung von Verkehren von der 
Straße auf das Wasser. 

- Eisbrechende Tanker zur Erschließung des Nörd- 
lichen Seeweges. Entwürfe liegen vor. Ausarbei- 
tung von Konzepten bis zur Angebotsreife in Fol- 
gevorhaben. 

Im Förderschwerpunkt Küsteningenieurwesen wird 
Grundlagenforschung betrieben sowie entsprechend 
der Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Län- 
der „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" nach Artikel 91a GG u. a. auch Zweck- 
forschung gefördert. Naturbedingungen im Küsten- 
bereich und Wechselwirkungen Meer/Küstenbau- 
werk soUen wissenschaftlich erfaßt und möglichst 
genau prognostiziert werden. 

Literatur 

- Meeresforschung - Programm der Bundesregie- 
rung, BMBF 1993; 

- Polarforschung - Programm der Bundesregierung, 
BMBF 1996; 

- BVIBF-Broschüre: Ostseeforschungskonzept; 

- BMBF-Broschüre: Tiefseeforschungskonzept; 

- BMBF-Broschüre: Meeresforschungs- und Mee- 
resüberwachungstechnik; 

- BMBF-Broschüre; Marine Naturstofforschung; 

- BMBF-Broschüre: Entwicklungen in der Schiff s- 
technik; 

- The Ocean and the Poles (Hrsg.: G. Hempel), 
G. Fischer- Verlag 1996; 

- Jahresberichte der Institute, Anstalten und Ein- 
richtungen. 


4. Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

(Förderbereich D) 


Raumfahrt - Perspektiven für Forschung 
und Anwendung 

1997 erfolgten wichtige Weichenstellungen für die 
deutsche Raumfahrt: 

Das Bundeskabinett hat im Juli 1997 das neue Stra- 
tegiekonzept Raumfahrt „Perspektiven für For- 
schung und Anwendung" verabschiedet und die 
Neuordnung des deutschen Raumfahrtmanagements 
in Form der Zusammenführung von DARA und DLR 
beschlossen. Das Bundeskabinett stimmte der Zeich- 
nung des Regierungsübereinkommens über die Zu- 


sammenarbeit bei der Internationalen Raumstation 
zu. Es wurde eine umfassende Reform der ESA im 
Hinblick auf u. a. Management^ Industriepolitik und 
programmatische Ausrichtung eingeleitet. Mit dem 
erfolgreichen Start der ARIANE 5 (Trägerrakete) im 
Oktober 1997 ist ein wichtiger Schritt der europäi- 
schen Raumfahrt in das 21. Jahrhundert gelungen. 

Die anspruchsvollen und kostenintensiven Aufgaben 
der Raumfahrtforschung haben dazu geführt, daß 
deutsche Raumfahrt aktivitäten ganz überwiegend in 
internationale Projekte eingebunden sind und rein 
nationale Vorhaben die Ausnahme darsteUen. Eine 
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FuE-Ausgaben des Bundes für 
Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

in Mio DM 

2 000 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg.-Entw. 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Trennung zwischen nationalen und internationalen 
Raumfahrtaktivitäten ist nicht praktikabel, so daß die 
Förderschwerpunkte des Förderbereichs D, Natio- 
nale Förderung von Weltraumforschung und Welt- 
raumtechnik sowie Europäische Weltraumorganisa- 
tion (ESA), entsprechend ihrer arbeitsteiligen Ver- 
flechtung gemeinsam dargestellt werden. 


Forschungspolitische Ziele 

Die forschungspolitischen Ziele der Bundesregierung 
in der Raumfahrt sind im „Konzept Raumfahrt: Per- 
spektiven für Forschung und Anwendung" niederge- 
legt, das im Juh 1997 vom Bundeskabinett verab- 
schiedet wurde. Übergeordnete Ziele sind die Umset- 
zung der Beschlüsse der ESA-Ministerkonferenz von 
Toulouse (Oktober 1995) und eine Forcierung der 
Anwendungen von Raumfahrt für öffentliche Aufga- 
ben und kommerzielle Nutzung. Das Konzept wurde 
im Dialog mit Industrie und Wissenschaft entwickelt. 
Die Leitgedanken des Konzeptes sind: 

- stärkere Konzentration auf thematische Schwer- 
punkte (Kernfelder) unter Betonung der Interna- 
tionalen Raumstation und der Anwendungsdiziph- 
nen; 

- wirksamere Zusammenarbeit von Staat, For- 
schung, Wirtschaft („pubhc-private partnership"); 

- stärkere Orientierung am öffentlichen und priva- 
ten Bedarf; 

- deutlichere Eigenbeteiligung der öffenthchen und 
privaten Nutzer; 

- Forcierung des Prinzips „schneller, billiger, bes- 
ser" in Management und technischer Durchfüh- 
rung sowohl bei den nationalen Raumfahrtaktivi- 
täten wie in der ESA. 


Thematische Schwerpunkte 

Aufbauend auf den gewachsenen Kompetenzen aus 
30 Jahren Raumfahrtförderung und in Umsetzung 
des Raumfahrtkonzeptes der Bundesregierung setzt 


die deutsche Raumfahrtplanung folgende thema- 
tische Schwerpunkte: 

- Wahrnehmung der FührungsroUe innerhalb Euro- 
pas bei der Internationalen Raumstation ISS (Auf- 
bau der ISS ab 1998, Andocken des Europäischen 
Labors Ende 2002); 

- Konzentration der Förderung auf Flankierung pri- 
vatwirtschaftlichen und öffentlichen Engagements 
besonders bei Telekommunikations-, Navigations- 
und Erderkundungsanwendungen; 

- konsequenter Einsatz der Raumfahrt zur Lösung 
gesellschaftlicher Aufgaben; 

- Kontinuität bei der Wissenschaft unter stärkerer 
Eigenbeteiligung der wissenschaftlichen Nutzer. 

Strukturen der Förderung 

Bei der staathchen Förderung der Raumfahrtaktivitä- 
ten sind zu unterscheiden: 

- das Nationale Raumfahrtprogramm (Treuhandmit- 
tel), 

- die deutsche Beteiligung am ESA-Programm 
(Treuhandmittel) , 

- die Raumfahrtaktivitäten des DLR (institutionelle 
Förderung des Bundes und der Länder; s. Teü V, 
Kap. 3.2.4). 

Das Nationale Programm soll die Verfolgung von 
eigenständigen, besonders auch den Standort betref- 
fenden Zielen ermöglichen, die gestaltende Beteili- 
gung am ESA-Programm vorbereiten und dazu kom- 
plementäre nationale und büaterale Arbeiten durch- 
führen. Der überwiegende Teil der deutschen Bei- 
träge zum ESA-Programm betrifft die großen Infra- 
strukturprogramme, die in europäischer Arbeitstei- 
lung angegangen werden. Dies sind insbesondere 
die europäische Beteiligung an der Internationalen 
Raumstation und die Entwicklung von Transport- 
systemen (ARIANE). Des weiteren trägt Deutschland 
maßgeblich zum ESA- Wissenschaftsprogramm bei 
und beteiligt sich an den Anwendungsprogrammen 
der ESA (Erdbeobachtung und Navigation). Die ESA 
stellt in diesen Programmen im wesenüichen die 
Fluggelegenheiten (Satelliten) bereit, während die 
jeweiligen Nutzlasten (Meßinstrumente) von den 
nationalen Programmen getragen werden. 

Der Gedanke der Arbeitsteilung begründet die aus- 
geprägte internationale Zusammenarbeit bei den 
deutschen Raumfahrtaktivitäten. Nicht nur werden 
ca. 80% der Treuhandmittel für europäische Pro- 
gramme in der ESA ausgegeben (1997: 1000 Mio 
DM aus dem Haushalt des BMBF), auch im Nationa- 
len Programm (1997: 260 Mio DM) werden 80% der 
Projekte in Zusammenarbeit mit mtemationalen Part- 
nern durchgeführt. Ca. 95% der Raumfahrtmittel 
werden durch das BMBF aufgebracht. Auch andere 
Bundesministerien, z.B. BMV, BMVg sind im Rah- 
men ihrer Ressortaufgaben an anwendungsbezoge- 
nen Weltraumprojekten beteiligt. Von den 1996 im 
Rahmen des nationalen Programms insgesamt bereit- 
gestellten Mitteln in Höhe von 308,7 Mio DM wurden 
50 % an Firmen im Wege von Aufträgen oder Zuwen- 
dungen weitergeleitet, 27 % der Mittel gingen an 
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Universitäten und Institute, 10% an Einrichtungen 
der Max-Planck-Gesellschaft und 13 % an die DLR. 
Im Rahmen der Integration von geeigneten For- 
schungs- und Industriekapazitäten der neuen Länder 
in die Raumfahrtaufgaben sind 1996 53,3 Mio DM 
(17,3% des nationalen Programms) und 1997 ca. 
45 Mio DM Projektmittel aus dem nationalen Raum- 
fahrthaushalt in die neuen Länder geflossen. 


Neuordnung des Raumfahrtmanagements 

Durch die Zusammenführung der Deutschen Forschungsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR) und der Deutschen 
Agentur für Raumfahrtangelegenheiten (DARA) GmbH (mit 
Wirkung vom 1.10. 1997) sind die Strukturen des deutschen 
Raumfahrtmanagements grundlegend neu geordnet worden. 
Zugleich änderte die DLR ihren Namen in: „Deutsches Zen- 
trum für Luft- und Raumfahrt e. V.“ (DLR) und nimmt seitdem 
neben ihren bisherigen Forschungs- und Entwicklungsaufga- 
ben auch die Raumfahrtmanagementaufgaben wahr. Die per- 
sonelle und organisatorische Integration der DARA-Aufgaben 
im DLR wird Anfang 1998 abgeschlossen sein. Die Fusion 
verfolgt insbesondere folgende Ziele: 

- ein Programm aus einem Guß für die deutsche Beteiligung 
am ESA-Programm, das nationale Raumfahrtprogramm 
und die DLR-Raumfahrtaktivitäten; 

- Stärkung der Kompetenz und der Position der neuen Or- 
ganisation gegenüber den Partnern in der Wirtschaft; 

- einheitliche Vertretung der deutschen Raumfahrtinteres- 
sen im internationalen Umfeld. 


Ergebnisse/Entwicklungen 

Im Bereich der ESA ist die Umsetzung der Beschlüsse 
des Ministerrates von Toulouse vom Oktober 1995 
hervorzuheben, die insbesondere die europäische 
Beteihgung an der Internationalen Raumstation und 
die Weiterentwicklung der ARIANE 5 betrafen. Des 
weiteren wurde ein Konzept für eine effektivere 
ESA-Industriepohtik erarbeitet. Stufenweise einge- 
führt ermöghcht es zunehmend mehr Wettbewerb 
und Flexibilität. Neben der Industriep oütik sind 
wesenthche Fragestellungen der eingeleiteten ESA- 
Reform: die Aufgaben der ESA angesichts des globa- 
len Wettbewerbs, die Reduktion von Programm- und 
Managementkosten, die Rationalisierung der Boden- 
infrastruktur sowie das Verhältnis zur EU. 

Nach der Unterzeichnung des Regierungsabkom- 
mens (IGA) über die Zusammenarbeit bei der Inter- 
nationalen Raumstation (ISS) im Januar 1998 ist ab 
Juni der Aufbau und ab 1999/2000 die Nutzung vor- 
gesehen. Das europäische Labor soll Ende 2002 an- 
gedockt werden. 

Für den europäischen Zugang zum Weltraum ist der 
erfolgreiche Start der Trägerrakete ARIANE 5 im Ok- 
tober 1997 ein entscheidender Schritt, um die Füh- 
rungsroUe Europas im kommerziellen Satellitentrans- 
port zu sichern. Die Vorläuferrakete ARIANE 4 hält 
hier einen Weltmarktanteü von 60%. An der im Rah- 
men der ESA entwickelten ARIANE sind auch deut- 
sche Firmen maßgeblich beteihgt, namenüich Daim- 
ler-Benz Aerospace (DASA) und MAN-Technologie 
und rund 170 kleine und mittelständische Unterneh- 


men. Zur Vorbereitung der nächsten Generation von 
Transportsystemen wurde eine weitere Phase des 
ESA-Programms FESTIP (Future European Space 
Transportation Investigation Programme) begonnen. 
Komplementär dazu vereinbarten NASA, ESA und 
DLR eine Zusammenarbeit beim X-38, dem Demon- 
strator eines Rettungsfahrzeuges für die Raumstation. 

Die extraterrestrische Forschung wurde u. a. mit den 
Missionen ULYSSES (Sonnenbeobachtung mit Flug 
über die Sonnenpole), GALILEO (Erforschung des 
Jupiter und seiner Monde), ROSAT (Kartierung von 
Röntgenquellen) sowie SOHO (detaillierte Vermes- 
sung der Sonne) erfolgreich fortgesetzt. Begonnen 
wurde die deutsch-amerikanische Entwicklung des 
flugzeuggestützten Stratosphären-Observatorium 
SOFIA sowie die Entwicklung des deutschen Klein- 
satelhten ABRIXAS zur Röntgenastronomie. An der 
spektakulären Mars Pathfinder Mission der NASA 
waren auch deutsche Wissenschaftler beteiligt 
(Spektrometer für den Rover, ortsfeste Kamera). 

Im Rahmen der Forschung unter Weltraumbedingun- 
gen wurden Experimente auf verschiedenen Missio- 
nen durchgeführt. Im Zeichen humanphysiologischer 
Forschung standen die deutsch-russische Mission 
MIR' 97 und die ESA-Mission EUROMIR'95 mit ins- 
gesamt 32 medizinischen und zehn materialwissen- 
schaftüchen Experimenten. Bei der Spacelab-Mission 
MSL-1 (Material Science Laboratory) im Juü 1997 
kamen u. a. die deutsche Experimentieranlage 
TEMPUS (berührungsloses Schmelzen) und QSAM 
(präzise Ermittlung der Restgravitation) zum Einsatz. 
Neben den bemannten Missionen wurden zudem 
balhstische Raketen und Kapseln für Experimente 
genutzt. 

In der Satellitenkommunikation erlangten deutsche 
Unternehmen ün Bereich der Nutzlastelemente, ins- 
besondere in der Verstärkertechnik bei Wanderfeld- 
röhren und zugehörigen Komponenten international 
eine technische Spitzenposition. Sie halten in einigen 
Schlüsseltechnologien auf Subsystem- bzw. Geräte- 
ebene einen zum TeU erhebhchen AnteU am Welt- 
markt. 

Im Bereich der Satellitennavigation werden Vorha- 
ben zu Anwendungen in der Luftfahrt und Schiffahrt 
sowie hl der Landesvermessung gezielt fortgesetzt. 
Ein weiterer Schwerpunkt hegt auf vorbereitenden 
Aktivitäten für ein zivües GNSS (Global Navigation 
SateUite System). Das von der ESA gemeinsam mit 
EU und Eurocontrol durchgeführte Navigationspro- 
gramm (ARTES-9) dient zum einen der gezielten Ver- 
besserung der existierenden Systeme GPS (Globales 
US-Satelhten-Navigationssystem) und GLONASS 
(Russisches globales Satehiten-Navigationssystem). 
Zudem werden Systemstudien und Vorentwicklun- 
gen für einen europäischen Beitrag zu einem zivilen 
Satelhtennavigationssystem durchgeführt. Das Bun- 
desministerium für Verkehr finanziert den deutschen 
Beitrag zum ESA-Programm ARTES-9. 

Ein Schwerpunkt hi der erdorientierten Forschung 
liegt bei der Vorbereitung der Datenaufbereitung 
und Nutzung des ESA-Umweltforschungssatelhten 
ENVISAT, dessen Start für 1999 vorgesehen ist. Das 
von Deutschland in Kooperation mit den Niederlan- 
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den beigestellte Atmosphäreninstrument SCIAMA- 
CHY befindet sich in der abschheßenden Testphase. 
Auf dem Gebiet der Radar- Missionen wird mit dem 
Abschluß der Vereinbarung zur gemeinsamen 
SRTM-Mission (Shuttle Radar Topographie Mapper) 
1999 die Zusammenarbeit mit der NASA weiterge- 
führt. Auf der MIR- Station kam die deutsche Stereo- 
kamera MOMS (Modularer optoelektronischer Scan- 
ner) zum Einsatz; sie üeferte Stereobilder in hervor- 
ragender Quahtät. Der seit 1995 in den neuen Län- 
dern geförderte geowissenschafthehe Kleinsatellit 
CHAMP ging 1997 in die Entwicklungsphase über. 
In der Datennutzung stand die Initiierung öffenth- 
cher und privater Anwendungen durch Püot- und 
Demonstrationsvorhaben im Vordergrund. 

Im Bereich der Raumfahrttechnologie werden Tech- 
nologieentwicklungen gefördert, die für zukünftige 
Raumfahrtsysteme und -anwendungen notwendig 
sind. Gleichzeitig wird so zum Erhalt deutscher Kom- 
petenz sowie zur Steigerung der Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Industrie auf wichtigen Technolo- 
giefeldern beigetragen. Besondere Schwerpunkte 
hegen bei Technologien für wiederverwendbare Trä- 


gersysteme (Kryo -Antriebe, heiße Strukturen, Wie- 
dereintritts- Aerothermodynamik), Automation und 
Datenverarbeitung. Im Bereich der Wiedereintritts- 
technologie gelang im November 1997 die Demon- 
stration von Hitzeschutzmaterialien durch den erfolg- 
reichen Flug der deutschen Wiedereintrittskapsel 
MIRKA im Mitflug mit der russischen FOTON- 11- 
Kapsel. Einen weiteren Schwerpunkt bildet die För- 
derung des Technologietransfers. Hier sind in letzter 
Zeit erfolgreich spezifische Technologien zur Mate- 
rialverarbeitung an die Konsumgüterindustrie ver- 
nüttelt worden. 

Literatur 

~ Konzept Raumfahrt der Bundesregierung vom Juh 
1997; 

- Geschäftsbericht der D ARA 1996; 

- Jahresbericht DLR 1996/97; 

- BMBF-Broschüre: „Wissen + Innovation = Arbeit", 
Aprü 1998. 


5. Energieforschung und Energietechnologie 

(Förderbereich E) 


Energieforschung für umweltgerechte, 
dauerhafte Energieversorgung 


Die Bundesregierung hat Ende Mai 1996 das 4. Pro- 
gramm Energieforschung und Energietechnologie 
verabschiedet. Das Programm ist primär darauf aus- 
gerichtet, alle diejenigen Technik-Optionen zu ent- 
wickeln und für die spätere Anwendung offenzuhal- 
ten, die nennenswert zur nachhaltigen Senkung der 

FuE-Ausgaben des Bundes für 
Energieforschung und Energietechnologie 
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Umwelt- und Klimabelastungen, die durch den 
Energieverbrauch entstehen, beitragen können. 

Darüber hinaus erweitern die zugrundehegenden 
breitgefächerten Forschungsansätze die wissen- 
schafthch-technische Basis Deutschlands und ermög- 
hchen dadurch die Herstellung neuer, hochinnova- 
tiver Produkte und Anlagen. Sie tragen damit zur 
Sicherung bestehender und Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze bei. Dies betrifft nicht nur die energie- 
technische Wirtschaft im engeren Sinne, sondern alle 
Branchen, die neue Produkte hersteilen, mit denen 
Energie eingespart oder rationeUer verwendet wird, 
oder mit denen regenerative Energien in einer brei- 
ten Palette von Anwendungen genutzt werden kön- 
nen. Damit wird das Programm seiner zweiten Ziel- 
setzung gerecht, einen Beitrag zur Modernisierung 
der deutschen Volkswirtschaft und zur Sicherung des 
Technologie-Standorts Deutschland zu leisten, sowie 
die Exportchancen für einen wichtigen Zweig der 
deutschen Wirtschaft zu verbessern. 

Zur Erreichung dieser politischen Ziele wurden im 
wesenthehen zwei Strategieansätze gewählt: 

- nachhaltige Reduktion des Energiebedarfs in allen 
Teüen des Energiesystems; 

- Entwicklung von Energiequellen, die praktisch 
frei sind von C02-Emissionen. 

Ergänzt werden diese Ansätze durch die Weiterfüh- 
rung von Querschnittsthemen wie Systemanalysen, 
Datenbanken oder Inf ormationsverbreitung. 
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Kohle und andere fossile Energieträger 

Kraftwerkstechnik und Verbrennungsforschung 

Forschungspolitische Ziele - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Die Verbrennung fossiler Energien für die Strom- 
erzeugung, wie Steinkohle, Braunkohle und Erdgas 
trägt mit ca. 60% maßgeblich zur sicheren und ko- 
stengünstigen Stromerzeugung in Deutschland bei, 
ist aber gleichzeitig mit ca. 40 % die größte Quelle für 
C02-Emissionen in Deutschland. Deshalb sind die 
weitere Erhöhung der Wirkungsgrade von Kraftwer- 
ken und die umweltfreundhche Verbrennung For- 
schungsthemen von besonderer Bedeutung. 

Die Forschungsarbeiten auf diesen Gebieten können 
auf einer langen, sehr erfolgreichen Tradition auf- 
bauen. Sie wurden stets in enger Verbindung zwi- 
schen Anwendern, Herstellern und Wissenschaft 
durchgeführt. Die Forschungsverbünde AG TURBO, 
TECFLAM und MARCKO sind dafür bekannte Bei- 
spiele, die sich inzwischen zu weltweit führenden 
Kompetenzzentren entwickelt haben. Sie sind zum 
Gütezeichen effektiver Verbundforschung geworden 
und sichern der deutschen Wissenschaft und Wirt- 
schaft eine Spitzenstellung. So haben die deutschen 
Kraftwerksausrüster einen Anteil von 20 % am Welt- 
markt trotz drastischen PreisverfaUs um fast 50 % seit 
1991 bei starker internationaler Konkurrenz behaup- 
ten können. Weitere Anstrengungen sind notwendig, 
um diese Stellung auch künftig zu behaupten - bei 
geschätztem Zuwachs des Weltmarktes von 5% pro 
Jahr über die nächsten 25 Jahre. 


Erosion genügen: angestrebt werden Erhöhungen 
. der Prozeß-Temperaturen von derzeit 580 °C auf 
zunächst 630 °C, längerfristig 650 °C und höher. 
Auch die Prozeßtemperaturen für Gasturbinen sol- 
len zur Erhöhung des Wirkungsgrades angehoben 
werden. 

- Weiterentwicklung des Verfahrens der Druckkoh- 
lenstaubfeuerung für die längerfristige Zukunft, 
das unter wlrtschafthchen und Umwelt-Gesichts- 
punkten einen großen Fortschritt verspricht. 

- Untersuchung und Erprobung der Heißgasreini- 
gung in der begleitenden Grundlagenforschung 
im Hinblick auf die Verbrennung unter Druck und 
die Kombination mit Gasturbinen. In dem entspre- 
chenden industriellen Verbundvorhaben wurden 
erste richtungweisende Ergebnisse erzielt. 

Erneuerbare Energien und rationelle 
Energieverwendung 

Forschungspolitische Ziele 

Ausgehend von dem Leitziel einer umweltgerechten, 
dauerhaften Energieversorgung trägt die Bundesre- 
gierung im Bereich emeuerbarer Energien durch ihre 
umfangreiche Forschungsförderung dazu bei, die re- 
generativen Energiequellen langfristig für die Ener- 
gieversorgung wirtschafthch nutzbar zu machen. Da- 
neben stellen die rationelle Anwendung von Energie 
und die Erhöhung der Energieproduktivität zwei 
ganz entscheidende Ansatzpunkte dar, um sowohl 
die Emission von Klimaschadgasen nachhaltig zu 
senken als auch zur Sicherung des Wirtschaftsstand- 
orts Deutschland beizutragen. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Kohle und andere fossile Energieträger 

in Mio DM 
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Faktenbericht ’98 


Thematische Schwerpunkte 

Die Forschungsförderung konzentriert sich auf fol- 
gende Gebiete: 

- Verbesserung von Komponenten und Verfahren, 
wie Hochtemperatur-Gas- und Dampfturbinen für 
Kombikraftwerke und umweltverträghchere Ver- 
brennung von Kohle bei weiter gesteigertem Wir- 
kungsgrad. 

- Entwicklung und Erprobung neuer MateriaÜen für 
höhere Drücke und Temperaturen in Kraftwerken, 
die den Anforderungen hinsichthch Korrosion und 


Thematische Schwerpunkte - Strukturen der 

Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Erneuerbare Energien 

- Das auf 10 Jahre angelegte Wegbereitungspro- 
gramm „ Photovoltaik 2005“ des BMBF soll den 
Weg für eine zukünftig verstärkte Anwendung 
von Photovoltaik ebnen. Im Vordergrund stehen 
die Senkung der spezifischen Preise und die Erhö- 
hung des Stromertrags. Hierzu werden Verfahren 
gefördert, die eine Senkung der Herstellungsko- 
sten von Solarzellen- und Modulen versprechen, 
sowie geeignete Maßnahmen unterstützt, um die 


105 


Drucksache 1 3/1 1 091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


noch relativ hohen Nebenkosten für Montage, In- 
stallation, Inverter, Batterie und Regler zu reduzie- 
ren. Im November 1997 hat das BMBF mit Nord- 
rhein-Westfalen und Bayern vereinbart, die Errich- 
tung je einer hochinnovativen SolarzeUenferti- 
gung in den genannten Ländern zu fördern. Damit 
wird Deutschland in die Weltspitze der Photovol- 
taikproduzenten auf rücken. 

- Die Betriebsdaten der rund 1 600 im „250 MW- 
Wind“ Programm des BMBF geförderten Wind- 
kraftanlagen werden zehn Jahre lang im Rahmen 
eines wissenschafthchen Meß- und Evaluierungs- 
programms erfaßt und jährlich veröffentlicht. 
Dank der Förderung des Bundes und der damit 
einhergehenden Nachfrage einerseits und des 
kommerziellen Wettbewerbs zwischen in- und 
ausländischen HersteUem andererseits konnten 
die spezifischen Preise einer betriebsfertigen 
Anlage auf etwa 2 000 DM pro kW installierter 
Leistung gesenkt werden. 

- Für das Gebiet der energetischen Nutzung der 
Biomasse ist seit 1993 das BML zuständig. Auf der 
Grundlage des „Förderkonzepts Nachwachsende 
Rohstoffe", das die Bundesregierung 1996 verab- 
schiedet hat, konzentrieren sich die Förderaktivi- 
täten vor allem auf die Verbesserung der Technik 
der Verbrennungs- und Vergasungsanlagen zur 
Wärme- und Stromgewinnung mit dem Ziel der 
Kostenoptimierung und der Verbesserung der Um- 
weltwirkungen. 

- Im Bereich der hydrothermalen Geothermie (Ther- 
malwässer) werden Potentialabschätzungen und 
spezielle Problemlösungen bei der Nutzung, z. B. 
bei hohem Salzgehalt, gefördert. Das deutsch- 
französische von der EU geförderte Projekt zum 
Hot-Dry-Rock-Verfahren (Gest eins wärme) im El- 
saß hat seit 1985 deutliche Fortschritte gemacht 
und zeigt weltweit die besten Ergebnisse 
(s.Kap. 14). 

- Darüber hinaus fördert das BMBF Aktivitäten im 
Bereich Wasserstoff und Brennstoffzellen: 

- Die Entwicklung der Hochtemperatur-Brenn- 
stoffzeUen (BZ) verläuft erfolgversprechend. Ein 
erster Demonstrator einer innovativen Karbo- 
natschmelzen-BZ (Hot-Module-Konzept der 
MTU, el. Leistung 280 kW) wird seit Mitte 1997 
getestet. Bei der Oxidkeramik -BZ (engl. SOFC) 
SOU erstmals eine 50 kW-Einheit neuer Techno- 
logien realisiert werden. 

- Die Niedertemperatur-BZ (PEM) wird von der 
Industrie in ersten Prototypen (Pkw, Bus, Gabel- 
stapler) unter realistischen Bedingungen er- 
probt. Die Forschungsförderung konzentriert 
sich auf Basistechnologien zur kostengünstigen 
Massenfertigung. 

- Im Rahmen der Batterietechnik erstreckt sich 
die Förderung derzeit auf Nickel-MetaUhydrid- 
und Nickel-Zink-Hochenergie-Akkumulatoren 
für Elektroautos. 

- Die langjährige Förderung solarthermischer Kraft- 
werke, z.B. Paraboirinnen- oder Turmkraftwerke, 
wird gegen Ende dieses Jahrzehnts auslaufen, da 


die Entwicklung derartiger Anlagen als weit- 
gehend abgeschlossen gelten kann und über ihren 
Einsatz ledighch noch wirtschafüiche Kriterien 
entscheiden. 

Mit der Forschung im Bereich erneuerbare Energien 
beschäftigen sich u. a. auch die Großforschungsem- 
richtungen das Deutsche Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt (DLR), das Forschungszentrum Jülich 
(FZJ) und das Hahn-Meitner-Institut, Berhn (HMI). 

Flankierend zu den Maßnahmen des BMBF wird die 
verstärkte Nutzung emeuerbarer Energien vom 
BMWi durch die Gewährung von Zuschüssen im 
Rahmen des 100 Mio DM-Programms „Maßnahmen 
zur Nutzung emeuerbarer Energien" sowie durch 
die Gewähmng zinsverbiUigter Kredite Im Rahmen 
des ERP-Umwelt- und Energiesparprogramms und 
des Umweltprogramms der Deutschen Ausgleichs- 
bank unterstützt. 

Rationelle Energieverwendung 

Die benötigten Technologien sind thematisch breit 
gefächert und auf vielen Gebieten inzwischen weit- 
gehend entwickelt. Die staatliche Forschungsförde- 
mng konnte deshalb vor allem auf zwei besonders 
effektive und zukunftsweisende Bereiche konzen- 
triert werden, nämlich die Wärmeversorgung von 
Gebäuden und energiesparende Indus tri everfahren. 
Im Berichtszeitraum wurde der Bereich der Wärme- 
versorgung in fünf neue Förderkonzepte gegliedert: 

- Das Programm „Solarthermie 2000“ beschäftigt 
sich mit dem Langzeitverhalten von thermischen 
Solaranlagen, mit solaren Demonstrationsanlagen 
über 100 m^ (Schwerpunkt neue Länder) sowie mit 
Techniken zur saisonalen Wärmespeichemng. 

- Das Förderkonzept „solaroptimiertes Bauen“ be- 
faßt sich mit passiven Solarsystemen, solamnter- 
stützten Heizungs- und Lüftungssystemen sowie 
deren Demonstration in solaroptimierten Gebäu- 
den mit minimalem Energiebedarf. 

- Aufbauend auf den Ergebnissen der bisherigen 
Fördermaßnahmen im Raumwärmebereich wer- 
den im Förderkonzept „Energetische Verbesse- 
rung der Bausubstanz“ Mittel für die Software- 
und Komponenten-Entwicklung, für Versuchs- 
und Demonstrationsprojekte und für die Übertra- 
gung der Erkenntnisse in Aus- und Weiterbildung 
eingesetzt. 

- Der Schwerpunkt „Energietechnische Optimie- 
rung zukünftiger Gebäude“ richtet sich darauf, 
Gebäude als bau- und energietechnische Einheit 
integral zu planen und zu bauen und damit durch 
Zusammenfassung der Wärmeschutz- und der 
Heizungsanlagenverordnung den Weg für die ge- 
plante Energieverordnung 2000 zu ebnen. Hierzu 
werden auch forschungsintensive Demonstrations- 
vorhaben unterstützt. 

- Im Förderkonzept „Fernwärme 2000+ “ werden 
Forschung und Entwicklung in den vergleichs- 
weise kleinen Femwärmeuntemehmen unter- 
stützt. Hierdurch sollen die technisch-wirtschaftli- 
chen Voraussetzungen verbessert werden, um 


106 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


eine verstärkte Nutzung der Fernwärme zu er- 
möglichen. 

Auf dem Gebiet energiesparender Industrieverfah- 
ren wurden insbesondere Verfahren der elektroly- 
tischen Trennung von Metallen, zur Entwässerung 
und Trocknung sowie Industrieofenprozesse schwer- 
punktmäßig behandelt. 

Nukleare Energieforschung 

(ohne Beseitigung kerntechnischer Anlagen) 

Forschungspolitische Ziele 

Die Kernenergie hat eines der größten Potentiale, 
C02-Emissionen in Deutschland nachhaltig zu sen- 
ken. Der Unfall von Tschernobyl hat aber gezeigt, 
daß die Sicherheit der Reaktoren anderer Länder 
auch den Betrieb von Kernkraftwerken in Deutsch- 
land berührt. Wenn Deutschland deshalb in sicher- 
heitstechnischer Hinsicht auf die internationale Ent- 
wicklung Einfluß nehmen wiU, dann muß es selbst 
auf diesem Gebiet mit an der Spitze stehen. Dazu ist 
es nicht nur nötig, eigene Kernreaktoren in vorbild- 
licher Weise zu betreiben, sondern auch zukünftig 
eine unabhängige kemtechnische Kompetenz durch 
Sicherheitsforschung zu fördern, die frei von kom- 
merziellen Interessen ist. So hat auch die Reaktor- 
sicherheitskommission unter Berücksichtigung neuer 
Forschungsergebnisse zu Beginn der 90er Jahre die 
Definition eines erweiterten Sicherheitskonzeptes 
angeregt, das im Rahmen der Novellierung des 
Atomgesetzes in erweiterten. Anforderungen für die 
nächste Generation von Kernkraftwerken seinen 
Niederschlag gefunden hat: Auch in dem extrem 
unwahrscheinlichen FaU eines Kernschmelzens soll 
die Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung 
so begrenzt bleiben, daß entscheidende Maßnahmen 
des Katastrophenschutzes außerhalb des Kraftwerks 
nicht erforderüch werden (z.B. keine Evakuierung 
für die in der Nähe eines Kernkraftwerks lebende Be- 
völkerung). Dazu muß die Funktion des Sicherheits- 
behälters entsprechend gestärkt werden. Diese neue 
Sicherheitsguahtät soll mit dem gegenwärtig von der 
deutschen und französischen Industrie gemeinsam 
entwickelten Druckwasserreaktor (European Pressu- 
rized Water Reactor - EPR) und dem daneben von 
der deutschen Industrie entwickelten neuen Side- 

Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
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Wasserreaktor (SWR- 1000) verwirklicht werden. Eine 
weitere wichtige Aufgabe für die Weiterentwicklung 
der Kernenergie ist die vorsorgende, anwendungs- 
orientierte Forschung und Entwicklung zur Langzeit- 
sicherheit bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle. 
Auf dieses Gebiet beschränkt sich auch die in ihrem 
Umfang stark reduzierte nukleare Energieforschung 
des Forschungszentrums Jüüch (FZJ) und des For- 
schungszentrums Karlsruhe (FZK). 

Thematische Schwerpunkte - Strukturen der 
Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Reaktorsicherheit 

Im Bereich der Reaktorsicherheit haben die bisheri- 
gen Arbeiten eine Reihe von Forschungsergebnissen 
gebracht, die inzwischen breite Anwendung in der 
Praxis gefunden haben. Auf diesen Erfolgen wird bei 
der weiteren Förderung aufgebaut. Schwerpunkte 
dafür sind: 

- die Verbesserung der Modelle zur Beschreibung 
und Quantifizierung des Werkstoff- und Ver- 
sagensverhaltens reaktortechnischer Komponen- 
ten unter komplexen Belastungsverläufen und für 
sicherheitstechnische Grenzbetrachtungen; 

- die Weiterentwicklung reaktorphysikalischer Be- 
wertungsmethoden; 

- die Verbesserung methodischer Grundlagen und 
Rechenprogramme zur Beurteilung von Sicher- 
heitszuständen der Anlage; 

~ Innovative Reaktorkonzepte, etwa ün Bereich der 
Wärmeabfuhrsysteme sowie der Vermeidung des 
Kernschmelzens . 

Endlagerung 

Die sichere Endlagerung nuklearer Abfälle gehört zu 
den zentralen Voraussetzungen für die Kernenergie- 
nutzung. Fragen der Sicherheit der Endlagerung sind 
deshalb ein wichtiger Gegenstand der Forschungs- 
förderung. Für die Endlagerung radioaktiver Abfälle 
wird seit etwa 30 Jahren in verschiedenen For- 
schungseinrichtungen Forschung und Entwicklung 
durchgeführt. Gegenwärtig sind insbesondere folgen- 
de Institutionen zu nennen: Bundesanstalt für Geowis- 
senschaften und Rohstoffe (BGR), Forschungszentrum 
Jülich (FZJ), Forschungszentrum Karlsruhe (FZK) und 
Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit 
(GRS). Hinzu kommen in geringerem Umfang Univer- 
sitäten, Ingenieurbüros und kleinere Firmen. 

Im Vordergrund der anwendungsorientierten Grund- 
lagenforschung stehen dabei Methoden und Verfah- 
ren zur Gewährleistung und Beurteilung der Lang- 
zeitsicherheit von Endlagern insbesondere von Salz- 
gesteinen. Trotz vieler Forschungserfolge bleiben 
Aufgaben, die Gegenstand künftiger Fördervorha- 
ben sind, bspw.: 

- konzeptionelle Arbeiten zur Weiterentwicklung 
der Kriterien für die Bewertung der Standsicher- 
heit und der Integrität von Endlagem sowie zur 
Szenarienanalyse; 

- Weiterentwicklung von Rechenverfahren zur Be- 
wertung der Langzeitsicherheit; 
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- Erhöhung des Vertrauens in die mit den Rechen- 
programmen zur Langzeitsicherheit erzielten Er- 
gebnisse durch Teilvalidierung der in den Rechen- 
codes benutzten Modelle unter Verwendung von 
natürhchen Analoga und Feldversuchen; 

- Erweiterung der Kenntnisse über die Eigenschaf- 
ten potentieller Wirtsgesteine; 

- Umsetzung und Erprobung der in Laboruntersu- 
chungen erzielten positiven Ergebnisse zur Ab- 
dichtwirkung von Verschlußmateriahen wie Ton, 
Tongemischen sowie Salzgrus in technische Kon- 
zeptionen für langzeitsichere Abschlußbauwerke; 

- Ausdehnung der Untersuchungen zum Schad- 
stofftransport in Granit auf Kluftsysteme und stär- 
ker durchfeuchtete Bereiche; 

- Weiterentwicklung des Kemmaterial-Überwa- 
chungskonzeptes für die direkte Endlagerung. 

Internationale Kernmaterialüberwachung 

Die internationale Kemmaterialüberwachung dient 
dazu, die Einhaltung des Vertrages zur Nichtverbrei- 
tung von Kernwaffen durch die Vertragspartner zu 
gewährleisten. Die Forschung auf diesem Gebiet soU 
den damit beauftragten Inspektoraten der Internatio- 
nalen Atomenergie-Organisation (lAEO) und der 
Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) die 
hierzu nötigen technischen Voraussetzungen zur 
Verfügung stehen. Die in Deutschland in Kooperati- 
on mit den beiden internationalen Organisationen 
durchgeführten Entwicklungen umfassen Konzepte, 
Instrumente und Verfahren zur Kernmaterialüberwa- 
chung. Die zukünftigen Entwicklungen werden be- 
stimmt durch das im Juli 1997 von der lAEO verab- 
schiedete Protokoh INFClRC/540 „zur Verstärkung 
der Effektivität und Verbesserung der Effizienz" der 
internationalen Überwachungsmaßnahmen. 

Strahlenschutz 

In diesem Bereich zielt die Förderung des BMU vor 
ahem auf den Schutz der Beschäftigten und der Be- 
völkerung vor den schädhchen Folgen ionisierender 
Strahlung und zunehmend auch auf die Abschätzung 
der biologischen Wirkungen nichtionisierender 
Strahlung. Das breite Themenspektrum erstreckt sich 
u. a. von der Analyse der natürlichen und zivüisatori- 
schen Strahlenexposition und ihrer Auswirkungen 
auf den Menschen über die Verbesserung der Meß- 
technik bis hin zur Störfallvorsorge. 

Mit der Weiterentwicklung des Strahlenschutzes be- 
schäftigen sich das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) und Bundesanstalten, wie auch das GSF-For- 
schungszentrum für Umwelt und Gesundheit, das 
FZJ und FZK sowie zahlreiche HochschuÜnstitute. 


Beseitigung kerntechnischer Anlagen; 
Risikobeteiligung 

In Deutschland werden z. Z. 20 Kernkraftwerksblöcke 
und verschiedene Anlagen des Brennstoffkreislaufs 
stiUgelegt und zum Teil sofort vollständig beseitigt. 
Im Geschäftsbereich des BMBF werden zehn Rück- 
bauprojekte von Versuchs- und Demonstrationsan- 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Beseitigung kerntechnischer Anlagen; Risikobeteiligung 
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lagen, die inzwischen ihren Zweck erfüllt haben, be- 
treut. Hierfür ist ein Volumen von ca. 2,5 Mrd DM für 
die nächsten Jahre vorgesehen. Finanziert werden 
ausschließhch Anlagen, für die vertraghche oder ge- 
sellschaftsrechthche Verpflichtungen des Bundes be- 
stehen. Im einzelnen handelt es sich um folgende 
Anlagen: 

- Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK): Die 
WAK wurde in den 60er Jahren errichtet. Sie 
diente als Pilotanlage für eine kommerzielle deut- 
sche Wiederaufarbeitungsanlage. Seit Ende 1991 
ist die WAK außer Betrieb und wird z. Z. zurückge- 
baut. Gleichzeitig wird die Verglasung und Ent- 
sorgung der in der Anlage gelagerten hochradio- 
aktiven Flüssig abfälle vorbereitet. 

- Kernkraftwerk Kalkar (SNR-300): Das sog. 
Schnelle Brüter-Projekt wurde im Frühjahr 1991 
abgebrochen. Die Anlage ist Ende 1995 an einen 
niederländischen Investor verkauft worden, der 
sie zu einem Freizeitpark umgestaltet. Im Rahmen 
der Restabwicklung des Projekts steht die Entsor- 
gung der gefertigten Brennelemente noch aus. 

- Hochtemperaturreaktor Hamm-Uentrop (THTR- 
300): Der Reaktor wurde 1989 abgeschaltet und 
befindet sich seit Februar 1997 im sog. sicheren 
Einschluß. 

- Schachtanlage Asse: In der Schachtanlage Asse 
sind seit den 60er Jahren wesentüche Erkennt- 
nisse auf dem Gebiet der unterirdischen Endlage- 
rung radioaktiver Abfälle gewonnen worden. Aus 
Sicherheitsgründen werden derzeit ca. 130 Kam- 
mern im Bereich der Südflanke wieder mit Salz 
verfüllt. 

- Versuchsanlagen in den Forschungszentren Jülich 
und Karlsruhe: Zu den Stillegungsprojekten des 
Forschungszentrums Jühch gehören der Hochtem- 
peratur-Versuchsreaktor AVR, der Forschungs- 
reaktor Merhn (FRJ-1) sowie das Brennstoffzellen- 
labor. Die Stillegungsprojekte des Forschungszen- 
trums Karlsruhe umfassen den Heißdampfreaktor 
in Karlstein (HDR), den Mehrzweckforschungs- 
reaktor (MZFR) sowie die Kompakte Natriumge- 
kühlte Kernreaktoranlage (KNK). Der Forschungs- 
reaktor FR-2 befindet sich schon seit November 
1996 im sog. sicheren Einschluß. 
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Kernfusionsforschung 

Forschungspolitische Ziele 

Ziel der Fusionsforschung ist der Nachweis, daß eine 
großtechnische Stromerzeugung auf der Basis der 
kontrolherten Kernfusion in einem Fusions-Reaktor 
mögüch ist; also die ErschÜeßung einer nahezu uner- 
schöpflichen, kein CO 2 freisetzenden Energiequelle. 
Dieses anspruchsvolle Ziel kann nur durch langfri- 
stige internationale Zusammenarbeit zur Bündelung 
der Ressourcen erreicht werden, ln Deutschland kon- 
zentriert sich die Fusionsforschung auf drei Zentren: 
das Max-Planck-lnstitut für Plasmaphysik (IPP), das 
FZKund das FZJ. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Kernfusionsforschung 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen der 
Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Ausgehend von den Zielsetzung der Fusionsfor- 
schung hegen die thematischen Schwerpunkte der 


6. Umweltforschung; Klimaforschung 

(Förderbereich F) 


Forschung für die Umwelt - Forschung für 
den Menschen 

Mit dem Ende 1997 verabschiedeten Regienings- 
programm „Forschung für die Umwelt" wurden 
neue Prioritäten in der Umweltforschung gesetzt: 
Mehr Gewicht erhalten die anwendungsorientierte 
Forschung für eine regional und global nachhaltige 
Entwicklung von Landschaften und Umweltsyste- 
men, der produktions- und produktintegrierte Um- 
weltschutz und Maßnahmen, die darauf abzielen, 
umweltschutzbedingte Kostenbelastungen mög- 
lichst gering zu halten. 

Umwelt- und Khmaforschung haben die Aufgabe, 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft aufzuzeigen, wie 
Eingriffe des Menschen in den Naturhaushalt gestal- 
tet werden können, damit sie auf Dauer die Funk- 
tionsfähigkeit der natürhchen Systeme sichern, Ge- 
fährdungen vermeiden und die natürhchen Ressour- 
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Forschungsaktivitäten in der empirischen Gewin- 
nung von Ergebnissen, deren Umsetzung und Fort- 
entwicklung. 

Herausragende Ereignisse in diesem Bereich waren 
die Gründung des Teüinstituts Greifswald des Max- 
Planck-Instituts für Plasmaphysik (IPP) und die 
Grundsteinlegung für das sog. Stellarator-Experi- 
ment Wendelstein 7-X in Greifswald 1997. Das Expe- 
riment wird maßgeblich vom Fusionsprogramm der 
EU und dem Land Mecklenburg-Vorpommern mit- 
finanziert und soll bis 2006 fertiggestellt sein. Es wer- 
den von dem Experiment wichtige Ergebnisse in Er- 
gänzung zur Hauptentwicklungshnie, dem Tokamak, 
erwartet. Auch die Arbeiten zur Fusion in den For- 
schungszentren Karlsruhe und Jühch wurden auf 
Bau und Betrieb des Wendelstein 7-X ausgerichtet. 

Im europäischen Testreaktor JET wurden 1997 neue 
Welt-Spitzenleistungen erzielt, womit gleichzeitig 
die Auslegungsgrenzen dieses Gerätes erreicht wur- 
den. Ende 1996 wurden in einer externen Begutach- 
tung zum europäischen Fusionsprogramm, in dem 
alle nationalen Projekte der Mitghedstaaten und der 
Schweiz zusammengefaßt sind, der Hochenergie- 
Plasmaphysik und der entsprechenden Technologie- 
entwicklung deutliche Fortschritte bescheinigt. 

Literatur 

~ BMBF-Broschüre „4. Programm Energieforschung 
und Energietechnologien", 1997; 

- Nachwachsende Rohstoffe, Konzept der Bundes- 
regierung zur Förderung von Forschungs-, Entwick- 
lungs- und Demonstrationsvorhaben 1996-2000, 
herausgegeben vom BML, 1996. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Umweltforschung; Kümaforschung 

in Mio DM 

1053 

1007 984 —k 

1 000 


Ökologische Forschung 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg-Entw. 


Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 


109 


Drucksache 13/11091 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


cen auch kommenden Generationen erhalten. Der 
Leitbegriff der Nachhaltigkeit erweitert den Blick- 
winkel der Umweltforschung, die Wechselwirkungen 
zwischen ökologischer, wirtschaftlicher und sozialer 
Entwicklung werden Gegenstand der Umweltfor- 
schung. Umwelt wird nicht als Objekt oder Opfer 
menschhcher Eingriffe verstanden, sondern als um- 
fassende Lebenswelt des Menschen. 

Die Bundesregierung hat 1997 die in dieser Sicht 
prioritären Forschungsaufgaben im Programm „For- 
schung für die UmwelL' festgelegt; es umfaßt die Ak- 
tivitäten aller beteiligten Bundesministerien, wobei 
die allgemeine Forschungsförderung Aufgabe des 
BMBF ist, während die im Auftrag des BMU und an- 
derer Ressorts durchgeführte Forschung dazu dient, 
die Erfüllung der jeweihgen speziellen Ressortaufga- 
ben zu unterstützen. Die Ressortforschungsprojekte 
des BMU werden in einem jährhchen „Umweltfor- 
schungsplan des BMU" (UFOPLAN) erfaßt und ver- 
öffentlicht. In zwei Perspektiven sollen nach dem 
Programm „Forschung für die Umwelt" Beiträge der 
Forschung für eine nachhaltige Entwicklung erarbei- 
tet werden: 

- Umwelt regional und global gestalten sowie 

- nachhaltig wirtschaften. 

Unter der ersten Blickrichtung soll die Forschung 
Vorschläge erarbeiten, wie Landschaften und Um- 
weltsysteme unter den ganz unterschiedlichen natur- 
räunüichen Gegebenheiten von Menschen gestaltet 
und genutzt werden können, um die natürlichen 
Quellen und Senken nur in einer nachhaltigen Weise 
in Anspruch zu nehmen, die nicht die Lebensmög- 
hchkeiten künftiger Generationen beschneidet. Dazu 
gehört als Grundlage ein besseres Wissen über die 
Funktionsbedingungen und Belastungsgrenzen der 
natürlichen Systeme - von einzelnen Ökosystemen 
bis hin zum globalen Klimasystem. Die zweite Blick- 
richtung ist auf den wirtschaftenden Menschen 
orientiert. Ziel ist es, Produktions- und Konsumvor- 
gänge so zu gestalten, daß sie möglichst konsistent in 
die natürlichen Stoffkreisläufe eingebunden sind. 
Dies betrifft einerseits den in die Herstellverfahren 
und Produkte integrierten Umweltschutz (PIUS), der 
anhand konkreter Produkthnien und Bedürfnisfelder 
organisiert ist. Andererseits sind auch weiterhin 
nachsorgende Umwelttechnologien zum Schutz von 
Boden, Wasser und Luft erforderhch, die jedoch ver- 
stärkt unter dem Gesichtspunkt einer Kostensenkung 
fortzuentwickeln sind. Auch Ansätze für nicht-tech- 
nische Innovationen, wie neue Konsuimnuster und 
Nutzungsformen, sowie innovationsfördemde Rah- 
menbedingungen für ein nachhaltiges Wirtschaften 
werden hier bearbeitet. 

Die Forschung muß sich nunmehr stärker als in der 
Vergangenheit auf die Anwender von Umweltwissen 
in Unternehmen, Kommunen, Behörden und Haus- 
halten einstellen. Maßnahmen zur , Umweltbildung 
und zum Transfer von Umweltwissen werden in die 
Forschungsprojekte selbst integriert. Andererseits 
zwingt der neue Forschungsansatz auch dazu, daß 
Wissenschaftler über die Grenzen ihrer Fachdiszipli- 
nen hinweg kooperieren. Natur-, Ingenieur- und Ge- 
sellschaftswissenschaften sind gemeinsam gefordert. 


sozial und wirtschaftlich tragfähige Konzepte für eine 
nachhaltige Entwicklung zu erarbeiten. 


Ökologische Forschung 

Forschungspolitische Ziele 

Ziel der ökologischen Forschung ist es aufzuzeigen, 
welche Tragweite menschhche Eingriffe in natür- 
liche Systeme und deren Nutzung für die Umwelt 
haben. Andererseits sollen Möglichkeiten und Sy- 
steme herausgearbeitet werden, die eine langfristige 
und für die Ökosysteme ungefährüche Nutzung er- 
lauben. Schheßhch geht es um die Erfassung von 
Belastungen für Mensch und Natur und die Ab- 
schätzung der damit verbundenen Risiken, um früh- 
zeitig potentielle Gefährdungen vermeiden zu kön- 
nen. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
ökologische Forschung 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen der 
Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Ökosystemforschung 

Die Förderung dient der Erarbeitung von Grundla- 
genwissen über Funktionsbedingungen und Belast- 
barkeit von Ökosystemtypen. Sie erfolgt derzeit in 
mehreren Ökosystemforschungszentren, bspw.: 

- Bayreuth (Bayreuther Institut für Terrestrische 
Ökosystemforschung BITÖK), 

- Göttingen (Forschungszentrum Waldökosysteme), 

- Tharandt (Waldumbauprojekt Erzgebirge), Ebers- 
walde (Waldökosystemforschung Eberswalde), 
Höglwaldprojekt (München, Freising, Garmisch), 

- München (Forschungsverbund Agrarökosysteme), 

- Kiel (Ökologiezentrum der Universität Kiel), sowie 
mit institutioneller Förderung im Umweltfor- 
schungszentrum Leipzig-Halle (UFZ). 

Konzepte für die Gestaltung von Landschaften 

Dieser Schwerpunkt ist auf die Sanierung, Nutzung 
und Gestaltung von Landschaften gerichtet: Hier sol- 
len Konzepte für eine nachhaltige Landschaftsent- 
wicklung der durch den Menschen hochgradig be- 
einflußten urban-industriellen Landschaften (Stadt- 
ökologie, Bergbaufolgelandschaften der Lausitz und 
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Mitteldeutschlands) wie auch der natumäheren 

Landschaftstypen Wald- und Agrarlandschaft sowie 

Fluß- und Seenlandschaften erarbeitet werden. 

- Stadtökologie 

Fünf Verbundprojekte zu den Themen Wasser, Mo- 
bilität und Flächennutzung werden in Städten an 
10 Modellstandorten reahsiert; sie fanden bei der 
im Juni 1997 in Leipzig durchgeführten internatio- 
nalen Tagung „Urban ecology" große Resonanz. 

- Bergbaufolgelandschaften 

Die laufenden 54 Projekte mit einem Mittelvolumen 
von rund 70 Mio DM zielen auf Forschungsbeiträge 
zur Sanierung und ökologischen Gestaltung der 
Bergbaulandschaft. Sie wurden gemeinsam mit den 
betroffenen Ländern, den Bergbauuntemehmen, 
dem Umweltministerium Brandenburg und weite- 
ren Förderern geplant und realisiert und 1996 erst- 
mals auf einem Statusseminar in Cottbus der Fach- 
wissenschaft und -praxis vorgestellt. 

- Waldlandschaften 

Ziel der Förderaktivitäten in diesem Bereich ist es, 
die komphzierten Prozesse - insbesondere Stoff- 
ströme - in Waldökosystemen zu verstehen. Einen 
neuen Schwerpunkt der Arbeiten stellen Misch- 
wald-Ökosysteme dar, deren Begründung in vol- 
lem Gange ist, die jedoch in bezug auf ihre Ökolo- 
gie nur wenig erforscht sind. Ein weiterer Akzent 
hegt im Bereich der tropenökologischen For- 
schung, die auf eine büaterale Zusanunenarbeit 
mit Brasüien mit dem Ziel der Erhaltung des tropi- 
schen Regenwaldes konzentriert wurde (SHIFT- 
Programm [Studies on Human Impact on Forest 
and Fluidplains in the Tropics, Brasüien]). Diese 
Arbeiten sind Teil des deutschen Beitrages zum 
Internationalen Püotprogramm zur Erhaltung der 
brasüianischen Regenwälder (PPG7). 

- Agrarlandschaften 

Hier wurden im Rahmen eines Wettbewerbs zwei 
Forschungsvorhaben ausgewählt, mit denen neue 
Wege einer umweltschonenden Landbewirtschaf- 
tung aufgezeigt werden sollen. Im Vordergrund 
der Vorhaben stehen neben ökologischen, ökono- 
mischen und sozialen Aspekten der Landbewirt- 
schaftung auch Fragen des produktionsintegrier- 
ten Umweltschutzes in der Landwirtschaft. 

- Fluß- und Seenlandschaften 

Die 1995 auf dem Gebiet Elbeökologie ausge- 
schriebenen Forschungsarbeiten wurden aufge- 
nommen mit dem Ziel, unter Berücksichtigung 
ökosystemarer Zusammenhänge und sozioökono- 
mischer Rahmenbedingungen übertragbare Kon- 
zepte mit konkretem Anwendungsbezug zur Lö- 
sung von Nutzungskonflikten in der Elbeland- 
schaft in drei Themenbereichen zu erarbeiten: 

- Ökologie der Fheßgewässer, 

- Ökologie der Auen und 

- Landnutzung im Einzugsgebiet. 


Derzeit werden 16 Projekte mit einem Mittelvolu- 
men von 27,9 Mio DM durchgeführt. 

Fragestellungen zu Stand- und Fheßgewässern 
werden im Rahmen der institutionellen Förderung 
am Institut für Gewässerökologie und Binnen- 
fischerei, Berlin (IGB) sowie am UFZ bearbeitet. 

Querschnittsfragen der Ökologischen Forschung: 
Risikoabschätzung, Biotop- und Artenschutz/ 
integrierte Naturschutzforschung 

- Ökotoxikologie, Umwelt und Gesundheit 

Die Forschung zur Risikoabschätzung des Eintrags 
von Substanzen in Ökosysteme oder für die Ge- 
sundheit des Menschen ist primär als Dauerauf- 
gabe in den institutionell geförderten Einrichtun- 
gen der Hermann von Hehnholtz-Gemeinschaft 
Deutscher Forschungszentren (HGF) (besonders 
Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit 
GmbH, Neuherberg bei München [GSF], UFZ, 
Forschungszentrum Jülich GmbH [FZJ]) veran- 
kert. Spezielle Themen wurden im Rahmen der 
Projektförderung neu auf gegriffen, beispielsweise 
in den gemeinsam mit dem Bundesministerium für 
Umwelt 1997 initiierten Forschungsvorhaben zu 
hormonell wirksamen Umweltsubstanzen. 

- Biotop- und Artenschutz/integrierte Naturschutz- 
forschung 

In diesem Querschrüttsthema wurden die Aktivi- 
täten auf zwei Schwerpunkte konzentriert: 

- Grundlagenforschung, die Wissensdefizite im 
Naturschutz ausgleichen soU (Faktenwissen zur 
besseren Anwendung bestehender Regelungen) 
sowie 

- Modellprojekte in Kulturlandschaften, in denen 
Nutzungs- und Schutzkonzepte verbunden und 
zu umsetzbaren Lösungen entwickelt werden. 

Umwelttechnologien 

Forschungspolitische Ziele 

Unter dem Stichwort „Umwelttechnologien" werden 
Maßnahmen der Bundesregierung zusammengefaßt, 
die darauf abzielen, Beiträge zur Entkoppelung von 
Wirtschaftswachstum und Umweltnutzung vor aUem 
durch integrierten Umweltschutz zu erreichen. Ne- 

Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Umwelttechnologien 
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ben der Umweltentlastung soll erreicht werden, die 
Kosten von Umweltschutztechnologien insbesondere 
beim Abwasser und beim Abfall möglichst zu senken 
und damit auch die Wettbewerbsposition der deut- 
schen Umweltindustrie zu stärken. 

Strukturen der Förderung 
Thematische Schwerpunkte 

In Modellvorhaben wird gemeinsam mit der gewerb- 
lichen Wirtschaft aufgezeigt, welche Handlungsmög- 
hchkeiten es zur Entlastung der Umwelt gibt. Neben 
der Wirtschaft werden Forschung und technologische 
Entwicklung vor allem von den Hochschulen sowie 
von Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft 
getragen. Der überwiegende Teil der Fördermaßnah- 
men wird in Verbundprojekten umgesetzt. 

Bei der Förderung werden drei Ansätze verfolgt: 

- Nutzung von Beiträgen aus anderen Programmen, 

- integrierte Umwelttechnik, Ver- und Entsorgung, 
weitere Umwelttechniken sowie 

- neue Konzepte, Organisationsformen und Instru- 
mente. 

Beiträge aus anderen Programmen 

Durch die Verankerung des Umweltschutzgedan- 
kens und der Idee eines dauerhait umweltgerechten, 
d. h. nachhaltigen Wirtschaftens in allen Förder- 
programmen der Bundesregierung mit Bezug zur 
Umwelt soll die gesamte Breite neuen Wissens und 
neuer Technologien gezielt für die Anwendung in 
Wirtschaft und Gesellschaft zur dauerhaften Erhal- 
tung der natürhchen Lebensgrundlagen nutzbar ge- 
macht werden. 

Beispiele für Programme, die diese Zielsetzung be- 
reits verankert haben, sind das „4. Programm Ener- 
gieforschung und Energietechnologien", das als pri- 
märes Ziel die C02-Minderung aufgenommen hat 
(s. BuFo '96, Teü III, Kap. 6), das Programm 
„Biotechnologie 2000" mit dem Schwerpunkt „Biolo- 
gie von Entsorgungsverfahren" (s. BuFo '96, Teil III, 
Kap. 10) sowie die Mobüitätsforschungsinitiative 
(s. BuFo '96, Teil III, Kap. 13) mit dem Ziel, wach- 
sende Transportleistungen mit deutUch geringerem 
Energieverbrauch, Schadstoffausstoß und Lärment- 
wicklung zu ermöglichen. 

Integrierte Umwelttechnik, Ver- und Entsorgung, 
weitere Umwelttechniken 

Im Mittelpunkt steht die Förderung der integrierten 
Umwelttechnik, die insbesondere darauf abzielt, den 
Energie- und Ressourceneinsatz in der industriellen 
Produktion zu minimieren und schädliche Emissio- 
nen und Abfälle zu vermeiden. Beispiele sind Ver- 
bundvorhaben zur rückstandsfreien Zementherstel- 
lung, die Entwicklung ökoeffizienter Düngemittel 
zur Vermeidung von Grundwasserbelastungen, die 
Entwicklung und Erprobung einer emissionsarmen 
und energiesparenden Glasschmelze, die Verbesse- 
rung der Altpapierverwertung, eine stoffverlustmini- 
mierte Prozesstechnik bei galvanotechnischen An- 
lagen oder Organisationsmodelle und Informations- 


systeme für den produktionsintegrierten Umwelt- 
schutz. 

Auf dem Gebiet nachgeschaltete Umwelttechnolo- 
gien werden darüber hinaus Technologien zur Opti- 
mierung der Ver- und Entsorgung sowie zur Alt- 
lastensanierung gefördert. Vorrangig wurden inno- 
vative Lösungsansätze mit besonders hohen Rentabi- 
litätsaussichten unterstützt, z. B.: 

- Wassera ulberei tung/A b wasseren tsorgung 

Mit dem FuE -Projekt „Entwicklung eines zentra- 
len Steuerungssystems für die Bewirtschaftung re- 
gional verteilter Regenrückhaltebecken" wird das 
Ziel verfolgt, Überflutungsschäden zu vermeiden 
und etwa 25 % der Investitionen für die Regenwas- 
serbehandlung einzusparen. 

Ziel eines seit Mitte 1995 geförderten Projektver- 
bundvorhabens im Großversuchseinrichtung zur 
Grundwasser- und Altlastensanierung (VEGAS)- 
Versuchstechnikum an der Universität Stuttgart ist 
es, diese grundlegenden Einschränkungen gängi- 
ger hydraulischer Sanierungsverfahren (pump and 
treat) zu umgehen und z. B. mit Hilfe von chemisch 
„maßgeschneiderten" Tensiden eine deutliche 
Verbesserung der Effizienz derartiger Sanierungs- 
technologien zu eröffnen. 

- Abfallbehandiung 

Mit der Entwicklung eines Verfahrens zum voll- 
automatischen Sortieren von Verkaufsverpackun- 
gen fördert das BMBF eine Technologie, die es er- 
möglichen wird, die RecycLingquote zu erhöhen, 
die Kosten zu senken, und die Qualität der Ar- 
beitsplätze deuthch zu verbessern. 

- Altlastensanierung 

Im Bereich Altlasten wurde ein Verbundvorhaben 
zu biologischen Sanierungsverfahren begonnen. 
Ein Schwerpunkt büdet der Abbau von TNT und 
seinen Folgeprodukten. Hierzu sollen auf dem Ge- 
lände der ehemaligen Sprengstoff abrik „Werk 
Tanne" im Harz die Leistungsfähigkeit verschie- 
dener Verfahren großtechnisch demonstriert wer- 
den. 

Neue Konzepte, Organisationsformen und 
Instrumente 

Dieser dritte Ansatz verfolgt zum einen das Ziel, un- 
temehmensübergreifende Konzepte, die Produzen- 
ten, Konsumenten und staatliche Stellen auf freiwiUi- 
ger Basis einbeziehen, wissenschaftlich zu analysie- 
ren und im Hinbhck auf Synergieeffekte (Vorteile 
sowohl für die Umwelt als auch für die beteiligten 
Akteure) und auf Verallgemeinerungsmöglichkeiten 
zu bewerten. Zum anderen geht es um die Frage, 
welche Instrumente anzuwenden sind, um Konzepte 
für eine nachhaltige Entwicklung von Wirtschaft und 
Gesellschaft umzusetzen und die Weichen in Rich- 
tung auf eine dauerhaft umweltgerechte Entwick- 
lung zu stellen. 
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Ergebnisse/Entwicklungen 

Deutschland hat ein hohes, Niveau im Umweltschutz 
und eine Spitzenposition im Welthandel mit Umwelt- 
gütern erreicht. Dafür wurden in den letzten Jahren 
innovative umwelttechnische Verfahren und Aus- 
rüstungen entwickelt, produziert und eingesetzt. In 
Zukunft güt es verstärkt, die Effizienz des tech- 
nischen Umweltschutzes in ökologischer und ökono- 
mischer Hinsicht gleichermaßen zu steigern. Es geht 
um mehr Umweltentlastung zu günstigeren Kosten 
durch integrierten Umweltschutz sowie bei nachge- 
schalteten Umwelttechniken. 


Klima- und Atmosphärenforschung 
Erforschung des Gesamtsystems Erde 
Forschungspolitische Ziele 

In der Klima- und Atmosphärenforschung sowie bei 
der Erforschung des Gesamtsystems Erde sollen die 
Ursachen und Wirkungszusammenhänge sowie die 
Einflüsse menschhcher Eingriffe auf die Umwelt mit 
dem Ziel analysiert werden, belastbare Szenarien 
über zukünftige Entwicklungskorridore zu erstellen. 
Die möghchst umfassende Modellierung der Ge- 
schehnisse in Luft, Wasser und Erde wird einer län- 
ger angelegten Validierung unterzogen, die in zu- 
nehmendem Maße zu belastbaren und praktisch 
nutzbaren Ergebnissen führen soU. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Klima- und Atmosphärenforschung 

in Mio DM 
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fl» Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 


Strukturen der Förderung 

Kennzeichen der Umwelt- und Klimaforschung sind 
die Interdisziphnarität, Globalität und Vielschichtig- 
keit. Hinzu kommt, daß ein großer Teü der Forschung 
im Grenzbereich zwischen Grundlagen- und ange- 
wandter Forschung angesiedelt ist. Weite Bereiche 
der Grundlagenforschung und zu einem Teil auch 
grundlagennahe Forschung liegen in der Verantwor- 
tung der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG). 
Die Förderaktivitäten des BMBF umfassen auch die 
institutionelle Förderung von Hehnholtz -Zentren und 
Blaue-Liste-Einrichtungen (BLE) sowie die Projekt- 
förderung. 


Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Forschung zu globalen ümweltveränderungen 

- Entwicklung eines neuen Forschungskonzepts zur 
Global Change Forschung mit Neuorientierung m 
Richtung auf eme verstärkte Intemationalisierung 
und Koordination durch das Nationale Komitee für 
Global Change Forschung der DFG in allen Wis- 
senschaftsdisziphnen, das mit der Vorlage der 
„Eckwerte für eine kohärente Nationale For- 
schungsstrategie hn globalen Wandel" in seine 
Abschlußphase tritt. 

- Neuausrichtung der nationalen Forschung ün 
Hinbhck auf internationale Programme: Welt- 
klimaforschungsprogramm (WCRP), Internatio- 
nales Geosphären-Biosphären-Programm (IGBP) 
und International Human Dhnensions of Global 
Change Programme (IHDP), zu dem 1997 das 
internationale Sekretariat in Deutschland einge- 
richtet wurde. 

- Mitwirkung des BMBF zusammen mit DFG bei 
der International Group of Fundmg Agencies for 
Global Change Research (IGFA), m der nationale 
Forschungsförderorganisationen aus 25 Ländern 
z. Z. an einer umfassenden Übersicht über die 
weltweiten Fördermaßnahmen zur Forschung 
über globale Umweltveränderungen mit dem Ziel 
arbeiten, eine bessere Koordination dieser For- 
schungsaktivitäten zu erreichen. 

- Wissenschaftliche Untersuchung der möghchen 
Auswirkungen einer globalen Khmaänderung auf 
die deutschen Küsten. 

- Vorläufige Analyse und Bewertung von Art und 
Ausmaß möglicher Wirkungen (Risiken) von glo- 
balen Umweltveränderungen auf Wälder und 
Forstwirtschaft in Deutschland. 

- Internationale Forschungsvorhaben: 

- „Untersuchungen anthropogener Einflüsse auf 
Waldsysteme und Überschwemmungsgebiete m 
den Tropen (SHIFT)" in Brasüien; 

- WAVES „Wasserverfügbarkeit und Verletzlich- 
keit des Ökosystems und der Gesellschaft in 
Nordostbrasüien " . 

- Vorhersagen für die zukünftige Klima entwicklun - 
gen, u. a. mit unterschiedtichen C02-Emissions- 
szenarien, durchgeführt vom Deutschen Klima- 
rechenzentrum (DKRZ) in Hamburg. 

Klimaforschung 

Die BMBF-Projektförderung hn Rahmen der Klima- 
systemforschung konzentrierte sich bisher auf die 
Bereiche: Klimavariabihtät und Signalanalyse, Was- 
serkreislauf, Spurenstoffkreisläufe und die exaktere 
Einschätzung der künftigen kurz-, mittel- und lang- 
fristigen, regionalen und globalen Khmaentwick- 
lung. 

Die Verbesserung des Verständnisses von natürlicher 
Khmavariabüität als Voraussetzung für eine gründ- 
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liehe Analyse der Dynamik des Klimasystems und 
der Wirkung anthropogener Einflüsse wird auch Ziel 
künftiger Förderprogramme sein. 

- Neue Methoden der Fernerkundung 

Hier geht es um die Entwicklung und Verbesse- 
rung von Methoden der Gewinnung, Korrektur 
und thematischen Aufarbeitung von Daten der 
Fernerkundung sowie der Bereitstellung verbes- 
serter Meßplattformen im Rahmen der KÜma- und 
Atmosphärenforschung. 

Atmosphärenforschung 

- Troposphärenforschung 

Die Förderung ist darauf gerichtet, das Verständnis des 
Systems Troposphäre insbesondere im Hinblick auf das 
Problem der Photooxidantierbildung (Ozonbelastung, 
Sommersmog) und der Veränderung der Oxidationskapa- 
zität der Atmosphäre zu vertiefen sowie die wissenschaft- 
liche Grundlage für zukünftige politische Entscheidungen 
im Umweltbereich zu verbessern. Dazu soll u.a. die Dia- 
gnose und Prognosequalität von Computersimulations- 
modellen erhöht werden. 

- Stratosphärenforschung 

In der zweiten Phase des Ozonforschungsprogramms sol- 
len sowohl mit im internationalen Rahmen koordinierten 
Meßkampagnen in nördlichen und mittleren Breiten als 
auch mit Laborexperimenten Art und Umfang des strato- 
sphärischen Ozonabbaus detailliert quantifiziert, die Ursa- 
chen des Abbaus ergründet und Computermodelle für die 
Vorhersage der zukünftigen Entwicklung des stratosphäri- 
schen Ozonabbaus verbessert und eingesetzt werden. Im 
Bereich UV-B-Forschung werden durch Prozeßstudien die 
Einflußgrößen auf den Strahlungstransfer analysiert, um die 
bestehenden Strahiungstransfermodelle optimieren zu kön- 
nen (u. a. Vermessung der bodennahen UV-B-Strahlung). 

- Schadstoffe in der Luftfahrt 

Untersuchungen der Auswirkungen der Emissionen des 
gegenwärtigen und zukünftig zu erwartenden Luftver- 
kehrs, speziell auf die Ozonverteilung und auf das Klima in 
Kooperation mit europäischen und NASA-Forschungspro- 
grammen (National Aeronautics and Space Administra- 


tion), brachten wichtige Ergebnisse zur - wie inzwischen 
festgestellt - untergeordneten Bedeutung der Wasser- 
dampfemissionen des Flugverkehrs, zum anthropogenen 
Treibhauseffekt und zum Ozonanstieg in der oberen Tro- 
posphäre (bis 12 km) durch die jährlich etwa 2,8 Mio t 
weltweit emittierten Stickoxide aus der Luftfahrt. 

- Aerosolforschung 

Aerosol, das bisher als unterbewerteter Bestandteil der 
irdischen Lufthülle angesehen wurde, wird hier hinsicht- 
lich seiner physikalischen und chemischen Beschaffen- 
heit, seiner Verteilung, seiner Kreisläufe und seiner Aus- 
wirkungen auf das Klima und die Chemie der Atmosphäre 
untersucht und charakterisiert. 

Literatur 

- BMBF-Broschüre „Forschung für die Umwelt"; 

- Jahresbericht „Umweltforschung - Ökologische 
Forschung" des BMBF-Projektträgers BEO des 
Forschungszentrums Jülich (s. Teil V, Kap. 3.2.5) 
und des Projektträgers UKF beim GSF-For- 
schungszentrum für Umwelt und Gesundheit, 
München (s. Teil V, Kap. 3.2.11); 

- „Wirkungen der Förderung von Umwelttechnolo- 
gien durch das BMBF", herausgegeben vom 
BMBF-Projektträger Abfall Wirtschaft und Altla- 
stensanierung beim Umweltbundesamt Berlin 
(s. Teil V, Kap 5.11.1); 

- Jahresausgaben „Neue Technologien der Wasser- 
ver- und -entsorgung" des BMBF-Projektträgers 
Wassertechnologie und Schlammbehandlung 
beim Forschungszentrum Karlsruhe (s. Teil V, 
Kap. 3.2.6); 

- eine vollständige Übersicht der vom BMBF geför- 
derten Vorhaben zum produktionsintegrierten 
Umweltschutz erscheint jährlich und ist beim 
DLR-Projektträger („Umwelttechnik"), (s. Teil V, 
Kap. 3.2.4) erhälüich; 

- German Global Change Research 1998, Nationales 
Komitee für Global Change Forschung; erhältheh 
unter: Krafft.NKGCF@uni-bonn.de. 


7. Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 

(Förderbereich G) 


Förderung der Gesundheitsforschung 
für den medizinischen Fortschritt 

Die Förderung der Gesundheitsforschung ist eine 
ressortübergreifende Aufgabe, die sowohl die For- 
schungs- als auch die Gesundheitspolitik betrifft. 
Das Programm „Gesundheitsforschung 2000" dient 
der Erfüllung forschungs- und gesundheitspoliti- 
scher Aufgaben, soweit sie laut GG in den Zustän- 
digkeitsbereich des Bundes fallen. BMBF und BMG 
sind gemeinsam Träger des Programms. 

Leitziele für das Programm „Gesundheitsfor- 
schung 2000" sind: 

- Gesundheit fördern - Krankheiten bekämpfen, 

- Strukturen der Gesundheitsforschung verbessern. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
FuE im Dienste der Gesundheit 

in Mio DM 



600 

1994 1995 1996 1997 1998 
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Wissenschaftsausgaben FuE*Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht '98 


114 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Dabei gilt es insbesondere, durch Forschung zu 
einem leistungsfähigen und finanzierbaren Gesund- 
heitswesen beizutragen. 

Die Forschungsförderung durch das BMBF erstreckt 
sich auf folgende vier Hauptfelder: 

- biomedizinische Forschung, insbesondere Grund- 
lagen- und Krankheitsursachenforschung, 

- khnische Forschung zur verbesserten Krankheits- 
erkennung und -bekämpfung, 

- medizin-technische Forschung und Entwicklung, 

- Pubhc-Health-Forschung und Epidemiologie ein- 
schließhch Gesundheitssystemforschung . 

Die Ressortforschungsaufgaben des BMG hegen in 
den folgenden Hauptfeldern: 

- Gesundheitssystemforschung, 

- medizinische Qualitätssicherung, 

- Krebsbekämpfung (einschließhch Schmerztherapie), 

- Behandlung chronischer Erkrankungen, 

- Bekämpfung von AIDS und anderen übertragba- 
ren Krankheiten, 

- Psychiatrie, 

- präventiver gesundheithcher Verbraucherschutz, 

- Rehabüitation, 

- Telemedizin/Telematik. 


Forschungspolitische Ziele 

Entsprechend dem jeweüigen Förderansatz verfol- 
gen das BMBF und das BMG im Rahmen des ge- 
meinsam getragenen Programms unterschiedhche, 
aber komplementäre Ziele. 

Die BMBF-Förderung hat eine doppelte Zielrichtung: 

- inhalthch geht es um das Erreichen von For- 
schungsergebnissen, die am internationalen Spit- 
zenstandard zu messen sind und um die Nutzung 
von Innovationschancen in Klinik, Wirtschaft imd 
im Gesundheitssystem; 

- strukturell geht es um die Schaffung, Erhaltung, 
Verbesserung und Vernetzung von Forschungs- 
potentialen, die international für Wissenschaft und 
Wirtschaft, insbesondere für die Pharmaindustrie, 
attraktiv sind. 

Die Ressortforschung des BMG ist anwendungs- 
orientiert und dient dem ressortbezogenen Erkennt- 
nisgewinn, der konzeptionellen Vorbereitung von 
pohtischen und administrativen Entscheidungen so- 
wie der evaluierenden Begleitung Von Maßnahmen 
des BMG zur sachgemäßen Erfüllung von Fachauf- 
gaben. Ziele der Ressortforschung sind dabei 

- Gesundheitsförderung, Prävention und Krank- 
heitsbekämpfung sowie 

- Sicherung von Leistungsfähigkeit, Quaütät und 
Wirtschaftlichkeit des Gesundheitswesens. 


Strukturen der Förderung 

Die inhalthchen und strukturellen Ziele der BMBF- 
Förderung werden durch unterschiedhche Förder- 
instrumente erreicht: 

- durch Projektförderung, die auf inhalthch und 
zeithch definierte Aufgaben gerichtet ist und dem 
Aufgreifen und Etabheren neuer Forschungsideen 
im Sinne einer Anschubfinanzierung, der Stimu- 
lierung des Wettbewerbs und der Verbesserung 
der Strukturen im universitären und außeruniver- 
sitären Wissenschaftssystem dient; 

- durch institutioneUe Förderung außeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen, die auf längerfristige 
überregionale Aufgaben gerichtet ist und der Ver- 
stetigung wichtiger Forschungsaktivitäten sowie 
der Schaffung international attraktiver For- 
schungskompetenz dient. 

In der Ressortforschung des BMG werden insbeson- 
dere folgende Instrumente eingesetzt: 

- ModeUvorhaben einschheßhch Projektförderung; 

- Ressortforschung im nachgeordneten Bereich und 
im Bereich institutioneUer Förderung außeruniver- 
sitärer Forschungseinrichtungen (z.B. Bundesin- 
stitut für Arzneimittel und Medizinprodukte sowie 
Robert Koch-Institut, s. auch Teil V, Kap. 5.9.2). 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Die Schwerpunkte der BMBF-Förderung hegen auf 
folgenden Gebieten: 

Biomedizinische Forschung 

Eine verstärkte Förderung der biomedizinischen For- 
schung erfolgt u. a. in der: 

- Krebsforschung 

Den größten Beitrag zur Krebsforschung hefem 
■ die medizinischen Fakultäten der Hochschulen, 
im khnischen Bereich unterstützt von Tumorzen- 
tren. In der außeruniversitären Forschung sind vor 
ahem die Stiftung Deutsches Krebsforschungszen- 
trum (DKFZ) und die Stiftung Max-Delbrück-Cen- 
trum für Molekulare Medizin (MDG) von Bedeu- 
tung. 

- Herz-Kreislauf -Forschung 

Im Mittelpunkt steht hierbei die Präventions- und 
Risikofaktorenforschung, die ihren Anschub durch 
Projektförderung (z.B. deutsche Herz-Kreislauf- 
Präventionsstudie) erhalten hat, inzwischen aber 
in der Hochschullandschaft und in außeruniversi- 
tären Einrichtungen, vor aUem den HGF-Zentren, 
Stiftung Max-Delbrück-Centrum für Molekulare 
Medizin (MDC) und GSF-Forschungszentrum für 
Umwelt und Gesundheit mbH (GSF), etabliert ist. 

- Molekulare Medizin 

Dieser neue molekular-biologische Ansatz ist in 
der gesamten biomedizinischen Forschung eta- 
bliert, wobei im MDC ein Schwerpunkt mit dem 
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Ziel eines raschen Transfers in die klinische For- 
schung gesetzt worden ist. Beiträge leistet die 
BMBF-Projektförderung in den Schwerpunkten 
„Gentherapie I und II". Im Rahmen eines Leitpro- 
jekts „Diagnose und Therapie mit den Mitteln der 
molekularen Medizin" werden fünf ausgewählte 
Vorhaben ab 1998 gefördert. 

Klinische Forschung 

Die BMBF-Projektförderung verfolgt im Bereich der 
klinischen Forschung vor allem strukturelle Ziele, die 
auf Kooperation, Vernetzung und Wettbewerb aus- 
gerichtet sind: 

- Interdisziplinäre Zentren für klinische Forschung 

Mit dieser auf acht Jahre degressiv angelegten 
Fördermaßnahme sollen an acht Hochschulstand- 
orten effiziente Organisationsstrukturen für eine 
fächerübergreifende klinische Forschung etabliert 
werden. 

- Koordinierungszentren für klinische Studien 
an Hochschulen 

Diese Fördermaßnahme soll medizinischen Fakul- 
täten einen „Anschub" für die Etablierung von 
Koordinierungszentren geben, die übergreifend 
klinische Studien vorbereiten, durchführen und 
auswerten. Hiermit soll einem Defizit in der klini- 
schen Forschung abgeholfen werden. 

- Kompetenznetzwerke für die Medizin (MedNet) 

Die krankheitsbezogenen Kompetenznetzwerke 
sollen Ergebnisse der Spitzenforschung möglichst 
rasch in die Versorgung transferieren und - umge- 
kehrt - Fragestellungen aus der Versorgung in die 
Forschung tragen. Es sind horizontale Vernetzun- 
gen zwischen Arbeitsgruppen verschiedener 
Fachrichtungen und vertikale Vernetzungen mit 
hochqualifizierten Versorgungseinrichtungen ge- 
plant. 

- Infektionskrankheiten 

Im Bereich „Infektionsforschung" wird die Aufklä- 
rung der Pathogenese von bakteriellen und viralen 
Erkrankungen im Zusammenhang mit dem Auf- 
treten neuer Erreger (z. B. BSE) und der Bekämp- 
fung gesundheitspolitsch besonders bedeutsamer 
Infektionskrankheiten wie AIDS und Hepatitis in 
18 Forschungsverbünden gefördert. Hinzu kommt 
eine spezielle Förderung für tropenmedizinische 
und parasitologische Forschung. 


Public-Health-Forschung 

Diese Forschung umfaßt alle Fragestellungen, die über die 
individualmedizinische Betrachtung von Gesundheit und 
Krankheit hinausgehen und sich auf Maßnahmen zur Krank- 
heitsverhütung und Gesunderhaltung ganzer Populationen 
und größerer Bevölkerungsgruppen beziehen. Public-Health- 
Forschung ist interdisziplinär angelegt, d. h. die Erkenntnisse 
zentraler gesundheitswissenschaftlicher Einzeldisziplinen wie 
der biomedizinischen Forschung, der Epidemiologie, aber 
auch der Psychologie oder der Wirtschafts- und Sozialwis- 


senschaften werden aufgegriffen und weiterentwickelt, um 
Wissenslücken zwischen biomedizinischer und sozialer 
Grundlagenforschung zu schließen. Das BMBF fördert fünf 
Forschungsverbünde in Verbindung mit der Einrichtung 
von Aufbaustudiengängen an Hochschulen. Ferner gibt es 
weitere Förderungen zentraler Teilbereiche von Public- 
Health, wie z. B.; 

- Gesundheitssystemforschung und Gesundheitsökonomie 

Gesundheitssystemforschung beschäftigt sich mit den 
Strukturen von Gesundheitssystemen, ihren Steuerungs- 
anreizen und deren Auswirkungen auf die Versorgung der 
Bevölkerung auf Mikro-, Meso- und Makroebene. Sie zielt 
damit auf eine Verbesserung der Leistungsfähigkeit und 
Wirtschaftlichkeit des Gesamtsystems und der gesund- 
heitlichen Versorgung der Bevölkerung. 

- Rehabilitationswissenschaften 

Die Rentenversicherung trägt gemeinsam mit dem BMBF 
und in Absprache mit dem BMA und dem BMG die Ein- 
richtung eines gemeinsamen Förderschwerpunktes mit 
dem Ziel, in acht regionalen Verbünden von Hochschulen, 
Rehabilitationseinrichtungen und -trägem rehabilitations- 
wissenschaftliche Forschungsstrukturen aufzubauen. Mit 
der Förderung sollen interdisziplinäre Forschungsarbeiten 
in den Themenfeldern der Rehabilitationsforschung ange- 
stoßen werden, die einen unmittelbaren Praxisbezug ha- 
ben und zur Verbesserung der rehabilitativen Versorgung 
beitragen können. Die Finanzierung erfolgt jeweils zur 
Hälfte von BMBF und den Rentenversicherungsträgern. 


Medizintechnik 

Die Förderaiaßnahmen des BMBF werden im Rah- 
men des Gesundheitsforschungsprogramms koordi- 
niert; Abwicklung und Finanzierung erfolgen in den 
spezifischen Fachprogrammen zur Informationstech- 
nik, Laserforschung, Materialforschung, Mikrosy- 
stemtechnik und Biotechnologie. In der institutionei- 
len Förderung sind insbesondere das Institut für bio- 
medizinische Technik der FhG sowie fünf HGF-Zen- 
tren mit dem Schwerpunkt im Forschungszentrum 
Karlsruhe tätig. Ein spezifisches Problem dieser För- 
derung ist die Implementierung innovativer Produkte 
der Medizintechnik in den regulierten Gesundheits- 
markt unter den Randbedingungen der Kostendämp- 
fung. 

Die aktuellen Schwerpunkte der BMG-Ressortfor- 
schung liegen auf folgenden Gebieten: 

Krankheitsbezogene Ressortforschung 

Das Hauptgewicht liegt hier insbesondere auf den 
Krankheitsbereichen Sucht sowie auf AIDS und an- 
deren neuen Infektionskrankheiten sowie Erkran- 
kungen des allergischen Formenkreises. Für diese 
krankheitsbezogenen Vorhaben der Ressortfor- 
schung wurden 1997 ca. 26 Mio DM aufgewendet. 

Telematik im Gesundheitswesen und Telemedizin 

Hierbei geht es sowohl um Bestandsaufnahmen und 
Bewertungen zum Telematikeinsatz im deutschen 
Gesundheitswesen als auch um die Weiterentwick- 
lung der Rahmenbedingungen für die Einführung 
von Telematiksystemen. 
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Evaluierung medizinischer Diagnose- und 
Therapieverfahren 

Im Rahmen dieses Schwerpunktes soll ein Informa- 
tionssystem über bereits im nationalen und inter- 
nationalen Raum durchgeführte Evaluiei ungsstudien 
als Grundlage für die Bewertung des Nutzens und 
der Kosten medizinischer Verfahren und Technolo- 
gien aufgebaut werden. 

Qualitätssicherung 

Nachdem die Modellförderung zur Quahtätssiche- 
rung in einer ersten Phase überwiegend auf Projekte 
in einzelnen Versorgungsbereichen ausgerichtet war, 
richtet sie sich derzeit im wesentlichen auf die Unter- 
stützung von Methoden des Quahtätsmanagements. 

Gesundheitsberichterstattung 

Angestrebt wird die Entwicklung und Etabherung 
eines Informationssystems für die Gesundheitsbe- 


richterstattung, das einerseits aus schriftlichen Be- 
richten besteht und andererseits zugleich als Daten- 
banksystem für Interne und Externe zur Verfügung 
stehen soll. Die Leitung des Forschungsvorhabens 
hegt beim Statistischen Bundesamt. 

Literatur 

- Gesundheitsforschung 2000 - Programm der Bun- 
desregierung, Bonn, 1993; 

- Außeruniversitäre Einrichtungen der Gesund- 
heitsforschung in Deutschland, Stuttgart, Berhn, 
Köln 1994; 

- Herz -Kreislaufforschung in Deutschland, Stutt- 
gart, Berhn, Köln, 1997; 

- Krebsforschung in Deutschland, Stuttgart, Berhn, 
Köln, 1994; 

- Forschungsprogramm Gesundheitsforschung 2000 - 
Vorhabensübersicht '96, Bonn, 1997. 


8. Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

(Förderbereich H) 


Moderne Konzepte für Arbeiten 

und Wirtschaften - humane anspruchsvolie 

Beschäftigung 

Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
„Arbeit und Technik", das gemeinsam von BMBF 
und BMA getragen wird, ist politische Grund- 
lage für die Förderung dieses Bereichs. Um den 
Entwicklungen am Arbeitsmarkt und dem inter- 
nationalen Wettbewerb gerecht werden zu kön- 
nen, ist die Förderung neuakzentuiert und unter 
die Leitidee „Forschung und Entwicklung für 
Beschäftigung durch Innovation" gestellt wor- 
den. 


Forschungspolitische Ziele 

Die Wettbewerbsbedingungen und die arbeitsmarkt- 
pohtische Lage erfordern es, daß die GeseUschaft 
moderne Arbeits-, Produktions- und Dienstleistungs- 
konzepte entwickelt. Benötigt werden dafür Innova- 
tionsansätze, die menschengerechte Gestaltung von 
Arbeit und Technik sowie Wirtschafthchkeit ver- 
einen, denn Innovationen eröffnen stets auch Mög- 
hchkeiten für humane und anspruchsvoUe Beschäfti- 
gung. Das zentrale Ziel der Förderung von For- 
schung und Entwicklung in diesem Bereich ist es da- 
her, diese Möglichkeiten zu erkennen, zu gestalten 
und Vorschläge zur Nutzung der darin Liegenden 
Chancen zu erarbeiten. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
FuE zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

in Mio DM 
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Wissenschaftsausgaben 


Quelle; BMBF 


FuE-Ausgaben 
Faktenbericht '98 


Thematische Schwerpunkte - Strukturen der 
Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Dienstleistung der Zukunft 

In den entwickelten Volkswirtschaften wird der 
Dienstleistungssektor seit Jahrzehnten immer mehr 
zum entscheidenden Faktor für Wertschöpfung, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung. In Deutsch- 
land entstanden in den neunziger Jahren über eine 
Mühon neue Arbeitsplätze in diesem Bereich, dessen 
Wachstumspotentiale jedoch noch besser genutzt 
werden könnten. Die Innovationsfähigkeit muß da- 
her im Dienstleistungsbereich gestärkt werden. In ei- 
nem ersten Schritt hat das BMBF dazu in einer Reihe 
von Kongressen, Beratungskreisen und Pilotuntersu- 
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chungen die Innovationspotentiale und -henunnisse 
des Dienstleistungssektors erforschen lassen. Dafür 
werden Mittel in Höhe von rund 38 Mio DM bis 1998 
eingesetzt. An den Arbeiten sind über 300 Experten 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik beteiligt. 

Aktuelle Forschungsfelder im Programm 
„Arbeit und Technik" 

- Globaler Wettbewerb - Regionale Handlungs- 
optionen; 

- Erschließung neuer Märkte für Dienstleistungen; 

- Innovation und Kreativität der Dienstleistungs- 
organisationen, einschl. Qualifikation und Qualifi- 
zierung; 

- Lebens- und Wirtschaftsstandort: Voraussetzun- 
gen für eine zukunftsfähige Gesellschaft; 

- Zukunft der Dienstleistungsbeschäftigung. 

Erste Ergebnisse, die auch internationale Beachtung 
fanden, wurden auf der BMBF-Tagung „Dienstlei- 
stung für das 21. Jahrhundert" im November 1996 
präsentiert. Von zentraler Bedeutung war dabei die 
Frage, wie neue Märkte für innovative Dienstleistun- 
gen unter Nutzung moderner Untemehmensmodelle 
erschlossen werden können, um auf diese Weise In- 
novation, Wachstum und Beschäftigung in Deutsch- 
land zu sichern. Hier zeigte sich, daß Antworten auf 
diese Frage nicht allein im Bereich technischer oder 
wissenschafthcher Lösungen zu suchen sind, sondern 
daß ein ganzheitliches Vorgehen erforderlich ist, das 
vor allem auch rechtliche und institutionelle Aspekte 
einschheßt. Die Vorschläge der Experten werden in 
ein Handlungskonzept zur Stärkung der Innovation 
für neue Dienstleistungen einfließen. 

Auswirkungen des demographischen Wandels 
auf die Zukunft der Erwerbsarbeit 

Um die Folgen der demographischen Entwicklung 
für Arbeit und Innovation im Standort Deutschland 
zu erforschen, sind Forschungsaktivitäten in folgen- 
den Feldern angelaufen: 

- Auswirkungen auf Produkt-, Prozeß- und Dienst- 
leistungsinnovationen ; 

- Folgen für die Technik-, Organisations- und Quali- 
fikationsentwicklung bzw. -gestaltung; 

- Erhalt der Innovationsfähigkeit bei sich beschleu- 
nigenden Innovationstempi Und alternden Beleg- 
schaften. 

Der demographische Wandel in der Bevölkerung und 
bei den Erwerbspersonen ist nur einer von vielen 
Faktoren, die die Zukunft der Erwerbsarbeit in 
Deutschland bestimmen. Daher werden demogra- 
phische Veränderungen immer im Zusammenhang 
mit anderen wesentlichen Einflußfaktoren wie Glo- 
balisierung, Nachfrageentwicklung, Verschiebungen 
auf dem Arbeitsmarkt sowie technischer Wandel 
untersucht und eingeschätzt. Die Ergebnisse werden 
in einem öffentlichkeitswirksamen „Zukunftsreport 
für Wirtschaft und Erwerbsarbeit der Zukunft" doku- 
mentiert. Dieser Report wird die Funktion eines 
Frühwarnsystems und Orientierungspfades für die 
Bewältigung künftiger Aufgaben übernehmen und 
Hinweise zur Lösung von Problemen enthalten. 


Arbeitsschutz 2000 

In diesenn Schwerpunkt sind FuE-Maßnahmen wesentlich 
darauf ausgerichtet, Gesundheitsgefährdungen der Beschäf- 
tigten zu vermeiden bzw. die Arbeit auch unter Gesichtspunk- 
ten der Gesundheitsförderung zu gestalten. Neben der Bun- 
desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin werden hier 
vor allem die Forschungsgesellschaft für Arbeitsphysiologie 
und Arbeitsschutz sowie verschiedene Blaue Liste-Einrich- 
tungen (s. Teil V, Kap. 4) institutionell gefördert. 

Im Rahmen der Bekanntmachung „Instrumente und Organi- 
sation des Arbeitsschutzes 2000“ konzentrieren sich laufende 
FuE-Aktivitäten auf Fragen des Arbeitsschutzmanagements 
und der betrieblichen und überbetrieblichen Kooperation für 
präventiven Arbeitsschutz, insbesondere von kleinen und 
mittleren Unternehmen und unter Einfluß der Nutzung neuer 
luK-Technologien. Planungs- und Konzeptionsarbeiten führ- 
ten dazu, daß zur Behandlung von offenen Feldern die Ver- 
bundprojekte 

- Arbeitsschutzrelevante Auswirkungen inner- und überbe- 
trieblicher Verlagerungen von Arbeitsbereichen und 

- Ausbau des Arbeits- und Gesundheitsschutzes bei be- 
trieblichen Entwicklungs- und Planungsprozessen 

begonnen wurden. Konzeption und Schwerpunktbildung in 
diesem Bereich erfolgen zusammen mit dem vom BMA feder- 
führend betreuten „Koordinierungskreis Arbeitsschutzfor- 
schung“. 


Vorbereitung von Pilotprojekten 

Die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze erfordern die Ent- 
wicklung neuer Wege für Beschäftigung durch Inno- 
vation. Arbeiten an einer Konzeption, wie durch 
Pilotvorhaben beschäftigungsschaffende Innovatio- 
nen stimuliert werden können, haben begonnen. 

Mittelfristige Handlungsfelder im Programm 
„Arbeit und Technik" 

Die in den Feldern „Bausteine für die Gestaltung 
neuer Arbeits-, Produktions- und Dienstleistungs- 
strukturen", „Prävention im Arbeits- und betrieb- 
hchen Gesundheitsschutz" und „Branchenprojekte" 
durchgeführten FuE-Maßnahmen wurden im Jahre 
1996 abgeschlossen bzw. laufen aus. 


Literatur 

- Bericht des BMA zum FuE-Programm „Arbeit und 
Technik" an den Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung des Deutschen Bundestages, März 1998; 

- Bericht des BMBF zum FuE-Programm „Arbeit 
und Technik" an den Ausschuß für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung, Technologie und Technik- 
folqenabschätzung des Deutschen Bundestages, 
Mai 1998; 

- Jahresbericht 1996/97 zum Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramm „Arbeit und Technik", her- 
ausgegeben vom DLR-Projektträger des BMBF 
(s.TeüV, Kap 3.2.4); 

- „Dienstleistungen 2000 Plus, Zukunftsreport 
Dienstleistung Deutschland", herausgegeben von 
Hans-Jörg BuUinger, 1998. 
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9. Informationstechnik (einschließlich Multimedia und Fertigungstechnik) 

(Förderbereich I) 


Innovationen für die Wissensgesellschaft 

Die moderne Informations- und Kommunikations- 
technik prägt die wirtschaftliche und gesellschaft- 
liche Entwicklung weltweit. Keine andere Zukunfts- 
technologie wird in absehbarer Zeit ähnlich große 
und wachstumsstarke Märkte oder auch nur annä- 
hernd vergleichbare Arbeitsplatzwirkimgen hervor- 
bringen imd dabei das Gesicht der Gesellschaft so 
fundamental verändern. Immense Fortschritte in 
der Mikroelektronik beschleunigen die Möglich- 
keiten, die auf der Informationstechnik aufsetzen- 
den Multimediatechniken für wirtschaftliches und 
gesellschaftliches Handeln einzusetzen. In Verbin- 
dung mit leistungsfähigen Telekommunikationsnet- 
zen entsteht eine globale Informations- und Kom- 
munikationsinfrastruktur, das „Nervensystem" der 
Wissensgesellschaft des 21. Jahrhunderts. Informa- 
tion wird zum dominierenden Faktor wissensinten- 
siven und ressourcenschonenden Wirtschaftens; von 
den „Wissensarbeitern" werden die klassischen 
Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit zu höchster 
Effizienz geführt. Die fortgeschrittene Informations- 
und Kommunikationstechnik stellt Infrastruktur 
und das Werkzeug für diese Wissensarbeiter bereit. 


FuE'Ausgaben des Bundes Küt informationsteclinik 
(einschließlich Multimedia und Fertigungstechnik) 

in Mio DM 
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Informations- und Kommunikationstechnik ausge- 
richtet. Es wird durch die drei Perspektiven Innova- 
tion, Integration und Konzentration geprägt: 

Innovation - das bedeutet Orientierung der For- 
schung auf die Umsetzung neuen 
Wissens in innovative Produkte und 
Dienstleistungen. 

Integration - das bedeutet Vernetzung von staat- 
lich geförderten Forschungseinrich- 
tungen, Hochschulen mit For- 
schung und Entwicklung in der 
Wirtschaft. 

Konzentration - das bedeutet Ausrichtung der För- 
derung auf wenige, perspektivrei- 
che Innovationsschwerpunkte mit 
volkswirtschaftlicher Breitenwir- 
kung. 

Vor dem Hintergrund sich abzeichnender globaler 
technischer und wirtschaftlicher Entwicklung und 
dem erkennbaren gesellschaftlichen bedarf hat das 
BMBF acht Innovationsschwerpunkte identifiziert. 


Innovationsschwerpunkte des BMBF-Konzepts 
SERVICE Wissensintensive Teledienstleistungen 

MEDIA@Komm Stadt des Wissens - Zukunftsstadt Multi- 
media 

DIALOG Benutzergerechte Mensch-Technik-Inter- 

aktion 


MOBIKOM 

KOMMET 

VISION 

PROCHIP 

VERNET 


Mobile Multimedia-Kommunikation 
Innovative Kommunikationsnetze 
Visualisierung von Wissensinhalten 

Innovative Produktionstechniken für Mikro- 
chips 

Verläßlichkeit kommerzieller Transaktionen 
in offenen Kommunikationsnetzen 


Informatik 

Informationssysteme 

Forschungspolitische Ziele 


Die rasante technologische Entwicklung im Informa- 
tions- und Kommunikationssektor und deren große, 
weiter steigende wirtschaftliche Bedeutung erfordern 
eine kontinuierliche Überprüfung und konsequente 
Anpassung der einschlägigen Förderpolitiken. Das 
im Oktober 1997 vom BMBF veröffentlichte Förder- 
programm Informationstechnik ist noch stärker auf 
die Erschließung innovativer Anwendungsfelder der 


Im Rahmen des Förderbereichs Informatik werden 
grundlegende Technologien zur Realisierung der 
Softwarebestandteile zukünftiger informationstech- 
nischer Systeme entwickelt und für spezifische An- 
wendungsfelder nutzbar gemacht. Im Vordergrund 
stehen dabei komplette Systemlösungen für Anwen- 
dungen im Kontext der Innovationsschwerpunkte 
des Förderprogramms Informationstechnik. 
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Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Informatik 

in Mio DM 



100 

1994 1995 1996 1997 1998 


Ist Süii Reg.-Entw. 

Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 


Strukturen der Förderung 

Die Förderung erfolgt in Form von Verbundprojek- 
ten, die von konkreten Fragestellungen in der An- 
wendung abgeleitet werden und in denen jeweils 
mindestens ein Anwenderunternehmen mitarbeitet, 
um den Transfer von der Wissenschaft in die Wirt- 
schaft sicherzustellen. 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Softwaretechnologie 

Die Beherrschbarkeit komplexer integrierter Soft- 
waresysteme und das Reengineering großer Altsoft- 
ware-Bestände stehen hier im Vordergrund. Seit 
1995 wurden 27 Verbundvorhaben begonnen. Positi- 
ve Ergebnisse konnten insbesondere bei Forschungs- 
arbeiten zur Modellierung und zur Entwicklung von 
komplexen Softwaresystemen sowie bei der Weiter- 
entwicklung formaler und semiformaler Methoden 
zur Erstehung fehlerfreier Software erzielt werden. 
Weitere Verbundvorhaben smd in Vorbereitung, die 
schwerpunktmäßig auf Methoden und Werkzeuge 
für die Entwicklung eingebetteter Systeme zur 
Steuerung und Regelung komplexer technischer Vor- 
gänge gerichtet sind. 

Höchstleistungsrechnen 

Mit der 1993 gestarteten „Initiative zur Förderung 
des paraUelen Höchstleistungsrechnens" beabsich- 
tigt das BMBF, den breiten, anwendungsbezogenen 
Einsatz von ParaUehechnern voranzutreiben. Geför- 
dert werden die Entwicklung apphkationsspezifi- 
scher SimulationsmodeUe, neue mathematische Ver- 
fahren und informatische Methoden für ParaUehech- 
ner, Softwarewerkzeuge zur Erschheßung des voUen 
Leistungspotentials von Höchstleistungsrechnem 
und die Nutzung entfernter Rechnerressourcen über 
Hochgeschwindigkeitsnetze. Im Zeitraum von 1993 
bis 1999 werden 22 Verbundprojekte bearbeitet, die 
jeweüs zur Hälfte aus Wissenschaft und Wirtschaft 
stammen. Aufbauend auf der Entwicklung schneller 
paraUeler Algorithmen wurde inzwischen in vielen 
Anwendungsfeldern ein beträchthcher Leistungs- 
schub erzielt, wie etwa bei der Simulation komplexer 
Strömungen zur Optimierung der funktionalen Kon- 


struktion von Kraftfahrzeugen und Flugzeugen. Wei- 
tere Projekte werden vorbereitet, die sich hauptsäch- 
lich mit der transparenten Integration von Methoden 
des Höchstleistungsrechnens in komplexe Anwen- 
dungsszenarien beschäftigen. 

Intelligente Systeme 

Intelhgente Systeme dienen der Lösung anspruchs- 
voller Aufgaben, wie dem Auswerten von Bildern, 
dem Steuern und Entwerfen technischer Systeme 
und Prozesse oder dem Erkennen von Störungsursa- 
chen. Sie integrieren Informationsgewinnung und 
Handlungsplanung sowie deren Kontrolle auch bei 
unscharfen Randbedingungen. Dabei zeichnen sie 
sich durch Autonomie, Lernfähigkeit und Adaptivität 
aus. In weiten Bereichen der Industrie, aber auch in 
der Verkehrs- und Umwelttechnik sowie im Dienst- 
leistungsbereich können intelligente Systeme zu 
neuen, innovativen Produkten und deuthchen Quah- 
tätsverbesserungen führen. In einer ersten Förder- 
phase von 1995 bis 1999 werden elf Verbundprojekte 
gefördert. Durch die Verknüpfung der bisher ge- 
trennt geförderten Gebiete „Künsthche Intelhgenz" 
und „Neuromformatik" zum Förderschwerpunkt „In- 
telligente Systeme" konnten sehr viel komplexere 
Anwendungen - insbesondere bei der Handschrifter- 
kennung, in der Robotik und bei der Prozeßführung 
und -diagnose für technische Lösungen - erschlossen 
werden. 

Sprachtechnologie 

Im Mittelpunkt der Sprachtechnologie steht die Auf- 
gabe, einen intuitiven und für die breite Öffenthch- 
keit nutzbaren Zugang zu Computersystemen zu 
ermöglichen. Wesentliche Gebiete sind hier die 
Spracherkennung und das Sprachverstehen. Ein im 
Oktober 1996 fertiggesteUter Prototyp (VERBMOBIL I) 
ist das weltweit führende System für die sprecher- 
adaptive Erkennung und Übersetzung von Spontan- 
sprache. Für den Zeitraum 1997 bis 2000 wird das 
Großprojekt „VERBMOBIL 11" zur robusten und 
direkten Übersetzung spontansprachlicher Dialoge 
mit mehr als zwei Partnern und für mehrere Sprach- 
paare gefördert. Durch Nutzung moderner Telekom- 
munikationsmedien soll eine hohe Mobüität des Ge- 
samtsystems erreicht werden. 

Informati onsverarb ei t un g 
nach biologischen Prinzipien 

Hier werden biologische Phänomene der Anpassung 
und Vererbung als Vorbüd für Berechnungsverfahren 
zur Optimierung komplexer technischer Problemstel- 
lungen genutzt. Sog. evolutionäre Algorithmen, 
orientiert an Prinzipien der Evolutionsbiologie, lösen 
auf rechentechnischem Weg Optimierungsprobleme, 
wenn herkömmliche mathematische Verfahren ver- 
sagen oder unvertretbar zeitaufwendig sind, z.B. 
beim System- und Schaltkreisentwurf, bei der Ma- 
schinenbelegungsplanung oder der Beladeplan- und 
Transportwegeoptimierung. Die seit 1993 durchge- 
führten 13 Verbundprojekte haben zu beachtlichen 
Fortschritten bei wirtschaftlich genutzten Optimie- 
rungs- und Bewertungswerkzeugen geführt, die teil- 
weise auch patentrechthch geschützt wurden. Ab 
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1998 ist in einer weiteren Förderphase, aufbauend 
auf die bisher entwickelten Methoden, die gezielte 
Bearbeitung weiterer wirtschaftsnaher Problemstel- 
lungen beabsichtigt, um neue Anwendungsfelder zu 
erschließen. 

Neuro techn olo gie/Ne uro pro th e tik 

Um informationstechnische Möglichkeiten der Kom- 
pensation ausgefallener Funktionen des mensch- 
lichen Nervensystems zu erschheßen, werden For- 
schungsaktivitäten der Neuroinformatik, der Mikro- 
systemtechnik und der Neuromedizin zusammenge- 
führt. Im Rahmen zweier Verbundprojekte werden 
die Grundlagen von Funktionsmustern von Neuro- 
prothesen am Beispiel einer Sehhüfe (Retina -Implan- 
tat) für Patienten erforscht, die bei sonst gesundem 
Sehsystem an einer Netzhautdegeneration erblindet 
sind. Dabei sind vöUig neuartige Entwürfe von Mi- 
kroelektroden-Feldem und deren Befestigung an der 
Netzhaut sowie mehrere intraokulare Operations- 
techniken entwickelt worden, die bereits auch außer- 
halb der geförderten Projekte große Beachtung und 
Verwendung gefunden haben. 

Basistechnologien der Informationstechnik 

Forschungspolitische Ziele 

Basistechnologien der Informationstechnik bilden 
eine unverzichtbare Voraussetzung für Innovationen 
in der WissensgeseUschaft. Ihre Förderung geschieht 
unter dem Aspekt der Sicherung des Standortes 
Deutschland. Sie bilden das entscheidende Funda- 
ment für Zukunfts Vorsorge, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung in vielen Branchen. Ziel ist es da- 
her, die Position Deutschlands bei den entscheiden- 
den Schlüsseltechnologien der Wissensgesellschaft 
wie Mikroelektronik, Kommunikations- und Multi- 
mediatechnik auszubauen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Basistechnologien der Informationstechnik 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen der 
Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Mikroelektronik auf Siliziumbasis 

- MEDEA 

Nach dem Abschluß des JESSI-Programms 
(JOINT EUROPEAN SUBMICRON SILICON) 
1996 wurden diejenigen Bereiche identifiziert, die 


aufgrund der in Europa vorhandenen industriellen 
Kompetenzen das größte Wachstumspotential für 
den Einsatz der Mikroelektronik aufweisen. Dies 
mündete in das MEDEA-Programm (Microelectro- 
nics Development for European Apphcations), das 
sich ’ auf sechs Kernkompetenzen konzentriert. 
Drei betreffen die Anwendungsfelder (Multime- 
dia, Kommunikation, Automobü/Verkehr), die an- 
deren drei zielen auf die Fertigungstechnologie 
von Halbleitern, inklusive Schaltungsentwurf. 
Derzeit werden 45 Projekte bearbeitet; deutsche 
Partner sind an über 20 Projekten beteiligt, die 
überwiegend vom Bund gefördert werden. 

- PROCHIP 

Wichtigster Bestandteil der Mikroelektronik-För- 
derung ist der Innovationsschwerpunkt PROCHIP, 
in dem neuartige Produktionstechniken zusam- 
mengefaßt sind: 

- Hierzu zählt insbesondere die Weiterentwick- 
lung der monolithischen Höchstintegration. 
Kleinere Strukturen erhöhen die Anzahl der 
funktionellen Einheiten auf dem Chip, senken 
die Leistungsaufnahme und steigern die Verar- 
beitungsgeschwindigkeit. Um Immer kleinere 
Strukturen erzeugen zu können, sind innova- 
tive Lithographieverfahren erforderlich. Als Al- 
ternativen zur optischen Lithographie werden 
die Elektronenstrahllithographie und die lonen- 
strahlprojektionshthographie weiterentwickelt. 

- Um langfristig konkurrenzfähig zu bleiben, ist 
der Übergang zur Chipfertigung auf Wafern mit 
300 mm-Durchmesser auch für die europäische 
Industrie zwingend erforderhch. Ziel des Projek- 
tes „300-plus" ist es, die Forschung auf diesen 
Gebieten voranzutreiben und die technisch-wis- 
senschaftlichen Grundlagen für eine Fertigungs- 
technologie auf 300-mm-Basis zu schaffen. 

- Im 1996 vom BMBF gestarteten Forschungs- 
schwerpunkt „Smart Fabrication" werden inno- 
vative Produktionstechnologien erforscht, die 
es ermöghchen, auch kleine Stückzahlen flexi- 
bel, hochautomatisiert und damit kostengünstig 
zu fertigen. 

- Neue Chipsysteme für Schlüsselbereiche 
von Wirtschaft und Gesellschaft 

Deutschland hat in einigen Bereichen der System- 
anwehdung von Halbleitern Spitzenpositionen. 
Dazu zählen der Automobilbau, die Kommunika- 
tionstechnik, die Automatisierung und Herstel- 
lung von Chipkarten. Ziel der Förderung ist es, 
das hohe Innovationspotential der modernen mi- 
kroelektronischen Forschung und Technologien 
mit höherer Effizienz und Breitenwirksamkeit für 
Schlüsselbereiche der Wirtschaft und Gesellschaft 
auszuschöpfen. Im Vordergrund stehen die Re- 
duktion von Entwicklungszeiten und -kosten 
sowie die Erschließung und der Ausbau neuer Ein- 
satzgebiete für mikroelektronische Schlüsselkom- 
ponenten. Ein besonderes Gewicht hat die Schaf- 
fung von effizienteren Entwurfswerkzeugen, da 
die systemorientierte Schaltkreis ent Wicklung die 
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Möglichkeiten der modernen Halbleiterfertigung 
bei weitem noch nicht ausschöpft. 

Photonik 

Die Photonik als Systemtechnik enthält Elemente der 
klassischen Optik, wie Gitter, Linsen und Laser, so- 
wie der Elektronik und Optoelektronik und hat sich 
mit dem starken Wachstum der Glasfaserübertra- 
gung zu einer Schlüsseltechnologie der Informations- 
technik entwickelt. Die in früheren Förderphasen 
entwickelten Bauelemente und Komponenten auf 
III-V-Basis werden nun zu leistungsfähigen System- 
einheiten geführt und in realer Netzumgebung er- 
probt (Innovationsschwerpunkt KOMNET). 

Die optische Freistrahlkommunikation mit optoelek- 
tronischen Bauelementen wie Laserdioden spielt eine 
zunehmende Rolle in verschiedenen Bereichen der 
Datenübertragung, sei es bei internen Computerver- 
bindungen oder im Bereich der „kabellosen" Büro- 
kommunikation oder zahlloser anderer Anwendun- 
gen. In diesen Bereichen werden an III-V- Verbin- 
dungshalbleiter zunehmend höhere Anforderungen 
an Kristallperfektion, Wafergrößen und hochinte- 
grierte Schaltkreise gestellt. Die komplexe Prozeß- 
technologie bei Verbindungshalbleitem wird unter 
starker internationaler Konkurrenz weiterentwickelt. 
Hieran sind Wissenschaftler aus Forschungsinstitu- 
ten, Hochschulen und der Wirtschaft in abgestimm- 
ten Projekten beteiligt. 

Displaytechnologie 

Die nutzergerechte, insbesondere die visuelle Dar- 
stellung von Information (Innovationsschwerpunkt 
VISION) ist ein Schlüssel für die Technikakzeptanz 
in der Wissensgesellschaft. Technologisch steht die 
Displaytechnik vor einem tiefgreifenden Umbruch. 
Die noch marktbeherrschende Kathodenstrahlröhre 
(CRT) bekommt zunehmend Konkurrenz durch 
flache Displays, die auf anderen physikalischen Prin- 
zipien beruhen. Außerdem entsteht durch die Mög- 
lichkeit zur dreidimensionalen (3D) Wahrnehmung 
eine neue Qualität von Anwendungen. 

Als aussichtsreiche Systeme gelten aus heutiger 
Sicht Flüssigkristall -Bildschirme. Darüber hinaus er- 
möglichen Flüssigkristall-Zellen auf flexiblen Folien 
künftig bruchsichere, leichte und durch Krümmung 
weniger reflektierende Displays. Eine vielverspre- 
chende Alternative bieten Elektrolumineszenz-Dis- 
plays insbesondere dort, wo LCD-Displays Schwä- 
chen aufweisen. Zur Realisierung innovativer Visua- 
lisierungssysteme muß das Entwicklungspotential 
von der Nutzung grundlegender physikalischer 
Effekte über die Ansteuerung einzelner Bildpunkte 
und des Gesamtdisplays bis hin zur Entwicklung 
von Bildschirmprototypen mit allen dazu notwen- 
digen technologischen Schritten ausgeschöpft wer- 
den. Dies schließt die Weiterentwicklung zu groß- 
flächigen, farbigen Flachbildschirmen sowie zu opti- 
schen Systemen für die Projektion ein. Die Möglich- 
keiten zur realitätsnahen 3D -Wahrnehmung ohne 
Hilfsmittel schaffen eine neue Dimension für innova- 
tive Anwendungen und verbesserte Nutzerfreund- 
lichfceit. Als weitere Möglichkeit zur großflächigen 


Darstellung von Farbbildern wird von Industrie und 
Forschung das Laser-Projektions- Verfahren entwik- 
kelt. 

Systemtechnik für zukünftige Kommunikationsnetze 

Die Bedeutung der Kommunikationstechnik liegt in 
ihrer volkswirtschaftlichen Querschnittswirkung, 
ihrer hohen Dynanük und dem großen Marktpoten- 
tial. Um in Zukunft umfassend Kommunikation ein- 
schließlich interaktiver Dienste an jedem Ort (Inno- 
vationsschwerpunkt MOBIKOM) zu ermöglichen, 
bedarf es nutzerfreundlicher System-, Übertragungs- 
und Endgerätekonzepte. Das BMBF hat deshalb 
seine Förderung auf die Entwicklung von Systemlö- 
sungen konzentriert, die zu europäischen Normvor- 
schlägen führen und in der Folge Massenmärkte er- 
schließen sollen. 

Ziel des Förderschwerpunktes ATMmobil ist die Ent- 
wicklung und Erprobung von integrierten breitban- 
digen Kommunikationssystemen, die Nutzer an je- 
dem Ort drahtlos mit multimedialen Kommunika- 
tionsdiensten versorgen. Ziel ist ein Systemkonzept 
für ein integriertes Breitband-Mobilkommunikations- 
System, das das Spektrum heutiger und künftiger 
Kommunikationsdienste von schmalbandigen An- 
wendungen bis hin zur mobilen breitbandigen Multi- 
mediakommunikation in einem geschlossenen Ge- 
samtsystem integriert und den ATM-Standard auf 
der Luftschnittstelle unterstützt. Dabei wird der ge- 
samte Bereich vom ATM-Festnetz über den draht- 
losen Teilnehmeranschluß sowie über zellulare Netze 
außerhalb und innerhalb von Gebäuden bis hin zum 
Multimedia-Endgerät einbezogen. 

International befindet sich eine Vielzahl unterschied- 
licher digitaler Kommunikationsnetze mit vielfältigen 
Dienstangeboten im Einsatz oder in Planung. Um 
eine netzübergreifende Multimediakommunikation 
wirtschaftlich zu ermöglichen, bedarf es effizienter 
und kostengünstiger System-, Übertragungs- und 
Endgerätekonzepte. Diese sollen im Rahmen des 
Verbundprojektes „Multimediakommunikation auf 
integrierten Netzen und Terminals" (MINT) entwik- 
kelt werden. 

Datenkomm unika tion 

Leistungsfähige Datennetze sind heute unentbehr- 
lich für den schnellen Wissenstransfer. Im Wissen- 
schaftsbereich drückt sich dies in einem stark wach- 
senden Datenverkehr aus. Verdoppelte sich das Da- 
tenvolumen im Netz des DFN-Vereins vor drei Jah- 
ren innerhalb eines Jahres, so verdoppelt es sich seit 
Inbetriebnahme des Breitbandwissenschaftsnetzes 
schon halbjährlich. Der DFN-Verein bereitet sich 
deshalb schon heute mit regionalen Gigabit-Testnet- 
zen auf den nächsten Technologiesprung der Ver- 
mittlungstechnik vor. 

Ein bundesweites Gigabitnetz, das den Daten- und 
Sprachverkehr integriert, soll im Frühjahr 2000 in Be- 
trieb gehen. Die Zeit bis dahin wird mit der Erpro- 
bung der Technik, neuer Anwendungen und betrieb- 
licher Modelle genutzt. 
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Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschließlich Anwendung 

der Mikroelektronik; Mikroperipherik) 

Forschungspolitische Ziele 

Damit die deutsche Wirtschaft in dem Zukunftsfeld 
der Mikrosystemtechnik (MST) auch weiterhin eine 
führende Stellung einnimmt, kommt es darauf an, 
bei zukünftigen Entwicklungen noch stärker die Be- 
dürfnisse der Nutzer zu berücksichtigen. Das derzeit 
laufende Förderungsprogramm „Mikrosystemtech- 
nik 1994-1999" ist auf diese Anwendungsaspekte 
der MST ausgerichtet. Gleichzeitig berücksichtigt 
das Programm besonders die kleinen und mittleren 
Unternehmen. Sie stehen bei der Bewältigung der 
vielfältigen technischen und organisatorischen Pro- 
bleme, die aus der Zusammenführung der verschie- 
denen Mikrotechniken herrühren, vor einer großen 
Herausforderung . 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Anwendung der Mikrosystemtechnik 
(einschl. Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik) 

in Mio DM 
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Faktenbericht '98 


Strukturen der Förderung 

Aufgrund ihres integrierenden Charakters - die MST 
vereint unter anderem elektronische, optische und 
mechanische Strukturen im Mikrometermaß - erfor- 
dert die Mikrosystemtechnik ein hohes Maß an inter- 
disziphnärer Zusammenarbeit, so daß ausschheßlich 
Verbundprojekte unterstützt werden. Im Förderungs- 
programm „MST 1994-1999" wurden bislang 
133 Verbundprojekte, an denen Wirtschaft und For- 
schungseinrichtungen gleichermaßen beteiligt sind, 
begonnen. Der Gesamtaufwand beläuft sich auf 
805 Mio DM, zu dessen Finanzierung Bundesmittel 
in Höhe von 430,5 Mio DM bewilligt wurden. Den 
weitaus größten Teil der Aufwendungen, nämhch 
75% (602,2 Mio DM), bestreitet die Wirtschaft. Diese 
bringt hiervon 58% (350,8 Mio DM) selbst auf und 
bestimmt damit auch maßgebhch die Inhalte der Ver- 
bundprojekte. 

Die Verbundprojekte nutzen zum einen die wissen- 
schaftlichen Potentiale der FuE -Einrichtungen und 
bauen darüber hinaus Netzwerke zwischen den Un- 
ternehmen auf. Ferner unterstützt das Programm ins- 
besondere die Überführung von Forschungsergeb- 
nissen in anwendungsreife Prototypen. 

Zur Sicherung der wissenschafthchen Basis in der 
Mikrosystemtechnik nutzt das BMBF auch das In- 


strument der institutionellen Förderung. Die Mikro- 
systemtechnik-Aktivitäten des Forschungszentrums 
Karlsruhe werden mit etwa 50 Mio DM pro Jahr 
unterstützt. 


Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Wie die Mikroelektronik erschheßt auch die Mikrosy- 
stemtechnik eine nahezu ungeahnte Produktvielfalt. 
Die Palette der Anwendungsfelder reicht von der Au- 
tomobiltechnik über den Umweltschutz und die 
Haus- und Gebäudetechnik bis hin zur Medizintech- 
nik und zum Maschinenbau. Damit ist die Mikrosy- 
stemtechnik eine Schlüsseltechnologie des 21. Jahr- 
hunderts. Wenn auch einige Produkte der Mikrosy- 
stemtechnik wie beispielsweise das Handy oder der 
Airbag-Sensor schon seit einigen Jahren zum Alltag 
gehören, so sind die enormen Potentiale der MST bei 
weitem noch nicht ausgeschöpft. 

Zu den herausragenden positiven Ergebnissen aus 
den bisher geförderten Projekten gehören u.a. fol- 
gende: Die Laser-Display-Technologie, erst kürzhch 
mit dem ersten Zukunftspreis des Bundespräsidenten 
ausgezeichnet, wird im Rahmen von drei Verbund- 
projekten gefördert und erfolgreich weiterenwickelt. 
Sie ermöghcht ungetrübten Femsehgenuß in den 
eigenen vier Wänden - im Großformat und in bisher 
unerreichter Qualität. Ein miniaturisiertes Meßsy- 
stem zur Unfallsimulation, das gleichzeitig die höhe- 
ren Anforderungen an Leistungsfähigkeit, Zuverläs- 
sigkeit und Langlebigkeit erfüllt und obendrein weit- 
aus kostengünstiger als bestehende Systeme ist, 
konnte Anfang 1998 vorgestellt werden. Derartige 
Crashtest-Anlagen dienen dazu, neue Karosserien 
oder Airbag-Systeme härtesten Prüfungen zu unter- 
ziehen, bevor sie auf den Markt kommen. Die mini- 
mal invasive Therapie kann das Gesundheitswesen 
erhebhch entlasten. Für eine Operation mit Hilfe von 
intelligenten Mini-Werkzeugen reichen winzige Kör- 
peröffnungen aus; der Patient erholt sich nach die- 
sem Eingriff schnell und kann das Krankenhaus bald 
verlassen. Die Kosteneinsparungen durch diese 
sanfte Chirurgie gleichen die hohen Anschaffungs- 
kosten der für die High-Tech-Medizin benötigten 
Ausrüstungen mehr als aus. Bisher wurden insge- 
samt neun Verbundprojekte gefördert. 

Wül Deutschland auf internationaler Ebene auch 
weiterhin eine Spitzenposition einnehmen, sind 
künftige Entwicklungen in der Mikrosystemtechnik 
weniger auf die einzelne Technologie als vielmehr 
auf die konkrete Anwendung auszurichten. Die Mi- 
krosystemtechnik ist eine Integrationstechnik, deren 
Potential weit über die Verknüpfung von gängigen 
Mikrotechniken hinausgeht. Werden Mikrosysteme 
um Elemente beispielsweise der Bio- und der Nano- 
technik ergänzt, eröffnet sich ein breites Spektrum 
neuer möglicher Anwendungen. Somit entscheidet 
nicht die einzelne Technologie über die Entwicklung 
marktfähiger Produkte; im Mittelpunkt muß vielmehr 
die Problemlösung stehen. Aus diesem Grund treibt 
das Förderprogramm „MST 1994-1999" nur in Aus- 
nahmefällen einzelne Technologien voran, sondern 
konzentriert sich stattdessen auf Systemlösungen. 
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Um künftig noch wirkungsvoller fördern zu können, 
werden jetzt im Rahmen einer begleitenden Unter- 
suchung des Themenfeldes die künftig strategisch 
bedeutenden Anwendungscluster identifiziert. 


Fertigungstechnik 

Forschungspolitische Ziele 

Forschungsaktivitäten auf diesem Gebeit dienen 
der Zukunftssicherung des Produktionsstandorts 
Deutschland. Es sollen Impulse zur Verbesserung der 
Produktion und damit der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit produzierender Unternehmen gege- 
ben werden. Forschung für die Produktion zielt vor 
allem auf wirtschafthche Gesamtlösungen, die immer 
bessere Fertigungstechnik, moderne Personalent- 
wicklungs- und Führungskonzepte, ressourcen- und 
umweltschondendes Wirtschaften in Kreisläufen so- 
wie leistungsfähige Informations- und Kommunika- 
tionstechnik u. V. a. integrieren. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Fertigungstechnik 

in Mio DM 
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Strukturen der Förderung 

Für Forschungsvorhaben wurden vom BMBF seit 
1996 insgesamt rund 470 Mio DM bereitgestellt. Ge- 
fördert werden hauptsächlich Verbundprojekte, wo- 
bei die Industriepartner mindestens 50% der Ge- 
samtkosten übernehmen. Grundlegende Beiträge 
leisten insbesondere die auf dem Forschungsgebiet 
Produktionstechnik/Fertigungstechnologie tätigen 
Institute der Fraunhofer-Gesellschaft sowie die Mit- 
gheder der Wissenschafthchen Gesellschaft für Pro- 
duktionstechnik. 

Da KMU mit einen sehr hohen Anteil im produzie- 
renden Gewerbe vertreten sind, werden sie verstärkt 
an Forschungsprojekten beteiligt. Daneben wird 
durch die Einbeziehung von sog. Umsetzungsträgern 
(Verbände, IHK etc.) die Verbreitung und Umsetzung 
der erzielten Erkenntnisse unterstützt. 


Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Aus dem 1996 abgeschlossenen Programm „Quali- 
tätssicherung“ stehen aufbereitete Forschungsergeb- 
nisse für qualitätssichernde Maßnahmen und Bei- 
spiele zum qualitätsorientierten Verhalten der Mit- 


arbeiter zur Verfügung, die insbesondere kleinen 
und mittleren Unternehmen zur Anwendung emp- 
fohlen werden. Im einzelnen wurden folgende Er- 
gebnisse erzielt: 

- Einführung von Quahtätsmanagementsystemen 
auf breiter Basis; 

~ Darstellung von Methoden und Hilfsmitteln zur 
Einführung von Quahtätssicherungssystemen 
nach DIN ISO 9000 ff. in Unternehmen unter- 
schiedhcher Branchen; 

- Anleitungen zur Entwicklung und Einführung 
quahtätsförderhcher Organisations- und Füh- 
rungsstrukturen; 

- beispielhafte Informationssysteme zur Unterstüt- 
zung der Quahtätssicherung und Verfahren zum 
Planen, Koordinieren und betriebswirtschaftli- 
chem Bewerten von Qualitätssicherungsmaßnah- 
men. 

Darüber hinaus verfügen Hochschulen nun über die 
notwendigen Kenntnisse und Erfahrungen, um mo- 
dernes Quahtätsmanagementwissen in der Ausbil- 
dung zu vermitteln. 

Im Rahmenkonzept „Produktion 2000“, das seit 1995 
läuft und auf die Entwicklung und Anwendung inno- 
vativer Produktionsmethoden und -Strategien ausge- 
richtet ist, wurde bereits eine Vielzahl von Ergebnis- 
sen erreicht, bspw: 

- Schaffung von Methoden zur Produktentwicklung 
und von Konzepten zur frühzeitigen Beeinflussung 
des Entwicklungsprozesses; 

- Darstellung eines Beispiels für das Wirtschaften in 
Kreisläufen anhand der Verwertung von Einmal- 
gebrauchsprodukten aus Kunststoffverbunden ein- 
schheßlich Gesamtkostenanalyse; 

- Entwicklung von Grundlagen für hersteUerüber- 
greifende Module offener Steuerungen als Schlüs- 
selkomponenten für Innovationen im Maschinen- 
bau; 

- Präsentation der Ergebnisse eines Expertenkreises 
„Zukunftsstrategien deutscher Unternehmen in 
einer zunehmend turbulenten Umwelt" ; 

- Aufzeigen des Potentials von Teleservice und von 
Wegen zur Erweiterung der Angebotspalette so- 
wie zur Erschheßung neuer Marktregionen durch 
Kopplung von Produkten mit intelhgenter Dienst- 
leistung. 

In der 1998 ' abzuschließenden Voruntersuchung 
„Produktion 2000 plus“ wird - aufbauend auf den 
Erkenntnissen aus dem Rahmenkonzept „Produktion 
2000" - bis Mitte 1998 der Forschungsbedarf für die 
künftige Produktion ermittelt. 


Teleservice für die Erschließung neuer Märkte 

Moderne Informations- und Kommunikationstechnik, Multi- 
media, Steuerungstechnik und Sensorik ermöglichen ganz 
neue technische Lösungen und große Chancen für neuartige 
Produkte und Dienstleistungen. Das Forschungsgebiet Tele- 
service hat für den Produktionsstandort Deutschland strate- 
gische Bedeutung. Hier entstehen durch Kombination von 
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Produkten mit intelligenter Dienstleistung neue Angebote; die 
Wettbewerbsfähigkeit wird nachhaltig gestärkt. Dadurch kön- 
nen nach Einschätzung der Unternehmen neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

Angesichts der zukünftigen Bedeutung hat das BMBF das 
Ttiema Teleservice im Rahmenkonzept „Produktion 2000“ 
aufgegriffen. Bereits fertiggestellt ist ein Leitfaden dazu. Er 
soll insbesondere kleineren Unternehmen den schnellen und 
erfolgreichen Einstieg in diese neue zukunftsträchtige Technik 
erleichtern. Die Unternehmen können damit vor allem folgen- 
de Vorteile erschließen: 

- Verbesserung der Kundenbindung durch Ausbau des Ser- 
viceangebotes. 

- Einstieg in neue Marktregtonen ohne teures Serviceperso- 
nal vor Ort. Dies ist vor allem für kleine und mittlere Ma- 
schinenanbieter wichtig. 

- Einsparung von Kosten sowohl für Hersteller bei Inbetrieb- 
nahme und Garantieleistungen als auch für Kunden durch 
bessere Verfügbarkeit der Anlagen. 


Multimedia 

Forschungspolitische Ziele 

An der Schwelle zum 21. Jahrhundert geht die Indu- 
striegesellschaft in zunehmendem Tempo in die Wis- 
sensgesellschaft über. Treibende Kraft dieser Ent- 
wicklung sind die modernen Informations- und Kom- 
munikationstechnologien. Multimedia steht für das 
Verschmelzen von Text, Grafik, Büd, Ton und Film 
(Video) basierend auf digitalen Informationstechni- 
ken. Die Pohtik des BMBF will Multimedia möghch 
machen. Sie baut dabei auf vier Schwerpunkten auf: 

- Ausbau der bestehenden guten Infrastruktur, 

- Ausgestaltung der rechthchen Rahmenbedingun- 
gen, 

- Erschheßung des Anwendungspotentials von Mul- 
timedia und 

- Vermittlung von Medienkompetenz. 

Die konsequente Anwendung von Multimedia er- 
möglicht auch neue Beschäftigungsperspektiven. 
Insbesondere mit neuen Dienstleistungen verbinden 
sich in diesem Zusanunenhang die größten Hoffnun- 
gen. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Multimedia 

in Mio DM 
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Strukturen der Förderung 

Insgesamt stehen 1998 100 Mio DM für die Förde- 
rung der oben genannten Schwerpunkte von Multi- 
media zur Verfügung. Hierfür wurde im Bundeshaus- 
halt 1997 ein neuer Haushaltstitel geschaffen. Bis 
zum Jahr 2001 ist eine Erhöhung der Fördermittel 
schrittweise auf 105 Mio DM im Finanzplan vorgese- 
hen. 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Das vom BMBF geförderte Wissenschaftsnetz (WiN) 
ist die Infrastruktur für die Datenkommunikation der 
deutschen Wissenschaft. Den Nutzern steht eine 
Breitbandinfrastruktur zur Verfügung, die An- 
schlüsse mit der Kapazität von 34 Mbit/s und auch 
Anschlüsse mit einer Kapazität von 155 Mbit/s er- 
möghchen. Das WiN ist mit den Netzen der anderen 
europäischen und auch außereuropäischen Länder 
verbunden, seit März 1997 sind die internationalen 
Anbindungen des Breitband-Wissenschaftsnetzes 
(B-WiN) im Rahmen des europäischen Projektes 
TEN-34 mit einer Kapazität von 45 Mbit/s und zum 
US-Intemet mit einer Kapazität von 90 Mbit/s gege- 
ben. Mit einer Anschubfinanzierung von 80 Mio DM 
über drei Jahre ermöghcht das BMBF den Ausbau 
zum Hochgeschwindigkeitsnetz. 

Mit dem Informations- und Kommunikationsdienste- 
Gesetz des Bundes (luKDG) werden die rechtlichen 
Rahmenhedingungen parallel zu den technischen 
Entwicklungen festgelegt. Das luKDG sorgt - welt- 
weit erstmalig - im privatwirtschafthchen Sektor für 
die notwendige Klarheit und Rechtssicherheit bei 
Multimedia -Anbietern und Nutzern, stellt uneinge- 
schränkte Zugangsfreiheit sicher und vermeidet in- 
vestitionshemmende Überreguherungen mit nega- 
tiven Folgen für den Arbeitsmarkt. Weü die Telekom- 
munikationsnetze, wie z.B. das Internet, andererseits 
kein rechtsfreier Raum sind, werden im luKDG 
schützenswerte Belange, wie z.B. Daten- und Ju- 
gendschutz, gesichert. 


Multimedia-Gesetz 

- Klare Rahmenbedingungen im globalen Wettbewerb - 

Die Anwendungen moderner Telekommunikation im globalen 
Rahmen und die damit verbundenen neuen wirtschaftlichen 
Dimensionen der elektronischen Informations- und Kommu- 
nikationsdienste machen einen einheitlichen Ordnungsrah- 
men erforderlich, der die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für den Weg in die Informationsgesellschaft bestimmt. 

In Deutschland stehen mit dem „Multimedia-Gesetz" bzw. 
dem Informations- und Kommunikationsdienste-Gesetz die 
Spielregeln für die globale tnformationsgesellschaft fest. 

Mit dem Multimedia-Gesetz hat der Gesetzgeber in vielen 
Fragen neue rechtliche Wege beschritten, die der Dynamik 
der technischen Entwicklungen Rechnung tragen. Dabei hat 
er sich jedoch auch davon leiten lassen, daß das vorhandene 
Recht das Fundament zur Beantwortung neuer Fragestellun- 
gen bildet, da hiermit bereits zahlreiche Probleme, die sich 
aus der Nutzung des Internet und der neuen Informations- 
und Kommunikationsdienste ergeben, gelöst werden können. 
Neue Regelungen hat der Gesetzgeber vor allem in den Be- 
reichen der Verantwortlichkeit der Provider, des Schutzes 
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personenbezogener Daten und der Sicherheit bei digitalen 
Signaturen geschaffen. 

Das Gesetz beschränkt die Nutzung der neuen Dienste nicht, 
es eröffnet vielmehr für Diensteanbieter und Nutzer gleicher- 
maßen neue Handlungsmöglichkeiten. Perfektionismus im 
Detail hätte die freie Entwicklung der neuen Dienste behin- 
dert und damit die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
technischen Entwicklungschancen zu einer Wissensgesell- 
schaft im Keim erstickt. 

Die Bundesrepublik Deutschland leistet mit dem Multimedia- 
Gesetz weltweit Pionierarbeit. Die Konzepte dieses Gesetzes 
zur Nutzung datenschutzfreundlicher Technologien in der 
weltweiten Kommunikation, zum Einsatz sicherer digitaler Si- 
gnaturen in der oniine-Kommunikation und zur Entwicklung 
wirksamer Filtertechnologie im Bereich des Jugendschutzes 
bestimmen maßgeblich die Diskussion in der EU-Kommis- 
sion und der OECD. 


Auf Basis der guten Telekommunikations -Infrastruk- 
tur und der geschaffenen rechtlichen Rahmenbedin- 
gungen kommt es nun verstärkt darauf an, das An- 
wendungspotential im Multimedia zu erschließen: 

Eine BMBF-Initiative betrifft die Verbreitung der 
Telearbeit. Sie bietet Chancen zur Flexibilisierung 
der Arbeitswelt, zur Erhöhung der Produktivität, zur 
Erhöhung der Zeitsouveränität der Arbeitnehmer, zu 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und 
zur Entlastung der Umwelt durch weniger Verkehr. 
Mit der im März 1997 gemeinsam mit der Deutschen 
Telekom AG gestarteten Initiative soll Telearbeit in 
der mittelständischen Wirtschaft demonstriert und er- 
probt werden. Gleichzeitig sollen die gewonnen Er- 
fahrungen und Erkenntnisse umfassend verbreitet 
werden. Rund 20 Mio DM stehen hierfür bis Ende 
1998 zur Verfügung. Insgesamt wurden 410 Firmen 
ausgewählt und es sind ca. 1 750 Telearbeitsplätze, 
davon über 500 neue Arbeitsplätze, entstanden. 

Multimediale Telekooperation eröffnet quahtative 
Möglichkeiten für die öffentliche Verwaltung, die 
Wirtschaft und für den privaten Bereich. Vorausset- 
zung für eine allseits verstärkte Nutzung sind über- 
greifende Lösungen, die sowohl Sicherheitsbedürf- 
nissen entsprechen als auch Nutzerakzeptanz zulas- 
sen. Deshalb betreibt das BMBF den Forschungs- 
schwerpunkt „Telekooperation-POLIKOM" in vier 
Verbünden mit zwölf Partnern, um in verschiedenen 
Anwendungsfeldem standortübergreifende Koope- 
ration zu erproben und auch den im Hinblick auf den 
Regierungsumzug wichtigen informationstechni- 
schen Verbund Berlin-Bonn (IVBB) vorzubereiten. 
Multimediale Anwendungen werden genutzt, Zu- 
gang zu den neuen Informationsmärkten ermöglicht 
und automatisierte Arbeitsabläufe, wie die „elektro- 
nische Laufmappe'', in der Verwaltung erprobt. Da- 
mit nimmt die öffentliche Verwaltung eine Vorreiter- 
rolle wahr und kann andere Institutionen und Orga- 
nisationen zur Übernahme solcher Multimedia-Tech- 
niken motivieren. 

Der Gründerwettbewerh Multimedia unterstützt 
innovative und tragfähige Ideen und Konzepte für 
Untemehmensgründungen in einem jährlichen Ideen- 
wettbewerb in den nächsten drei Jahren. Dabei wer- 
den jeweils bis zu 100 beste Ideen für eine Untemeh- 


mensgründung ermittelt und prämiert. Von diesen 
werden wiederum die 20 besten ausgewählt und bei 
der Erarbeitung eines Geschäftsplanes sowie erster 
Maßnahmen zu seiner Umsetzung unterstützt. Damit 
fördert das BMBF Existenzgründungen in einem zu- 
kunftsweisenden Hightech-Bereich, die Schaffung 
neuer dauerhafter Arbeitsplätze und die Entwick- 
lung neuer Multimedia-Dienstleistungen und -Pro- 
dukte. 

Eine weitere wichtige Maßnahme zur Erschließung 
des Anwendungspotentials von Multimedia betrifft 
die „Digitale Bibhothek und Elektronisches Publizie- 
ren" (s. weiterführend Kap. U sowie Kap. S). 

Die Vermittlung von Medienkompetenz ist nötig, um 
mögüchst viele Menschen auf die Wissensgesell- 
schaft vorzubereiten. Medienkompetenz verlangt 
nicht nur technische Fertigkeiten, sondern vor allem 
auch die Fähigkeit zum vernünftigen Umgang mit 
Informationen einschl. ihrer Bewertung: 

Ausgangspunkt bildet die Initiative „Schulen ans 
Netz“ , deren Ziel es ist, in den nächsten Jahren alle 
44 000 Schulen in Deutschland ans Internet anzu- 
schheßen und zusätzlich geeignete medienpädago- 
gische Maßnahmen (z.B. Lehrerfortbildung) zu er- 
greifen. Das BMBF stellt für Modellprojekte von 1996 
bis 2001 aus dem Bundeshaushalt 64 Mio DM und 
gemeinsam mit der Deutschen Telekom AG insge- 
samt knapp 160 Mio DM bereit. U. a. bietet der DFN- 
Verein den Schulen Zugangsmöghchkeiten im Inter- 
net. 

Das BMBF hat darüber hinaus verschiedene Wettbe- 
werbe mit Preisgeldern in Höhe von 1,7 Mio DM aus- 
geschrieben, in denen die besten Konzepte zur Ver- 
mittlung von Medienkompetenz prämiert wurden. Im 
Bereich der Senioren wurden die zehn besten Vor- 
schläge durch Preise gefördert. Daneben werden 
sowohl im Bereich von Industrie, Handel und Dienst- 
leistung als auch im Bereich des Handwerks die drei 
innovativsten und originärsten Vorschläge ausge- 
zeichnet. 

Um zur gesellschaftlichen Akzeptanz der neuen In- 
formations- und Kommunikationstechniken beizutra- 
gen, hat das BMBF gemeinsam mit dem BMWi im 
Rahmen des „Forum Info 2000" einen breiten Dis- 
kussionsprozeß aUer gesellschaftlichen Gruppen 
initiiert. Dabei werden die Chancen der neuen Infor- 
mations- und Kommunikationstechnik aufgezeigt, 
ohne Risiken zu verschweigen. Auch werden An- 
stöße für Aktivitäten gegeben und LeitmodeUe ent- 
wickelt. Die Ergebnisse werden einer breiten Öffent- 
lichkeit zugänglich gemacht. 

Literatur 

- zum Förderprogramm Informationstechnik „Inno- 
vationen für die WissensgeseUschaft", http;// 
www.iid.de/it-pro/; 

- zum Förderschwerpunkt Informatik: Tagungsbän- 
de der letzten Statusseminare der einzeLnen the- 
matischen Schwerpunkte; herausgegeben vom 
Projektträger für Informationstechnik (DLR, MD- 
IT-IV,s.TeüV, Kap. 3.2.4); 
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- zum Förderschwerpunkt Mikrosystemtechnik: 

- BMBF-Broschüre „Programm Mikrosystemtech- 
nik 1994-1999" sowie http://www.vdivde-it.de/ 
it/mst/; 

- VDI/VDE - IT GmbH: „Jahresberichte zum 
Programm Mikrosystemtechnik", Teltow 1994, 
1995, 1996; 

- VDI/VDE Gesellschaft Mikroelektronik, Mikro- 
und Feinwerktechnik (GMM): Mikrosystem- 
technik. „Von den Technologien zur Anwen- 
dung", Frankfurt/Main, 1997; 

- Institut für Angewandte Innovationsforschung 
(lAI): „Wissenschaftliche Analyse zur Ausrich- 
timg begleitender Maßnahmen im Programm 
Mikrosystemtechnik 1994-1999", Bochum, 1996; 

- zum Förderschwerpunkt Fertigungstechnik: 

- BMBF-Broschüre „Produktion 2000" 1995-1999; 

- Neue Wege zur Produktentwicklung: RAABE- 
Verlag Stuttgart 1997; 

- Teleservice - Einführen und Nutzen: Maschi- 
nenbau Verlag GmbH 1997; 


10. Biotechnologie (Förderbereich K) 


Chancen nutzen - verantwortlich gestalten 

Die moderne Biotechnologie wird im kommenden 
Jahrhundert zu den wichtigsten Schlüsseltechnolo- 
gien zählen. Nach Expertenmeinung wird ihr Stel- 
lenwert vergleichbar sein mit dem, den Mikroelek- 
tronik, Informations- und Kommunikationstechno- 
logien heute besitzen. Für moderne Volkswirtschaf- 
ten ist es insbesondere auch im Hinblick auf die 
Globalisierung der Märkte von zunehmender Be- 
deutung, in diesem Bereich Kompetenz aufzubauen 
und das enorme Innovationspotential auszuschöp- 
fen. Die Biotechnologie ist daher einer der for- 
schungspolitischen Schwerpunkte der Bundesregie- 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Biotechnologie 

in Mio DM 
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«■■D Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 


- Industrie vor dem Quantenspning. Eine Zukunft 
für die Produktion in Deutschland: Springer- Ver- 
lag Berlin Heidelberg 1997, ISBN 3-540-61246-7; 

- Verzeichnis der bisher ca. 60 Buchveröffentli- 
chungen über Ergebnisse des Programms Quali- 
tätssicherung, herausgegeben vom Projektträ- 
ger des BMBF für Fertigungstechnik und Quali- 
tätssicherung in Karlsruhe (s. Teil V, Kap. 3.2.6); 

- zum Förderschwerpunkt Multimedia: 

- http://www.üd.de; 

- http://www.iukdg.de; 

- Telearbeit im Mittelstand, Förderrichtlinie, 
Bonn, März 1997; 

- http ://www. ba. dir. de/cgi-bin/proj ektlink; 

- http://www.gruenderwettbewerb.de; 

- http://www.san.ev.de; 

- http://www.Forum-Info2000.de; 

- BMBF-Broschüre: „Wissen + Innovation = Ar- 
beit", April 1998. 


ning. Im Rahmen des Programms „Biotechnologie 
2000" wird ausgehend von einer soliden wissen- 
schaftlichen Basis vor allem eine stärkere Kommer- 
zialisierung der Technologie - also der Sprung von 
der Invention zur Innovation - angestrebt. Es soll 
sichergestellt werden, daß Deutschland in dieser 
Schlüsseltechnologie auch in Zukunft zu den füh- 
renden Nationen zählt. 

Forschungspolitische Ziele - Thematische 
Schwerpunkte 

Ziel des Programms ist der Ausbau der wissenschaft- 
lichen Basis und der Technologieentwicklung. Ange- 
strebt wird vor allem, die Anwendung der Technolo- 
gie zu intensivieren und zu verstärken und Deutsch- 
land auf diese Weise zu einem führenden Biotechno- 
logiestandort zu machen. Im Mittelpunkt der Pro- 
grammaktivitäten stehen Methoden und Verfahren, 
die der Gesundheit des Menschen und dem Schutz 
der Umwelt dienen. Bedingt durch die zunehmende 
Schwerpunktsetzung auf die Kommerzialisierung ha- 
ben Projekte unter Federführung der Industrie und 
die Mobilisierung privaten Kapitals zur Mitfinanzie- 
rung der Projekte Priorität. Das Programm wurde zur 
Erhöhung der Transparenz und besseren Steuerung 
neu geordnet. Die einzelnen Programmschwer- 
punkte sind jetzt untereinander stärker vernetzt und 
weisen Verzahnungen zu anderen Förderprogram- 
men wie z. B. der Gesundheitsforschung und Produk- 
tions -/Informationstechnologie auf. 
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Die neuen Schwerpunkte einschließlich der dort ge- 
förderten Themenbereiche sind: 

BioMethoden: 

Methoden und Verfahren der Biotechnologie 

- Parallelisierung und Automatisierung von Arbeits- 
schritten für die Genomforschung; 

- verbesserte und zuverlässige Screeningverfahren 
für die Naturstofforschung zur Auffindung phar- 
mazeutisch interessanter Strukturen; 

- kombinatorische und evolutive Synthesestrategien 
der Biologie; 

- Entwicklung von Methoden und Verfahren zum Er- 
satz tier experimenteller Untersuchungstechniken; 

- Entwicklung von Methoden und Verfahren für 
einen sicheren Umgang mit Organismen und bio- 
logischen Techniken. 

Novellierung des Gentechnikgesetzes 

- Trendwende für eine Schlüsseltechnologie - 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügte 1990 als erste In- 
dustrienation über ein Gesetz zur Regelung der Gentechnik. 
Schon bald nach Verabschiedung des Gesetzes zeigte sich, 
daß Wissenschaft und Wirtschaft in Deutschland mit der 
weltweit einsetzenden dynamischen Entwicklung der Bio- 
technologie aufgrund der im GenTG vorgesehenen aufwendi- 
gen Genehmigungsverfahren und Auflagen nicht Schritt hal- 
ten konnten. Wissenschaft und Wirtschaft warnten vor Wett- 
bewerbsnachteilen. 

Der Deutsche Bundestag faßte vor diesem Hintergrund Ende 
1992 einen Beschluß, mit dem die Bundesregierung aufgefor- 
dert wurde, einen Änderungsvorschlag zum GenTG vorzule- 
gen. Im Dezember 1993 wurde auf der Grundlage des Ände- 
rungsvorschlags das Erste Gesetz zur Änderung des Gen- 
technikgesetzes verabschiedet. Darin bleibt der im GenTG 
verankerte Schutz von Mensch und Umwelt uneingeschränkt 
erhalten. Unverhältnismäßige und sachlich nicht gerechtfer- 
tigte Einschränkungen und bürokratische Hemmnisse wur- 
den dagegen beseitigt. 

Die wichtigsten Ergebnisse der Novellierung des GenTG, die 
den von den übergeordneten EU-Richtlinien vorgegebenen 
Rahmen ausschöpft, sind: 

- Verfahrensstraffung: Genehmigungs- und Anmeldefristen 
in den unteren Sicherheitsstufen 1 (kein Risiko) und 2 (ge- 
ringes Risiko) werden verkürzt. 

- Der Erörterungstermin im Rahmen der Öffentlichkeitsbe- 
teiligung bei Freisetzungen von gentechnisch veränderten 
Pflanzen ist entfallen. Damit wurden Antragsteller von einem 
extrem zeit- und kostenaufwendigen Verfahren befreit. 

- Wegfall von Genehmigungen beim Forschungsaustausch 
und bei der klinischen Prüfung. 

- Konkretisierung des Anwendungsbereichs: Klarstellung, 
daß das GenTG nicht die Anwendung gentechnischer Ver- 
fahren am Menschen betrifft. 

Von der Novellierung des GenTG ging eine erhebliche Signal- 
wirkung auf Wissenschaft, Wirtschaft und Vollzugsbehörden 
aus. Entscheidend war die einvernehmliche Verabschiedung 
des Änderungsgesetzes durch den Deutschen Bundestag 
und Bundesrat. Damit wurde die Trendwende in der Biotech- 
nologie in Deutschland eingeleitet. Heute gehört Deutschland 
zu den bevorzugten Standorten der Biotechnologie. 

Die erfolgreiche Deregulierung des GenTG zeigt pars pro 
toto, daß rechtliche Rahmenbedingungen die Attraktivität 
des Forschungs- und Produktionsstandorts Deutschland 
maßgeblich bestimmen. Rechtliche Rahmenbedingungen 
werden stärker als bisher in das Zentrum der Forschungs- 
politik der Bundesregierung rücken. 


BioMaterie: Informationsgehalt biologischer Materie 

- Aufklärung der in Biomolekülen (DNA, Proteine, 
Polysaccharide etc.) verankerten Informationsprin- 
zipien (biologischen Gesetze) als Grundlage für 
Innovationen im Gesundheits- und Umweltschutz 
sowie in Landwirtschaft und Industrie sowie 

- Aufbau einer Bioinformatik-Infrastruktur. 

BioSysteme: 

Biologische Funktionssysteme für die Technik 

- technische Umsetzung biologischer Prinzipien für 
Grenzbereiche zu Physik, Chemie, etc.; 

- Selbstorganisation biologischer Materie zu drei- 
dimensionalen, funktionalen Strukturen mit dem 
Schwerpunkt „Neuronale Strukturen“ (Himfor- 
schung) als Basis für Innovationen in den Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien; 

- Entwicklung biologischer Verfahren zur Umwelt- 
entlastung und -Sanierung. 

BioProduktion: 

Produktionssysteme der Biotechnologie 

- Integration biologischer Prinzipien in technische 
Produktionsabläufe; 

- Verbesserung von Expressionssystemen zur Her- 
stellung arteigener und rekombinanter Produkte 
in hoher Ausbeute; 

- Verbesserung der Syntheseleistung höherer Pflan- 
zen mit molekularbiologischen Methoden; 

- Aktivierung pflanzeneigener und externer biologi- 
scher Abwehrpotentiale zur Erzeugung gesunder 
Nutzpflanzen; 

- Förderung der Bioregion Jena (Bioinstrumente) . 

Humangenomforschung 

- Erkundung der Struktur und Funktion der mensch- 
lichen Erbinformation; 

~ Schaffung neuer Möglichkeiten, schwere Erkran- 
kungen wie Krebs, Herz-Kreislauf-Störungen oder 
die Alzheimer-Krankheit zu bekämpfen; 

- Etabherung neuer, bedarfsorientierter Technolo- 
gietransf er-ModeUe . 

BioRegio: Modellregionen in der Biotechnologie 

- Umsetzung biotechnologischen Wissens in Pro- 
dukte, Produktionsverfahren und Dienstleistun- 
gen; 

~ Förderung von drei Modellregionen (Rheinland, 
Rhein-Neckar-Dreieck, München), einschließlich 
Informationsaustausch; 

- Strukturbildung durch Systemansätze (Technolo- 
gie, Patentierung, Finanzierung, Management, 
Marketing, usw.). 

Querschnittsaktivitäten; institutioneile und 

internationale Förderung in der Biotechnologie 

- Vorlaufforschung in den Biowissenschaften, vor- 
wiegend im institutioneilen Bereich sowie 
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- Aufbau von einschlägigen Datenquellen und 
biologischen Ressourcen und Gewährleistung des 
freien Zugangs zu diesen. 


Strukturen der Förderung 

Der Bund gibt jährlich mehr als eine Mrd DM für die 
Forschungs- und Technologieförderung auf dem Ge- 
biet der Biowissenschaften und molekularen Medizin 
aus. Rund eine Mrd DM stammt dabei aus dem 
Geschäftsbereich des BMBF, wobei hier nicht nur die 
Mittel in den Förderbereichen K und G, sondern 
auch die auf die entsprechende Förderung der Max- 
Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaf- 
ten e.V., München (MPG) und der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft e.V., Bonn (DFG) (s. Kap. 1) 
entfallenden Mittel einbezogen wurden. Allein für 
das Programm „Biotechnologie 2000" (einschüeßlich 
der institutioneilen Förderung, insbesondere der 
Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH, 
Braunschweig-Stöckheim (GBF), des Max-Delbrück- 
Centrums für Molekulare Medizin Berlin (MDC) und 
des GSF-Forschungszentrums für Umwelt und Ge- 
sundheit GmbH, Neuherberg bei München (GSF) 
sowie mehrerer Institute der Blauen Liste, wie z.B. 
der Deutschen Sammlung von Mikroorganismen und 
Zellkulturen (DSMZ), s. Teil V) werden gegenwärtig 
mehr als 330 Mio DM pro Jahr zur Verfügung ge- 
stellt. Ergänzt wird dies durch Aktivitäten in anderen 
Förderbereichen, die sich teüweise mit biotechnolo- 
gischen Fragestellungen befassen. Das BML fördert 
biotechnologische Forschungsarbeiten auf dem zum 
Förderbereich K gehörenden Gebiet der Nachwach- 
senden Rohstoffe sowie an neun der zehn Bundesfor- 
schungsanstalten seines Geschäftsbereichs mit über 
100 Mio DM im Jahr. 

Da viele Forschungsaufgaben sich nicht im nationa- 
len Alleingang bewältigen lassen, werden Förder- 
maßnahmen mit internationalen Aktivitäten verbun- 
den. Besonders geeignete Möglichkeiten hierzu 
bietet das 4. Rahmenprogramm der EU, dessen För- 
dermittel für Biotechnologie gegenüber dem Vorläu- 
ferprogramm etwa verdreifacht wurden. Hervorzu- 
heben ist hier außerdem die Forschungsarbeit des 
Europäischen Laboratoriums für Molekularbiologie 
(EMBL), das von Deutschland mit mehr als 20 Mio 
DM jährhch gefördert wird (s. Teü IV). Auch mit Län- 
dern außerhalb des EU-Bereiches (z. B. Rußland, Chi- 
na, Israel, Indonesien) bestehen zahlreiche Koopera- 
tionen. 


Ergebnisse/Entwicklungen 


BioRegio-Wettbewerb 

Herausragendes Ereignis der Förderaktivitäten im Berichts- 
zeitraum war der BioRegio-Wettbewerb, Bei dem im Okto- 
ber 1995 ausgeschriebenen Förderkonzept „BioRegio- 
Wettbewerb" geht es um einen neuen, ganzheitlichen Sy- 
stemansatz der Forschungs- und Technologiepolitik, der 
biotechnologische Kapazitäten und wissenschaftliche, 
wirtschaftliche sowie administrative Aktivitäten integrie- 
ren soll. Ziel ist es, die Kommerzialisierung der Biotechno- 


logie in Deutschland voranzutreiben und damit erfolgrei- 
che und weiterhin - auch international - sichtbare Kompe- 
tenzzentren biotechnologischer Forschung und Anwen- 
dung in Deutschland zu schaffen. Gefördert wird die Er- 
stellung von ßioterhnologie-Entwicklungskonzepten, nüt 
denen Regionen untereinander in Wettbewerb treten. Im 
Mittelpunkt steht dabei das Zusammenwirken aller Betei- 
ligten aus Wissenschaft, Wirtschaft und öffentlicher Ver- 
waltung. 

1 7 Regionen hatten gemäß der Wettbewerbsausschreibung 
bis September 1996 eigene Konzepte für die Industrialisie- 
rung und Kommerzialisierung der Biotechnologie erarbeitet 
und vorgelegt. Im November 1996 wurden von einer unab- 
hängigen, international besetzten Jury die Regionen Mün- 
chen, Rheinland und Rhein-Neckar-Dreieck als Modellregio- 
nen ausgewählt Sie erhalten seit dem 1. Januar 1997 für 
einen Zeitraum von 5 Jahren bevorzugt Fördermittel in Höhe 
von jeweils 50 Mio DM für die Entwicklung neuer biotechno- 
logischer Produkte, Produktionsverfahren und Dienstleistun- 
gen. Die Region Jena wurde mit einem Sondervotum bedacht 
und erhält Mittel zur Realisierung ihres Biolnstrumente-Kon- 
zeptes. Alle anderen Regionen können im Rahmen der direk- 
ten Projektförderung Mittel beantragen. 

Von den Modell-Regionen sind seit Januar 1997 Förder- 
anträge mit einem Gesamtfinanzierungsbedarf von etwa 
230 Mio DM und beantragten Zuwendungen In Höhe von 
115 Mio DM eingegangen. Zuwendungen in Höhe von rd. 
52 Mio DM sind bereits vom BMBF bewilligt. Für die Region 
Jena bewilligte das BMBF bislang 11 Vorhaben mit einem 
Gesamtvolumen von 28 Mio DM. 

Eine erste Zwischenbilanz nach gut einem Jahr der 
Förderphase II zeigt, daß der BioRegio-Wettbewerb bereits 
jetzt ein voller Erfolg Ist. Sie belegt eine erfreuliche Dynamik 
in allen BloRegionen sowohl beim Zuwachs der Firmengrün- 
dungen im Biotechnologiebereich seit Ende 1995 als auch 
bei der Bereitstellung von Beteiligungskapital für biotechno- 
logische Gründungen und Projekte: 

- 150 Firmenneugründungen in der Biotechnologie sind 
allein bis Frühjahr 1 998 in den Regionen zu verzeichnen; 

- über 560 Mio DM an privatem Beteiligungskapital konnten 
mobilisiert werden. 


Im Humangenomforschungsprojekt sind seit Juni 
1997 alle Strukturen eines neuen Technologietrans- 
fer-Modells etabliert, das auf der Basis einer systema- 
tischen und umfassenden Patentierung von For- 
schungsergebnissen die effiziente und zielorientierte 
Umsetzung dieser Ergebnisse in innovative Produkte 
und Dienstleistungen gewährleisten soll. Wesent- 
hche strukturelle Elemente dieses Modells sind eine 
Patent- und Lizenzagentur und eine zentrale Daten- 
bank. Die Beziehungen zwischen allen Partnern sind 
vertraghch geregelt und auf die Erlangung gegen- 
seitiger Vorteüe gerichtet. Erste Erfolge stellen sich 
bereits ein: eine Vielzahl von Patenten konnte ange- 
meldet werden und bis Mitte 1998 sind 13 Firmen- 
neugründungen aus dem Humangenomforschungs- 
projekt heraus geplant. Nach der gegenwärtigen 
Finanzplanung stehen für das Projekt bis zum Jahr 
2003 circa 200 Mio DM zur Verfügung. 


Literatur 

- BMBF-Broschüre: „Wissen -t- Innovation = Arbeit", 
April 1998. 
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Folgende Veröffentlichungen sind über den Projekt- 
träger BEO am Forschungszentrum -Jülich GmbH 
(s. Teü V, Kap. 3.2.5) erhältlich: 

- Warum wir die Gentechnik brauchen, Bonn 1996; 

- Patente schützen Ideen - Ideen schaffen Arbeit, 
Bonn 1996; 

- Patentaktivitäten von Hochschulen am Beispiel 
der Biotechnologie, Jülich 1996; 

- BioRegio-Wettbewerb - Biotechnologie in Deutsch- 
land, Bonn 1996; 


- Automatisierung und Mikrosystemtechnik in der 
molekularen Biotechnologie, Jülich 1997 (nur 
über Internet erhältlich: www.kfa-jueüch.de/beo/ 
pübükat.htm). 

Folgende Veröffentlichungen sind über den Projekt- 
träger DLR (s. Teil V, Kap. 3.2.4) erhältlich: 

- Das deutsche Humangenomprojekt, Berlin 1997; 

- X-Press, Nr. 1 und 2, Zeitschrift des deutschen 
Humangenomprojekts, Berlin 1997. 


11. Materialforschung; physikalische und chemische Technologien 

(Förderbereich L) 


Technologien für innovative Produkte und 
Verfahren 

Anwendungsorientierte Forschung und Entwick- 
lung in den Bereichen Materialwissenschaften, Phy- 
sik und Chemie bilden zusammen mit den entspre- 
chenden Fertigungs verfahren die Grundlage neuer 
technischer Entwicklungen für morgen. Produkte 
und Herstellungs- bzw. Bearbeitungsverfahren neh- 
men weltweit an technischer Komplexität zu, der 
Wettbewerb verschärft sich. Im Rahmen der Weiter- 
entwicklung des Förderinstrumentariums wurde 
ein Ideenwettbewerb mit dem Thema „Innovative 
Produkte auf der Grundlage neuer Technologien 
sowie zugehöriger Produktionsverfahren" durch- 
geführt. Ziel war es, programmübergreifend Leit- 
projekte aus den innovativen Ideen auszuwählen, 
die einerseits neue Forschungsansätze im vorwett- 
bewerblichen Bereich verfolgen, andererseits aber 
neue Produkte mit konkreten Marktchancen zum 
Ziel haben. 


Leitprojekte „Innovative Produkte 
auf der Grundlage neuer Technologien“ 

Der Wettbewerb wurde in 1 997 gestartet und im März 1 998 
mit der Auswahl von fünf Leitprojekten abgeschlossen. Die 
Leitprojekte binden Elemente insbesondere aus den Fach- 
programmen Neue Materialien und Technologien, Physika- 
lische und Chemische Technologien und Fertigungstechnolo- 
gien zusammen. 

- „Innovative Technologien und Systeme 
für die virtuelle Produktentstehung (ViP)** 

Im Rahmen dieses Lertprojektes sollen Softwareinstru- 
mente entwickelt werden, mit denen neue Produkte ge- 
plant, getestet und für die Fertigung vorbereitet werden 
können. Damit rückt - etwa im Automobilbau - eine unter- 
nehmensübergreifende und rechnergestützte Produktpla- 
nung und Simulation zwischen Zulieferern, Dienstleistern 
und Anwendern in greifbare Nähe. 

- „Modulare Diodenlaser-Strahlwerkzeuge*" 

Dieses Leitprojekt leitet eine Revolution in der Lasertech- 
nik ein - den Übergang von Großanlagen zu kleinen, 


Streichholzschachtel- bis faustgroßen und dabei extrem 
leistungsfähigen Halbleiterlasern, die als universelles 
Handwerkszeug eingesetzt werden können. 

- „Supraleiter für die Kommunikationstechnik der Zukunft"" 

Das Projekt verknüpft den dynamischen Wachstumsmarkt 
der Telekommunikation mit einer der bedeutendsten Mate- 
rialentwicklungen der letzten Jahre, dem Hochtemperatu r- 
Supraleiteir. Dies sind neue Materialien, die ohne Energie- 
verluste elektrischen Strom leiten, ihre Materialeigenschaf- 
ten führen zu erheblich kleineren und leichteren Bauteilen 
für Kommunikationstechnik in Satelliten. Im Mobilfunk 
kann mit Supraleitern eine überlegene Technologie einge- 
führt werden, die eine dichtere Kanalbelegung der Sende- 
frequenzen oder eine Reduktion der Sendeleistung ermög- 
licht. 

- „Magneto-Elektronik“ 

Dieses Leitprojekt will einen erst vor wenigen Jahren in 
Deutschland entdeckten physikalischen Effekt, den sog. 
Riesenmagnetowiderstand, nutzen. Eine der vielen denk- 
baren Anwendungen sind sogenannte „nicht-flüchtige 
Speicher“ für Computer, eine andere marktbedeutende 
Anwendung sind Sensoren für die Fahrzeugtechnik. 

- „Adaptive Faserverbundstrukturen für den Leichtbau 
im Verbund mit Genauigkeitsgeregelter Maschine 
(Accomat)"" 

Das Projekt arbeitet mit neuen Materialien, die man als 
„Intelligente Materialien“ bezeichnet: Sie stellen selbstän- 
dig Umgebungseinflüsse fest und können darauf intelli- 
gent reagieren. Beispielsweise werden störende Schwin- 
gungen In schnellen Lokomotiven und Waggons erkannt 
und sofort gebremst. Auch die Lärmbelastung von Pa- 
tienten in großen Untersuchungsgeräten (etwa Tomogra- 
phen) kann deutlich reduziert werden. Eine der wichtig- 
sten Anwendungen liegt bei der Fertigungspräzision im 
Maschinenbau, mit der sich der Projektteil .Accomat" 
beschäftigt. 

Die Förderung der Leitprojekte geschieht komple- 
mentär zur bisherigen Förderung Neuer Technolo- 
gien und ist ohne diese nicht durchführbar. Ihr for- 
schungspolitisches Ziel ist die Stärkung der Wett- 
bewerbsposition Deutschlands bei der Besetzung 
von Schlüsseltechnologiefeldern. Die Projektförde- 
rung und die institutioneile Förderung des Bundes 
und der Länder ergänzen sich hierbei. 
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FuE-Ausgaben des Bundes für 

Materialforschung; physikalische und chemische Technologien 

in Mio DM 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soil Reg.-Entw. 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Materialforschung; 

Werkstoffe für Zukunftstechnologien 

Wegen der Schrittmacherfunktion neuer Werkstoffe 
für Innovationsprozesse fördert das BMBF das für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie be- 
deutende Gebiet der Materialforschung mit dem Pro- 
gramm „Neue Materialien für Schlüsseltechnologien 
des 21. Jahrhunderts - MaTech“ seit 1994. Die Förde- 
rung hat bisher in Unternehmen und Instituten einen 
Forschungsschub von ca. 900 Mio DM ausgelöst, der 
auch die Ausbildung des wissenscTiaftüchen Nach- 
wuchses unterstützt. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Materialforschung; Werkstoffe für Zukunftstechnologien 
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MM Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle; BMBF Faktenbericht '98 


Forschungspolitische Ziele 

- Stärkung der Position Deutschlands bei der Her- 
stellung und Verarbeitung neuer Materialien für 
Anwendungen in Schlüsseltechnologiefeldem. 

- Stimulation des Wettbewerbs in der Wissenschaft 
und unter den verschiedenen Werkstoffen, um 
entscheidende Impulse für beschäftigungswirk- 
same und umweltschonende Technologien zu tie- 
fem. 

- Vernetzung zwischen Grundlagenforschung und 
industrieller Entwicklung anhand von Koopera- 
tionsprojekten unter industrieller Fühmng, um 
innovative Materialentwicklungen zur Anwen- 
dung zu bringen. 


- Beteiligung kleiner und mittelständischer Unter- 
nehmen (KMU) am Innovationsprozeß durch An- 
wender- und Demonstrationszentren, die auf den 
mdustrieUen Bedarf zugeschnitten sind. 

Thematische Schwerpunkte 

Die Förderung im Programm MaTech ist auf folgende 
Technologiefelder sowie technikübergrelfende Quer- 
schnittsaufgaben focussiert: 

- Werkstoffe für die Informationstechnik: z.B. neue 
kristalline Substrat- und Schichtmaterialien für 
hohe Umgebungstemperaturen; 

- Werkstoffe für die Verkehrstechnik: z.B. Werk- 
stoffe für Innovationen im Leichtbau mit verbes- 
serter Stabilität, Verformungsexponenten und 
Schalldämpfung; 

- Werkstoffe für die Energietechnik: z. B. Entwick- 
lung hochtemperaturfester Werkstoffe und neuer 
Wärmedämmschichten; 

- Werkstoffe für die Medizintechnik: neue Biomate- 
rialien, mit verbesserter Verträglichkeit; 

- Werkstoffe für die Fertigungstechnik: z.B. Werk- 
stoffe, härter als Diamant, werden künftig eine 
„umweltfreundliche Fertigungstechnik" wie die 
Trockenbearbeitung ermöglichen. 

Strukturen der Förderung 

Grundsätzliches Fördermodell ist die Verbundfor- 
schung, d. h. die arbeitsteüige Zusammenarbeit von 
FuE-Partnern aus der Industrie (Federführung), aus 
Forschungsinstituten und Hochschulen. Für andere 
Modelle ist das Programm durchaus offen, z.B. Insti- 
tute im Forschungsverbund bei grundlagenorientier- 
ten Projekten oder Sondervorhaben, wie die Anwen- 
der- und Demonstrationszentren zur Unterstützung 
des Technologietransfers in die Industrielle Praxis. In 
diesem Bereich tätige institutionell geförderte Ein- 
richtungen sind Insbesondere das Forschungszen- 
trum Jülich (FZJ) und das GKSS-Forschungszentrum 
Geesthacht sowie weitere Hehnholtz- Zentren und 
Blaue Liste -Einrichtungen (s. Teil V, Kap. 3 und 4). 
Aus dem Haushalt des BMWi wird die Bundesanstalt 
für M^eriahorschung und -prüfung (BAM) finan- 
ziert. Die BAM nimmt Forschungsaufgaben im Be- 
reich der Sicherheit und Zuverlässigkeit in Material- 
und Chemietechnik wahr. 

Ergebnisse/Entwicklungen 

Nach ca. drei Jahren Laufzeit lassen sich im Pro- 
gramm MaTech folgende Zwischenergebnisse bei- 
spielhaft zusammenfassen: 

Die Verbundprojekte sind anwendungsorientiert auf 
nüttel- bis langfristige FuE -Ziele ausgerichtet, ver- 
knüpfen die wichtigsten Stufen der Wertschöpfung 
und bündeln materialtechnische Ressourcen. Die Be- 
rücksichtigung langfristiger Ökologischer Aspekte ist 
Bestandteil der Fördermaßnahmen. 

Der Aufbau von thematisch definierten und auf den 
Industriellen Bedarf zugeschnittener Anwender- und 
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Demonstrationszentren ist eine besondere Maßnah- 
me im Programm MaTech zum Abbau von Innova- 
tionshemmnissen und zum beschleunigten Ergebnis- 
transfer in die Praxis, mit einer stärkeren Beteiligung 
von KMU am Innovationsgeschehen. Die Zentren 
decken die folgenden Themenbereiche ab: 

- Bearbeitung neuer Materialien (in Aachen, Jena, 
Zwickau); 

- anorganisch -naßchemisch veredelte Oberflächen 
(in Aachen, Saarbrücken, Würzburg); 

- innovative Methoden der Polymercharakterisie- 
rung (in Darmstadt, Dresden, Mainz) sowie 

- Biomateriahen für die Medizintechnik (in Aachen, 
Stuttgart/Tübingen, Ulm, Rostock). 

Die Beteiügung von KMU ist gewachsen - 47 % der 
Zuwendungsempfänger gehören zum institutionel- 
lenBereich, 31 % zu den Großunternehmen und 23% 
zu den kleinen und mittelständischen Unternehmen. 


Physikalische und chemische Technologien 

Nanotechnologien; Laserforschung 

In den Chemischen und Physikahschen Technolo- 
gien werden neue Erkenntnisse der Grundlagenfor- 
schung aufbereitet, bewertet und mit gezielter För- 
derung erfolgversprechender Ansätze auf die inno- 
vative Umsetzung in die industrielle und wirtschaft- 
hche Nutzung vorbereitet. 


Thematische Schwerpunkte 

Chemische Forschung 

- Prinzipien der Katalyse; 

- Funktionale Supramolekulare Systeme (Pilot- 
phase); 

- Nichtlineare Systeme in der Chemie; 

- Mikro-Reaktorsysteme in der Chemie; 

- Kombinatorische Chemie; 

- Molekulare Oberflächen; 

- Innovative Stoff Wandlung. 

Ferner sind Ausschreibungen für „Funktionale Su- 
pramolekulare Systeme'' und „Integrierte Trenntech- 
niken" in Vorbereitung. 

Physikalische Forschung 

- Oberflächen- und Schichttechnologien; 

- Plasmatechnik; 

- Elektronische Korrelation und Magnetismus. 

Ausschreibungen sind hier für die Bereiche „Supra- 
leitung" und „Nichtlineare Dynamik" vorgesehen. 

Nanotechnologien 

- Integriertes Gesamtkonzept; 

- Rastersondentechniken, Röntgentechnologie, Ein- 
zelelektronentunneln, FuUerene. 


Wisse Rscl^afts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
physikalische und chemische Technologien 

in Mio DM 



Wissenschaftsausgaben 


FuE-Ausgaben 


Quelle: BMBF 


Faktenbericht ’98 


Forschungspolitische Ziele 

- Bündelung interdiszipünärer FuE-Ressourcen zur 
umfassenden Bearbeitung ausgewählter technolo- 
gischer Zielsetzungen; 

~ Verbesserung von Ressourceneffizienz, Energie- 
produktivität, Umweltschutz und inhärenter Pro- 
zeßsicherheit; 

- beschleunigter Transfer neuer Erkenntnisse der 
Grundlagenforschung in eine breite technische 
und wirtschafthche Nutzung; 

- Steigerung der Effizienz der Förderung durch stra- 
tegische Integration der Nanotechnologien in ein 
Gesamtkonzept. 


Laserforschung und Lasertechnik 

- Hochleistungsdiodenlaser: Übergang von Röhren- 
zur Halbleitertechnik; 

- neue Anwendungen für hochpräzise Materialbear- 
beitung sowie in Medizin und Biologie. 


Strukturen der Förderung 

Direkte Förderung arbertsteihger Verbundprojekte 
mit hohem Innovationspotential bei hohem wissen- 
schaftlichem und technischem Risiko. Gefördert wird 
die exploratorische Grundlagenforschung im Vorfeld 
industrieller Entwicklung und Produktion wie auch 
industrielle Grundlagenforschung. Bei Forschungs- 
verbünden zwischen Instituten und Industrie obhegt 
dem Industriepartner die Federführung. Zu den insti- 
tutioneU vom Bund geförderten Institutionen gehören 
insbesondere die Forschungszentren Jühch und 
Karlsruhe (FZJ, FZK, s. Teil V, Kap. 3), die Physika- 
lisch-Technische Bundesanstalt (PTB), die BAM, 
(s. Teil V, Kap. 5) und mehrere Blaue Liste -Einrich- 
tungen (s. Teil V, Kap. 4). 


Ergebnisse/Entwicklungen 

Chemische Forschung 

Zusammen mit der chemischen Industrie, den Wis- 
senschaftsorganisationen und der Gewerkschaft hat 
das BMBF ein Aktionsprogramm zur Sicherung des 
Chemiestandorts Deutschland erarbeitet. 
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Mit Abschluß der letzten Projekte wurde 1997 die 
Förderinitiative „ Chemie forschung Ost" zur StabiLL- 
sierung leistungsfähiger Forschungskapazitäten in 
den neuen Ländern erfolgreich abgeschlossen. 

Die langjährig geförderten neuartigen Verfahren zur 
Restaurierung und Massenkonservierung von Bü- 
chern und Archivalien haben 1997 das Stadium des 
Übergangs in eine erste Kommerziahsierung er- 
reicht. 

Zum Förderschwerpunkt Katalyse wurden 1997 die 
Projekte der BMBF- Ausschreibung von 1993 abge- 
schlossen. Eine Reihe von Projekten der anwen- 
dungsorientierten institutioneilen Grundlagenfor- 
schung haben so erfolgversprechende Ergebnisse 
erbracht, daß die jeweiligen Themen im Verbund 
mit leistungsfähigen Unternehmen einer techni- 
schen und Wirts chafthchen Nutzung zugeführt wer- 
den. 

Physikalische Forschung 

Durch Verbundprojektförderung (rd. 60% KMU-An- 
teil) der Oberflächen- und Schichttechnologien sind 
viele Grundlagenfragen erfolgreich gelöst worden, 
so daß vielfach die Schwelle zur wirtschaftlichen 
Nutzung erreicht wurde. Als Ergebnis der 1997 ab- 
geschlossenen Programmevaluation OSTEC werden 
nunmehr Maßnahmen zur Beseitigung nichttechni- 
scher Defizite in den Vordergrund treten (Normung, 
Qualifizierung, Informationskampagne). 

Durch Nutzung der Plasmatechnik werden im Ma- 
schinenbau neue Lösungen ermöglicht, die die Ein- 
sparung von Volumen und Masse zur Folge haben, 
ln der Optik, Feinmechanik und Informationstechnik 
werden zeit- und materialsparende Abtrage-, Be- 
schichtungs- und Reinigungsprozesse untersucht, 
die zu neuen Qualitätsstandards führen. In der Textil- 
industrie können umweltbelastende, naßchemische 
Verfahren ersetzt werden. Neue Lösungen werden 
im Bereich Elektro-, Energie- und Umwelttechnik er- 
schlossen. Im Fahrzeugbau sind plasmatechnische 
Lösungen zur Minderung der Schadstoffemissionen 
durch diesel- und ottomotorische Abgase möghch. In 
der Medizintechnik können neue bio artifizielle Ma- 
terialien hergestellt werden, die vor Biodegradation 
geschützt sind. 

- Hochtemperatursupraleitung 

erste industrielle Anwendungen im Bereich Ener- 
gietechnik, Sensorik, Hochfrequenztechnik. 

- Elektronische Korrelation und Magnetismus 

Aktivitäten focussiert auf anwendungsorientierte 
Probleme des Magnetismus. 

Nanotechnologien 

Mit der Entdeckung der Zugriffsmöglichkeiten auf 
einzelne Bausteine der Materie sowie dem zuneh- 
menden Verständnis ihrer Selbstorganisation hat die 
Nanotechnologie weltweit ein hohes Innovations- 
tempo entwickelt. Erste Produktgruppen sind am 
Weltmarkt. Die Förderung konzentriert sich auf 
Rastersondentechniken (Analyse, Positionierung, 
Strukturierung), Röntgentechnologie (RÖntgenmikro- 


skopie und -hthographie), Einzelelektronentunneln 
(nanoskalige elektronische Bauelemente) und Fulle- 
rene (Katalyse, Funktionsschichten, Nanoröhren). 
Das BMBF wird dazu den Aufbau und die Koordina- 
tion von Kompetenzzentren - regionale Zentren oder 
überregionale Netzwerke kompetenter Leistungsträ- 
ger aus Wissenschaft und Wirtschaft - fördern, die 
die bestmögliche Umsetzung von nanotechnologi- 
schem Wissen in Produkte, Produktionsverfahren 
und Dienstleistungen zum Ziel haben. 

Laserforschung und Lasertechnik 

Laserforschung und Lasertechnik entfalten ihre 
Schwerpunkte im Förderkonzept LASER 2000. Mit 
dem Projektverbund „Hochleistungsdiodenlaser und 
diodengepumpte Festkörperlaser" wurden in der 
ersten Phase wissenschaftlich-technische Grund- 
lagen für den Generationswechsel von der Röhren- 
zur Halbleitertechnologie bei Lasern geschaffen und 
der Anschluß an den internationalen Forschungs- 
stand erreicht. Die zweite Phase dient der Überlei- 
tung in die industrielle Praxis (kompaktere Bauweise, 
Kostenreduktion, längere Lebensdauer) und er- 
schließt breite innovative Anwendungen. 

Die Femtosekundentechnologie ist ein neues Anwen- 
dungsfeld für Ultrakurzpulslaser, das vor der indu- 
striellen Anwendung steht. 

Für eine breite industrielle Laser-Anwendung in der 
Materialbearbeitung stehen durch bisherige Förder- 
maßnahmen im Grundsatz geeignete StrahlqueUen 
bereit. Weitere Forschungsarbeiten dienen der Aus- 
schöpfung dieses Potentials: z.B. Qualifizierung von 
Laserverfahren (u. a. laserstrahlangepaßte Prüfver- 
fahren, insbesondere zum Einsatz des Laserstrahl- 
fügens m sicherheitssensiblen Bereichen, wie Stahl- 
und Druckbehälterbau) und Präzisionsbearbeitung 
ün Mikrometerbereich. 

Einsatzgebiete der lasergestützten Meßtechnik rei- 
chen von der Längen-, Oberflächen- und Schwin- 
gungsmessung über die Gas- und Umwelt an alytik 
bis zur Analyse technischer Verbrennungsprozesse. 

Ergebnisse der Laser-Medizin sind m die therapeu- 
tische Praxis emgegangen, wie z. B. Behandlung 
von Gewebewucherungen (Gehirn- und Lebertu- 
more) und Augenerkrankungen (Fehlsichtigkeit, 
Netzhautablösung, erhöhter Innendruck). Schwer- 
punkt der aktuellen Förderung ist die Nutzung der 
Laserstrahleigenschaften für neue Diagnoseverfah- 
ren, u. a. zur 

- minimalmvasiven, frühzeitigen Erkennung von 
Tumoren und 

- optischen Analyse von Stoffwechselvorgängen als 
Ansatz für neue, effizientere Therapien. 

Der stärkeren Verbreitung von Laseranwendungen 
in KMU und Handwerk durch Abbau von Hemm- 
schwellen dient das bundesweite Netzwerk der „ Er- 
prob ungs- und Beratungszentren'' (65 Partner). Von 
den bisher durchgeführten 1 700 Erstberatungen und 
Erprobungen führten 55% zu einer lasergestützten 
Fertigung. 
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Essay 

Leitprojekte 

Internationalisierung - Globalisierung 

Die internationalen Märkte wachsen immer enger zusam- 
men; entsprechend verschärft sich der Wettbewerb der 
Standorte um potentielle Investoren. Für weltweit operie- 
rende Unternehmen - „global players" - spielen nicht nur 
Kostenvorteile bei Löhnen und Abgaben eine wichtige Rolle, 
wenn es um die Wahl ihrer Niederlassungen geht. Immer 
stärker gefragt ist ein günstiges Kompetenzprofil der Stand- 
orte - mit vielfältig qualifizierten Arbeitskräften und lei- 
stungsfähigen Forschungseinrichtungen. 

Eine leistungsstarke Forschungslandschaft und die Entwick- 
lung herausragender Kompetenzzentren sind im intensiven 
Technologiewettbewerb die besten Garanten für wirtschaft- 
hchen Erfolg. Gemeinsam mit den Spitzenverbänden der 
Wirtschaft und den Wissenschaftsorganisationen setzt die 
Bundesregierung daher auf eine stärkere Innovationsorien- 
tiemng der deutschen Wissenschaft und Industrie. Leitpro- 
jekten kommt dabei als neuem Element der staatlichen For- 
schungsförderung eine Schrittmacherfunktion zu. 

Leitprojekte 

Leitprojekte soUen dazu beitragen, daß vorausgreifende, 
strategische Innovationsziele effektiver angegangen und er- 
reicht werden. Es geht um die Zusammenführung von Kom- 
petenz in Forschung und Entwicklung für marktfähige Pro- 
dukte, Verfahren und Dienstleistungen, Dabei gilt es, von 
Beginn an den Forschungsprozeß auf das Innovationsziel 
auszurichten und ein Netzwerk zwischen Forschem, Ent- 
wicklern und Anwendern zu generieren. 

Um die gesteckten Ziele zu erreichen, arbeiten Unterneh- 
men und Hochschulen, Forschungseinrichtungen und An- 
wender „konsortisch" in Netzwerken zusammen. Alle Betei- 
ligten sind dabei in den Forschungsprozeß und die Umset- 
zung eingebunden. Nur wenn frühzeitig komplementäres 
Wissen und Planungen konsortisch zusammen geführt wer- 
den, können im internationalen Wettbewerb die notwen- 
digen Kompetenz- und Leistungsvorsprünge erzielt werden. 


Leitprojekte werden vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBFJ über 
Ideenwettbewerbe öffentlich ausgeschrieben. Im Rahmen 
ausgewählter Themenfelder stellen sich die Teilnehmer ihre 
Aufgabe selbst. Unabhängige Fachjurys wählen in einem 
zweistufigen Verfahren die besten Ideen und vielverspre- 
chendsten Lösungsansätze aus. Im ersten Schritt werden bis 
zu 15 Ideen pro Themenfeld vorausgewählt. Die Sieger er- 
halten anschließend die Möglichkeit zu einer detaillierten 
Ausarbeitung Ihrer Vorhaben im Wettbewerb. In dieser 
Phase können sich weitere Partner, insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen, bei den Gewinnern um eine Aufnah- 
me in deren Vorhaben bewerben. Abschließend wählen die 
Jurys bis zu fünf Leitprojekte pro Themenfeld zur Durchfüh- 
rung aus. 


Die Teilnahme am Wettbewerb ist offen für Unternehmen 
der Wirtschaft, Institutionen der Wissenschaft und der öf- 
fentlichen Verwaltung, die ein überprüfbares und realisier- 
bares Konzept der Kooperation und der Umsetzung innova- 
tiver Ideen in den Markt vorlegen. 

Für die Ausarbeitung prämierter Konzepte und deren spä- 
tere Realisierung stellt das BMBF Fördermittel bereit. Es 
wird erwartet, daß die Beteiligten in erheblichem Umfang 
eigene Ressourcen einbringen. 

Themenfelder 

Die Themenfelder für Leitprojekte werden im Konsens mit 
Spitzenrepräsentanten aus Wissenschaft und Wirtschaft aus- 
geschrieben. Im Februar 1997 hat das BMBF den Startschuß 
für die ersten vier Ideenwettbewerbe gegeben; 

- Innovative Produkte auf der Grundlage neuer Techno- 
logien sowie zugehöriger Produktionsverfahren, 

- Nutzung des weltweit verfügbaren Wissens für Aus- und 
Weiterbildung sowie für Innovationsprozesse, 

- Diagnose und Therapie mit den Mitteln der Molekularen 
Medizin, 

- Mobilität in Ballungsräumen. 

Mit über 750 eingereichten Ideen bewiesen die Teünehmer, 
daß nicht nur innovative Ideen vorhanden sind, sondern daß 
man sich auch dem Wettbewerb und der Kooperation stellt. 

Im Sommer 1997 wurden von den Jurys rund 15 Ideen je 
Themenfeld zur detaillierten Ausarbeitung empfohlen. Die 
Partner haben in der zweiten Phase konkrete Projektanträge 
ausgearbeitet und ihre Zusammenarbeit geregelt. Im März 
1998 wurde von Jurys auf Basis der ausgearbeiteten Projekt- 
vorschläge eine erste Auswahl von Leitprojekten zur Durch- 
führung vorgenommen. 

Parallel zu dieser ersten Ausschreibungsserie wurden drei 
weitere Ideenwettbewerbe ausgeschrieben, und zwar zu 
den Feldern; 

Mensch-Technik-Interaktion in der Wissensgeseiischaft, 

- Energieerzeugung und -Speicherung für den dezentralen 
und mobilen Einsatz, 

- Ernährung - moderne Verfahren zu Lebensmittelerzeu- 
gung. 

Teams, Partner und Gewinner 

Die Leitprojekte haben zu neuen und bunteren Partner- 
schaften geführt. Hinter allen siegreichen Ideen stehen 
vielversprechende Verbünde von Unternehmen - Groß- 
und Kleinunternehmen, aus der Industrie und dem 
Dienstleistungssektor -, Forschungseinrichtungen und Be- 
hörden. Davon werden auch viele Teilnehmer dauerhaft 
profitieren, die am Ende nicht zu den Gewinnern im Rah- 
men der Ausschreibung gehören werden. 


Wettbewerb 


Mit der Förderung von Leitprojekten schlägt die Bundesregierung ein neues forschungspolitisches Kapitel auf. Leit- 
projekte verknüpfen Forschung und komplementäres Wissen für Innovationen als Voraussetzung für Wachstum und 
Arbeitsplätze. 
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12. Luftfahrtforschung (Förderbereich M) 


Integrationsprozeß der deutschen und 
europäischen Luftfahrt 

Die großen Fusionen der Luftfahrtindustrie seit 
1996 in den USA haben den Wettbewerbsdruck auf 
die deutschen und europäischen Luftfahrtuntemeh- 
men in einem bisher nicht bekannten Maße erhöht. 
Innovationen, technologische Entwicklungen und 
neue Produkte, wie der geplante Megaliner, sind 
neben der Integration der Luftfahrt in europäische 
Strukturen erforderliche Zielsetzungen der näch- 
sten Jahre. Die Bundesregierung fördert deshalb 
die zivile Luftfahrtforschung und -technologie mit 
einem Programm für die Jahre 1995 bis 1998, das 
von BMBF und BMWi gemeinsam getragen wird. 
Weitere Aktivitäten der Bundesregierung in der 
Luftfahrtforschung ergeben sich aus der Grund- 
finanzierung des Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) durch das BMBF sowie aus den 
Fachprogrammen des BMV. 


FuE'Ausgaben des Bundes für 
Lußfahrtlorschung und Hyperschalltechnologie 

in Mio DM 



100 

1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg.-Entw. 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Forschungspolitische Ziele 
Strukturen der Förderung 

Das integrierte Gesamtprogramm der Bundesregie- 
rung im Bereich der Luftfahrtforschung setzt sich aus 
folgenden Elementen zusammen: 


- Ziviles Luftfahrtforschungsprogramm der Bundes- 
regierung 1995-1998 (BMBF, BMWi), 

- Internationale Kooperationen bei Windkanälen, 

- Grundfinanzierung des DLR durch das BMBF und 
das BMVg sowie 

- Fachprogramme des BMVg (s. Kap. 23) und des 
BMV. 

Für das zivile Programm „Luftfahrtforschung und 
-technologie 1995-1998", das mit Kabinettentscheid 
von Oktober 1994 beschlossen wurde, sind Bundes- 
mittel von insgesamt 600 Mio DM veranschlagt; hier- 
von stellt das BMBF 480 Mio DM (80%) und das 
BMWi 120 Mio DM (20%) bereit. Die Luftfahrtindu- 
strie trägt nündestens 50% der ihr entstehenden 
Kosten. Mit diesem Programmbeschluß wurde den 
geänderten Wettbewerbsbedingungen und den er- 
forderlichen Strukturen in Industrie und Wissen- 
schaft Rechnung getragen. Die von BMBF und 
BMVg gemeinsam getragene Grundfinanzierung des 
DLR ist für die Luftfahrtforschung im Zeitraum von 
1995 bis 1998 mit rd. 600 Mio DM in Ansatz gebracht. 
Das Fachprogramm des BMV sieht im gleichen Zeit- 
raum etwa 7,5 Mio DM vor. Hinzu kommt das Fach- 
programm des BMVg, das für 1995 bis 1998 etwa 
420 Mio DM ausweist und im Förderbereich Wehrfor- 
schung und -technik eingebunden ist (s. dazu im ein- 
zelnen Kap. 23). 

Ziele des integrierten Gesamtprogramms der Bun- 
desregierung sind, 

- die technologische Kompetenz der deutschen Luft- 
fahrtindustrie und der einschlägigen Forschungs- 
einrichtungen und -institute zu fördern und ihre 
Position in der europäischen Kooperation zu stär- 
ken, um damit zur Sicherung des Technologie- 
standortes Deutschland beizutragen; 

- die innereuropäische Unternehmenszusammen- 
arbeit zu stützen und hierdurch die Wettbewerbs- 
fähigkeit auf den Weltmärkten zu verbessern; 
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- im Rahmen internationaler Zusammenarbeit und 
Arbeitsteilung die industrielle Basis für eine Betei- 
ligung an der Bedarfsdeckung der Luftstreitkräfte 
zu erhalten. 

Forschungsziel umweltfreundlicher Luftverkehr 

Im 1995 begonnenen Luftfahrtforschungsprogramm konzen- 
trieren sich wesentliche Forschungsaufgaben und etwa 50 % 
der finanziellen Fördermittel (ca. 300 Mio DM) im Zeitraum 
1995-1998 auf Maßnahmen zur Verringerung der Umweltaus- 
wirkungen des Luftverkehrs an ihren Quellen, den Flugzeug- 
zellen und Triebwerken. 

Auf dem Gebiet Verbrennungsprodukte sind diese Forschun- 
gen eng mit europäischen und NASA-Forschungsvorhaben 
verknüpft. Sie liefern die Rahmenbedingungen 

- zur Reduzierung der CO 2 - und Stickoxid-Emissionen, 

- zur Senkung des Treibstoffverbrauchs und 

- zur Verminderung von Fluglärm. 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Ziviles L uftfahrtforsch un gs programm 
der Bundesregierung 1 995-1 998 

Förderschwerpunkte des neuen von BMBF und 
BMWi getragenen Programms sind Technologievor- 
laufarbeiten für strategische Produktentwicklungen 
(sog. Leitkonzepte) des Planungshorizonts bis zum 
Jahre 2010. Dazu gehören Technologievorhaben für: 

- Megaliner und künftige Starrflüglertechnologien 
(insbesondere Langstrecken-Unterschallflugzeug 
oberhalb des Airbus A 340); 

- Hubschrauber (leiser und mit AUwetterflugfähig- 
keit für Unfallrettung etc.); 

- umweltfreundlichere Antriebe (Senkung der 
NOx-, CO 2 - und Lärmemissionen); 

~ Leitkonzeptfreie Querschnittsaufgaben (vor aUem 
für kleine und mittlere Unternehmen (KMU)), z. B. 
in der Navigation, der Kommunikation, der modu- 
laren Avionik und der Allgemeinen Luftfahrt). 

Eine wesentliche übergreifende Aufgabe der Tech- 
nologieentwicklung im Rahmen des Luftfahrtfor- 
schungsprogramms ist der Abbau von Umweltbela- 
stungen. Insbesondere güt es, den Energieverbrauch 
zu senken und damit den C02-Ausstoß sowie die 
Stickoxid-Emissionen zu reduzieren. Mittelfristig soU 
der Treibstoffverbrauch pro Sitzplatz und Flugküo- 
meter etwa um 25 % reduziert und die Sicherheit im 
Luftverkehr weiter erhöht werden. Ferner ist die 
Minderung des Fluglärms angestrebt. Das Programm 
wird überwiegend von den System- und Ausrüsterfir- 
men der Luftfahrtindustrie getragen, wobei die Aus- 
rüsterfirmen in der Mehrzahl als KMU einzuordnen 
sind. Das DLR ist im Rahmen der Grundfinanzierung 


und in Verbundprojekten in das Luftfahrtforschungs- 
programm integriert. Ebenso ist eine Vielzahl von 
Hochschulen mit Unteraufträgen und Projekten an 
Verbundvorhaben beteihgt. 

Im Berichtszeitraum wurde das aus früheren For- 
schungsergebnissen entwickelte erste deutsche zi- 
vile Strahltriebwerk der Firma BMW RoUs-Royce aus- 
gehefert. Weiterhin sind Resultate von Forschungs- 
projekten in das neue Airbus-Flugzeug A 340 Stretch 
und den Hubschrauber EC 135 eingeflossen. Bei den 
wissenschaftlichen Untersuchungen zum umwelt- 
freundlichen Antrieb konnten ün halbtechnischen 
Maßstab bereits Stickoxid-Reduktionen von etwa 
60 % nachgewiesen werden. 

Windkanäle 

Arbeits- und kostenteilige internationale Kooperatio- 
nen haben auf diesem Gebiet wichtige Erfolge er- 
bracht, z. B. 

- der Betrieb des gemeinsamen Deutsch-Nieder- 
ländischen Windkanals (DNW) mit Anlagen in 
den Niederlanden und Deutschland (s. Teü V, 
Kap. 1.3.12) sowie 

- der Europäischer TransschaU-Windkanal (ETW) in 
Deutschland/Köln-Porz (s. Teü V, Kap. 1.3.11), der 
1994 fertiggesteUt wurde. Er befindet sich nun- 
mehr, nach Abschluß der Inbetriebnahme- und 
Eichungsarbeiten, in der Anfangsbetriebsphase. 

Fachprogramm des BMV 

Durch ad-hoc-Forschungsprojekte fördert das BMV 
Maßnahmen, um die Luftverkehrssicherheit sowie 
die Bau- und Prüfvorschriften zu verbessern und die 
technischen Vorschriften über Abgas- und Lärm- 
emissionen von Luftfahrzeugen zu aktuahsieren. We- 
senthche Themen sind hierbei die Flugsicherheit, die 
Sicherheit von Flugzeugstrukturen, neue Naviga- 
tionssysteme (z.B. Interaktive Dispositionssysteme, 
Satelhtenortungstechniken [GPS], Russisch globa- 
les Sateüiten-Navigationssystem [GLONASS]), die 
Lärm- und Schadstoffemission kleiner propeUerge- 
triebener Flugzeuge und die Schadstoffemissionen 
bei Flugzeugen mit Strahlantrieb. 

Literatur 
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13. Forschung und Technologie für den bodengebundenen Transport und Verkehr 
(einschließlich Verkehrssicherheit) 

(Förderbereich N) 


Verkehrsressourcen effizienter nutzen - 
Mobilität erhalten 

Das Bundeskabinett hat im Dezember 1996 die Eck- 
werte für eine zukunftsorientierte Mobilitätsfor- 
schungspolitik der Bundesregierung verabschiedet. 
Diese Forschungsinitiative soll die Verkehrspolitik bei 
der Lösung der Probleme unterstützen, die der heute 
immer häufiger an seine Grenzen stoßende Verkehr 
verursacht. Die Gründe dafür liegen nicht nur in der 
beschränkten Aufnahmefähigkeit der Verkehrswe- 
ge, sondern vor allem auch in der Gesundheits- und 
Umweltbelastung sowie der Finanzierbarkeit der 
immer aufwendiger werdenden Verkehrsprojekte. 

Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
FuT für bodengebundenen Transport und Verkehr 
(einschließlich Verkehrssicherheit) 

in Mio DM 


500 
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1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg>Entw. 

Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Unter dem Leitbild „Mobilität dauerhaft erhalten 
und dabei die unerwünschten Folgen des Verkehrs 
spürbar verringern" setzt die Forschungsinitiative 
auf eine Entkoppelungsstrategie, die darauf abzielt, 
Wirtschaftswachstum von dem bisher parallel dazu 
verlaufenden Verkehrswachstum zu entkoppeln. Es 
handelt sich dabei nicht um eine restriktive Len- 
kungsstrategie, die die Wirtschaftsentwicklung bela- 
stet oder von Bürgern als mobüitätseinschränkend 
angesehen wird, vielmehr geht es darum, die Ver- 
kehrsressourcen effizienter zu nutzen. Dies bedeutet, 
daß wachsende Transportleistung mit weniger Ener- 
gie, Schadstoffen und Lärm, mit weniger Unfällen 
und Staus abgewickelt werden kann. Daß eine solche 
Entkoppelungsstrategie erfolgreich sein kann, zeigt 
die Erfahrung im Energiebereich. Seit der Energie- 
krise in den 70er Jahren ist es gelungen, Wirtschafts- 
wachstum und die Entwicklung des Primär energie- 
verbrauchs voneinander zu trennen. 


Forschungspolitische Ziele 

Das Ziel der Forschungspohtik der Bundesregierung 
besteht darin, das Spannungsverhältnis zwischen 
Verkehr, Ökonomie und Ökologie weitgehend abzu- 
bauen. Dies setzt ein vernetztes Problemverständnis 
voraus. Die bisher überwiegend technologieorien- 


tierte Verkehrsforschung muß daher insbesondere 
mit Wirtschafts-, sozial- und umweltwissenschaft- 
hchen Aspekten der Mobilität verknüpft werden. 
Die Forschungsinitiative umfaßt infolgedessen auch 
Zielvorstellungen der Verkehrs-, Umwelt-, Raumord- 
nungs- und Städtebau- sowie der Wirtschaftspolitik. 

Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Im Rahmen dieser Forschungsinitiative - insbesondere 
getragen vom BMBF - werden eine Reüie von Projekt- 
netzwerken geschaffen, die Lösungsansätze für die 
wichtigsten Engpaßbereiche ün Verkehr erarbeiten. 

Mehr Transporteffizienz statt mehr Verkehr 

Aufgabe des Netzwerks ist es, das Gütertransport- 
aufkommen durch Steigerung der Effizienz mit weni- 
ger Verkehr abzuwickeln. Dies kann dadurch er- 
reicht werden, daß die Verkehrsträger des Güterver- 
kehrs (Straße, Schiene, Wasser und Luft) in volks- 
wirtschaftlich sinnvoller Arbeitsteüung miteinander 
vernetzt und eine höhere Auslastung, Flexibüität und 
kürzere Taktzeiten der eingesetzten Fahrzeuge er- 
reicht werden. Schwerpunkte für Forschung und 
Entwicklung hegen in der Entwicklung neuer Tech- 
nologien für den Güterumschlag sowie in der effi- 
zienten verkehrsträgerübergreifenden Gestaltung 
von Gütertransporten. 

Zukunftsstrategien für die Mobilität im Ballungsraum 

Die Verbesserung der Verkehrs Situation in Ballungs- 
räumen ist eine besonders dringliche Aufgabe. Hier 
konkurrieren die unterschiedlichsten Mobüitäts- 
ansprüche um die Nutzung der Verkehrsinfrastruktur 
mit den Ansprüchen der Einwohner an die Lebens- 
quahtät, die durch Luftbelastung, Lärm, Unfallrisiko 
und Flächenverbrauch (z. B. Verkehrs- kontra Grün- 
fläche) beeinträchtigt wird. 

Zur Verbesserung der städtischen Verkehrsprobleme 
gibt es breitgefächerte Lösungsansätze. Sie rei- 
chen von den eher längerfristig wirkenden Maßnah- 
men der Siedlungs- und Stadtentwicklungsplanung 
(„Stadt der kürzeren Wege", Nutzungsmischung, 
dezentrale Konzentration) über die Einführung neuer 
Verkehrsleit- und Informationssysteme, die Konzep- 
tion neuer Verkehrsdienstleistungen durch private 
Betreiber bis hin zur Steigerung der Attraktivität 
des Öffenthchen Personennahverkehrs (ÖPNV) durch 
technische und organisatorische Verbesserungen. 

Auf dem Weg zur Minimal-Emission 

Um die anspruchsvollen Ziele der Umwelt- und Res- 
sourcenschonung zu erreichen, müssen die vielfälti- 
gen Forschungsaktivitäten zur Emissionsverringe- 
rung im Verkehr aus den unterschiedlichen For- 
schungsprogrammen zielgerichtet verknüpft werden. 
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Hierzu zählen Programme zur Materiaiforschung, In- 
formationstechnik oder Energieforschung, die im 
Rahmen des Projektnetzwerkes zusarmnen mit den 
verkehrsspezifischen Aktivitäten zur Erreichung der 
gesetzten Ziele nutzbar gemacht werden. Die tech- 
nologischen Ansatzpunkte beschränken sich nicht 
nur auf die Antriebs entwic klung und die Fahrzeug- 
gestaltung, sondern umfassen auch die Aufbereitung 
und Umwandlung der Energieträger, die Fahrzeug- 
führung (z.B. energiesparende Fahrweisen) sowie 
die Verkehrsinfrastruktur (z.B. Verringerung des 
Schienenlärms). 

Die sichere Straße 

In diesem Projektnetzwerk sollen nicht nur Projekte 
zur Verbesserung der aktiven und passiven Sicher- 
heit der Straßenverkehrsteilnehmer, sondern insbe- 
sondere auch solche zur Erhöhung der Systemsicher- 
heit gebündelt werden, um die Unfallrisiken deuthch 
zu reduzieren. Insbesondere die breite Einführung 
von Mikroelektronik und Telematik im Verkehrsbe- 
reich kann zu einer neuen Quahtät in der Kombina- 
tion sich ergänzender aktiver und passiver Sicher- 
heitselemente führen. 

Bei der Analyse der Unfallursachen wird deutlich, daß 
Unfälle nahezu ausschheßhch aufgrund menschh- 
chen Fehlverhaltens (z. B. Schnittstelle Mensch - Au- 
to) ausgelöst werden. Die Wahrscheinlichkeit dafür 
steigt mit der Komplexität und Geschwindigkeit der 
Verkehrsabläufe. Elektronische, sensorische und te- 
lematische Systeme können die Verkehrsteilnehmer 
bei der Bewältigung dieser Abläufe unterstützen und 
damit zu mehr Verkehrssicherheit beitragen. Zusätz- 
hche Ansatzpunkte für Wissenschaft und Forschung 
sind die sicherheitstechnische Optimierung der Ver- 
kehrsinfrastruktur einschheßüch des Notrufwesens. 

Auch wenn es System- und aufkommensbedingt 
selbst langfristig kaum mögüch sein wird, im Stra- 
ßenverkehr das gleiche Sicherheitsniveau wie bei 
den Bahnen, Flugzeugen oder Schiffen zu erreichen, 
so muß es trotz der zu erwartenden weiteren Steige- 
rung der Verkehrsleistung durch verstärkte Anstren- 
gungen möglich sein, die Zahl der Verkehrsopfer 
deutlich zu reduzieren. 

Umweltgerechtes Verkehrsverhalten 
beginnt in den Köpfen 

Das vorhandene Umweltbewußtsein und die grund- 
sätzhche Bereitschaft, sich umweit- und sozialver- 
träghcher zu verhalten, decken sich nicht immer nüt 


dem tatsächlichen Mobüitätsverhalten der Men- 
schen. Dies liegt auch an unzureichenden Kenntnis- 
sen über konkrete Auswirkungen gewohnter Mo- 
büitätsentscheidungen und über verträghchere Alter- 
nativen. Eine integrierte Verkehrs-, sozial- und wirt- 
schaftswissenschafthche Forschung soll diese Wis- 
sensdefizite schheßen und die Ergebnisse so auf- 
bereiten, daß diese in allgemein verständhche, 
adressatenbezogene Informationen umgesetzt und 
danüt allen Verkehrsteilnehmern und Entschei- 
dungsträgem zugänglich gemacht werden kön- 
nen. 

Für alle Schwerpunkte der Mobihtätsforschungs- 
initiative wurden Ideenwettbewerbe ausgeschrieben, 
die zu entsprechenden Forschungsnetzwerken füh- 
ren. Der Bereich „Zukunftsstrategien für die Mobili- 
tät im Ballungsraum" wurde zu einem der Leitpro- 
jektfelder des BMBF erklärt. Für dieses Thema wie- 
sen die eingereichten Ideen ein gemeinsames Merk- 
mal auf: Die Lösung technisch, wirtschafthch, ökolo- 
gisch und administrativ miteinander verwobener Pro- 
bleme erfordert ein vernetztes Handeln in interdiszi- 
plinären Teams. Dies spiegeln auch die im Rahmen 
des Wettbewerbs gebildeten Kooperationen von In- 
dustrie, Verkehrsdienstleistern, Wissenschaft und 
Gebietskörperschaften wider. Wesentlicher Bestand- 
teil der Forschungsvorhaben ist nicht allein die Pro- 
duktentwicklung; neue Lösungen für den Verkehr 
müssen auch in ein Dienstleistungskonzept einge- 
bettet sein. Telematik und Informationstechnik sind 
Hilfsmittel für die Entwicklung eines intelligenten 
Mobilitätsmanagements und damit auch für attrak- 
tive Mobihtätsdienstleistungen. 

Transrapid 

Seit 1996 wird die Vorbereitung der Zulassung des 
Transrapid (Magnetschnellbahn) als Personenver- 
kehrsmittel gefördert. Für die Jahre 1997-1999 wur- 
den hierfür 250 Mio DM bereitgestellt. Die Arbeiten 
sollen Ende 1999 abgeschlossen sein. Die erforderü- 
chen versuchstechnischen Nachweise erfolgen auf 
der Versuchsstrecke im Emsland. 

Literatur 

- BMBF-Broschüre: Eckwerte einer zukunftsorien- 
tierten Mobüitätsforschungspohtik; Forschungs- 
rahmen der Bundesregiemng, April 1997; 

- BMBF-Broschüre: Leitprojekte „Mobüität in Bal- 
lungsräumen", April 1998. 


138 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


14. Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

(Förderbereich O) 


Forschen in der kontinentalen 
und ozeanischen Lithosphäre 

Die kontinentale Erdkruste mit ihren begrenzten 
Vorräten an Trinkwasser, mineralischen Rohstoffen 
und Energierohstoffen ist unser unmittelbarer Le- 
bensraum. Aber auch unter den Ozeanen, vor allem im 
Grenzbereich zwischen ozeanischer und kontinenta- 
ler Kruste, laufen Prozesse ab, die die Erdkruste über 
alle Epochen der Erdgeschichte bis heute gestalten. 
Diese stellen ein komplexes System von Wechsel- 
wirkungen zwischen fester Erde, Hydrosphäre, Bio- 
sphäre und Atmosphäre dar, deren georelevante 
Aspekte zu Lande und zu Wasser erforscht werden. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

in Mio DM 
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Geowissenschaften 
(insbesondere Tiefbohrungenj 

Forschungspolitische Zieie 

Die Forschung zielt auf das Verstehen des „Systems 
Erde" ab, insbesondere der Lagerstättenbildung, der 
Gefährdungspotentiale z.B. von Erdbeben und Vul- 
kanausbrüchen sowie der Reinhaltung von Grund- 
wasser und Boden. Angestrebt wird, die im Erdin- 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 

in Mio DM 



Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 


nem und an der Erdoberfläche ablaufenden chemi- 
schen, physikalischen und dynamischen Prozesse zu 
verstehen und Beiträge zu einem effizienten „Geo- 
management" zu leisten. Die Geowissenschaften tra- 
gen damit zu einer nachhaltigen Sicherung unserer 
Lebensgrundlagen bei. 

Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse / Entwickiungen 

Geowissenschaitliche Grundlagenforschung 

Ausgehend von der Zielsetzung konzentrieren sich 
die Arbeiten hier auf die Bereiche Schwere- und Ma- 
gnetfeld der Erde, Kleinsatelliten für Geo- und Atmo- 
sphärenmonitoring, Fernerkundung, Temperatur- 
und Spannungsfeld, seismische Tomographie des 
Erdkörpers und elektrische Tiefensondierung sowie 
Modellierung von Geoprozessen. Weitere Themen 
sind die Umwelt- und Klimabedingungen der letzten 
100 000 Jahre, Gefahren durch Erdbeben und Vulka- 
nismus mit der Entwicklung entsprechender Früh- 
warnsysteme. Dabei bestehen Beteiligungen an na- 
tionalen und internationalen Programmen. 

Kontinentales Tiefbohrprogramm 
der Bundesrepublik Deutschland (KTB) 

Nachdem die Hauptbohrung des KTB in Windisch- 
eschenbach im Oktober 1994 erfolgreich abgeschlos- 
sen wurde, sind die zusammengefaßten Ergebnisse 
1997 in einem Sonderband des „Journal of Geophysi- 
cal Research" veröffentlicht worden. An der Publika- 
tion waren über 100 Wissenschaftler aus dem In- und 
Ausland beteiligt. Seit 1996 werden beide KTB- 
Bohrungen (Vorbohrung ca. 4 000 m, Hauptbohrung 
ca. 9 100 m) als internationales „Tiefenobservato- 
rium", eingebettet in das Internationale Kontinentale 
Bohrprogramm (ICDP), genutzt. Die Bohrlöcher sind 
ein weltweit einmaliges Versuchsfeld für geothermi- 
sche Untersuchungen sowie geophysikalische Expe- 
rimente und Geräteentwicklungen. 

Internationales Kontinentales Bohrprogramm (ICDP) 

Im Rahmen des ICDP, das 1996 mit deutscher, ameri- 
kanischer und chinesischer Beteiligung begonnen 
wurde und vom GeoForschungsZentrum Potsdam 
(GFZ) koordiniert wird, soUen zunächst vier große 
Bohrprojekte durchgeführt werden. Eine Bohrung auf 
Hawaii dient zur Untersuchung eines großen aktiven 
Vulkans. Auf der mexikanischen Halbinsel Yukatan 
soU in den 65 Millionen Jahre alten Meteoritenein- 
schlagkrater „Chicxulub" gebohrt werden. Dieses 
Ereignis wird für das weltweite Aussterben der Dino- 
saurier verantwortlich gemacht wird. Ziel ist, die Ent- 
wicklung von Khma- und Umwelt nach diesem kata- 
strophalen Ereignis zu studieren. Zur Rekonstruktion 
der Klimaentwicklung der letzten 10 000-100 000 Jah- 
re (Projekt PAGES) wird in internationaler Koopera- 
tion mit ICDP-Beteiligung eine Bohrung im Baikal- 
See (Sibirien) niedergebracht. In USA wird eine vor- 
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handene Bohrung in einen erloschenen Vulkankrater 
vertieft, um geothermische Anomahen und hydro- 
thermale Prozesse über einer Magmenkammer zu 
untersuchen. Für 1998 haben Japan und Rußland die 
Mitgliedschaft im ICDP bestätigt. 

Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches 
Programm (DEKORP) 

Seit 1994 wird das Projekt DEKORP 2000 zur seismi- 
schen Erkundung der Erdkruste mit neuer Konzep- 
tion am GFZ in Kooperation mit Universitäten, son- 
stigen Forschungseinrichtungen und der Wirtschaft 
durchgeführt. Dabei sollen vor aUem Perspektiven 
für die Verbindung von Grundlagenforschung und 
anwendungsorientierten Problemstellungen eröffnet 
werden. Forschungsschwerpunkte sind über das Vor- 
gängerprogramm hinaus Prozesse, die zur Entwick- 
lung von Beckenstrukturen mit Öl- und Gaslagerstät- 
ten geführt haben. Ein Schwerpunkt hegt auf der Un- 
tersuchung des Nordostdeutschen Beckens, wo 1996 
ein seismisches Land-/Seeprofil gemeinsam mit der 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) von Rügen bis zum Harz aufgenommen wur- 
de. Weitere Untersuchungen fanden im Südural mit 
einem britisch-spanischen Konsortium und russi- 
schen Industriepartnem sowie im Sächsischen Gra- 
nulitgebirge und in den Anden statt. Das Projekt 
DEKORP 2000 wurde Ende 1997 erfolgreich abge- 
schlossen. Ein Folgeprojekt „TRANSALP" mit ähn- 
hcher Zielsetzung und dreijähriger Laufzeit soU Auf- 
schluß über den bislang Strukturen wenig erkunde- 
ten Aufbau der Ostalpen erbringen. Dabei wird mit 
Österreich, Italien und der Schweiz kooperiert. 

Internationales Tiefseebohrprogramm 
(Ocean Drilling Program, ODP) 

Das seit 1984 laufende ODP soh die Entstehung und 
Entwicklung der ozeanischen Kruste sowie die be- 
gleitenden Prozesse, vor allem an Plattenrändern, er- 
kunden. Schwerpunkte sind vor aUem Fragen zu 
Erdbeben und Vulkanismus sowie zu Umweltverän- 
derungen und Khmavariationen. Die BGR koordiniert 
die deutschen Beiträge im ODP. 

Geowissenschaftliche Meeresforschung 

Expeditionen mit dem deutschen Forschungsschiff 
„SONNE" (s. auch Kap. 3), das allen Forschungsein- 
richtungen zur Verfügung gestellt wird, haben meist 
geowissenschaftliche Zielsetzungen. Ein Schwer- 
punkt lag bei der Erforschung des Aufbaus und der 
Fluidmigration aktiver Kontinentalränder sowie Gas- 
hydratvorkommen vor der Pazifikküste Nord- und 
Mittelamerikas sowie vor Pakistan. Ferner wurde die 
Neubildung ozeanischer Kruste, die hydrothermale 
Zirkulation und die Bildung von Erzen im Pazifik und 
im Roten Meer studiert. In südostasiatischen Meeren 
und im Indischen Ozean wurden vor allem Sedimen- 
tationsprozesse und Nährstoff-Flüsse in Abhängig- 
keit von ozeanischer Zirkulation und Klima Variatio- 
nen untersucht. 

Erdbeben- und Vulkanismusforschung 

Die Desasterforschung von GFZ und BGR ist der 
deutsche geowissenschafthche Beitrag zur „Interna- 


tionalen Dekade zur Reduzierung von Naturkatastro- 
phen" (ID NDR) der Vereinten Nationen. Unter dem 
Schirm von IDNDR führt das GFZ u. a. jährhche Trai- 
ningskurse zur Seismologie und seismischen Gefähr- 
dungseinschätzung in Entwicklungsländern durch 
(1997 in Nairobi, Kenia). Gemeinsam mit türkischen 
Partnern wird vom GFZ an der Nordanatohschen 
Störung ein Erdbebenobservatorium mit einem Netz 
von Multiparameterstationen betrieben. Ziel ist es, 
ein leistungsfähiges Erdbeben-Frühwarnsystems bei 
Istanbul zu entwickeln (Projekt READINESS). Im 
UN-Programm „Global Seismic Hazard Assessment 
Program" (GSHAP) hat das GFZ als Regionalzentrum 
eine Erdbebengefährdungskarte von Nord-Ost Euro- 
pa erstellt und wird als eines von drei globalen Zen- 
tren an der Erstellung der globalen Karte mitwirken. 

Die BGR betreibt in Erlangen das seismologische 
Zentralobservatorium der Bundesrepublik und das 
deutsche regionale Breitbandnetz (GRSN). Sie unter- 
sucht damit Kriterien zur Unterscheidung zwischen 
natürlichen und von Menschen ausgelösten seismi- 
schen Aktivitäten zur Verifikation des Kemwaffen- 
teststoppabkommens (CTB). Darüber hinaus werden 
Untersuchungen an Beben in Südeuropa und Struk- 
turuntersuchungen in Mitteleuropa durchgeführt. 
Die BGR trägt zum IDNDR durch die Erstellung eines 
historischen Erdbebenkatalogs für die Länder der EU 
und Osteuropas bei und entwickelt eine Überwa- 
chungsstation für gefährliche Vulkane am Beispiel 
des Vulkans Galeras (einer von zehn IDNDR-Hoch- 
risikovulkanen) in Kolumbien. 

Vom GFZ wird der indonesische IDNDR-Vulkan Me- 
rapi seit 1996 als natürliches geochemisches und geo- 
physikalisches Labor genutzt mit dem Ziel, die Pro- 
zesse im Innern zu verstehen und eine Frühwarnkon- 
zeption für Vulkanausbrüche zu entwickeln. Wesent- 
hcher Teil der Untersuchungen sind kontinuierliche 
Gasmessungen am Gipfel des Vulkans sowie Dauer- 
messungen der seisnüschen Aktivität und der Defor- 
mation der Vulkanflanken mit Satellitenmessungen. 


Geothermie 

Wegen der Notwendigkeit, zunehmend erneuerbare 
Energiequellen zu erschließen, führt das GFZ zusam- 
men mit mittelständischen Unternehmen in den 
neuen Ländern Untersuchungen zur wirtschaftlichen 
Nutzung hydrogeothermaler Lagerstätten durch. Im 
Rahmen eines von der EU geförderten Programms 
wurden unter Leitung der Geowissenschafthchen 
Gemeinschaftsaufgaben (GGA) in Zusammenarbeit 
mit 35 europäischen Ländern die geothermischen 
Ressourcen europaweit erfaßt und 1998 in einem 
Atlas veröffenthcht. ln einem Verbundvorhaben mit 
Geologischen Diensten und Hochschulinstituten 
wird die Erforschung des Langzeitverhaltens poröser 
Lagerstätten bei der geothermischen Nutzung koor- 
diniert. BGR und GGA arbeiten mit Universitäten 
und mittelständischen Unternehmen im Rahmen des 
Hot-Dry-Rock-Projektes Soultz-sous-Forets (Elsaß) 
- gefördert von der EU - an der Gewinnung geother- 
mischer Energie aus kristallinem Festgestein. 
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Geodäsie und Fernerkundung 

Geodätische Forschung wird am GFZ interdisziplinär 
zur Erforschung der Erdkruste und globaler Felder 
betrieben. Außerdem forscht das Bundesamt für Kar- 
tographie und Geodäsie (BKG) auf den Gebieten der 
Erdvermessung. Im Bereich der Fernerkundung 
arbeitet das GFZ an der Weiterentwicklung von Sen- 
soren zur Lagerstättenexploration und des Geo- 
Umweltmonitorings. Die BGR untersucht Femer- 
kundungsmethoden für die Erfassung von Bergbau- 
folgeschäden. Ein EU-Projekt am GFZ beschäftigt 
sich mit der Fernerkundung von Bio-Produktion in 
Seen als Indikatoren für Umwelteinflüsse. 

FuE-Kooperationen 

In enger Kooperation mit der Industrie wurde am GFZ 
ein geodätischer Kleinsatellit zur hochauflösenden 
Vermessung des Erdschwerefeldes über ca. vier Jahre 
entwickelt. Das GFZ koordiniert die Entwicklung des 
aktiven Geo -Kleinsatelliten (CHAMP), der mit Raum- 
fahrtunternehmen der neuen Länder gebaut wird und 
1999 nüt einer russischen COSMOS-Rakete gestartet 
wird. Die Zielsetzung sind weitere kontinuierliche 
Messungen des Erdmagnetfeldes, des Schwerefeldes 
und die Registrierung von Atmosphärenparametem. 
Mit der amerikanischen National Aeronautics and 
Space Administration (NASA) wurde vertraglich 
festgelegt, daß das CHAMP-Konzept für die ameri- 
kanische SateUiten-Mission GRACE verwendet wird, 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Rohstoffsicherung 

in Mio DM 


100 

50 

57 







4 

4 

4 

0 








3 

3 

d 

3 


1994 

1995 

1996 

1997 

1998 



Ist 


Soll 

Reg-Entw. 



Wissenschaftsausgaben 


FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF 



Faktenbericht '98 


und der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (OECD): Das Vorhaben „Tie- 
fengas" erforschte das Kohlenwasserstoffpotential in 
bisher noch nicht wirtschaftlich erschlossenen Tiefen 
des Nordeuropäischen Beckens. Zur langfristigen 
Sicherung der Energieversorgung wurden dort neue, 
höffige Gebiete eingegrenzt. In der Laptev-See (Sibi- 
rien) wird von der BGR in deutsch-russischer Koope- 
ration das Kohlenwasserstoff-Lagerstättenpotential 
untersucht. Aus Mitteln der EU wurde ein Erdgasat- 
las ersteht. Die GGA untersuchen den nutzbaren 
Untergrund im Hinbhck auf Lagerstätten und Um- 
weltbeeinflussungen. 


Rohstoffsicherung 

Wegen der hohen Importabhängigkeit Deutschlands 
bei Rohstoffen ersteht die BGR jährhch einen Bericht 
über die Rohstoffversorgung. In Länderberichten 
analysiert sie die Rohstoffpotentiale wichtiger Produ- 
zenten, z. T. ergänzt durch aktuelle Studien über ein- 
zelne Rohstoffe. Fragen der Rohstoffsicherung sind 
auch Gegenstand internationaler Zusammenarbeit, 
wie z. B. mit der Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehuna, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 


Literatur 

- BMBF-Broschüre: Jahresbericht 1996 zur „Mee- 
res- und Polarforschung" ; 

- Tätigkeitsbericht 1995/96 der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe, 1997; 

- Zweijahresbericht 1994/95 des GeoForschungs- 
Zentrums Potsdam (GFZ), 1996; 

- Zweijahresbericht 1994/95 des Ahred-Wegener- 
Instituts für Polar- und Meeresforschuna (AWI). 


15. Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

(Förderbereich P) 


Wohn- und Lebensverhältnisse verbessern, 
Infrastruktur modernisieren, Städte erhalten 

Die deutsche Vereinigung und die europäische Inte- 
gration gehen mit neuen Anforderungen an die 
Raumordnung, das Bauwesen und den Städtebau, 
die Gestaltung des Verkehrsnetzes und bautech- 
nische Standards einher. Die Ressortforschung von 
BMBau und BMV legt die Basis für die Verbesse- 
rung der Wohn- und Lebensverhältnisse und für die 
Modernisierung und die Pflege der Infrastruktur im 
Bau- und Verkehrssektor. Das BMBF fördert FuE- 
Vorhaben im Bereich der Denkmalpflege, um einen 
Beitrag zum Erhalt des historischen Erbes für die 
nachfolgenden Generationen zu leisten. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

in Mio DM 
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Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

Forschungspolitische Ziele 

Raumordnung, Städtebau und Wohnungspolitik in 
Deutschland stehen an der Wende zum 21. Jahrhun- 
dert vor neuen Aufgaben und Herausforderungen. 
Die besondere Situation in den neuen Ländern sowie 
geänderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
sind dafür ausschlaggebend. Für die Raumordnungs- 
politik ergeben sich zusätzliche Aufgaben aus der 
europäischen Einigung. Nachhaltige Entwicklung ist 
hierbei das Leitbild für die zu lösenden Aufgaben. 

Die anwendungsorientierte Ressortforschung des 
BMBau ist auf die Konkretisierung und Umsetzung 
des Konzepts der nachhaltigen Entwicklung ausge- 
richtet. Sie gewinnt ihre Entscheidungshilfen aus 

- der Vergabe von Forschungsprojekten (Auftrags- 
forschung), 

- der angewandten Forschung im Rahmen des Ex- 
perimentellen Wohnungs- und Städtebaus, 

- dem raumordnungspolitischen Aktionsprogramm 
„Modellvorhaben der Raumordnung" und 

- den Arbeiten des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) im Geschäftsbereich des 
BMBau sowie institutionell geförderter For- 
schungseinrichtungen (s. Teil V, Kap. 4 u. 5). 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen 

der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Ressortforschung 

- Im Bereich Raumordnungspolitik gab es in den 
letzten Jahren unter der Zielsetzung der nachhalti- 
gen Entwicklung wichtige Forschungsergebnisse, 
z. B. zur Sicherung und Stärkung einer dezentra- 
len nachhaltigen Raum- und Siedlungsstruktur, 
zur Entlastungsmöglichkeit für verkehrlich hoch 
belastete Räume, zum Ressourcenschutz ünd zur 
räumlichen Wirkung der Telematik. Verschiedene 
Forschungsergebnisse fanden Eingang in der 
Neufassung des Raumordnungsgesetzes. Ein be- 
sonderer Forschungsschwerpunkt war in den ver- 
gangenen Jahren die Raumordnung in Europa. 
Die Forschungsergebnisse leisteten einen wesent- 
lichen Beitrag zur Erarbeitung eines Europäischen 
Raumentwicklungskonzeptes (EUREK). 


- Im Bereich Städtebaupolitik brachte die Forschung 
in Umsetzung der Beschlüsse der RIO-Konferenz 
für Umwelt und Entwicklung 1992 und der Istan- 
bul-Konferenz Habitat II 1996 und in Vorbereitung 
des Weltkongresses URBAN 21 im Jahre 2000 
wichtige Ergebnisse zu vielen Aspekten einer 
nachhaltigen Stadt- und Siedlungsentwicklung, 
beispielsweise der Stadtökologie, zur sozialverträg- 
licheren Gestaltung der Städte und der {Re-)Vita- 
üsierung der Innenstädte und Stadtteilzentren 
sowie zur sozialpolitischen und städtebaulichen 
Bedeutung des Kleingartenwesens. In den neuen 
Ländern standen die städtebauliche Sanierung 
und Erneuerung einschließlich des Wohnungsbaus 
im Vordergrund. Forschungsarbeiten zur Vorberei- 
tung der Novellierung des Baugesetzbuchs zielten 
auf Vorschläge für ein einheitliches, das Bauen ver- 
einfachendes Bauplanungsrecht. 

- Die Forschung im Bereich Wohnungspoütik befaßt 
sich mit der Umsetzung der Reform des Woh- 
nungsbaurechts sowie der Fortentwicklung des 
Wohngeldbemessungssystems zur sozialen Absi- 
cherung des Wohnens. Für die neuen Länder un- 
tersuchen Projekte die Veränderungen der Haus- 
halts-, Mieten- und Wohnungsbestandsstrukturen, 
um Basisinformationen für den zielgerichteten 
Einsatz der Förderpolitik zu erhalten. 

- Für die Baupolitik befaßt sich die Forschung im 
Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt mit 
Auswirkungen und Anforderungen einheitlicher 
Berechnungs-, Bemessungs-, Prüf- und Zulas- 
sungsverfahren zu den sechs wesentlichen Anfor- 
derungen der EU-Bauproduktenrichtlinie. Schwer- 
punkte liegen weiterhin im Bereich der Qualitäts- 
und Wirtschaftlichkeitskontrolle des Bauens. Da- 
bei ging es vor allem um den Gesundheits- und 
Umweltschutz, die Energieeinsparung und Verrin- 
gerung des C02-Ausstoßes im Gebäudebereich 
sowie die Vermeidung von Gebäudeschäden. 

Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 

Der Experimentelle Wohnungs- und Städtebau ist 
ein wichtiges Ressortforschungsprogramm des 
BMBau, in dem an konkreten Projekten neue, durch 
praktische Anwendung abgesicherte Erkenntnisse 
für Bundesaufgaben auf dem Gebiet des Städtebaus 
und des Wohnungswesens gewonnen und vorhan- 
dene Erkenntnisse auf den Handlungsbedarf über- 
prüft werden, und zwar insbesondere im Hinblick 
auf die Umsetzung der Beschlüsse der Weltsied- 
lungskonferenz HABITAT II auf nationaler Ebene. In 
den letzten zehn Jahren sind rni Experimentellen 
Wohnungs- und Städtebau über 330 Modellvorhaben 
in 20 Forschungsfeldern gefördert worden. Die ak- 
tuellen Forschungsfelder sind: Nutzungsmischung 
im Städtebau, Zentren und Städte der Zukunft. 

Modellvorhaben der Raumordnung 

Das raumordnungspolitische Aktionsprogramm „Mo- 
deUvorhaben der Raumordnung" dient der Erpro- 
bung neuer raumordnerischer Instrumente und 
Handlungsansätze in Siedlungsräumen, in denen aus 
Bundessicht besonderer Handlungsbedarf besteht. 
Die Modellvorhaben unterstützen ein stärker aktions- 
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orientiertes Planungsverständnis, das neue Impulse 
für die Raumordnungspolitik von Bund und Ländern 
auslösen soll. Die Durchführung des Aktionspro- 
gramms hat das BMBau dem BBR übertragen. Zur 
Zeit konzentriert sich das Programm auf fünf the- 
matische Schwerpunkte: Städtenetze, Regionalkon- 
ferenzen, Sanierung und Umstrukturierung umwelt- 
belasteter Regionen, Regionen der Zukunft (Nach- 
haltige Regionalentwicklung) und Transnationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung. 


Bauforschung und -technik; Forschung 
und Technologie für den Denkmalschutz; 
Straßenbauforschung 

Forschungspolitische Ziele 

Bautechnische Forschung des BMBau zielt vor allem 
auf Baukostensenkung und Rationalisierung des 
Bauprozesses sowie auf die Erarbeitung von Ent- 
scheidungshüfen für den bauhchen Zivil- und Kata- 
strophenschutz. Interdisziplinäre Forschungsförde- 
rung zur Denkmalpflege durch das BMBF soll zum 
Erhalt bedeutsamer alter Bauwerke beitragen. Die 
vom BMV veranlaßte Straßenbauforschung dient der 
Vorbereitung Verkehrs- und baupoütischer Entschei- 
dungen zum Werterhalt der vorhandenen Straßen- 
infrastruktur mit ihrem beträchtlichen Anlagevermö- 
gen und deren Anpassung an die wachsenden Anfor- 
derungen an einen sicheren, umweltverträghchen 
und möghchst flüssigen Verkehrsablauf. Die Wasser- 
bauforschung ist gerichtet auf die ständige Anpas- 
sung der technischen Regelwerke an den aktuellen 
Stand von Wissenschaft und Technik, die Substanz- 
erhaltung der Bundeswasserstraßen und ihrer Was- 
serbauwerke sowie die Erarbeitung von umweltge- 
rechten und Wirt sch afthchen Bauweisen. 


Wissenschafls- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Bauforschung und -technik; FuT für den Denkmalschutz; 
Straßenbauforschung 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Bautechnische Forschung 

Das BMBau fördert die bautechnische Forschung auf- 
grund von § 91 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes zum Zwecke der Senkung der Baukosten 
und Rationaüsierung des Bauvorganges im Bereich 
des Wohnungsbaues. Hierfür schreibt das BMBau 
jährlich ein Bauforschungsprogramm aus (Antrags- 


forschung), das die jeweiligen Forschungsschwer- 
punkte benennt. Die Projektanträge werden in den 
Facharbeitskreisen der Arbeitsgemeinschaft für Bau- 
forschung erörtert und bewertet, in denen Bundes- 
und Länderressorts, wissenschaftlich-technische Ver- 
einigungen und Institute sowie Verbände der Bau- 
und Wohnungswirtschaft vertreten sind. Aktuelle 
Schwerpunktthemen der Bauforschung sind: 

- Bau- und Wohnkosteneinsparung, 

- Vermeidung von Bauschäden, 

- Barrierefreies Wohnen für aUe Menschen, 

- Ökologisches und gesundes Bauen und Wohnen, 

- Gesundheits- und Umweltschutz in Verbindung 
mit Baustoffen und Bauprodukten sowie 

- Wirtschaftlichkeit und Rationalisierung. 

Die zweckgerichtete Förderung von Bauforschungs- 
initiativen in Hochschulen, Forschungsinstituten, Un- 
ternehmen, bei Architekten und Ingenieuren soll In- 
novationen im Bau- und Wohnungswesen einleiten 
und der Bauwirtschaft die strukturelle Anpassung er- 
leichtern. 

Baulicher Zivilschutz 

Ein Teil der bautechnischen Forschung des BMBau 
befaßt sich mit dem baulichen Zivil- und Katastro- 
phenschutz. Die Ergebnisse liefern wissenschafthch 
fundierte Entscheidungshüfen zum Schutz der Men- 
schen in Katastrophenfällen. Die Forschung konzen- 
triert sich auf folgende Schwerpunkte: 

- passiver Schutz gegen mechanische und thermi- 
sche Einwirkungen (Druck-, Stoß- und Brandein- 
wirkungen), 

- passiver Schutz gegen toxikologische Gefahren 
wie Rauch, Gifte, Radioaktivität sowie 

- aktiver Schutz gegen Naturkatastrophen. 

Denkmalpflegeforschung 

Ende 1998 läuft das Programm „Denkmalpflegeforschung“ 
nach insgesamt 14jähriger Laufzeit planmäßig aus. In dieser 
Zeit wurde in einem interdisziplinären Forschungsverbund 
von Naturwissenschaftlern und Praktikern der Denkmalpflege 
eine außerordentliche Vielfalt an grundlegendem Fachwissen 
über Schädigungsprozesse an Baudenkmälern, technologi- 
schen Neuerungen, methodischen und praktischen Erkennt- 
nissen und Erfahrungen im Hinblick auf Diagnose- und Be- 
handlungsverfahren gewonnen. Das Programm selbst wie 
auch seine Ergebnisse haben - über die Grenzen hinaus - 
große Anerkennung in Wissenschaft und Praxis gefunden. In 
den letzten Jahren lag der Schwerpunkt der Förderung auf 
der praktischen Umsetzung der Ergebnisse - insbesondere 
am Beispiel von Modellobjekten in den neuen Ländern 
(Schweriner Schloß, Kampischer Hof in Stralsund). Dabei 
wurden auch die Ergebnisse aus Projekten, die unter Beteili- 
gung deutscher Wissenschaftler im Rahmen des Programms 
in China, Brasilien, Frankreich, Polen und der Ukraine durch- 
geführt wurden, einbezogen. 

Vom BMBF wurden für die Denkmalpfiegeforschung über die 
gesamte Laufzeit des Programms insgesamt 364 Mio DM zur 
Verfügung gestellt. Auf einer Schlußveranstaltung über die 
„Forschung für den Denkmalschutz“ im September 1998 in 
der Abtei Brauweiler sollen die Bilanz des Programmes gezo- 
gen, die FuE-Ergebnisse anschaulich vorgestellt und in die 
Fachwelt bzw. praktische Arbeit der Denkmalpflege weiterge- 
tragen werden. 
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Straßenbauforschung 

Die Straßenbauforschung beschäftigt sich weniger 
mit umfangreichen Einzelthemen, sondern muß sich 
in einer Vielzahl von Vorhaben geringeren Einzelum- 
fangs mit den jeweils aktuellen Fragestellungen aus- 
emandersetzen, die sich aus dem umfangreichen Be- 
reich der Straßenbau- und Straßenverkehrstechnik 
ergeben. Die Ergebnisse werden zeitnah veröffent- 
licht, um sie rasch in Verwaltung und Baupraxis um- 
setzen zu können. 

Die untersuchten Fragestellungen lassen sich unter 
den folgenden Schwerpunkten zusammenzufassen, 
die über längere Zeiträume konstant blieben: 

- Umweltschutz: Reduzierung der von Bau, Erhal- 
tung und Betrieb der Straßenverkehrsanlagen aus- 
gehenden schädhchen Wirkungen; Grundlagen 
für die Bemessung von Ausgleichs- und Ersatz- 
maßnahmen; Förderung des Recyclings von Bau- 
stoffen und Abfällen. 

- Straßenbautechnik: Qualitätssicherung und Wei- 
terentwicklung von Baustoffen und Bauweisen, 
Baukonstruktionen, Beanspruchungsmodellen, Er- 
haltungsstrategien und Prüfmethoden auf allen 
Gebieten des Straßen-, Brücken- und Ingenieur- 
baus. 

- Straßenverkehrstechnik: Entwicklung von Strate- 
gien, Verfahren und Techniken zur Verbesserung 
von Sicherheit und Flüssigkeit sowie zur Leitung 
und Beeinflussung des Verkehrs. 

- Bundesfernstraßennetz: Weiterentwicklung der 
Prognoseinstrumentarien zum Straßenverkehr und 
Vollzug des Bedarfsplans für die Bundesfem- 
straßen. 

In allen Schwerpunkten waren die Erfordernisse der 
europäischen Harmonisierung des Vorschriften- und 
Regelwerkes bei Gewährleistung des bisherigen na- 
tionalen Qualitätsniveaus umzusetzen. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) unter- 
stützt das BMV bei der Lösung verkehrspohtischer 
Fragestellungen durch das Bereitstellung wissen- 
schaftlich gesicherter Entscheidungshüfen. Dazu 
führt sie auch eigene Forschungs- und Entwick- 
lungsaufgaben durch und vergibt Forschungsaufträ- 
ge an Dritte. 

Darüber hinaus fördert das BMBF u. a. Forschung zur 
experimentellen Tragsicherheitsbestimmung von 
Bauwerken, insbesondere von Brücken, um durch 
eine Verlängerung ihrer Lebensdauer Umweltbela- 
stungen und Baukosten zu verringern. 


Wasserbauforsch ung 

Die Wasserbauforschung gehört zu Ressortaufgaben 
des BMV. Als maßgebende Forschungseinrichtung 
des BMV betreibt die Bundesanstalt für Wasserbau 
(BAW) angewandte Forschung auf dem Gebiet Ver- 
kehrsinfrastruktur Binnen- und Seewasserstraßen. 
Aufgabe der BAW ist die Bereitstellung von wis- 
senschafthch-technischen Grundlagen für die Arbeit 
der Wasser- und Schiffahrts Verwaltung des Bundes 
(WSV). Forschungsarbeiten werden u. a. in folgen- 
den Bereichen durchgeführt: 

- Bautechnik-. Verfahren zur Untersuchung des Zu- 
standes von Bauwerken, Bauwerksteilen und 
Baustoffen; Baustofftechnologie und Verfahren zur 
Instandsetzung und Instandhaltung; Erfassung 
und Analyse von Beanspruchungen und Schä- 
den bei Bauwerken im Wasserbau, Korrosions- 
schutz. 

- Geotechnik: Entwicklung und Verbesserung von 
Meß- und Untersuchungsverfahren, Materialei- 
genschaften und Verhalten von Dichtungsstoffen 
und -anschlüssen sowie von Fütem; Erkundung 
der Eigenschaften der Erdstoffe und des Gewäs- 
serbettes. 

- Wasserbau/ Hydraulik: Grundsatzfragen des was- 
serbauhchen Versuchswesens; Untersuchung von 
Strömungsvorgängen, Untersuchungen zur Ver- 
besserung von Verfahren und Geräten. 

- Wasserbau Küstengewässer: Sedimenttransport in 
Tideästuarien; Weiterentwicklung und Einsatz 
neuer mathematischer Verfahren zur Modellie- 
rung von Strömungs- und Transportprozessen in 
den Bundeswasserstraßen des Küstengebietes. 

- Informationstechnik: Wasserstraßengeoinformations- 
system (WAGIS). 


Literatur 

- Informationen zum Ressortforschungsprogramm 
„Experimenteller Wohnungs- und Städtebau", 
herausgegeben vom BBR, Am Michaelshof 8, 
53177 Bonn; 

- zu Modellvorhaben der Raumordnung: „Informa- 
tionen zur Raumentwicklung", Heft 3, 1997, her- 
ausgegeben vom BBR; 

- zur Novellierung des Baugesetzbuches: Bericht 
der Bundesregierung (BT-Drs. 13/5489). 
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16 . Forschung und Entwicklung im Ernährungsbereich 

(Förderbereich Q) 


Forschung für sichere und qualitativ 
hochwertige Lebensmittel 

Das Lebensmittelangebot hat sich in Deutschland 
beträchtlich vergrößert und verändert. Die Ver- 
wendung be- und verarbeiteter Lebensmittel in im- 
mer neuen Angebotsformen, die z. T. unter Einsatz 
neuer Technologien hergestellt werden, nimmt 
ebenso - wie die Einfuhr neuartiger ausländischer 
Erzeugnisse - ständig zu, Probleme können u. a. ent- 
stehen, wenn bisher unbekannte Reaktionspro- 
dukte, die beispielsweise bei der Zubereitung ent- 
stehen, in den Lebensmitteln vorhanden sind, 
Schadstoffbelastungen bzw. Hygienemängel auftre- 
ten oder sich Verzehrgewohnheiten ändern. Die 
Hauptprobleme für die Gesundheit gehen von er- 
nährungsmitbedingten Krankheiten aus, hervorge- 
rufen durch falsches Emährungsverhalten, aber 
auch durch mangelnde Hygiene und verursachen 
beträchtliche volkswirtschaftliche Kosten. Im Le- 
bensmittelbereich ist der Gesundheitsschutz für 
die Verbraucher gewährleistet. Ein Netzwerk von 
Gesetzen und Verordnungen sorgt dafür, daß un- 
sere Lebensmittel gesundheitlich unbedenklich und 
so unbelastet wie nur möglich sind. Diese Rechts- 
vorschriften tragen dem vorbeugenden Gesund- 
heitsschutz der Verbraucher und dem Täuschungs- 
schutz Rechnung. Alle Rechtsvorschriften in der 
Europäischen Union und in Deutschland werden fort- 
laufend den wissenschaftlichen, technischen, wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten 
angepaßt. Demgegenüber sind die Anforderungen 
der Verbraucher an die Qualität der Lebensmittel ei- 
nem ständigen Wandel unterworfen, dem Staat, Wirt- 
schaft und Wissenschaft Rechnung tragen müssen. 

WissenschaftS' und FuE-Ausgaben des Bundes für 
FuE im Ernährungsbereich 

in Mio DM 
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MM Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Forschungspolitische Ziele 

Die von der Bundesregierung finanzierte Forschung 
im Ernährungsbereich hat vorrangig folgende Auf- 
gaben: 

- Erhaltung und Verbesserung der Quahtät von 
Lebensmitteln, indem die Wissenschaft die In- 
strumente bereitstellt, um Lebensmittel gesund- 


heithch unbedenklich, ernährungsphysiologisch 
hochwertig, frei von Mängeln und unerwünsch- 
ten Stoffen sowie hygienisch einwandfrei zu ma- 
chen. 

- Verminderung ernährungsmitbedingter Krankhei- 
ten, indem die Wissenschaft die Kenntnisse über 
eine gesunderhaltende Ernährung verbessert und 
Maßnahmen zur Beeinflussung des Ernährungs- 
Verhaltens entwickelt und bewertet. 


Thematische Schwerpunkte 

Um beim Auftreten neuer Probleme im Emährungs- 
bereich angemessen reagieren zu können, muß sich 
die Forschung mit den möglichen Auswirkungen auf 
die menschhche Gesundheit befassen. Vorgesehene 
Forschungsthemen zur Verbesserung des Gesund- 
heitsschutzes im Verbraucherbereich sind derzeit 
u. a.: 

- medizinische Fragen der Ernährung (z. B. Lebens- 
mittelallergien und Intoleranzreaktionen, Eßstö- 
rungen); 

- Fleisch- und Lebensmittelhygiene (z.B. Salmo- 
nellen bei Nutzgeflügel und Geflügelfleisch; 
EHEC in Lebensmitteln und lebensmittelliefern- 
den Tieren); 

- Bedarfsgegenstände (z.B. Abklärung der Frei- 
setzung allergieauslösender Latexbestandteile aus 
Bedarfsgegenständen) . 

Darüber hinaus werden folgende Themenfelder ge- 
fördert: 

- Weiterentwicklung und Standardisierung von Ver- 
fahren zur Analyse der Inhaltsstoffe von Lebens- 
mitteln und der sie beeinflussenden Faktoren auf 
allen Stufen von Produktion, Verarbeitung, Lage- 
rung und Vermarktung sowie von Verfahren zum 
Nachweis und zur Bewertung pathogener Mikro- 
organismen; 

- Weiterentwicklung von Quahtätskriterien; 

- Bewertung ernährungsphysiologischer Eigen- 
schaften von Lebensmitteln und ihren Bestand- 
teilen; 

- Verbesserung mikrobiologischer Verfahren für 
Bearbeitung und Konservierung von Lebensmit- 
teln; 

- Weiterentwicklung der Verfahrenstechnik bei Be- 
arbeitung, Lagerung, Konservierung von Lebens- 
mitteln mit den Zielen der Quahtätsverbesserung 
und der Verminderung von Umweltbelastungen 
aus der Produktion; 

- Untersuchungen zur Herstellung biotechnologisch 
veränderter Lebensmittel und zum Erkennen bio- 
technologisch verursachter Änderungen. 
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Strukturen der Förderung 

Aus dem Haushalt des BML werden folgende For- 
schungseinrichtungen finanziert: 

- Bundesanstalt für Milchforschung, Kiel; 

- Bundesanstalt für Getreide-, Kartoffel- und Fett- 
forschung, Detmold und Münster; 

- Bundesanstalt für Fleischforschung, Kulmbach; 

- Bundesforschungsanstalt für Ernährung, Karlsruhe. 

Diese sind seit 1997 in einem Forschungsverbund zu- 
sammengefaßt. 

Daneben bezuschußt das BML die Deutsche For- 
schungsanstalt für Lebensmittelchemie in Garching. 
Insgesamt wendet das BML rd. 100 Mio DM im Jahr 
für die Forschung im Emährungsbereich auf. 

Da jede vierte Erkrankung auf falsche Ernährung zu- 
rückgeführt wird, betreibt das BMG Emährungsauf- 
klärung durch eigene Publikationen und Erklä- 
rungen. Ferner werden in diesem Bereich das 
Bundesinstitut für gesundheiüichen Verbraucher- 
schutz und Veterinärmedizin (BgVV) wie auch insbe- 
sondere die Bundeszentrale für gesundheithche Auf- 
klärung (BZgA) tätig. 

Ebenfalls mit der Zielsetzung einer wirksamen Er- 
nährungsaufklärung der Bevölkerung unterstützt das 
BMG die Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V 
(DGE) im Rahmen der institutionellen Förderung 
mit rd. 3,6 Mio DM (1998) jährhch. Diese ersteht 
im Auftrag des BMG und des BML einmal je Legis- 
laturperiode einen Emährungsbericht (der letzte 
Bericht datiert aus dem Jahre 1996). Die Ernährungs- 
berichte zeigen regelmäßig die Entwicklung der Er- 
nährungslage in Deutschland auf und beschäfti- 
gen sich mit spezieUen Problemen, wie z. B. mit toxi- 
kologischen und mikrobiologischen Aspekten der Er- 
nährung sowie mit hemmenden und fördernden Ef- 
fekten von Ernährungsfaktoren bei der Tumor- 
entstehung. 

Auf dem Gebiet „Präventiver gesundheitlicher Ver- 
braucherschutz" wird vor ahem das institutioneU ge- 


förderte Bundesinstitut für gesundheitüchen Ver- 
braucherschutz und Veterinärmedizin (BgW) mit 
einem jährüchen Etat von rd. 113 Mio DM (s. Teil V, 
Kap. 9.1) tätig. 


Ergebnisse/Entwicklungen 

- Im Rahmen eines umfassenden Verbundprojektes 
ist die Emährungsforschung dabei, Nachweis- 
verfahren für gentechnisch veränderte Lebens- 
mittel zu entwickeln. Dies ist Voraussetzung dafür, 
daß die entsprechende Kennzeichnungspfücht 
auch überprüft werden kann. Erste ModeUsysteme 
sind für Getreide- und Milchprodukte erfolgreich 
etabliert worden. 

- Es wurden neue Rezepturen entwickelt, mit denen 
bei nicht erhitzten Gebäckfüllungen, Cremes, 
Puddings und Desserts - den risikoreichsten Pro- 
dukten - die Gefahr bakterieller Lebensmittelver- 
giftungen vermindert werden kann. 

- Durch technologische Entwicklungen wird es 
künftig möglich sein, Lebensmittel mit niedrigen 
Gehalten an Inhaltsstoffen herzustellen, die Emp- 
findhchkeiten oder Allergien auslösen. 


Literatur 

- Forschungsrahmenplan 1997-2000 für die For- 
schungsanstalten im Geschäftsbereich des BML; 

- Jahresberichte der Bundesforschungsanstalten 
(s. TeüV, Kap. 5.5); 

- jährhche Tätigkeitsberichte des Bundesinstituts 
für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Vete- 
rinärmedizin (s. Teü V, Kap. 9.1); 

- Veröffentlichung von Forschungsberichten (in 
Kurzform) des BMG emschl. der nachgeordneten 
Behörden ab 1998 im Internet. 
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,1 7. Forschung und Entwicklung in der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei 

(Förderbereich R) 


Ernährung sichern - Umwelt schonen 
- Technik entwickeln 

Um die wachsende Weltbevölkerung zu ernähren, 
müssen auf den nicht mehr ausdehnbaren landwirt- 
schaftlichen Nutzflächen der Erde immer mehr Nah- 
rungsmittel erzeugt werden. Dazu sind rasche Fort- 
schritte auf allen Feldern der Agrarforschung erfor- 
derlich. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
FuE in der Land- und Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

in Mio DM 
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Wissenschattsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht '98 

Forschungspolitische Ziele 

Die von der Bundesregierung finanzierte Agrarfor- 
schung hat vorrangig folgende Aufgaben: 

- Entwicklung und Optimierung nachhaltiger land- 
wirtschaftlicher (einschließlich forstwirtschaftli- 
cher und fischereilLcher) Produktionssysteme, die 
dauerhaft hohe Erträge sichern und dadurch die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirt- 
schaft erhalten und verbessern. Diese sollen die 
natürliche Umwelt so wenig wie mögiich belasten 
und zur Erhaltung der natürlichen Ressourcen und 
der genetischen Vielfalt beitragen, ferner den An- 
forderungen der Verbraucher an die Qualität und 
Vielfalt der Produkte gerecht werden, den Anlie- 
gen des Tierschutzes sowie der Arbeitssicherheit 
Rechnung tragen. 

- Weiterentwicklung sozioökonomischer Instrumen- 
tarien, mit deren Hilfe die Auswirkungen der ver- 
schiedensten Maßnahmen der Agrarpolitik sowie 
der wirtschaftlichen und technischen Entwicklung 
möglichst zuverlässig abgeschätzt werden können 
(Politik- und Technikfolgenabschätzung). 

- Entwicklung und Verbesserung von Systemen zur 
Beobachtung langfristiger natürlicher Entwicklun- 
gen in agrarisch genutzten Ökosystemen (biologi- 
sches Monitoring, z.B. Klimawandel, biologische 


Vielfalt, Bestandsentwicklungen) sowie von In- 
strumenten zur Kontrolle der Wirksamkeit und des 
Vollzugs gesetzlicher und anderer Regelungen 
(z.B. bei Manzenschutz, Tierschutz, Tiergesund- 
heit, RückstandskontroUen, Umweltauflagen, Pro- 
duktionsbeschränkungen, etc.). 


Thematische Schwerpunkte 

Die Förderung umfaßt folgende thematische Schwer- 
punkte: 

- das Verständnis ökosystemarer Zusammenhänge 
der land- und forstwirtschaftlichen Produktion ver- 
bessern; 

- Untersuchungen zu positiven und negativen Ein- 
flüssen der landwirtschaftlichen Produktion und 
der Nutzung natürlicher Ressourcen einschließlich 
des genetischen Potentials auf den Naturhaushalt; 

- Untersuchung externer Einflüsse auf die Lei- 
stungsfähigkeit der genutzten Ökosysteme; 

- Abschätzung globaler Entwicklungen von Natur- 
haushalt und Khma und deren Auswirkungen auf 
die verschiedenen Produktionssysteme. 

Darüber hinaus werden Untersuchungen zur Ver- 
besserung der Effizienz der eingesetzten Produk- 
tionsmittel und von biologischen Systemen (biolo- 
gische Wirkprinzipien und Regulationssysteme) 
durchgeführt. Die Optimierung von Stoffkreisläu- 
fen mit dem Ziel der Reduktion von Nährstoff- 
überschüssen und Schadstoffemissionen wird ebenso 
verfolgt wie die Weiterentwicklung ganzheitlicher 
Konzepte zur Gesundheit von Pflanze und Tier. 
Schließlich erfolgen auch Untersuchungen zur Pro- 
duktion und zu den Verwendungsmöglichkeiten bio- 
gener Rohstoffe für die industrielle und energetische 
Nutzung. 

Ein wesentlicher Teil der Förderung betrifft sozioöko- 
nomische Fragestellungen, u. a.: 

- Analyse der wirtschaftlichen Situation der in der 
Land-, Forst- und Emährungswlrtschaft Tätigen 
sowie der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum; 

- Untersuchung der Märkte für Agrarprodukte (na- 
tional, EU-weit, international); 

- Weiterentwicklung von Modellen für Politik- und 
Technikfolgenabschätzungen; 

- Weiterentwicklung von Ökobüanzierungen, Le- 
benszyklusanalysen und anderer Instrumente zur 
ökonomischen Bewertung umweltrelevanter Tat- 
bestände. 
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Strukturen der Förderung 

Aus dem Haushalt des BML werden folgende For- 
schungseinrichtungen finanziert: 

- Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig-Völkenrode (FAL), Braunschweig; 

- Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft (BBA), Braunschweig und Berhn; 

- Bundesanstalt für Züchtungsforschung an Kultur- 
pflanzen (BAZ), Quedhnburg; 

- Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere (BFAV) bei Greifswald; 

- Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft (BFH), Hamburg; 

- Bundesforschungsanstalt für Fischerei (BFAFi), 
Hamburg, und 

- Zentralstelle für Agrardokumentation und -Infor- 
mation (ZADI), Bonn 

Ferner fördert das BML sieben Einrichtungen der 
Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste (WBL), insbe- 
sondere das Zentrum für Agrarlandschafts- und 
Landnutzungsforschung (ZALF) in Müncheberg und 
das Forschungsinstitut für die Biologie landwirt- 
schafthcher Nutztiere (FBN) in Dummerstorf und das 
Institut für Agrartechnik (ATB) in Potsdam-Bornim 
(s. auch Teil V, Kap. 4). 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung Mitglied der 
Consultative Group on International Agricultural Re- 
search (CGIAR), einem losen Zusammenschluß von 
Regierungen, internationalen Organisationen sowie 
privater Stiftungen unter Führung der Weltbank. Die 


18. Bildungsforschung 

(Förderbereich S) 


Lernen, Wissen, Qualifizieren 

Bildungsforschung in Deutschland hat zwar eine 
beachtliche Tradition, ist aber im internationalen 
Vergleich nach wie vor nicht stark ausgeprägt. 
Schwerpunktthemen der Forschung im Bereich der 
beruflichen Bildung sind Fragen des Ausbildungs- 
potentials, der weiteren Modernisierung und Diffe- 
renzierung der Berufsausbildung sowie Fragen der 
kontinuierlichen Qualifikations- und Kompetenz- 
entwicklung im Rahmen beruflicher Weiterbildung. 
Im Bereich der allgemeinen Bildung sind Leistungs- 
vergleiche ein besonderer Schwerpunkt. Im Hoch- 
schulbereich haben zusätzlich die Internationalisie- 
rung sowie die Wissensvermittlung zur Existenz- 
gründung ein starkes Gewicht. Wettbewerbe zur 
Existenzgründung aus Hochschulen wie auch zu 
Leitprojekten wurden ausgeschrieben und in der 
zweiten Phase konkretisiert. Die Konzentrierung 
der Mittel auf bildungspolitische Zukunftsthemen 
wurde konsequent weitergeführt. Die Modellver- 
suchsförderung im Rahmen der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung und Forschungsförde- 


CGIAR (s. Teil IV, Kap. 3.12) unterstützt ein System 
von derzeit 17 internationalen Forschungszentren 
und Instituten. Diese Einrichtungen behandeln 
grundlegende Fragen, die für die weltweite nachhal- 
tige Emährungssicherung von zentraler Bedeutung 
sind. Themen sind beispielsweise die standortge- 
rechte, ressourcenschonende ländhche Entwicklung 
und die Agrarpohtik. Die Bundesregierung beteiligt 
sich an diesen Zentren mit einem Beitrag von rd. 
35 Mio DM aus dem Haushalt des BMZ. 

Ergebnisse/Entwicklungen 

Im Zuge der Umsetzung des Beschlusses der Bun- 
desregierung zur „Verringerung und Straffung von 
Bundesbehörden werden die institutionell finanzier- 
ten Bundesforschungsanstalten des BML bis zum 
Jahr 2005 um 30 Prozent vermindert. Dazu wurde ein 
Rahmenkonzept erarbeitet. Dieses sieht u. a. vor, daß 
mehrere Forschungsstandorte aufgegeben und Insti- 
tute zu größeren Einheiten zusammengefaßt werden. 
Fachlich sieht das Rahmenkonzept eine Verminde- 
rung der Kapazitäten in der produktionsorientierten 
Forschung vor, während die Kapazitäten der umwelt- 
relevanten und der sozio-ökonomischen Forschung 
leicht erweitert werden. 

Literatur 

- Forschungsrahmehplan 1997-2000 für die For- 
schung im Geschäftsbereich des BML; 

- Jahresberichte der Bundesforschungsanstalten 
(s. Teil V, Kap. 5.5). 


rung (BLK) in den Bereichen der Allgemeinen Bil- 
dung, der Beruflichen Bildung und der Hochschule 
wurde grundsätzlich auf die Programmförderung 
umgestellt. Der BLK-Förderschwerpunkt „Fernstu- 
dium" ist auf die vorrangige Entwicklung und Er- 
probung von Verbundsystemen multimedial ge- 
stützten Lehrens und Lernens ausgerichtet. 

Wissenschafts-u. FuE-Ausgaben des Bundes für 
Bildungsforschung 

in Mio DM 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg.-Entw. 

Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Fakten bericht ’98 
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Berufsbildungsforschung 

Forschungspolitische Ziele 

Ziel und Schwerpunkt der Forschung in diesem Be- 
reich sind die Erarbeitung von Entscheidungs- und 
Argumentationshilfen für notwendige Veränderun- 
gen und qualitative Verbesserungen in der beruf- 
hchen Bildung. 

Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Sicherung des Berufsausbildungsangebotes 

Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen wird auch in 
den nächsten Jahren insbesondere aufgrund der de- 
mographischen Entwicklung in den alten Ländern 
steigen. Zur Erhöhung der Ausbüdungsbereitschaft 
der Betriebe hat die Bundesregierung in den letzten 
Jahren eine Reihe von Ausbildungshemmnissen be- 
seitigt. 

Ein Schwerpunkt der gegenwärtigen Diskussion ist 
das Thema „Ausbildungsreife" der Schulabgänger. 
Die Ergebnisse einer im Auftrag des BMBF 1996/ 
1997 bei rund 800 Betrieben durchgeführten Unter- 
suchung bestätigt, daß eine Diskrepanz zwischen den 
Anforderungen der Betriebe und den Leistungsprofi- 
len der Schulabgänger besteht. Die Betriebe konsta- 
tieren Schwächen bei den grundlegenden Kultur- 
techniken und im Verhaltensbereich, Darüber hinaus 
hat das BMBF eine Untersuchung zur Ausbildungs- 
bereitschaft und -fähigkeit von ausländischen KJein- 
und Mittelunternehmen in Auftrag gegeben. Auf 
der Grundlage der 1997 vorgelegten Ergebnisse soll 
das hier vorhandene große Ausbüdungspotential 
für die Ausbildung ausländischer und deutscher 
Jugendhcher durch gezielte Ansprache und die Ent- 
wicklung spezifischer Hilfen mobihsiert werden. 
Evaluiert wird auch, wie sich die Ausbildungsplatz- 
entwickler bewähren, die das BMBF im Rahmen 
eines Programmes in den neuen Ländern zur Er- 
schließung von betriebhchen Ausbildungspotentia- 
len einsetzt. 

Neue Qualifizierungserfordernisse 

Der Ermittlung neuer Berufe bzw. neuer Beschäf- 
tigungsfelder kommt hohe Priorität zu. Es ist des- 
halb u. a. erforderlich, ein empirisches Instrumenta- 
rium zu entwickeln, das geeignet ist, kurzfristig Infor- 
mationen über sich verändernde oder neue Qualifi- 
kationsanforderungen, insbesondere sich neu her- 
ausbüdende Beschäftigungsfelder, bereitzustellen. 
Dazu hat das BMBF eine Machbarkeitsstudie in Auf- 
trag gegeben. 

Bildung ssystem und Standortqualität 

Das BMWi hat einen Forschungsauftrag „Neue An- 
forderungen an das deutsche Büdungssystem zur 
Deckung der gesamtwirtschafthchen Qualifikations- 
nachfrage und zur Standortsicherung" erteüt. Auf 
der Grundlage der prognostischen Nachfrage nach 
Quahfikation soll untersucht werden, ob und inwie- 
weit das deutsche Bildungssystem dazu geeignet ist, 


den gesamtwirtschafthche Qualifikationsbedarf zu 
decken. 

Qualifizierung von benachteiligten 
und behinderten Jugendlichen 

Das BMBF hat zur Qualifizierung von benachteihg- 
ten Jugendhchen ein Handlungskonzept erarbeitet. 
Um auch Jugendlichen eine Chance zu geben, die 
bisher ohne Ausbildung gebheben sind, entwickelt 
die Berufsbildungsforschung Büdungs- und Förder- 
konzepte, die auf die Bedürfnisse dieser Zielgruppe 
abgestimmt sind. 

Mit rund 1,1 Mio DM fördert das BMBF gemeinsam 
mit der Bundesanstalt für Arbeit ein Projekt (1996 bis 
1999) zur Erforschung der Anwendungsmöghch- 
keiten neuer Technologien als Lernmedium für 
Menschen mit geistiger Behinderung. Es wird ein 
auf Multimediatechnik beruhendes Informations- 
system für Arbeits- und Prüfpläne entwickelt und in 
verschiedenen Behindertenwerkstätten erprobt. 

Zusatzqu alifika tionen 

Die vom BMBF eingeleiteten Maßnahmen zur brei- 
ten Einführung von Zusatzqualifikationen zielen dar- 
auf, insbesondere leistungsstarken Jugendlichen die 
Möghchkeit einzuräumen, bereits ausbildungsbe- 
gleitend oder in engem zeitlichen Bezug zur Berufs- 
ausbüdung, zusätzhche Qualifikationen zu erwer- 
ben. Aus einer Erhebung in der Praxis geht hervor, 
daß Zusatzqualifikationen bereits in vielfältiger Wei- 
se angeboten werden. Deshalb sind die Bemühungen 
derzeit darauf gerichtet, die Transparenz des Ange- 
botes zu erhöhen sowie neue Ansätze gezielt zu för- 
dern und auf eine breitere Basis zu stellen. Die verall- 
gemeinerungsfähigen Erfahrungen und Ergebnisse 
aus bereits laufenden und geplanten Aktivitäten sol- 
len erfaßt und zu Empfehlungen für die Nutzung des 
Instrumentariums der Zusatzqualifikationen verar- 
beitet werden. 

Berufliche Weiterbildung 

Ausgehend von den Beobachtungen des Lernens im 
Prozeß der Arbeit werden im Rahmen des For- 
schungs- und Entwicklungsprogramms „Kompetenz- 
entwicklung für den wirtschaftlichen Wandel - Struk- 
turveränderungen betriebhcher Weiterbildung" Vor- 
aussetzungen für eine effiziente berufliche Kompe- 
tenzentwicklung geschaffen und modellhaft für Be- 
triebe neue komplexe Lernstrukturen entwickelt. 
Das Programm ist als offener Entwicklungsprozeß 
gestaltet und wird seit 1996 für insgesamt fünf Jahre 
durch das BMBF und den Europäischen Sozialfonds 
(ESF) mit rd. 40 Mio DM gefördert. 

Zu den wichtigen Erkenntnissen des Transforma- 
tionsprozesses in den neuen Ländern gehört, daß der 
Erhalt von Qualifikationspotentialen allein durch or- 
ganisierte Weiterbildung nicht zu bewerkstelhgen 
ist. Vielmehr sind neue Kombinationen von Tätigkei- 
ten und Lernen auch außerhalb des Erwerbslebens 
auch mit Bhck auf bestehende Arbeitslosigkeit als 
Gestaltungsaufgabe zu begreifen. Deshalb unter- 
stützt das BMBF modellhaft den Aufbau von Netz- 
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werken lemförderlicher sozialer Infrastruktur, um 
den Menschen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
und Chancen für den Wiedereinstieg in das Erwerbs- 
leben zu ermöghchen. Hierfür werden von 1996 bis 
1999 rund 4,3 Mio DM (ESF 2,6 Mio DM, BMBF 
1,7 Mio DM) bereitgesteUt. 

Im Rahmen des Programms zur „Förderung der be- 
trieblichen Personal- und Organisationsentwicklung 
in den neuen Ländern"' erhalten ausgewählte Unter- 
nehmen und Einrichtungen die Möghchkeit, Modelle 
zukunftsweisender Personal- und Organisationsent- 
wicklung zu entwickeln und zu erproben. In den Jah- 
ren 1995 bis 1998 stehen rd. 10 Mio DM (BMBF und 
ESF) zur Verfügung. 

Seit 1996 werden durch das BMBF mehrere transna- 
tionale Projekte im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaftsinitiative „ADAPT" durch Kofinanzie- 
rung mit dem Ziel gefördert, die notwendige Anpas- 
sung der Arbeitskräfte an den industriellen Wandel 
zu beschleunigen, die Wettbewerbsfähigkeit von In- 
dustrie, Handel und Dienstleistungsgewerbe zu stei- 
gern, Arbeitslosigkeit durch verbesserte Qualifika- 
tion der Arbeitskräfte zu vermeiden sowie die Schaf- 
fung neuer, insbesondere arbeitsintensiver Arbeits- 
plätze und Beschäftigüngsbereiche vor allem für 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) zu unter- 
stützen. Risiken und Chancen für die Beschäftigung 
von Frauen Im strukturellen Wandel und die wir- 
kungsvollere Nutzung sozialer und fachhcher Kom- 
petenzen von Frauen für die gesamte Bandbreite zu- 
kunftsträchtiger Berufe im Dienstleistungsbereich, 
vor allem im Bereich Multimedia und der Entwick- 
lung des Telelernens sind ebenfalls Schwerpunkte 
transnationaler Forschungs- und Entwicklungspro- 
jekte im Rahmen von ADAPT. Für die ADAPT- 
Projekte stellt das BMBF hn Zeitraum 1996 bis 1998 
insgesamt rund 4,5 Mio DM bereit. 

Zu den im Bereich der Berufsbüdungsforschung täti- 
gen Institutionen gehört maßgeblich das dem Ge- 
schäftsbereich des BMBF zugeordnete Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB, s. Teil V, Kap. 5). 

Internationale Aspekte 

Die Berufsbüdungsforschung wird in zunehmendem 
Maße durch internationale Fragen geprägt. Zu nen- 
nen sind beispielsweise Untersuchungen zum Inter- 
nationalen Vergleich der Berufsbüdungssysteme wie 
die Studie des BIBB über „Duale und schuhsche Be- 
rufsausbüdung - zwischen Büdungsnachfrage und 
Qualifikationsbedarf - em deutsch-französischer Ver- 
gleich" und Wirkungsanalysen von Austauschpro- 
grammen wie die Evaluation längerfristiger Erträge 
des deutsch-französischen Austauschs in der berufli- 
chen Büdung oder die Studie über die Folgewirkun- 
gen des Internationalen Fachkräfteaustausches im 
Auftrag der Carl Duisberg Gesellschaft (CDG), 
durchgeführt vom Deutschen Institut für Internatio- 
nale Pädagogische Forschung (DIPF). Zum Thema 
„Vergleichende internationale Berufsbüdungsfor- 
schung'' wurde Anfang 1998 vom Europäischen Zen- 
trum für die Förderung der Beruf sbüdung (CEDE- 
FOP) eine Tagung in Bonn veranstaltet. 


Weitere Bereiche der Bildungsforschung 

Forschungspolitische Ziele 

Ziel ist die Verbesserung der Qualität und Effizienz 
des Büdungssystems - auch im Hinbhck auf eine bes- 
sere Erschheßung der Potentiale von Frauen - und 
die Stimuherung des Innovationspotentials von Wis- 
senschaft, Hochschule und Wirtschaft durch Techno- 
logietransfer sowie durch erweiterte Selbstverant- 
wortung der Bildungseinrichtungen. Ferner geht es 
darum, die Potentiale und Dimensionen der Wissens- 
geseUschaft zu erkennen sowie individueUe und 
institutioneUe Hilfen zum Übergang in eine Gesell- 
schaft des lebenslangen und selbstgesteuerten Ler- 
nens zu geben. Schheßlich wird die Weiterentwick- 
lung kultureUer Büdung sowie die Umsetzung der 
büdungspohtischen Ziele gemäß der Hochschulrah- 
mengesetz-Novelle (HRG-NoveUe) angestrebt. 

Strukturen der Förderung 

Forschungsaktivitäten werden zum einen durch die 
unmittelbare Ressortforschung verfolgt, die einer 
100% Finanzierung durch den Bund entspricht. Da- 
neben gibt es Forschungsprojekte, die als gemeinsa- 
me Vorhaben des Bundes und der Länder durchge- 
führt werden. Hier beteiligt der Bund sich mit 50% 
an der Finanzierung der Ausgaben. Zusätzhch wer- 
den Forschungsaspekte und Handlungskonzepte in 
gemeinsamen Vorhaben des Bundes und der Wirt- 
schaft ausgearbeitet. Dabei bestehen eine 75% Fi- 
nanzierung des Bundes sowie eine Förderung durch 
das BIBB nach Weisung des BMBF. 

Im Bereich der Büdungsforschung sind insbesondere 
fünf vom Bund/BMBF und den Ländern geförderte 
Blaue Liste -Einrichtungen tätig, das Deutsche Biblio- 
theksinstitut, Berhn (DBI), das Deutsche Institut für 
Erwachsenenbildung, Frankfurt/M. (DIE/DW), das 
Institut für Pädagogik der Naturwissenschaften an 
der Universität Kiel (IPN), das Deutsche Institut 
für Femstudienforschung an der Universität Tübin- 
gen (DIFF) und das Deutsche Institut für Internatio- 
nale Pädagogische Forschung, Frankfurt/M. (DIPF), 
s. Teü V, Kap. 4). Tätig ist in diesem Bereich ferner 
das Max-Planck-Institut für Büdungsforschung 
(s. Teü V, Kap. 2). 

Im Bereich der Hochschulforschung ist vorrangig 
das Institut für Hochschulforschung Wittenberg e. V. 
(HOF) an der Universität HaUe-Wittenberg zu nen- 
nen, das zur Zeit zu 35% durch den Bund und zu 
65 % durch das Land Sachsen-Anhalt finanziert wird. 
Daneben wird auch das Hochschul-Informationszen- 
trum (HIS) auf diesem Gebiet tätig (s. Kap. 22). 

Thematische Schwerpunkte 

Hochsch ul forsch ung 

- Internationahsierung von Ausbüdungsgängen und 
Mobihtät 

Die in diesem Programm zu entwickelnden Stu- 
diengänge soUen die fachliche Ausbildung der 
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Studierenden mit Mehrsprachigkeit und interna- 
tionaler Kooperation verbinden. 

- Einführung international anerkannter Abschlüsse 
im Hochschulbereich 

Die inhaltliche und strukturelle Ausgestaltung 
(spezifisches Curriculum) sowie eine Ein- bzw. Zu- 
ordnung in das System der bestehenden Studien- 
gänge muß im Detail entwickelt werden. 

- Existenzgründung (Errichtung von Stiftungslehr- 
stühlen; BMWi-lnitiative) 

Mit der Ausschreibung des Wettbewerbs zum 
Thema „Existenzgründer aus Hochschulen" wird 
vom BMBF die Entwicklung von Konzepten regio- 
naler Kooperation von Hochschulen, Wirtschaft 
und weiteren Partnern gefördert. 

Quahtätssicherung in Forschung und Lehre 

Zur Verbesserung der Quahtät der Lehre an deut- 
schen Hochschulen und als Grundlage für lei- 
stungsorientierte Mittelzuweisungen müssen sy- 
stematische Verfahren zur Evaluierung der Lei- 
stungen in Lehre und Forschung entwickelt wer- 
den. 

- Hochschule und gesellschafthcher Wandel. 

Allgemeine Bildungsforschung 

- Umweltbildung als Büdung für eine nachhaltige 
Entwicklung (Agenda 21 der Rio-Konferenz); 

- Gesundheitsbildung Weltgesundheitsorganisation 
(WHO)-Konzept; 

- Leistungsvergleiche insbesondere im Schulbe- 
reich (Konsequenz aus der TIMS S- Studie); 

- Chancengleichheit von Frauen und Männern; 

- Nutzung des weltweit verfügbaren Wissens für 
Aus- und Weiterbildung und Innovationsprozesse; 

- Wissensvermittlung zur Selbständigkeit (u. a. an 
allgemeinbildenden Schulen); 

- Lebenslanges Lernen; 

- Kulturelle Bildung (weitere Entwicklung dieses 
Pohtik- und Praxisfeldes. Im einzelnen: Musikali- 
sche Bildung, Leseförderung, Filmarbeit, Medien- 
arbeit, Soziokulturelle Bildungsarbeit, Design, Ar- 
chitektur) . 

Ergebnisse/Entwicklungen 

Konzentrierung auf mittelfristig zu bearbeitende 

Schwerpunkte: 

- neue Informations- und Kommunikationstechni- 
ken und Medien; 

- erweiterte Verantwortung und Quahtätssicherung 
im Büdungswesen; 

- Weiterentwicklung des Systems der Ausbüdungs- 
gänge, der Prüfungen und Abschlüsse im Hoch- 
schulbereich; 

- Stärkung der Internationahsierung der Hochschul- 
bildung; Schwerpunkte sind hier z.B.: Entwick- 
lung von Studienangeboten für Bachelor-Absol- 
venten, Entwicklung deutsch-französischer Stu- 


diengänge; Austauschkooperationen im Hoch- 
schulbereich; 

- Entwicklung neuer Systeme für institutionahsierte 
und individueUe Informations- und Wissensange- 
bote sowie Lernprozesse; 

- neue Lehr- und Lernkonzeptionen sowie Koope- 
rationsformen in der Berufsbildung, in Hochschu- 
len (insbesondere Weiterentwicklung des Fernstu- 
diums) und in der Weiterbildung. 

Förderung des Fernstudiums 
und der Fernstudienforschung 

Der Bund stellt in den Jahren 1996 - 2000 rd. 50 Mio DM zur 
Weiterentwicklung des Fernstudiums bereit. Mit jährlich rd. 

5 Mio DM beteiligt sich das BMBF an der institutioneilen För- 
derung des Deutschen Instituts für Fernstudienforschung an 
der Universität Tübingen (DIFF). Mit dem gleichen jährlichen 
Fördervolumen unterstützt das BMBF die Entwicklung und 
Erprobung von - inzwischen über 30 - innovativen Fernstu- 
dienangeboten Im 1993 eingerichteten Förderschwerpunkt 
„Fernstudium“ der BLK (50% Anteilsfinanzierung). 

Aktuelle und absehbare Entwicklungen in Rechnervernetzung 
und Multimedia werden die bisherigen Strukturen des Leh- 
rens und Lernens im Fern- und im Präsenzstudium grundle- 
gend verändern. Die Förderkriterien im BLK-Förderschwer- 
punkt „Fernstudium“ wurden mit Wirkung vom Juni 1997 auf 
die Nutzung neuer Medien im Fernstudium konzentriert. Im 
Rahmen des Ideenwettbewerbs für „Leitprojekte zur Nutzung 
des weltweit verfügbaren Wissens für Aus- und Weiterbildung 
und Innovationsprozesse“ fördert das BMBF die Entwicklung 
von Konzepten zum Thema „Virtuelle Hochschule“. 

Daneben werden folgende Aspekte zukünftig weiter- 
verfolgt: 

- Methodenkonzepte zur Förderung von Hand- 
lungskompetenz; 

- Vermittlungskonzepte für Zusatzqualifikationen, 
Modelle zur Verknüpfung von Aus- und Fortbil- 
dung; 

- Eröffnung neuer innerbetriebhcher Berufswege; 

- Konzepte zur Gestaltung altersheterogener Lem- 
und Arbeitsstrukturen. 

Geplante, erste aus den Schwerpunkten entwickelte 

Programme (im Rahmen der BLK, 50 % Finanzierung 

des Bundes): 

- Systematische Einbeziehung von Medien, Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien in 
Lehr- und Lernprozesse (Bereich : Allgemeine Bil- 
dung; Start des Programms am 1. August 1998, 
Gesamtvolumen 12,5 Mio DM). 

- Steigerung der Effizienz des mathematisch-natur- 
wissenschafthchen Unterrichts (Bereich: Allge- 
meine Bildung; Programm von Bund und 15 Län- 
dern, Start 1. April 1998, Dauer fünf Jahre, Ge- 
samtvolumen 13 Mio DM). 

- Neue Lemkonzepte in der dualen Berufsausbil- 
dung (Bereich: Berufliche Bildung; Programm in 
Vorbereitung) . 

- Modularisierung von Ausbildungsgängen im 
Hochschulbereich (Programm in Vorbereitung). 
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Mädchen und Frauen in Bildung und Forschung 

Angesichts der hohen und weiterhin steigenden Qualifikation 
von Frauen gilt es, einschränkende tradierte Rolienvorstellun- 
gen zu überwinden und Frauen in ihrer Innovationsfähigkeit 
und Bereitschaft zu wirtschaftlichem Erfolg stärker zu unter- 
stützen und ihnen vor allem besseren Zugang zum Erwerb 
technikorientierten Know-hows zu vermitteln. Die Förderung 
der Innovationsbereitschaft muß bei der Erschließung des 
vorhandenen hohen Qualifikationspotentials von Frauen an- 
setzen. Einerseits sind in Schule, Berufsbildung und Hoch- 
schule Maßnahmen zur Überwindung der Begrenzungen 
durch Geschlechterrollen weiterzuentwickeln, andererseits 
muß Mädchen und Frauen ein breiteres Berufsspektrum er- 
öffnet werden. 

Initiative „Frauen geben Technik neue Impulse“ 

Stärkung der Präsenz von Frauen auf allen Ebenen der Tech- 
nikentwicklung und Gestaltung ist das Ziel dieser Initiative 
des BMBF, der Deutschen Telekom AG und der Bundesan- 
stalt für Arbeit. Angestrebt ist die Entwicklung innovativer in- 
terdisziplinärer Lösungen für neue Produkte und Dienstlei- 
stungen. Die Initiative spannt ein bundesweites Dach über 
alle Aktivitäten im Bereich „Frauen und Technik“, vernetzt in- 
novative Ansätze, Information und Datenaustausch, verbes- 
sert den Zugang von Frauen zu neuen Technologien, trägt zur 


Stärkung der Technikkompetenz, Karriereförderung und 
Selbständigkeit von Frauen bei und unterstützt kreative Tech- 
nikentwicklungen von Frauen. 

Literatur 

- BMBF: Bemfsbüdungsbeiicht 1998, Bonn 1998; 

- BLK: Informationsschrift über ModeUversuchsför- 
derung durch Bund und Länder im Rahmen der 
BLK ab 1. 1. 998, Bonn 1998; 

- Max-Planck-Institut (MPI), IPN, Humboldt Univer- 
sität Berhn: Mathematisch-Naturwissenschaftli- 
cher Unterricht im internationalen Vergleich, Ber- 
hn 1997 (TIMSS); 

- Deutscher Kulturrat (Hrg.): Kulturelle Bildung, Es- 
sen 1994; 

- BMBF-Broschüre: „Duale und schuhsche Berufs- 
ausbildung - zwischen Büdungsnachfrage und 
Qualifikationsbedarf - ein deutsch-französischer 
Vergleich", (Kurzfassung), 1998; 

- BMBF-Broschüre: „Wissen + Innovation = Arbeit", 
Aprü 1998. 


19. Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen 

(Förderbereich T) 


Innovationsfähigkeit des Mittelstandes fördern 

Ein Schwerpunkt der Forschungs- und Technologie- 
politik der Bundesregierung ist die Verbesserung 
der Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen. Deshalb beschränkt sich die FuE-Förde- 
rung nicht auf Großprojekte oder bestimmte Techno- 
logiefelder, sondern unterstützt mit sog. indirekten 
Fördermaßnahmen den allgemeinen Innovations- 
prozeß bei gewerblichen Unternehmen der mittel- 
ständischen Wirtschaft. Das besondere Augenmerk 
gilt dem weiteren Aufbau eines innovativen und 
wettbewerbsfähigen Mittelstandes in den neuen 
Ländern. 

FuE-Ausgaben des Bundes für 
Innovation und verbesserte Rahnfienbedingungen 

in Mio OM 


1000 



Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 


Die Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren Unternehmen 
werden im Förderbereich T nur zum Teil erfaßt, weil 
andere Fördermaßnahmen, wie die Förderung aus 
Fachprogrammen des BMBF, an denen kleine und 
mittlere Unternehmen erhebhch beteüigt sind, in den 
entsprechenden Förderbereichen dargestellt werden. 

Indirekte Förderung des FuE-Personals 
in der Wirtschaft 

Forschungspolitische Ziele 

Mit speziellen Maßnahmen zur Förderung des FuE- 
Personals steuert die Bundesregierung dem mit dem 
wirtschaftlichen Strukturwandel in den neuen Län- 
dern einhergegangenen Abbau der wirtschaftsnahen 
FuE-Kapazitäten entgegen und trägt dazu bei, die In- 
novationsfähigkeit kleiner und mittlerer Unterneh- 
men zu stärken. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Indirekte Förderung des FuE-Personals in der Wirtschaft 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

- Zum Aufbau des betrieblichen FuE-Personalbe- 
standes in den produzierenden Unternehmen und 
zur Anregung, diese eigenen FuE-Ressourcen zur 
Durchführung von Produkt- und Verfahrensinno- 
vationen zu nutzen, unterstützt das BMWi seit 
1992 mit der „FuE-Personalförderung Ost'' (PFO) 
zahlreiche Unternehmen. Diese Maßnahme wird 
in modifizierter Form im Rahmen des Programms 
„Förderung von Forschung, Entwicklung und In- 
novation in kleinen und mittleren Unternehmen 
und externen Industrieforschungseinrichtungen in 
den neuen Ländern" bis zum Jahr 2004 auf hohem 
Niveau weitergeführt. 

- Dazu förderte das BMBF von 1990 bis zum 31. De- 
zember 1996 den Auf- und Ausbau von FuE-Kapa- 
zitäten in kleinen und mittleren Unternehmen 
mit der Maßnahme „FuE-Personal-Zuwachsförde- 
rung" (ZFO). 


Verbesserung des Technologie- 
und Wissenstransfers 

Forschungspolitische Ziele 

Der Prozeß der Gewinnung neuen Wissens hat sich 
gewandelt. Während die Wissensgewinnung in der 
Vergangenheit eher fachbezogen war und in den Un- 
ternehmen mit eigenen Mitarbeitern erbracht wurde, 
fordert die zunehmende Komplexität der Entwick- 
lungsvorhaben die Zusammenarbeit der Wirtschaft 
mit der Wissenschaft. Die Bundesregierung fördert 
solche Kooperationen. Parallel dazu hilft sie beim 
Aufbau von Einrichtungen, die dem Technologie- 
transfer dienen. 

Die ün Mai 1996 gestartete Patentinitiative des 
BMBF zielt auf eine verstärkte Nutzung des Pa- 
tentwesens, Insbesondere hn Bereich der öffenthch 
finanzierten Forschung und der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen, sowie auf die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen von Innovationsprozes- 
sen. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Verbesserung des Technologie- und Wissenstransfers 

in Mio DM 
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Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Forschungskooperation in der mittelständischen 
Wirtschaft 

Das im September 1993 begonnene, bundesweite 
Programm stärkt die Zusammenarbeit von Wirtschaft 
und Wissenschaft. Vier Alternativen stehen zur Ver- 
fügung: 

- Mit dem Programmteü „FuE-Kooperation" als we- 
senthchem Kern der Maßnahme werden von meh- 
reren Unternehmen selbständig oder mit For- 
schungseinrichtungen gemeinsam durchgeführte 
FuE-Arbeiten gefördert. 

- Mit dem Programmteil „Auftragsforschung" wer- 
den anspruchsvolle Kooperationsvorhaben unter- 
stützt, die ledighch auf einem Auftragsverhältnis 
zwischen einem oder mehreren Unternehmen aus 
den alten Ländern mit einer oder mehreren For- 
schungseinrichtungen beruhen. 

- Im Rahmen des Programmteils „Forschungsperso- 
nalaustausch" wird die zeitweilige Entsendung 
von Forschungspersonal aus Unternehmen in For- 
schungseinrichtungen und aus Forschungseinrich- 
tungen in Unternehmen gefördert. 

- Anfang 1997 hmzugekommen ist der Programm- 
teü „FuE-Gemeinschaftsforschungsvorhaben Ost" 

- FUEGO -. Das Ziel der Maßnahme besteht darin, 
kleine und mittlere Unternehmen in den neuen 
Ländern anzuregen, FuE-Gemelnschaftsvorha- 
ben mit Forschungseinrichtungen durchzufüh- 
ren. 

Besonders begünstigt werden kleinere Unternehmen 
(u. a. bis zu 250 Beschäftigte; darüber hinaus sind 
Unternehmen bis zu 500 Beschäftigte antragsberech- 
tigt) und Unternehmen, die grenzüberschreitende 
Kooperationen durchführen. Dazu wird Beratung 
über Mögüchkeiten der Anbahnung und Entwick- 
lung solcher transnationalen Forschungskoopera- 
tionsprojekte, insbesondere mit Partnern aus Mittel- 
und Osteuropa, durch sog, Kontaktbüros geboten, 
die bisher in Moskau, Prag, Budapest, Kiew, War- 
schau, Bratislava und Minsk eingerichtet worden 
sind. 

BMBF-Patentinitiative 

Wesentliche Aktionen sind: 

- Verbesserung des Patentverhaltens in Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Hierzu hat 
die Bundesregierung zusammen mit den Ländern im Rah- 
men der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung (BLK) am 2. Juni 1997 einen 
Maßnahmenkatalog beschlossen. 

- Reform der Schutzrechtsregelungen des BMBF bei der di- 
rekten Projektförderung. In einem ersten Schritt wurde die 
Abrechenbarkeit von Patentierungskosten für Hochschu- 
len, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und kleine 
und mittlere Unternehmen ermöglicht. 

- Die von Bund (BMBF) und Ländern gemeinsam finanzierte 
Patentstelte Deutsche Forschung der FhG (PST) berät Er- 


153 


Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


finder (speziell auch aus dem Wissenschaftsbereich) und For- 
schungseinrichtungen in Erfindungs- und Patentangelegen- 
heiten und unterstützt sie bei der schutzrechtlichen Siche- 
rung und Verwertung ihrer Erfindungen. Das BMBF stellte 
Sondermittel für den Bau von Funktionsmustern und Prototy- 
pen zur Verfügung. 

- Das BMBF fördert seit April 1995 ein breit angelegtes Ver- 
bundprojekt zur „Innovationsstimulierung der deutschen 
Wirtschaft“ (INSTI). Das Fördervorhaben, an dem sich in 
einem bundesweiten Netzwerk 32 Einrichtungen des Erfin- 
dungs- und Patentwesens beteiligen, zielt auf ein innova- 
tionsfreundlicheres Klima in Deutschland und die schnelle- 
re Umsetzung von Forschungs- und Entwicklungsergeb- 
nissen in marktfähige Produkte. 

- Über die INSTI-Partner wird auch die im September 1996 
gestartete Patentaktion für kleine und mittlere Unterneh- 
men (KMU-Patentaktion) des BMBF abgewickelt. Diese 
Fördermaßnahme soll kleine und mittlere Unternehmen, 
die in den vergangenen fünf Jahren kein Patent angemel- 
det haben, durch eine Begleitung und finanzielle Unter- 
stützung der ersten Patentanmeldung in die Lage verset- 
zen, sich des Patentsystems und der Patentinformation 
sachkundig zu bedienen. 


Vorhaben zur Verbesserung 
des Technologietransfers 

Das BMWi fördert bereits seit 1989 gezielt den 
Technologietransfer zugunsten kleiner und mittle- 
rer Unternehmen des Handels, des Handwerks 
und des verarbeitenden Gewerbes. Die Projekte sol- 
len bestehende Transferprobleme aufdecken, Vor- 
schläge zu deren Überwindung liefern und die 
konkrete Umsetzung dieser Vorschläge unterstüt- 
zen. Schwerpunkte bilden dabei die neuen Län- 
der. Hier wurde eine flächendeckende Technologie- 
transferinfrastruktur aufgebaut, die 20 regional 
ausgerichtete „Agenturen für Technologietransfer 
und Innovationsförderung'' (ATI) mit fünf Neben- 
stellen sowie zwölf überregional arbeitende „Tech- 
nologiespezifische und branchenorientierte Transfer- 
zentren" (TTZ) umfaßt. Fachhche Schwerpunkte 
sind: Maschinenbau, Werkzeuge und Werkstoffe, 
Mikroelektronik und Fuzzy-Technologien, Kunst- 
stoffrecychng, Büdverarbeitung, Biotechnologie, Tex- 
tiltechnologie, Keramik, Papiertechnik, Lebensmit- 
teltechnologie und Automatisierung im Maschinen- 
bau. Im Rahmen ihres Tätigkeitsspektrums erbringt 
die Bundesanstalt für Materialforschung und -prü- 
fung (BAM) ebenfalls Technologietransferleistungen 
(s.TeüV, Kap. 5.4.2). 


Beteiligung am Innovationsrisiko 
von Technologieunternehmen 

Forschungspolitische Ziele 

Jungen und kleinen Unternehmen fehlt in den ersten 
Jahren bis zur Markterschheßung häufig Kapital zur 
Finanzierung der hohen Entwicklungsaufwendun- 
gen. Die Bundesregierung hat deshalb Anreize für 
Kapitalgeber geschaffen, sich an solchen Unterneh- 
men zu beteiligen. In den neuen Ländern fördert sie 


speziell auch technologieorientierte Unternehmens- 
gründungen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Beteiligung 
am Innovationsrisiko von Technologieunternehmen 

in Mio DM 
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Programm „Beteiligungskapital für kleine 
Technologieunternehmen (BTU) 

Dieses Prograirun wurde als Nachfolger des Pro- 
gramms BJTU im März 1995 eingeführt. Es richtet 
sich an junge (nicht älter als zehn Jahre) und zu- 
dem kleine Unternehmen (u. a. nicht mehr als 
50 Beschäftigte). Das Programm wird von der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der Techno- 
logiebeteiligungsgesellschaft der Deutschen Aus- 
gleichsbank (tbg) abgewickelt. Bei der Refinan- 
zierungsvariante der KfW erhalten Beteihgungs- 
geber Refinanzierungsdarlehen, bei der Kofinan- 
zierungsvariante der tbg beteihgt sich diese durch 
stüle Beteiligungen, sofern sich ein weiterer Be- 
teiügungsgeber in mindestens gleicher Höhe betei- 
Ugt. 

„Förderung und Unterstützung 

Technologieorientierter Unternehmensgründungen " 
(FUTOUR und FUTOUR plus) 

Speziell für die neuen Länder wurde nach Auslau- 
fen des Modellversuchs „Technologieorientierte Un- 
temehmensgründungen" (TOU) Anfang 1997 das 
Programm FUTOUR eingeführt. Gefördert werden 
- in Verbindung mit der Durchführung eines FuE- 
Vorhabens mit hohem technischem und wirtschaft- 
hchem Risiko - Untemehmensgründungen und jun- 
ge Technologieunternehmen (nicht älter als drei 
Jahre, nicht mehr als zehn Beschäftigte) in den Pha- 
sen Konzeption, Forschung und Entwicklung sowie 
Nachentwicklung durch eine Kombination von 
Zuwendungen und Beteiligungen. Im März 1998 
wurde zur flexibleren Handhabung eine Programm- 
erweiterung FUTOUR plus vorgenommen. Damit 
sind auch die Förderungen von Unternehmens- 
gründungen eingeschlossen, bei denen die FuE-Ar- 
beiten bereits laufen bzw. zum Teü - schon abge- 
schlossen sind und dementsprechend das Risiko ge- 
ringer ist. 
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Essay 

Hohe Gründungsdynamik bei innovativen Unternehmen und Durchbruch 
bei der Mobilisierung von Beteiligungskapital 


ünternehmensgründungen 

1996 wurden in Deutschland 500000 Unternehmen gegrün- 
det. Bemerkenswert ist der hohe Gründungssaldo von zu- 
sätzlichen 70000 Unternehmen. Besonders groß ist die 
Gründungsdynamik im innovativen Bereich: So stieg die 
Zahl der Neugründungen in Westdeutschland in den’Jahren 
1992 bis 1996 im Bereich der Spitzentechnik um 15 Prozent, 
in der Höherwertigen Technik um 40 Prozent und bei den 
technologieorientierten Dienstleistungen sogar um 55 Pro- 
zent. Auch in Ostdeutschland wachsen die Gründungs- 
zahlen wieder. Die Gründungshäuhgkeit in der Industrie ist 
dort doppelt so groß wie in Westdeutschland. 

Finanzierung 

Beim Wagniskapital für innovative Untemehmensgründun- 
gen wurde der Durchbruch geschafft; 64 Prozent aller Seed- 
capital-Finanzierungen in Europa entfielen 1996 allein auf 
Deutschland; rechnet man die Seed- und Start-up-Phase zu- 
sammen, hegt Deutschland gleichauf mit Frankreich und 
den Niederlanden an der Spitze. Der Weg an die Spitze in 
Europa wurde geebnet durch die BeteiligungskapitciilfÖrde- 
rung des BMBF. 1997 konnten über dieses Programm mehr 
als 450 Mio DM an Kapitalbeteüigungen für kleine High- 
tech-Unternehmen mobilisiert werden. Das ist eine Steige- 
rung von über 400 Prozent innerhalb von drei Jahren. Und 
der Trend zeigt weiter steil nach oben. 

Beschäftigung 

Nach einer Studie der Technologiebeteüigungsgesellschaft 
der Deutschen Ausgleichsbank beschäftigen die befragten 
und im Durchschnitt vier Jahre alten High-tech-Unterneh- 
men durchschnitthch bereits 23 Mitarbeiter. 1998 woUen sie 
ihre Belegschaften um ein Drittel aufstocken. Zudem plant 
ein Drittel der befragten Unternehmen einen Börsengang in 
den nächsten fünf Jahren. Brauchten früher Unternehmen 
30 und mehr Jahre für einen Börsengang, streben heute 
rund 40 Prozent der High-tech-Unternehmen ein Going- 
public innerhalb der ersten zehn Jahre nach der Gründung 
an. Bei den Biotechnologieuntemehmen sind es sogar 80 Pro- 
zent. 

Spitzentechnologien 

Die Zahl der Biotechnologieuntemehmen in Deutschland 
hat sich in den letzten beiden Jahren zweimal verdoppelt: 
Von 75 in 1995 über 150 in 1996 auf 300 Unternehmen in 
1997. Derzeit stehen allein für diese Unternehmen 
565 Mio DM an privatem Beteüigungskapital zur Verfü- 
gung. 

Es gelingt immer besser, forschungs orientierte Gründungen 
aus der Wissenschaft zu mobilisieren. Während 1990 nur 


30 innovative Unternehmen aus außemniversitären For- 
schungseinrichtungen ausgegründet wurden, hat sich die 
Zahl bis 1996 auf 90 pro Jahr verdreifacht. Für 1997 wurden 
mehr als 160 Ausgründungen errechnet. Damit war der Zu- 
wachs 1997 größer als in den sechs Vorjahren zusammen. 

Weitere Maßnahmen und Ziele 

- Trotz der Zuwächse wird erst ein kleiner Teil des Grün- 
derpotentials aus der Wissenschaft ausgeschöpft, Es gilt, 
die erfolgreiche Praxis von Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen, die eine große Zahl von Ausgründungen 
hervorgebracht haben, auf andere zu übertragen. Insbe- 
sondere an den Hochschulen ist das Potential für ein wei- 
teres, exponentielles Wachstum der Gründerzahlen vor- 
handen. 

Das BMBF hat deshalb den Wettbewerb „EXIST - Exi- 
stenzgründer aus Hochschulen" ausgeschrieben. Prä- 
miert und gefördert werden die Regionen, in denen Wis- 
senschaft, Wirtschaft und regionale Pohtik die besten 
Konzepte für eine Gründerunterstützung vorlegen. Der 
Wettbewerb wird auch über die erste deutsche Internet- 
Gründeruniversität entscheiden. EXIST ist schon jetzt 
eine Erfolgsstory: Über 200 Hochschulen haben sich an 
dem Wettbewerb um die besten regionalen Netzwerke 
zur Förderung von innovativen Untemehmensgründun- 
gen beteiligt. Diese Hochschulen und deren Partner er- 
halten eine besondere Förderung. Im August 1998 wird 
eine Jury entscheiden, welche Konzepte mit insgesamt 
45 Mio DM gefördert werden sollten. 

- Auch wenn Deutschland inzwischen der führende Früh- 
phasenbeteüigungskapitalmarkt in Europa ist, sind die 
Wachstumsmöglichkeiten noch groß. Nicht nur im Wett- 
bewerb von Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
sollten innovative Gründungen ein Erfolgsmaßstab sein, 
sondern auch zwischen Regionen. So zeigt sich bei der 
Förderung des BMBF, daß technologieorientierte junge 
Unternehmen in einzelnen Bundesländern (größenberei- 
nigt) bis zu sechzehnmal häufiger Beteüigungskapital 
oder Innovationsdarlehen erhalten als in anderen. Das ist 
ein Hinweis, welche zusätzlichen Beschäftigungspoten- 
tiale mobilisiert werden könnten, wenn die regionalen 
Finanzierungsangebote verbessert würden. 

- ln Deutschland fehlt eine Kultur privater Gründerunter- 
stützung. In den USA investieren jedes Jahr ca. 250000 
Privatinvestoren (Business Angels) rd. 15 Mrd US-$ in rd. 
30000 Neugründungen. In Deutschland hat dieser Markt 
erst eine geringe, wenn auch wachsende Bedeutung. Es 
gibt in Deutschland eine große Zahl an Unternehmern, 
Seniormanagern, unternehmerisch interessierten Hoch- 
schuüehrem, Finanzierungsexperten und Anwälten, die 
bereit sind, innovativen Gründungen den Weg zum 
Erfolg zu ebnen. Dieses Potential muß genutzt werden. 


Das Gründungspotential im forschungs- und innovationsbezogenen Bereich stellt ein beachtliches Beschäftigungs- 
potential dar. Im Wettbewerb von Regionen und von Institutionen läßt es sich weiter mobilisieren - die Fördermaß- 
nahmen der Bundesregierung geben hierzu erfolgreich Impulse. 
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übrige indirekte Fördermaßnahmen 
(ohne indirekt-spezifische) 

FuE-Ausgaben des Bundes für 
übrige indirekte Fördermaßnahmen 
(ohne indirekt-spezifische) 

in Mio DM 
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Quelle: BMBF Fakten bericht ’98 

Förderung der industriellen Gemeinschaftsforschung 
durch das BMWi 

Mit dem bereits 1954 begonnenen Programm fördert 
die Bundesregierung die am Bedarf der Wirtschaft 
orientierte anwendungsnahe Grundlagenforschung. 
Es werden Zuschüsse für Forschungsprojekte ge- 
währt, die von den in Forschungsvereinigungen zu- 
sammengeschlossenen Unternehmen als Aufgaben 
von gemeinsamen Interesse identifiziert wurden. Mit- 
glieder der Forschungsvereinigungen sind überwie- 
gend kleine und mittlere Unternehmen, die auf diese 
Weise ihre größenbedingten Nachteüe teüweise aus- 
gleichen können. Sie sind mit nur geringem eigenen 
Aufwand an den Ergebnissen mehrerer Projekte be- 
teiligt, und können diese als Grundlage für unterneh- 
mensbezogene Innovationen nutzen. Einen hohen 
Anteü haben Vorhaben, die wissenschaftliche Grund- 
lagen für allgemeingültige technische Regelwerke ei- 
ner Branche schaffen. Voraussetzung für die Förde- 
rung ist der Nachweis, daß von der Fördervereini- 
gung eigene Mittel in angemessener Höhe für Zwecke 
der Gemeinschaftsforschung aufgewendet werden. 
Vorbereitet und begutachtet werden die Anträge von 
der Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsver- 
einigungen e. V (AiF; s. Teil V, Kap. 1.8). Ihr obliegt 
auch die Abwicklung der Fördermaßnahme. 

Förderung der Produkterneuerung 

Mit dem European-Recovery-Program (ERP-Innova- 
tionsprogramm) unterstützt die Bundesregierung die 
Bemühungen mittelständischer Unternehmen, mit 
der technologischen Entwicklung Schritt zu halten 
und im Innovationswettbewerb national und interna- 
tional zu bestehen. Im Programmteü 1 wird die markt- 
nahe Forschung und Entwicklung neuer Produkte, 
Verfahren oder Dienstleistungen gefördert, im Pro- 
grammteil II deren Markteinführung. Die Förderung 
besteht in zinsverbilligten Darlehen mit bis zu 
zehn Jahren Laufzeit. Die Darlehen werden aus dem 
ERP-Haushalt gespeist. Das BMBF übernimmt aus 
seinem Haushalt einen Teil der Ausfälle. Das ERP- 
Innovationsprogramm soll zukünftig um eine Beteili- 
gungsvariante (Programmteü III) ergänzt werden. Mit 
dieser Erweiterung soll Beteiligungsgebem (Kapital- 
beteiligungsgesellschaften, Privatpersonen und mit- 
teiständischen Unternehmen), die sich an der Finan- 


zierung von Innovationsvorhaben von privaten klei- 
nen und mittleren Unternehmen der gewerbhchen 
Wirtschaft beteiligen, eine Refinanzierungsmöghch- 
keit (Refinanzierung der Beteiligung bis zu 75%, in 
den neuen Ländern bis zu 85%) angeboten werden. 
Darüber hinaus soU zukünftig in allen Programm- 
teilen die Antragsberechtigung auf die Dienstleister/ 
Angehörigen Freier Berufe ausgedehnt werden. 

Rationalisierung und wissenschaftlich- 
technische Ressortdienstleistungen 

Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Rationalisierung und wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen (BMWi) 

in Mio DM 
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Quelle: BMBF Faktenbericht '98 

Rationalisierung, Forschung, Entwicklung und Inno- 
vation sind für die Leistungs- und Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft von großer Bedeutung. 
Im Rahmen der institutionellen Förderung unterstützt 
das BMWi diese Zielstellung durch Zuwendung an das 
Rationaüsierungs -Kuratorium der Deutschen Wirt- 
schaft e. V. (RKW), die Arbeitsgemeinschaft für wirt- 
schaftliche Verwaltung e.V (AWV) und das Institut 
für Mittelstandsforschung (IfM). Damit werden Unter- 
nehmensberatungen, Informations- und Schulungsver- 
anstaltungen, Untersuchungen wirtschaftlicher, tech- 
nischer, arbeits- und sozialwissenschaftlicher Art so- 
wie Umsetzung von Rationalisierungserkenntnissen ge- 
fördert. Anbieter wissenschaftlich-technischer Ressort- 
dienstleistungen ist vor allem auch die Physikalisch- 
Technische Bundesanstalt (PTB) (s. Teil V, Kap. 5.4.1). 
Im Rahmen der Ressortforschung sowie ihrer Prü- 
fungs- und Zulassungstätigkeit erbringt die PTB, wie 
auch die BAM (s. o.), in erheblichem Maße Technolo- 
gietransferleistungen zugunsten der Wirtschaft. 

übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

FuE-Ausgaben des Bundes für 
übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

in Mio DM 


300 266 271 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg.-Entw. 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 
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Innovationsförderung in den neuen Ländern 
durch das BMWi 

Im Rahmen des Förderprogramms „Entwicklung 
neuer Produkte und Verfahren", das antragsmäßig 
am 31.12.1995 ausgelaufen ist und bis 1998 abge- 
wickelt sein wird, wurden an kleine und mittlere Un- 
ternehmen in den neuen Ländern bis Ende 1997 För- 
dermittel in Höhe von rd. 355 Mio DM für 1 648 For- 
schungsprojekte in 1 104 Unternehmen vergeben. 
Die kleinen und mittleren Unternehmen tragen 
bei Entwicklungsvorhaben ein ungewöhnhch hohes 
Risiko. 

Förderung von FuE-Projekten bei wirtschaftsnahen 
Forschungseinrichtungen in den neuen Ländern 

Diese Maßnahme im Rahmen des Sonderprogramms 
Forschung und Entwicklung neue Bundesländer un- 
terstützt den Aufbau leistungsfähiger, marktorien- 
tierter FuE-Potentiale in den neuen Ländern. Ziel- 
gruppen sind in erster Linie die aus den ehemaligen 
Kombinaten und Instituten der ehemaügen Akade- 
mie der Wissenschaften ausgeghederten Forschungs- 
kapazitäten. Aus diesen privatwirtschaftlichen Aus- 
gründungen haben sich bisher folgende Gruppen 
FuE treibender Unternehmen herauskristallisiert: 
Forschungsintensive Unternehmen, FuE-Dienstlei- 
ster, externe Industrieforschungseinrichtungen. 

Von 1991 bis Ende 1997 wurden bisher rd. 3 518 For- 
schungsvorhaben mit insgesamt 865 Mio DM geför- 
dert. Ein wachsender Teil der geförderten Projekte 
ist anerkannten Zukunftsbereichen zuzuordnen, wie 
z.B. Meß- und Automatisierungstechnik, Kommurd- 
kations- und Informationstechnik, neue Technolo- 
gien im Maschinenbau und Umwelttechnologie. Die 
Maßnahme wird in modifizierter Form im Rahmen 
des Programms „Förderung von Forschung, Entwick- 
lung und Innovation in kleinen und mittleren Unter- 


nehmen und externen Industrieforschungseinrich- 
tungen in den neuen Ländern" auf hohem Niveau 
bis zum Jahr 2004 weiter geführt. Mit der neuen 
Richthnie ab 1.1.1998 werden künftig auch junge in- 
novative Unternehmen, die nicht älter als drei Jahre 
sind, in die FuE -Projektförderung einbezogen. 

Literatur 

- BMBF-Broschüre: Patente schützen Ideen - Ideen 
schaffen Arbeit (Die BMBF-Patentinitiative), Bonn 
1996 (mit Aktualisierung Nov. 1997); 

- BMBF-Broschüre: Patentwesen an Hochschulen. 
Eine Studie zum Stellenwert gewerblicher Schutz- 
rechte im Technologietransfer Hochschule -Wirt- 
schaft, Bonn 1996; 

- BLK, Heft 56, Förderung von Erfindungen und Pa- 
tenten im Forschungsbereich, auch online auf dem 
BMBF-Patentserver http://www.patente.bmbf.de; 

- Entschüeßung der Hochschul Rektoren Konferenz 
vom 10.11.97 zum Patentwesen an den Hoch- 
schulen; 

- Positionspapier der Kultusministerkonferenz vom 
5.12.97 zum Innovationstansfer Hochschule/Wirt- 
schaft; 

- Jahresarbeitsplan und Pubhkationsverzeichnis des 
Rationalisierungskuratoriums der Deutschen Wirt- 
schaft e.V, Eschborn, (RKW) zu Rationalisierung 
und wissenschafthch technische Ressortdienstlei- 
stungen; 

- BMBF-Broschüre: „Wissen -H Innovation = Arbeit", 
Aprü 1998; 

- BMBF-Broschüre: Förderfibel 1998 - Förderung 
von Forschung und Entwicklung in kleinen Un- 
ternehmen - des BMBF, auch online unter 
http://www.bmbf.de/foerderprog/foerderfibel.htm. 


20. Fachinformation 

(Förderbereich U) 


Wissenschaftliche und Technische 
Information 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Fachinformation* 

in Mio DM 


Die Bundesregierung hat 1996 das Programm „In- 
formation als Rohstoff für Innovation" 1996-2000 
beschlossen, das einen Teil der Multimedia-Strate- 
gie (s. Kap. 9) darstellt. Die optimale Erschließung 
und Bereitstellung einmal erarbeiteten Wissens 
trägt dazu bei, die Qualität und Effizienz des For- 
schungs- und Entwicklungsprozesses zu steigern 
sowie die Verwertung der erzielten Ergebnisse für 
Innovationen in Wissenschaft und Wirtschaft zu 
stimulieren. 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Re^-Entw. 


dM Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

* Vgl. hierzu auch Förderbereich Multimedia (i5). 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 
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Aus Gründen der Kontinuität wird die wissenschaftli- 
che und technische Information im Faktenbericht - 
wie im Bundesbericht Forschung 1996 - noch unter 
dem Förderbereich Fachinformationen dargesteUt. 
Künftig werden aUe zu Multimedia gehörenden Be- 
reiche geschlossen im Kapitel 9 dargestellt. 

Forschungspolitische Ziele 

Jeder Wissenschaftler und Techniker in Deutschland 
soU von seinem Arbeitsplatzrechner aus einen 
schnellen und umfassenden Zugang zu den weltweit 
vorhandenen elektronischen und multimedialen 
Volltext-, Literaturhinweis-, Fakten- und Softwarein- 
formationen aus Wissenschaft und Technik erhalten. 
Die Verfügbarkeit aktueller und quahtativ hochwer- 
tiger Informationen im Management-, Forschungs- 
und Produktionsprozeß ist eine entscheidende Vor- 
aussetzung für eine hohe Innovationsfähigkeit von 
Wissenschaft und Wirtschaft in Deutschland. 

Im Rahmen der wirtschaftsbezogenen Informations- 
versorgung wird die Sicherstellung eines leistungsfä- 
higen Informationsangebotes sowie die verstärkte 
Nutzung der Information im Produktionsprozeß und 
im elektronischen Geschäftsverkehr unterstützt. Klei- 
nen und mittleren Unternehmen wird bei der Einfüh- 
rung moderner Kommunikationstechniken im Be- 
reich der Informationsversorgung geholfen, sich in 
der Vielfalt des stetig zunehmenden elektronischen 
Informations angeb ot es zurechtzufinden. 

Strukturen der Förderung 

Der grundsätzliche Strukturwandel in der wissen- 
schaftlichen und technischen Informationsinfrastruk- 
tur soU in möghchst großer wissenschaftlicher und 
wirtschaftlicher Eigeninitiative und Selbstverwaltung 
aller Beteiligten gestaltet werden. Staatüche Aktivi- 
täten umfassen die Verbesserung der Rahmenbedin- 
gungen (Urheberrecht, Datenschutz, Datensicher- 
heit, Standards und Normen) sowie die befristete An- 
schubförderung von Entwicklungsprojekten und die 
institutionelle Förderung in bestimmten Schwer- 
punkten. 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse - Entwicklungen 

Weiterentwicklung der wissenschaftlichen 
und technischen Informationsinfrasfruktur 
zur „ Globalen digitalen Bibliothek" 

- Gemeinsame Initiative von elf wissenschaftlichen 
FachgeseUschaften zur konzeptionellen Neuge- 
staltung der elektronischen Informations- und 
Kommunikations-Infrastruktur in Wissenschaft 
und Technik (luK-Kooperationsvereinbarung). 

~ Prototypische Entwicklung und Erprobung offener 
voUtextbasierter Informations- und Pubhkations- 
dienste in der Informatik unter Leitung eines Kon- 
sortiums aus Gesellschaft für Informatik, (wissen- 
schafthcher) Springer- Verlag und Fachinforma- 
tionszentrum Karlsruhe mit 25 Püotanwendem an 
Hochschulen (MeDoc: Multimediale und elektro- 
nische Dokumente). 


- Unterstützung fachübergreifender, kooperativer 
Initiativen zur Entwicklung und Nutzung von glo- 
balen elektronischen und multimedialen Informa- 
tionssystemen für Naturwissenschaft und Technik 
mit 52 beteiligten Hochschulen, Fachgesellschaf- 
ten, Fachverlagen, Buchhandlungen, Fachinfor- 
mationseinrichtungen und wissenschaftlichen Bi- 
bhotheken im Rahmen internationaler Kooperatio- 
nen (Förderkonzept GLOBAL INFO). 

- Verknüpfung von Literatur hin weis- und Fakten- 
datenbanken des Scientific and Technical Informa- 
tion Network (STN-Hosts) Karlsruhe mit Volltex- 
ten und anderen Informationsquellen im Internet 
{SIMM: STN-Intemet-Multimedia). 

- Modernisierung und Ausbau von Nachweis- und 
Faktendatenbanken beim Fachinformationszen- 
trum Technik und Deutschen Informations Zentrum 
für Technische Regeln sowie zusätzlicher Daten- 
banken in den neuen Ländern für die Bereiche 
Werkstoffe und Werkzeuge, Schiffbautechnik, Ex- 
plosivstoffe, Bergbau und Holzverarbeitung. 

- Bereitstellung kontinuierhch aktuahsierter Fachin- 
formationen für die (Fach-) Öffenthchkeit und die 
Bundesregierung durch das Deutsche Institut für 
medizinische Dokumentation und Information 
(DIMDI), die Zentralstelle für Psychologische In- 
formation und Dokumentation an der Universität 
Trier (ZPID) sowie die Zentralstelle für Agrardoku- 
mentation und -information (ZADI); Erschheßung 
konkurrenzfähiger Nutzungsmöghchkeiten auch 
durch das Internet. 

Elektronisches Publizieren und multimediale 

Informationen der Fachverlage 

als Komplementärprodukte zu Printmedien 

- ModeUprojekt „Der elektronische Verlag“ zur 
Schaffung einer „medienbruchfreien" elektroni- 
schen Pubhkationskette vom Autor wissenschaftli- 
cher Literatur über Gutachter und Verlag bis hin 
zum Leser. 

- Weiterentwicklung des wissenschaftlich-techni- 
schen Buches zur multimedialen Wissensrepräsen- 
tation durch 13 Verbundprojekte (Multimedia- Buch). 

Wissenschaftliche Bibliotheken auf dem Weg zu 

virtuellen Bibliotheken mit elektronischen Speichern 

- Bund-Länder-Initiative zur Beschleunigung der Li- 
teratur- und Informationsdienste (SUBITO) durch 
Einrichtung eines bundesweiten Onhne-Doku- 
menüieferdienstes aus einer Müüon wissenschaft- 
hchen Zeitschriften in 17 Bibhotheken, Ausbau vir- 
tueller Fachbibhotheken in einem überregional 
verteilten System. 

- Verbundprojekt DBV-OSI „Offene Kommunika- 
tion zwischen Fachinformations- und Bibhotheks- 
systemen in Deutschland" (Deutscher Bibhotheks- 
verbund - Open Systems Innerconnections) zur 
Schaffung der technischen Infrastruktur für den 
Onhne-Dienst SUBITO. 

- Stufenweiser Aufbau einer elektronischen Techni- 
schen Informationsbibliothek für Technik und Na- 
turwissenschaften in Hannover (TIB QUICK 2000). 
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- Entwicklung eines Intemetbasierten Elektroni- 
schen Bibhotheksinformationssystems (IBIS) im 
lokalen Netz der Universitäten. 

Zukunftsgestaltung der Fachinformationszentren 

zur Wissenschaf tlichen und wirtschaftlichen 

Selbs tverwal tung 

- Entwicklung eines Zukunftskonzepts für die insti- 
tutioneil geförderten Fachinformationszentren FIZ 
Karlsruhe, FIZ Chemie und FIZ Technik (s. Teil V, 
Kap. 4) im Rahmen von Unternehmensanalysen 
für Informationsdienstleistungen. 

- Entwicklung, Erprobung und Betrieb einer Koordi- 
nierungsstelle zwischen 21 Informations- und Do- 
kumentationseinrichtungen des Bundes und der 
Länder im Fachinformationssystem Bildung (FIS 
Bildung) durch das Deutsche Institut für Interna- 
tionale Pädagogische Forschung (DIPF) (s. Teil V). 

Stärkere Nutzung elektronischer und multimedialer 

Informationen in Aus- und Fortbildung, Forschung 

und Wirtschaft 

- Dreijähriges Verbundprojekt der Gesellschaft 
Deutscher Chemiker (GDCh) an 55 Hochschulen 
zur Zusatzqualifikation von rund 10 000 Hoch- 
schulabsolventen als eigenständige Endnutzer 
chemischer Faktendatenbanken (FFDß-Projekt). 

- Modellprojekte zur thematischen Nutzung elek- 
tronischer und multimedialer Informationsquellen 
im Fachunterricht von 91 Schulen der Sekundar- 
stufe II (InfoSCHUL). 

- Weiterentwicklung des „Informationsdienst Wis- 
senschaft" (IDW) mit 269 beteiligten Institutionen 
zur schnellen Expertenvermittlung und Durch- 
führung von Informationsrecherchen für Journali- 
sten mittels elektronischer Netze und deren Werk- 
zeuge. 

- Verbundprojekt „Innovationsstünuherung der 
deutschen Wirtschaft durch wissenschaftlich-tech- 
nische Information" (INSTI) im Rahmen der 
BMBF-Patentinitiative (s. Kap. 19). 

- Aufbau und Erprobung einer durchgängigen In- 
novationsberatungskette mit 39 Handwerkskam- 
mern zur Unterstützung von Handwerksuntemeh- 
men bei der Realisierung von Innovationen mit 
schutzrechtlicher Substanz (£FH-Projekt). 

- Verbesserung des Zugangs, insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen zu aktuellen Da- 
ten der Wirtschaftsforschung (insbesondere Infor- 
mationen zur Betriebsführung, zu Absatzmärkten 
und zu statistischen Fragen). 

- Integration der Information in die Produktionsket- 
te, insbesondere bei kleinen und mittleren Unter- 
nehmen. 

- Aufbau und Betrieb eines flächendeckenden Net- 
zes von Informationsvermittlungsstellen in den 
neuen Ländern für die Versorgung insbesondere 
mittelständischer Unternehmen mit technischen 
und wirtschaftlichen Informationen. 


Electronic Commerce 

- Förderung von elektronischem Geschäftsverkehr bei kleinen 
und mittleren Unternehmen - 

Mit der am 29. Oktober 1997 vom Bundeskabinett auf Vor- 
schlag des BMWi verabschiedeten Initiative sollen die Vor- 
aussetzungen für die Aufnahme elektronischen Geschäftsver- 
kehrs verbessert werden. Die zunehmende Verwendung die- 
ser neuen Geschäftsformen bringt gerade für mittelständi- 
sche Unternehmen neue Chancen mit sich. Vorgesehen ist 
neben der Förderung einzelner Modellprojekte für elektroni- 
schen Geschäftsverkehr eine Unterstützung von regionalen 
„Kompetenzzentren“ zur Information, Beratung und Demon- 
stration für kleine und mittlere Unternehmen. 


Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Weltmarkt der wissenschaftlichen 
und technischen Informationen 

~ Unterstützung der Beteiligung deutscher Ein- 
richtungen an den Aufrufen der EU zur Abgabe 
von Projektvorschlägen im Rahmen der Telema- 
tik-Sektor Programme „Information Engineering", 
„Language Engineering" und „Telematik für 
Bibliotheken" sowie der Programme Info 2000 
(Multimedia-Dienste und Produkte) und Multüin- 
guale InformationsgeseUschaft (MLIS); in der Re- 
gel 25-30% bewilligte Projekte mit Koordinatoren 
oder Partnern aus Deutschland. 

- Informationsveranstaltungen, Schulungen und 
Nutzung westlicher elektronischer Datenbanken 
im Bereich Naturwissenschaft und Technik durch 
über 8 000 Wissenschaftler industrieller For- 
schungs- und Entwicklungseinrichtungen in den 
MOFL-GUS-Staaten. 

- Zusammenarbeit zwischen deutschen wissen- 
schaftlichen Bibliotheken und Bibliotheken in den 
MOFL-GUS-Staaten in 22 Kooperationsprojekten 
zum Ausbau des internationalen Leihverkehrs, zur 
gemeinsamen Nutzung von Onüne-Katalogen und 
zum Ausbau kooperativer elektronischer Doku- 
mentlief erdienste . 

- Turnusmäßige Panel-Diskussionen und Workshops 
von Spezialisten zur Unterstützung der bilateralen 
Zusammenarbeit mit Japan in Schlüsselbereichen 
der Fachmformation, Insbesondere auf den Gebie- 
ten Chemische Information und Linguistik. 


Literatur 

- BMBF-Broschüre: zum Programm der Bundesre- 
gierung sowie CD-ROM und http://www.bmbf.de/ 
foederprog/rohinfo/; 

- zur Informationsgesellschaft: http://bmwi-info 
2000.de; 

- zu Entwicklungsprojekten: http://www.darm- 
stadt . gmd . de/PTF ; 

- zur luK-Kooperationsvereinbarung: http://elfi- 
kom.physik.uni-oldenburg.de/IuK/; 

- zu MeDoc: http://medoc. Informatik. tu-muenchen.- 
de; 

- zu Global Info: http://www.GLOBAL-INFO.org; 
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- zu SUBITO: DBI-Broschüre, http ://www. subito. - 
doc.de; 

- zu DBV-OSI: http;//z3950gw.dbf. ddb.de; 

- zu TIB QUICK 2000: http ://www.tib. uni- hanno- 
ver.de/allginfo/tq2000. htm; 

- zu IBIS: http://www.ub.uni-bielefeld.de, http:// 
www.ubuni-dortmund.de; 

- zu FIS Bildung: http://www.dipf.de/service/fis/fis- 
eing.htm; 


zu EFDB -Projekt: http://www.gdch.de/projekte/ 
index.htm; 

zu InfoSCHUL: http ://www. scientific Consulting. - 
de/infoschul; 

zu IDW: http://www.tu-clausthal.de/idw; 

zu INSTI: http://www.msti.de; 

zu EFH-Projekt; http://www.zdh.de/index2.htm; 

zu EU-Programme: http://www.darmstadt.gmd.- 
de/ptf/ptfd.htm. 


21. Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozia {Wissenschaften 

(Förderbereich V) 


Mehr Orientierungswissen 

Für das Verständnis der Strukturen und Grundlagen 
moderner Industriestaaten sind Fragestellungen 
und Erkenntnisse der Geistes- und Sozialwissen- 
schaften von weiterhin wachsender Bedeutung. Die 
staatliche Förderung auf diesem Gebiet muß sich 
zunehmend an dem raschen Wandel von der Indu- 
strie- zur Wissensgesellschaft und den damit ver- 
bundenen Herausforderungen an die Zukunfts- 
fähigkeit Deutschlands orientieren. 


Die soziale Gestaltung der wissenschaftlich-techni- 
schen, wirtschaftlichen und politischen Entwicklung 
beim Übergang von der Industrie- zur Wissensgesell- 
schaft erfordert vernetzte Beiträge der verschiedenen 
sozial- oder gesellschaftswissenschaftlichen Diszipli- 
nen einschheßlich der Rechts- und Wirtschaftswis- 
senschaften. Im Vordergrund der sozio-ökonomi- 
schen Forschung stehen dabei die Stabilitätsbedin- 
gungen von Gesellschaften unter den globalen Pro- 
blemen von Arbeit und Umwelt. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
Geisteswissenschaften;Wirtschafts-u.Sozjalwissenschaften 

in Mio DM 
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Forschungspolitische Ziele 

Die Geisteswissenschaften als anspruchsvollster 
Langzeitspeicher der Gesellschaft sind ein unver- 
zichtbares Gegengewicht zu dem immer neu dro- 
henden Verlust des kulturellen Gedächtnisses (im 
einzelnen s. BuFo 1996, S. 258 f). Das neue Förder- 
konzept des BMBF hat Fragen zum Standort 
Deutschland, zur Entwicklung der Industriegesell- 
schaft und zu Problemen der Geisteswissenschaften 
mit der Zielsetzung aufgenommen, zunächst - da für 
Lösungen keine fertigen „Blaupausen'' vorliegen - 
bei der Anlage von Suchprozessen und Gewinnung 
von Argumentations- und Planungswissen anzuset- 
zen. 


Thematische Schwerpunkte - Strukturen 
der Förderung - Ergebnisse/Entwicklungen 

Geisteswissenschaften 

Im Rahmen des neuen Förderkonzeptes wurden als 
Untersuchungsschwerpunkte für die nächsten Jahre 
u. a. festgelegt: 

- Rolle der Geistes- und Sozialwissenschaften in der 
modernen Industriegesellschaft (als Gegenstand 
interdisziplinärer Suchprozesse), 

- Beitrag der Geisteswissenschaften zu Irmovationen, 

- Wertedialog „Fremde Kulturen" (konzentriert auf 
die Themenfelder „Moderne und Islam" sowie 
„Ost-/Südostasien") und 

- Projektschwerpunkt Deutsches Kunsthistorisches 
Forum Paris (Beginn Juh 1997). 

Ferner wurden die seit längerem laufenden fächer- 
übergreifenden Projekte des Schwerpunktes „Ein- 
satz Neuer Technologien in den Geisteswissenschaf- 
ten“ erstmalig in einer an die Fachöffentlichkeit - so- 
wohl auf geistes- als auch auf naturwissenschaft- 
licher Seite - adressierten Übersichtsbroschüre doku- 
mentiert. In diesen Projekten wird untersucht, wie in- 
novative Ansätze aus Naturwissenschaft und Technik 
für geisteswissenschaftliche Problemfelder nutzbar 
gemacht werden können. Zugleich werden Techni- 
ken zur Sicherung des kulturellen Erbes entwickelt 
und unter praxisnahen Bedingungen erprobt. 

Der Beitrag von Forschung und Entwicklung zur 
Bewahrung von Kulturgütern ist Gegenstand zahl- 
reicher weiterer vom BMBF geförderter Vorhaben. 
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Der besorgniserregende Substanzverlust, den diese 
Zeugnisse von Geschichte und kultureller Identität 
im 20. Jahrhundert - durch vielfältige Entwicklungen 
bedingt - erlitten haben, erfordert verstärkte An- 
strengungen zu ihrer Bewahrung. 

In Kontinuität fortgesetzt wird die Pflege der Bezie- 
hungen Deutschlands zu anderen Staaten in Geistes- 
wissenschaft und Kultur. Im Geschäftsbereich des 
BMBF geschieht dies vor allem durch die acht gei- 
steswissenschafthchen Forschungsinstitute im Aus- 
land (Deutsche Historische Institute in Rom, Paris, 
London, Washington, Warschau; Kunsthistorisches 
Institut Florenz; Deutsches Institut für Japanstudien 
in Tokyo; Orient-Institut Beirut mit Außenstelle in 
Istanbul) (s. Teil V, Kap. 5.14.2ff.) und das Deutsch- 
Amerikanische Akademische Konzil (s. Teil V, 
Kap. 5.14.10). Die Ergebnisse der Forschungsvor- 
haben und wissenschaftlichen Veranstaltungen der 
einzelnen Einrichtungen werden über deutsche und 
ausländische Fachverlage publiziert. 

Das Auswärtige Amt fördert geisteswissenschafthche 
Forschung im Rahmen der Auswärtigen Kulturpohtik 
zum einen durch das Deutsche Archäologische In- 
stitut in Berlin (DAI) mit seinen zahlreichen Ar- 
beitsstellen in einer Reihe von Ländern (s. Teü V, 
Kap. 2.1), zum anderen über die verschiedenen Pro- 
gramme der Alexander von Humboldt-Stiftung 
(AvH) und des Deutschen Akademischen Austausch- 
dienstes (DAAD) (s. Teil V, Kap. 1.2). 

Das BMI finanziert wissenschafthche Bibliotheken 
und Archive (u. a. Die Deutsche Bibliothek, Frankfurt 
am Main, das Bundesarchiv Koblenz) sowie Ein- 
richtungen der pohtischen Bildung, die Hochschule 
für jüdische Studien in Heidelberg, das Zentralarchiv 
zur Erforschung der jüdischen Geschichte in 
Deutschland und das Leo-Baeck-Institut mit Einrich- 
tungen in Jerusalem, London und New York. 

In gemeinsamer Förderung durch Bund und Länder 
gern. Art. 91 b GG wird vor allem die grundlegende 
Förderung der Geistes Wissenschaften in allen ihren 
Disziphnen durch die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft weiterhin sichergesteUt. Daneben wird die För- 
derung von sechs geisteswissenschaftlichen Einrich- 
tungen der Blauen Liste (s. Teil V, Kap. 4) und den z. Z. 
über 150 vorwiegend geisteswissenschafthchen Lang- 
zeitvorhaben des Akademienprogramms (s. BuFo 1996, 
S. 260) fortgesetzt. Unverändert geblieben ist auch die 
Anzahl der (drei) geisteswissenschafthchen Institute 
der Max-Planck-GeseUschaft (s. Teü V, Kap. 21). 

Außerhalb der Rahmenvereinbarung Forschungsför- 
derung tragen Bund (BMI) und Länder gemeinsam die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz, die in Berhn die 
Staathchen Museen, die Staatsbibhothek, das Ge- 
heime Staatsarchiv, das Ibero-Amerikanische Institut 
und das Staathche Institut für Musikforschung unter- 
hält, Ferner fördert das BMI - teils zusammen mit dem 
jeweiligen Land, teüs gemeinsam mit allen Ländern - 
die im Arbeitskreis selbständiger Kulturinstitute 
(ASKI) zusammengeschlossenen Einrichtungen. Fer- 
ner fördert das BMI geisteswissenschafthche For- 
schung zur Geschichte und Kultur der historischen 
deutschen Ostgebiete und der deutschen Siedlungs- 
gebiete in Ostmitteleuropa (s. Teü V, Kap. 4.39). 


Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

Bei der Erklärung und Lösung der großen globalen 
Transformationsprobleme und beim Übergang von 
der Industrie- zur WissensgeseUschaft sind die So- 
zial- oder Gesellschaftswissenschaften zunehmend 
gefordert. Dafür müssen sich die verschiedenen 
Disziplinen der Sozialwissenschaften unter Einschluß 
der Wirtschafts- und Rechtswissenschaften stärker 
konzertieren. Auf der europäischen Ebene steUt die 
Stärkung der sozio-ökonomischen Wissensbasis eines 
der zentralen Ziele des 5. europäischen Rahmenpro- 
gramms Forschung dar, um bei den strategischen 
Fragen der Optionen für die Entwicklung des euro- 
päischen GesellschaftsmodeUs die Grundlage für 
pohtische und soziale Gestaltungsaufgaben zu ver- 
bessern. 

- Förderung im Bereich des BMBF 

Die zentrale wissenschaftspohtische Aufgabe be- 
steht darin, Anstöße für eine Selbstorganisation 
der fragmentierten sozialwissenschafthchen Diszi- 
pünen und einer stärker integrierten Sicht ihrer 
Beiträge zu leisten. Der damit intendierte Aufbau 
einer wissenschaftsgetragenen Sozialberichter- 
stattung wurde mit unterschiedhchen Maßnahmen 
und Förderaktivitäten weiter vorangetrieben. So 
wurden Vereinbarungen mit der amtlichen Stati- 
stik über den Zugang der sozialwissenschafthchen 
Forschung zu den Mikrodatenbeständen der Stati- 
stik abgeschlossen und im „Verbund sozialwissen- 
schafthche Technikberichterstattung" systemati- 
sche Analysen über die durch die Anwendung 
neuer Technologien erzeugten struktureUen Ver- 
änderungen wichtiger geseUschafthcher Bereiche 
fortgesetzt. Der im Bereich der sozialwissenschaft- 
hchen Technikforschung geförderte Verbund re- 
nommierter Institutionen , z.B. MPI für GeseU- 
schaftsforschung Köln, Institut für Sozialforschung 
München, Wissenschaftszentrum Berhn für Sozial- 
forschung gGmbH (WZB Berhn), orientiert seine 
Forschungsarbeiten auf die Organisation techni- 
scher Innovationsprozesse. 

Sozialwissenschaftliche FragesteUungen sind aber 
ebenso auch in die technisch-wissenschafthchen 
Programme, z.B. „Gesundheit 2000" (s. Kap. 7), 
„Produktion 2000 - Strategien für die industrieUe 
Produktion im 21. Jahrhundert" (s. Kap. 9), „Arbeit 
und Technik" (s. Kap. 8), in der KLLmafolgen- und 
Ökosystemforschung (s. Kap. 6) sowie bei der Er- 
forschung zur Entwicklung der Informations ge - 
Seilschaft, integriert. 

Institutionen fördert das BMBF mit dem Land Ber- 
hn das „Wissenschaftszentrum Berhn für Sozial- 
forschung" (WZB), eine Einrichtung der problem- 
orientierten sozialwissenschafthchen Grundlagen- 
forschung. Charakteristisch für die meist empiri- 
schen Forschungsprojekte des WZB, deren Er- 
gebnisse in Wissenschaft und Praxis vermittelt 
werden, ist ihr multidisziplinärer Zugang und ihr 
international vergleichender Ansatz. Gemeinsam 
fördern Bund und Länder die „GeseUschaft So- 
zialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen " 
(GESIS) mit ihren Institutsstandorten in Mann- 
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heim, Köln, Bonn und Berlin. Aufgabe der GESIS 
ist es, in den Bereichen von Gesellschaft und Poli- 
tik grundlegende sozialwissenschaftliche Dienste 
überregional und international für Wissenschaft 
und Praxis zu erbringen (s. Teil V, Kap. 4). Der 
Bund und das Land Berlin fördern je zur Hälfte 
das „WissenschaftskoUeg zu Berlin", das nach 
dem Vorbild Princetons errichtete deutsche Institut 
für Advanced Studies. 

Die auf eine Verstärkung der Wissenschafts- 
strukturforschung gerichteten Bemühungen fan- 
den ihren Ausdruck besonders in Untersuchungen 
zur Veränderung der Wissenschaftssysteme von 
Transformationsgesellschaften Osteuropas und 
der Installierung „innovativer Suchprozesse" für 
von der Wissenschaft nicht genügend aufgegrif- 
fene Themen. 

- Förderung im Bereich des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

Die Ressortforschung des BMFSFJ verfolgt das 
Ziel, die gesellschaftlichen und demographischen 
Wandlungsprozesse, die daraus erwachsenden 
Konsequenzen für den Einzelnen und die Gemein- 
schaft und die zu erwartenden Entwicklungen zu 
untersuchen, die den Handlungshintergrund und 
-rahmen für die politische Zielformulierung und 
für die daraus zu entwickelnden pohtischen Hand- 
lungsansätze für eine zukunftsorientierte Fami- 
hen-, Alten-, Frauen- und Jugendpolitik bilden. 

Dies geschieht durch Forschungsprojekte und auf 
dem Wege der institutionellen Förderung. Das 
BMFSFJ beteiligt sich zur Hälfte an der Förderung 
des „Deutschen Zentrums für Altemsforschung" 
(DZFA) in Heidelberg, fördert anteilig das „Deut- 
sche Zentmm für Altersfragen" (DZA) in Berlin 
(70%), das „Institut für Sozialarbeit und Sozial- 
pädagogik" (ISS) in Frankfurt, das „Institut Frau 
und Gesellschaft" (IFG) in Hannover und das 
„Deutsche Jugendinstitut" in München. 

- Farhilienforschung 

Im Mittelpunkt der Familienforschung steht die 
laufende Beobachtung der Entwicklung der 
materiellen Situation der Familien sowie der 
Formen des Zusammenlebens der Familien und 
der Generationen. Diese Ziele werden sowohl 
durch eine kontinuierliche Erhebung und Be- 
richterstattung (Familiensurvey beim DJI) als 
auch durch Auftrags vergäbe verfolgt. 

- Alternsforschung 

FuE -Vorhaben in der Altemsforschung soUen 
Fragen untersuchen, die sich mit der Erhöhung 
der Lebenserwartung für immer mehr Men- 
schen stellen. Dabei geht es sowohl um die Ent- 
wicklung von Zukunftsszenarien für gesell- 
schaftliches Handeln und politische Interven- 
tionsmaßnahmen für ältere Menschen in Krisen- 
situationen als auch um die Erkenntnis - 
gewinnung im Hinblick auf die Erhaltung und 
Verbessemng der selbständigen Lebensfüh- 
rung bis ins hohe Alter sowie die Fördemng in- 


ner- und außerfarmliärer intergenerationeUer 
Beziehungen. In gerontologischen Forschungs- 
schwerpunkten werden Längsschnittforschun- 
gen (Alterns-Survey, Berliner AJtersstudie, In- 
terdisziplinäre Langzeitstudie über die Bedin- 
gungen gesunden und zufriedenen Alterns) 
und gezielte Einzelprojekte betrieben. 

- Frauenforschung 

Zur Umsetzung der tatsächlichen Gleichberech- 
tigung in der sozialen Wirklichkeit (Familie und 
Privatheit, Wirtschaft und Verwaltung, Pohtik 
und Gesellschaft) geht es in der Frauenfor- 
schung um eine kontinuierliche Beobachtung 
der geseUschafÜichen Verändemngen hinsicht- 
lich ihrer Auswirkungen auf die Lebenswirk- 
hchkeit von Frauen und Männern und um das 
Aufbrechen von GeschlechterroUenstereotyen. 
Als Querschnittsaufgabe fördert das BMFSFJ 
die Fragestellungen nicht nur durch eigene For- 
schungs- und Modellvorhaben, sondern auch 
durch das Bestreben, im Sinne eines „main- 
streaming- Ansatzes" geschlechtsspezifische Fra- 
gestellungen in den Forschungsförderschwer- 
punkten des Bundes zu verankern (z.B. in 
der Gesundheitsforschung, der Umweltfor- 
schung etc.). 

- Kinder- und Jugendforschung 

Mit der Kinder- und Jugendforschung wird das 
Ziel verfolgt, die Konsequenzen des gesell- 
schaftlichen Stmkturwandels für die Kinder- 
und Jugendhilfe sowie für die Lebenssituation 
von Kindern und Jugendlichen in den unter- 
schiedlichen Bereichen zu untersuchen, um auf 
dieser Basis Gesetzesinitiativen und Interven- 
tionsstrategien (z.B. zur Vermeidung von Ge- 
walt, zur Hilfestellung für Straßenkinder) zu 
entwickeln. Die Zielsetzung wird wesentlich 
durch Rephkations-Jugendstudien, durch die 
Dauerbeobachtung von Jugendhüfe und die 
Förderung von gezielten Fragestellungen zu 
verschiedenen Schwerpunkten verfolgt. 

- Selbsthilfe forschung 

Mit Forschungs- und Modellvorhaben im Be- 
reich der Selbsthilfeforschung werden als 
Hauptzielsetzungen die Stärkung der Eigenver- 
antwortung und des freiwilligen Engagements, 
die Fördemng gesellschaftlicher Teühabe und 
die Sicherung und Weiterentwicklung sozialer 
Stmkturen untersucht. Diese Zielsetzungen ge- 
winnen auch im Zuge der Debatte um den Um- 
bau des Sozialstaates an Bedeutung. 

- Förderung im Bereich des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung (BMA) 

Die Ressortforschung des BMA setzt an bei der 
Gestaltung der sozialpolitischen Rahmenbedin- 
gungen und deren Verzahnung mit anderen Poli- 
tikbereichen, wie z. B. mit der Wirtschafts-, Stmk- 
tur- und Finanzpolitik. Sie soll konzeptionelle Bei- 
träge zur Pohtikgestaltung leisten sowie die Wirk- 
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samkeit sozialpohtischer Instrumente analysieren 
und bewerten. 

Folgende Untersuchungsfelder sind hervorzuhe- 
ben: 

- Erhebung und Analyse sozio-ökonomischer Da- 
ten über die Alterssicherung in Deutschland 
und auch über die Altersvorsorge künftiger 
Rentnerhaushalte, 

- Wirksamkeit der Instrumente der aktiven Ar- 
b e it smarktp ohtik , 

- Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer und 
deren Integration (betriebhch und gesellschaft- 
hch), 

- Pf lege Versicherung, 

- berufliche Rehabilitation. 

Das BMA wird bei Projekten mit arbeitswissen- 
schaftlicher Ausrichtung sowie der Arbeitsmarkt- 
forschung durch die zu seinem Geschäftsbereich 
gehörende Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin sowie durch das „Institut für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung" der Bundesan- 
stalt für Arbeit unterstützt. 

- Förderung im Bereich des Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) 

Ziel der Sozialhilfe- und Lebenslagenforschung ist 
es, Erkenntnisse für den Pohtikbereich sowie die 
Gesetzgebung zu gewinnen und geeignete Instru- 
mente zu finden, die eine breite Umsetzung der 
Ergebnisse ermöghchen. Um die Konsolidierungs- 
bemühungen der Gebietskörperschaften zu unter- 
stützen, werden mögliche Maßnahmen im sozial- 
poütischen Bereich analysiert und auf ihre Prakti- 
kabihtät untersucht. 

Forschungsschwerpunkte sind: 

- Gewinnung und Entwicklimg empirischer und 
theoretischer Grundlagen für Strategien zur 
Verhinderung sozialer Ausgrenzung sowie von 
Erkenntnissen über die Vermeidbarkeit von So- 
zialhilf ebezug, über Mögüchkeiten zur Über- 
windung des Sozialhilfebezugs und über eine 
angemessene und gesellschafthch akzeptable 
Bedarfsdeckung. 

Darüber hinaus geht es bei der Sozial- und Le- 
benslagenforschung um die Lebenssituation und 
Integrationschancen behinderter Menschen und 
ihrer Angehörigen, dem Wandel des Bildes von 
Behinderung in Richtung auf Selbstbestimmung 
und Partizipation. 

- Förderung im Bereich des Bundesministeriums 
der Justiz (BMJ) 

Die Rechtstatsachenforschung untersucht soziale, 
pohtische und andere tatsächhche Bedingungen 
der Entstehimg und Wirkung von Rechtsnormen. 
Die Ergebnisse des Forschungsprogranuns zur 
Strukturanalyse der Rechtspflege (SAR) wurden 
evaluiert und werden derzeit in Teilbereichen von 
den Landesjustizverwaltungen umgesetzt. Zur Er- 
mittlung des gesetzgeberischen Handlungsbe- 


darfs sind im Jahr 1997 folgende neue Forschungs- 
vorhaben begonnen worden: 

- Untersuchung zum Zuwachs der Verfassungs- 
beschwerdeverfahren beim Bundesverfas- 
sungsgericht, 

- Rechtsmittelreform im Strafverfahren, 

- Funktion und Ausgestaltung des Berufungsver- 
fahrens (Zivilprozeß), 

- Untersuchung zur Benachteüigung von gleich- 
geschlechthch orientierten Personen und 

- Analyse des Zeitbudgets der Richter und 
Rechtsanwälte bei der Bearbeitung von Fami- 
liensachen. 

Die kriminologische Forschung untersucht Er- 
scheinungsformen, Ursachen und Entwicklungen 
der Kriminalität sowie die Bewältigung der Krimi- 
nalität durch die Organe der Strafverfolgung, der 
Strafvollstreckung und des Strafvollzugs. Bisheri- 
ge Forschungsschwerpunkte: Untersuchungen zu 
Terrorismus und Extremismus, zur Wirtschaftskri- 
minahtät, zum Kinderhandel und zur Jugendstraf- 
rechtspflege. Aktuelle Forschungsvorhaben befas- 
sen sich mit dem Täter-Opfer- Ausgleich, mit sozia- 
len Trainingskursen im Rahmen der Jugendstraf- 
rechtspflege, mit der Strafrechtspflege im Spiegel 
der Statistiken, mit Straftaten im Internet, mit der 
Legalbewährung von Sexualstraftätern, die im 
Maßregelvollzug untergebracht waren, und mit 
Erfahrungen der Bevölkerung als Opfer von Straf- 
taten. 

- Förderung im Bereich des Bundesministeriums 
für Wirtschaft (BMWi) 

Im Mittelpunkt der empirischen wirtschaftswis- 
senschaftlichen Forschung steht die Beobachtung 
und Erforschung der wirtschafthchen Vorgänge 
des In- und Auslandes. Mit der WWU und der ver- 
stärkten weltwirtschaftüchen Verflechtung gewin- 
nen internationale Wirtschaftsbeziehungen weiter 
an Bedeutung. Seit der Vereinigung bilden die 
neuen Länder und Osteuropa einen neuen 
Schwerpunkt der Forschungstätigkeit. Die Verän- 
derungen in diesen Regionen bringen neue öko- 
nomische Fragestellungen mit sich. Die Folgen 
des strukturellen Wandels und der Aufbau von 
Marktwirtschaften in den mittel- und osteuropäi- 
schen Reformländern werden durch Strukturun- 
tersuchungen und Szenarien künftiger Entwick- 
lungshnien sowie von konzeptionellen Überlegun- 
gen für marktwirtschafthche Strategien wissen- 
schaftlich begleitet. 

Ein breites Forschungsfeld ist die nationale und in- 
ternationale Konjunkturanalyse und -prognose. 
Neben der eher kurzfristigen Konjunkturbetrach- 
tung befaßt sich die empirische Wirtschaftsfor- 
schung mit den längerfristigen Veränderungen 
der Gesamtwirtschaft und einzelner Wirtschafts- 
zweige. 

Die empirische wirtschaftswissenschafüiche For- 
schung wird einerseits durch Auftragsforschungen 
zu speziellen Themen an Forschungsinstituten, 
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andererseits durch die institutioneile Förderung 
(mit den Ländern aufgrund 91 b GG) der folgen- 
den überregionalen wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute bzw. Serviceeinrichtungen fi- 
nanziert: 

- Institut für Weltwirtschaft an der Universität 
Kiel(IfW), 

- Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschaftswis- 
senschaften (ZBW), Kiel, 

- HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Ham- 
bürg, 

- Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW), Berlin, 

- ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München, 


- Rheinisch- Westfälisches Institut für Wirtschafts - 
forschung (RWI), Essen, 

- Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH). 

Literatur 

- BEO, Jülich (s. Teil V, Kap. 7), (Hg.): „Einsatz Neu- 
er Technologien in den Geisteswissenschaften", 
Jülich 1997; 

- Jahresberichte der jeweiligen Institutionen; 

- „Gedanken zu einem neuen Entwicklungsmodell" 
in: „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäfti- 
gung. Herausforderungen der Gegenwart und 
Wege ins 21. Jahrhundert", Weißbuch der Euro- 
päischen Union 1993, Kap. X. 


22. Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete Aktivitäten 

(Förderbereich W) 


Wissen und Verantwortung - 
Forschung für eine Weit 

Forschung und Entwicklung zur Technikfolgenab- 
schätzung, entwicklungspolitische Forschung sowie 
die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
sind bedeutende Aktivitäten der Bundesregierung 
mit Querschnittscharakter. Diese, wie auch die För- 
derung von Einrichtungen, die themenübergreifend 
in Wissenschaft und Forschung tätig sind, bildet den 
Gegenstand dieses Kapitels. 


Wissenschafts- und FuE-Ausgaben des Bundes für 
übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete Aktivitäten 

in Mio DM 



300 

1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Re9.-Entw. 


Wissenschaftsausgaben FuE-Ausgaben 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Technikfolgenabschätzung 

Es ist das Ziel einer modernen Technikfolgenab- 
schätzung (TA), für verantwortliche pohtische Ent- 
scheidungen Orientierungswissen verfügbar zu ma- 
chen. Die Bundesregierung mißt dieser Aufgabe 
nach wie vor eine hohe pohtische Bedeutung zu. Da- 
bei fließen sowohl disziplinäre wissenschafthche und 
technologische Argumentationen als auch ökonomi- 
sche, rechtliche, ethische und pohtische Abwägun- 
gen und Kriterien ein. Das BMBF hat in der Ver- 
gangenheit zur Entwicklung einer vielfältigen und 


international anerkannten TA-Infrastruktur den we- 
sentlichen Beitrag geleistet. Sowohl über institu- 
tionehe Förderung als auch über Projektförderung 
werden neben Technikfolgenabschätzungen im en- 
geren Sinne auch andere Forschungsarbeiten un- 
terstützt. Diese werden in der Regel begleitend 
zu den Forschungs- und Technologieprogrammen 
durchgeführt. Hierzu gehören Innovationsstudien, 
technisch-wirtschafthche Wirkungsforschung, Um- 
weltwirkungsuntersuchungen, Technologiepotential- 
untersuchungen, Technologiemonitoring, Zukunfts- 
studien und sozio-ökonomische Analysen. 

Zunehmend wird im Rahmen von TA auch die Kom- 
munikation mit der Öffentlichkeit und bestimmten 
Zielgruppen betrieben. Hierzu hat der Rat für Tech- 
nologie, Forschung und Innovation beim Bundes- 
kanzler von der Bundesregierung ein Kommunikati- 
onskonzept gefordert. Erste Überlegungen dazu lie- 
gen vor. Eine Buchreihe, mit der das BMBF zur Dis- 
kussion wichtiger innovationspohtischer Fragen ein- 
lädt, wurde inzwischen mit zwei Bänden begonnen; 
die Reihe soll als Diskussionsforum kontinuierlich 
weiterentwickelt werden. 

Seit 1996 hat das BMBF durch die Förderung der TA- 
Forschung insbesondere die Themenbereiche Wis- 
senschaft und Ethik, Normung und Technik und 
neue elektronische Zahlungssysteme aufgegriffen. 
Im Bereich Zukunftsaufgaben wurden Innovation 
und Design sowie neue haushaltsbezogene Dienstlei- 
stungen als neue Themen in Angriff genommen. Eine 
Auswertung zu TA- Vorhaben im BVIBF und zur Ent- 
wicklung von TA in Deutschland wurde begonnen. 
Damit ist ein erster Schritt zu einer Basis für eine 
Neubewertung von Strukturen, Themen und Verfah- 
ren der TA getan, die nach inzwischen 25 Jahren TA 
notwendig scheint. 

Entwicklungspolitische Forschung 

Zur Erfüllung seiner Ressortaufgaben finanziert das 
BMZ entwicklungspolitische Forschung. Sie ist 
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Grundlage für zukunftsorientierte Empfehlungen für 
die pohtische Praxis. Die Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsländern wird auch international als eine 
Aufgabe verstanden, die auf die Gestaltung der 
Einen Welt und damit zugleich auf die Sicherung der 
eigenen Zukunft gerichtet ist. Zentrale Themen die- 
ser Zusammenarbeit sind die Erhaltung der natür- 
hchen Lebensgrupdlagen, die Bekämpfung von Ar- 
mut und Beschäftigungslosigkeit, Bevölkerungspoh- 
tik, die Zusammenarbeit bei der Seuchen- und Dro- 
genproblematik sowie die Unterstützung dauerhaf- 
ter wirtschaftlicher, sozialer und gesellschaftlicher 
Reformen. Um den dadurch gestellten Anforderun- 
gen gerecht zu werden, braucht die deutsche Ent- 
wicklungspolitik eine schlagkräftige Forschung. 

Themen aktueller Forschungsvorhaben sind insbe- 
sondere: 

- Formen und Ergebnisse des entwicklungspoliti- 
schen Dialogs zwischen Regierungen und Nicht- 
regierungsorganisationen; 

- Entwicklungszusammenarbeit in der Privatwirt- 
schaft; 

- Frauenförderung durch rechts- und sozialpoüti- 
sche Beratung; 

- Verbesserung der Emährungssituation in Ent- 
wicklungsländern; 

- Nachhaltigkeit durch Partizipation bei Stadtent- 
wicklungsmaßnahmen. 

Weitere Forschungsthemen werden vom Deutschen 
Institut für Entwicklungspohtik (DIE) behandelt, das 
vom BMZ und dem Land Berlin getragen wird 
(s.TeüV, Kap. 5.15.1). 

Übrige Aktivitäten 

Internationale Zusammenarbeit, Austausch von 
Wissenschaftlern, Wissenschaftlicher Nachwuchs, 
Hochschulforschung 

Die internationale Zusammenarbeit hat in der For- 
schungs- und Wissenschaftspolitik der Bundesregie- 
rung hohen Rang. Verschiedene Maßnahmen dienen 
diesem Ziel, z. B. die Förderung des Austausches von 
Wissenschaftlern und Fachpersonal in bilateralen 
FuE-Programmen und Projekten, die Zusammenar- 
beit in der naturwissenschaftlichen Grundlagenfor- 
schung und technologischen Entwicklung (z.B. in 
internationalen Forschungsinstituten) sowie die Vor- 
bereitung von Abkomipen. Die Haushaltsmittel hier- 
für beliefen sich 1997 auf gut 50 Mio DM. 

Die Förderung des Austausches von Wissenschaft- 
lern und des wissenschaftlichen Nachwuchses ge- 
hört ebenfalls zu den Bereichen, in denen der Bund 
sich auf vielfältige Weise engagiert. Zum einen spie- 
len hierbei Institutionen und ihre Tätigkeiten eine 
wichtige RoUe - etwa die Alexander von Humboldt- 
Stiftung (AvH) und der Deutsche Akademische Aus- 
tauschdienst (DAAD [s. Teil V, Kap. 1]) aber auch 
die Begabtenförderungswerke. Für die institutioneile 
Förderung, für Stipendien und Beihilfen (insbeson- 
dere die Promotionsförderung) für (Post-)Graduierte 
werden im Bundeshaushaltsplan derzeit Mittel von 
rund 200 Mio DM (1997) ausgewiesen (in den Einzel- 
plänen des AA und des BVIBF). 


Weitere Aktivitäten der Bundesregierung in diesem 
Kontext betreffen die Förderung von Leistungswett- 
bewerben und Preise für Nachwuchskräfte und Spit- 
zenleistungen des Technologietransfers. 


Forschung an Hochschulen 

Die Forschung an Hochschulen wird durch zwei wei- 
tere Maßnahmen gefördert, die im Förderbereich W 
erfaßt sind; 

- Für das BMBF-Programm „Anwendungsorien- 
tierte Forschung und Entwicklung an Fachhoch- 
schulen (aFuE)", mit dem anwendungsbezogene 
Projekte in allen an Fachhochschulen vertretenen 
Disziplinen gefördert werden, stehen 1998 11 Mio 
DM (1997 10 Mio DM) zur Verfügung. Seit Beginn 
des Programms im Jahre 1992 sind bisher ins- 
gesamt 331 Vorhaben bewilligt worden. Struktu- 
relles Ziel des Programms ist die Verbesserung 
der Drittmittelfähigkeit der Fachhochschulen. 

- Die Einrichtung Interdisziplinärer Innovationskol- 
legs an Hochschulen wie auch die Förderung in- 
novativer Forschungsprojekte an Hochschulen, 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen so- 
wie in Forschungsabteilungen der Wirtschaft die- 
nen der Stärkung der Leistungsfähigkeit in wis- 
senschaftlichen Einrichtungen in den neuen 
Ländern. 1997 und 1998 wurden dafür jeweüs 
36,5 Mio DM bereitgestellt. 


Stiftungen, Akademien; 

Forschungs- und Serviceeinrichtungen 

Der Bund (BMBF) trägt mit der Förderung themen- 
übergreifender Einrichtungen zur Förderung von Wis- 
senschaft und Forschung bei. Zu nennen sind hier; 

- die Stiftung Deutsch-Amerikanisch Akademi- 
sches Konzil in Bonn (DAAK), die sich insbe- 
sondere der bilateralen Zusammenarbeit in aUen 
Bereichen der Wissenschaft widmet (s. Teil V, 
Kap. 5.14.10); 

- die Deutsche Akademie der Naturforscher LEO- 
POLDINA zu Halle/Saale, die älteste und einzige 
internationale Akademie in Deutschland; 

- Volkswagen-Stiftung (s. Teil V, Kap, 1); 

- Einrichtungen der Blauen Liste, z.B. Stiftung 
Deutsches Institut für Fernstudien an der Univer- 
sität Tübingen (DIFF); Forschungsinstitut Sencken- 
berg der Senckenbergischen Naturforschenden 
Gesellschaft (SNG) in Frankfurt am Main und das 
Institut für Zoo- und Wildtierforschung (IZW) im 
Forschungsverbund Berlin (s. Teil V, Kap. 4); 

- das Hochschul-Informationszentrum (HIS) in Han- 
nover, eine Serviceeinrichtung für Hochschulen 
und Hochschulverwaltungen, das diese in ihrem 
Bemühen um eine rationelle und wirtschaftliche 
Erfüllung der Hochschulaufgaben unterstützt; 
(Bundesanteil an der Finanzierung: 33y3%). 

Der Förderschwerpunkt W umfaßt weitere Aktivitä- 
ten und Ausgaben für FuE, die Querschnittcharakter 
haben, z. B. für die Zivilschutzforschung (bis 1997). 
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samen Projekts der American Academy of Arts 


23. Wehrforschung und -technik 

(Förderbereich X) 

Verteidigungs- und Bündnisfähigkeit erhalten 

Wehrtechnische Forschung und Entwicklung sind in 
die nationale Forschungs- und Entwicklungspolitik 
eingebettet. Sie setzen, wie die übrige Ressortfor- 
schung auch, ihrerseits auf breite wissenschaftliche 
Erkenntnisse aus der zivilen Forschungsförderung 
in Form von wehrtechnischen „add-on" -Program- 
men oder ergänzenden Programmen. Das BMVg 
unterscheidet dabei zwischen der Forschung und 
Technologie (F&T), die den Vorlauf von der For- 
schung bis zur Entscheidung über ein konkretes 
Vorhaben abdeckt, und der eigentlichen Entwick- 
lung, die die Definition und Erprobung von Wehr- 
material umfaßt. 

FuE-Ausgaben des Bundes für Wehrforschung und -technik 

in Mio DM 


2998 



1994 1995 1996 1997 1998 

Ist Soll Reg.-Entw. 

Quelle: BMBF Faktenbericht ’98 

Forschung und Technologie 

Forschungspolitische Ziele 

Strukturen der Förderung 

Wehrtechnische Forschung und Technologie ist not- 
wendig 

- als Basis für die Fähigkeit zur Beurteilung der 
Sicherheitslage, für die Fortentwicklung sicher- 
heitspolitischer, strategischer und taktischer Kon- 
zepte; 

- zur Minderung des Risikos von wehrtechnischen 
Entwicklungen bzw. zur Verbesserung des Lei- 


and Science und des DAAG, Bonn - Washington 
1997; 

- Technologietransfer-Systeme in den USA und 
Deutschland, hrsg. v. H. Abramson, J. Encarnacao, 
P. Reid, U. Schmoch, Washington 1997; 

- BMBF-Programm „Anwendungsorientierte For- 
schung und Entwicklung an Fachhochschulen 
(aFuE) - Bilanz der Jahre 1992- 1996", Bonn 1997; 

- BMBF-Broschüre: „Fachhochschulen in Europa", 
1997. 


stungsstandards wehrtechnischer Verfahren, 
Technologien und Systeme sowie 

- als unabdingbare Voraussetzung für eine erfolg- 
reiche internationale Kooperation der Bundesre- 
gierung auf diesem Sektor aus Gründen der Res- 
sourcenknappheit. 

Die langfristige Grundlage der Planung bildet die 
Teilkonzeption - F&T; sie leitet sich ab aus der Kon- 
zeption der Bundeswehr unter Berücksichtigung der 
F&T-Vorgaben der Bundesregierung. Sie richtet F&T 
auf mittel- und langfristige Ziele aus, setzt Schwer- 
punkte und Prioritäten zur Erreichung dieser Ziele, 
legt Rahmenbedingungen fest und macht Vorgaben 
zur Nutzung der Ressourcen. 

Auf nationaler Ebene beauftragt das BMVg so- 
wohl verteidigungsbezogene Forschungseinrichtun- 
gen (s. Teil V, Kap. 5.7) als auch die Industrie und 
Hochschulen mit der Durchführung der wehrtechni- 
schen Forschung und Technologie. 

Ergebnisse/Entwicklungen 

Aufgrund der Ressourcenknappheit und ständig 
wachsender Komplexität der Technik ist die länder- 
über greif ende, frühzeitige Kooperation zu intensivie- 
ren. Dabei wird Kooperation in der Forschung über 
den Austausch von Informationen und Fachkräften 
hinaus zu echter Arbeitsteilung hin auszubauen sein. 

Die Zahl der Programme, die grenzübergreifend inte- 
griert geplant und durchgeführt werden, wächst 
ebenso wie bilaterale Vorhaben, insbesondere mit 
Frankreich, aber auch im Rahmen der WEU, den 
Weg weisen. Zur Programmbeschleunigung und zum 
Abbau administrativer Hemmnisse verfolgt die Bun- 
desregierung ferner den Aufbau einer internationa- 
len Rüstungsagentur (beginnend mit Frankreich, 
offen für weitere Partner). 

Thematische Schwerpunkte 

Die thematischen Schwerpunkte der wehrtechni- 
schen Forschung und Technologie werden unter Be- 
rücksichtigung folgender Überlegungen festgelegt: 

- eigene technologische Kompetenz ist zwingende 
Voraussetzung für die Entwicklungskooperation; 
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- Zugang zu Partnerwissen ist ganz oder teilweise 
verschlossen; 

- Erhalt einer rüstungs wirtschaftlichen Basis zur si- 
cherheitspolitischen Vorsorge. 

Folgende Schwerpunkte werden festgesetzt: 

- Verbesserung von Beweghchkeit und Transport 
(taktisch); 

- Sensoren und Sensorkombinationen zur Verbesse- 
rung der Aufklärung, Zielerfassung, Ziehdentifi- 
kation und Zielverfolgung; 

- elektronische Schutz- und Gegenmaßnahmen im 
Bereich Kommunikation, Radar, Optronik und 
Navigation; 

- Fahrzeugführung urid -navigation unter Verwen- 
dung neuester Sensoren und Techniken der Infor- 
mationsverarbeitung und -Übertragung; 

- neue oder verbesserte Werkstoffe, Verbundwerk- 
stoffe und Bauweisen für Wehrmaterial; 

- Verbesserung der Lenkflugkörpertechnologie; 

- Arbeiten an neuen Waffen- und Munitions Systemen; 

- Verbesserung der Schutzmaßnahmen gegen Mu- 
nition; 

- umweltgerechte Verfahren zur Munitionsentsor- 
gung. 

Für wehrtechnische Forschung und Technologie wer- 
den vom BMVg insgesamt eingesetzt; 



Ist 

SoU 


1995 

1996 

1997 

1998 


- in Mio DM - 

Summe FuT 

610 

670 

670 

600 


Wehrtechnische Entwicklung 

Forschungspolitische Ziele 
Strukturen der Förderung 

Ziel der wehrtechnischen Entwicklung ist es, die Mo- 
dernisierung der Bundeswehrausrüstung auf der 
Grundlage der Konzeption der Bundeswehr und dar- 
aus abgeleiteter konzeptioneller Forderungen durch 
Bereitstellung einführungsreifen Materials - in weit- 
gehender Zusammenarbeit mit den Bündnispartnern 
- vorzubereiten. 

Im Vorfeld der Entwicklung von Waffensystemen und 
Geräten tragen Technologie- und Reahsierbarkeits- 
studien sowie Komponenten- und Experimentalent- 
wicklungen dazu bei, das technische, zeitliche und 
finanzielle Risiko künftiger Vorhaben zu begrenzen. 

Aus Gründen der Standardisierung/Interoperabüität 
und zur Vermeidung von Doppelarbeit ist die Zusam- 
menarbeit im Nordatlantischen Bündnis (NATO) 
ständige Praxis (s. Teil IV, Kap. 2.2.10). 

Thematische Schwerpunkte 
Ergebnisse/Entwicklungen 

Die Haushaltsansätze für die Entwicklung und Erpro- 
bung des Einzelplans 14 des Bundeshaushaltsplans 


dienen der Entwicklung neuen Wehrmaterials, seiner 
Erprobung und der entwicklungstechnischen Betreu- 
ung eingeführten Wehrmaterials. 

Den größten Anteü an diesen Ausgaben hat z. Z. das 
Neue Europäische Jagdflugzeug (Eurofighter 2000) 
als Nachfolger der Phantom F-4F. Einen weiteren 
Schwerpunkt der Entwicklung büden die Führungs- 
und Aufklärungssysteme. 

- Für das Heer sind folgende Vorhaben Entwick- 
lungsschwerpunkt: Neue gepanzerte Plattformen 
(NGP) zur Realisierung von neuen Kampffahrzeu- 
gen, sowie Drohnen zur Verbesserung der Aufklä- 
rungsfähigkeit. Der Luftmechanisierung des Hee- 
res wird durch die Entwicklung eines Unterstüt- 
zungshubschraubers Rechnung getragen. 

- Bei der Luftwaffe sind Entwicklungen für die 
taktische Luftverteidigung, den Lufttransport, die 
Führungsfähigkeit der Luftstreitkräfte sowie 
die Kampfwertanpassung des Tornado Schwer- 
punkte. 

- Für die Marine werden Entwicklungsleistungen 
für die Überwasser- und Unterwasserstreitkräfte 
sowie das fliegende Gerät (Flugzeuge, Hub- 
schrauber) erbracht. Sie betreffen die Systemaus- 
legung, die Führungs- und Waffeneinsatzsysteme, 
die Sensoren und Waffen sowie den Antrieb. 


Wehrmedizin und -psychoiogie 

Zur Erfüllung des Auftrags des Sanitätsdienstes der Bundes- 
wehr ist wehrmedizinische und -psychologische Forschung 
unerläßlich. 

Das Spektrum wehrmedizinischer Forschung umfaßt die ge- 
samte Bandbreite der Medizin und ihrer Randgebiete. Sie un- 
tersucht wissenschaftliche Fragestellungen, die sich aus den 
wehrdiensteigentümlichen Bedingungen, Belastungen und 
Gefährdungen im Frieden und im Einsatz für die Gesundheit 
und das Wohlergehen der Angehörigen der Streitkräfte erge- 
ben. 

Ausschließliches humanitäres Ziei der wehrmedizinischen 
Forschung ist es, einen wissenschaftiichen Beitrag dazu zu 
liefern, die Gesundheit der Angehörigen der Streitkräfte im 
Frieden und im Einsatz zu schützen, zu erhalten oder wieder- 
herzustellen. Insbesondere ist der Schutz, der Erhalt und die 
Wiederherstellung der Gesundheit der Angehörigen der 
Streitkräfte unter allen denkbaren Bedingungen angestrebt. 
Neben den sich aus dem Friedensauftrag des Sanitätsdien- 
stes ergebenden wehrmedizinischen Fragestellungen gilt die 
besondere Aufmerksamkeit der fachlich-wissenschaftlichen 
Vorbereitung der Versorgung kranker, verletzter und verwun- 
deter Soldaten im Einsatz. Im Mittelpunkt stehen hierbei die 
konventionellen Waffen, zusätzlich ist den ABC-Waffen be- 
sondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

Ziel der wehrpsychoiogischen Forschung ist es, auf den Ge- 
bieten der angewandten Psychologie, die für die Streitkräfte 
relevant sind, anwendungsorientierte Forschungsvorhaben 
einzuieiten, zu steuern und die Ergebnisse nach wissen- 
schaftlichen Gesichtspunkten umzusetzen. 

Forschungsschwerpunkte ergeben sich hier einerseits aus 
systematisch aufgebauten längerfristigen Forschungspro- 
grammen, deren Stufen sukzessive bearbeitet werden, oder 
durch aktuelle Forschungsnotwendigkeiten (z. B. Truppen- 
psychologie), die eine relativ kurzfristige Abwicklung erforder- 
lich machen. Die Vergabe externer Aufträge ist erforderlich, 
weil die bundeswehrinterne Arbeitskapazität für derartige 
kompiexe Vorhaben nicht ausreicht. 
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Graphik III 


Bruttoinlandsausgaben für FuE nach Ländern 1995 

in % und in DM 



Bruttoinlandsausgaben für FuE 
insgesamt nach Ländern 

in Mio DM 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thüringen 


Insgesamt: ^ 


18 193 
16116 

4 728 
991 

1 140 
2411 
7102 

487 

5 422 
13 161 

2 849 
399 

2 567 
983 
1 249 
1 060 

79 520 


A Anteil der Bruttoinlandsausgaben für FuE am Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
Bruttoinlandsausgaben für FuE je Einwohner. 


1) Einschi, nicht-aufteilbarer Mittel (1995: 596 Mio DM) 
sowie Ausland (1995: 65 Mio DM). 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Stifterverband Wissenschaftsstatistik und BMBF 
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Vorbemerkung 


Wie im Bundesbericht Forschung 1996 stellen auch 
im Faktenbericht 1998 die Länder ihre Forschungs- 
und Technologiepohtik eigenständig dar. Auf diese 
Weise wird die dem föderalen Staatsaufbau entspre- 
chende Vielfalt der deutschen Forschungslandschaft 
dokumentiert. 

Im Interesse der EinheitÜchkeit und damit der bes- 
seren Übersichthchkeit und Lesbarkeit dieses Teils 
haben die Länder ihre Beiträge grundsätzhch wie 
folgt gegliedert: 

(1) Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

LFnter dieser Überschrift erfolgt zunächst ein Über- 
bhck über die jeweüigen forschungs- und techno- 
logiepohtischen Ziele und Hauptentwicklungen des 
Landes; soweit möghch werden auch Schwerpunkte 
bezeichnet, die das regionale Profil verdeutlichen. 

(2) Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Hier berichten die Länder zum Beispiel über Bau- 
maßnahmen zur rascheren Entwicklung neuer Hoch- 
technologiebereiche oder stellen die Entwicklung 
der Drittmitteleinnahmen dar. Zudem werden die 
Arbeitsschwerpunkte der Fraunhofer-Institute, der 


1. Baden-Württemberg 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Baden-Württemberg ist eine der hochschuLreichsten 
und forschungsintensivsten Regionen Europas. Das 
Land verfügt über 9 Universitäten, 6 Pädagogische 
Hochschulen, 8 Kunsthochschulen, 21 staatliche Fach- 
hochschulen (darunter 15 technisch orientierte), 9 ver- 
waltungsinterne und 10 private Fachhochschulen 
und 8 dem Hochschulbereich zugeordnete Berufs- 
akademien. Außerdem gibt es 14 Institute der Max- 
Planck-Gesellschaft, 14 Institute der Fraunhofer- 
Gesellschaft, 2 Hehnholtz-Zentren sowie ein For- 
schungszentrum eines weiteren Helmholtz-Zen- 
trums, 9 Institute der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung, 7 Vertragsforschungsinstitute an Universitä- 
ten, 2 internationale Forschungseinrichtungen und 
58 weitere außeruniversitäre Forschungsinstitute. 
Weniger forschend, dafür mehr in Entwicklung, Be- 
ratung und Schulung tätig sind 217 Transferzentren 
der Steinbeis- Stiftung, die vorwiegend an Fachhoch- 
schulen angesiedelt sind. 


Max-Planck-Institute, der Blaue Liste-Einrichtungen 
und der Hehnholtz-Zentren geschildert. 

(3) Technologieförderung und Technologietransfer 

Im Mittelpunkt dieses Abschnitts stehen vor allem 
der Auf- und Ausbau von Technologiezentren, die 
KMU-Förderung, Verbundprojekte, ggf. gemeinsame 
Messebeteiügung der Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen, Personaltransfer oder auch Patent- 
beratungen. 

(4) Internationale Zusammenarbeit 

Neben den verschiedenen Aspekten internationaler 
Kooperation wird auch dargesteUt, inwieweit das 
Einwerben von EU-Mitteln gelungen ist. 

(5) Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

Hier wird insbesondere auf die Entwicklung des 
Frauenanteüs in Führungspositionen an Hochschu- 
len und im Bereich der Wissenschaft eingegangen. 
Im übrigen haben die Länder in diesem Abschnitt 
Hinweise auf weiterführende Veröffenthchungen 
(Landesforschungsberichte, vergleichbare Pubhka- 
tionen) aufgenommen. 


Für Wissenschaft und Forschung hat Baden-Würt- 
temberg 1996 aus öff entheben Mitteln 7,1 Mrd DM 
aufgewandt (Nettoausgaben). Die Drittmitteleinnah- 
men der Universitäten des Landes (ohne Universi- 
tätskhnika) stiegen von 548 Mio DM im Jahr 1992 auf 
642 Mio DM im Jahre 1996. 

Der Anteil der Patentanmeldungen beim Deutschen 
Patentamt in München, der auf Anmelder aus Ba- 
den-Württemberg entfäUt, lag 1996 bei rund 23%. 
Damit hegt Baden-Württemberg nicht nur in absolu- 
ten Zahlen in der Spitzengruppe, sondern hat mit 
95 Anmeldungen pro 100 000 Einwohnern bei den 
pro-Kopf- Anmeldungen einen deutlichen Vorsprung. 

Übergeordnetes Ziel der Forschungsförderung des 
Landes ist es, durch strukturelle und finanziehe Maß- 
nahmen sicherzustehen, daß die Forschungsinfra- 
struktur in ihrer Tiefe und ihrer Breite erhalten und 
weiter ausgebaut wird. Die Landesregierung hat des- 
halb trotz der seit Jahren schwierigen Finanzsitua- 
tion verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung der 
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Grundausstattung der Universitäten und zur Siche- 
rung der Forschungsinfrastruktur beschlossen. Dabei 
läßt sie sich von folgenden Grundsätzen leiten: 

- Die Qualität der Grundlagenforschung bestimmt 
den wissenschafthchen Standard und die Zu- 
kunftsfähigkeit eines Landes, 

- Maßgebende Kriterien für die Forschungsförde- 
rung sind die Qualität der Forschung, die Lei- 
stungsfähigkeit und die -bereitschaft der Forscher 
und Forscherinnen. Zentrale Bedeutung kommt 
daher der Förderung des wissenschafthchen 
Nachwuchses zu. 

- Ein wesenthches Ziel der Forschungspohtik ist es, 
Spitzenleistungen zu fördern. Dies geschieht 
durch die Bildung von Forschungsschwerpunkten, 
die sich am internationalen Niveau orientieren 
und einen effizienten Einsatz knapper For- 
schungsmittel erlauben. 

- Öffentlich geförderte Forschung muß einer stren- 
gen Quahtätskontrolle durch eine unabhängige 
externe Begutachtung unterliegen. Forschungs- 
projekte und Forschungsschwerpunkte sind im- 
mer nur zeithch befristet einzurichten, Forschungs- 
mittel müssen leistungsbezogen vergeben wer- 
den. 

- Wie zur Forschung selbst, so gehört auch zur For- 
schungsförderung eine gewisse Risikobereitschaft. 
Forschungsfinanzierung ist Risikofinanzierung. 

- Die Forschung muß zunehmend interdisziphnär 
ausgerichtet werden. 

Der Wissens- und Technologietransfer zwischen 
den Hochschulen und öff entheben Forschungsein- 
richtungen einerseits und der Wirtschaft anderer- 
seits muß weiter verbessert werden. 

- Wissenschaft und Forschung müssen sich in grenz- 
überschreitender und internationaler Kooperation 
entwickeln. 

- Exzellente Forschung kann nur in einem for- 
schungsfreundhehen Klima gedeihen. Ein günsti- 
ges Forschungsklima muß durch einen breiten 
Dialog zwischen Politik, Wissenschaft und Öffent- 
hchkeit hergestellt werden. 

Um den sich ständig wandelnden Anforderungen an 
eine verantwortungsbewußte Forschungspohtik im 
Rahmen der haushaltsrechthchen Erfordernisse Rech- 
nung zu tragen, verfügt Baden-Württemberg über 
ein differenziertes Förderinstrumentarium, beste- 
hend aus: 

- Forschungsschwerpunktprogramm, 

- Forschungspool, 

- kw-SteUenpool, 

- Projektträgerschaft im Bereich der angewandten 
Umweltforschung, 

- Landesforschungspreis, 

- kw-Stellen-Fiebiger-Programm sowie 

- Bausonderprogramm „Verfügungsgebäude". 

Dieses Förderinstrumentarium trägt dazu bei, daß 
Land und Universitäten auf aktueUe Entwicklungen 


in Wissenschaft und Forschung flexibel reagieren, er- 
folgversprechende Schwerpunkte eingerichtet und 
die Universitäten in ihren Strukturüberlegungen ge- 
zielt unterstützt werden können. 

Zu ihrer Beratung in forschungs- und technologie- 
politischen Fragen hat die Landesregierung zwei 
Beiräte eingesetzt. Der Landesforschungsbeirat geht 
auf eine Empfehlung der Kommission „Forschung 
Baden-Württemberg 2000" zurück und wurde 1990 
erstmalig eingerichtet. In seiner ersten Tätigkeits- 
periode befaßte er sich zunächst sehr stark mit der 
Umsetzung der Empfehlungen der Kommission „For- 
schung Baden-Württemberg 2000". Ab Oktober 1994 
hat sich der Landesforschungsbeirat verstärkt auf die 
Diskussion forschungspolitischer Grundsatzfragen 
konzentriert und im Oktober 1997 seine zweite Tätig- 
keitsperiode mit der Verabschiedung umfangreicher 
Empfehlungen zu Strukturen und Rahmenbedingun- 
gen der Forschung abgeschlossen, ln seiner nächsten 
Tätigkeitsperiode soU der Landesforschungsbeirat 
verstärkt für die strategische Evaluation der baden- 
württembergischen Forschungslandschaft eingesetzt 
werden. 

In ihrem Abschlußbericht „Aufbruch aus der Krise" 
vom August 1993 hatte die Zukunftskommission 
Wirtschaft 2000 empfohlen, auf Bundesebene einen 
„Technologierat" und auf Landesebene einen ressort- 
übergreifenden Innovationsbeirat einzurichten. Bei- 
de Empfehlungen sind inzwischen realisiert worden. 
Dem Innovationsbeirat gehören in seiner derzeitigen 
Tätigkeitsperiode 12 Mitglieder aus Wissenschaft, 
Wirtschaft und öffentlichem Sektor an. Er soU die 
Landesregierung bei der strategischen Ausrichtung 
der Forschungs-, Technologie- und Wirtschaftspolitik 
beraten und sich somit auf die pohtisch-strategische 
Dimension konzentrieren, während der Schwerpunkt 
der Arbeit des Landesforschungsbeirats auf konkre- 
ten Maßnahmen der Forschungs- und Technologie- 
politik des Landes hegen soU. 

Angewandte Forschung und Entwicklung an den 
Fachhochschulen hat eine doppelte Aufgabe: Sie 
trägt zu innovativer Lehre bei und steht ein Angebot 
insbesondere für die mittelständische Wirtschaft und 
Industrie dar, das vorhandene Potential zu nutzen. 
Die Möghehkeiten der Fachhochschulen zu ange- 
wandter Forschung und Entwicklung müssen des- 
halb gezielt unter Berücksichtigung ihrer spezifi- 
schen hochschulpolitischen Aufgaben und ihres be- 
sonderen Profils konzeptionell und materieU weiter- 
entwickelt werden. 

So wurde die Evaluation der 17 Institute für ange- 
wandte Forschung, die FuE-Ressourcen der Fach- 
hochschulen in Schwerpunkten bündeln und die in- 
terdisziplinäre Zusammenarbeit in der Hochschule 
fördern soUen, im Jahr 1997 abgeschlossen. Die pro- 
jektbezogene Förderung des Landes im Programm 
„Innovative Projekte" wurde um kooperative Ele- 
mente erweitert, um insbesondere die hochschular- 
tenübergreifende Zusammenarbeit von Fachhoch- 
schulen und Universitäten zu stimulieren. Auf dieser 
Grundlage haben die Fachhochschulen ihr Dritt- 
mittelvolumen von 5,7 Mio DM im Jahr 1994 auf 
etwa 10 Mio DM im Jahr 1996 gesteigert. 
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Den Empfehlungen des Landesforschungsbeirats fol- 
gend wird das Land 1998 eine Untersuchung in Auf- 
trag geben, die Fragen der Weiterentwicklung der 
Fachhochschulen in Baden-Württemberg vor dem 
Hintergrund eines nationalen und internationalen 
Vergleichs zum Gegenstand haben wird. 

Hochschulforschung und 
außeruniversitäre Technologiepolitik 

Trotz der in jüngster Zeit stagnierenden Studieren- 
denzahlen hat die personelle und sächhche Grund- 
ausstattung der Universitäten in den letzten 15 Jah- 
ren mit der stürmischen Entwicklung der Studieren- 
denzahlen nicht Schritt halten können. Dies führt zu 
Problemen sowohl in der Lehre als auch in der For- 
schung. Die zunehmenden finanziellen Restriktionen 
der öffenthchen Hände verschärfen dieses Problem 
noch und haben erhebhche Auswirkungen auf die 
Forschungsförderung im Land. 

Dennoch konnten im Berichtszeitraum wichtige Maß- 
nahmen durchgeführt bzw. eingeleitet werden: 

Im Rahmen der Zukunftsoffensive „Junge Genera- 
tion" stehen rund 1 Mrd DM an Privatisierungserlö- 
sen zur Verfügung, von denen rund zwei Drittel in 
Wissenschaft und Forschung investiert werden. Zu 
den im Wissenschaftsbereich geförderten Maßnah- 
men gehören: 

- Verbundforschungsprogramm, 

- Programm „Junge Innovatoren", 

- Lehrstuhlemeuerungsprogramm, 

- Universitäts- und Klinikbauprogramm, 

- Ausbau der Fachhochschulen und Berufsakade- 
mien, 

- Virtuelle Hochschule, 

- Verbesserung der Bibhotheksnutzung und Aus- 
stattung. 

Die langfristig angelegte, systematische Förderung 
der Schwerpunktbüdung im Bereich Biotechnologie/ 
Gentechnik im Rhein-Neckar-Dreieck unter Einbe- 
ziehung und Bündelung mehrerer außeruniversitärer 
Einrichtungen und die flankierenden Maßnahmen in 
den Bereichen Nachwuchsförderung, Technologie- 
transfer und Deregulierung durch die Landesregie- 
rung haben es der Region ermöghcht, als Sieger aus 
dem BioRegio-Wettbewerb hervorzugehen und wei- 
tere 50 Mio DM allein an Bundesmitteln zu mobihsie- 
ren. 

Beispielsweise hat das Land ein Förderprogramm 
„Einrichtung von Nachwuchsgruppen auf dem Ge- 
biet der Neurobiologie" eingerichtet, in dessen Rah- 
men sechs herausragende Nachwuchswissenschaft- 
lergruppen für die Dauer von fünf Jahren mit zusam- 
men 2 Mio DM jährhch gefördert werden. Gemein- 
sam mit dem Bund wurde das Deutsche Zentrum für 
Alternsforschung in Heidelberg gegründet, das sich 
fachübergreifend mit allen Aspekten des Altems be- 
fassen soll. An den Universitätsklinika Tübingen und 
Ulm wurden zwei der bundesweit acht vom BMBF 
geförderten interdisziplinären Zentren für klinische 


Forschung eingerichtet. Zwei der insgesamt vier vom 
BMBF geförderten Kompetenzzentren für Biomate- 
rialien wurden in der Universität Ulm sowie als Ko- 
operation des Instituts für Textil- und Verfahrens- 
technik Denkendorf mit den Universitäten Stuttgart 
und Tübingen und dem Naturwissenschaftlich-Medi- 
zinischen Institut Reutlingen eingerichtet. Diese Bei- 
spiele verdeuthchen die fmchtbare Zusammenarbeit 
von Bund und Land bei der komplementären Förde- 
rung von Maßnahmen. 

Zur Fördemng von qualifizierten Nachwuchswissen- 
schaftlerinnen wurde das Margarethe von Wrangell- 
Habilitationsprogramm eingerichtet. Mit einem För- 
dervolumen von 2,5 Mio DM pro Jahr können jähr- 
hch mnd 25 Wissenschaftlerinnen auf BAT Ila-SteUen 
gefördert werden. 

Die Umweltforschung wird in Baden-Württemberg 
vom Ministerium für Umwelt und Verkehr nüt beson- 
deren Mitteln gefördert. Im Juli 1997 wurde ein ge- 
strafftes Programm und eine neue Organisation der 
Projektträger für die Umweltforschung beschlossen. 
Ab 1998 steht diese unter dem Namen „Programm 
Lebensgrundlage Umwelt und ihre Sicherung - BW- 
PLUS" beim Forschungszentrum Karlsruhe unter ei- 
ner neuen Leitung und ist in einem medienübergrei- 
fenden integrierten Ansatz zusammengefaßt. Ziel 
des neuen Forschungsmanagements ist ein effizien- 
terer Einsatz der knappen Fördermittel und eine ver- 
besserte Umsetzung von Forschungsergebnissen in 
die Praxis. 


Technologieförderung und Technologietransfer 

Vorrangiges Ziel der Technologiepohtik des Landes 
ist die Stärkung der Innovationsfähigkeit der baden- 
württembergischen Wirtschaft zur Sicherung und 
Schaffung von zukunftsfähigen Arbeitsplätzen. Ne- 
ben der Sicherung der Aktualität und Leistungsfä- 
higkeit der vorhandenen wirtschaftsnahen For- 
schungsinfrastruktur liegt der Schwerpunkt auf Maß- 
nahmen, welche die Umsetzung von Forschungser- 
gebnissen in marktfähige Produkte beschleunigen, 
d. h. in der Gewährleistung eines funktionierenden 
Technologietransfers und in der Projektförderung. 

Angesichts der starken Sparzwänge im Haushalt 
des Landes kommt der Erhaltung der Leistungsfähig- 
keit der wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen 
in ihren Kembereichen eine besondere Bedeutung 
zu. Sie bleiben ein wichtiges Bindeghed zwischen 
der Forschung an den Hochschulen und den Institu- 
ten der Max-Planck-Gesellschaft auf der einen Seite 
und der technischen Entwicklung neuer Produkte 
und Produktionsverfahren in den Unternehmen auf 
der anderen Seite. Die Landesregierung unterstützt 
die wirtschaftsnahen Forschungsinstitute darin, sich 
noch stärker als bisher an die Bedürfnisse der mittel- 
ständischen Wirtschaft des Landes auszurichten. 

Neben dem Technologietransfer über die Steinbeis- 
Stiftung für Wirtschaftsförderimg, die seit 1995 auch 
Transferzentren an den Universitäten einrichtet, und 
über die vom Land geförderten Innovationsberater 
bei Kammern und Verbänden hegt ein weiterer För- 
derschwerpunkt bei der Unterstützung von technolo- 
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gieorientierten Untemehmensgründungen. Das För- 
derprogramm „Junge Innovatoren" wurde nun auch 
auf Existenzgründer aus dem Bereich der wirtschafts- 
nahen Forschungseinrichtungen erweitert. Im Rah- 
men der Existenzgründungsoffensive der Landesre- 
gierung ist die Förderung von Gründerverbünden 
auf dem Campus sowie die Unterstützung von Tech- 
nologiezentren vorgesehen. In Villingen-Schwennin- 
gen wurde 1995 das 11. Technologiezentrum des 
Landes eingerichtet. In Böbhngen/Sindelfingen wur- 
de 1997 das erste Softwarezentrum erfolgreich ge- 
startet, zwei weitere dieser Software-Gründerzentren 
sind in der Planung. 

Um die infrastrukturellen Rahmenbedingungen für 
die Umsetzung biotechnologischer Forschungsergeb- 
nisse im Land zu verbessern, fördert die Landesregie- 
rung eine Biotechnologieagentur als Informationsver- 
mittlungsstelle sowie die Errichtung von Bio-Techno- 
logieparks, speziell für Existenzgründer in diesem 
Bereich, in Freiburg, Heidelberg und Ulm. Diese 
Maßnahmen haben mit zum Erfolg der Region 
Rhein-Neckar im BioRegio-Wettbewerb des BMBF 
beigetragen. 

Aus Privatisierungs erlösen finanziert die Landesre- 
gierung neue Verbundforschungsprojekte, um klei- 
nen und mittleren Unternehmen den Zugang zu 
neuesten Forschungsergebnissen zu erleichtern. Auf- 
grund von ersten Ausschreibungen im Frühjahr 1997 
werden Projekte in den Bereichen „Produktionstech- 
nik, Neue Materiahen" sowie „Biotechnologie und 
Gentechnik" gefördert. Ende 1997 wird eine weitere 
Ausschreibung für Projekte aus den Bereichen „Um- 
welt und Energie" sowie „Dienstleistungen, Medien, 
Information und Kommunikation" erfolgen. 

Das Programm zur Förderung von Entwicklungsvor- 
haben kleiner und mittlerer Unternehmen (bekannt 
als Cl-Programm) wird voraus sichthch ab 1998 wie- 
der auf genommen. Damit erfolgt eine Abrundung 
der technologiepohtischen Landesmaßnahmen im 
Bereich der einzelbetriebhchen Förderung. 


2. Freistaat Bayern 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Die Innovationsoffensive Bayern wird mit Nachdruck 
fortgeführt: 

- Mit Investitionen in Höhe von über 6 Mrd DM wer- 
den neue Einrichtungen für Wissenschaft imd 
Wirtschaft geschaffen, die Basis und Träger von In- 
novationen im nächsten Jahrhundert sein werden. 

- Die rechthchen Rahmenbedingungen für die Inno- 
vationen werden weiter verbessert, insbesondere 
durch die Beseitigung entbehrhcher Vorschriften. 
Die neue Hochschulverfassung mit gestrafften 
Entscheidungsstrukturen und weiter verbesserten 
Leistungsanreizen steht vor der Verabschiedung. 


Internationale Zusammenarbeit 

Forschung imd Entwicklung leben vom internationa- 
len Austausch und von der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. Als Beispiele seien das Deutsch- 
französiche Institut für Umweltforschung sowie das 
Regio-Klima-Projekt (REKLIP) genannt, die im Be- 
richtszeitraum fortgeführt wurden. Das Projekt Öko- 
toxikologie der Bodenseeanrainerländer und -kan- 
tone konnte mit der Einrichtung einer Professur an 
der Universität Konstanz auf eine breitere Grundlage 
gestellt werden. 

Neben zahlreichen internationalen wissenschaftli- 
chen Kooperations Vereinbarungen der Hochschulen 
wird die Einbindung sowohl der Hochschulen als 
auch der Unternehmen in die EU-Forschungsförde- 
rung immer wichtiger. 

Neben den an allen Universitäten, für die Gesamtheit 
der Fachhochschulen, im Ministerium für Wissen- 
schaft, Forschung und Kunst sowie vor Ort in Brüssel 
geschaffenen Stellen für EU-Referenten wird der Zu- 
gang zu den FuT-Programmen der Europäischen 
Union durch den vom Wirtschaftsminister berufenen 
Europabeauftragten und durch das von ihm geleitete 
Steinbeis -Europa- Zentrum erleichtert . 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Einen breiteren Überbhck über die Forschimgsland- 
schaft in Baden-Württemberg gibt der Landesfor- 
schungsbericht 1995, der vom Ministerium für Wis- 
senschaft und Forschung herausgegeben wurde. 
Eine landesweite Forschungsdatenbank, die über In- 
ternet zugänghch sein wird, ist im Aufbau. Die Bro- 
schüren „Wirtschaftsnahe Forschimgseinrichtungen 
in Baden-Württemberg" und „Technologietransfer- 
Einrichtungen in Baden-Württemberg" werden vom 
Wirtschaftsministerium herausgegeben. Die Projekt- 
förderung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr 
ist im Internet unter http://w3.fzk.de/bwplus/ zu- 
gänghch. 


- Die Forschungs- und Technologiepolitik soU Bay- 
ern auch künftig eine SpitzensteUung unter den 
High-Tech-Ländem der Welt sichern. Durch den 
weiteren Ausbau der Forschungseinrichtungen, 
verstärkten Technologietransfer in die Wirtschaft 
und die Bereitstellung von Risikokapital wird die 
technologische Wettbewerbsfähigkeit in den klassi- 
schen Branchen gestärkt und zugleich die Entwick- 
lung und Ansiedlung neuer, zukunftsorientierter 
Industrie- und Dienstleistungszweige gefördert. 

- Die Mobüisierungsanstrengungen für neue Tech- 
nologien, ihre Akzeptanz und Anwendung wur- 
den verstärkt fortgeführt: 

- Die landesweit operierende Technologietrans- 
feragentur „Bayern Innovativ GmbH" mit Sitz 
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m Nürnberg koordiniert die Aktivitäten der 
zahlreichen Technologietransfer-Kontaktstellen 
und erschließt neue Wege der Kooperation zwi- 
schen Wissenschaft und Wirtschaft. 

- Mit einer breit angelegten Gründungsoffensive 
auch an den Hochschulen werden gezielt neue 
Arbeitsplätze geschaffen. 

- Der Einsatz neuer Technologien wird systema- 
tisch durch Einrichtungen von Kompetenzzen- 
tren gefördert. In diesem Rahmen hat sich die 
Bioregion München 1996 am BMBF Wettbewerb 
beteiügt und einen der drei ausgeschriebenen 
Preise als Bio-Modell-Region gewonnen. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Der schwerpunktmäßige Ausbau wissenschafthcher 
Einrichtungen im Rahmen der „Offensive Zukunft 
Bayern", mit denen wesentliche Impulse für eine ra- 
schere Entwicklung neuer Hochtechnologiebereiche 
gegeben werden, ist gut vorangekommen. Beispiel- 
haft seien erwähnt: 

- Der Neubau für die Fakultät Maschinenwesen der 
Technischen Universität München in Garching 
wurde Anfang des Jahres 1997 ausgestattet und 
bezogen. 

- Das Zentrum der anwendungsorientierten Fest- 
körperphysik in Augsburg wird im Sommer 1998 
übergeben werden können. 

- Für die ersten Gebäude der Fakultät für Ange- 
wandte Naturwissenschaften in Bayreuth ist eine 
Übergabe noch 1998 vorgesehen, um unmittelbar 
danach den Lehr- und Forschungsbetrieb aufneh- 
men zu können. 

- Nach Erteilung der ersten Teügenehmigung wur- 
de der Neubau einer Forschungshochflußneutro- 
nenquelle in Garching (Kosten 767 Mio DM) am 
1. August 1996 begonnen, die maschinen- und 
elektrotechnische Einrichtung wurde mit der zwei- 
ten Teilgenehmigung am 13. Oktober 1997 geneh- 
migt und begonnen. Die Fertigstellimg und Inbe- 
triebnahme ist für das Jahr 2001/2002 vorgesehen. 

Die Zahl der von der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft an bayerischen Universitäten eingerichteten 
Sonderforschungsbereiche ist auf 42 angestiegen. 
Die aus den Sonderforschungsbereichen stammen- 
den Impulse für Struktur, Innovation und Interdiszi- 
phnarität der Hochschulforschung sind kaum zu un- 
terschätzen und machen sich insbesondere auch bei 
der Neustrukturierung von Studiengängen bemerk- 
bar. 

Einen besonderen Rang in der bayerischen For- 
schungslandschaft nehmen die 24 bayerischen For- 
schung sverbünde ein. Sie sind einerseits als fachspe- 
zifische Bindegheder zwischen den bayerischen Uni- 
versitäten, andererseits als Plattform für gemeinsame 
Forschungsanstrengungen von Wissenschaft und 
Wirtschaft auf dem Gebiet der anwendungsorientier- 
ten Forschung kaum mehr wegzudenken. Ihre Ent- 
wicklung in jüngster Zeit war stark auf die neuen 
Werkstoffe focussiert: 


- Als Instrument für die Quervemetzung der unter- 
schiedhchen werkstoffwissenschafthchen Aktivi- 
täten in Wissenschaft und Wirtschaft sowie zwi- 
schen den „Materialklassen'' wie Metalle, Kera- 
mik, Kunststoffe, Verbundwerkstoffe und Werk- 
stoffverbunde ist der Bayerische Forschungs ver- 
bünd Materialwissenschaften (FORMAT) konzi- 
piert, dieser Forschungsverbund hat eine inter- 
aktive Datenbank „MLine" etabhert, die über das 
WWW fachspezifische Auskünfte erteüt. 

- Der lasergestützte Leichtbau und die laserge- 
stützte Mikrotechnik büden unter dem gemein- 
samen Oberbegriff des „Laserengineering" die 
Schwerpunkte des stark auf Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft ausgerichteten Forschimgsverbun- 
des Lasertechnik II (FORLAS II). 

- Die Entwicklung und Verbesserung von Werkstof- 
fen für Implantate in Orthopädie und Zahnheil- 
kunde, insbesondere in Richtung einer Verbesse- 
rung der Körperverträghchkeit sind Gegenstand 
der Arbeiten des Forschungsverbundes Biomate- 
riahen (FORBIOMAT). 

- Mit neuesten Anwendungsmöghchkeiten in der 
technischen Keramik und modernen HersteUungs- 
verfahren in der Gebrauchskeramik wird sich ein 
neuer Forschungsverbund Keramik befassen. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Zur Belebung des Technologietransfers zwischen 
bayerischen Unternehmen und Universitäten hat das 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen- 
schaft und Kunst ein „Bonusprogramm" aufgelegt. 
Für eingeworbene Drittmittel erhalten Lehrstühle 
eine Erfolgsprämie („Bonus") von 10%, bei kleineren 
Aufträgen von 20%. Insgesamt haben die Lehrstühle 
der bayerischen Universitäten im Anlaufjahr zusätz- 
hch 5 Mio DM für 50 gemeinsame Technologietrans- 
ferprojekte mit der Wirtschaft eingeworben. 

Zum Wintersemester 1997/98 ist das Förderpro- 
granun für den leichteren Übergang in eine Gründer- 
existenz (FLÜGGE) angelaufen, das auf die Schaf- 
fung einer neuen Unternehmens- und Unternehmer- 
kultur auch im Hochschulbereich zielt. Die nach dem 
Programm ausgewählten Hochschulabsolventen be- 
kommen die Möglichkeit, vor dem Übergang in die 
Selbständigkeit parallel zur Konzeptionsphase ihrer 
Existenzgründung für die Dauer von bis zu zwei Jah- 
ren auf einer halben Stelle der Universität zu arbei- 
ten und die Infrastruktur der Universität zu nutzen. 
Die Erfahrungen des Siücon Valley zeigen, daß hoch- 
innovative Unternehmen besonders rasch wachsen 
und überproportional viele Arbeitsplätze schaffen, 
die auch im Lande bleiben. 

Um den Technologie- und Wissenstransfer von der 
Forschung in die industrielle Anwendung gezielt zu 
unterstützen, verfügt Bayern über einen hochdiffe- 
renzierten Technologietransfer- und Innovationsver- 
bund mit einem landesweiten Netz von Informations- 
und Kontaktstellen. Darüber hinaus gibt es zahlrei- 
che Initiativen zur gezielten Technologieförderung in 
bestimmten Bereichen. Ein Beispiel hierfür ist die 
Telekommunikationsinitiative „Bayern Online", die 
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1994 im Rahmen der „Offensive Zukunft Bayern" ge- 
startet wurde. Der Freistaat Bayern stellt hier insge- 
samt 148 Mio DM für 53 Pilotprojekte sowie die Er- 
richtung eines leistungsstarken Telekommunika- 
tionsnetzes zur Verfügung. Ziel dieser Initiative ist 
es, die neuen Möghchkeiten der Telekommunikation 
überall nutzbar zu machen, auch und gerade im 
ländlichen Raum. Nähere Informationen zur wirt- 
schaftsnahen Förderung von Innovationen und zum 
Technologietransfer in Bayern sind im Bericht „Die 
Bayerische Industrie 1996" sowie in einem „Leitfa- 
den für den innovativen Unternehmer" erläutert; bei- 
de Veröffentlichungen können beim Bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech- 
nologie angefordert werden. 

Internationale Zusammenarbeit 

Bayerische Universitäten haben in den Jahren 1995 
und 1996 über 34 Mio DM an EU-Forschungs- und 
Entwicklungsgeldern eingeworben. Dabei lagen die 
Universität Erlangen-Nürnberg und die beiden 
Münchner Universitäten an der Spitze. 

Für Wissenschaftler, die an EU-Forschungsprojekten 
teilnehmen wollen, besteht in Bayern mittlerweile 
ein umfangreicher Informations-, Beratungs- und 
Betreuungsservice. So gibt es seit 1989 an allen 
bayerischen Universitäten und Fachhochschulen For- 
schungsbeauftragte. Zur organisatorischen, haus- 
haltsmäßigen und rechtlichen Betreuung von Projekt- 
anträgen und Projekten sowie zur Information und 


3. Berlin 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Wissenschaft und Forschung sind das wichtigste Zu- 
kunftspotential Berlins. Durch ihre besondere Lage 
im geteüten Deutschland hat sich in der Stadt eine 
außergewöhnliche Konzentration von Wissenschafts - 
einrichtungen sowie eine in ihrer Vielfalt in der Bun- 
desrepublik Deutschland einmalige Wissenschafts- 
und Forschungslandschaft entwickelt. Dabei handelt 
es sich nicht nur um Grundlagenforschung, sondern 
in erheblichem Umfang um Forschungsaktivitäten 
mit unmittelbarem Anwendungsbezug für die Wirt- 
schaft. Wissenschaft und Forschung sind hier ein 
eigener hochqualifizierter Dienstleistungsbereich mit 
einem Volumen von ca. 45 000 Arbeitsplätzen, der 
finanziell in erheblichem Umfang von Bund und Län- 
dern gemeinsam getragen wird, und der wiederum 
weitere Arbeitsplatzimpulse für wissensbasierte Pro- 
duktion und Dienstleistungen der privaten Wirtschaft 
gibt. Die Berliner Wissenschaftslandschaft ist ein be- 
deutsamer Standortfaktor für die Ansiedlung innova- 
tiver Firmen. Diese Aussagen werden durch die im 
Februar und August 1997 vorgelegten Stellungnah- 
men des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) zur regionalwirtschaftlichen Bedeutung der 


Beratung der Hochschullehrer wurde die Institution 
des Forschungsreferenten ins Leben gerufen. Alle 
Forschungsreferenten in Bayern sind seit 1991 in 
einem Arbeitskreis zusammengeschlossen, der eng 
mit dem entsprechenden Arbeitskreis in Baden- 
Württemberg zusammenarbeitet. 

Gerade auch vor dem Hintergrund sinkender natio- 
naler Forschungsaufwendungen und der Notwendig- 
keit, die finanziellen Rückflüsse aus dem EU-Haus- 
halt zu erhöhen und die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der bayerischen Universitäten langfristig zu 
erhalten, wird eine noch stärkere Beteiligung Bay- 
erns an den EU-Forschungs- und Bildungsprogram- 
men angestrebt. 

Zur Erreichung dieses Ziels können die Universitäten 
und Fachhochschulen durch intensive Nutzung der 
gebotenen Möglichkeiten und durch die Verbesse- 
rung der Kommunikation innerhalb der Hochschulen 
beitragen. 

Im Rahmen der internationalen Forschungskoopera- 
tion soU die Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Münchner Universitäten und den Universitäten in 
Paris und den Regionen des Grand-Sud verstärkt 
werden. Zu diesem Zweck wird in Kürze das baye- 
risch-französische Wissenschaftszentrum gegründet 
werden, das von bayerischer Seite mit 300 000,- DM 
jährlich ausgestattet ist. Das Zentrum soll in ver- 
schiedenen Wissenschaftsbereichen gemeinsame For- 
schungsprojekte durchführen. 


Berliner Hochschulen sowie der außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen gestützt. 

Die wesentliche Leistung der Forschungspolitik Ber- 
lins nach der Einheit besteht in der erfolgreichen Ge- 
staltung einer einheitlichen Forschungslandschaft 
in beiden Teilen der Stadt. Dies betrifft sowohl den 
institutionellen Aufbau als auch die thematische 
Strukturierung. Berlin muß sich seinen künftigen 
Aufgaben als Wirtschaftsstandort, Hauptstadt und 
Regierungssitz, als impulsgebende, lebendige Metro- 
pole noch stärker als bisher stellen. Der Wissen- 
schaftsstandort soU weiter ausgebaut, seine Vorteile 
konsequenter genutzt und die Kapazitäten profiliert 
und gebündelt werden. 

Forschungsförderung in Berlin soU international 
wettbewerbsfähige Strukturen schaffen. Neue Auf- 
gaben können nicht durch einfaches Hinzufügen 
neuer Einrichtungen angegangen werden, sie for- 
dern vielmehr die Überprüfung des Bestehenden 
und neue Prioritäten. Notwendige Strukturentschei- 
dungen müssen auf den vorgesehenen Begutachtun- 
gen und danüt verbundenen Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrats aufbauen. Die Evaluierung der in Ber- 
lin ansässigen Einrichtungen der Blauen Liste durch 
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den Wfissenschaftsrat, die bisher gute Ergebnisse ge- 
zeigt hat, wird voraussichtlich Ende 1998 abgeschlos- 
sen sein. Ziel der Berhner Forschungspolitik ist es, 
daß aUe wissenschafthchen Einrichtungen in Berün 
einer vergleichbaren Bewertung unterzogen werden. 
Anhand der Ergebnisse soll das forschungspohtische 
Konzept Berhns weiterentwickelt werden, das sich 
an den bereits im Bundesbericht Forschung 1996 an- 
gesprochenen Schwerpunkten Biomedizin/Biotech- 
nologie, Materialwissenschaften, Verkehrsforschung, 
Informationstechnik und Umweltforschung orientiert, 
ln diesem Zusammenhang wird gegenwärtig die Ein- 
richtung eines Forschungsrats diskutiert. 


Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Die Hochschulen in Berlin sollen auf Dauer rd. 
85 000 Studienplätze haben. Die Studienplatzredu- 
zierung um rund 15 000 gegenüber der im Hoch- 
schulstrukturplan 1993 vorgesehenen Zahl ist der 
wirtschaftlichen Entwicklung in Berhn wie auch im 
Bundesgebiet und den damit verbundenen finanziel- 
len Zwängen für die öffenthchen Haushalte geschul- 
det. Sie wurde mit dem Ziel vorgenommen, über- 
schaubare Hochschuleinheiten mit einer ausgewoge- 
nen Fächerstruktur zu erreichen. Mit der Vorlage 
„Hochschulstandort Berlin - Eckdaten und Rahmen- 
vorgaben für die Entwicklung und Struktur zu Beginn 
des nächsten Jahrhunderts“ hat der Senat von Berhn 
am 21. Oktober 1997 die finanziellen Rahmenbedin- 
gungen für die Jahre 1997 bis einschheßüch 2000 so- 
wie die hochschulpolitischen Leitlinien beschlossen. 
Die Hochschulen sind nunmehr aufgefordert, diesen 
Rahmen durch eigene Struktur- und Entwicklungs- 
pläne auszufüllen und zu konkretisieren, die von aus- 
wärtigen Expertenkommissionen begutachtet werden 
sollen. Der Senat von Berün hat mit den Hochschulen 
Verträge abgeschlossen. Darin verpfüchtet sich das 
Land Berlin zur Gewährung von festen Zuschüssen 
für konsumtive Zwecke an die staatlichen Berliner 
Kuratorialhochschulen bis zum 31. Dezember 2000. 
Hierdurch wird den Hochschulen für ihre Entwick- 
lung in den kommenden Jahren die erforderüche 
Planungssicherheit gegeben. 

Angesichts der knapper gewordenen finanziellen 
Mittel sind insbesondere in den kostenintensiven 
Forschungsbereichen die Schwerpunkte und Profil- 
büdungen abzustimmen. Für die Naturwissenschaf- 
ten der drei Universitäten wird auf der Grundlage 
der Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Aus- 
bau in Adlershof und der Begutachtung durch eine 
mit auswärtigen Sachverständigen besetzte Kommis- 
sion ein abgestimmtes Konzept vorgelegt. 

Den Universitäten ist durch einen Beschluß des Ab- 
geordnetenhauses von Berün vom 28. Februar 1997 
die Auflage erteüt worden, bei der internen Mittel- 
vergabe der extern evaluierten Forschung oberste 
Priorität einzuräumen. Die Drittmittelbilanz der Berü- 
ner Universitäten ist weiterhin positiv. Im Jahr 1996 
konnten 347,6 Mio DM (einschl. Hochschulmedizin) 
eingeworben werden. An den Berliner Universitäten 
wurden 1997 durch die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft (DFG) 15 Sonderforschungsbereiche, 26 Gra- 


duiertenkoüegs und zwei Innovationskoüegs geför- 
dert. 

Die Universitäten sind maßgebüch an der Entwick- 
lung der o. g. regionalen Forschungsschwerpunkte 
beteiügt. Sie arbeiten mit den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen in den von der DFG geför- 
derten Bereichen sowie in den von Berün finanzier- 
ten zwöJf Interdisziplinären Forschungsverbunden 
(IFV's) zusammen. Darüber hinaus sind zur Zeit rund 
40 Professoren auf der Grundlage von Kooperations- 
vereinbarungen gemeinsam berufen. 

Die vom Land Berün mit Vorrang betrachteten 
Schwerpunktbereiche der Forschung erscheinen für 
eine regionale Strukturbildung besonders gut ge- 
eignet, da hier nicht nur hervorragendes Potential 
in Universitäten und Forschungseinrichtungen, son- 
dern auch großer Forschungsbedarf vorhanden ist. 

Naturwissenschaften und Technologie sind aUein 
keine ausreichende Basis für den Innovationsstand- 
ort. Angesichts der Komplexität und Dynamik geseü- 
schaftücher und wirtschaftücher Entwicklungen sind 
die Geistes- und Sozialwissenschaften, aber auch 
zweckfreie Grundlagenforschung ebenso gefordert. 
Die Vieüalt der Berüner Forschungslandschaft kann 
hier fruchtbar gemacht werden. Die Akzeptanz neuer 
Technologien ist von einem bestimmten geseüschaft- 
üchen Diskussionsstand und einem kultureüen Kon- 
text abhängig. Gerade Nähe und Interaktion zwi- 
schen Sozial-, Geistes-, Natur- und Technikwissen- 
schaften sind eine günstige Voraussetzung für ein 
Innovationsküma. Berün bietet mit seinen Einrich- 
tungen, wie Wissenschaftskolleg, Wissenschaftszen- 
trum, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berün-Brandenburgische Akademie der Wissen- 
schaften, drei Geisteswissenschaftüchen Zentren etc. 
optimale Bedingungen. 

Hier findet sich auch das qualifizierte Expertise- 
potential, das für die Poütikberatung und Femkom- 
petenz, also die Befähigung zur Erschüeßung frem- 
der Kulturen und Wirtschaftsräume, in der Bundes- 
hauptstadt benötigt wird. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Zur Überwindung von Innovationsschwächen der 
Berüner Wirtschaft sind die Kooperation mit Wissen- 
schaft und Forschung sowie der Wissenstransfer won 
besonderer Bedeutung. Hierauf setzen die Konzepte 
des Senats für den Wissenschafts- und Wirtschafts- 
standort Adlershof, (WISTA) und den Biomedizini- 
schen Forschungscampus Berlin-Buch. 

Adlershof soll Kompetenzzentrum auf Gebieten von 
herausragender nationaler Bedeutung werden: Neue 
MateriaüenA^erfahren bzw. Fertigungstechnik; La- 
sertechnik/Photonik und Umwelttechnik. Auf bauend 
auf seinen eigenen Forschungs- und Lehrpotentia- 
len soll der WISTA die vielfältigen Potentiale der 
gesamten Berüner Forschungslandschaft bündeln 
und mitteüristig 10 000 bis 30 000 Arbeitsplätze 
schaffen. Gegenwärtig arbeiten in Adlershof insge- 
samt 14 wissenschaftüche Einrichtungen und rund 
230 Wirtschaf tsuntemehmen. Kern für eine künftige 
hochtechnologieorientierte Forschung ist die Hoch- 
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brillanz-Synchrotron-Strahlungsquelle (BESSY II), 
deren Inbetriebnahme für 1998 vorgesehen ist. Die 
Verlagerung der Naturwissenschaften der Hum- 
boldt-Universität beginnt 1998. Im Zusammenhang 
mit der Entwicklung zu einem Kompetenzzentrum 
Biomedizin/Biotechnologie entsteht in Buch auf 
einem 370 000 m^ großen, überwiegend landes- 
eigenem Gelände um das Max-Delbrück-Centrum 
ein biomedizinischer Wissenschaftspark, der ein 
Modell für die enge Vernetzung von Grundlagenfor- 
schung mit khnischer Forschung und Wirtschaft 
darstellt. 

Berhn ist internationales Kompetenzzentrum in der 
Verkehrssystemtechnik. Aufgrund der Agglomera- 
tion von Industrie, großen Verkehrsbetrieben und 
Wissenschaftseinrichtungen hegt der Schwerpunkt 
auf der Bahntechnik und der Vernetzung von Ver- 
kehrsträgern. Herausragende Beteihgte sind die 
Technische Universität, der Forschungs- und An- 
wendungsverbund Verkehrssystemtechnik (FAV) 
sowie die ansässigen Produktions- und Forschungs- 
bereiche von Daimler-Benz, Siemens und ADtranz. 
Im FAV wurde gemeinsam ein Leitprojekt für den 
vom BMBF ausgeschriebenen Wettbewerb „Mobili- 
tät in Ballungsräumen" formuliert. Die in diesem 
Rahmen entstandene Mobihtätsinitiative Berlin- 
Brandenburg ist eines von bundesweit 13 Projekten, 
die nach einer Vorauswahl des BVIBF aus insgesamt 
155 Anträgen Aussicht auf Bundesfördemüttel in 
zweistelhger Milhonenhöhe haben. Als weiterer Er- 
folg kann der Bau eines Smart-Car-Motors in Berhn 
verbucht werden. 

Durch die Ansiedlung entsprechender Institute der 
Hochschulen, der Blauen Liste sowie der Fraunhofer- 
GeseUschaft und Unternehmen ist Berhn nationales 
Kompetenzzentrum in der Hochgeschwindigkeitsda- 
tenkommunikation und der Mikrosystemtechnik. Die 
vielfältigen Kapazitäten werden in den IFV's gebün- 
delt und entwickelt. 

Auf Initiative der Technologiestiftung Berhn (TSB) 
startete im Dezember 1996 das aus dem Innovations- 
programm der Europäischen Union finanzierte RITTS 
(Regional Innovation Technology Transfers Strate- 
gies) Projekt. Durch dieses Projekt ist Berhn als Mit- 
ghed eines Netzwerks von rund 60 Regionen in einen 
EU-weiten Erfahrungsaustausch über regionale In- 
novationspohtik eingebunden. 

Von großer Bedeutung für den Innovationsprozeß 
von Unternehmen ist die Bereitstellung von Risiko- 
kapital im Rahmen des Innovationsfonds. Mit dem 
Mittelstandsförderprogramm unterstützt der Berli- 
ner Senat projektbezogen den betriebsintemen 
Prozeß der Produktoptimierung, -emeuerung und 
-diversifizierung. Im Rahmen des Programms zur 
Förderung der industriehen Technologieentwick- 
lung werden vorrangig Kooperations- und Verbund- 
projekte in ausgewählten Schlüsseltechnologie- 
bereichen gefördert. Darüber hinaus steht der Per- 
sonaltransfer in Form projektbezogener Einsätze 
von qualifizierten Hoch- und Fachhochschulabsol- 
venten in kleinen und mittleren Unternehmen eine 
wirksame Komponente des Know-how-Transfers 
dar. 


Internationale Zusammenarbeit \ 

Die Berliner Hochschulen und Forschungseinrichtun- 
gen zeichnet traditioneh eine große internationale 
Aufgeschlossenheit aus. Es bestehen derzeit rund 
400 Partnerschaftsvereinbarungen mit Hochschulen 
und Forschungsinstitutionen in anderen Ländern. 
Die Hochschulen verfügen über etwa 60 Institute, die 
sich mit der Sprache, Kultur, Geschichte und Gegen- 
wart einzelner Länder befassen, und bieten Lehrver- 
anstaltungen in mehr als 40 außereuropäischen Spra- 
chen an. Über 17 000 ausländische Studierende be- 
finden sich z. Z. an Berhner Hochschulen, dies sind 
rund 11 % der Studierenden insgesamt. 

Bemerkenswert ist das europäische Engagement der 
Berhner Hochschulen. Im Jahr 1996 wirkten sie an 
238 Hochschulkooperationsprogrammen im Rahmen 
des ERASMUS-Programms mit. Desweiteren arbei- 
ten die Berhner Hochschulen in einer Reihe euro- 
päischer Netzwerke und beteihgen sich aktiv am 
Europäischen Berufsbildungsprogramm LEONARDO 
DA VINCI, am Programm TEMPUS mit den mittel- 
und osteuropäischen Staaten und der GUS, an der 
Aktion Jean Monnet und am Programm der Euro- 
päischen Union mit den USA. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Frauenförderung 

Auch an den Berhner Hochschulen ist die Repräsen- 
tanz von Frauen immer noch dadurch charakteri- 
siert, daß den deuthchen Steigerungen im Frauen- 
anteil bei den Studierenden bisher keine vergleich- 
bare Steigerung bei der wissenschafthchen Qualifi- 
zierung und bei den Professuren gegenüberstehen. 
An den Hochschulen im Ostteil Berlins, an denen 
aUe Professuren neu besetzt wurden, gibt es jedoch 
den höchsten Frauenanteil in Deutschland mit 
durchschnittlich 16,8% zu 5,2% im Bundesver- 
gleich. Solange der Professorinnenanteil an den Ber- 
hner Hochschulen noch deuthch unter 50 % hegt, ist 
es notwendig, Nachwuchswissenschaftlerinnen be- 
sonders zu fördern. Berhn ist das derzeit einzige 
Land, das die Nachwuchsförderung durch ein C 1/C 
2-SteUenprogramm mit einem Finanzvolumen von 
5 Mio DM jährhch und insgesamt 60 C 1/C 2-SteUen 
betreibt. 

Landesinitiative 

„Der Berliner Weg in die Informationsgesellschaft“ 

Die im Juh verabschiedete Landesinitiative ver- 
folgt das Ziel, den Strukturwandel Berhns hin 
zur InformationsgeseUschaft zu unterstützen und 
Wirtschaft und GeseUschaft mit Hihe der Medien- 
und Kommunikationstechnologien grundlegend zu 
modernisieren. Die Berhner Wissenschaft hat in 
dieser Initiative eine Schlüsselfunktion. Sie ist 
Impulsgeber für die zukünftigen Leitprojekte, Be- 
gleiter bei deren Umsetzung und Partner beim 
Aufbau von Kooperationen zur Wirtschaft und zu 
geseUschafthchen Institutionen. Wissenschaft und 
Forschung erfühen eine wichtige Querschnittsauf- 
gabe für alle fünf Fachkreise der Initiative. Im 
Fachkreis „Berhn - Stadt des Wissens" stehen sie 
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selbst im Zentrum. Die im Rahmen der Vorbereitun- 
gen angefertigte Bestandsaufnahme von vorhande- 
nen Berliner Projekten und Initiativen beweist das 
außerordentliche Potential, das Berlin und insbeson- 
dere seine wissenschaftlichen Einrichtungen zum 
Aufbau der Informationsgesellschaft bereits haben. 
Die Initiative hat das Ziel, diese Potentiale aufzu- 
greifen und weiterzuentwickeln, unter ein einheit- 


4. Brandenburg 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Im Wettbewerb der Regionen leisten Wissenschaft 
und Forschung einen erheblichen Beitrag zur wirt- 
schaftlichen und sozialen Stabilität in Brandenburg. 
Von Beginn an gehört es zu den Hauptzielen der 
brandenburgischen Landesregierung, eine leistungs- 
fähige und kreative Wissenschafts- und Forschungs- 
landschaft aufzubauen. Mit höchster forschungspoli- 
tischer Priorität wird die Zielsetzung einer kontinu- 
ierlichen Entwicklung der Brandenburger Wissen- 
schafts- und Forschungseinrichtungen zur weiteren 
Festigung der international anerkannten Stellung 
verfolgt. Hiermit korrespondiert das Ziel der For- 
schungspolitik des Landes Brandenburg, eine weite- 
re Verbesserung der Wissens- und Technologietrans- 
ferfähigkeit von Wissenschaft und Forschung herbei- 
zuführen, um gleichzeitig die wachsende Aufnahme- 
fähigkeit für Transferleistungen auf der Seite der 
Wirtschaft zu bedienen. Der Forschungsbereich ent- 
wickelt sich insofern auch zunehmend zu einem In- 
strument der Regional- und Strukturpohtik, die nicht 
zuletzt auf den Abbau noch bestehender strukturel- 
ler Wirtschaftsdefizite zielt. 


Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Hochschulen und außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen sind in Brandenburg - wie überall - struk- 
turprägende Standortfaktoren, deren Existenz die 
Attraktivität für die Ansiedlung von Unternehmen er- 
höht, da sie insbesondere kleinen und mittleren Un- 
ternehmen den für den erfolgreichen Wettbewerb 
notwendigen Anschluß an das wissenschaftliche 
Innovationspotential ermöghchen. Insbesondere die 
Möghchkeiten der Forschung im Verbund zwischen 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie 
Industrie- und Dienstleistungsuntemehmen werden 
durch eine leistungsfähige Wissenschafts- und For- 
schungsstruktur erheblich gefördert. 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen schaffen 
nicht nur qualitativ hochwertige Arbeitsplätze, bü- 
den hochqualifizierte Arbeitskräfte aus oder erhöhen 
die Zahl der Aufträge für regionale Versorgungs- 
und Dienstleistungsbetriebe. Ihr besonderer struktu- 
reller Effekt liegt vielmehr in den durch Wissens-, 
Personal- und Technologietransfer ausgelösten Im- 


liches Dach zu stellen und nach außen zu präsen- 
tieren. 

Informationen zur Berhner Forschungslandschaft 
können über Internet unter http://www.berhn.de/ 
deutsch/pohtik/Senwfk/ abgerufen werden. Voraus- 
sichthch im Herbst 1998 wird eine Neuausgabe des 
Berliner Forschungsberichts erscheinen. 


pulsen für Forschungs-, Produktions- und Dienst- 
leistungsausgründungen. 

Die Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
Brandenburgs sind auch u. a. aufgrund ihrer um- 
fänghchen Drittmitteleinwerbung ein Wirtschaftsfak- 
tor. Die brandenburgischen Hochschulen haben im 
Jahr 1996 Drittmittel in Höhe von mehr als 90 Mio 
DM eingeworben; dies entspricht mehr als 550 Dritt- 
mittelstellen. Die Helmholtz-Zentren und die Insti- 
tute der Blauen Liste haben einen stetig wachsenden 
Anteil an eingeworbenen Drittmitteln. Nach 1995 mit 
einem Drittmittelvolumen von ca. 21 Mio DM und ei- 
nem Aufwuchs in 1996 auf ca. 32 Mio DM kann für 
1997 ein Drittmittelvolumen von ca. 45 Mio DM er- 
wartet werden. Mit diesen Forschungsprojektmitteln 
werden über die Planstellen der Forschungsinstitute 
hinaus zusätzlich ca. 500 hochqualifizierte Wissen- 
schaftler in Brandenburg eine Beschäftigung finden 
können. Erste Untersuchungen bestätigen, daß Be- 
triebshaushalte, Baumvestitionen, Drittmittel und er- 
zielte Einkommen in der Forschung bis zu ca. 80 % in 
Brandenburg verausgabt und damit unmittelbar im 
Land beschäftigungswirksam werden. 

Den im Wissenschaftspark „Albert Einstein'' auf dem 
Potsdamer Telegrafenberg angesiedelten mtematio- 
nal renommierten Forschungsemrichtungen werden 
verbesserte Forschungsperspektiven durch Festle- 
gung einer 2. Ausbaustufe des Wissenschaftsparks 
geboten. Im Rahmen der 2. Ausbaustufe werden er- 
hebliche Bauinvestitionen (24 Mio DM) mit hohem 
Bundesanteil in Potsdam reahsiert, die Arbeitsplätze 
schaffen oder erhalten helfen. Von den geplanten 
Bauinvestitionen profitieren insbesondere das Geo- 
ForschungsZentrum Potsdam (GFZ), das Potsdam-In- 
stitut für Klimafolgenforschung (PIK) und die Potsda- 
mer Forschungsstelle des Alfred-Wegener-Instituts 
für Polar- und Meeresforschung (AWI). 

Im Herbst 1996 hat der Wissenschaftsrat in einer Stel- 
lungnahme dem Aufbau eines Wissenschaftsparks in 
Golm bei Potsdam zugestimmt, der die Mathema- 
tisch-Naturwissenschaftliche Fakultät der Universität 
Potsdam, die Max-Planck-Institute für KoUoid- und 
Grenzflächenforschung, für molekulare Pflanzenphy- 
siologie und für Gravitationsphysik, das Fraunhofer- 
Institut für Angewandte Polymerforschung und spä- 
ter auch die Außenstelle Biochemische Ökotoxikolo- 
gie des Fraunhofer-Instituts für Umweltchemie und 
Ökotoxikologie beherbergen wird. Für 1998 ist die 


1 7Q 



Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Fertigstellung der Max-Planck-Institute geplant, de- 
ren Richtfest im September begangen wurde. Das In- 
vestitionsvolumen beträgt rund 140 Mio DM, das 
durch Zuwendungen von Bund und Ländern, davon 
16,9 Mio DM als Sondemiittel vom Land Branden- 
burg, bereitgesteUt wird. Der Bau des ersten Ab- 
schnittes des Verfügungsgebäudes für die Universi- 
tät Potsdam mit einem Volumen von ca. 84 Mio DM 
startete mit einem symbolischen Spatenstich am 
6. November 1997. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft hat 1997 mit dem Neu- 
bau des Fraunhofer-Instituts für Angewandte Poly- 
merforschung in Gohn begonnen. Die Gesamtinvesti- 
tionskosten betragen 62,6 Mio DM, von denen 50% 
über EFRE-Mittel und je 25% durch Bundes- und 
Landesmittel finanziert werden. Die Maßnahme wird 
1999/2000 abgeschlossen sein. 

Weitere Schwerpunktbereiche für Investitions- und 
Baumaßnahmen bilden beispielsweise die beiden 
Blaue Liste-Einrichtungen Institut für Halbleiterphy- 
sik (IHP) in Frankfurt (Oder) und Deutsches Institut 
für Ernährungsforschung (DIfE) in Potsdam-Reh- 
brücke. Das Forschungsprogramm des IHP soll künf- 
tig verstärkt auf die industrierelevante Halbleiterfor- 
schung ausgerichtet werden. Gemeinsam mit dem 
BMBF als Zuwendungsgeber ist ein Institutsneubau, 
einschheßhch der Schaffung modernster Reinstraum- 
bedingungen geplant. Das Investitionsvolumen ein- 
schließhch Gerätegrundausstattung beträgt 128 Mio 
DM, wobei 75 % über EFRE-Mittel finanziert werden 
sollen. Im Rahmen des EFRE sind auch für Bau- und 
Sanierungsvorhaben des DIfE für den Zeitraum 
1997-1999 Investitionen in Höhe von 69,5 Mio DM 
für den Neubau eines Laborgebäudes zur Unterbrin- 
gung der Abteilungen „Emährungstoxikologie", 
„Immunologie" und „Vitäminstoffwechsel und Athe- 
rosklerose" sowie zur Schaffung einer Respirations- 
kammer vorgesehen (davon EFRE 50 %). Die geplan- 
ten Baumaßnahmen ermöghchen ernährungsphysio- 
logische Untersuchungen auf international kompeti- 
tivem Niveau. 


Technologieförderung und Technologietransfer 

Leitlinie für Technologieförderung und Technologie- 
transfer ist die 1994 beschlossene und jährhch fortge- 
schriebene Landestechnologiekonzeption. Zur Tech- 
nologieförderung des Landes zählen neben einer 
breiten Palette verschiedener Fördermaßnahmen der 
„Technologieinitiative Brandenburg" im wesentli- 
chen der Innovationsfonds Brandenburg und der 
Seed Capital Fund Brandenburg. 

In den Förderprogrammen „Technologie- und Grün- 
derzentren", „Technologie- und Innovationsbera- 
tungsstellen", „Produkt- und Verfahrensinnovatio- 
nen", „Einsatz von Innovationsassistenten" und im 
Rahmen sonstiger Maßnahmen wurden von 1991 bis 
1996 rd. 845 Vorhaben mit einer Gesamtsumme von 
rd. 200 Mio DM gefördert. Dabei beschäftigt die 
Mehrzahl der begünstigten Unternehmen weniger 
als 20 Mitarbeiter. 

In den bereits eingerichteten Technologie- und 
Gründerzentren hat sich im Berichtszeitraum die An- 


zahl der Unternehmen auf mehr als 300 mit ca.»l 600 
Beschäftigten erhöht. Damit erwies sich der strüktur- 
pohtische Ansatz, in den Regionen mit der Förderung 
von Technologiezentren Kristallisationskeime zum 
Aufbau eines technologieorientierten Mittelstandes 
zu fördern, als richtig. 

Im Januar 1997 konnte mit dem Technologiezentrum 
Verkehrstechnik Hennigsdorf eine Einrichtung eröff- 
net werden, die wegen des integrierten Zusammen- 
wirkens der Fraunhofer-GeseUschaft, der Branden- 
burgischen Technischen Universität Cottbus und 
dem Unternehmen ADtranz eine herausragende 
Standortattraktivität aufweist. 

Insgesamt gibt es im Land Brandenburg bereits 
19 Technologie- und Gründerzentren, allerdings in 
unterschiedlichen Stadien (Vorbereitung, Auf- und 
Ausbau). Sie haben eine durchschnitthche Ausla- 
stungsquote von 77 %. Diese Zentren wurden nüt bis- 
her rd. 199 Mio DM aus Mitteln des Landes, des Bun- 
des und der EU gefördert. An den Fachhochschulen 
des Landes Brandenburg sowie an der Brandenbur- 
gischen Technischen Universität Cottbus und der 
Universität Potsdam sind Technologieberatungsstel- 
len tätig, die den Wissens- und Technologietransfer 
von den Hochschuleinrichtungen in die Wirtschaft 
des Landes initiieren und begleiten. Eine von Bund 
und Land geförderte Technologietransferstelle für 
die Lebensmittel- und Verarbeitungswirtschaft arbei- 
tet am Institut für Getreideverarbeitung in Bergholz- 
Rehbrücke. 

Seed Capital Fund und Innovationsfonds Branden- 
burg (seit 1993) unterstützen vor allem technologie- 
orientierte, innovative Unternehmen bei der Über- 
windung ihres Eigenkapitalmangels. Bisher hat der 
Seed Capital Fund 6,2 Mio DM Eigenkapital für ins- 
gesamt 13 Technologieunternehmen zur Verfügung 
gestellt. In den Beteihgungsunternehmen sind inzwi- 
schen mehr als 150 hochqualifizierte Mitarbeiter be- 
schäftigt. Der Innovationsfonds wurde bis Ende 1996 
durch 20 mittelständische Unternehmen für Beteili- 
gungen und Darlehen von insgesamt 10,2 Mio DM in 
Anspruch genommen. 

Innerhalb der Arbeitsplatzstrategie des Landes Bran- 
denburg kommt dem Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (MWFK) u. a. die Aufgabe zu, 
die Förderung des Wissens- und Technologietrans- 
fers unter der Zielstellung direkter beschäftigungs- 
wirksamer Effekte zu intensivieren, der mit einer Rei- 
he integrierter sektoraler/regionaler Projekte mit Mo- 
deUcharakter entsprochen wird. 

Unter dem Dach „Innovationsmarkt Brandenburg" 
organisierte die TIN.A. Brandenburg GmbH auch 
1996 Gemeinschaftsstände auf technologieorientier- 
ten, überregionalen Messen. Dazu zählten insbeson- 
dere die CeBIT '96 und die Hannover Messe, die als 
internationale Leitmessen den Ausstellern überregio- 
nale Kontakt- und Absatzmöghchkeiten bieten. Im 
Jahr 1996 nutzten 21 Unternehmen und 11 Wissen- 
schaftseinrichtungen aus Brandenburg die Möglich- 
keit zur Teilnahme an den Gemeinschaftsständen 
des Landes unter der Koordination der TIN.A. Bran- 
denburg GmbH. 
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Internationale Zusammenarbeit 

Der weitere Ausbau der Wissenschafts- und For- 
schungsinfrastruktur schafft die Voraussetzungen 
zum verstärkten Einsatz von Mitteln der Euro- 
päischen Union zur weiteren Entwicklung von Wis- 
senschaft, Forschung und Wirtschaft. Eine Reihe 
von Forschungsinstituten ist an der Durchführung 
international bzw. europäisch geförderter For- 
schungsprojekte beteüigt. Beispielsweise ist das 
GeoForschungsZentrum Potsdam federführend an 
der Durchführung des Internationalen Bohrpro- 
gramms (ICDP) in den Geowissenschaften mit Part- 
nern aus den USA, China und Japan beteiügt. 
Im Bereich der Ernährungsforschung ist das Deut- 
sche Institut für Emähmngsforschung (DIfE) seit 
1994 an der Europäischen Kohortenstudie EPIC (Eu- 


5. Freie Hansestadt Bremen 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Für die Entwicklung der Hochschulen des Landes 
und der außeruniversitären Forschung waren in den 
letzten Jahren folgende Fakten bestimmend: 

- Aufgrund der Haushaltsnotlage war keine Steige- 
rung der Ausgaben des Landes mehr mögüch, ob- 
wohl die Ausstattung Bremens mit wissenschaft- 
hcher Infrastruktur noch hinter der anderer Ober- 
zentren zurückbleibt. Der Strukturwandel in den 
Hochschulen konnte daher nur aus dem begin- 
nenden Generationswechsel gestaltet werden. 

- Im Rahmen des Investitionssonderprogramms des 
Landes, in dem der Wissenschaftsbereich mit 21 % 
eine herausragende Stellung einnimmt, konnten 
gleichwohl in den Teilbereichen, die besondere 
Wirkung für die wirtschafüiche Entwicklung des 
Landes versprechen und der Unterstützung des 
Strukturwandels der bremischen Wirtschaft die- 
nen, Ausbaumaßnahmen in erhebhchem Umfang 
vorgenommen werden, Hierfür standen in den 
Jahren 1994 bis 1997 insgesamt 140 Mio DM zur 
Verfügung. ' 

- Schwerpunkte dieses Ausbaus waren die Verstär- 
kung des Transfers wissenschafthcher Erkennt- 
nisse in die regionale Wirtschaft, die Unterstüt- 
zung des Aufbaus von „Centers of Excellence " , 
die Modernisierung und Ergänzung des Studien- 
angebots von Universität und Fachhochschulen 
insbesondere auf Gebieten von besonderer Bedeu- 
tung für die regionale Wirtschaft und die Schaf- 
fung der räumhchen und apparativen Vorausset- 
zungen für die Arbeit dieser Einrichtungen. 

- Unter Beachtung der regionalen Stärken und 
Schwächen und der Nutzung von Standortvortei- 
len durch die regionale Wirtschaft wurden die 
folgenden Schwerpunkte für die Standorte Bre- 
men/Bremerhaven ausgewählt: Umweltforschung/ 


ropean Prospective Investigation into Cancer and 
Nutrition) beteihgt. 

Internationale Zusammenarbeit in Forschung, Lehre 
und bei der Heranbildung des wissenschafthchen 
Nachwuchses, die Förderung des Austausches mit 
ausländischen Hochschulen und anderen wissen- 
schafthchen Einrichtungen und die Berücksichtigung 
der spezifischen Bedürfnisse ausländischer Studie- 
render gehören zu den originären Aufgaben der 
brandenburgischen Hochschulen. Besonders ausge- 
prägt ist die Verwirkhchung dieser Ziele an der Euro- 
pa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder). Diese inter- 
nationale Ausrichtung betrifft den Arbeitsgegen- 
stand „Europa", die Zusammensetzung der Studen- 
tenschaft - ein Drittel sind polnische Studierende - 
sowie die gemeinsame Errichtung des CoUegium Po- 
lonicum in Slubice. 


Umwelttechnologien, Informationswissenschaften, 
Mikrotechnologie, Logistik, Biotechnologie, Welt- 
raumforschung, Materialwissenschaften, Wirt- 
schaftswissenschaften, Europäische und interna- 
tionale Dimension, Gesundheitswissenschaften. 

Erste Effekte der Maßnahmen sind bereits erkenn- 
bar: 

- Untemehmensgründungen sind im Bereich der 
luK-Technologien, der Biotechnologie und der 
Umwelttechnik bereits eingetreten oder in kon- 
kreter Planung. Zur Verstärkung dieser Effekte 
wurden im Innovationsprogramm geeignete För- 
derstrukturen entwickelt. 

- Der Transfer von Wissen in vorhandene Unterneh- 
men hat sich weiter verbessert und wird zukünftig 
in Umsetzung der Ergebnisse eines EU-geförder- 
ten Strategiefindungsprojekts mit Beratung euro- 
päischer Experten strukturell optimiert. Hierzu fin- 
den zwischen den Ressorts Wirtschaft und Wissen- 
schaft, aber auch zwischen den beteüigten Ein- 
richtungen und Unternehmen enge Abstimmun- 
gen statt. 

- Erfolgreicher Transfer von Innovationen aus der 
Wissenschaft in die Wirtschaft stößt auf Barrieren, 
die aus Qualifikationsdefiziten entstehen. Ein Ver- 
schränken von Technologieförderung und Quahfi- 
zierung wird daher immer wichtiger. Mit dem im 
Investitionssonderprogramm vorgesehenen Maß- 
nahmenbündel werden hier Verbesserungen er- 
reicht. 


Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Träger der institutionell geförderten Forschung in der 
Freien Hansestadt Bremen sind die Universität Bre- 
men, die Hochschule für Künste Bremen und je eine 
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Fachhochschule in Bremen und Bremerhaven sowie 
die außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 

Einrichtungen der gemeinsamen Forschungsförde- 
rung durch Bund und Länder nach Artikel Ib GG 
sind: 

- das Helmholtz-Zentrum Alfred-Wegener-Institut 
für Polar- und Meeresforschung (AWI). Der Stif- 
tung AWI ist zum 1. Januar 1998 die Biologische 
Anstalt Helgoland (bis zu diesem Zeitpunkt nach- 
geordnete Behörde des BMBF) mit den Inselstatio- 
nen auf Helgoland und Sylt angeghedert worden. 
Dadurch wurde die biologische Meeresforschung 
der Stiftung erheblich gestärkt; 

- das Max-Planck-Institut für marine Mikrobiologie, 

- das Fraunhofer-Institut für angewandte Material- 
forschung sowie 

- das Deutsche Schiffahrtsmuseum Bremerhaven 
(Forschungsmuseum der WBL). 

Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen im 
Lande Bremen sind über Kooperationsverträge mit 
der Universität Bremen und im Einzelfall auch mit 
den Fachhochschulen verbunden; die leitenden Wis- 
senschaftler sind zugleich Professoren der Hochschu- 
len (gemeinsames Berufungsverfahren). 

Folgende Einzehnaßnahmen sind hervorzuheben: 

Der bedeutendste wissenschaftÜche Schwerpunkt im 
Lande Bremen ist die Meeres- und Polarforschung. 
Zur Verstärkung wurde in den letzten Jahren 

- die Tiefseeforschung am AWI aufgebaut und 

- dieser Schwerpunkt ergänzt durch das „Zentrum 
für Marine Tropenökologie'' an der Universität 
Bremen, das z. Zt. durch ein gemeinsam vom 
BMBF und dem Land Bremen gefördertes Lang- 
zeitprojekt „Ökologie tropischer Küstenregionen" 
ausgebaut wird. Dabei handelt es sich um das Ver- 
bundprojekt „Mangrove Dynanücs and Manage- 
ment - MADAM" und zum anderen um den Auf- 
bau einer „Kontaktstelle für marine Tropenfor- 
schung". Die Laufzeit beträgt zehn Jahre. 

In der Universität wurde der Aufbau eines Zentrums 
für Umweltforschung und -technologie und eines For- 
schungsverbundes Umweltforschung und Technik 
begonnen. 

Seit Anfang der 90er Jahre haben die Kognitions Wis- 
senschaften an der Universität Bremen ein eigen- 
ständiges Profü entwickelt, das national und interna- 
tional Anerkennung gefunden hat. Die Universität 
Bremen hat disziplinenübergreifend ein „Zentrum 
für Kognitionswissenschaften“ als Zentrale Wissen- 
schaftliche Einrichtung gegründet. Der Zusammen- 
schluß von Biologen, Physikern, Informatikern und 
Psychologen führte zur Einrichtung des Sonderfor- 
schungsbereichs 517 „Neuronale Grundlagen kogni- 
tiver Leistungen" (gemeinsam nüt der Universität 
Oldenburg). 

Die Universität hat als gemeinsame Einrichtung meh- 
rerer Institute, deren Inhalte, Erfahrung und Kompe- 
tenzen sich vorteilhaft ergänzen, das Technologie- 
zentrum Informatik (TZI) eingerichtet. Gemeinsam 


ist allen die Orientierung an anwendungsbezogenen 
Fragestellungen. Das TZI versteht sich als Technolo- 
gie-Dienstleister und kooperiert nüt Firmen, Verbän- 
den und Institutionen. Zentrale Aufgabe ist die Wei- 
terentwicklung von Informatik-Technologien und der 
Transfer kompletter Softwarelösungen in die Unter- 
nehmen der Region. 

Im Zentrum für Mikrosystemtechnik (MCB) sind die 
Aktivitäten verschiedener Institute aus der Mikro- 
systemtechnik zusammengefaßt. Kernstück des an- 
wendungsbezogenen Zusammenschlusses sind fol- 
gende nach dem neuestem Stand der Technik ausge- 
stattete Institute: 

- das Institut für Mikrosensoren, -aktuatoren und 
-Systeme und 

- drei weitere Institute, die spezielle Ergänzungen 
einbringen. 

Als Partner für industrielle Hersteller ist MCB in der 
Lage, Mikrosystemlösungen von der Idee bis zur 
Kleinserie zu entwickeln. 

Werkstofftechnik, Verfahrenstechnik und Fertigungs- 
technik werden schwerpunktmäßig am Institut für 
Werkstofftechnik (IWT) betrieben. Hier wurde 1996 
ein Forschungs- und Demonstrationszentrum für um- 
weltverträgliche Fertigungsprozesse (ECO-Zentrum) 
eingerichtet, in dem Fertigungsverfahren, Anlagen 
und Maschinen für umweltverträgüche Fertigung 
von Komponenten des Maschinenbaus entwickelt 
werden. 

Der Forschungsschwerpunkt Hochpräzisionstechnik 
wird im Labor für Mikrozerspanung (LFM) in der 
Universität Bremen auf gebaut. In der Materialfor- 
schung ist in der Universität Bremen in Kooperation 
mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen ein 
Forschungsverbund entstanden, der sich schwer- 
punktmäßig mit mikrostrukturierten Kompositmate- 
rialien beschäftigt. Nach der jetzt abgeschlossenen 
Umstellung der Organisationsstruktur des Bremer 
Instituts für Betriebstechnik und angewandte Ar- 
beitswissenschaften (BIBA) stehen acht Fachabtei- 
lungen zur Verfügung, die gemeinsam mit den Un- 
ternehmen im Wirtschaftsraum Bremen technolo- 
gisch anspruchsvolle Ideen in praxisgerechte Lösun- 
gen Umsetzen. 

In der Sozialpolitik- und Gesundheitsforschung hat 
Bremen sich stark engagiert in der Alterssicherung 
und Pflegeversicherung, der Epidemiologie, in Pubhc 
Health und in der Gesundheitssystemforschung. 
Diese Bereiche werden wahrgenommen vom 

- Bremer Institut für Präventionsforschung und So- 
zialmedizin an der Universität (BIPS) und 

- dem Zentrum für Sozialpolitik (ZeS) der Universi- 
tät. 

Ergänzt wurde dieses um die Bereiche Rehabilitation 
und Pflege in der Universität durch das 1996 gegrün- 
dete Institut für Büdung und Forschung in Pflegewis- 
senschaft und Sozialgerontologie (BIFOPS). Zur wei- 
teren Vernetzung dieser Aktivitäten wird derzeit ein 
Forschungszentrum Pubhc Health in der Universität 
Bremen eingerichtet. 


182 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Im außerhochschuhschen rechtswissenschafthchen 
Institut „Zentrum für europäische Rechtspolitik" 
(ZERP) entwickelt sich die Forschung über die Euro- 
päisierung des Privatrechts, das Internationale Pri- 
vatrecht und das europäische Wirtschaftsrecht zu ei- 
nem neuen Schwerpunkt. Das 1996 in der Universität 
gegründete Institut für interkulturelle und internatio- 
nale Studien, das zu Fragen der Globalisierung und 
zu interkultureUen Beziehungen gegründete gleich- 
namige Komitee und das 1995 eingerichtete gemein- 
same Fremdsprachenzentrum der bremischen Floch- 
schulen sind Teil eines umfassenden Programms zur 
Stärkung von Intemationalität. Auf Schule und Leh- 
rerausbildung bezogene Forschungen wurden insbe- 
sondere im Bereich von Schulforschung/Schulbegleit- 
forschung und fachdidaktischer Forschung intensi- 
viert mit Schwerpunkten in Fremdsprachendidaktik 
und Multimedia. 

Die ForschungssteUe Osteuropa an der Universität 
hat ihr Forschungsprofü und -instrumentarium der 
dramatischen Öffnung des östhchen Europa entspre- 
chend ausweiten können. Insbesondere werden die 
Untersuchungsländer selbst stärker einbezogen mit 
Schwerpunktsetzung auf Gegenwarts-, Zeit- und 
Kulturgeschichte . 

Die 1995 gemeinsam mit Niedersachsen gegründete 
Stiftung Hanse-Wissenschaf tskolleg hat ihre Arbeit 
aufgenommen. Der Bau wird 1998 bezogen werden 
können. Im Flanse-WissenschaftskoUeg werden zu- 
künftig bis zu 25 besonders qualifizierte Wissen- 
schaftler für die Dauer eines akademischen Jahres 
wohnen und in enger Kooperation mit den Universi- 
täten Bremen und Oldenburg arbeiten können. Die 
gegenwärtigen Themenschwerpunkte hegen ün Be- 
reich der Neurobiologie, der Meeresbiologie und den 
Sozialwissenschaften. Die ersten Fellows haben ihren 
Aufenthalt begonnen. 

Aus Mitteln der DFG werden in der Urdversität Bre- 
men vier Sonderforschungsbereiche, drei Graduier- 
tenkoUegs und eine Forschergruppe gefördert. 

Die Praxis Orientierung der Fachhochschulen wird ge- 
nutzt, um die dort vorhandenen Potentiale für die 
Entwicklung und Anwendung neuer Technologien 
für die Region fruchtbar zu machen. Beispiele sind 
das Technologietransferzentrum an der Hochschule 
Bremerhaven (TTZ Bremerhaven) und das Institut für 
Aerospace-Technologie (lAT) in der Hochschule Bre- 
men. 

Die Entwicklung bei der Einwerbung von Drittmit- 
teln durch die bremischen Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen wies in den letzten Jahren 
weiterhin eine deutlich steigende Tendenz auf. So 
betrugen die Ist-Ausgaben der Universität Bremen 
aus Drittmitteln im Jahre 1996 rund 77 Mio DM. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Bremen hat im Rahmen der EU-Förderung von Be- 
ratungsmaßnahmen die regionalen Infrastrukturen 
für Technologietransfer und Innovationsförderung 
(RITTS) untersuchen lassen. Die Untersuchung wur- 
de von akkreditierten Experten aus den Staaten der 
EU durchgeführt. Diese sind zu der Auffassung ge- 


langt, daß die Transferinfrastrukturen im Lande Bre- 
men im internationalen Vergleich sehr gut ausgebaut 
sind. Auf dem in Bremen erreichten hohen Niveau 
zeigt sich jedoch, daß die Kooperation von Wirtschaft 
und Wissenschaft noch nicht so weit gediehen ist, 
wie es bei den vom Land geschaffenen Vorausset- 
zungen möglich wäre. 

Um diesen Prozeß nachhaltig zu fördern, wurden ver- 
schiedene Maßnahmen vorgeschlagen, die sich im 
Kern konzentrieren auf 

- die Verbesserung der Kommunikations- und Ko- 
operationsbeziehungen zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft; 

- die Verbesserung der Infrastrukturen für den 
Technologiepark Universität Bremen; 

- die Verbesserung der Voraussetzungen der Fach- 
hochschulen für Projektkooperationen mit der 
Wirtschaft; 

- die Empfehlung, gezielt Unternehmensgründun- 
gen aus den Hochschulen zu fördern, die Zugänge 
für junge Unternehmen zu Beteüigungskapital zu 
verbessern und die Verfahren zu verschlanken, so- 
weit dies rechtlich möghch ist. 

Diese Vorschläge dienen als Grundlage für die Fort- 
schreibung des Bremischen Innovationsprogramms 
zur Fördemng von Forschung und Entwicklung, In- 
novation und Technologietransfer. Die Umsetzung ei- 
niger Vorschläge für neue Maßnahmen ist bereits 
eingeleitet worden (Initialfonds für technologieorien- 
tierte Existenzgründer sowie StipendienmodeU zur 
Vorbereitung von Existenzgründungen durch Hoch- 
schulabsolventen) . 

Internationale Zusammenarbeit 

Die bremischen Hochschulen und außerhochschuh- 
schen Forschungseinrichtungen sind im Jahr 1996 
sehr erfolgreich in der Akquisition von Projektmitteln 
aus den europäischen Forschungs- und Mobüitäts- 
programmen gewesen. Sie haben Zuwendungen von 
mehr als 27 Mio DM eingeworben. 

Gestützt auf Vereinbarungen zwischen dem rdeder- 
ländischen Wissenschaftsministerium, dem Bundes- 
forschungsministerium und dem Wissenschaftssena- 
tor der Freien Hansestadt Bremen über die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zwischen dem Ne- 
therlands Institute for Sea Research (NIOZ) und bre- 
mischen Meeresforschungseinrichtungen (Fachbe- 
reich marine Geowissenschaften der Universität Bre- 
men, AWI, Max-Planck-Institut für marine Mikrobio- 
logie und Zentrum für Marine Tropenökologie) ver- 
einbarten die Partner die gemeinsame Förderung des 
von den Meeresforschungsinstitutionen gemeinsam 
geplanten Vorhabens „NEtherlands BRemen OCeano- 
graphy (NEBROC) mit den Schwerpunktthemen 
„Chmate history", „Oceanic carbon cycle" and 
„Coastal and Continental margin processes". Hori- 
zontal zu diesen thematischen Bereichen soll sich die 
Kooperation auf „Advanced technology and metho- 
dology" konzentrieren. Mittel- bis langfristig wird 
die Einrichtung eines „Center of ExceUence" im 
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meereswissenschafthchen Bereich als Knotenpunkt 
in einem europäischen Netzwerk angestrebt. 

Die bilaterale Kooperation zwischen dem niederlän- 
dischen Wissenschaftsministerium und dem Wissen- 
schaftssenator der Freien Hansestadt Bremen ist ein- 
gebunden in die Grenzländerkooperation mit den 
weiteren Partnern Flandern, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen. Diese Zusammenarbeit setzt 
deutüche Akzente in Forschung und Lehre und un- 
terstützt die Mobilität von Studenten und Hochschul- 
lehrern sowie die effektive und grenzüberschreiten- 
de Nutzung von Ressourcen. Ziel ist es, einen ge- 
meinsamen Wissenschaftsraum zu schaffen. Ein er- 
ster Schwerpunkt in dieser Kooperation ist für Bre- 
men die Einrichtung der Hanse Law School gemein- 


6. Freie und Hansestadt Hamburg 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Die hamburgische Forschungs- und Technologiepoh- 
tik leitet sich aus dem Grundverständrüs ab, daß For- 
schung und Wissenschaft ein sich fortentwickelnder, 
kaskadenhafter Prozeß ist: ausgehend von der er- 
kenntnisorientierten Grundlagenforschung, über die 
anwendungs orientierte Grundlagenforschung hin zur 
technologie- und problemorientierten Anwendungs- 
forschung. Daraus resultiert eine gleichberechtigte 
Teilhabe dieser unterschiedhchen Stufen der Er- 
kenntnisgewinnung in der Hamburger Forschungs- 
und Wissenschaftspohtik. 

Wissenschaft und Forschung haben in Zusammen- 
hang mit ökonomischen, ökologischen, sozialen und 
kulturellen Herausforderungen der Gesellschaft zu- 
nehmend eine zentrale Funktion bekommen. Sie tra- 
gen entscheidend zum Erhalt und zur Wiederherstel- 
lung der natürhchen Lebensgrundlagen und zur 
Schaffung neuer, zukunftsorientierter Arbeitsplätze 
bei. Die Sicherung leistungsfähiger Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen für Hamburg hat hohe 
Priorität. In einer Zeit, in der neues Wissen mit weit- 
reichenden Folgen für die Gesellschaft immer schnel- 
ler produziert wird, ist die Freiheit der Forschung ge- 
nauso unabdingbar wie ihre Verantwortung gegen- 
über der Gesellschaft. 

Bedeutung und Zielsetzungen der Forschungs- und 
Wissenschaftspolitik Hamburgs finden ihren Nieder- 
schlag in den mit den Hochschulen gemeinsam er- 
stellten und abzuschheßenden Leistungsvereinba- 
rungen. Hierin finden sich operationalisierte Ab- 
sprachen wieder, die Richtungsbestimmungen für 
die unmittelbare Zukunft beinhalten. Zu den Schwer- 
punkten der hamburgischen Forschungs- und Wis- 
senschaftspohtik zählen insbesondere: 

- Molekularbiologie und Biotechnologie 

- Materialwissenschaften 


sam mit der Universität Groningen. Die interregio- 
nale Kooperation mit den nordniederländischen Pro- 
vinzen und Niedersachsen in der NEUEN HANSE 
INTERREGIO im Bereich von Forschung und Ent- 
wicklung wird primär unter dem Aspekt der Stär- 
kung des in den vergangenen Jahren geknüpften 
Wissenschaftsnetzes weiter vorangetrieben. 


Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Das vom Senat 1989 beschlossene sehr erfolgreiche 
Sonderprogramm zur Förderung des weibhchen wis- 
senschafthchen Nachwuchses wird - bezogen auf die 
Universität Bremen verstärkt durch Mittel der Hoch- 
schulsonderprogramme II und III - fortgesetzt. 


- Mikrosystemtechnik 

- Teilchenphysik und Synchrotronstrahlung 

- Informations- und Kommunikationstechnologie 

- Soziokulturelle Forschungsschwerpunkte 

- Meeres-, Khma- und Umweltforschung. 

Diese Schwerpunkte und weitergehende Forschungs- 
aktivitäten sind im Forschungsbericht „Forschen für 
Hamburgs Zukunft“ (1995) dargestellt. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Die Träger der hamburgischen Forschung sind in er- 
ster Linie die Hochschulen und die außeruniversi- 
tären Forschungseinrichtungen. Bereits im Bundes- 
bericht Forschung 1996 wurden die Projekte zu den 
o. g. Schwerpunkten vorgesteUt, so daß nachfolgend 
lediglich die hinzu gekommenen Neuerungen wie- 
dergegeben werden. 

Von den derzeit sieben bestehenden Sonderfor- 
schungsbereichen (SFB) an der Universität Hamburg 
und der Technischen Universität Hamburg-Harburg 
wurden 1997 vier an der Universität Hamburg neu 
eingerichtet: 

- SFB 444: Grundlagen neuraler Kommunikation 
und Signalverarbeitung 

- SFB 470: Glycostmkturen in Biosystemen - Dar- 
stellung und Wirkung 

- SFB 508: Quantenmateriaüen - laterale und hy- 
bride Systeme und Nanocluster 

- SFB 545; Molekulare Mechanismen genetisch be- 
dingter Erkrankungen . 

Ein weiterer SFB „Tiefdruckgebiete und Khma- 
system des Nordatlantiks“ (SFB 1626) der Universität 
Hamburg hat am 1. Januar 1998 die Arbeit auf ge- 
nommen. 
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Im geisteswissenschaftüchen Bereich wurde die Tä- 
tigkeit der 1993 gegründeten Aby-Warburg -Stiftung 
weiter ausgebaut. Die Stiftung fördert die Wissen- 
schaft in Hamburg und knlipft dabei insbesondere 
an die wissenschafthche Tradition Aby Warburgs an. 
Die Aby- Warburg- Stiftung finanziert in den Räumen 
der ehemahgen Warburg-Bibhothek ein Forschungs- 
zentrum, das durch Gastprofessuren, Stipendien und 
besondere Sachmittel für Bücher, Sammlungen oder 
Symposien optimale Arbeitsbedingungen für die 
Wissenschaftler schafft. 

Das Zentrum für Meeres- und Klimaforschung (ZMK) 
der Universität Hamburg mit seinen biologischen, 
geophysikalischen, hydrobiologischen und biochemi- 
schen Themenstellungen wird unter Zusammenfüh- 
rung der an ihm beteüigten Institute mit dem Max- 
Planck-lnstitut für Meteorologie (MPIM) und dem 
Deutschen Khmarechenzentrum (DKRZ) an einem 
gemeinsamen Standort zu einem Zentrum für Marine 
und Atmosphärische Wissenschaft (ZMAW) ausge- 
baut. 

An der TUHH befindet sich das Europäische Zentrum 
für Verkehrs Systeme und Logistik (ECTL) im Aufbau. 
Herzstück des neuen Zentrums ist die Gründung 
eines wissenschafthchen Arbeitsbereichs für Ver- 
kehrssysteme und Logistik. Konzeptionelle Über- 
legung ist es, um den Nukleus des neuen Arbeits- 
bereichs die bereits an der TUHH vorhandenen fach- 
hchen Ressourcen und Kompetenzen u. a. aus den 
Bereichen Logistik, Raumökonomie, Automatisie- 
rung, Telematik, Informations- und Kommunikations- 
technik zu bündeln. Ergänzt werden soU dieses 
Know-how durch die Kompetenz anderer wissen- 
schafthcher Einrichtungen, Unternehmen und Ver- 
bände in Hamburg sowie durch die Einbindung von 
europäischen Institutionen. 

Das ECTL ist auf folgenden Arbeitsfeldern tätig: 

- Aufbau eines europäischen Netzwerkes für die 
Forschung in Transport und Logistik 

- Konzeption alternativer Transport- und Logistik- 
systeme 

- Initüeren, Koordinierung und Unterstützung von 
Forschungsarbeiten 

- Durchführung eigener Forschungsprojekte. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Innovations- und Technologietransfer zählen zu den 
herausgehobenen Aufgabenstellungen für die Ham- 
burger Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 
Technologietransfer bringt anwendungsorientierte 
Forschung und praxis relevante Forschungsergeb- 
nisse mit dem Bedarf und den Initiativen der privaten 
Wirtschaft zusammen und wird zur Nahtstelle zwi- 
schen Forschung und Wirtschaft. 

Die Darstellung der Institutionen und Aktivitäten im 
Bundesbericht Forschung 1996 (z. B. TuTech GmbH, 
Technologietransferstellen der Hochschulen, das 
Hamburger Institut für Technologieförderung [HIT], 
das Zentrum für Energie-, Wasser- und Umwelttech- 
nik [ZEWU]), ist wie folgt zu aktuahsieren: 


- Mit dem Ziel der Schaffung einer effizienten und 
transparenten Technologietransferstruktur wurden 
das Technologie-Beratungs-Zentrum Hamburg 
(TBZ) mit der TUHH Technologie GmbH (TuTech) 
zusammengelegt. Dabei übernimmt die TuTech 
die Verantwortung für die Durchführung der Auf- 
gaben der beiden Einrichtungen. Ziel ist eine 
deutliche Ausweitung des Servicespektrums, das 
auch die Bildung neuer Kompetenzzentren für 
weitere Forschungsfelder beinhaltet. 

- Es gibt in Hamburg eine Vielzahl von Technolo- 
gietransfersteUen mit unterschiedlichen Schwer- 
punkten. Im Bereich der arbeitnehmerorientierten 
Transferstellen wird die Fusion zweier Einrichtun- 
gen, Kooperationsstelle DGB/ Hochschulen Ham- 
burg (Kooperationsstelle) und Technologie- und 
Innovationsberatung für Arbeitnehmer e. V. (Tib*) 
vorbereitet. Das Ziel dieser Fusion ist eine deut- 
hche Effektivierung und dabei eine deutlichere 
Nachfrageorientierung des Angebots in der Tech- 
nologietransferlandschaft Hamburgs, so daß durch 
die Zusammenführung der beiden Beratungsstel- 
len Synergieeffekte für einen effektiveren, arbeit- 
nehmerorientierten Technologie-, fnnovations- und 
Wissenstransfers erreicht werden. 

- Eine Effektivierung des Innovations- und Techno- 
logietransfers strebt derzeit auch die Universität 
Hamburg an. Aufbauend auf ein Konzept des for- 
schungsgestützten Innovations- und Technologie- 
transfers (FfT) werden anfänglich zwei Kompetenz- 
zentren (Chemie, Wirtschafts- und Kulturräume 
des AsAf-Bereichs) gebüdet, die fächer- und insti- 
tutionenübergreifend tätig sein werden und so 
außeruniversitären Bedarf erheben und als Im- 
pulsgeber und Drehscheibe zugleich für eine 
schnellere Umsetzung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsergebnissen wirken. 

Eine zentrale Koordinationsstelle wird gebüdet, 
die u. a. projektbezogen und fächerübergreifend 
in weiteren Bereichen die Einrichtung von Kompe- 
tenzzentren anregen soU. Hierdurch soU Transfer- 
vorhaben durch gezielte Unterstützung in der 
Startphase zur Realisierung verholten werden. 


Internationale Zusammenarbeit 

Das Interesse und die Beteüigung der Hamburger 
Hochschulen an grenzüberschreitender Forschungs- 
kooperation im Rahmen der EU-Förderprogramme 
steigt kontinuierhch. Diese Entwicklung hat ver- 
schiedene Ursachen: Zum einen werden Forschungs- 
gelder knapper, zum anderen nimmt der Trend zu 
einer international vernetzten Forschung zu, und 
schüeßüch haben die meisten Hochschulen inzwi- 
schen Vorkehrungen getroffen, um den spezifischen 
Schwierigkeiten der EU-Forschungsförderung zu be- 
gegnen (z. B. langwieriges Antragsverfahren, ge- 
ringe Erfolgsaussichten aufgrund der Überbuchung 
der Förderprogramme, verzögerte Zahlungen und 
ungesicherte Vorlauffinanzierung, vermehrte Ver- 
waltungsaufgaben bei der Durchführung der Konsor- 
tialforschung sowie extensive Berichtspflicht). 
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Die Hamburger Hochschulen haben im Berichtszeit- 
raum einen deutlichen Zuwachs an EU-Förderung zu 
verzeichnen. Ein Vergleich der seit 1987 auf den Jah- 
resdurchschnitt entfallenden EU-Mittel macht dies 
deutlich: Betrug die durchschnittliche EU-Forschungs- 
förderung zwischen 1987 und 1991 etwa 2,7 Mio DM 
und zwischen 1992 und 1994 schon 9,7 Mio DM pro 
Jahr, so waren es in den Jahren 1995/96 rd. 12,5 Mio 
DM (verteilt auf vier Hochschulen). Die EU rangiert 
damit weiterhin auf Platz drei der Drittmittelgeber - 
nach BMBF und DFG. Insgesamt waren die Hambur- 
ger Hochschulen im Berichtszeitraum an rd. 80 EU- 
geförderten Forschungsvorhaben beteiligt. 

Als Indiz für die zunehmende Offenheit für Europa 
kann auch die steigende BeteiÜgungsrate an den 
Förderprogrammen für Forschermobilität und für In- 
ternationale Kooperation - insbesondere auch mit 
den Mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) 
gewertet werden. 

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Hamburger EU- 
Forschungskooperation liegen in den Bereichen 
Meeres-, Klima- und Umweltforschung sowie Bio- 
technologie und Verkehrsforschung (Verkehrslogi- 
stik). Beispiele für erfolgreiche Projekte aus jüngerer 
Zeit sind: 

- POSEIDON, ein Projekt der Fachhochschule Ham- 
burg (Koordination) zur Harmonisierung von Infor- 
mation, Überwachung und Lenkung des küsten- 
nahen Seeverkehrs unter Einsatz von Multimedia- 
Technologien zum digitalen Austausch u. a. von 
Seekarten (Gesamtvolumen 3,5 Mio ECU, 9 Part- 
ner); 

- VEINS, ein Projekt der Universität Hamburg (Ko- 
ordination) zum längerfristigen Monitoring des 
Austausches von Wasser, Wärme und gelösten 
Substanzen zwischen dem Arktischen Ozean und 
dem Nordatlantik (Gesamtvolumen 5,4 Mio ECU, 
18 Partner); 


7. Hessen 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Den Schwerpunkt der Forschungspolitik des Landes 
Hessen bildet die institutioneile Förderung der 
Grundlagenforschung in den wissenschaftlichen Ein- 
richtungen, deren Träger das Land ist, vor allem in 
den Universitäten. Eine auf Stetigkeit und Dauer 
ausgerichtete, umfassende Pflege der vielgestaltigen 
Wissenschaftslandschaft bietet beste Voraussetzun- 
gen dafür, um zukunftsträchtige Aufgabenfelder zu 
erschließen, zu erhalten und auszubauen. Die Fach- 
hochschulen gewinnen mit ihrer anwendungsorien- 
tierten Forschung für einen - vorrangig regional 
orientierten - Wissens- und Technologietransfer im- 
mer größere Bedeutung. 


- NOBLESSE, ein Projekt der Technischen Universi- 
tät Hamburg-Harburg (Koordination) zur Entwick- 
lung neuer nichtlinearer Modelle für die Analyse 
und Beschreibung im Multimediabildbereich (Ge- 
samtvolumen 1,5 Mio ECU, 7 Partner). 

Auch im Bereich internationaler Forschungskoopera- 
tionen ist ein weiterer Ausbau der Aktivitäten zu be- 
obachten. 

Im Spektrum internationaler Forschungsbeziehun- 
gen haben die Kooperationen mit den USA ein gro- 
ßes Gewicht. Hier werden in allen Fachrichtungen 
insbesondere an der Universität Hamburg zahlreiche 
Projekte durchgeführt. Auch mit den Ländern Latein- 
ameriküs werden großangelegte Forschungsprojekte 
durchgeführt, die verstärkt auf das Thema „ Regen- 
wälder " fokussiert sind. 

Zu den jüngeren Forschungsbeziehungen zählen 
die nach Südostasien. Hier werden Projekte mit 
angewandtem Ansatz verfolgt, die verstärkt die 
Holzwissenschaft im Bereich der Tropenökologie 
betreffen. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Die 1996 gegründete Innovationsstiftung Hamburg 
(Stiftung öff entheben Rechts), die mit einem Stif- 
tungskapital von 100 Mio DM ausgestattet ist, fördert 
mit den daraus erzielten Erträgen die Innovations- 
bereitschaft und -fähigkeit insbesondere von KMU. 
Eines der Hauptziele dabei ist die angewandte 
Forschung der Hamburger Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen für die Nachfrage der privaten 
Wirtschaft zu erschheßen. Die Freie und Hansestadt 
Hamburg unterstützt außerdem nachhaltig die Be- 
mühungen der Hochschulen und Forschungseinrich- 
tungen bei der Teilnahme an überregionalen, bun- 
desweiten Ausschreibungen und Wettbewerben. So 
wurde die Teilnahme am BioRegio-Wettbewerb ge- 
fördert wie auch die Beteihgungen an Leitprojekt- 
ausschreibungen des BMBF. 


Hessen verfügt über eine dichte wissenschafüiche 
Infrastruktur mit überdurchschnittüchem Anteil der 
Natur- und Ingenieurwissenschaften. Die Wissen- 
schaftsausgaben des Landes sind im Ländervergleich 
ebenso überdurchschnittheh wie die Forschungs- 
und Entwicklungs (FuE) -Aufwendungen der pri- 
vaten Wirtschaft. Dementsprechend beschäftigt die 
hessische Wirtschaft weit überdurchschnittlich Be- 
schäftigte im FuE-Bereich und in den Branchen der 
Spitzentechnik. 

In der Technologiepolitik setzt die Landesregierung 
auf die Förderung von neuen Technologien, Produk- 
ten, Produktionsverfahren und intelligenten Dienst- 
leistungen. Dadurch soU ein höheres Innovations- 
tempo durch die schnellere Umsetzung von wissen- 


186 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


schaftlichen Erkenntnissen und technologischen Ent- 
wicklungen in marktfähige Produkte erreicht wer- 
den. Das Land hat eine Reihe von einschlägigen För- 
derprogrammen für diesen Bereich aufgelegt (nähere 
Angaben dazu im Abschnitt Technologieförderung 
und Technologietransfer). 

Um die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft weiter auszubauen, wurde ein hessisches 
Forum Wissenschaft - Wirtschaft eingerichtet, dem 
neben der Landesregierung die Arbeitsgemeinschaft 
der hessischen Industrie- und Handelskammern, die 
Vereinigung hessischer Untemehmerverbände, die 
Konferenz der hessischen Universitätspräsidenten 
und die Rektorenkonferenz der hessischen Fach- 
hochschulen angehören. Das Forum fördert den Dia- 
log zwischen Unternehmen, Wissenschaft und Pohtik 
in allen Bereichen von Forschung und Lehre, die von 
gegenseitigem Interesse sind, und intensiviert auf 
diese Weise den Wissens- und Technologietransfer, 
Aktuell hat das Forum neue Aktivitäten zur Förde- 
rung von Existenzgründungen aus Hochschulen ent- 
wickelt; dazu gehören insbesondere ein einschlägi- 
ges Inf ormations angeb ot im Internet sowie gemein- 
same Veranstaltungen von Kammern und Hochschu- 
len. Weiterhin hat die Landesregierung eine hessi- 
sche Technologiestiftung gegründet. Das Forum Wis- 
senschaft - Wirtschaft und die Technologiestiftung 
ergänzen sich in ihren Aufgabenstellungen und sind 
in Abstimmung zwischen Wissenschafts- und Wirt- 
schaftsministerium entwickelt worden. Die Technolo- 
giestiftung dient als wirtschaftsfördemde GmbH der 
Förderung von Innovationen in der hessischen Wirt- 
schaft, vor allem kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU). 


Hochschulforschung 

und außeruniverstäre Forschung 

Hessen hat seine investiven Anstrengungen für die 
Forschung in den letzten Jahren erhebhch gesteigert. 
Dabei stand neben dem Ausbau der Fachhochschu- 
len die qualitative Verbesserung der Bausubstanz 
und der Geräteausstattung an den Universitäten im 
Vordergrund. Zur qualifizierten Besetzung vakanter 
Professuren und zur Einrichtung neuer Lehr- und 
Forschungsschwerpunkte sind wettbewerbsfähige 
räumliche und apparative Ausstattungsbedingungen 
geschaffen worden. 

Das Land Hessen hat ein umfangreiches Ausbaupro- 
gramm für seine Hochschulen in der mitteifristigen 
Finanzplanung abgesichert. Im Landeshaushalt 1997 
sind Bauausgaben der Hochschulen in Höhe von 
168,4 Mio DM vorgesehen. Wegen der unzureichen- 
den Finanzausstattung bei der Gemeinschaftsauf- 
gabe Hochschulbau finanziert das Land eine Reihe 
von wichtigen Bauvorhaben mittelfristig vor. Unter 
den Vorhaben im Umfang von rd. 350 Mio DM Ge- 
samtkosten, die das Land vorfinanziert, befinden sich 
folgende besonders forschungsrelevante Vorhaben: 

- Neubau für den neu eingerichteten Fachbereich 
Materialwissenschaften der TU Darmstadt (45 Mio 
DM, Fertigstellung 1996) 


- Neubau Hörsaal- und Laborgebäude Elektrotech- 
nik der Gesamthochschule Kassel (33 Mio DM, 
Fertigstellung 1996) 

- Institutsgebäude Biologie/Chenüe der Gesamt- 
hochschule Kassel (30 Mio DM, Fertigstellung 
1997) 

- Institutsgebäude Mikrostrukturforschung der Ge- 
samthochschule Kassel (20 Mio DM, Fertigstellung 
1997) 

- Interdisziplinäres Forschungszentrum für Umwelt- 
wissenschaften der Universität Gießen (120 Mio 
DM, Baubeginn 1997, Fertigstellung 2000). 

Die Leistungsfähigkeit und Struktur der Forschung 
zeigt sich u. a. an den von der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft an den hessischen Universitäten einge- 
richteten Sonderforschungsbereichen. Von den 1997 
insgesamt geförderten 23 Sonderforschungsberei- 
chen mit hessischen Sprecherhochschulen entfallen 
auf Geisteswissenschaften 3, auf Biologie/Medizin 
13, auf Naturwissenschaften 4 und auf Ingenieurwis- 
senschaften 3 Sonderforschungsbereiche. An weite- 
ren Sonderforschungsbereichen sind Wissenschaftler 
aus Hessen beteiligt. 

Der Zukunftssicherung der Forschung dienen weiter- 
hin gezielte Maßnahmen zur Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses an den hessischen Hoch- 
schulen. Aus den Mitteln des HSP III hat die Landes- 
regierung 50 zusätzliche Graduiertenstipendien ge- 
schaffen. Sie kommen allen Fächern zugute, über 
ihre Vergabe entscheiden die Hochschulen. Die Ein- 
richtung von Graduiertenkollegs über das Antrags- 
verfahren bei der DFG wird aus Mitteln des Hoch- 
schulsonderprogramms III ebenfalls unterstützt. In- 
zwischen (1997) bestehen 25 dieser Kollegs an den 
hessischen Universitäten. 

Die außeruniversitäre Forschungsförderung ist in 
Hessen, wie in den anderen Ländern, stark durch die 
Gemeinschaftsfinanzierung nach der Rahmenverein- 
barung von Bund und Ländern geprägt. Hier sind fol- 
gende neue Entwicklungen hervorzuheben: 

- Das 1992 durch Überführung einer befristeten 
Arbeitsgruppe eingerichtete Fraunhofer-Institut 
für Graphische Datenverarbeitung erhielt einen 
Neubau auf dem Gelände der Technischen Hoch- 
schule Darmstadt, der 1997 bezogen wurde. Das 
Land hat dafür eine Sonderfinanzierung für den 
geplanten Institutsneubau in Höhe von 33 Mio 
DM bereitgestellt. 

- Gemeinsam nüt der Max-Planck-Gesellschaft, der 
William G. Kerckhoff-Stiftung bereitet das Land 
die Einrichtung einer neuen Stiftung für ein Herz- 
und Rheumazentrum Bad Nauheim vor, deren For- 
schungsschwerpunkt auf dem Gebiet der Herz- 
und Kreislauferkrankungen und der Rheuma- 
tologie hegt. Die Stiftung wird zu diesem Zweck 
die Kerckhoff -Klinik GmbH als Forschungsklinik 
betreiben und fördert die wissenschafthche For- 
schung insbesondere in Verbindung zu Einrich- 
tungen der Max-Planck-Gesellschaft und zum Kli- 
nikum der Justus -Liebig-Universität Gießen. 

- Das Institutsgebäude der gemeinsam mit dem 
Bund geförderten Stiftung Georg-Speyer-Haus in 
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Frankfurt wurde umfassend saniert, um die Ar- 
beitsfähigkeit des Instituts mit hochmodernen La- 
bors nachhaltig zu verbessern. Eine weitere große 
Baumaßnahme im außeruniversitären Bereich 
wurde, ebenfalls in Frankfurt, für das Freie Deut- 
sche Hochstift durchgeführt, um die Institutsarbeit 
und das Goethe-Museum wirkungsvoll zu fördern. 
Beide Maßnahmen wurden 1997 abgeschlossen. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Technologieförderung 

Ziel der hessischen Technologieförderung ist es, den 
Strukturwandel in der Wirtschaft durch Modernisie- 
rung zu meistern. Die zentralen Aufgaben sind da- 
bei die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit durch 
Inovationen, die Schaffung und Erhaltung zukunfts- 
sicherer Arbeitsplätze und der Schutz der natür- 
hchen Lebensgrundlagen. Die Technologie- und In- 
novationsförderung der hessischen Landesregierung 
setzt daher an folgenden Schwerpunkten an: 

- Auf- und Ausbau der wirtschaftsnahen Technolo- 
gieinfrastruktur; 

- Stärkung des Technologietransfers und der Inno- 
vationsberatung; 

- Existenzgründungs- und Innovationsfinanzie- 
rungshilfen sowie 

- Förderung von Zukunftstechnologien und Modell- 
projekten, insbesondere in den Bereichen luK- 
Technologien, Umwelttechnologien und Biotech- 
nologie. 

Die Gestaltung des Wandels zur Informationsgesell- 
schaft ist eine der größten Herausforderungen für Po- 
litik, Wirtschaft und Gesellschaft. Die Landesregie- 
rung betrachtet diese Aufgabe als eine der wichtig- 
sten Zukunftsaufgaben. Mit der Gründung der Lan- 
desinitiative Hessen-media wurde diesen Anforde- 
rungen Rechnung getragen. So werden zum einen 
Pilotprojekte für KMU gefördert, um den Einsatz mo- 
derner luK-Technologien voranzutreiben. Zum ande- 
ren bezieht sich die institutionelle Förderung auf 
Telehäuser und Telezentren, deren Hauptaufgabe 
im Technologietransfer, in der Beratung und in der 
Unterstützung von Kooperationen hegt. Dabei wird 
eine Stärkung bereits bestehender Institutionen zur 
Schaffung von Kompetenznetzwerken angestrebt. 
Hessen-media fördert in folgenden Bereichen Pilot- 
anwendungen: Bildung und Forschung, Telemedizin, 
Telematik im Umweltschutz, Telematik im Verkehr, 
Heranführung mittelständischer Unternehmen an 
elektronische Dienste (Telematikdienste für KMU), 
Telearbeit, Multimedia, neue Technologien in der 
öffenthchen Verwaltung. 

Das Land Hessen fördert den Ökologischen Umbau in 
der Wirtschaft. Ziel ist es, die Ökologisierung der 
Wirtschaft zu intensivieren und dabei die Anwen- 
dung ökonomisch wirkender Instrumente zu stärken. 
Vorhaben zur Beschleunigung der Entwicklung bzw. 
zur Einführung innovativer umweltfreundhcher Pro- 
dukte und Produktionsanlagen können bezuschußt 
werden. Die Förderung dient der Stärkung der Inno- 
vationskraft der Unternehmen. Sie soll das Risiko bei 


der Umstellung auf ökologische Produkte und Ver- 
fahren mindern. Neben der Förderung im Rahmen 
des Ökö-Audit-Förderprogranuns und des Umwelt- 
technologieprogranuns werden Modellvorhaben ge- 
fördert. Darüber hinaus dient das Zentrum für inte- 
grierten Umweltschutz (ZiU) in Kassel der Unterstüt- 
zung der KMU in Hessen bei der Einführung des pro- 
duktionsintegrierten, vorsorgenden Umweltschutzes. 

Die Biotechnologie ist für Hessen als Chemie- und 
Pharmastandort von Weltgeltung eine der strategi- 
schen Schlüsseltechnologien des 21. Jahrhunderts. 
Es ist das Ziel der Landesregierung, den Biotechnolo- 
giestandort Hessen auszubauen. Gefördert wird des- 
halb der Aufbau einer entsprechenden Technolo- 
gieinfrastruktur. Neugegründet wurden bisher drei 
Biotechnologie-Dienstleistungszentren, das Zentrum 
für Angewandte Bioelektrochemische Sensorik (ZABS) 
in Marburg, das Biotechnologie-Institut-Mittelhessen 
(BIMj in Gießen und das Biotechnologie-Dienstlei- 
stungszentrum Communication in Life Sciences (CLS) 
an der TU Darmstadt. 

Technolog i e transfer 

An allen hessischen Hochschulen bestehen seit lan- 
gem Wissens- und Technologietransferstellen. Ein 
gemeinsames Informationssystem unterrichtet über 
die Transferangebote aller Universitäten und Fach- 
hochschulen. Industrie- und Handelskammern, Hand- 
werkskammern, Gewerkschaften, Verbände und an- 
dere Institutionen haben ebenfalls Transferstellen 
eingerichtet oder leisten Innovationsberatung. Das 
Land unterstützt viele dieser Stellen. Gleiches gilt für 
die Patentinformationsstellen in Kassel, Gießen und 
Darmstadt. Das Land Hessen unterstützt auch den 
Aufbau von wirtschaftsnahen Technologiedienstlei- 
stem. Auf Initiative der Wirtschaft werden hier an- 
wendungsorientierte Institute gegründet, die Dienst- 
leistungen zum Technologietransfer für KMU erbrin- 
gen. Die Zahl dieser Einrichtungen konnte inzwi- 
schen (1997) auf elf erhöht werden. 

Mit der Förderung von Technologie- und Gründer- 
zentren sollen in erster Linie die Startbedingungen 
für Existenzgründer und junge, innovative Unterneh- 
men durch Bereitstellung von preisgünstigen Räum- 
lichkeiten, umfassende Betreuung und Beratung und 
das Angebot gemeinschaftlich zu nutzender Infra- 
struktur verbessert werden. Dabei setzen die Zentren 
an den regionalen Potentialen an. Bisher wurden das 
Software Center Marburg, das Technologie- und 
Gründerzentmm Kassel, das Dienstleistungs- und 
Gründerzentrum Bad Hersfeld, das Gründerzentmm 
Marburg und das Technologie- und Gründerzentrum 
Hanau mit Fördemng des Landes Hessen und der 
EU auf den Weg gebracht. Weitere Zentren sind in 
der Planungs- bzw. Gründerphase. 

Die notwendige Vielfalt von neuen marktgängigen 
Produkten und Verfahren kommt nur zustande, wenn 
die Mitarbeiter in Unternehmen und öffenthchen 
Körperschaften ständig weiter quahfiziert werden. 
Die Hochschulen können dabei wichtige Beiträge 
zur Weiterbildung leisten, wenn sie sich mit den 
anderen Trägem der beruflichen Fort- und Weiter- 
bildung abstimmen. 
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Internationale Zusammenarbeit 

Es besteht eine sehr große Zahl internationaler Part- 
nerschaften, die Forschungskooperationen, Wissen- 
schaftleraustausch und Studentenaustausch mit allen 
Teilen der Welt bewirken. Zur Unterstützung der in- 
ternationalen Hochschulkooperationen wurden bis 

1996 Mittel aus dem Hochschulsonderprogramm des 
Bundes und der Länder für europabezogene Maß- 
nahmen vergeben, seit 1997 stehen die Mittel allge- 
mein für einschlägige internationale Vorhaben zur 
Verfügung. 

Außerhalb der ausschheßhchen Beteiligung an EU- 
Programmen wurden für die hessischen Hochschulen 

1997 im wesentlichen folgende Aktivitäten durch 
zentrale Mittel unterstützt: 

- Interregionale Kooperation im Rahmen der Part- 
nerschaften des Landes Hessen mit Regionen der 
europäischen Union (Emiha Romagna, Aquitaine); 

- Verstärkung der europäischen Ost-West-Bezie- 
hungen, insbesondere zur Förderung des wissen- 
schaftüchen Nachwuchses in Osteuropa, Aufbau 
von Datenbanken; 

- Intensive Beteiligung der hessischen Hochschulen 
an Maßnahmen des europäischen Sozialfonds, 
z. B. der Gemeinschaftsirütiative ADAPT und da- 
mit verbundener Aufbau von transnationalen Part- 
nerschaften. 

Die Durchführung von Hochschulprojekten wurde 
als ein Schwerpunkt innerhalb der strukturpohti- 
schen Maßnahmen des Landes Hessen gefördert. 
Für die Hochschulen ergibt sich damit die MÖg- 
hchkeit, durch direkten Transfer der Ergebnisse 
aus Forschung und Lehre unter Einbeziehung der 
Erfahrungen mehrerer europäischer Partner zur 
Lösung geseUschafthcher Probleme des strukturel- 
len Wandels beizutragen. 

- Verstärkung der Nord-Süd-Aktivitäten der Hoch- 
schulen. 

Vom Land wurden im Jahr 1997 z. B. gefördert: Ar- 
beitstagung zur Vorbereitung von Forschungspro- 
jekten; Gastprofessuren; Hüfe bei der Grundaus- 
stattung von Laboreinrichtungen, die wiederum 


8. Mecklenburg-Vorpommern 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Die Landesregierung Mecklenburg- Vorpommerns 
hat die Forschungs- und Technologiepohtik zu einem 
Schwerpunkt ihrer Arbeit gemacht. Ziel ist es, die 
vorhandene Forschungslandschaft effizient zu struk- 
turieren und in einem seit Jahrhunderten struktur- 
schwachen Land solche Schwerpunkte zu setzen, die 
eine erfolgreiche Teilnahme am nationalen und inter- 
nationalen Wettbewerb der Wissenschaft und For- 


Voraussetzung für die Hochschulen zur Teilnahme 
am Förderprogramm der EU ist; Vergabe von Sti- 
pendien, sowohl für Studierende als auch für Wis- 
senschaftler aus und in Entwicklungsländern; ge- 
zielte Förderung durch komplementäre Vergabe 
von surplace- und Aufbaustipendien. 

Ziel aller Fördermaßnahmen ist eine stärkere Einbin- 
dung der Hochschulen in die Schwerpunkte der Ent- 
wicklungspohtik des Landes Hessen. Die Aktivitäten 
der Hochschulen können hier einen bedeutenden 
Beitrag dazu leisten, Brücken zwischen Wirtschafts- 
und Entwicklungshüfepolitik zu schlagen (z. B. Chi- 
na, Eritrea, Palästina, Nicaragua, Vietnam). 


Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Um innovationsfreundliche Rahmenbedingungen für 
die Wirtschaft zu schaffen, wurden administrative 
Verfahren erleichtert und verbessert. So wurden Ge- 
nehmigungsverfahren ohne Abstriche an der Quah- 
tät erhebüch beschleunigt. Im Ergebnis hegt in Hes- 
sen die Verfahrensdauer für Genehmigungen nach 
dem Immissions schütz- und Gentechnikgesetz deut- 
lich unter dem Bundesdurchschnitt. Unter der Ma- 
xime „rascher aber nicht lascher" strebt die Landes- 
regierung eine weitere Verkürzung und Vereinfa- 
chung von Genehmigungsverfahren an. 

Einen wichtigen Teü der Forschungsförderung büdet 
das Programm zur Förderung von Projekten der 
Frauenforschung, das gegenwärtig vor allem von 
Wissenschaftlerinnen aus den Geistes- und Sozial- 
wissenschaften genutzt wird. Dieses Programm för- 
dert längerfristig angelegte interdisziplinäre Vorha- 
ben der Frauenforschung an hessischen Hochschu- 
len. Aus den Mitteln des von Bund und Ländern ge- 
meinsam getragenen HSP III sind darüber hinaus 
Wiedereinstiegsstipendien für qualifizierte Wissen- 
schaftlerinnen geschaffen worden sowie 15 Graduier- 
tenstipendien für die Förderung des weibhchen wis- 
senschafthchen Nachwuchses in den Ingenieurwis- 
senschaften. Zur Förderung des weibhchen wissen- 
schaftlichen Nachwuchses wurden 16 Habüitations- 
stipendien eingerichtet; zur Förderung des Professo- 
rinnennachwuchses an den Fachhochschulen wur- 
den fünf Beschäftigungsverhältnisse geschaffen. 


schung ermögÜchen. Neben dem weiteren konse- 
quenten Ausbau der Forschungsstruktur des Landes 
tritt so die gezielte Förderung von besonderen For- 
schungsschwerpunkten, wie z. B. die Plasmaphysik, 
die Biotechnologie, die Informationstechnologie, die 
Umweltforschung, die Sensorik, die Medizinfor- 
schung, die maritime Technologie und die Material- 
forschung. Mit diesen besonderen Forschungs- 
schwerpunkten, die über das „traditionelle Profü" 
hinausgehen, will das Land auch neue technologi- 
sche und wirtschaftliche Optionen eröffnen. Hierzu 
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gehört auch eine gezielte Stärkung der anwendungs- 
bezogenen Forschung. In dem vergleichsweise kur- 
zen Zeitraum nach der Wiedervereinigung konnten 
leistungsstarke Forschungs- und Technologietransfer- 
einrichtungen in Mecklenburg -Vorpommern aufge- 
baut werden. Im Land haben zwei Universitäten, drei 
Fachhochschulen, eine Hochschule für Musik und 
Theater, vier Blaue Liste -Institute, zwei Max-PIanck- 
Institute, zwei Arbeitsstellen der Fraunhofer-Gesell- 
schaft, eine Außenstelle der Hermann-von-Helm- 
holtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren 
(HGF), vier Landesinstitute und zwei Akademievor- 
haben ihren Sitz. 

AUein gemessen am Bevölkerungsanteil Mecklen- 
burg-Vorpommerns (2,22%) besteht besonders bei 
den außerhochschuhchen Forschungseinrichtungen 
sowie beim Entwicklungspersonal der Wirtschaft ho- 
her Nachholbedarf. In diesen Bereichen arbeiten le- 
diglich 1,02% bzw. 0,33% des gesamten Forschungs- 
und Entwicklungspersonals der Bundesrepubhk in 
Mecklenburg-Vorpommern. Im Hochschulbereich 
beträgt die entsprechende Zahl 3,75% (eigene Be- 
rechnungen). 1995 wurden in Mecklenburg- Vorpom- 
mern 704,4 Mio DM für Wissenschaft und Forschung 
bereitgesteUt. Davon erhielten 582,7 Mio DM die 
Hochschulen (einschließlich HS-Kliniken); dies ent- 
spricht insgesamt einen pro Kopf-Ansatz für Meck- 
lenburg-Vorpommern von 447,- DM. Damit hegt das 
Land im bundesweiten Vergleich im oberen Drittel. 
Darüber hinaus steht Mecklenburg-Vorpommern 
landesspezifische Förderinstrumente für die Wissen- 
schafts- und Forschungspohtik zur Verfügung: Das 
Landesforschungsförderungsprogramm ist derzeit 
mit 8,8 Mio DM ausgestattet. 

Der Ausbau der Forschungslandschaft und die For- 
schungsschwerpunkte bedürfen einer ständigen Ent- 
wicklung. Im Zusammenhang mit der Erstehung des 
ersten Hochschulgesamtplanes des Landes Mecklen- 
burg-Vorpommern wurden nach Expertengesprä- 
chen u. a. folgende Entwicklungslinien geprägt: 

- Einsatz der Ressourcen in den Hochschulen mit 
dem Ziel, besonders qualitätsvoUe und zukunfts- 
trächtige Forschung zu fördern; 

- Weiterentwicklung und teilweise Aufstockung der 
Forschungsförderinstrumente des Landes; 

- Verstärkung der institutioneUen Forschungsförde- 
rung sowie 

- Schaffung von Anreizen zur Einwerbung von Dritt- 
mitteln, einschheßhch von EU-Mittehi. 

Als besondere Schwerpunkte der Forschung soUen 
Initiativen zur Entwicklung der Plasmaphysik und 
der Biotechnologie vorgesteUt werden. Künftig wird 
die Plasmaphysik am Standort Greifswald einen be- 
sonderen Schwerpunkt bilden. Im Zeitraum bis zum 
Jahre 2006 wird der Aufbau des Kemfusionsexperi- 
ments Wendelstein 7-X nach dem SteUaratorprinzip 
abgeschlossen sein. Mit dem Bau einer neuen Gene- 
ration optimierter SteUaratoren können somit For- 
schungsarbeiten, die Anfang der 80er Jahre began- 
nen, zum Abschluß gebracht werden. Der Wen- 
delstein 7-X/Greifswald wird das Fusionsplasma in 
einem physikahsch verbesserten Magnetkäfig ein- 


schließen, der durch neuartige, nicht ebene Magnet- 
spulen erzeugt wird. Dieses Bauprinzip bietet für ein 
späteres Fusionskraftwerk erhebliche Vorteile, z. B. 
die Eignung zum Dauerbetrieb. Für die Realisierung 
des Vorhabens werden sowohl umfängliche Bundes-, 
EU- als auch Landesmittel eingesetzt. Durch den 
Aufbau der Stellaratoranlage wird Mecklenburg-Vor- 
pommern an internationaler Spitzenforschung teü- 
haben. 

Der Ausbau und die Vertiefung der Forschung im Be- 
reich der Niedertemperatur-Plasmaphysik hat un- 
mittelbare Wirkung auf die Sicherung industrieller 
Arbeitsplätze. Die Forschungsarbeiten am Institut 
für Niedertemperatur-Plasmaphysik e.V Greifswald 
werden gegenwärtig auf die Bereiche Vorsorgetech- 
nik, Anlage- und Gerätebau, WoU-, Naturfasern- und 
Polymerveredelung, Luft- und Abgasreinigung, Me- 
dizintechnologie sowie auf Lichtquellen konzentriert. 
Für das weite Feld plasmagestützter technologischer 
Anwendungen wird ein Markt mit einem wirtschaft- 
lichen Wert von weit über 100 Mrd DM pro Jahr 
prognostiziert. Die nachhaltige Förderung dieses Be- 
reiches durch Bund und Land am Standort Greifs- 
wald läßt erwarten, daß hier das Kompetenzzentrum 
für die Niedertemperatur-Plasmaforschung Deutsch- 
lands entsteht. 

Mecklenburg-Vorpommern bietet aufgrund seiner 
Forschungsstruktur und seines hohen Anteüs an 
landwirtschaftlichen Aktivitäten gute Voraussetzun- 
gen für die Entwicklung der Biotechnologie. Das 
Land hat sich deshalb aktiv am BioRegio-Wettbe- 
werb des Bundes beteiligt und ein branchenspezifi- 
sches Forschungszentrum (Biotechnikum) in Greifs- 
wald aufgebaut. In der biotechnologischen For- 
schung sollen praktische Anwendungen sowohl für 
die Landwirtschaft, für die Medizin als auch für die 
marine Biotechnologie gefunden werden. Es werden 
dabei effizientere Genehmigungsverfahren, hohe 
Akzeptanzwerte als auch eine schnelle Marktreali- 
sierung innovativer Produkte und Verfahren ange- 
strebt. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Innovative Forschung und Technologie an den Hoch- 
schulen wie an den dafür in Betracht kommenden 
außerhochschulischen Forschungseinrichtungen wer- 
den mit dem Ziel gefördert, die Entwicklung ökono- 
misch und ökologisch nachhaltig voranzutreiben. Die 
leitende Vision ist, umweltfreundliche oder die natür- 
hchen Lebensgrundlagen möglichst nicht schädigen- 
de Technologien zunächst auf den Feldern zu ent- 
wickeln, auf denen ein Wissens- und Erfahrungsvor- 
sprung besteht. Diese Felder sind vornehmlich der 
agrarische und der maritime Bereich. Die Hochschu- 
len des Landes bearbeiten spezielle untereinander 
ab gestimmte Forschungsfelder. 

Für die Ernst-Moritz-Arndt-Üniversität Greifswald 
stehen dabei neben der schon erwähnten Plasma- 
physik und Biotechnologie die Community Medicine, 
die Umwelt-, die Mittelalter- und die Nordeuropafor- 
schung im Mittelpunkt. Die Universität Rostock kon- 
zentriert sich auf Fragen der Ostseeforschung, des 


190 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DruCksacIlG 13/11091 


künstlichen Organersatzes und der Biomaterialien, 
der Transplantationsmedizin, der Materialforschung, 
Multimedia, der Erzeugung, Verwertung und der 
biorelevanten Modifizierung nachwachsender Roh- 
stoffe, der Automatisierung technischer Systeme, der 
Untersuchung dynamischer Prozesse, der endlichen 
und asymptotischen Methoden und Strukturen in der 
Mathematik, der Molekularbiologie, der Linguistik, 
des internationalen Rechts, der Transplantationsme- 
dizin und der wirtschaftlichen Infrastruktur und Inte- 
gration. 

Das künstlerische Profil der Hochschule für Musik 
und Theater in Rostock wird bestimmt durch das 
breite Angebot in den musikahschen Fächern, durch 
die Musikpädagogik und das Fach Schauspiel. Be- 
sonders innovativ ist die Kooperation des Instituts für 
Musikpädagogik mit dem Institut für Schauspiel, die 
durch die Ausbildung im Studiengang „Darstellen- 
des Spiel" curricular abgesichert ist. Die künstleri- 
sche Ausbildung in der Musik ist einerseits geprägt 
durch das übhche Fächerspektrum, andererseits 
durch die künstlerische Zusammenarbeit mit den 
Partnerhochschulen im Nordosten Europas, die sich 
in der Association of Baltic Academics of Music 
(ABAM) niederschlägt und insbesondere im jährh- 
chen Sommercampus zum Ausdruck kommt. 

Die Hochschule Wismar, Fachhochschule für Wirt- 
schaft, Technik und Gestaltung, stellt in das Zentrum 
ihrer Forschungsaktivitäten die Nutzung moderner 
Informations- und Kommunikationstechnologien, 
einschließlich von Multimediasystemen, die Bearbei- 
tung und Untersuchung von Bauverfahren, die An- 
wendung moderner Dünnschichttechnologien, Ver- 
bindungstechniken sowie Fragen der maritimen 
Schiffs- und Betriebsführung sowie des umweltge- 
rechten Produktdesigns. 

Die Fachhochschule Neubrandenburg güt als die 
„grüne Fachhochschule" Mecklenburg- Vorpommerns. 
Sie bearbeitet insbesondere Fragen der umweltorien- 
tierten Agrar- und Ernährungswirtschaft, der Bau- 
werkssanierung und Meßtechnik sowie der Sozialbe- 
richterstattung und der Gesundheitsforschung. Die 
Fachhochschule Stralsund hat ein stark technisch- 
wirtschaftliches Profü. Sie untersucht Fragen der Ent- 
wicklung „Alternativer Energien", einschüeßlich der 
Wasserstofftechnologien. Darüber hinaus gibt es For- 
schungsaktivitäten im Bereich der Unternehmens- 
entwicklung, der Software ent Wicklung, der Touris- 
musstrategien sowie bei der Entwicklung von an- 
wendungsspezifischen Maschinenelementen und 
optischen Bauteilen. 

Neben den etablierten Forschungsschwerpunkten an 
den Hochschulen werden an den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen folgende Bereiche prioritär 
bearbeitet: 

- Kernfusion am Max-Planck-Teüinstitut für Plasma- 
physik Greifswald in Zusammenarbeit vor allem 
mit dem MPI für Plasmaphysik Garching und der 
Universität Greifswald; 

- Niedertemperatur-Plasmaphysik und deren mög- 
liche Technologien im Institut für Niedertempera- 
tur-Plasmaphysik Greifswald in Kooperation mit 
der Universität Greifswald und dem Sonderfor- 


schungsbereich 1443 „Kinetik partiell ionisierter 
Plasmen"; 

- Züchtungsforschung am Forschungsinstitut für die 
Biologie landwirtschafthcher Nutztiere in Dum- 
merstorf; 

- Ostseeforschung unter Nutzung europäischer 
Forschungsprogramme am Institut für Ostseefor- 
schung in Warnemünde; 

- Atmosphärenforschung in enger Kooperation mit 
nordnorwegischen Forschungseinrichtungen am 
Institut für Atmosphärenphysik in Kühlungsbom; 

- molekulare Katalyseforschung am Institut für Or- 
ganische Katalyseforschung in Rostock; 

- Femerkundungsanwendung im Fernerkundungs- 
datenzentrum der DLR in Neustrehtz; 

- graphische Datenverarbeitung in der Außenstelle 
des Instituts für graphische Datenverarbeitung 
Darmstadt in Rostock. 

Darüber hinaus befinden sich außerhochschuliche 
Forschungseinrichtungen auf dem Gebiet der Agrar- 
ökologie, der Diabetesforschung und der demografi- 
schen Forschung im Auf- und Ausbau. 

Technologiefördening und Technologietransfer 

Die Technologiepolitik des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern strebt die Erarbeitung innovativer, 
technisch anspruchsvoller und marktfähiger Pro- 
dukte, Dienstleistungen und Materialien mit hoher 
Qualität an, die die Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen verbessert. Dabei wird der Austausch von 
Kenntnissen und Erfahrungen zum einen zwischen 
den Unternehmen und zum anderen zwischen den 
Unternehmen, Hochschulen und wissenschaftlich- 
technischen Einrichtungen besonders gefördert. 
Mecklenburg-Vorpommern fördert auf vielfältige 
Weise den Technologietransfer von den Hochschulen 
und außeruniversitären Einrichtungen in die Wirt- 
schaft. Folgende Schnittstellen sind besonders her- 
vorzuheben: 

- Forschungs- und Technologietransfer über die 
Kontaktstellen der Hochschulen; 

- Innovationsagentur Mecklenburg-Vorpommern, in 
der Unternehmensverbände, die Industrie- und 
Handelskammer, verschiedene Ministerien und 
die Hochschulen Zusammenwirken; 

- fachspezifische Forschungszentren in Greifswald 
und Rostock, in denen Wirtschaftsforschung in 
enger Zusammenarbeit mit Hochschulforschung 
praktiziert wird; 

- Forschungsverbund Mecklenburg-Vorpommern 
e. V. sowie 

- aktive Teünahme der Landeshochschulen an den 
überregionalen Fachmessen, wie z. B. CeBIT, Bio- 
technika und Medica. 

ln einem speziellen Programm werden Vorhaben der 
vorwettbewerbüchen, interdisziphnären und ange- 
wandten Forschung (TEAM-Programm) gemeinsam 
vom Kultus- und Wirtschaftsministerium gefördert. 
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Internationale Zusammenarbeit 

Nach der Überwindung der Teilung Deutschlands 
gewinnt die Einbindung der ostdeutschen For- 
schungspotentiale in die nationale und internationale 
Wissenschafts- und Forschungslandschaft zuneh- 
mend an Gewicht. Das Land trägt dem durch die 
gezielte Förderung von internationalen Kontakten 
Rechnung. Die europäische Ausrichtung ist dabei 
von größter Bedeutung. 

Allein im ERASMUS -Programm konnte die Emst- 
Moritz-Arndt-Universität Greifswald die fünf interna- 
tionalen Kooperationen des Jahres 1991 auf 22 Ko- 
operationen für die Jahre 1995/96 ausdehnen. Die 
Universität Rostock ist derzeit in 23 ERASMUS- 
Netzwerke integriert. Zusätzhch ist sie Partner in 
vier TEMPUS-Programmen und in einem TEMPUS/ 
TACIS-Projekt. Außerdem werden 54 Partnerschafts- 
verträge für die Stärkung der internationalen Zusam- 
menarbeit genutzt. Hierbei hegen Schwerpunkte in 
Szczecin, Debrecen, Riga, Gdansk, Torun, Varna und 
Moskau. Weitere Partnerschaften bestehen mit der 
University of Georgia, der East Tennessee State Uni- 
versity sowie mit der Universität Nantes. Die Hoch- 
schule für Musik und Theater in Rostock ist Mit- 
glied der Association of Baltic Academies of Music 
(AB AM). Ebenfahs bestehen Kooperationen mit der 
Israel Rubin Academy und dem Conservatoire Supe- 
rieur de Musique de Paris. 

Auch die Fachhochschulen des Landes sind in ho- 
hem Maße in internationale Lehr- und Forschungs- 
aufgaben eingebunden. So nimmt die Fachhoch- 
schule Neubrandenburg an zwei TEMPUS-Projekten 
und einem ERASMUS-Projekt nüt elf Partnern teil. 
Die Fachhochschule Stralsund hat einen internatio- 
nalen Studiengang - Baltic Management Studies - 
eingerichtet. Sie ist an fünf ERASMUS- und einem 
LINGUA-Projekt beteihgt. Die Hochschule Wismar 
unterhält zu 30 europäischen Staaten Arbeitskon- 
takte. Sie wirkt als Projektleiter im Studiengang Wirt- 
schaf tsinformatik an der Universität Szczecin und 
ist zusammen mit Stralsund in der Europaregion „Po- 
merania" Projektpartner für grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen West-, Ost- und Nord- 
europa. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Mit besonderen Nachdruck hat das Land Mecklen- 
burg-Vorpommern in den letzten Jahren ein Landes- 
forschungsförderprogramm aufgelegt, dessen Volu- 
men im Unterschied zur allgemeinen Entwicklung 
des Landeshaushalts vervierfacht wurde. Mit Hüfe 
des Programms werden Vorhaben der Geistes- und 
der Naturwissenschaften sowie der wirtschaftsnahen 
Forschung gefördert. Die hohe Operationahtät der 
Programm-Mittel ermöghcht eine verbesserte Zu- 


sammenarbeit zwischen der Wissenschaft und der 
Wirtschaft, eine Stärkung der Untemehmensinfra- 
struktur und die zeitnahe Qualifizierung von Unter- 
nehmen für den Einsatz neuer Technologien. Aus 
der Vielzahl der Einzelentwicklungen sollen zwei 
Aspekte hervorgehoben werden: 

- Durch einen landesintemen Verbund zwischen 
der Universität Rostock, der Hochschule Wismar 
und der Fachhochschule Stralsund werden neu- 
este Aspekte der MuRimedia-Forschung für ein 
dünnbesiedeltes Flächenland aufgearbeitet. Durch 
nachhaltige Bemühungen des Landes konnte 
hierfür in den letzten Jahren das modernste Uni- 
versitätsnetz Deutschlands geschaffen werden. 
Die Netzstrukturen und -technologien (ATM- 
Netze) nehmen weltweit einen Spitzenplatz im 
Multimedia -Bereich ein. Sie eröffnen einmalige 
Chancen für die Optimierung von Lehre und For- 
schung sowie die Zusammenarbeit mit der Wirt- 
schaft. 

- Ein weiterer Bereich, der sich im Vergleich zum 
Bundesdurchschnitt hervorragend entwickelt hat, 
ist die Frauenförderung . Der Frauenanteil an den 
Studierenden beträgt in Mecklenburg-Vorpom- 
mern 54,74 % (Bundesdurchschnitt: 40,5%). Auch 
bei den Hochschulabsolventinnen werden mit 
48,73% deuthch höhere Zahlen als im Bundes- 
durchschnitt (38,96%) erreicht. Dieser Trend setzt 
sich bei den Promotionen fort. Hier hegt der An- 
teil der weiblichen Absolventen bei 41,42% (Bun- 
desdurchschnitt: 30,6%). Auch der Anteil weib- 
hcher Lehrstuhhnhaber hegt mit 7,94% deuthch 
über dem Bundesdurchschnitt. Nur bei den Habi- 
htationen hegt der Anteil weiblicher Habihtan- 
den mit 9 % unter dem Bundesdurchschnitt 
(13,6%). 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern verfolgt mit 
der Förderung der Grundlagenforschung an den 
Universitäten und Einrichtungen außerhalb der 
Hochschulen ebenso wie mit der zielgerichteten 
Stimulierung der angewandten Forschung an den 
Fachhochschulen und Forschungs- und Kompetenz- 
zentren eine langfristige Technologiepolitik. Diese 
Technologiepohtik soh den notwendigen Struktur- 
wandel des Landes optimieren. Mit ihr soll quahfi- 
zierte Forschung in ahen Landesteüen ermöghcht 
werden. Hierbei wird auch künftig eine Konzentra- 
tion auf Forschungsschwerpunkte garantieren, daß 
die knappen öffenthchen Ressourcen die beste und 
nutzbringendste Anwendung finden. Ferner ist es 
das Ziel der Landesregierung, die Hochschulen und 
die außerhochschulichen Forschungseinrichtungen 
in die Lage zu versetzen, besser als bisher an den 
EU-Mobihtäts- und Forschungsprogrammen zu par- 
tizipieren. Hierfür wurden eigens entsprechende 
Akquisitionsmittel in den Landeshaushalt einge- 
steht. 
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9. Niedersachsen 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Forschungs- und Wissenschaftspohtik hat eine eigen- 
ständige Bedeutung und verfolgt originäre Ziele; sie 
ist ebensowenig wie die Kulturpohtik Bestandteil 
einer allgemeinen Wirtschaftspohtik, deren Interesse 
in erster Linie darin besteht, die Wirtschaftskraft 
eines Landes und einer Region zu stärken. Dennoch 
liegt es auf der Hand und ist vielfach nachgewiesen, 
daß Wissenschafts- und Forschungspohtik in erhebh- 
chem Maße strukturelle Akzente setzen und Wirkun- 
gen haben kann. 

Forschungspolitik muß die Entwicklung der Wissen- 
schaften sichern, und das bedeutet, ihr in der ganzen 
Bandbreite von reiner Grundlagenforschung über 
anwendungsorientierte Grundlagenforschung bis hin 
zur angewandten Forschung eine Heimat zu geben. 

Die zunehmende Orientierung der Förderpohtik der 
Europäischen Union auf industrielle Produktfor- 
schung und der Förderpolitik des Bundes auf anwen- 
dungsorientierte Forschung gebietet es zwingend, 
daß die Länder die zweckfreie, ausschließhch auf 
Erkenntnisgewinn angelegte Grundlagenforschung 
unterstützen, da reine Grundlagenforschung den 
Humus für alle darauf aufbauenden Forschungs- 
arbeiten büdet. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen in der 
Forschung kann mittelfristig nur gesichert werden, 
wenn es gelingt, mit den vorhandenen Mitteln auch 
Neues anzupacken. Die Zeiten sind endgültig vorbei, 
in denen der Staat zur Erschheßung neuer Wissen- 
schaftsgebiete zusätzhche Mittel bereitstellen konnte. 
Es ist daher notwendig, in den nicht konkurrenz- 
fähigen Bereichen Schnitte zu setzen, um damit die 
Luft zu schaffen, die erforderlich ist, um neue Ge- 
biete aufzugreifen. 

Solche forschungspolitischen Schnitte setzen zwin- 
gend voraus, daß ein belastbares Bild über die Effi- 
zienz der Hochschulen und außeruniversitären Insti- 
tute gewonnen werden kann. In der Erkenntnis, daß 
die Leistungs- und Zukunftsfähigkeit eines Landes 
ganz wesentlich auch von der Leistungsfähigkeit 
der Wissenschaft abhängt, hat die Niedersächsische 
Landesregierung eine Wissenschaftliche Kommission 
aus hochrangigen Vertreterinnen und Vertretern der 
Wissenschaft berufen. Die konstituierende Sitzung 
der Wissenschafthchen Kommission des Landes Nie- 
dersachsen hat am 27. Oktober 1997 in Hannover 
stattgefunden. Die Wissenschafthche Kommission ist 
auf Dauer eingerichtet worden und soll die Landes- 
regierung und die wissenschaftlichen Institutionen 
kontinuierhch im Wege gutachterhcher Stellungnah- 
men bei der Wahrnehmung folgender Aufgaben be- 
raten: 


- Fortentwicklung der Struktur des niedersächsi- 
schen Hochschul- und Forschungssystems; 

- Entwicklung und Prüfung von Forschungsschwer- 
punkten; 

- Entwicklung und Organisation von Evaluations- 
verfahren für die Forschung; 

- Schwerpunktsetzung bei der Verteilung von Per- 
sonalstellen und/oder Mitteln aus dem For- 
schungspool des Landes sowie aus Mitteln des 
Niedersächsischen Vorab der Volkswagen-Stif- 
tung; 

- Umsetzung von Empfehlungen des Wissenschafts- 
rates in Niedersachsen. 

Die Forschungspolitik der Niedersächsischen Lan- 
desregierung setzt nicht auf die einseitige Förderung 
der Ingenieur- und Naturwissenschaften; sie strebt 
vielmehr eine gleichrangige Förderung der Geistes- 
wissenschaften und deren Verklammerung mit den 
Ingenieur- und Naturwissenschaften an. Dies bedeu- 
tet nicht, daß die Ingenieur- und Naturwissenschaf- 
ten, deren Bedeutung für die Weiterentwicklung des 
wissenschaftlichen und technischen Innovations- 
potentials und damit der Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft außer 
Frage steht, künftig zugunsten der Geisteswissen- 
schaften zurückgedrängt werden sollen; vielmehr 
geht es darum, den Geisteswissenschaften ihren ori- 
ginären Rang innerhalb der Wissenschaftslandschaft 
und ihre Bedeutung für die soziale Verarbeitung und 
Bewertung des technischen Fortschritts zu sichern. 

Auch in der Forschungspolitik wird eine verstärkte 
Orientierung am Leitbild der nachhaltigen Entwick- 
lung angestrebt. Besonderes Augenmerk gilt der 
Entwicklung der praxisnahen Forschung bei den 
Fachhochschulen, die mit Sondermitteln des Landes 
erhebhch ausgebaut wurde. 

Die niedersächsische Technologie politik genießt ei- 
nen hohen Stellenwert innerhalb der Fachpolitiken 
des Landes. Sie ist elementarer Bestandteil der Wirt- 
schafts- und Industriep ohtik des Landes und schafft 
wesenthche Voraussetzungen zu deren Realisierung. 

Generelle Ziele niedersächsischer Technologiepolitik 
sind; 

- Förderung der Anwendung von Schlüsseltechno- 
logien; 

- Pflege der wirtschaftsnahen Forschungs- und 
Technologieinfrastruktur; 

- Intensivierung der Kooperation und des Transfers 
zwischen Forschungseinrichtungen und Unter- 
nehmen; 

- Unterstützung vorwiegend mittelständischer Un- 
ternehmen bei der Entwicklung und Einführung 
neuer Technologien sowie 
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- Unterstützung bei technologieorientierten Unter- 
nehmensgründungen und -ansiedlungen. 

Die technologiepolitischen Schwerpunkte befinden 
sich auf den Gebieten der Mikroelektronik, Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien, Biotech- 
nologie, Produktionstechnik, Automobiltechnik, Ver- 
kehrstechnik sowie Umwelttechnik. Zu den wesenth- 
chen technologiepohtischen Entwicklungen in den 
Schwerpunktfeldem zählen die Verbundforschungs- 
projekte im Rahmen der Automobihnitiative, der Auf- 
bau des SICAN-Projektes als strategisches Kompe- 
tenzzentrum für die Schlüsseltechnologie Mikroelek- 
tronik, die Bio-Regio-N-Initiative, die sich im Städte- 
dreieck Braunschweig-Göttingen-Hannover als vir- 
tuelles Unternehmen mit einem Netzwerk von über 
150 kooperierenden Forschungseinrichtungen, Fir- 
men und öffentlichen Investitionen präsentiert sowie 
die Landesinitiative „Informations- und Kommunika- 
tionswirtschaft “ . 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Ausgehend von den eingangs beschriebenen Grund- 
sätzen sind beispielhaft folgende Schwerpunkte zu 
nennen: 

In Niedersachsen gibt es z. Zt. 25 Sonderforschungs- 
bereiche, die von der DFG 1996 mit insgesamt 
54,3 Mio DM gefördert wurden. Die Schwerpunkte 
hegen in den Bereichen Biowissenschaften mit zehn 
Sonderforschungsbereichen und Ingenieurwissen- 
schaften mit acht Sonderforschungsbereichen. 17% 
aller Sonderforschungsbereiche auf dem Gebiet All- 
gemeine Ingenieurwissenschaften und Maschinen- 
wesen sind an niedersächsischen Hochschulen ein- 
gerichtet. Schwerpunkt der biowissenschaithchen 
Forschung ist Göttingen mit der Universität, dem 
Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie, 
dem Max-Planck-Institut für experimentelle Medizin 
und dem Deutschen Primatenzentrum. 

Mit Projektverbünden werden an niedersächsischen 
Hochschulen die folgenden gemeinsamen For- 
schungsaktivitäten mehrerer Hochschulen, teilweise 
unter Beteiligung außeruniversitärer Forschungsein- 
richtungen, zeitlich befristet gefördert: 

- Angewandte Medienforschung 

- Friedens- und Konfliktforschung 

- SozialwissenschafÜiche Technikforschung 

- Frauenforschung 

“ Magnesiumtechnologie 

- Meeresbiotechnologie 

- Agrarbiotechnologie. 

Für die gemeinsame Nutzung eines Tierlaborato- 
riums zwischen dem Max-Planck-Institut für experi- 
mentelle Medizin und Einrichtungen der Universität 
Göttingen stellt das Land 9 Mio DM zur Verfügung. 
Die mit diesem Tierlaboratorium ermöghchte Hal- 
tung von transgenen Tieren bildet die Grundlage für 
einen biowissenschaftlichen Forschungsschwerpunkt 
in Göttingen, dessen wissenschafthcher Ertrag sehr 
hoch eingeschätzt werden kann und in dem Institute 


der MPG und der Universität Göttingen beispielhaft 
Zusammenwirken können. 

Ein weiterer Schwerpunkt im Bereich der Biowissen- 
schaften wird mit der Errichtung des Göttinger Zen- 
trums für Molekulare Biowissenschaften (GZMB) 
geschaffen. Für diese fakultätsübergreifende Ein- 
richtung, in der verstärkt auf den Gebieten 

- Molekulare Strukturbiologie 

- Prionforschung 

- Entwicklungsbiologie 

- Molekulare ZeUbiologie und Entwicklungsbioche- 
mie 

- Biochemie der Pflanze und 

- Biochemie und Bioorganik 

geforscht werden soll, werden in den nächsten 5 Jah- 
ren rd. 65 Mio DM aus Sondermitteln b er eitge stellt. 

Für die zweite Förderphase 1994 bis 1998 des bereits 
1984 an der Universität Göttingen eingerichteten 
Forschungszentrums Waldökosysteme - Waldsterben 
(FZW), in der die Veränderungsdynamik von Wald- 
ökosystemen erforscht wird, wird der Bund 31,6 Mio 
DM bereitstellen. Das Land stellt neben anteihgen 
Leistungen von rd. 19 Mio DM weitere 840 000 DM 
für den Bereich der Wurzelforschung zur Verfügung. 

Im Bereich der Energieforschung werden der Uni- 
versität Oldenburg für den Forschungsschwerpunkt 
„Systemforschung Regenerative Elektrische Energie- 
systeme" 7,1 Mio DM bereitgestellt, mit denen die 
ökonomisch und ökologisch vertretbaren Nutzungs- 
möghchkeiten regenerativer Energiequellen in der 
Zukunft erforscht sowie die Zuverlässigkeit und die 
ökonomischen Bedingungen derzeitig eingesetzter 
Solar- Wind-Systeme merklich verbessert werden sol- 
len. Die Mikrotechnik als eine der Schlüsseltechnolo- 
gien ist in der TU Braunschweig mit Sondermitteln 
von 14,5 Mio DM aufgebaut worden. Dieses For- 
schungsgebiet ist auch in der Universität Hannover 
mit rd. 3 Mio DM etabhert worden. 

Aufgrund der Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
ist an der Universität Hannover in den Jahren 1996/ 
1997 ein Unterwassertechnikum mit einem Investi- 
tionsvolumen von 25 Mio DM errichtet worden. Im 
Mittelpunkt der unterwassertechnischen Verfahren 
stehen Untersuchungen zum Rückbau von Kern- 
kraftwerken, zur Schadensbegrenzung bei Havarien 
von Schiffen und Offshore-Bauwerken sowie über 
das Filter- und Absorbtionsverhalten von Wasserver- 
fahren zur Reduktion der Umweltbelastung bei toxi- 
schen und kanzerogenen Gasen, Lärm, Strahlung 
und bei lungengängigen Feststoffen. 

An den niedersächsischen Fachhochschulen gehört 
die Wahrnehmung praxisnaher Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben zu den Pfüchtaufgaben der Fach- 
hochschulen. Hier sind ab Mitte 1997 für die Dauer 
von fünf Jahren mit einem Fördervolumen von insge- 
samt 8,1 Mio DM die folgenden neuen Schwerpunkte 
eingerichtet worden: 

- Frauenberufstätigkeit im Sozial- und Gesundheits- 
bereich der FH Nordostniedersachsen; 
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- Kunststoff -Recycling der FH Brauns chweigAA/ol- 
fenbüttel; 

- Angewandte Mikrosysteme für mitt eiständische 
Industrie der FH Hannover; 

- Intelhgente Sensorsysteme der FH Osnabrück so- 
wie 

- Raum-Rohr-Boden der FH Oldenburg, der sich mit 
der Feststellung, Überprüfung und Beseitigung 
von Mängeln bestehender Rohrsysteme befaßt. 

Zweck des im Herbst 1997 als Stiftung des bürger- 
hchen Rechts in Delmenhorst eröffneten Hanse-Wis- 
senschafts-KoUegs ist es, im Zusammenwirken mit 
den Universitäten Oldenburg und Bremen die natio- 
nale, internationale und interdisziplinäre Zusammen- 
arbeit besonders qualifizierter, insbesondere junger 
Wissens chaftlerinnen und Wissenschaftler zu för- 
dern. Der Stiftung stehen jährhch 4,5 Mio DM zur 
Verfügung. Dazu kommen einmalig Investitionsmit- 
tel in Höhe von 8 Mio DM zur Errichtung eines ge- 
eigneten Gebäudes. Die aus dem nationalen und 
internationalen Bereich eingeladenen Wissenschaft- 
ler (FeUows) werden sich mit Themen aus dem Be- 
reich der Neurokognitionswissenschaften, der Mee- 
resforschung und der Sozialwissenschaften befassen. 

Im Zusammenhang mit der Besetzung einer Profes- 
sur für Physik der Universität Hannover ist es ge- 
lungen, eine Arbeitsgruppe der MPG, die sich mit 
experimenteller GravitationsweUenforschung befaßt, 
in Hannover anzusiedeln. Die Arbeitsgruppe ver- 
sucht den experimentellen Nachweis von Gravita- 
tionswellen. Für die Entwicklung eines Gravitations- 
wellendetektors hat das Land Niedersachsen Investi- 
tionsmittel in Höhe von insgesamt 3,7 Mio DM zur 
Verfügung gestellt, 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Technologieförderung und Technologietransfer blei- 
ben weiterhin ein zentrales Anliegen der Forschungs-, 
Struktur- und Wirtschaftspohtik des Landes. Wesent- 
liches Ziel ist die Stärkung des Innovations- und 
Wettbewerbspotentials der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen, indem Kooperationen zwischen Wissen- 
schaft und Wirtschaft gefördert, Informationsdefizite 
über neue Technologien beseitigt, Forschungsaktivi- 
täten angeregt und finanzielle Engpässe, die Innova- 
tionen in den Unternehmen entgegenstehen, beho- 
ben werden. 

Eines der wichtigsten technologiepolitischen Instru- 
mente als Mittel einer aktiven Wirtschafts- und Indu- 
striepolitik ist die Förderung von größeren Verbund- 
forschungsinitiativen. Diese tragen durch das unter- 
schiedliche und vielfältige Know-how der mitein- 
ander kooperierenden Unternehmen und Forschungs- 
einrichtungen entscheidend zu einer weiteren Erhö- 
hung von Synergieeffekten bei. 

Die Niedersächsische Landesregierung wird auch 
weiterhin den Technologietransfer zwischen Wissen- 
schaft und Wirtschaft und die dazu geschaffenen Ein- 
richtungen fördern. Besonders hervorzuheben ist in 
diesem Zusammenhang das zunächst auf die Dauer 
von fünf Jahren befristete Püotprojekt „Patentbera- 


tungs- und Verwertungsstelle“ an der Universität 
Hannover, das am 1. Januar 1996 eingerichtet wor- 
den ist. 

An den Hochschulstandorten Hannover und Osna- 
brück wurde zum 1. Oktober 1997 ein auf zunächst 
zwei Jahre angelegtes Pilotprojekt zur Intensivierung 
von Untemehmensgründungen aus Hochschulen ge- 
startet, Ziel ist es, technologieorientierte Unterneh- 
mensgründungen aus Hochschulen zu fördern und 
damit einen Beitrag zur nachhaltigen Stärkung des 
regionalen Innovationspotentials der Wirtschaft zu 
leisten. 

Durch ein Bündel verschiedener Maßnahmen soll die 
Gründung von Unternehmen aus Hochschulen und 
außeruniversitären Instituten erleichtert werden. Da- 
bei ist ein angemessener, auch finanzieller Ausgleich 
zwischen den Interessen der aus Steuermitteln finan- 
zierten Hochschulen/Institute und dem (notwendi- 
gen) Gewinnstreben der jungen Unternehmen her- 
zusteUen. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschafts^truktur" werden die 
bereits bis Mitte der 80er Jahre errichteten Technolo- 
giezentren auch zukünftig unterstützt. Es ist das er- 
klärte Ziel der Niedersächsischen Landesregierung, 
die etabherten Technologiezentren zu regionalen In- 
novationsdienstleistem zu qualifizieren und generell 
für Aktivitäten zur Anregung und Beratung von Exi- 
stenzgründungen - auch und insbesondere in Zu- 
sammenarbeit mit den Hochschulen - einzubinden. 

Mit dem Ziel der Steigerung der Innovationstätigkeit 
werden insbesondere kleine und mittlere Unterneh- 
men (KMU) bei der Durchführung einzelbetriebhcher 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben durch Ge- 
währung günstiger Landesdarlehen oder Zuschüsse 
unterstützt. Dabei kommt den Kooperationsprojekten 
mit den niedersächsischen Lehr- und Forschungsein- 
richtungen erhöhte Bedeutung zu. Im Rahmen der 
Realisierung von FuE -Verbundforschungsinitiativen 
bzw. -Projekten, in deren Mittelpunkt neue Koopera- 
tionsmodelle zwischen Herstellern, Zulieferern und 
Forschungseinrichtungen stehen, partizipieren auch 
wieder die KMU an den FuE-Fördermöglichkeiten. 

Im Rahmen des Technologietransfers räumt die Lan- 
desregierung der Förderung des Personaltransfers 
einen besonderen Stellenwert ein. Im Mittelpunkt 
der Förderung stehen die Einstellung und der praxis- 
orientierte Einsatz von Hochschulabsolventinnen und 
-absolventen, die einen ingenieur- oder naturwissen- 
schaftlichen Studiengang erfolgreich abgeschlossen 
haben und erstmals mit dieser Qualifikation in Unter- 
nehmen in bestimmten Bereichen tätig werden. Hier- 
mit soll die Innovationsfähigkeit der Unternehmen 
wesenthch gesteigert werden. 

Internationale Zusammenarbeit 

Die Forschungsförderung durch die EU hat in den 
letzten Jahren weiterhin an Bedeutung gewonnen. 
So wurden im Rahmen der zwischen 1987 und 1996 
von der EU geförderten Forschungsprojekte unge- 
fähr 200 Mio ECU für Niedersachsen bewilligt. Zwi- 
schen 1989 und 1996 haben sich damit die von Nie- 
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dersachsen eingeworbenen EU-Mittel insgesamt er- 
hebüch gesteigert. Während z. B. in 1993 20 Mio 
ECU bewilligt wurden, waren es 1996 48 Mio ECU. 
Den höchsten Anteil an den EU -Fördermitteln ver- 
zeichneten die Hochschulen mit 66 Mio ECU (33%), 
gefolgt von außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen mit 61 Mio ECU (30%), Großunternehmen 
mit 41 Mio ECU (20%) und kleinen und mittleren 
Unternehmen mit 32 Mio ECU (16%). Eine neue 
Chance, Mittel von der EU einzuwerben, bieten die 
Strukturfonds der EU. Niedersachsen nutzt erstmals 
in der Förderperiode 1994-1999 den EFRE und ESF 
für Maßnahmen von Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen, die in den Zielgebieten 2 und 5 b zu 
vertreten sind. Mit Mitteln des EFRE werden z. B. 
Vorhaben der praxisnahen FuE und zur verstärkten 


10. Nordrhein-Westfalen 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Nordrhein-Westfalen hat sich in seiner jüngeren in- 
dustriellen Entwicklungsgeschichte von den traditio- 
nellen Monostrukturen wie Bergbau, Großchemie, 
Stahlerzeugung und -Verarbeitung weiterentwickelt 
zu einem Industrie- und Wirtschaftsstandort mit ho- 
hem technologischem Know-How im Bereich der 
Schlüssel- und Zukunftstechnologien. Die Technolo- 
giepohtik als Teil der Wirtschafts- und Industriepoli- 
tik des Landes fördert diese Entwicklung und bietet - 
vor allem für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) - umfassende Hilfe zur Stärkung der techno- 
logischen Basis. Die Technologiepolitik des Landes 
wird durch die Forschungspohtik ergänzt. Diese för- 
dert nicht nur Spitzentechnologien, sie ist im beson- 
deren Maße auch dem Ziel verpflichtet, die Lebens- 
grundlagen für die künftigen Generationen zu be- 
wahren. 

Die Globalisierung der Märkte hat zu einer Nach- 
frage nach neuen Produkten geführt. Die Fähigkeit, 
diese Nachfrage innovativ zu befriedigen, ist Voraus- 
setzung für die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze. 
Von ausschlaggebender Bedeutung für die Innova- 
tion ist daher die Abstimmung zwischen Forschung, 
Aus- und Weiterbildung, Mobilität, Wissensverbrei- 
tung und die Fähigkeit der Unternehmen, neue 
Technologien und neues Wissen aufzunehmen. 
Gleichgewichtig und unauflösbar sind damit die Fra- 
gen nach der sozialen und ökologischen Vertretbar- 
keit verbunden. Daher sind Umweltforschung, So- 
zialverträglichkeit und Technologiefolgenabschät- 
zung integrale Bestandteile der Forschungs- und 
Technologiepoütik. 

Neben der technologie orientierten Forschungspolitik 
legt das Land Wert auf die geistes- und sozialwissen- 
schafthche Forschung. Dabei nimmt das Wissen- 
schaftszentrum Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf 
mit seinen drei Instituten in Gelsenkirchen (Institut 


Heranführung insbesondere von KMU an die Zusam- 
menarbeit mit Hochschulen und Forschungseinrich- 
tungen sowie der Ausbau von Forschungseinrichtun- 
gen, die FuE -Leistungen für die Wirtschaft erbrin- 
gen, gefördert. Mittel aus dem ESF fließen in die 
wissenschaftliche Weiterbildung von Hochschulab- 
solventen zur Verbesserung ihrer Arbeitsmarktchan- 
cen sowie in die Qualifizierung von Fach- und Füh- 
rungskräften der Wirtschaft. 

Niedersachsen fördert die Beteiligung niedersächsi- 
scher Wissenschaftler an EU-Forschungsprogram- 
men in der Weise, daß Personal-, Sach- und Reise- 
mittel zur Vorbereitung von Projekten mit Internatio- 
nalen Kooperationspartnern zur Verfügung gesteht 
werden. 


Arbeit und Technik), Essen (Kulturwissenschafthches 
Institut) und Wuppertal (Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie) eine besondere Stellung ein. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Hochschulforschung 

Das Land stellt den Hochschulen eine dauerhafte 
und damit für längerfristige Forschung kalkuüerbare 
personelle, apparative und räumliche Grundausstat- 
tung zur Verfügung. Der Etat für Wissenschaft und 
Forschung hat inzwischen ein Volumen von 8,5 Mrd 
DM. Er ist in den letzten drei Jahren um 583 Mio DM 
gestiegen. Zusätzhch zur Grundausstattung fördert 
das Land die Forschung mit ca. 84 Mio DM jährhch. 

Die Forschungsmittel sind in zwei Programmen etati- 
siert. Die sog. Sondermaßnahmen zur Forschungs- 
und Technologieförderung sind vor allem zum geziel- 
ten Ausbau der Forschungsinfrastruktur bestimmt. 
Mit den Mitteln sollen zukunftsträchtige, neue und 
alternative Forschungsinitiativen in den Bereichen 
der Grundlagenforschung und der Schlüsseltechno- 
logien gefördert werden. Im übrigen werden die Mit- 
tel dazu verwandt, überregionale Fördermittel zu 
flankieren, vorhandene Forschungsschwerpunkte zu 
unterstützen und zu vernetzen, aber auch Einzelvor- 
haben zu ermöglichen. Ergänzt werden diese Mittel 
durch das Innovationsprogramm Forschung, das das 
Land 1996 aufgelegt hat. Es soll dazu beitragen, die 
Ziele der nordrhein-westfälischen Forschungspohtik 
wirksamer umzusetzen. Dazu sind folgende Leitthe- 
men entwickelt worden: 

- Gesellschaft und Kultur 

Dieser Schwerpunkt befaßt sich mit den sozialen 
und kulturellen Spannungsfeldern der Gegenwart 
sowie dem gesellschaftüchen Dialog über Wissen- 
schaft und Technik. 
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- Soziale Informationsgesellschaft 

Hierbei geht es um die sozialen und technischen 
Imphkationen der künftigen Informationsgesell- 
schaft. 

- Regenerative Energien/Umwelt 

Darunter fallen Vorhaben zur Erschheßung rege- 
nerativer Energien, der rationellen Energiegewin- 
nung und des Einsatzes von ökologischen Metho- 
den bei der Kreislaufwirtschaft sowie Fragen des 
Umweltschutzes . 

- Gesundheit 

Mit diesem Programmbereich soll die medizini- 
sche und khnische Forschung gestärkt werden. So 
werden z. B. Forschungspools in den Medizini- 
schen Einrichtungen gefördert. 

- Ausgewählte Spitzenforschung an den Universi- 
täten/angewandte Forschung an den Fachhoch- 
schulen 

Dieser Programmschwerpunkt dient der Förde- 
rung ausgewählter Spitzenforschung, z. B. im Be- 
reich Mikrostruktur-ZMikrosystemtechnik sowie 
dem Ausbau einer anwendungsorientierten For- 
schung an den Fachhochschulen. 

Die Hochschulen des Landes sind durch einen wis- 
senschaftlichen Programmbeirat an der Gestaltung 
und Weiterentwicklung des Innovationsprogramms 
beteiligt. Dem Beirat obliegt u. a. die Formuherung 
neuer Leitthemen. Fast 70 Vorhaben konnten bisher 
mit Mitteln dieses Programms auf den Weg gebracht 
werden. 

Auch bei der Einwerbung von Sonderforschungs- 
bereichen hat Nordrhein-Westfalen seinen erfolg- 
reichen Weg fortsetzen können. Inzwischen (1. Juh 
1997) beträgt die Zahl 54. Davon sind 9 den Geistes- 
und Sozialwissenschaften, 16 der Biologie/Medizin, 
12 den Naturwissenschaften und 17 den Ingenieur- 
wissenschaften zuzurechnen. 

Zur Erreichung einer auf Nachhaltigkeit ausgerich- 
teten Landbewirtschaftung wurden im Programm 
„ Umweltverträgliche und standortgerechte Landwirt- 
schaft" seit 1985 in der Universität Bonn und in der 
Universität - Gesamthochschule Paderborn 205 For- 
schungsprojekte bearbeitet. Hierfür wurden von der 
Landesregierung rd. 45 Mio DM bereitgestellt. Die 
Ergebnisse werden regelmäßig publiziert (ca. 500 
Veröffenthchungen) und haben in breitem Umfang 
Eingang in Beratung und Praxis gefunden. 

Außeruniversitäre Forschung 

Folgende nach der Rahmenvereinbarung Forschungs- 
förderung geförderte Einrichtungen haben ihren Sitz 
in Nordrhein-Westfalen: 

- 6 Fraunhofer- Institute, 

neu aufgenommen in die gemeinsame Finanzie- 
rung wurde das Fraunhofer-Institut für Umwelt-, 
Sicherheits- und Energietechnik (UMSICHT) in 
Oberhausen 

- 11 Einrichtungen der Max-Planck-GeseUschaft, 
neu gegründet wurde in Bonn eine Projektgruppe 
„Recht der Gemeinschaftsgüter" 


- 10 Forschungseinrichtungen und Einrichtungen 
mit Servicefunktion für die Forschung der Blauen 
Liste 

- 3 Helmholtz-Zentren: 

das Forschungszentrum Jülich GmbH (FZJ), die 
GMD - Forschungszentrum Informationstechnik 
GmbH, Sankt Augustin, das Deutsche Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt (DLR) in Köln-Porz. 

Zur gemeinsamen Förderung von Forschungseinrich- 
tungen und Vorhaben durch den Bund und die Län- 
der hat das Land 1997 rd. 470 Mio DM beigetragen. 
Bei 15 Landesforschungseinrichtungen, an deren 
Existenz aus regional- und landespolitischen sowie 
Wissenschafts- und forschungspolitischen Gesichts- 
punkten ein besonderes Interesse besteht, trägt aus- 
schließhch das Land den institutionell finanzierten 
Ausgabenteil (1997: 28 Mio DM). In diesen For- 
schungseinrichtungen wird auf den verschiedensten 
Gebieten wissenschaftliche Arbeit geleistet, z. B. 
Arterioskleroseforschung, biomedizinische Technik, 
Wollforschung, Binnenschiffbau, Rationahsierung, 
Städtegeschichte, Geschichte des Parlamentarismus 
und der politischen Parteien etc. 

Aus Strukturhüfemitteln und aus Mitteln des „Hand- 
lungsrahmens Kohle " hat das Land NRW den Aufbau 
von 15 rechtüch selbständigen Forschungsinstituten 
(Strukturhilfeinstitute) gefördert, die sich mit Zu- 
kunftstechnologie befassen. Zu den Neugründungen 
gehören z. B. das Institut für Umwelttechnologie und 
Umweltanalytik in Duisburg, das Institut für Chemo- 
und Biosensorik in Münster und das Zentrum für 
Neuroinformatik in Bochum. 

Im Lande NRW gibt es ferner weitere 77 sog. An-In- 
stitute. Sie sind rechtlich selbständig und werden in 
privatrechthcher Form, meistens in der Rechtsform 
des gemeinnützigen eingetragenen Vereins, betrie- 
ben. In enger Kooperation mit der jeweiligen Hoch- 
schule, der sie angeghedert sind, jedoch mit größe- 
rem Anwendungsbezug in der Ausrichtung ihrer For- 
schung ist ihre Arbeit gerichtet auf eine schnelle Um- 
setzung der Ergebnisse in marktfähige Produkte. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Von zentraler Bedeutung für die Technologieförde- 
rung war der Aufbau eines Netzes von Transferstel- 
len an den nordrhein-westfälischen Hochschulen. 
Auch die meisten der genannten außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen gehören - wie auch die 
über 60 Technologie- und Gründerzentren - zum 
Netz der Technologie-Infrastruktur des Landes Nord- 
rhein-Westfalen. Das Technologie Programm Wirt- 
schaft des Landes (TPW) bündelt die Maßnahmen 
der Technologieförderung. Es fördert die Entwick- 
lung, Einführung und Verbreitung neuer Technolo- 
gien vorrangig zugunstender KMU, branchenüber- 
greifend und landesweit. Es unterstützt durch die 
Vergabe von Zuschüssen nicht nur die Entwicklung 
von Hochtechnologien, sondern auch die Implemen- 
tierung neuer Technologien in Produkte und Verfah- 
ren traditioneller heimischer Branchen, damit sich 
nordrhein-westfähsche Unternehmen auch weiterhin 
im globalen Wettbewerb behaupten und bestehende 
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Arbeitsplätze gesichert werden können. Mehr als 
20 Technologieinitiativen, z. B. die 

~ Landesinitiative Quahtätssicherung, 

- Media NRW, 

- Landesinitiative Bio- und Gentechnik, 

- Landesinitiative Zukunftsenergien oder die 

- Landesinitiative Bahntechnik 

bieten als Einrichtungen der technologischen Infra- 
struktur vielfältige Dienstleistungen für KMU an. 

Hinsichtlich der Reahsierung neuer Technologien 
und der Gründung hochinnovativer Unternehmen ist 
die Gründungsoffensive in NRW (GO!) zu erwähnen. 
Im November 1996 haben verschiedene Organisatio- 
nen gemeinsam mit der Landesregierung die Grün- 
dungsoffensive NRW gestartet. Ein wesenthcher An- 
satzpunkt sind die Hochschulen und Technologie- 
zentren. Ziel ist es, mehr junge Akademiker dazu zu 
bewegen, ihre Studien- und Forschungsergebnisse 
als Geschäftsidee zu nutzen. Das „Programm zur fi- 
nanziellen Absicherung von Unternehmensgründun- 
gen aus Hochschulen" (PFAU) versteht sich als selb- 
ständiger Teil dieser Gründungsoffensive und stellt 
ein auf den Bereich der Hochschulen zugeschnitte- 
nes Instrumentarium dar. Ziel ist es, Hochschulabsol- 
ventinnen und Hochschulabsolventen zu einer Un- 
ternehmensgründung zu motivieren, indem ihnen 
die Möghchkeit geboten wird, ihre zukünftige Exi- 
stenz als Selbständige aus einer Position als wissen- 
schafthche(r) Mitarbeiter/in einer Hochschule heraus 
vorbereiten zu können. Damit werden die mit einer 
Unternehmensgründung verbundenen persönhchen 
und finanziellen Risiken abgefedert. Das Programm 
unterstützt Nachwuchswissenschaftler für max. zwei 
Jahre mit einer halben Stelle als wissenschaftÜcher 
Mitarbeiter. Zugleich werden Mittel für Beratungslei- 
stungen bereitgesteUt. 

Dem Wissenstransfer von der Wissenschaft in die 
Wirtschaft dient auch das Programm zur Förderung 
der Schutzrechtanmeldung von Forschungsergebnis- 
sen aus Hochschulen (SAFE). Das Programm sieht 
Zuschüsse zu den Patentverfahrenskosten und zu 
den Verwertungskosten unter der Voraussetzung vor, 
daß der Erfinder (alle Hochschulmitglieder sind an- 
gesprochen) einen Anteil der Nettoeinkünfte aus der 
Erfindung an seine Hochschule abtritt. Ein Vorpro- 
gramm ist im Herbst 1997 angelaufen. Mit ersten Er- 
fahrungen ist im Herbst 1998 zu rechnen. 

Ein Hindernis für die Realisierung neuer Technologien 
ist die unzureichende Bereitstellung von Wagniskapi- 
tal. Mit dem Projekt „Wagniskapital NRW" wird ab 
1998 in NRW über das bestehende Beteüigungsange- 
bot von Banken und Sparkassen hinaus em Wagnis- 
kapitalangebot von über 100 Mio DM Zustandekom- 
men, das Insbesondere jungen und technologieorien- 
tierten Unternehmen helfen soU, innovative Ideen m 
neue, wettbewerbsfähige Produkte umzusetzen. 

Internationale Zusammenarbeit 

Um die Forscher des Landes, die sich zunehmend ak- 
tiver an den europäischen Forschungsförderungspro- 
grammen beteiligen, stärker in diese Programme ein- 


zubinden und um sicherzusteUen, daß aUe Infor- 
mationen an die interessierten Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler gelangen, hat das Ministerium 
für Wissenschaft und Forschung mittels seiner Trans- 
fersteUen ein Netzwerk von sog. Vor-Ort-Hochschu- 
len eingerichtet. Diese Einrichtungen betreuen zen- 
tral für Nordrhein-Westfalen die jeweüigen EU-For- 
schungs- und Mobilitätsprogramme und dienen so 
auch als Ansprechpartner für eine Zusammenarbeit 
mit der Industrie und den Wirtschaftsuntemehmen. 
Diese Beratungsstruktur ist durch die Einrichtung 
von EuroConsult - Research and Education - an der 
Universität Bonn weiter verstärkt worden. Damit 
wird den interessierten Wissenschaftlern die Mög- 
lichkeit geboten, sich umfassend über die EU-Pro- 
gramme zu mfomüeren. 

Mit einer Initiative zur fmanzieUen Unterstützung ün 
Vorfeld der AntragsteUung söU die Beteiligung der 
Hochschulen des Landes an den Forschungsförde- 
rungs- und Mobihtätsprogrammen der Europäischen 
Union für die Zukunft nachhaltig ausgebaut werden. 
Insbesondere diejenigen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler an den Hochschulen des Landes NRW 
sollen mobihsiert werden, die die einschlägigen Pro- 
gramme der Union in ihre Forschungsaktivitäten bis- 
her nicht mit einbezogen haben. Diese Initiativen 
haben Wirkung gezeigt. Die nordrhein-westfälischen 
Hochschulen haben sich in der europäischen For- 
schimgs- und Technologieförderung gut etabhert und 
stellen begehrte Partner für die grenzüberschreitende 
Forschungskooperation dar. Das Land NRW steht bei 
der Ein Werbung von EU-Projekten im nationalen wie 
europäischen Vergleich aller Regionen in der Spitzen- 
gruppe. Insgesamt hat sich der Anteil an den europa- 
weit von den Hochschulen eingeworbenen Mittein 
aus den EU-Forschungsrahmenprogrammen in den 
letzten Jahren trotz stärkeren Wettbewerbs und teil- 
weise drastisch gestiegener Antrags auf kommen auf 
vergleichsweise hohem Niveau stabüisiert. 

Nordrhein-Westfalen hat allerdings als bevölke- 
rungsreichstes Land grundsätzüch auch Interesse an 
einer Zusammenarbeit in der Forschung und Ent- 
wicklung mit allen Ländern der Erde. Seine 53 Hoch- 
schulen sind auch in nahezu allen Ländern, die über 
Hochschulen verfügen, vertreten. Eigene Verträge 
über eine Zusammenarbeit in Wissenschaft und For- 
schung hat das Land mit dem amerikanischen Bun- 
desstaat North Carolina, den chinesischen Provinzen 
Sichuan und Jiangsu sowie der austrahschen Provinz 
New South Wales. Besonderes Interesse finden auch 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Israel 
und Palästina. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Netzwerk Frauenforschung 

Das in dieser Größenordnung bislang immer noch 
einzigartige nordrhein-westfähsche Netzwerk Frau- 
enforschung konnte Anfang der 90er Jahre aus Mit- 
teln des Hochschulsonderprogramms II auf 38 Pro- 
fessuren weiter ausgebaut werden. Das Ziel, ein lei- 
stungsfähiges und in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land einmaliges Netz von Frauenforschungsprofessu- 
ren insbesondere in den Fächern, in denen Frauen- 
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forschung bisher noch nicht oder zu wenig vertreten 
ist, zu errichten, wurde erfüllt. Neben den Sozialwis- 
senschaften, der Pädagogik und den Sprachwissen- 
schaften gibt es auch Frauenforschungsprofessuren 
in den Fächern Architektur, Design, Musikwissen- 
schaften, Geschichte, Rechtswissenschaft, Medizin 
und Betriebswirtschaftslehre. 1994 wurde zudem 
eine Gastprofessur für „Internationale Frauenfor- 
schung" (Marie-Jahoda-Professur) erfolgreich einge- 
richtet. Der Schwerpunkt der Netzwerk-Professuren 
hegt im Bereich der Geisteswissenschaften. Mit lan- 
deseigenen Mitteln konnte 1996 das Netzwerk noch 
einmal um sechs Professuren auf insgesamt 44 aus- 
gebaut werden. 

Publikationen 

- Forschung in Nordrhein-Westfalen - Forschungs- 
bericht 1993 -, hg. V. Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung (MWF) NRW; 


11. Rheinland-Pfalz 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Die Landesregierung sieht in Wissenschaft und Wei- 
terbildung entscheidende Grundlagen für die Zu- 
kunft. Ohne einen wesenthchen Beitrag von Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung zur ökononü- 
schen, sozialen, Ökologischen und demokratischen 
Ausgestaltung sind die anstehenden Probleme nur 
schwer lösbar. 

Wissenschaft und Forschung können diesen Beitrag 
nur leisten, wenn die notwendigen äußeren und 
strukturellen Voraussetzungen erhalten und ausge- 
baut werden. Bei der Sicherung und Verbesserung 
dieser Voraussetzungen läßt sich die Landesregie- 
rung von folgenden Zielvorstellungen leiten: Die Plu- 
rahtät des Wissenschaftssystems muß gefördert und 
ausgestaltet werden. Maßgebende Kriterien für die 
Förderung sind die Qualität der Forschung und die 
Leistungsfähigkeit der Forscherinnen und Forscher. 
Zusätzhche Förderung erhalten interdisziplinär aus- 
gerichtete Forschungsschwerpunkte, deren Entwick- 
lungskonzepte einer externen Evaluation unterzogen 
werden. Die Landesregierung setzt auf eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft, zwischen Hochschulen und außerhoch- 
schulischen Forschungseinrichtungen, zwischen ver- 
schiedenen Fächern und zwischen den einzelnen 
Gruppen der Hochschulen. 

Die Hochschulen sind aufgefordert, sich verstärkt als 
hochspezialisierte Untersuchungs- und Beratungs- 
institutionen zur Verfügung zu stellen und Dienst- 
leistungen zu erbringen. Die großen Zukunftsproble- 
me des Umweltschutzes, der Medizin- oder Energie- 
versorgung sind nur durch interdisziphnäre Verstän- 
digung lösbar, wobei der Einbeziehung der Geistes- 
und Gesellschaftswissenschaften besondere Bedeu- 


- Forschung in Nordrhein-Westfalen - Faktenteil 
1992 hg. V. MWF NRW; 

- Handbuch Hochschulen in Nordrhein-Westfalen, 
hg. V. MWF NRW;Teil I: Gesetze, Verordnungen 
und Erlasse, 1996, Teil II: Daten, Studienangebote, 
Anschriften, 1993; 

- Technologiehandbuch Nordrhein-Westfalen, hg. v. 
Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand, Tech- 
nologie und Verkehr (MWMTV) NRW, 1995; 

- Programmimpulse für die Wirtschaft, Baustein 
Technologieprogramm Wirtschaft (TPW); hg. v. 
MWMTV NRW; 

- Technologiezentren in Nordrhein-Westfalen: 

Ergebnisse einer Studie zur Entwicklung, 
Leistungen und Perspektiven, 1997; hg. vom 
MWMTV NRW. 


tung zukommt. Mit dem Ausbau bestehender und 
der Errichtung neuer Forschungsstrukturen reagiert 
die Landesregierung auf die ständig wachsenden 
Herausforderungen. Durch gezielte Förderpro- 
gramme und durch Errichtung von neuen Ge- 
bäuden für Forschungszwecke soUen die Hoch- 
schulen in die Lage versetzt werden, ihren Beitrag 
zu leisten. 

Die Landesregierung unterstützt mit Nachdruck die 
zahlreichen und erfolgreichen Ansätze zur Verbesse- 
rung des Wissens- und Technologietransfers zwi- 
schen Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Wirt- 
schaft und Gesellschaft in Form einer universitäts ein- 
gebundenen bzw. universitätsnahen anwendungs- 
orientierten Forschungsstruktur, die den Industrie- 
unternehmen der Region die Umsetzung von For- 
schungsergebnissen auf ihren speziellen Anwen- 
dungsgebieten erleichtert. Die Hochschulen sind 
auch in die Gründerinitiativen der Landesregierung 
eingebunden. An mehreren Hochschulen wird ein 
Existenz gründertraining angeboten, das technolo- 
gisch ausgebildeten Hochschulangehörigen das Hin- 
tergrundwissen für Unternehmensgründungen ver- 
mittelt. Zusätzlich soU Hochschulabsolventen, die 
sich mit einer innovativen Idee selbständig machen 
wollen, für einen begrenzten Zeitraum Arbeitsmög- 
hchkeiten in den Hochschulen geboten werden, um 
ihre Forschungsergebnisse bis zur Marktreife weiter- 
entwickeln zu können (Patenprogramm der Hoch- 
schulen). 

Die Technologiepolitik des Landes zielt auch darauf 
ab, die größenbedingten Nachteile kleiner und nütt- 
lerer Unternehmen (KMU) im „Innovationswettbe- 
werb", gerade im Hinblick auf die Intemationalisie- 
rung der Märkte, auszugleichen und sie bei der Absi- 
cherung und Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit zu unterstützen. KMU haben - statistisch belegt 
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- höhere Aufwendungen für FuE je Beschäftigten 
und Umsatz zu tragen als Großunternehmen. Das 
Land versucht daher, einen Ausgleich durch mittel- 
standsorientierte Technologieförderung zu schaffen. 
Weitere Ziele sind die Förderung neuer Technologien 
in Unternehmen, die Unterstützung technologie- 
orientierter Unternehmensgründungen und der Aus- 
bau von Einrichtungen der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie . 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Unter den Hochschulen des Landes gibt es deutliche 
Profilbildungen und spezielle Schwerpunkte in ein- 
zelnen Wissenschaftsbereichen. Neben den im nach- 
folgenden Abschnitt genannten technologieorientier- 
ten Schwerpunkten gibt es in den Hochschulen eine 
Fülle bedeutsamer Forschungsaktivitäten, die nur 
beispielhaft genannt werden können. 

An der Universität Kaiserslautern sind Informatik, 
Festkörperphysik, Lebensmittelchemie, Umwelttoxi- 
kologie, Laserentwicklung und -anwendung, Tech- 
nomathematik, Recycling, Biotechnologie und medi- 
zinische Physik und Technik sowie Wirtschaftsinge- 
nieurwesen besondere Schwerpunkte. Neben der 
Atom- und Kernphysik sowie der Chemie spielen an 
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz material- 
wissenschaftliche und interdisziphnäre naturwissen- 
schaftlich-medizinische Forschungen, Waldschadens- 
und Ökosystemforschungen sowie die Forschung 
über die Mechanismen der Immunpathogenese, der 
Tumorabwehr und ihre therapeutische Beeinflus- 
sung, die Herz-Kreislauf- und die Transplantations- 
forschung eine herausragende Rolle. In den Geistes- 
und Sozialwissenschaften sind besonders die Wirt- 
schaftstheorie und -pohtik, Kantstudien, Lateiname- 
rikaforschung, Afrikaforschung, Medienwirkungsfor- 
schung, psychologische Angst- und Streßforschung, 
der Bereich Drama und Theater, philologische Pro- 
jekte und Editionen sowie die Amerikanistik zu er- 
wähnen. 

An der Universität Trier prägen das Wissenschafts- 
profil zum einen die auf Europa ausgerichtete For- 
schung, mit der sich eine Reihe von Forschungsinsti- 
tuten sowie Professuren für Europäisches Recht und 
Europäische Wirtschaftspolitik und auch der Sonder- 
forschungsbereich „Zwischen Maas und Rhein" be- 
fassen. Ein weiterer interdisziphnärer Schwerpunkt 
ist der Bereich Umwelt, dessen Themen von Umwelt- 
psychologie und Umweltverhalten über Umweltöko- 
nomie und Ökoaudit bis hin zu Umweltrecht und 
Umweltgeologie reicht. Ein Sonderforschungsbereich 
„Umwelt und Region" wird derzeit vorbereitet. Der 
in besonderer Weise interdisziplinär ausgerichtete 
Schwerpunkt Information und Kommunikation wirkt 
in eine Vielzahl von Fächern hinein, z. B. in die kürz- 
hch ausgebaute Medienwissenschaft. Weitere Schwer- 
punkte finden sich in der Frauen- und Geschlechter- 
forschung sowie im Bereich Gesundheit. 

An der Universität Koblenz-Landau hegen besondere 
Akzente auf den Gebieten Informatik, Erziehungs- 
wissenschaften und Psychologie. Aktuelle Schwer- 
punkte der Forschung sind Softwaretechnik, Compu- 


terlinguistik, sozial Wissenschaf thche und Wirtschafts - 
informatik, empirische pädagogische Forschung, in- 
terkulturelle Bildung, Kommunikationspsychologie 
und Mediendidaktik. Die Fachhochschulen des Lan- 
des bauen ihre Studien- und Entwicklungsschwer- 
punkte in den technischen Fächern aus. Hier spielen 
z. B. Laser- und Glasfasertechnik, Biotechnologie, 
AbfaUtechnik, Mikroelektronik, Datentechnik und 
Sonderwerkstoffe (Glas/Keramik) eine wichtige 
Rolle. Von besonderer Bedeutung sind hier das 
Telekommunikationszentrum der Fachhochschule 
Worms, das vor allem mittelständischen Unterneh- 
men als Ansprechpartner für alle Fragen der Tele- 
kommunikation zur Verfügung steht, und das Institut 
für Mediengestaltung und Medientechnologie der 
Fachhochschule Mainz, das sich der Entwicklung 
und Erprobung neuer Anwendungsverfahren im Be- 
reich der Medien widmet. Das Ostasieninstitut der 
Fachhochschule Ludwigshafen befaßt sich u. a. mit 
Fragen der Unternehmensführung und -entwicklung 
in der Volksrepubhk China. 

Die Wissenschaftliche Hochschule für Unterneh- 
mensführung Koblenz - staatlich anerkannte wissen- 
schaftliche Hochschule in freier Trägerschaft - in Val- 
lendar hat einen breit ausdifferenzierten Schwer- 
punkt in der Forschung der mittelständischen Unter- 
nehmen. Die Akademie der Wissenschaften und der 
Literatur, Mainz, führt insbesondere langfristige und 
interdisziplinäre Vorhaben der Grundlagenforschung 
durch. Die Arbeitsgebiete reichen dabei von der Er- 
forschung der Keilschrift über große musikwissen- 
schaftliche Wörterbücher und Editionen bis hin zu 
Klimawirkungsforschung. Vorhaben der Akademie 
werden gemeinsam von Bund und Ländern sowie 
von Drittmittelgeb em gefördert. Das Land stellt dar- 
über hinaus die Grundausstattung der Einrichtungen 
sicher. 

Das 1996 gegründete, gegenwärtig noch von der 
Fraunhofer Management Gesellschaft betreute Insti- 
tut für Techno- und Wirtschaftsmathematik in der 
Rechtsform eines eingetragenen Vereins befaßt sich 
mit der Mathematik als Technologie zur Lösung tech- 
nischer, organisatorischer und ökonomischer Frage- 
stellungen und ist aus der Arbeitsgruppe Technoma- 
thematik an der Universität Kaiserslautem hervorge- 
gangen, die bereits über 15 Jahre erfolgreiche For- 
schungskooperationen mit Industrie und Wirtschaft 
vorzuweisen hat. Das ebenfalls 1996 gegründete 
neue Institut für Experimentelles Software-Enginee- 
ring ist die erste Fraunhofer Einrichtung in Rhein- 
land-Pfalz. Das Land übernimmt entsprechend der 
zwischen der FhG und den Ländern übhchen Verfah- 
rensweise in einer Übergangsphase die laufenden 
Kosten voU. Zielsetzung ist es, Firmen aus allen Bran- 
chen beim Aufbau zertifizierbarer Softwareentwick- 
lungsprozesse zu unterstützen. Die auch 1996 ge- 
gründete Europäische Akademie zur Erforschung 
von Folgen wissenschaftlich technischer Entwicklun- 
gen Bad Neuenahr- Ahrweiler, eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung mit den Gesellschaftern Land 
Rheinland-Pfalz und Deutsche Forschungsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt, hat zur Aufgabe, die Aus- 
wirkungen zukünftiger wissenschaftlich-technischer 
Entwicklungen im europäischen Umfeld zu erfor- 
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sehen, zu beurteilen und vorhandene Kenntnisse auf 
diesem Gebiet an Interessenten aus Politik, Wissen- 
schaft und Forschung sowie Wirtschaft zu vermitteln. 

Die Einrichtung des Zentrums Grüne Gentechnik an 
der staatlichen Lehr- und Forschungsanstalt in Neu- 
stadt A/Veinstr. ist ein Beitrag des Landes, die Chan- 
cen dieser Zukunftstechnologie im Bereich Landwirt- 
schaft in Kooperation zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft für eine positive Entwicklung des Landes 
und über dessen Grenzen hinaus zu nutzen. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Im Rahmen der einzelbetrieblichen Technologieför- 
derung hat das Land folgende Programme aufgelegt: 

- Innovationsförderungsprogramm (Entwicklung 
neuer Produkte und Verfahren mit Sondermaß- 
nahmen auf den Gebieten: künstliche Intelligenz, 
Vernetzung von CIM-Bausteinen) 

- Technologieeinführungsprogramm 

- Marktemführungsprogramm 

- Innovationsprämie. 

Durch Bereitstellung von Wagniskapital der Wagnis- 
finanzierung sgesellschaft für Technologieförderung 
m Rheinland -Pfalz (WFT) in Form von Beteiligungen 
an innovativen und technologieorientierten mittel- 
ständischen Unternehmen kann zudem die Eigenka- 
pitalbasis bei der Durchführung von Innovationsmaß- 
nahmen verbreitert werden. Jungen innovativen und 
technologieorientierten Unternehmen und Unterneh- 
mensgründungen bietet Rheinland-Pfalz über die in 
den fünf Oberzentren des Landes angesiedelten 
Technologiezentren umfassend HilfesteUung an. Die 
Firmen werden von einem erfahrenen Zentrenmana- 
gement bei der Erstellung ihres Untemehmenskon- 
zeptes und im Projektmanagement unterstützt. Eine 
besondere Bedeutung kommt dabei dem 1996 in Kai- 
serslautem gegründeten „Business " (BIG) zu. 

Die 1995 errichtete „Innovations-Marketing-Gesell- 
schaft" (IMG) unterstützt innovative Unternehmen, 
Forscher und Erfinder bei der Marktumsetzung ihrer 
Erfindungen und Erkenntnisse. Sie arbeitet dabei 
ebenso wie andere Technologieanbieter des Landes 
eng mit der 1996 gegründeten Agentur für Innova- 
tion und Technik zusammen, die das Transferangebot 
in Rheinland-Pfalz zusammenführen soll. Dort wurde 
gemeinsam mit der Universität Mainz zur Stärkung 
des biotechnologischen Potentials in Rheinland-Pfalz 

- ein in hohem Grad multifunktionaler und interdiszi- 
plinärer Bereich - als koordinierende Stelle das „Ko- 
ordinationszentmm Biotechnologie" geschaffen. 

Die Hochschulen und Forschungseinrichtungen prä- 
sentieren mit Unterstützung des Landes ihr breites 
Leistungsspektrum u.a. auf der CeBIT, der Hannover 
Messe, auf dem Leipziger Forschungsfomm und der 
INNOVA in Pirmasens im Rahmen von Gemein- 
schaftsständen. 

Mit der Bündelung des gesamten rheinland-pfälzi- 
schen Transferangebots wird sich die neugegründete 
Agentur für Innovation und Technik (AITEC) befas- 
sen. Das Institut ist zusammen mit der Investitions- 


und Stmkturbank Rheinland-Pfalz (ISB) in das euro- 
päische Netzwerk der EU- Verbindungsbüros für For- 
schung und Technologie eingebunden. 

Internationale Zusammenarbeit 

Um den Hochschulen eine Beteiligung an EU-For- 
schungsvorhaben zu erleichtern, wurden im Haus- 
halt 1997 0,7 Mio DM zur Förderung der euro- 
päischen Zusammenarbeit zur Verfügung gestellt. 
Außerdem sind an allen Hochschulen EU-Referate 
eingerichtet worden, die ein Netz von Programm- 
beauftragten aufbauen. Alle rheinland-pfälzischen 
Hochschulen beteüigen sich an der grenzüberschrei- 
tenden Zusammenarbeit mit den Nachbarländern 
Frankreich und Luxemburg. Dies geschieht z. B. in 
institutionalisierter Form durch die Charte de Coope- 
ration Universitaire, an der sich zwölf Hochschulen in 
der Region Saar-Lor-Lux-Trier-Westpfalz beteiligen; 
von rheinland-pfälzischer Seite die Universitäten 
Trier und Kaiserslautern sowie die Fachhochschulen 
Trier und Kaiserslautern. Verschiedene Maßnahmen 
zur Einbeziehung auch mittelständischer Unterneh- 
men m den Wissenstransfer in Europa bestehen 
durch Initiativen von Forschungsinstituten, so z. B. 
das Institut für Mikrotechnik Mainz, Am Aufbau von 
EU -Verbindungsbüros smd die Investitions- und 
Strukturbank Rhemland-Pfalz (ISB) und das Institut 
für Mikrotechnik beteiligt. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Die Stiftung Rheinland-Pfalz für Innovation verfolgt 
den Zweck, die wissenschaftliche und technologi- 
sche Entwicklung Im Land zu fördern. Im Mittel- 
punkt der Förderung stehen Vorhaben der Grundla- 
genforschung und der anwendungsorientierten For- 
schung, neue Technologien sowie der Transfer wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse m die Wirtschaft des 
Landes. Die Stiftung konnte mit wachsenden Mitteln 
bisher gerade m Bereichen, die in besonderem Inter- 
esse des Landes liegen, eine Vielzahl von Vorhaben 
schwerpunktmäßig unterstützen. 

Im Februar 1992 haben die Länder Baden- Württem- 
berg und Rheinland-Pfalz im Bereich der Medien- 
technik die Zusammenarbeit in einem länderüber- 
grelfenden Forschungs- und Entwicklungsverbund 
zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Medienan- 
wendem vereinbart. Durch die Bündelung der Kräfte 
beider Länder im Forschungsverbund Medientech- 
nik Südwest sollen zielorientiert Rundfunkanstalten, 
Wissenschaft, Wirtschaft und die Landesregierung 
Zusammenwirken, um innovativen Ideen in den For- 
schungsfeldem Digitale Studiotechnik, Frequenz- 
ökonomie und Zugangsnetze zum Durchbruch zu 
verhelfen. Der Forschungsverbund Medientechnik 
Südwest wird in einer zweiten Phase 1997 bis 2001 
fortgeführt. 

Sämtliche Mittel für Forschung und Lehre werden 
nach definierten Kriterien zwischen den Hochschu- 
len verteilt. 30 % dieser Mittel werden nach den An- 
teilen der Hochschulen an den Drittmitteleinnahmen 
vergeben. Dies ist ein wirksamer Anreiz für die 
Hochschulen, Drittmittel für die Forschung einzuwer- 
ben. 
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Mit Landesgesetz vom 1. Juh 1997 wurde das Klini- 
kum der Johannes Gutenberg-Universität zum 1. Ja- 
nuar 1998 in eine rechtsfähige Anstalt des öffent- 
hchen Rechts umgewandelt. Ziel des Gesetzes ist es, 
die grundsätzhche Trennung der Finanzkreisläufe 
von Forschung und Lehre einerseits und Krankenver- 
sorgung andererseits zu erreichen, weil für sie unter- 
schiedliche Kostenträger verantwortlich sind. Mit der 


12. Saarland 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Forschung, Entwicklung und Nutzung neuer Techno- 
logien sind bestimmende Faktoren, um den Wandel 
des Saarlandes zu einem wettbewerbsfähigen Wis- 
senschafts- und Wirtschaftsstandort fortzusetzen. Ei- 
nes der vorrangigen Ziele des Landes ist die Förde- 
rung eines engen Verbundes zwischen der Wissen- 
schaft und der Wirtschaft, damit die Ergebnisse aus 
der Forschung rasch und kontinuierhch in die Ent- 
wicklung neuer Produkte, Verfahren und Dienst- 
leistungen umgesetzt und die Voraussetzungen für 
die Sicherung bestehender und die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze in zukunftsorientierten Bereichen ge- 
schaffen werden. 

Mit dem Auf- und Ausbau einer anwendungsbezoge- 
nen Forschungsinfrastruktur sind innerhalb eines 
Jahrzehnts die Grundlagen für eine Modernisierung 
der Wirtschaft im Saarland gelegt worden. Die kon- 
sequente Nutzung dieses Forschungspotentials über 
einen intensiven und breit angefegten Transfer von 
Wissen und Technologie in die Unternehmen wird 
durch die integrierte Wissenschafts- und Wirtschafts- 
pohtik im Zusammenwirken mit allen gesellschaft- 
hchen Kräften unterstützt. Die 2. Sachverständigen- 
kommission Forschung, Technologietransfer, Arbeit 
hat im März 1996 Empfehlungen zur Weiterentwick- 
lung der Forschungs- und Entwicklungsschwer- 
punkte vorgelegt, die maßgebend in die weitere Ge- 
staltung der Forschungs- und Technologiepohtik ein- 
fließen. Das im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiati- 
ve im September 1997 verabschiedete Saar-Memo- 
randum zur regionalen Flankierung der Anpassung 
im Bergbau knüpft in seiner strukturpohtischen Kon- 
zeption für den Bereich der Forschung und des Tech- 
nologietransfers an den Bericht der Sachverständi- 
genkommission Forschung, Technologietransfer, Ar- 
beit an. Leitbild ist ein moderner, europa- und tech- 
nologieorientierter Industrie- und Dienstleistungs- 
standort. 

Forschungsschwerpunkte des Landes hegen insbe- 
sondere in den Bereichen der Material- und Werk- 
stoffwissenschaften, der Informatik, der Informations- 
und Kommunikationstechnik, der Elektrotechnik, Mi- 
kroelektronik, Medizintechnik, der ümweltforschung 
sowie der Forschung im Bereich innovativer Produk- 
tionstechniken. Ein besonderes Augenmerk gilt der 
Entwicklung kooperativer Wissenschafts- und For- 


Übertragung der Finanzverantwortung werden zu- 
gleich die Kompetenzen für Personal, Planen und 
Bauen auf das Khnikum übertragen. Fachbereich 
Medizin und Dekan werden gestärkt. Unzulässige 
Vermischungen von finanzieUen Ressourcen können 
so künftig zuverlässig vermieden und damit die wirt- 
schafthchen Grundlagen der klinischen Forschung 
und Lehre gesichert werden. 


schungsstrukturen in der Großregion Saar-Lor-Lux- 
Westpfalz. Der Aufbau einer regionalen, grenzüber- 
schreitenden Informations- und Kommunikationsin- 
frastruktur und die Bündelung von Ressourcen in 
Form gemeinsamer Studienangebote, Forschungs- 
vorhaben und Technologie entwicklungen sind schwer- 
punktmäßige Zielsetzungen mit Bhck auf die Ent- 
wicklung einer europäischen Kernregion. 

Die traditionell engen Beziehungen zu Frankreich, 
die Anzahl der binationalen Studiengänge und Ab- 
schlüsse an der Universität des Saarlandes und die 
Mitghedschaft in der Vereinigung französischspra- 
chiger Universitäten (AUPELF), das ün Rahmen der 
Kooperation zwischen der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft des Saarlandes (HTWdS) und der 
Universität Metz auf gebaute Deutsch-Französische 
Hochschulinstitut/ Institut Suprieur de Techniques et 
d'Economie (DFHI/ISFATES) sowie die Mitghed- 
schaft der saarländischen Hochschulen in der 
„Charte de Cooperation“ , einer vertraghch besiegel- 
ten Hochschulpartnerschaft innerhalb der Saar-Lor- 
Lux-Region und der Westpfalz, unterstützen diese 
Entwicklung. 

Angesichts der wachsenden Internationahsierung 
von Wissenschaft und Wirtschaft gewinnen For- 
schungspartnerschaften mit Einrichtungen auch au- 
ßerhalb der EU zunehmend an Bedeutung. Ansied- 
lungen wie der Zweigniederlassung des Korea Insti- 
tute of Science and Technology (KIST Europe) oder 
der Zusammenarbeit mit dem Georgia Institute of 
Technology wird ebenso ein hoher SteUenwert beige- 
messen wie den Ausgründungen saarländischer For- 
schungseinrichtungen in Osteuropa, Rußland, Nord- 
amerika und im asiatisch-pazifischen Raum. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

1996 betrug der Personalbestand an den saarländi- 
schen Hochschulen insgesamt 9064 Beschäftigte (da- 
von 3328 im wissenschaftlichen und künstlerischen 
Bereich), Auf die Universitätskliniken entfielen hier- 
von 5364 Beschäftigte (darunter 1162 ün wissen- 
schafthchen Bereich). Einen Überblick über die For- 
schung an der Universität des Saarlandes gibt der 
Sechste Forschungsbericht 1995, der über Internet 
(http : //WWW. urü- sb.de) zugänghch ist. Dies gilt gleich- 
falls für das Forschungsspektrum der außeruniversi- 
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tären Forschungseinrichtungen (http://www.uni- 
sb.de/Sonstige.html). 

Aktuell arbeiten fünf Sonderforschungsbereiche an 
der Universität des Saarlandes auf den Gebieten der 
Informatik, der Sozial- und Umweltwissenschaften, 
der Werkstoffwissenschaften und der Theoretischen 
Medizin. Neu eingerichtet wurden 1996 die interdis- 
ziplinären Sonderforschungsbereiche „Ressourcen- 
adaptive kognitive Prozesse" (Sozial- und Umwelt- 
wissenschaften) sowie „Molekularpathologie der 
Proliferation" (Theoretische Medizin). Vier Graduier- 
tenkoUegs bestehen auf den Gebieten der Informatik, 
der Kognitionswissenschaft, der Materialwissen- 
schaft sowie der Neueren Sprach- und Literaturwis- 
senschaften. Das GraduiertenkoUeg „InterkultureUe 
Kommunikation in kulturwissenschaftlicher Perspek- 
tive" wurde 1996 auf gebaut. Ein neues Graduierten- 
kolleg auf dem Gebiet der Medizin („Zelluläres 
Wachstum und Regulation") wird ab 1998 gefördert. 

Der Einwerbung von Drittmitteln durch die saarländi- 
schen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
wird als Ergänzung der Forschungsförderung durch 
das Land sowie als wichtiges Element des Innova- 
tions- und Technologietransfers und der gemeinsa- 
men Problemlösung Im Verbund Wissenschaft und 
Wirtschaft eine hohe Bedeutung beigemessen. Die 
von der Universität des Saarlandes eingeworbenen 
Drittmittel stiegen von 28,3 Mio DM im Jahr 1985 auf 
54,1 Mio DM im Jahr 1996, die der außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen im gleichen Zeitraum 
von 11,2 Mio DM auf 55,9 Mio DM. 

Die Forschungs- und Technologiepolitik des Landes 
ist eng verbunden mit den Zielsetzungen zur regio- 
nalwtrtschafthchen Modernisierung des Standorts 
und der inhalthchen Gestaltung des Strukturwan- 
dels. Die Impulsgebung aus den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen mit dem Ziel, eine diversi- 
fizierte und innovationsorientierte Unternehmens- 
landschaft zu entwickeln, besitzt einen zentralen 
Stellenwert. Die Einrichtung von Demonstrations- 
und AppUkationszentren ist Bestandteil des Kon- 
zepts, über den Aufbau durchgehender Forschungs- 
und Entwicklungsketten vorhandene Lücken zwi- 
schen der Grundlagenforschung und der marktreifen 
Umsetzung in Industrieprodukte zu schließen und 
eme breite Nutzung der an den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen vorhandenen Basistechno- 
logien sicherzustellen. Aufgabe der Zentren ist die 
anwendungsbezogene Weiterentwicklung dieser 
Technologien sowie die Entwicklung der notwendi- 
gen Produktionstechnologien bis zum konkreten Ein- 
satz in der Praxis. 

Das Applikationszentrum für qualitätssichernde, zer- 
störungsfreie Messungen am Fraunhofer-Institut für 
zerstörungsfreie Prüfverfahren (IzfP) steht als zertifi- 
ziertes Prüflabor den KMU zur externen Qualitätssi- 
cherung von Produkten oder technischen Dienstlei- 
stungen sowie zur Durchführung von Messungen im 
Rahmen der eigenen internen Quahtätssicherung zur 
Verfügung. 1996 wurde der Qualifizierungsprozeß 
mit dem Erreichen der Prüfarten-Akkreditierung ab- 
geschlossen. Als bislang einziges europaweit besitzt 
das Applikationszentrum über die Durchführung von 
Prüfungen mit genormten Prüfverfahren hinaus auch 


die Akkreditierung zum Einsatz eigenentwickelter 
Verfahren und deren kundenspezifischer Weiter- 
und Neuentwicklung. 

Das Applikationszentrum Sensor-Produktions-Tech- 
nik am Fraunhofer-Institut für Biomedizmische Tech- 
nik (IBMT), mit dessen Aufbau 1995 begonnen wur- 
de, entwickelt und erprobt neue Fertigungstechni- 
ken für Sensoren mit dem Ziel der kostengünstigen 
Fertigung. Im Auftrag und in Kooperation mit KMU 
wird die Entwicklung bis zur Herstellung kleiner und 
mittlerer Serien für die Markterprobung betrieben. 
Ein angeschlossenes Fertigungs- und Servicezen- 
trum stellt auf Wunsch des Auftraggebers als Zuliefe- 
rer auch größere Stückzahlen bereit. Das Angebot 
an die klein- und mittelständische Industrie umfaßt 
die Schulung der Mitarbeiter der auftraggebenden 
Unternehmen. 

Das Anwendungszentrum Neue Materialien für die 
Oberflächentechnik (NMO), dessen Neubau in un- 
mittelbarer Anbindung an das INM auf dem Gelände 
der Universität des Saarlandes Ende 1997 fertigge- 
stellt wurde, ist darauf ausgerichtet, technologische 
Lösungen zur Einführung neuer Oberflächenverede- 
lungsverfahren in die Industrielle Praxis zu entwik- 
keln. Das Zentrum unterstützt Insbesondere KMU 
der produktionstechnischen und werkstoffanwen- 
denden Bereiche. Das Leistungsspektrum des NMO 
erstreckt sich von der Anwendungsentwicklung über 
die Püotproduktion oder Vorserienfertigung bis zur 
Entwicklung der Produktionsanlagen sowie der Qua- 
htätssicherung und der Produktpflege. 

Das Zentrum für Innovative Produktion (ZIP) bündelt 
Ressourcen und Forschungs- und Entwicklungsakti- 
vitäten auf dem Gebiet der Produkt- und Produk- 
tionsinnovation. Wesentliche fachhche Ziele sind die 
Optimierung von Produktionsprozessen, die Weiter- 
entwicklung und Integration der zugehörigen infor- 
mationstechnischen Systeme, die Entwicklung und 
Einführung neuer Technologien und Automatisie- 
rungstechniken in die Produktionspraxis sowie die 
Weiterentwicklung und Nutzbarmachung neuartiger 
Informations- und Kommunikationssysteme. Das 
Zentrum wird auf der Grundlage einer Kooperations- 
vereinbarung von der Universität des Saarlandes und 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saar- 
landes getragen. 1996 wurde der Neubau des Zen- 
trums auf dem Gelände des Saarbrücker Innovations- 
und Technologiezentrums (SITZ) in Betrieb genom- 
men. Eine Fördergesellschaft, in der die Industrie- 
und Handelskammer, die Handwerkskammer sowie 
zahlreiche Unternehmen Zusammenarbeiten, unter- 
stützt das Zentrum. 

Der 1997 begonnene Aufbau des Zentrums für um- 
weltgerechte Produktentwicklung (ZUP) ist darauf 
ausgerichtet, die Wettbewerbsfähigkeit von KMU in 
der Produktentwicklung insbesondere über die Erhö- 
hung der Recyclingfähigkeit durch demontagege- 
rechte Konstruktion der Produkte und Entwicklung 
wiederaufarbeitsfähiger Modul- und Komponenten- 
systeme zu stärken. Das Zentrum knüpft mit seinen 
Forschungsaktivitäten an das 1996 in Kraft getretene 
Kreislaufwirtschaftsgesetz an, das Hersteller nach 
Ablauf des Lebenszyklus eines Produkts zur Rück- 
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nähme verpfhchtet. Die Zielsetzung richtet sich ne- 
ben der Entwicklung und Herstellung von umweltge- 
rechten Produkten auch auf optimierte Verwertungs- 
verf ähren. 

Mit dem Aufbau des Instituts für Scientific Compu- 
ting und Anwendungen (ISCA) wird die Umsetzung 
von Technologien zur Modellierung, Simulation und 
Softwareentwicklung auf der Grundlage mathemati- 
scher Methoden verfolgt. Ziel des Instituts ist der Ein- 
satz von Scientific Computing zur Lösung branchen- 
typischer Problemstellungen im Bereich technischer 
Konstruktionen in Unternehmen. Die mathematische 
Beschreibung und numerische Lösung mit modern- 
sten Techniken ermöghchen es insbesondere KMU, 
Entwicklungsprozesse wesenthch zu verkürzen und 
Konstruktionen bezüglich Leistung, Quahtät und Ko- 
sten zu optimieren. 

Der ebenfalls 1997 begonnene Aufbau eines For- 
schungs-, Qualifizierungs- und Dienstleistungscenters 
für human- und technologieorientierte Veränderungs- 
prozesse in der betrieblichen Praxis (BASE) ist vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Globahsierung der 
Märkte und der damit verbundenen Anforderungen 
auf die Erhöhung der Innovatioris- und Veränderungs- 
fähigkeit der Unternehmen und ihrer Mitarbeiter aus- 
gerichtet. Aufgabe des Kompetenzzentrums ist es, 
über Referenzprojekte mit ausgewählten Unterneh- 
men sowie interdisziphnär zusammengesetzte Exper- 
ten-Netze neue Methoden zu entwickeln imd umzu- 
setzen, über die humanorientierte und technische Po- 
tentiale in Betrieben entwickelt und gefördert werden. 

Das Zentrum für elektromagnetische Verträglichkeit 
(EMVZ), dessen Gründung derzeit vorbereitet wird, 
unterstützt die praktische Umsetzung der Vorschrif- 
ten zur elektromagnetischen Verträghchkeit von Ge- 
räten auf der Grundlage der seit dem 1. Januar 1996 
bestehenden Gesetzeslage. Aufgaben im Bereich der 
Forschung und Entwicklung sind insbesondere die 
EMV-gerechte Konstruktion von Geräten, die Ent- 
wicklung kostengünstiger Meßverfahren, die Erstel- 
lung von Handlungsanleitungen für die Installation 
und Montage von Geräten und Bauteüen, die Beteüi- 
gung an der Weiterentwicklung der EMV-Normung 
und der Aufbau einer EMV-Datenbank zur Klassifi- 
kation von Geräten sowie der Dokumentation und 
Archivierung von Konformitätserklärungen und tech- 
nischen Berichten. 

Zu einem wichtigen Bestandteü der Forschungs- und 
Technologiepohtik mit dem Ziel der Initiierung einer 
innovationsorientierten Wirtschaftsdynamik in der 
Region zählen weiterhin die Förderung von Existenz- 
gründungen aus den Hochschulen des Landes sowie 
die Bereitstellung notwendiger Infrastruktur für tech- 
nologieorientierte Unternehmen in räumlicher An- 
bindung an die Hochschulen, um diesen den direk- 
ten und auf Dauer angelegten Zugang zu den dorti- 
gen Forschungspotentialen zu erschheßen. 

Das 1996 eingerichtete Starterzentrum an der Univer- 
sität des Saarlandes unterstützt Absolventen und 
wissenschafthche Mitarbeiter, die ein eigenes Unter- 
nehmen gründen wollen, in der Aufbauphase. Die 
Existenzgründer finden im Starterzentrum für einen 
auf zwei Jahre begrenzten Zeitraum ein professionel- 


les und kostengünstiges Umfeld, das den Sprung in 
die Selbständigkeit unterstützt. Die räumliche Nähe 
ermöghcht eine enge Zusanunenarbeit und den di- 
rekten Informations- und Erfahrungsaustausch nüt 
den Wissenschaftlern der Universität und der For- 
schungseinrichtungen. Existenzgründerseminare ver- 
mitteln die notwendigen betriebswirtschaftlichen 
Grundlagen. Das Beratungsangebot erstreckt sich 
auch auf die anschheßende Konsohdierungsphase. 
Der Science Park in unmittelbarer Anbindung zur 
Universität des Saarlandes, für dessen ersten Bauab- 
schnitt derzeit die Vorbereitungen laufen, zielt dar- 
auf, jungen Forschungs- und Entwicklungsbetrieben 
oder Entwicklungsabteilungen von Unternehmen in 
Nachbarschaft zur Universität attraktive Arbeitsbe- 
dingungen zu bieten, den Dialog zwischen Wissen- 
schaft und Wirtschaft zu intensivieren und hierdurch 
den Technologietransfer zu stärken. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Mit der Zentrale für Produktivität und Technologie 
e. V. (ZPT), der Kontaktstelle für Wissens- und Tech- 
nologietransfer (KWT) an der Universität des Saar- 
landes, dem Institut für Technologietransfer an der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saarlan- 
des (fitt) sowie dem Technologietransfer-, Innova- 
tions- und Technologieberatungsdienst (T.I.T) der 
Handwerkskammer des Saarlandes und der BEST- 
Beratungsstelle für sozialverträghche Technologiege- 
staltung e. V. der Arbeitskammer des Saarlandes und 
des DGB-Landesbezirks Saar steht der saarländi- 
schen Wirtschaft ein leistungsfähiges Netz von Tech- 
nologietransfer- und beratungssteilen mit einem brei- 
ten Angebot an qualifizierten Dienstleistungen zur 
Verfügung. Die saarländischen Technologiepro- 
gramme bieten innovativen mittelständischen Unter- 
nehmen zur Steigerung ihrer Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit vielfältige Fördermöglichkeiten wie 
z. B. für Durchführbarkeitsstudien mit innovativem 
Charakter sowie für Forschungsaufträge an Hoch- 
schulen bzw. an Forschungseinrichtungen für die 
Entwicklung und Einführung technologisch neuer 
Produkte und Verfahren oder für die Einstellung von 
Hochschul- bzw. Fachhochschulabsolventen als In- 
novationsassistenten. Darüber hinaus wird in einem 
speziellen Aktionsprogramm die Förderung techno- 
logieorientierter Junguntemehmen unterstützt. Er- 
gänzt wird diese Förderpalette durch Zuschüsse für 
Unternehmensberatungen mit betriebswirtschaftli- 
chem, organisatorischem oder technischem Inhalt. 

Internationale Zusammenarbeit 

Die Öffnung der Märkte und ihre gegenseitige 
Durchdringung im Rahmen des Globahsierungs- 
prozesses von Wissenschaft und Wirtschaft fordern in 
verstärktem Maß die Bildung von Forschungspart- 
nerschaften auf internationaler Ebene. Das Saarland 
sieht in den Kooperationen saarländischer und aus- 
ländischer Hochschulen und Forschungseinrichtun- 
gen wichtige Entwicklungsperspektiven, die es mit 
Bück auf die frühzeitige Einbindung des Standortes 
in die sich anbahnenden neuen Strukturen und Ver- 
bünde auf wissenschaftlicher wie auf wirtschaftlicher 
Ebene zu fördern und auszubauen gilt. 
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Das KIST Europe, eine europäische Tochterorganisati- 
on der gleichnamigen Forschungseinrichtung in Ko- 
rea, wurde 1996 auf dem Gelände der Universität des 
Saarlandes mit der Zielsetzung eingerichtet, grundla- 
gen- und anwendungsorientierte Forschung auf dem 
Gebiet der Umwelttechnologien unter Einbeziehung 
energie-, umweltrecht- und managementbezogener 
Fragestellungen durchzuführen und die Zusammenar- 
beit zwischen Europa und Korea unter anderem über 
gemeinsame Forschungsprojekte und die Schaffung 
eines Forums für die technische und wirtschafthche 
Kooperation im Umweltsektor zu vertiefen. 

In gegenläufiger Richtung vollziehen sich internatio- 
nale Forschungskooperationen über die Gründung 
von Tochtergesellschaften saarländischer Forschungs- 
einrichtungen in Osteuropa, Rußland, Nordamerika 
und Asien. Das Fraunhofer- Institut für zerstörungs- 
freie Prüfverfahren (IzfP) unterhält über die zu die- 
sem Zweck gegründete Q-Net Quahtätsmanagement 
GmbH Außenstellen in Rußland, Rumänien, China, 
Indien und den USA, die nach dem Franchising-Prin- 
zip mit dem Stammhaus verbunden sind und For- 
schungsaufträge auf den jeweüigen ausländischen 
Märkten akquirieren. Basis dieser Aktivitäten sind 
wissenschafthche Kooperationsverträge, über die die 
am IzfP entwickelten Qualitäts- und Sicherheitstech- 
niken in die Wirtschaftsräume dieser Staaten trans- 
feriert und gleichzeitig Industriepartnerschaften auf- 
gebaut werden. 

Im Rahmen der verstärkten Globahsierung der Akti- 
vitäten des Fraunhofer-Instituts für Biomedizinische 
Technik (IBMT) ist die 1996 erfolgte Einrichtung ei- 
nes Fraunhofer- Applikationszentrums in Hongkong 
als Außenstelle des IBMT zu nennen. Im Vorder- 
grund des IBMT-Hongkong stehen die Unterstüt- 
zung der Automatisierungs- und Prozeßüberwa- 
chungstechnik unterschiedhchster Industriebereiche 
durch Einbringen von Mikrosystemen, Mikrosenso- 
ren, Mikroaktoren und Signalverarbeitungsroutinen. 
Zum Kundenkreis zählen insbesondere die kunst- 
stoffverarbeitende und die chemieveredelnde Indu- 
strie. Eine wesentüche Aufgabe besteht auch in der 
Unterstützung deutscher Unternehmen in Hongkong 
und China beim Aufbau und bei der Optimierung 


13. Freistaat Sachsen 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Der Freistaat Sachsen verfügt heute über eine vielfäl- 
tig gegliederte Wissenschaftslandschaft. Seine Hoch- 
schulen und außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen gehören zum wichtigsten Forschungs- und 
Innovationspotential im Land. Die Sicherung von for- 
schungsfreundüchen Rahmenbedingungen durch 

- Förderung einer engen Verbindung zwischen 
Hochschulen, außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen und der Wirtschaft, 


von Sensor-Fertigungsverfahren und Sensor-Ferti- 
gungsstätten. Ein weiterer Schritt ist die ebenfalls 
1996 erfolgte Einrichtung des Fraunhofer-Technology 
Center Hialeah, Florida, als Außenstelle des IBMT 
auf dem amerikanischen Kontinent. In dieser Einheit 
bietet das IBMT Forschung und Entwicklung sowie 
Sensor-Fertigung als Service für Unternehmen an. 

Internationale Kontakte und Kooperationen vielfälti- 
ger Art zu amerikanischen und asiatischen For- 
schungseinrichtungen und Unternehmen unterhält 
insbesondere auch das Institut für Neue Materialien. 
Gleichzeitig ist das Institut seit 1996 deutsches Mit- 
ghed des European Materials Research Consortiums 
(EM ARG), dessen Zielsetzung die Durchführung 
zentraler, industriebezogener Forschungsvorhaben 
unter Einbindung und Nutzung der jeweiligen Fach- 
kompetenzen seiner Mitgheder und der Erzeugung 
von Synergiewirkungen im Rahmen der staatsüber- 
greifenden Zusammenarbeit ist. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Weitere Informationen sind über das Ministerium 
für Wirtschaft und Finanzen, das Ministerium für 
Bildung, Kultur und Wissenschaft (Anschriften, 
siehe Anschriftenverzeichnis) sowie die Zentrale 
für Produktivität und Technologie Saar e. V (ZPT), 
Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken, 
Tel.: 06 81/95 20-4 70, Fax: 06 81/5 84-6125 erhältüch. 
Über die Homepage des Saarlandes sind eine Viel- 
zahl weiterführender Informationen zu den Berei- 
chen Poütik, Forschung und Wirtschaft auch unter 
http://www.saarland.de im Internet abrufbar. 

Weiterführende Auskünfte zur Forschungsinfrastruk- 
tur des Landes enthalten darüber hinaus die Bro- 
schüre „Innovatives Saarland" (4. Auflage 1996, an- 
zufordem über die Zentrale für Produktivität und 
Technologie Saar e. V) sowie der im März 1996 veröf- 
fenthchte Abschlußbericht der Sachverständigen- 
kommission Forschung, Technologietransfer, Arbeit 
(anzufordern über das Ministerium für Bildung, Kul- 
tur und Wissenschaft) mit einer Bestandsaufnahme 
zur Forschungsinfrastruktur des Saarlandes und 
Empfehlungen zur weiteren Entwicklung. 


- Gewährleistung einer leistungsstarken Forschungs- 
infrastruktur, 

- Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Hoch- 
schulen und Einrichtungen am Drittmittehnarkt 
sowie 

- Förderung von Forschungsprojekten, die für Sach- 
sen besonders relevant sind, 

waren und sind vorrangige Ziele der sächsischen 
Wissenschafts- und Forschungspolitik. Damit konn- 
ten Wissenschaft und Forschung Leistungskraft, Aus- 
strahlung und Kompetenz in den vergangenen zwei 
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Jahren mit wachsendem Erfolg in den Dienst des 
Wirtschafts- und Wissenschaftsstandortes Sachsen 
stellen. 

Die sächsische Hochschulforschung mit ihren spezifi- 
schen Aufgaben und Strukturen ist als Element des 
hochdifferenzierten Forschungssystems Hauptakteur 
im arbeitsteiligen Forschungsprozeß. Überschnei- 
dungen der Hochschulforschung mit der außeruni- 
versitären Forschung führen im komplexen Wissen- 
schaftsgefüge zu verstärktem Wettbewerb und bie- 
ten gleichzeitig die Chance zu fruchtbarer For- 
schungskooperation. Das durch geeignete infrastruk- 
turelle und personenbezogene Maßnahmen zu för- 
dern, ist ein wesenthches Ziel der Wissenschaftspoli- 
tik in Sachsen. Die Verklammerung von Hochschule 
und außeruniversitärer Forschung beruht u. a. auf 
mehr als 30 gemeinsamen Berufungen der leitenden 
Wissenschaftler zu Institutsdirektoren und Hoch- 
schullehrern. Sachsen konnte damit eine besonders 
produktive Verbindung von Hochschulforschung 
und außeruniversitärer Forschung schaffen. Die in- 
tensive Zusammenarbeit gestaltet sich darüber hin- 
aus in großen Forschungsverbünden. Beispielhaft 
sind die Gebiete Materialforschung, Umwelt- und 
Biotechnologieforschung sowie Medizin. 

Die Sächsische Staatsregierung ist bestrebt, mit ihrer 
Technologiepolitik auch die Rahmenbedingungen für 
die Wirts chafts nahe Forschung und die Industriefor- 
schung weiter zu verbessern. Die Orientierung auf 
technologische Schlüsselgebiete soll dabei nicht nur 
Impulse für die Entstehung neuer, zukunftsfähiger 
Arbeitsplätze im High-tech-Bereich geben, sondern 
auch die Konkurrenzfähigkeit in Sachsen traditionell 
beheimateter Branchen stärken. Auch diese Zielstel- 
lungen erfordern eine enge Verzahnung der For- 
schungspotentiale von Unternehmen mit der gesam- 
ten Forschungs- und Entwicklungsinfrastruktur und 
eine intensive Nutzung von bereits vorhandenem 
Know-how durch die Unternehmen. Entsprechend 
den „Leitlinien zur Technologiepolitik im Freistaat 
Sachsen" sind Maßnahmen auf folgenden Gebieten 
vorgesehen^): 

- weiterer Ausbau der wirtschaftsnahen For- 
schungs- und Entwicklungsinfrastruktur, 

- Förderung der Entwicklung neuer Produkte und 
Verfahren sowie 

- Unterstützung des Technologietransfers. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Die 13 Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des 
Sächsischen Staatsministeriums für Wissenschaft 
und Kunst (SMWK), die Palucca Schule - Akademie 
für künstlerischen Tanz und das Internationale Hoch- 
schulinstitut in Zittau^) bilden ein Hauptelement der 
sächsischen Forschungslandschaft, sie sind zugleich 
wichtigster Ort für die Grundlagenforschung. Insge- 


Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit, 
„Wirtschaft und Arbeit in Sachsen 1997" und „FuE-Hand- 
buch Sachsen 1996". 

Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, 
„Sächsische Hochschulen", 1996. 


samt rd. 19 000 haushaltsfinanzierte Stellen und ca. 
3 600 drittmittelfinanzierte Beschäftigte der Hoch- 
schulen einschheßlich der medizinischen Fakultäten 
der Technischen Universität Dresden und der Univer- 
sität Leipzig sind ein gutes Fundament für eine an- 
spruchsvolle Lehre und Forschung. Zur Finanzierung 
der Hochschulen und der Hochschulkliniken wurden 
1997 rd. 1,6 Mrd DM Landesmittel eingesetzt. Das 
Spektrum der Hochschulforschung ist weit gefächert 
und reicht von Themen der Grundlagenforschung bis 
hin zur angewandten Forschung und der Lösung von 
Forschungs- und Entwicklungsauf gaben für die Wirt- 
schaft. Neben der Grundlagenforschung spielen Ver- 
wertungsinteressen auch in der Universitätsfor- 
schung eine zunehmende Rolle. Felder der ange- 
wandten Forschung, die sich besonders an den Erfor- 
dernissen der Wirtschaft orientieren, rücken somit 
stärker in den Vordergrund, ohne die Freiheit der 
Hochschulforschung grundsätzhch in Frage zu stel- 
len. Die Schwerpunkte und Leitlinien der Hochschul- 
forschung in den kommenden Jahren wurden 1997 
in einem Hochschulentwicklungsplan festgehalten "‘j. 

Sachsen unterstützt durch ergänzende Fördermit- 
tel die Forschungsfähigkeit der Hochschulen auf 
Schwerpunktgebieten. AJs Vergabekriterien werden 
neben der wissenschaftlichen Qualität auch über- 
greifende landes- und hochschulpolitische Interessen 
herangezogen. Im Mittelpunkt steht die Verstärkung 
der Grundausstattung von Sonderforschungsberei- 
chen und Graduiertenkollegs sowie die Förderung 
von speziellen Strukturen für die Forschung auf pro- 
filbestimmenden Gebieten. Mit insgesamt zehn Son- 
derforschungsbereichen, 21 Graduiertenkollegs und 
sechs von der DFG geförderten Innovationskollegs 
haben die sächsischen Hochschxilen ihre Leistungs- 
kraft dokumentieren können. 

Auch für die sächsischen Fachhochschulen - Hoch- 
schulen für Technik und Wirtschaft - ist die praxisna- 
he angewandte Forschung eine originäre Aufgabe, 
ohne damit das Primat der Lehre in Frage zu stellen. 
Die praxisnahe angewandte Forschung dient insbe- 
sondere der Qualitätssicherung der Ausbildung, dem 
Erkenntnisfortschritt in angewandten Wissenschafts- 
gebieten sowie dem Wissens- und Technologietrans- 
fer in die Wirtschaft. Von den Forschungsergebnissen 
sollen besonders die innovativen klein- und mittel- 
ständischen Unternehmen der Region profitieren. 
Daß die sächsischen Fachhochschulen als Partner ge- 
fragt sind, zeigen die 1996 eingeworbenen Drittmit- 
tel. Das sind fast 20 Mio DM von denen mehr als 
30 % aus der Wirtschaft kommen. 

Der Freistaat Sachsen unterstützt wissenschaftlich 
anspruchsvolle Forschung der Hochschulen darüber 
hinaus mit eigenen Projektfördermitteln. Die wichtig- 
sten Förderziele sind dabei, die Verstärkung der Zu- 
sammenarbeit von Hochschulen, außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen, die 
Schaffung von zusätzhchen Drittmittelstellen, die 
Verbesserung der Geräteausstattung sowie die Stär- 
kung der Wettbewerbsfähigkeit bei der Drittmittel- 


Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, 
„Hochschulentwicklunqsplan des Freistaates Sachsen", 
1997. 
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einwerbung. Das SMWK hat für die Jahre 1992 bis 
1996 insgesamt 115 Forschungsprojekte mit einem 
Gesamtfinanz Volumen von ca. 24,5 Mio DM bewil- 
hgt. Sie waren zum überwiegenden Teil auf den Ge- 
bieten Werkstoff- und Umweltforschung sowie Mi- 
kroelektronik angesiedelt. Projektfördermittel wur- 
den außerdem für wissenschafthche Tagungen und 
Gastaufenthalte von Wissenschaftlern aus Osteuropa 
bereitgestellt. 

Das SMWK betreut heute mehr als 30 außeruniversi- 
täre Forschungseinrichtungen, darunter über 20 ge- 
meinsam mit dem Bund und den Ländern getragene 
Institute^), ln diesen Einrichtungen sind 1997 rd. 
2 400 Haushaltsstellen eingerichtet und weit mehr 
als 700 aus Drittmitteln finanzierte Mitarbeiter be- 
schäftigt worden. Sie erhielten durch den Freistaat 
Sachsen 1997 eine institutioneile Förderung von rd. 
225 Mio DM. Der Bund stellte für die Institution eile 
Förderung ca. 267 Mio DM zur Verfügung. Hinzu 
kommen vier Forschungseinrichtungen bzw. Landes- 
anstalten mit Forschungsaufgaben der Sächsischen 
Staatsministerien für Soziales, Gesundheit und Fami- 
üe sowie Landwirtschaft, Ernährung und Forsten. 
Dieses Potential umfaßt über 240 Stellen, darunter 93 
für Wissenschaftler. Von Sachsen erhielten diese Ein- 
richtungen eine Förderung in Höhe von rd. 22,2 Mio 
DM. Der Bund und die Europäische Union (EU) stell- 
ten ihrerseits insgesamt rd. 2,0 Mio DM an Fördermit- 
teln bereit, ln der außeruniversitären Forschung des 
Freistaates Sachsen - einschüeßhch der Forschungs- 
GmbH - finden damit gegenwärtig mehr als 4 300 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihren Arbeitsplatz. 

Die gemeinsam mit dem Bund und den Ländern 
finanzierten Einrichtungen der Heimholtz- Zentren, 
der Max-Planck- und Fraunhofer-Gesellschaft sowie 
der Blauen Liste in Sachsen werden im Teü V des 
Faktenberichts näher beschrieben. Die sieben For- 
schungseinrichtungen der Blauen Liste und die zehn 
Fraunhofer-Einrichtungen haben für Sachsen auf- 
grund ihres Volumens, ihrer Struktur, ihrer inhalth- 
chen Ausrichtung und Bedeutung für die wissen- 
schafthch-technologische Infrastruktur einen beson- 
deren Stellenwert. Das Heimholtz -Zentrum Umwelt- 
forschungszentrum Leipzig-HaUe, die sechs Max- 
Planck-lnstitute und die zehn Landeseinrichtungen 
sind für Sachsen aber ebenso unverzichtbare Lei- 
stungsträger der Forschung außerhalb der Hoch- 
schulen. 

Sachsen hat in den vergangenen sechs Jahren vor al- 
lem auch die geisteswissenschafüiche Forschung im 
außeruniversitären Bereich schrittweise ausgebaut. 
Heute gibt es neben der Sächsischen Akademie der 
Wissenschaften zu Leipzig sechs weitere For- 
schungseinrichtungen, das Hannah-Arendt-Institut 
für Totahtarismusforschung, das Institut für sächsi- 
sche Geschichte und Volkskunde, das Sorbische In- 
stitut, das Simon-Dubnow-Institut für jüdische Ge- 
schichte und Kultur, das. Tanzarchiv Leipzig sowie 
das Geisteswissenschafthche Zentrum für Geschichte 
und Kultur Ostmitteleuropas in Leipzig. Sachsen 
stellte dafür 1997 rd. 10,2 Mio DM an Landesmitteln 


Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, 
„Forschung in Sachsen", 1996. 


bereit. Hinzu kommen rd. 1,3 Mio DM an Drittmit- 
teleinnahmen der Einrichtungen. Mit insgesamt 
99 haushaltsfinanzierten Stellen 1997 und weiteren 
ca. 20 über Drittmittel beschäftigten Mitarbeitern ha- 
ben die Einrichtungen eine gute Forschungsgrund- 
lage. Die außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen nutzen darüber hinaus intensiv die Möghchkei- 
ten der Projektförderung des SMWK. Für die Jahre 
1992 bis 1999 wurden insgesamt 208 Forschungs- 
projekte mit einem Gesamtfinanzvolumen von ca. 
55,9 Mio DM bewilligt. Die Schwerpunkte in den For- 
schungsbereichen decken sich im wesenthchen mit 
denen der Hochschulen, ln den letzten Jahren konn- 
ten jedoch auch zunehmend Forschungsprojekte aus 
den Geisteswissenschaften gefördert werden. 

In Sachsen ist weiterhin in den letzten Jahren ein 
vielgestaltiges Netz an außeruniversitären Struktu- 
ren etabhert worden, das u.a. die Verbindung von 
Wissenschaft und Wirtschaft effizient stärkt. Dazu 
gehören z. B. im Zuständigkeitsbereich des SMWK 
Forschungszentren an Fachhochschulen und An-In- 
stitute. Zur Förderung von vier Forschungszentren 
und 14 An-Instituten sind 1997 vom SMWK rd. 
12 Mio DM zur Verfügung gestellt worden. For- 
schungszentren sollen u. a. neben der Sicherung der 
Forschung an Fachhochschulen vor allem zur 
raschen Einführung innovativer Verfahren in die 
Produktion, zur Entwicklung neuer, international 
marktfähiger Produkte und zur Gewährleistung des 
notwendigen Forschungs- und Entwicklungsvorlau- 
fes in der Wirtschaft beitragen. 

In Sachsen ist es gelungen, wissenschaftliche Kom- 
petenz hervorragender Einzelwissenschaftler und 
Arbeitsgruppen, die bis Ende 1996 im Rahmen 
des Wissenschaftler-Integrations-Programms geför- 
dert wurden, für die Lehre und Forschung dauerhaft 
zu erhalten. Von insgesamt 307 Personen haben 241 
eine Perspektive in Hochschulen, Forschungseinrich- 
tungen und Unternehmen der Wirtschaft gefunden. 
Weitere 19 Personen sind in den Ruhestand getreten. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Ein wesenthcher Bestandteü der wirtschaftsnahen 
Forschungs- und Entwicklungsinfrastruktur sind 
40 Forschungs-GmbH mit insgesamt etwa 1 700 Mit- 
arbeitern. Diese Einrichtungen haben sich mit Unter- 
stützung des Sächsischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit (SMWA) zu 24 technologie- 
orientierten Unternehmen bzw. innovativen Dienst- 
leistem und 16 gemeinnützigen Forschungseinrich- 
tungen entwickelt. Bis Ende 1997 wurden die For- 
schungs-GmbH mit insgesamt rd. 130 Mio DM geför- 
dert. Insbesondere die gemeinnützigen Forschungs- 
GmbH bedürfen auch künftig einer gezielten Unter- 
stützung. 

Die Förderung der Entwicklung von neuen Produkten 
und Verfahren konzentriert sich auf die in den „Leit- 
linien zur Technologiepohtik im Freistaat Sachsen" 
definierten Zukunftstechnologien und versteht sich 
als Ergänzung zu den Fördermaßnahmen der Bun- 
desregiemng und der Europäischen Union. For- 
schungs- und Entwicklungsprojekte werden als ein- 
zelbetriebhche Vorhaben und als Verbundvorhaben 
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von außeruniversitären Einrichtungen, Unternehmen 
und Forschungsgruppen aus Hochschulen gefördert. 
Bis Ende 1997 wurden für 510 einzelbetriebhche Vor- 
haben insgesamt 303 Mio DM und für 269 Verbünde 
insgesamt 205 Mio DM bewühgt. 

Über den gesamten Freistaat verteilt unterstützen 
43 Technologiezentren den Transfer des in den Hoch- 
schulen und Forschungseinrichtungen erarbeiteten 
technischen Wissens und Könnens in die Unterneh- 
men. Besondere Bedeutung kommt hierbei den vom 
BMWi und SMWA gemeinsam geförderten Agentu- 
ren für Technologietransfer und Innovationsförde- 
rung (ATI) in Chemnitz, Dresden, Görhtz und Leipzig 
zu. Zur Unterstützung des Technologietransfers wur- 
den vom SMWA in den Jahren 1992 bis 1997 insge- 
samt rd. 57 Mio DM zur Verfügung gesteht. 


Internationale Zusammenarbeit 

Zur weiterhin notwendigen Verbesserung der For- 
schungsinfrastruktur setzt Sachsen seit 1994 an ver- 
schiedenen Standorten Strukturfondsmittel der Euro- 
päischen Union ein. Insbesondere Forschungs- und 
TechnologiebaUungsräume erhalten damit eine ge- 
zielte Unterstützung. Zur stärkeren Beteüigung säch- 
sischer Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
an den Fördermöghchkeiten des 4. Forschungsrah- 
menprogramms hat das SMWK sechs Arbeitskreise 
und EU -Koordinatoren zu den spezifischen Program- 
men Informationstechnologien, Biowissenschaften, 
Biomedizin, industrieUe Technologien, Material- und 
Umweltforschung sowie Verkehrswissenschaften ge- 
gründet und eingesetzt. Aufgabe der EU-Koordinato- 
ren ist vor allem die InformationsbereitsteUung und 
Antragsberatung. Damit wird ein Beitrag zur Umset- 
zung der spezifischen Forschungsprogramme der EU 
an sächsischen Einrichtungen geleistet^). Trotz einer 
großen Zahl noch ausstehender Entscheidungen 
durch die EU wurden bis September 1997 insgesamt 
111 Projekte mit einem Gesamtvolumen von ca. 
30,5 Mio DM bewühgt. Ende 1997 konnte das säch- 
sische EU-Koordinatorenmodell nach dreijähriger 
Laufzeit erfolgreich evaluiert werden. Ab 1998 ist vor- 
gesehen, das ModeU unter Beibehaltung seiner we- 


14. Sachsen-Anhalt 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

In Zeiten des globalen Wettbewerbs von Produkten 
und Dienstleistungen sowie des damit einhergehen- 
den beschleunigten Strukturwandels in der Industrie 
und im Dienstleistungssektor spielen Forschung und 
Innovation eine immer wichtigere RoUe. Durch den 
zögernden Aufbau der Industrieforschung in Ost- 


Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, 
„Internationale Beziehungen sächsischer Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen'', 1996. 


senüichen Aufgaben an den Standorten Leipzig, 
Dresden und Chemnitz in privatisierter Form fortzu- 
führen. Für den Bereich der Wirtschaft nehmen die ATI 
diese Aufgabe wahr. Die Agentur AGIL in Leipzig ist 
gleichzeitig als Innovation Relay Centre der EU in 
das europäische Innovationsnetzwerk eingebunden. 


Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
und zur Unterstützung einer engeren Verzahnung 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft wurden 1995 
im SMWK die Programme „Landesinnovationskol- 
legs für Technik und Wirtschaft“ sowie „Landesinno- 
vationsstipendien“ eingerichtet, die auf große Reso- 
nanz in den Hochschulen gestoßen sind. Die Zusam- 
menarbeit unterschiedhcher Fachbereiche und Fa- 
kultäten der Universitäten gemeinsam mit der Wirt- 
schaft im Rahmen der vier Landesinnovationskollegs 
soll den Unternehmen möghchst frühzeitig For- 
schungsergebnisse der Hochschulen erschheßen und 
damit Innovation fördern. Über das Landesinnova- 
tionsstipendien-Programm werden ausgewählte, wirt- 
schaftsnah ausgerichtete Diplom-, Promotions- und 
Habihtationsarbeiten an sächsischen Hochschulen 
gefördert. Im Mittelpunkt steht die Unterstützung 
von Qualifizierungsvorhaben des wissenschafthchen 
Nachwuchses auf wirtschaftsnah ausgerichteten 
Themenfeldern. Gegenwärtig gibt es zusätzlich zum 
Landesgraduiertenprogramm 59 Stipendiaten in den 
Universitäten, den Hochschulen für Technik und 
Wirtschaft sowie des Internationalen Hochschuhnsti- 
tuts in Zittau, die durch dieses Landesprogramm ge- 
fördert werden. Für diese Förderprogramme stellte 
das SMWK 1997 insgesamt mehr als 3 Mio DM bereit. 

Weitere Fördermaßnahmen ün Technologiebereich 
sind das Innovationsassistentenprogramm, das Pa- 
tentförderprogramm und das Technologieeinfüh- 
rungsprogramm, in deren Rahmen bis zum 31. De- 
zember 1997 insgesamt 22 Mio DM bewilligt wurden. 
Ein weiteres, vom SMWA initiiertes und unterstütztes 
Vorhaben, das Business Development Center Sach- 
sen dient der gezielten Qualifizierung und Unterstüt- 
zung von Gründern. 


deutschland kommt der Forschung im Hochschulbe- 
reich und in den außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen eine besondere Bedeutung für die Wis- 
sensgenerierung, aber auch für den Transfer in die 
Wirtschaft zu. Durch den bisher erfolgten Ausbau der 
Hochschulen und institutionell geförderten For- 
schungseinrichtungen haben das Land Sachsen-An- 
halt und der Bund erste Grundlagen gelegt, die je- 
doch kontinuierlich ausgebaut werden müssen. 

Wichtigste Träger der öffenthch geförderten For- 
schung sind die Hochschulen des Landes. Sie verbin- 
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den Lehre, Forschung und Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses, In Sachsen- Anhalt gibt 
es als staatliche Hochschulen zwei Universitäten, 
eine Kunsthochschule und fünf Fachhochschulen. 
Während die Grundlagenforschung insbesondere an 
den Universitäten angesiedelt ist, ist die Forschung 
an den Fachhochschulen ariwendungsbezogen und 
eng mit dem Technologietransfer verbunden. Ferner 
existieren fünf Forschungseinrichtungen der Blauen 
Liste, ein Max-Planck-lnstitut, ein weiteres befindet 
sich in Gründung, zwei Fraunhofer-Einrichtungen 
und ein Helmholtz -Zentrum. Neben diesen außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen gibt es in Sach- 
sen-Anhalt Forschungspotentiale der gewerbhchen 
Wirtschaft. Sie stellen das Hauptpotential der Indu- 
strieforschung sowie der industrienahen Forschung 
und Entwicklung dar und sind entweder Teile der 
Industrieunternehmen selbst oder als externe privat- 
rechtliche FuE-Dienstleistungsuntemehmen organi- 
siert. 

Die Umsetzung der forschungspohtischen Zielvor- 
stellungen setzt die Schaffung geeigneter Rahmen- 
bedingungen unter besonderer Berücksichtigung der 
Förderung der Chancengleichheit von Frauen und 
Männern, in diesem Zusammenhang kommt der 
Frauenforschung eine besondere Bedeutung zu, so- 
wie die Reahsierung einer leistungsfähigen For- 
schungs-, Technologie- und Transferinfrastruktur 
voraus. Ein wichtiges Kriterium bei der Bewertung 
von Fördermaßnahmen muß die vorrangige Integra- 
tion von Nachwuchswissenschaftlerinnen und -Wis- 
senschaftlern in die einzelnen Projekte sein, unter 
besonderer Förderung von Wissenschaftlerinnen. 
Nur auf diese Weise gehngt es, das geistige Potential 
von Frauen und Männern, das im Land entwickelt 
wurde, auch im Land nutzen zu können. Besonders 
Forschungs- und Technologiepohtik bleibt eine der 
wichtigsten Herausforderungen im anstehenden 
Strukturwandel. 


Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Die Hochschulen verbinden Lehre, Forschung und 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Die 
Forschung an den Hochschulen dient der Gewin- 
nung wissenschafthcher Erkenntnisse als Grundlage 
für Weiterentwicklung von Lehre und Studium. Die 
Pohtik des Landes ist darauf ausgerichtet, die Grund- 
lagenforschung an den Universitäten zu stärken. Die 
Grundlagenforschung, die schwerpunktmäßig in den 
durch die DFG geförderten Sonderforschungsberei- 
chen sowie Innovations- und Graduiertenkollegs be- 
trieben wird, ist eine zentrale Aufgabe der Universi- 
täten. An diesen wurden bisher fünf Sonderfor- 
schungsbereiche, drei Innovationskollegs und neun 
Graduiertenkollegs eingerichtet. 

Die Martin-Luther-Üniversität Halle-Wittenberg weist 
einen umfassenden Fächerkanon auf, der alle rele- 
vanten Wissenschaftsgebiete umfaßt. Sie ghedert 
sich in 19 Fachbereiche bzw. Fakultäten. Das For- 
schungsprofil ist durch folgende Schwerpunkte ge- 
prägt: Biowissenschaften, Materialwissenschaften, 


Aufklärung und Pietismusforschung, Schulforschung, 
Frauenforschung, Erziehungswissenschaften, Um- 
weltwissenschaften, Herz-Kreislaufforschung, Onko- 
logie, Umweltmedizin, Sozialforschung sowie Agrar- 
forschung. Ein wichtiger Schwerpunkt der For- 
schung an der Martin-Luther-Universität ist die fach- 
übergreifende Zusammenarbeit der Fachgebiete Bio- 
logie, Biochemie und Biotechnologie, Pharmazie und 
Agrarwissenschaften. Ein wesenthches Merkmal die- 
ses Schwerpunktes sind die vielfältigen Koopera- 
tionsbeziehungen mit außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen sowie die Büdung von Interdisziplinä- 
ren Wissenschafthchen Zentren (IWZ) und An-Insti- 
tuten. 

In der Universität Halle wurden bislang acht IWZ ge- 
gründet, die die wissenschaftlichen Ansätze unter- 
schiedlicher Fachdisziplinen verbinden und so zu 
neuen bündelnden Fragestellungen führen. Die Uni- 
versität erwartet von den IWZ nicht nur Impulse für 
Forschung und Nachwuchsförderung, sondern auch 
für die Entwicklung von neuen Fächerkombinatio- 
nen und akademischen Ausbildungsgängen. 

Die Otto-von-Guericke-üniversität Magdeburg weist 
einen breiten Fächerkanon auf. Mit ihrer grundle- 
gend technikwissenschafthchen und neurowissen- 
schaftlichen Ausrichtung sowohl als universitäre Bü- 
dungs- wie auch als Forschungseinrichtung ist sie 
von großer Bedeutung für die wirtschafthche Ent- 
wicklung des Landes Sachsen- Anhalt. Die wissen- 
schaftliche Profilierung der Universität in den Tech- 
nikwissenschaften ist auf die Hoch- und Schlüssel- 
technologien fokussiert. Beispiele hierfür sind die Mi- 
krosystemtechnik, Kommunikationstechnik, Senso- 
rik/ Aktorik und elektrotechnologische Verfahren in 
der Elektrotechnik, Mechatronik, Adaptronik, Rapid 
Prototyping, Produktionstechnik, Verfahrenstechnik 
und Fabrikautomatisierung, Bildwissenschaften und 
Künstliche Intelligenz. Diese Schwerpunkte erfor- 
dern eine besonders enge Kooperation mit den Na- 
turwissenschaften, u.a. bezüglich der materialwis- 
senschafthchen Grundlagen, der ModeUbüdung und 
experimenteller Fragestellungen. Dies betrifft in glei- 
chem Maße die Neurowissenschaften mit einer 
zwanzigjährigen Tradition am Standort Magdeburg. 
In diesem Forschungsschwerpunkt werden biolo- 
gische Grundlagen der Physiologie und der Erkran- 
kungen des Nervensystems und deren Therapie 
untersucht. Als weiteren bedeutenden Schwerpunkt 
in der medizinischen Forschung an der Universität 
Magdeburg ist die Immunologie zu nennen. 

Als Kunsthochschule leistet die Hochschule für Kunst 
und Design, Burg Giebichenstein, Halle, Beiträge zur 
Forschung und künstlerischen Entwicklung auf den 
Gebieten der freien und angewandten Kunst, der 
Gestaltung und der Innenarchitektur sowie in den 
Kunstwissenschaften. 


Fachhochschulen 

Für die Landesregierung hat der Auf- und Ausbau 
der Fachhochschulen eine hohe Priorität. Die For- 
schung an den Fachhochschulen ist anwendungsbe- 
zogen und eng mit dem Technologietransfer verbun- 
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den. Folgende Forschungsgebiete sind charakteri- 
stisch: 

- MaschinenbauAA^irtschaftsingenieurwesen, Gestal- 
tung/lndustriedesign, Verfahrens- und Umwelt- 
technik, Chemie, Lebensmittel- und Biotechnolo- 
gie, Elektrotechnik, Informatik und Fachkommu- 
nikation, Sozial- und Gesundheitswesen sowie 

- Landwirtschaft, Landespflege, Ökothrophologie 
und Architektur, Bauingenieur- und Vermessungs- 
wesen, Wasser- und Abfallwirtschaft. 

Folgende Fachhochschulen sind in Sachsen-Anhalt 
angesiedelt: 

Fachhochschule Anhalt, Fachhochschule Merseburg, 
Fachhochschule Harz, Fachhochschule Magdeburg 
sowie Fachhochschule Magdeburg-Stendal/Fach- 
hochschule Altmark i.G. 

A ußer universitäre Forsch ungseinrichtungen 

Die Forschungsarbeiten der außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen gestalten sich zunehmend zum 
Bindeglied zwischen Grundlagenforschung und ange- 
wandter Forschung. Es wird ein ausgewogenes Ver- 
hältnis zwischen Grundlagenforschung und ange- 
wandter Forschung sowie deren Umsetzung in 
Industrie und Wirtschaft angestrebt. Folgende For- 
schungsschwerpunkte bestimmen die außeruniversi- 
täre Forschung: Pflanzenforschung, Himforschung, 
Umweltforschung, Materialforschung, Technologiefor- 
schung sowie wirtschaftswissenschafthche Forschung. 

Technologieförderung und Technologietransfer 

Die Technologiepolitik des Landes Sachsen-Anhalt 
hat seit Anfang der neunziger Jahre dem Technolo- 
gietransfer zwischen Forschungsstätten und Unter- 
nehmen wachsende Bedeutung beigemessen. Seit 
dieser Zeit ist in Sachsen-Anhalt ein Netz von Trans- 
fereinrichtungen entstanden, das aus den Trans- 
fersteUen der Hochschulen (forschungsnahe Tech- 
nologiemittler), vorwettbewerblichen Transf erstehen 
(eigenständige Technologiemittler) und den wettbe- 
werbhchen Transferstellen besteht. 

Folgende Handlungsrichthnien und Einzehnaßnah- 
men sind für Sachsen-Anhalt entwickelt: 

- Intensivierung des direkten Technologietransfers 

- Dezentralisierung der Transferverantwortung in 
den Forschungseinrichtungen 

- Schaffung von Transferanreizen 

~ Stärkere Einbindung der Fachhochschulen 

- Erhöhung der Transferfähigkeit und -bereitschaft 
in den Unternehmen und 

- Förderung der Unternehmensgründung. 

Schwerpunktsetzung der Transferförderung sind in 
Sachsen-Anhalt; 

- InstaUation des Technologiemanagementprogranuns 

- Aufbau einer Technologiedatenbank sowie 

- Aufbau eines Innovationsfonds. 


Zusätzliche Technologieprogramme 

Das Land Sachsen-Anhalt gewährt Zuwendungen 
zur Förderung der Entwicklung neuer Produkte und 
Verfahren (Innovationsförderung) in kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU). Ziel dieser Förderpo- 
htik sind Innovationen bei Produkten und Verfahren 
zur Erhaltung und Verbesserung der Wettbewerbs- 
fähigkeit in Sachsen-Anhalt. Die Förderung ist bran- 
chenbezogen und berücksichtigt vor allem Industrie- 
forschung. Dabei schheßen sich die institutionelle 
und eine gleichzeitig projektbezogene Förderung 
nicht aus. Für die FuE-Förderung in Sachsen- Anhalt 
(Unterstützung der KMU im FuE-Dienstleistungsbe- 
reich und Förderung der Produkt- und Verfahrensin- 
novation) wurden in den Jahren 1996/97 insgesamt 
53 Mio DM (Forschungsinfrastruktur: 27 Mio DM; 
FuE-Projektförderung 26 Mio DM) auf gewendet. 

Mit den seit 1991 insgesamt 400 im Rahmen der 
Technologie- und Innovationsförderung geförderten 
Projekten in 201 Unternehmen wurden etwa 1500 
Beschäftigte in der Projektentwicklung bzw. -bear- 
beitung gefördert. Dies entspricht 233 FuE-Aibeits- 
plätzen pro Jahr bzw. 8 FuE -Arbeitsplätzen pro Un- 
ternehmen. Technologiebezogen hegen die Förder- 
schwerpunkte in Bereichen der Produktionstechnik 
und neuen Produktionssysteme, neuen Werkstoffe 
und Werkstofftechnik, Biotechnologie, Umwelt und 
Energietechnologien einschheßlich nachwachsender 
Rohstoffe, Medizintechnik, Informations- und Kom- 
munikationstechnologien. Mit der Gewährung von 
Zuwendungen zur Beschäftigung von Innovationsas- 
sistenten in KMU fördert das Land seit 1994 die Neu- 
einstellung von FuE-Personalnachwuchs. Nach Ab- 
lauf des Förderzeitraumes haben 75% der Innova- 
tionsassistenten in diesen Unternehmen eine dauer- 
hafte AnsteUung erhalten. 

Internationale Zusammenarbeit 

Durch eine Initiative des Landes werden Mittel aus 
dem Europäischen Strukturfonds (EFRE) und Mittel 
aus der Gemeinschaftsaufgabe (GA) zur regionalen 
Wirtschaftsförderung für Investitionen in Wissen- 
schafts- und Forschungszentren bezogen auf Schwer- 
punktvorhaben bereitgestellt. Die Forschungszen- 
tren „Biozentrum Halle" (46,6 Mio DM), ZENIT als 
„Zentrum für neurowissenschaftliche Innovationen 
und Technologien" Magdeburg (42,4 Mio DM) und 
das Forschungszentrum „Lebensmitteltechnologien 
im Technologiezentrum Köthen" werden im Jahr 
1998 an die Wissenschaftler übergeben. In der Pla- 
nungsphase befinden sich; Experimentelle Fabrik 
Magdeburg, Forschungs- und Entwicklungs Zentrum 
Stendal, Forschungs- und Entwicklungszentrum 
Magdeburg, Zentrum für Wissenschaft und Technik 
Bemburg und das Zentrum für Angewandte Medizin 
und Humanbiologische Forschung Halle. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiativen der Euro- 
päischen Kommission wurde vom Land Sachsen-An- 
halt ein OperationeUes Programm für KMU vorberei- 
tet und nach Notifizierung ab 1. Januar 1997 u. a. mit 
folgenden Fördermaßnahmen wirksam gestaltet: 

- Förderung von Projektentwicklung und For- 
schungsvorhaben sowie Püotprojekten KMU zur 
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Beteüigung an europäischen Forschungsprogram- 
men und 

- Zuschüsse für die Durchführung von Recherchen 
in DDR-Patentdatenbanken sowie für vorbereitende 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Verwertung. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

Ziel der Forschungsförderung des Landes Sachsen- 
Anhalt ist die Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen für Forschung und Entwicklung. Neben ausge- 
wählten Forschungsschwerpunkten werden der Ver- 
bund von Wissenschaft und Wirtschaft, die Frauen- 
forschung, die Einwerbung überregionaler Drittmit- 
tel, die Entwicklung des wissenschafthchen Nach- 
wuchses sowie der Technologietransfer gefördert. 
Auf der Grundlage der nachgewiesenen wissen- 
schaftlichen Exzellenz und im Rahmen des jeweili- 
gen Finanzansatzes wurden in den Jahren 1996 bis 
1997 159 Projekte mit einem Gesamtvolumen von 
47 Mio DM bewilligt. Dieses entspricht einer Förder- 
quote von ca. 26 %. Im Rahmen der Forschungsförde- 
rung des Landes konnten vor allem junge Wissen- 
schaftlerinnen und Wissenschaftler (insbesondere 
wissenschaftlicher Nachwuchs) und dazugehöriges 
technisches Personal zusätzhch finanziert werden. 
Folgende Forschungsschwerpunkte haben sich 
durch die bisherige Förderung entwickelt: Maschi- 
nenbau/Produktionssysteme, Biowissenschaften, Bio- 
technologie, Materialwissenschaften, Neurowissen- 
schaften. Klinische Forschung, Medizintechnologien, 
Agrar- und Ernährungswissenschaften, Umweltfor- 
schung, Chemie und chemische Verfahrenstechnik 
sowie Frauenforschung. 

Mit dem Programm „Förderung innovativer For- 
schung" werden m Sachsen- Anhalt zwölf Projekte 
unter dem Dach des Umwelt-Forschungszentrums 
Leipzig-Halle und den beiden An-Instituten (Prof. 
HeUriegel Institut und Agrarökologisches Institut) 
gefördert. Dabei handelt es sich durchweg um Pro- 


15. Schleswig-Holstein 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Die Konzentration wissenschaftlicher Kapazitäten 
und Ressourcen ist Voraussetzung für die künftige 
Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen. Hohe Quah- 
tät in Forschung und Lehre zu sichern, muß nicht be- 
deuten, daß die einzelne Hochschule die Gesamt- 
breite des Angebots Spektrums abdeckt; Profllbüdung 
ist vielmehr verknüpft mit einer Arbeitsteilung zwi- 
schen den Hochschulen einer Region, damit inner- 
halb dieser Region ein hinreichend differenziertes 
und leistungsfähiges Forschungs- und Ausbüdungs- 
potential erhalten bleibt. Die Landesregierung hat 
zur Beratung m Fragen der Hochschul- und Studien- 
strukturreform Expertenkommissionen eingesetzt. 


jekte, die den Bereichen Landwirtschaft und Umwelt 
zugeordnet sind. Mit dem Programm ist es insbeson- 
dere gelungen, das Forschungspotential aus dem 
ehemaligen Wissenschaftlerintegrationsprogramm 
für das Land Sachsen-Anhalt zu erhalten. 

Das Land gewährt weiter Zuwendungen zur Förde- 
rung der Forschung im Bereich der natürüchen Um- 
welt und Umweltquahtät und der Entwicklung von 
ökologischen Produkten, Produktionsverfahren und 
Umweltschutztechnologien. Ziel ist die pilothafte 
Förderung von Projekten der angewandten Umwelt- 
forschung und innovativen Umweltschutztechnolo- 
gien unter dem vorrangigen Aspekt der Umweltvor- 
sorge. 1996/97 wurden hn Rahmen dieses Förderpro- 
grammes 55 Projekte mit 10 Mio DM unterstützt. 
Folgende Schwerpunkte werden künftig bei der För- 
derung der Forschung zum Umweltschutz gesetzt: 
Khmaschutz (einschließlich regenerative Energiege- 
winnung), Natur- und Flächenschutz, Chemiefor- 
schung, Kreislaufwirtschaft, Revitahsierung von 
Bergbaufolgelandschaften sowie Mensch und Um- 
welt. Verstärkt wird dabei die Entwicklung neuer, 
von vornherein umweltgerechter Produkte und Pro- 
duktionsverfahren im Sinne der Umweltvorsorge ge- 
fördert. Ziel ist die Förderung der angewandten For- 
schung und die verstärkte Förderung von Verbund- 
projekten zwischen Forschungseinrichtungen und vor 
allem klein- und nüttelständischen Unternehmen des 
Landes. 

Im Rahmen der Agrarforschung wurden insbeson- 
dere Maßnahmen im Bereich der pflanzlichen Er- 
zeugung und Aufbereitung sowie der stofflichen 
und energetischen Verwertung nachwachsender 
Rohstoffe, der ökologischen Bewertung landwirt- 
schaftlicher Produktionssysteme, der Tierzucht und 
Tierproduktion sowie des Veterinärwesens unter- 
stützt. In den Jahren 1996 und 1997 wurden 25 Vor- 
haben mit einem Mittelvolumen von 1,7 Mio DM ge- 
fördert. 


die eine Reihe von Leitprinzipien und Empfehlungen 
entwickelt haben. Demnach erbringen die Hoch- 
schulen in vielen Bereichen vorzügliche Leistungen 
in Forschung und Lehre. Einige ausgewählte For- 
schungsschwerpunkte bestimmen in ganz besonde- 
rem Maße das Forschungsprofü des Landes; dazu 
zählen Meeresforschung, Geowissenschaften, Ökolo- 
gie- und Umweltforschung, medizinische Forschung 
sowie Skandinavien- und Ostseeraumforschung. 

Schleswig-Holstein verfügt über drei Universitäten: 

- Christian- Albrechts -Universität zu Kiel mit 22 500 
Studierenden, 

- Medizinische Universität zu Lübeck mit 1 800 Stu- 
dierenden sowie 
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- Bildungswissenschaftliche Hochschule Flensburg, 
Universität, mit 1 900 Studierenden. 

Künstlerische Ausbildungsaufgaben haben: 

- Musikhochschule Lübeck (470 Studierende) und 

- Muthesius-Hochschule Kiel, Fachhochschule für 
Kunst und Gestaltung (630 Studierende). 

Staatliche Fachhochschulen gibt es in: 

- Flensburg (2 500 Studierende), 

- Kiel (4 980 Studierende), 

- Lübeck (2 760 Studierende), 

- Heide (410 Studierende) (im Aufbau). 

Es gibt mehrere private Fachhochschulen: 

- Fachhochschule Wedel (930 Studierende), 

- Nordakademie Pinneberg (540 Studierende). 

Einen Sonderstatus hat die Verwaltungsfachhoch- 
schule in Altenholz (1 100 Studierende). Zu erwäh- 
nen ist ferner die private Fernfachhochschule AKAD 
mit ihrem Sitz in Rendsburg. 

Den Universitäten angeghedert sind sieben größere 
Forschungsinstitute: das Institut für Weltwirtschaft 
(IfW) mit der Deutschen Zentralbibhothek der Wirt- 
schaftswissenschaften (ZBW), das Institut für Mee- 
reskunde (IfM), das Institut für die Pädagogik der 
Naturwissenschaften (IPN) und das Forschungszen- 
trum für Marine Geowissenschaften (GEOMAR), je- 
weils in Kiel, das Forschungszentrum Börstel, Zen- 
trum für Medizin und Biowissenschaften (FZB) und 
das Medizinische Laserzentrum Lübeck (MLL). IfW, 
ZBW, IfM, IPN und FZB sind in die gemeinsame For- 
schungsförderung durch Bund und Länder einbezo- 
gen. Für das Forschungszentrum GEOMAR hat die 
Landesregierung einen Antrag auf Aufnahme in die 
„Blaue Liste" gestellt; die Evaluation durch den Wis- 
senschaftsrat erfolgte im Herbst 1997. Weitere For- 
schungseinrichtungen in Schleswig-Holstein sind 
das Max-Planck-lnstitut für Limnologie in Plön, die 
GKSS-Forschungszentrum GmbH in Geesthacht, das 
1996 errichtete Fraunhofer-Institut für Siliziumtech- 
nik (ISiT) in Itzehoe sowie die Forschungsanstalten 
des Bundes für Milchforschung, für Wasserschall und 
Geophysik sowie Außenstellen der Bundesanstalten 
für Züchtungsforschung an Kulturpflanzen bzw. 
Forst- und Holzwirtschaft. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

International renommierte Forschungseinrichtungen 
widmen sich der Meeresforschung. Dazu gehören 
das Institut für Meereskunde an der GAU (IfM), das 
Forschungszentrum für Marine Geowissenschaften 
GEOMAR der GAU, das durch einen Kooperations- 
vertrag mit der GEOMAR-Technologie GmbH (GTG) 
als meerestechnischer Serviceeinrichtung verbunden 
ist, zahlreiche Institute der GAU, darunter das For- 
schungs- und Technologiezentrum Westküste (FTZ). 

Zur interdisziplinären Bearbeitung der Ökosystemfor- 
schung ist 1995 in der GAU als gemeinsame Einrich- 


tung verschiedener Fakultäten das Ökologiezentrum 
Kiel (ÖZK) gegründet worden. Das ÖZK nimmt inte- 
grative und übergreifende Aufgaben der angewand- 
ten Umweltforschung und das Arbeitsgebiet Öko- 
technik wahr. Es ist das bundesweit erste von nun- 
mehr fünf großen Zentren, in denen Ökosysteme 
langfristig und interdisziphnär untersucht werden, 

Schleswig-Holstein verfügt in Kiel, Lübeck und 
Börstel über bedeutende medizinische, medizintech- 
nische und biomedizinische Forschungseinrichtun- 
gen. Insbesondere in Lübeck hat sich unter Beteili- 
gung der MUL, der Fachhochschule und des Medizi- 
nischen Laserzentrums ein Schwerpunkt für interdis- 
ziplinäre Biomedizinforschung und für Medizintech- 
nik entwickelt; ein weiterer Schwerpunkt im Ver- 
bund khnischer Forschung zwischen dem FZB und 
der MUL auf dem Gebiet der Pneumologie (Immuno- 
logie, Infektiologie, Allergologie). An der „Bioinitia- 
tive Nord" sind neben der GAU, MUL und dem FZB 
weitere Institute und Unternehmen aus der Region 
beteiligt. Mit dieser Initiative sind die Voraussetzun- 
gen geschaffen, das breite wissenschaftliche Poten- 
tial des Landes zu mobilisieren und Projekte zu 
fördern, die der Zielsetzung der biotechnischen For- 
schung und Entwicklung sowie ihrer marktgerechten 
Umsetzung entsprechen. 

Die Technische Fakultät der GAU arbeitet in den 
technologisch innovativen Gebieten der Mikroelek- 
tronik, der Mikrosystemtechnik, der Sensorik und 
Aktorik, der Hochleistungsmaterialien und des Soft- 
ware-Engeneerings. In einem Handlungskonzept 
„Informations- und Kommunikationstechnologien in 
Schleswig-Holstein“ hat die Landesregierung be- 
schlossen, exemplarische Anwendungen von Multi- 
media u. a. in Forschung und Lehre sowie den Aus- 
bau der technischen Infrastruktur zu fördern. 

An den staatlichen Fachhochschulen haben sich im 
einzelnen folgende Schwerpunkte herausgebildet: 

FH Kiel Automatisierungstechnik, computer- 

gestützte Fertigungstechniken, elek- 
tromagnetische Verträglichkeit, öko- 
logisches Bauen 

FH für Kunst Kunst, Architektur, Design/dndustrie- 
und Gestaltung design 

FH Lübeck Aufbau und Verbindungstechniken, 

Mikrosystemtechnik, Lasertechnik 
und Optoelektronik, Werkstofftech- 
nologie, Medizintechnik 

FH Flensburg Schiffsbetriebstechnik, regenerative 
Energien, Bioverfahrenstechnik, Um- 
welt- und Werkstofftechnologie 

FH Westküste Dünnschicht-Sensorik. 


Technologieförderung und Technologietransfer 

Die Technologie- und Innovationspohtik der Landes- 
regierung ist darauf ausgerichtet, die technologische 
Kompetenz der Unternehmen zu stärken, Innova- 
tionsprozesse anzustoßen und die Umsetzung neuer 
Erkenntnisse in marktfähige Produkte und Dienstlei- 
stungen zu unterstützen und zu beschleunigen. 
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Die Technologiepolitik des Landes Schleswig-Hol- 
stein basiert auf drei Säulen: 

- Betriebhche Technologieförderung der Unterneh- 
men, die mit dieser Förderung eigene Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten durchführen kön- 
nen, 

- Förderung der wirtschaftsnahen Forschung als ex- 
terne Forschungsabteilung für Unternehmen ohne 
oder ohne ausreichende eigene Kapazitäten, 

- Förderung des Technologietransfers zur Intensi- 
vierung und Beschleunigung der Nutzung wissen- 
schafthcher Kompetenzen. 

Zielsetzung der betrieblichen Technologieförderung 
ist, 

- in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) In- 
novationskräfte zur Entwicklung neuer Produkte 
und Verfahren anzuregen, 

- die Struktur in der Wirtschaft im Bereich moder- 
ner, zukunftsweisender Technologien zu verbes- 
sern und 

- günstige Startbedingungen für technologieorien- 
tierte Unternehmensgründungen oder Einrichtung 
neuer Unternehmensbereiche zu schaffen. 

Zweck der Förderung der wirtschaftsnahen For- 
schung ist es, 

- die Kompetenzen der wirtschaftsnahen For- 
schungseinrichtungen auszubauen, 

- die Nutzung dieser Einrichtungen als externe For- 
schungsabteüung durch Unternehmen ohne aus- 
reichende/eigene Forschungsaktivitäten zu forcie- 
ren, 

- die Umsetzung von wissenschafthchen und techni- 
schen Erkenntnissen in die Praxis zu verstärken 
und zu beschleunigen und 

- den Anschluß der Wirtschaft des Landes an den 
technischen Fortschritt sicherzustellen. 

Umfeld und Anforderungen des Technologie-Trans- 
fers haben sich in den letzten Jahren stark gewan- 
delt. Die inhaltlichen Anforderungen haben sich von 
reinen Technologie-Transfer-Dienstleistungen zur 
Steuerung komplexer Innovationsprozesse entwik- 
kelt. Neben reinen Technologiefragen spielen Finan- 
zierungssicherung, Projektmanagement, Quahfizie- 
rung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Anpas- 
sung der Arbeitsorganisatiqn und Unterstützung bei 
Marketing und Vermarktung eine größere Rolle - 
Aspekte, die in der Technologie -Transfer-Politik der 
Landesregierung fest verankert sind. 

Die Landesregierung hat in den letzten Jahren die 
Forschungs- und Technologie-Infrastruktur konse- 
quent ausgebaut. Das bestehende Technologie- 
Transfer-Netz (Technologiestiftung, Technologie- 
Transfer-Zentrale, zehn Technologiezentren, Techno- 
logie-Transfer-Beauftragte an den Fachhochschulen 
und der Universität) wird aktuellen Anforderungen 
angepaßt. Eine Evaluierung des Transfersystems soll 
insbesondere Ansatzpunkte für eine Verbesserung 
der Zusammenarbeit der Institutionen untereinander 


sowie des Beratungs- und Unterstützungsangebotes 
aufzeigen. 

Daneben wird der Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechniken in den Bereichen Schulen 
und berufhche Büdung, Wissenschaft, Umwelt, Wirt- 
schaft, Verkehr, Verwaltung im Ostseeraum beson- 
ders unterstützt, um zukunftsorientierte Arbeits- 
plätze schaffen und erhalten zu können. 

Mit dem neu geschaffenen Innovationsassistenten- 
programm wird die Innovationsfähigkeit der KMU 
durch Lohnkostenzuschüsse für die Einstellung von 
Hochschulabsolventinnen und -absolventen gestärkt 
und der Technologietransfer zwischen Hochschulen 
und Wirtschaft intensiviert. 

Der gezielte Ausbau von Technologiefeldern, die 
Schleswig-Holstein auch zukünftig überdurch- 
schnittliche Entwicklungsmöglichkeiten bieten, ge- 
hört weiterhin zum Schwerpunkt der Technologie- 
pohtik. Die Teilnahme Schleswig-Holsteins zusam- 
men mit Hamburg am BioRegio-Wettbewerb des 
Bundes hat weitere Wachstumspotentiale aufgezeigt. 
Die Technologie-Initiative sieht vor, daß für die Tech- 
nologiefelder Biotechnologie, Mikrosystemtechnik, 
Software-Engineering, Informations- und Kommuni- 
kationstechnik sowie Medizintechnik jeweils eine 
Einrichtung Marketing- und Vermittlungsfunktionen 
sowie Koordinationsaufgaben wahmimmt und sich 
so zum „Technologie-Broker" entwickelt. Dadurch 
sollen neue Technologie-Anwendungen bei Unter- 
nehmen stimuliert sowie Verbundvorhaben und 
Püotprojekte initüert und begleitet werden. Gleich- 
zeitig nehmen die Technologie-Broker Beratungs- 
und Unterstützungsfunktionen bei der Einwerbung 
von Finanzmitteln wahr. 

Mit der Förderung der Beteiligung an Technologie- 
messen unterstützt die Landesregierung die Teü- 
nahme schleswig-holsteinischer Unternehmen, For- 
schungseinrichtungen und Hochschulen an Gemein- 
schaftsständen. Gerade für kleine und junge Unter- 
nehmen ist die Förderung der Messeteilnahme eine 
wichtige Hilfe für den Markteinstieg. 


Internationale Zusammenarbeit 

Die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der Un- 
ternehmen wird durch Forschungsprogramme auf 
europäischer Ebene gestärkt; darüber hinaus wird 
der weitere Aufbau Europas über die sich kontinuier- 
hch entwickelnde Forschungs- und Technologiege- 
meinschaft flankiert. 

Die Europäische Union hat mit ihren Rahmenpro- 
grammen und den darin enthaltenen spezifischen 
Forschungsförderungsprogrammen beachthche Ak- 
zente gesetzt. Forscherinnen und Forscher aus 
Schleswig-Holstein haben europaweit Kontakte auf- 
gebaut, ihre wissenschaftlich-technische Basis erwei- 
tert und Netzwerke errichtet, vor allem in der Ostsee- 
kooperation. Die Landesregierung spricht sich für die 
konsequente Fortsetzung der europäischen For- 
schungsförderung aus. 
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16. Freistaat Thüringen 


Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Der Bereich der Forschung nimmt eine Schlüsselstel- 
lung in dem Bemühen Thüringens ein, an die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung der alten Länder 
anzuknüpfen. Angesichts der etablierten Marktposi- 
tion der Mitbewerber kann die Perspektive für lang- 
fristig unabhängige wirtschaftliche Strukturen nur in 
der Entwicklung innovativer Produkte und Dienstlei- 
stungen durch die Thüringer gewerbliche Wirtschaft 
liegen. 

Dabei ist die Ausgangssituation schwierig, da die ost- 
deutsche Industrie nach der Wiedervereinigung fast 
vollständig zusammengebrochen und bis auf wenige 
lebensfähige Kerne nicht mehr existent ist. Um mit 
den alten Ländern vergleichbare Strukturen auf zu - 
bauen, muß sich die Zahl der Industriearbeitsplätze 
mehr als verdoppeln. Noch dramatischer und für den 
wirtschaftlich notwendigen Aufholprozeß besonders 
problematisch ist der Umstand, daß die Forschungs- 
kapazitäten von dem Abbau überproportional betrof- 
fen sind. Die Zahl der in der Wirtschaft Thüringens 
im FuE-Bereich Beschäftigten wird nur noch auf 
etwas über dreitausend VoUbeschäftigtenäquivalente 
(1996) geschätzt, bezogen auf den Bevölkerungsan- 
teil Thüringens müßte diese Zahl mehr als dreimal so 
hoch sein, um dem Stand der alten Länder zu ent- 
sprechen. Hinzu kommt, daß die Thüringer Wirt- 
schaft fast ausschließlich von kleinen imd mittleren 
Unternehmen (KMU) geprägt ist. Eine kapitalstarke 
Großindustrie, die in nennenswertem Umfang über 
eigene Forschungskapazitäten verfügt, fehlt weitge- 
hend. Der Förderung der FuE-Kapazitäten der KMU 
schenkt daher die Thüringer Landesregierung be- 
sondere Aufmerksamkeit. Eine zentrale Rolle spielt 
die Förderung von Existenzgründungen und die 
Schaffung von Verbundstrukturen zwischen öffent- 
lich geförderten Forschungseinrichtungen und der 
gewerbhchen Wirtschaft. 

Insbesondere auf den im Bundesforschungsbericht 
1996 genannten Technologiefeldern wurden zu- 
nächst Maßnahmen zur Verbesserung der Drittmittel- 
fähigkeit der wissenschaftlichen Forschungseinrich- 
tungen und zur Vorbereitung von Verbundprojekten 
ergriffen. Ziel der Maßnahmen ist die Stimuherung 
der FuE-Zusammenarbeit der wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtungen mit der gewerblichen Wirt- 
schaft. Dazu werden in erheblichem Umfang Ver- 
bundvorhaben gefördert, an denen mindestens eine 
wissenschaftliche Forschungseinrichtung und ein 
kleines, mittleres oder mittelständisches Thüringer 
Unternehmen beteiligt sind. Ebenso wird die Grün- 
dung von Instituten und Infrastruktureinrichtungen 
auf aussichtsreichen Technologiefeldern dann unter- 
stützt, wenn sich wissenschaftliche Initiativen aus 
dem Bereich der Hochschulen und außeruniversitä- 


ren Einrichtungen und ein strukturpolitischer Bedarf 
in der Wirtschaft zu einer schlüssigen Konzeption er- 
gänzen. Zu den Einzelheiten vgl. auch den gemein- 
samen Bericht des Thüringer Ministers für Wissen- 
schaft, Forschung und Kultur und des Thüringer Mi- 
nisters für Wirtschaft und Infrastruktur „Forschungs- 
land Thüringen" vom 25. Oktober 1996 an den Thü- 
ringer Landtag. 

Hochschulforschung 

und außeruniversitäre Forschung 

Die öffentlich finanzierte Forschung an Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
muß neben ihren eigentlichen Aufgaben Ersatzfunk- 
tionen für die weggebrochene Industrieforschung 
übernehmen. Gleichzeitig darf dies nicht zu einer 
Vernachlässigung der Grundlagenforschung führen. 
Zum einen kommt ihr eine kulturell eigenständige 
Bedeutung zu, zum anderen wäre ein Verkennen der 
Bedeutung der Grundlagenforschung auch wirt- 
schaftspolitisch kurzsichtig. Auch sind in vielen 
Bereichen, z. B. dem für Thüringen bedeutsamen Ge- 
biet der Biotechnologie, Grundlagenforschung und 
anwendungsorientierte Forschung derartig aufeinan- 
der bezogen, daß eine klare Trennlinie nicht vorhan- 
den ist. Daneben ist eine international konkurrenz- 
fähige Grundlagenforschung die Voraussetzung für 
künftige Basisinnovationen. Die Thüringer Wissen- 
schafts- und Technologiepolitik ist daher bemüht, die 
Bereiche Grundlagenforschung, anwendungsorien- 
tierte Forschung und Industrieforschung miteinander 
zu vernetzen. 

Für eine eingehende Darstellung des Profils der 
Thüringer Hochschulen und Forschungseinrichtun- 
gen wird auf den Bundesforschungsbericht 1996, 
den Landeshochschulplan und den schon erwähn- 
ten Bericht „Forschungsland Thüringen" verwiesen. 
Beispielhaft für die Entwicklung der Forschung in 
Thüringen und das zugrundeliegende forschungs- 
politische Konzept ist die Verflechtung der verschie- 
denen Bereiche auf dem Wissenschafts-Campus 
Beutenberg in Jena. Die dort ansässigen Institute 
für Molekulare Biotechnologie (IMB, Institut der 
Blauen Liste), Hans-KnöU-Institut für Naturstoff- For- 
schung (HKl) und Institut für Physikalische Hoch- 
technologie (IPHT) kooperieren eng mit ebenfalls 
dort ansässigen Instituten der Friedrich-Schüler-Uni- 
versität (FSU) und des Klinikums der FSU und sind 
personell mit der Universität durch eine Vielzahl ge- 
meinsamer Berufungen verknüpft. Sieben Arbeits- 
gruppen der Max-Planck-Gesellschaft sind inzwi- 
schen erfolgreich in die FSU integriert. An den 
durch die DFG geförderten drei Sonderforschungs- 
bereichen, drei Innovationskollegs und drei Gradu- 
iertenkollegs der FSU sind Wissenschaftler aus den 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen unmit- 
telbar beteiligt. 
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In Umsetzung des mit einem Sondervotum bedach- 
ten Bio-Instrumente-Konzeptes im Rahmen des vom 
Bund initiierten BioRegio-Wettbewerbs werden die 
von allen Einrichtungen genutzten zentralen Dienste 
des Beutenberg-Campus institutionell und baulich 
weiterentwickelt. Unter anderem ist die Gründung 
eines Bio-Instrumente-Zentrums (BIZ) vorgesehen, 
das durch die Bereitstellung flexibel nutzbarer Labor- 
flächen für Untemehmensgründer und weiterer Un- 
terstützungsmaßnahmen im Rahmen des Bio-Instru- 
mente-Konzeptes optimale Bedingungen für einen 
erfolgreichen Technologietransfer schaffen wird. Als 
Nutzer des BIZ kommen vor allem Unternehmen in 
Frage, die sich nach ihrer Größe, der Art ihrer Tätig- 
keit und dem inhaltlichen Bezug zu den Forschungs- 
aktivitäten der Einrichtungen in das Gesamtprofil 
des Standorts Beutenberg einfügen. Damit werden 
Voraussetzungen für eine enge Zusammenarbeit von 
Hochtechnologieuntemehmen, Grundlagenforschung 
und anwendungsorientierter Forschung im biotech- 
nologisch-pharmazeutischen und medizinischen Be- 
reich geschaffen, die optimale Bedingungen für 
einen Technologietransfer gewährleisten und durch 
hohe Synergieeffekte und wechselseitige Befruch- 
tung der verschiedenen Bereiche gekennzeichnet 
sind. Dabei werden auch die in Jena vorhandenen 
Ressourcen in den physikalischen Hochtechnologien 
einbezogen. Aus der Zusammenarbeit von Technolo- 
gieuntemehmen wie Jenoptik, Schott und Carl Zeiss 
mit den Instituten der FSU, der Fachhochschule Jena, 
des Instituts für Physikalische Hochtechnologie und 
des Fraunhofer-Instituts für Angewandte Optik und 
Feinmechanik (lOF) ergeben sich wertvolle wechsel- 
seitige Impulse sowohl für die Wirtschaft als auch die 
Wissenschaft. Neben der Nutzung neuer Effekte der 
Lasertechnik haben gemeinsame Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben auf dem Gebiet der Mikro- 
optik und der optischen Schichten zur Bildung eines 
gleichnamigen Forschungsschwerpunktes geführt. 

Äußerst erfreuhch ist die Entscheidung der Max- 
Planck-Gesellschaft, die neu gegründeten Institute 
für chemische Ökologie und zur Erforschung globaler 
biogeochemischer Kreisläufe ebenfalls am Wissen- 
schaftszentrum Beutenberg anzusiedeln, wodurch 
das Profil dieses Zentrums entscheidend ergänzt 
wird. Zur weiteren Verstärkung dieser positiven Ent- 
wicklung wird der Beschluß der BLK vom 9. März 
1998 beitragen, mit dem - vorbehaltlich einer ent- 
sprechenden Empfehlung des Wissenschaftsrates - 
die Aufnahme des Hans-KnöU-Instituts für Natur- 
stoff-Forschung in die Blaue Liste vorgeschlagen 
wird. Die gemeinsame Förderung von Bund und Län- 
dern soll am 1. Januar 2003 beginnen. 

Synergieeffekte werden auch durch den Aufbau des 
Instituts für Mikroelektronik und Mechatronik Sy- 
steme fIMMS) als An-Institut der Technischen Uni- 
versität Ilmenau (TUl) erwartet. Das IMMS soll als 
Bindeglied zwischen universitärer Forschung und in- 
dustrieller Praxis auf dem Gebiet der Mikroelektro- 
nik als innovativer Basistechnologie und der System- 
technik im Sinne des Entwurfs, der Simulation und 
der Optimierung mechatronischer Systeme wirksam 
werden, um die Transferlücke zwischen Grundlagen- 
forschung und den möglichen Anwendungen zu 


schließen. Durch die Errichtung einer Außenstelle in 
Erfurt ist die Anbindung an die in der Region erhal- 
ten gebliebenen industriellen Kerne auf dem Gebiet 
der Mikroelektronik- und Kommunikationstechnik 
gesichert. Für qualifizierten wissenschaftlichen 
Nachwuchs auch bei dieser Kooperation sorgt das 
Graduiertenkolleg „Automatisierung des Entwurfs 
analoger und gemischt analog-digitaler Strukturen“, 
das durch die DFG an der TUI gefördert wird. 

Zur Stimuherung der Gründung neuer hochtechnolo- 
gieorientierter Unternehmen ist die Gründung des 
Management- und Dienstleistungszentrums (MDZ) 
des in Vorbereitung befindlichen Technologie- und 
Forschungsparks Ilmenau geplant, das neben wirt- 
schaftswissenschaftlicher Begleitforschung Unter- 
nehmensgründern Dienstleistungen auf den Gebie- 
ten der Informationsdienste und der Managementbe- 
ratung anbieten wird. Abgerundet wird dies durch 
die Planungen für die Schaffung von neuen Applika- 
tionszentren auf den Gebieten der Mikroelektronik, 
Systemtechnik und Bildverarbeitung (Ilmenau) und 
Mikrotechnik (Jena). Der Aufbau eines „Applika- 
tionszentrums Mikrotechnik" soll den Bedarf an pro- 
duktionsähnlichen Fertigungslinien im Vorfeld wett- 
bewerblich relevanter Produktentwicklungen auf 
dem Gebiet der Mikrosysteme decken. Damit sollen 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß das 
„Technologiedreieck Erfurt- Jena-Ilmenau“ langfri- 
stig zu einer industriellen Hochtechnologieregion 
entwickelt werden kann. 

Die Forschung an der Bauhaus-Universität Weimar 
hat ihren Schwerpunkt in den Bereichen Bauinge- 
nieurwesen und Materialforschung und ist durch die 
enge Zusammenarbeit mit der Materialforschungs- 
und Prüfanstalt (MFPA) gekennzeichnet. 

Strukturpolitische Erwartungen verknüpfen sich 
auch mit dem Ausbau bzw. der Neugründung von 
Fachhochschulen. 1997 wurde die Fachhochschule 
Nordhausen (Nordthüringen) gegründet, für die Er- 
richtung einer weiteren Fachhochschule im Raum 
Ostthüringen wurde eine Strukturkommission einge- 
setzt. Durch anwendungsbezogene Lehre und For- 
schung und durch die Erarbeitung konkreter Pro- 
blemlösungen für Wirtschaft und Staat sollen diese 
Neugründungen neben den schon bestehenden 
Fachhochschulen Jena, Erfurt und Schmalkalden das 
Potential der Regionen stärken. Die Verknüpfung 
von anwendungsorientierter Forschung und praxis- 
naher Ausbildung im engen Bezug zu den Bedürfnis- 
sen der Wirtschaft schafft zudem günstige Bedingun- 
gen für die Hochschulabsolventen auf dem Arbeits- 
markt. 

Der Freistaat Thüringen ist sich auch des eigenstän- 
digen Ranges der Sozial- und Geisteswissenschaften 
innerhalb der Wissenschaftslandschaft bewußt. Ge- 
rade die soziale Bewältigung und pohtische Bewer- 
tung und Steuerung des technischen Fortschritts er- 
fordert eine Reflexion auf hohem wissenschaftlichen 
Niveau. Thüringen wird daher mit der Neugründung 
der Universität Erfurt neben den drei bestehenden 
Universitäten Jena, Ilmenau und Weimar einen 
kultur- und sozialwissenschaftlichen Lehr- und For- 
schungsschwerpunkt etablieren. Der Charakter 
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der Universität als innovative forschungsorientierte 
Hochschule wird wesentlich durch die Stärkung der 
interdisziplinären Forschung im Max-Weber-Kolleg 
für kultur- und sozialwissenschaftliche Forschungen 
bestimmt. Das Kolleg wird im Frühjahr 1998 seine 
Arbeit aufnehmen und ist der profilbildende Kern für 
die Entwicklung, Organisation und Durchführung 
der fakultätsübergreifenden Forschung. 


Technologieförderung und Technologietransfer 

Im Interesse der weiteren Stärkung der Innovations- 
kraft und Wettbewerbsfähigkeit der Thüringer Wirt- 
schaft wurde 1996 die Technologieförderung des 
Landes weitgehend neu gestaltet und auf folgende 
Maßnahmen konzentriert: 

Mit der vorrangig auf kleine und mittlere Unterneh- 
men zielenden einzelbetrieblichen Technologieförde- 
rung werden vor allem Vorhaben der Forschung und 
Entwicklung zur Einführung neuer Produkte, Tech- 
nologien und Produktionsverfahren unterstützt. Des 
weiteren werden mit dieser Maßnahme insbesondere 
Investitionen zur Einführung neuester Technologien 
in gewerbliche Unternehmen, Aktivitäten zur An- 
wendung innovativer Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien, Personalausgaben für neu ein- 
zustellende Hochschul- und Fachhochschulabsolven- 
ten als Innovationsassistenten in Unternehmen sowie 
Technologie- und Gründerzentren gefördert. Eine 
andere komplexe Fördermaßnahme dient der weite- 
ren Konsolidierung der gegenwärtig 20 wirtschafts- 
nahen Thüringer Forschungseinrichtungen durch 
Zuwendungen für Personalausgaben und Investitio- 
nen sowie durch Förderung von Vorhaben der Vor- 
laufforschung. 

Zur Überwindung vorhandener Defizite, insbesondere 
bei jungen technologieorientierten Unternehmen, 
wurde als weiteres Förderinstrument ein neues Be- 
triebs- und innovationsberaternetz bei den Industrie- 
und Handelskammern installiert, womit die Innova- 
tionsberatung und der Technologiemanagementein- 
satz in diesen Unternehmen effizienter gestaltet wer- 
den soll. Zu den Prioritäten der Forschungs- und 
Technologiepolitik des Freistaats Thüringen gehört, 
günstige Voraussetzungen für technologieorientierte 
Existenzgründer zu schaffen. Deshalb wurden im 
Zeitraum 1991 bis 1996 rd. 93 Mio DM Investitions- 
mittel für den Auf- und Ausbau von Technologie- 
und Gründerzentren bereitgestellt. Im Ergebnis des- 
sen verfügt Thüringen über ein Netz von nunmehr 
acht modernen, leistungsfähigen Technologiezen- 
tren, die miteinander eng verknüpft sind und künftig 
auch in das Breitbandwissenschaftsnetz integriert 
sein werden. In Erfurt wird der Schwerpunkt Mikro- 
elektronik/Mikrotechnik weiterentwickelt, wobei mit 
dem vorgesehenen Neubau des Technologiezen- 
trums in Erfurt-Südost ein wesentlicher Schritt in 
Richtung Entwicklung zu, einem Technologiepark er- 
folgen soll. Durch diese Maßnahme, das schon er- 
wähnte Bio-Instrumente-Zentrum in Jena und das 
Management- und Dienstleistungszentrum in Ilmen- 
au, wird das Profil des Technologiedreiecks Jena- 
Ilmenau-Erfurt weiter ausgeprägt. 


Als neues infrastrukturelles Element in der For- 
schungs- und Technologielandschaft wurde das 
Design Zentrum Thüringen gegründet, das als 
Dienstleister für die Thüringer Wirtschaft künftig vor 
allem Aufgaben der Designförderung wahrnimmt. 
Eine wichtige Rolle zur Koordinierung des Technolo- 
gietransfers kommt der Stiftung für Technologie- und 
Innovationsförderung Thüringens (STIFT) zu. Haupt- 
instrument sind die in Arbeit befindlichen „Technolo- 
gieinitiativen“ , die die bestehenden Fördermaßnah- 
men ergänzen und in konkrete Projekte auf beson- 
ders zukunftsträchtigen Technologiefeldem einmün- 
den sollen. Vorbereitet werden in Übereinstimmung 
mit den Schwerpunkten der Technologieförderung 
die Initiativen Mikrotechnik, Bildverarbeitung, Iden- 
tifizierungssysteme, Leitsysteme und Telematik für 
KMU, leistungsfähige Werkstoffe für innovative An- 
wendungen, Fertigungstechnik, Biologie- und Medi- 
zintechnik sowie erneuerbare Ressourcen und Ab- 
fallverwertung. 

Eine Verbesserung des Technogietransfers soll durch 
die Neuordnung und Verstärkung des Patentwesens 
an den Hochschulen und im Bereich der Wirtschaft 
erreicht werden. Die BLK hat eine Reihe von Maß- 
nahmen vorgeschlagen, die auf eine Stärkung des 
Patentierungsbewußtseins in Lehre und Forschung, 
die Schaffung einer Patentinfrastruktur in der For- 
schung, zur Unterstützung der Patentierung und Ver- 
wertung von Forschungsergebnissen und die Schaf- 
fung besserer Rahmenbedingungen durch eine Ver- 
änderung des Anreizsystems zum Inhalt haben. Für 
die Umsetzung dieser Vorschläge bieten sich in Thü- 
ringen aufgrund traditionell enger Beziehungen der 
Hochschulen zum wirtschaftlichen Umfeld hinsicht- 
lich der Nutzung und Verwertung der Forschungser- 
gebnisse günstige Bedingungen. Das Patentinforma- 
tionswesen ist gut ausgebaut. 1997 ist in Ilmenau ein 
landesweit tätiges Erfinderzentrum gegründet wor- 
den, das eng sowohl mit der Wirtschaft und ihren 
Organisationen als auch mit der Technischen Univer- 
sität Ilmenau und dort insbesondere mit dem Patent- 
informationszentrum - PATON zusammenarbeitet. 
Diese Kooperation ist auch deshalb besonders zu be- 
grüßen, da sie zu einer stärkeren Vernetzung der 
Technologietransfereinrichtungen der Wissenschaft 
und der Wirtschaft beiträgt. Diese positiven Ansätze 
sind zu einem Gesamtkonzept weiterzuentwickeln, 
das die Thüringer Forschungslandschaft in ihrer 
Gesamtheit erfaßt. 


Internationale Zusammenarbeit 

Die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit auf 
europäischer und internationaler Ebene hat für die 
Forschung einen hohen Stellenwert, da Wissenschaft 
und Forschung auf dem freien Gedankenaustausch 
der weltweiten Wissenschaftlergemeinschaft beru- 
hen. Eine Vielzahl von Projekten, vor allem im Be- 
reich der Gründlagenforschung, ist ohne internatio- 
nale Zusammenarbeit nicht mehr denkbar. So ist z. B. 
die Sequenzierung des menschlichen Genoms, an 
der sich auch Thüringer Forschergruppen beteiligen, 
eine Aufgabe, die nur durch eine weltweite Zusam- 
menarbeit in angemessenem Zeithorizont durch- 
geführt werden kann. Zugleich wird durch intensive 
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internationale Zusammenarbeit der Gefahr einer Pro- 
vinzialisierung der Forschungslandschaft begegnet. 
Vor diesem Hintergrund ist es zu begrüßen, daß die 
Zusammenarbeit durch die zunehmende Integration 
auf europäischer Ebene erleichtert wird. Dies gilt 
auch mit Blick auf die Aufnahme der mittel- und ost- 
europäischen Staaten in die EU. Hier können Thürin- 
ger Forscher noch auf gewachsene Kontakte zurück- 
greifen. Dennoch bedarf die Zusanunenarbeit auf 


europäischer Ebene einer weiteren Intensivierung. 
So entspricht die Beteiligung Thüringer Forscher an 
den Projekten des Forschungsrahmenprogramms der 
EU noch nicht dem bundesdeutschen Durchschnitt. 
Mit Blick auf das fünfte Forschungsrahmenpro- 
gramm sind daher ergänzende Unterstützungsmaß- 
nahmen, z. B. hinsichtlich der Beratung über die För- 
dermöglichkeiten der EU und die Modalitäten der 
Antragstellung, zu erwägen. 


217 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkS3Che 13/11091 


Teil IV 

Internationale Zusammenarbeit in Forschung und Technologie 


Inhalt 

Seite 


Einführung 221 

1. Europäische Zusammenarbeit 221 

1.1 Europäische Union, Europäische Kommission 223 

1.2 Zusammenarbeit mit den Ländern Mittel- und Osteuropas und den 

Nachfolgestaaten der Sowjetunion 225 

1.3 Europäische Organisationen und Forschungseinrichtungen 227 

1.3.1 EUREKA 227 

1.3.2 COST - Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissen- 
schaftlichen und technischen Forschung 228 

1.3.3 Europäische Weltraumorganisation (ESA) 230 

1.3.4 Europäische Organisation für Kemforschung/Europäisches Labora- 
torium für Teüchenphysik (CERN) 231 

1.3.5 Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der süd- 
lichen Hemisphäre (ESO) 231 

1.3.6 Europäische Konferenz für Molekularbiologie (EMBC) und Euro- 
päisches Laboratorium für Molekularbiologie (EMBL) 232 

1.3.7 Europäische Synchrotron-Strahlungsanlage (ESRF) 232 

1.3.8 Institut Max von Laue - Paul Langevin (ILL) 233 

1.3.9 Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW) . 233 

1.3.10 Europäisches Hochschulinstitut (EHI) 234 

1.3.11 Europäischer Transschall-Windkanal (ETW) 234 

1.3.12 Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal (DNW) 235 

1.3.13 Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint-Louis (ISL) 235 

2. Zusammenarbeit mit Ländern und Regionen außerhalb Europas . . . 236 

2.1 Zusammenarbeit mit den USA und Kanada 236 

2.2 Zusammenarbeit nüt Lateinamerika 237 

2.3 Zusammenarbeit mit Ländern des Mittelmeerraums und Afrika .... 238 

2.4 Zusammenarbeit mit dem asiatisch-pazifischen Raum 239 

2.5 Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 240 

3. Weltweite Organisationen der politischen Zusammenarbeit 241 

3.1 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD) 241 

3.2 Internationale Energieagentur (lEA) 241 

3.3 Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO) 242 

3.4 Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 

und Kultur (UNESCO) 243 


219 



Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Seite 


3.5 Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO 

(IOC) 243 

3.6 VN-Kommission für Nachhaltige Entwicklung (CSD) 244 

3.7 Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaände- 
rungen (Klimarahmenkonvention) 244 

3.8 Zwischenstaatlicher Ausschuß über Klimaänderungen (Intergovem- 

mental Panel on Climate Change, IPCC) 245 

3.9 Weltorganisation für Meteorologie (WMO) - VN-Sonderorganisation 245 

3.10 Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) 245 

3.11 Human Frontier Science Program Organisation (HFSPO) 246 

3.12 Beratungsgruppe für internationale Agrarforschung (CGIAR) 246 

4. Neue bilaterale wissenschaftlich-technologische Übereinkünfte seit 

März 1996 247 


220 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Internationale Zusammenarbeit in Forschung und Technologie 


Forschung verbindet; Kompetenzwettbewerb 
und weltweite Kooperationsnetzwerke 
prägen die Wissensgesellschaft 

Der Prozeß der Globalisierung der Wirtschaft zu- 
sammen mit dem Entwicklungstrend zur Wissens- 
gesellschaft hat in den letzten Jahren die internatio- 
nale Dimension von Forschung und Technologie 
noch deutlicher vor Augen geführt Forschungs- 
ergebnisse und neue Technologien entstehen in ho- 
hem Maße in internationalen Netzwerken von For- 
schungseinrichtungen und Unternehmen, in einer 
Mischung aus Wettbewerb und Kooperation. Ohne 
Wettbewerb würde der starke Antrieb fehlen, ohne 
Kooperation wäre die Komplexität der Aufgaben 
nicht wirtschaftlich oder nicht schnell genug zu lö- 
sen. Im internationalen Standortwettbewerb kommt 
es dabei darauf an, möglichst regionale Wissens- 
schwerpunkte (Kompetenzcluster, Kompetenzzen- 
tren) herauszubilden. Neben der Erhöhung der Effi- 
zienz stärken internationale Forschungsnetzwerke 
politische Kohärenz und Verständigung und unter- 
stützen die Integration von Entwicklungs- und 
Schwellenländern in die Weltwirtschaft. 

Die zunehmende internationale Vernetzung und 
Kooperation beruht zunächst auf ganz praktischen 
Erfordernissen: 

- Die notwendigen internationalen Standards bei 
der Markteinführung erfordern eine internationale 
Abstimmung der Entwickler - wobei konkurrie- 
rende Standards nicht immer vermieden werden 
können oder sollen. Auch die Vermeidung von 
Mißbrauch und die Eingrenzung negativer Folgen 
von Technikanwendungen bedarf internationaler 
Abstimmung und entsprechender Regelungen. 

- Große Anlagen und Zentren der Grundlagenfor- 
schung werden zunehmend in internationaler Zu- 
sammenarbeit errichtet und betrieben. 


1. Europäische Zusammenarbeit 

Der Standort Deutschland wird im globalen Kompe- 
tenz-Wettbewerb nur bestehen können, wenn er in 
eine aktive und prosperierende europäische Wirt- 
schaft eingebettet ist, in der alle Möghchkeiten des 
europäischen Binnenmarktes zur Optimierung und 
Verbreiterung der ökonomischen und wissenschaft- 
lich-technologischen Basis genutzt werden. Gemein- 
same Erfolge von der Grundlagenforschung, etwa 
bei der Entschlüsselung des Hefegenoms, über die 
Entwicklung eines europaweiten Mobüfunknetzes 
bis hin zum Airbus haben in Europa das Bewiißtsein 
gestärkt, daß durch Zusammenarbeit in Eorschung 


- Die Komplexität des erforderlichen Wissens ist im 
nationalen Rahmen allein nicht mehr bereitzustel- 
len: Die Wissensproduktion in Deutschland dürfte 
etwa 10% der Wissensgenerierung in den OECD- 
Ländern ausmachen; der Anteil Westeuropas ist 
aber bereits mit mehr als 30 % zu veranschlagen. 

- Einige große wissenschaftliche Aufgaben und 
Fragestellungen z. B. die Entschlüsselung des 
menschhchen Genoms sind schon von der Quanti- 
tät der Fragen mit nationalen Kapazitäten nicht 
mehr zu bewältigen. 

- Schließhch ermöglicht internationale Zusammen- 
arbeit einen Abbau von Zersphtterung von unter- 
kritischen Kapazitäten bzw. erlaubt höhere Effi- 
zienz durch Arbeiten im Netzwerk. 

Nicht hoch genug einzuschätzen ist die integrierende 

Rolle der Forschungszusammenarbeit in der inter- 
nationalen Pohtik: 

- Der europäische Binnenmarkt erfordert nicht nur 
eine damit korrespondierende europäische For- 
schungslandschaft, sondern diese ist auch ein 
wichtiger Baustein für Kohärenz und europäische 
Integration. 

- Wenn wir seit Ende der 80er Jahre gemeinsam das 
„größere Haus Europa" bauen, so bedeutet dies 
selbstverständlich auch die Einbeziehung der For- 
schung in Mittel- und Osteuropa sowie derjenigen 
in den Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion 
in die bisher auf Westeuropa zentrierte For- 
schungskooperation und -integration. 

- Weltweit ist die Kooperation in Forschung und 
Technologie ein Schlüssel für die Stärkung der 
politischen, wirtschafthchen und kulturellen Bezie- 
hungen und nicht zuletzt auch für die erfolgreiche 
Integration von Entwicklungs- und SchweUenlän- 
dem in die Weltwirtschaft. 


und Entwicklung ein „europäischer Mehrwert" er- 
reicht werden kann. 

Forschung und Entwicklung sind daher auch zu 
recht seit langem eine der tragenden Säulen der 
Europäischen Gemeinschaft. Dies hat ihren deutüch- 
sten Niedefschlag gefunden mit der Einführung 
der mehljährigen Forschungsrahmenprogramme seit 
1984. Das 4. Rahmenprogramm ist derzeit in der 
Durchführung, das 5. in Vorbereitung (s. u.). 

Die wachsende Bedeutung von FuE im europäischen 
Vertragswerk hat sich auch in der vertraghchen Aus- 
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gestaltung niedergeschlagen: Beruhten die ersten 
Beschlüsse noch mangels besonderer Forschungsvor- 
schriften auf der allgemeinen Klausel des Artikel 235 
des EG-Vertrages, wurde mit der EinheiÜichen Euro- 
päischen Akte von 1986 ein besonderes Forschungs- 
kapitel eingeführt; die Verträge von Maastricht von 
1992 haben dieses erweitert und der Vertrag von Am- 
sterdam (1997) hat mit der Einführung der qualifizier- 
ten Mehrheit als Grundlage für die künftigen Ratsbe- 
schlüsse über das Rahmenprogramm eine wichtige 
Voraussetzung für Beschleunigung und Effizienzstei- 
gerung auf diesem Gebiet geschaffen. 

Im Rahmen der Gesamtausgaben der Europäischen Ge- 
meinschaften haben die Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung zwar bisher nur einen Anteil von knapp 
unter 4 %. Mit einem Gesamtbudget von rund 25 Mrd 
DM über die faktische Laufzeit von 4 Jahren spielt den- 
noch die europäische Forschungsförderung eine wichti- 
ge Rolle im europäischen Förderkonzept und auch in- 
nerhalb der deutschen Forschungslandschaft. Der Ge- 
samtanteil an den deutschen Forschungsausgaben ist 
nüt ca. 2% zwar immer noch relativ niedrig, für die 
Schwerpunktbereiche der EU-Programme wie Informa- 
tionsgesellschaft oder Lebenswissenschaften sind EU- 
Programme aber ein nicht zu unterschätzender und 
nicht mehr ersetzbarer Faktor unserer Forschung und 
ihrer europäischen Vernetzung. 


Auf europäischer Ebene wird die Förderung durch 
die europäischen Forschungsprogramme durch wei- 
tere wichtige Kooperationsformen ergänzt: 

- Mit der Forschungsinitiative EUREKA wird die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Unter- 
nehmen und Forschungseinrichtungen in anwen- 
dungsnahen, industriellen Projekten koordiniert 
und gestärkt. 

- Die COST-Zusammenarbeit organisiert gemein- 
same Forschung zwischen den Einrichtungen ihrer 
Mitgliedstaaten insbesondere auf dem Gebiet der 
Grundlagenforschung, Forschung axif vorwettbe- 
werblicher Ebene und Forschung von öffentlichem 
Interesse. 

- Durch den gemeinsamen Aufbau einer For- 
schungsinfrastruktur auf ausgewählten Gebieten 
(z. B. Weltraum, Astronomie, Luftfahrt, Fusion, 
Molekularbiologie) und die gemeinsame Durch- 
führung von Projekten wird auf bilateraler und 
vor allem multilateraler Ebene zwischen euro- 
päischen Partnern, aber auch darüber hinaus, 
besonders auf dem Gebiet der Grundlagenfor- 
schung, die Basis für modernste Forschimg in 
Europa geschaffen. 

Eine wichtige Aufgabe für die bestehenden euro- 
päischen Kooperationsbeziehungen im Bereich FuE 
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ist die schrittweise Einbeziehung der Länder Mittel- 
und Osteuropas sowie der Nachfolgestaaten der So- 
wjetunion in das europäische Kooperationsnetzwerk. 
Dies gilt nicht nur für Programme der Europäischen 


1.1 Europäische Union, Europäische Kommission 

Rue de la Loi 200, B-1049 Brüssel 


15 Mitgliedstaaten: Belgien, Dänemark, Deutsch- 
land, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Luxemburg, Nie- 
derlande, Österreich, Portugal, 
Schweden, Spanien 

Grundlagen der Forschungsförderung 
der Europäischen Union 

Vertraglich zuerst verankert durch die sogenannte 
„Einheitliche Europäische Akte" beruht die heutige 
vertragliche Struktur auf dem Vertrag von Maastricht 
(Art. 130f-130p)i): 

- Ziel der europäische Forschungsförderung ist es, 
die wissenschaftlichen und technologischen Grund- 
lagen der Industrie der Gemeinschaft zu stärken 
und die Entwicklung ihrer internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit zu fördern. Ferner soll die For- 
schungsförderung andere Politikbereiche der Euro- 
päischen Union unterstützen, z.B. Bereiche wie 
Umwelt und Gesundheit. 

- Alle Maßnahmen der Gemeinschaft auf dem Ge- 
biet der Forschungsförderung und technologi- 
schen Entwicklung sollen unter dem Dach eines 
sogenannten „Gemeinschaftlichen Rahmenpro- 
gramms Forschung“ (und eines entsprechenden 
Programms unter dem EURATOM -Vertrag) zu- 
sammengefaßt werden. Damit sollen Integration, 
Transparenz und Koordination der Forschungsför- 
derung verbessert werden. 

- Die besondere Betonung des Subsidiaritätsprin- 
zips güt auch für die gemeinschafthche For- 
schungsförderung. Sie soll kein Duplikat der na- 
tionalen Forschungsförderung sein, sondern nur in 
Bereichen und mit Maßnahmen aktiv werden, die 
von den einzelnen Mitghedstaaten nicht hinrei- 
chend effizient durchgeführt werden und deshalb 
nur oder zumindest besser auf Gemeinschafts- 
ebene zu bewältigen sind. Dies güt vor allem für 
die Förderung der europäischen Vernetzung und 
Integration der Forschungsarbeiten oder für groß- 
angelegte oder aufwendige Forschungsthemen, 
für die die einzelnen EU-Staaten nicht oder nur 
mit Einschränkung die notwendigen Mittel und 
das erforderhche wissenschaftliche Personal be- 
reitstellen können, so z. B. bei Entwicklungen auf 


Nach Ratifizierung des Amsterdam-Vertrages werden dies 
die Art. 163-173. 


Kommission und hier insbesondere für die Beitritts- 
länder, sondern auch für die Initiativen COST und 
EUREKA, die in den letzten Jahren entsprechend er- 
weitert wurden. 


dem Gebiet der Luftfahrt oder in der kontroUierten 
Kernfusion. Gemeinschafthche Aktionen sind 
auch dann notwendig, wenn sie ihrer Natur nach 
grenzüberschreitende Aufgaben lösen müssen, 
wie bei Umwelt, Kümaforschung, Gesundheit oder 
Verkehr. Dies güt ferner für Arbeiten, die auf eine 
gemeinschafthche Normierung, Standardisierung 
oder Vereinheithchung abzielen. 

- Im Vertrag von Amsterdam, der noch das Ratifizie- 
rungsverfahren in den Mitghedstaaten durchlau- 
fen muß, wurde der Übergang von der Einstim- 
migkeit zur qualifizierten Mehrheit für Ratsent- 
scheidungen über die Forschungsrahmenpro- 
gramme beschlossen. Dies ist ein wichtiger Schritt 
zur weiteren Dynamisierung und Effizienzsteige- 
rung der europäischen Forschungsförderung. 

Die Grundsatzentscheidung über die zu fördernden 
Forschungsgebiete und die Höhe der Finanzausstat- 
tung wird in Form eines mehrjährigen Rahmenpro- 
gramms Forschung in einer gemeinsamen Entschei- 
dung vom Rat der Europäischen Union und dem 
Europäischen Parlament festgelegt. Das jeweüige 
Rahmenprogramm enthält die inhaltlichen Vor- 
gaben der Förderprogramme für die einzelnen 
Forschungsbereiche, z. B. Informationstechnologien 
oder Energie, sowie Bestimmungen zur Förderung 
der weiteren - „Aktionen" genannten - Handlungs- 
hnien der EU-Forschungsförderung. Das sind die 
Förderung der 

- Zusammenarbeit mit Drittländern und internatio- 
nalen Organisationen, 

- Verbreitung und Auswertung von Forschungser- 
gebnissen und 

- Ausbildung und Mobüität von Wissenschaftlern. 

Das Rahmenprogramm wird vom Rat nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments in spezifische Pro- 
gramme umgesetzt, die dann die Grundlage für Aus- 
schreibungen und die Vergabe der Fördemüttel an 
die Projektteilnehmer sind (vgl. unten „Teünahme an 
den gemeinschaftlichen Forschungsprogrammen"). 

Mit der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) ver- 
fügt die Gemeinschaft über eine eigene Großfor- 
schungsemrichtung mit acht Instituten, davon vier in 
Itahen und vier weitere in Deutschland, den Nieder- 
landen, Belgien und Spanien. Hier betreibt die GFS 
Forschung Insbesondere in den Bereichen Umwelt, 
Industrie- und Werkstofftechnologien, Messen und 
Prüfen, nukleare Sicherheit und kontrollierte Kernfu- 
sion; die Unterstützung der Gemeinschaftspohtiken 
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hat bei der GFS einen besonders großen Stellenwert. 
Darüber hinaus trägt die GFS durch Stipendienange- 
bote und Beteihgung an wissenschaftlichen Netzwer- 
ken zur Durchführung des Programms „Ausbildung 
und Mobüität von Wissenschaftlern" bei. 

Die GFS verfügt über einen Personalbestand von über 
2000 Beschäftigten. Im Sinne einer Wettbewerbs- 
orientierung soll sie in Zukunft bei Dienstleistungen 
für andere Kommissionsdienststellen zur Unterstüt- 
zung der Gemeinschaf tspohtiken mit Forschungsein- 
richtungen aus den MitgHedstaaten konkurrieren. In 
diesem Zusammenhang wurde die institutionelle 
Grundfinanzierung der GFS im 4. Rahmenprogramm 
gegenüber den Vorjahren deutlich reduziert. 

Inhalte der gemeinschaftlichen Forschungspolitik 

4. Rahmenprogramm Forschung 

Das 4. Rahmenprogramm Forschung^) und das 
EUR ATOM -Rahmenprogramm^) sind im April 1994 
in Kraft getreten. Sie haben eine Laufzeit von fünf 
Jahren (1994-1998) und verfügen insgesamt über 
eine Mittelausstattung von 13,2 Mrd ECU oder 
umgerechnet etwa 25,7 Mrd DM. 

Die beiden Rahmenprogramme umfassen insgesamt 
20 spezifische Programme (Informationstechnolo- 
gien/Telematik/Fortgeschrittene Kommunikations- 
technologien/IndustrieUe- und Werkstofftechnolo- 
gien/Normung, Meß- und Prüfverfahren/Umwelt 
und Klima/Meereswissenschaften und -technolo- 
gien/Biotechnologie/Biomedizin und Gesundheits- 
wesen/Landwirtschaft und Fischerei/Nichtnukleare 
Energien/Verkehr/Sozioökonomische Schwerpunkt- 
forschung/Sicherheit der Kemspaltung/KontroUierte 
Kernfusion/Zusammenarbeit mit Drittländern und 
internationale OrganisationenA/erbreitung und Nut- 
zung der Ergebnisse/Ausbüdung und Mobüität von 
Wissenschaftlem/2 Programme für die Gemeinsame 
ForschungssteUe [GFS]). 

Das 4. Rahmenprogramm Forschung läuft Ende 1998 
aus. Zur Zeit wird das 5. Rahmenprogramm For- 
schung für den anschließenden Zeitraum bis 2002 
verhandelt. 

5. Rahmenprogramm Forschung 

Auf Grund der Erfahrungen mit dem 4. Rahmenpro- 
gramm und der aktuellen Entwicklungen im globa- 
len Wettbewerb der Innovation stehen für die Bun- 
desregierung folgende Ziele im Vordergrund: 

- stärkere Konzentration auf Themen von strate- 
gischer Bedeutung für Innovation, Wettbewerb 
und Grundfragen des Gemeinwohls in Europa, 
z. B. Schlüsselentwicklungen in Biotechnologie 
und -medizin, Verzahnung der Verkehrsträger, 
Luftfahrt, Global Change; 

- klarere und transparentere Programmstruktur 
durch Reduzierung der Programme; 

- stärkere Problemorientierung durch Organisation 
nach Leitthemen und Einbindung der Nutzer-Ge- 
meinschaft in deren Definition; 


1) AmtsblattEGNr. L115vom6.Mail994,S. Iff. 

2) Amtsblatt EG Nr. L 126 vom 18. Mai 1994, S. 31 ff. 


- Stärkung des Bereichs Lebenswissenschaften als 
einem der wichtigen Schlüsselbereiche für die 
Zukunft; 

- mehr Aufmerksamkeit für die für den High-Tech- 
Standort Europa erforderliche Infrastruktur, insbe- 
sondere Entwicklung eines europaweiten Hoch- 
leistungsnetzes für die Forschung; 

- klare Strategie für die Heranführung der MOE- 
Staaten an die gesamteuropäische Forschungs- 
landschaft. 

Die Europäische Komirüssion hat im April/Juli 1997 
ihre Vorschläge für das 5. Rahmenprogramm For- 
schung vorgelegt mit einem Finanzvolumen von 
16,3 Mrd ECU und in drei große thematische Pro- 
gramme mit den Globalthemen unterteüt: Natür- 
liche Ressourcen, Informationsgesellschaft und 
wettbewerbsfähiges Wachstum sowie sogenannte 
horizontale Programme zur internationalen Zu- 
sammenarbeit, Innovation und Einbeziehung von 
KMU sowie Ausbüdung/Mobüität/sozio-ökonomi- 
sche Fragen. Die Straffung des Gesamtprogramms 
und die von der Kommission vorgeschlagene Drei- 
teüung der Fachprogramme in Leitaktionen, soge- 
nannte „Generische Technologien" von allgemeine- 
rer Bedeutung für die wissenschafthch-technolo- 
gische Entwicklung und Fragen der Infrastruktur, 
waren eine gute Grundlage für die weiteren Ver- 
handlungen. 

Nach intensiven Beratungen und auf Grund der 
Stellungnahme des Europäischen Parlamentes und 
des Beschlusses des Forschungsministerrates vom 
Februar 1998 zeichnet sich folgende Struktur ab: 
Es wird vier thematische Programme geben zu den 
Themen 

- Lebenswissenschaften (Biotechnologie/Biomedi- 
zin), 

- Informationsgesellschaft, 

- Produktion/M aterialforschungA^ erkehrstechnolo- 
gien, 

- Umwelt/nichtnukleare Energie. 

Kernfusion, nukleare Sicherheit und Strahlenschutz 
sind die Themen des EURATOM-Forschungspro- 
gramms. Hinzu kommen drei horizontale Programme 
zu den Themen: Internationale Zusammenarbeit, In- 
novation und KMU-Beteiligung sowie Ausbüdung/ 
Mobihtät/sozio-ökonomische FragesteUungen. 

In der internationalen Zusammenarbeit wird es eine 
weitere Öffnung der Programme für die Einbezie- 
hung außereuropäischer Partner geben, wenn inter- 
nationale Kooperation im Zeitalter der Globahsierung 
sachhch notwendig und interessengerecht ist. Für 
die MOEL wird eine Strategie der Assoziation an das 
5. Rahmenprogramm entwickelt, die eine Heranfüh- 
rung an die uneingeschränkte Programmbeteüigung 
im Vorfeld des Beitrittes gewährleistet. Ferner sollen 
in den MOEL Maßnahmen zur Förderung von Cen- 
ters of Excellence gefördert werden, um in diesen Län- 
dern KristaUisationspunkte mit gesamteuropäischer 
und internationaler Ausstrahlung zu fördern. Der 
KMU-Beteiligung und einer verbesserten Strategie 
für die Ergebnisnutzung wird in einem gesonderten 
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Programm Rechnung getragen. Ausbildung, Mobih- 
tät, Förderung von Spitzenforschung in Europa sind 
Gegenstand eines neu strukturierten Programms. 
Dieses Programm wird auch die mit dem Zusammen- 
wachsen Europas und der aktuellen technologischen 
und gesellschafthchen Entwicklung zusammenhän- 
genden besonderen sozio-ökonomischen Fragen auf- 
greifen. Solche Fragen sollen aber nach Möghchkeit 
bereits Gegenstand der jeweüigen Leitaktionen sein 
und im dortigen Sachzusammenhang bearbeitet wer- 
den. 


Das Gesamtvolumen des 5. Rahmenprogramms For- 
schung (einschließhch EURATOM) soll nach gegen- 
wärtiger Beschlußlage des Rates 14,0 Mrd ECU um- 
fassen. Im weiteren Verfahren wird sich nunmehr das 
Parlament im Sommer 1998 in 2. Lesung mit dem 
5. Rahmenprogramm befassen. Ziel der Bundesregie- 
rung ist es, das 5. Rahmenprogramm und die zu seiner 
Ausführung notwendigen spezifischen Programme 
(Fachprogramme) rechtzeitig zum Jahresende 1998 zu 
verabschieden, um die Kontinuität der europäischen 
Forschungsförderung zu gewährleisten. 


1.2 Zusammenarbeit mit den Ländern Mittel- und 
der Sowjetunion 


Die wissenschafthch-technischen Beziehungen mit 
den Ländern Mittel- und Osteuropas und zu ausge- 
wählten Nachfolgestaaten der Sowjetunion wurden 
im Zeitraum 1996/97 weiter ausgebaut und vertieft. 
Sie sind einerseits darauf gerichtet, durch Unterstüt- 
zung der Partnerländer bei ihrer Integration in die 
internationale Wissenschaftsgemeinschaft und beim 
Umbau ihrer jeweüigen Forschungslandschaft einen 
Beitrag zur Transformation der Gesellschaft auf dem 
Weg zu Demokratie und Marktwirtschaft zu leisten. 
Andererseits hat sich auf einer Vielzahl von Gebieten 
mit einer Reihe von Ländern eine enge Wissen- 
schaftskooperation zum gegenseitigen Vorteü ent- 
wickelt, die auch zur Stärkung des Wissenschafts- 
und Wirtschaftsstandortes Deutschland beiträgt. Die 
Zusammenarbeit mit einigen mitteleuropäischen 
Partnerländern dient außerdem der Vorbereitung auf 
deren vorgesehene Integration in die EU auf dem 
Gebiet von Forschung und Technologie. 

Im Verhältnis zu diesen Ländern hat sich die Zusam- 
menarbeit mit Ungarn und Polen besonders erfreu- 
lich entwickelt. Die Intensivierung der Zusammenar- 
beit mit der Tschechischen Republik als weiterem 
Beitrittskandidaten wie auch mit der Slowakei, 
Rumänien, Slowenien und Bulgarien befindet sich 
auf gutem Wege. 

Schwerpunktländer in der Zusammenarbeit mit den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion sind Rußland und 
die Ukraine sowie Weißrußland. Für Rußland ist 
Deutschland auf dem Gebiet der Forschungskoopera- 
tion - nicht zuletzt wegen traditionell guter Kontakte 
zu Forschem aus den neuen Ländern und der dortigen 
breiten Sprachkompetenz - der wichtigste Partner. 

Die bilaterale Zusammenarbeit mit den Ländern Mit- 
tel- und Osteuropas (MOEL) dient der Unterstützung 
beim Umbau der Forschungsstmkturen, bei der Ein- 
richtung neuer bzw. Umgestaltung vorhandener 
Forschungseinrichtungen sowie der Fördemng von 
grenzübergreifenden Forschungskooperationen, in 
die auch der Unternehmensbereich einbezogen wird. 

Ein Beispiel erfolgreicher Kooperation ist die von 
deutscher Seite unterstützte Gründung der Bay- 


Osteuropas und den Nachfolgestaaten 


Zoltän-Stiftung in Ungarn. Die Stiftung wurde nach 
dem Muster der Fraunhofer-Gesellschaft aufgebaut, 
mit drei Instituten der angewandten, industriebezo- 
genen Forschung. Insgesamt sind in den Ländern der 
Region die finanziellen Ressourcen knapp. Deshalb 
werden bei der Neugestaltung der Forschungsstmk- 
turen meist vorhandene Forschungseinrichtungen 
umstmkturiert und selten neue gegründet. Diese 
Umstmkturierungsmaßnahmen werden gegenwärtig 
z. B. in Polen und Rumänien durch deutsche Exper- 
ten beratend unterstützt. Im Zuge der Neuorientie- 
mng des TRANSFORM-Programms sind in Ungarn 
und der Tschechischen Republik zur Unterstützung 
von kleinen und mittleren Unternehmen Projekte 
zum Aufbau von Beteihgungskapital-Strukturen auf- 
gelegt worden. 

Die Erfahmngen Deutschlands beim Aufbau von 
technologieorientierten Gründerzentren (TGZ), ins- 
besondere in den neuen Ländern, sind in den MOEL 
auf breites Interesse gestoßen. In Ungarn, der Slo- 
wakei oder Rumänien berieten deutsche Experten 
Regiemngen, Regionalverwaltungen, Universitäten 
und potentielle Gründer. Mehrere TGZ wurden in 
diesen Ländern aufgebaut oder befinden sich in der 
Projektabschlußphase. 

Püotcharakter hat ein Forschungsverbund zwischen 
je acht deutschen und polnischen Forschungsein- 
richtungen unter maßgeblicher Beteüigung des 
UMSICHT-Instituts in Oberhausen, die auf den Sek- 
toren Umwelt-, Energie- und Sicherheitstechnik vom 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie geförderte gemeinsame For- 
schungsprojekte durchführen. Darüber hinaus ver- 
dient die Zusammenarbeit mit Polen im Bereich der 
Oderforschung (Schadstoffeintrag und -Verteilung 
sowie Hochwasser-Modelle und -bekämpfung) her- 
vorgehoben zu werden. In diese Zusammenarbeit 
sollen weitere Partnerländer einbezogen werden. 

Der deutsch-polnischen Zusammenarbeit in den Gei- 
steswissenschaften dient das 1993 gegründete Deut- 
sche Historische Institut (DHI) in Warschau (vgl. 
TeilV, Kap. 5.14.7). 
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In Slowenien wird Unterstützung bei der Bewertung 
der dortigen Forschungs- und Technologiepotentiale 
geleistet mit dem Ziel, künftige Wettbewerbschancen 
auf dem Weltmarkt zu verbessern. In Ungarn wurden 
Technologiepotentiale verschiedener Sektoren der 
ungarischen Industrie untersucht, um dort entspre- 
chende europäische Standorte zu schaffen. Die Me- 
thoden der Bewertung von Forschungs- und Techno- 
logiepotentialen sollen anderen mittel- und osteuro- 
päischen Ländern auf Wunsch zugänghch gemacht 
werden. Durch die Beratungsmaßnahmen in Bulga- 
rien soll die technologische Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Ländern durch verbesserte Informatio- 
nen erleichtert werden. 

Die Kooperation mit Rußland, der Ukraine und ande- 
ren Nachfolgestaaten der Sowjetunion umfaßt nahe- 
zu alle Gebiete von Forschung und Technologie. Die 
Schwerpunkte der bilateralen Zusammenarbeit sind: 

- Materialforschung /physikalische und 
chemische Technologien 

Auf diesem Gebiet gibt es in Rußland, der Ukraine 
und zum Teil in Weißrußland trotz der schwierigen 
finanziellen Situation der Wissenschaft noch immer 
ein beachtliches Potential. Es wurden bzw. werden 
gemeinsam über 30 Projekte im Bereich der Laserfor- 
schung und -technik bearbeitet, in deren Ergebnis 
bereits mehrere gemeinsame Unternehmen gegrün- 
det wurden. An umfangreichen Arbeiten zur Nutzung 
der Hochtemperatur-Supraleitung beteiligen sich zu- 
nehmend auch deutsche Industrieunternehmen. 

- Weltraumforschung und -technik 

Im Mittelpunkt steht die internationale Raumstation 
ISS, an der sich Rußland und Deutschland gemein- 
sam beteiligen. Zur Vorbereitung darauf ist auch 
1997 wieder ein deutscher Astronaut auf der russi- 
schen Raumstation MIR mitgeflogen. Ein weiterer 
deutscher Astronaut hat die Ausbildung als Kom- 
mandant für die MIR abgeschlossen. Fortgesetzt wer- 
den die Arbeiten zur Umweltbeobachtung im Rah- 
men des Projekts MOMS/PRIRODA. 

- Umwelt- und Klimaforschung 

Hier geht es vor allem um die Untersuchung von 
Fließgewässern. Für die Ergebnisse der Untersu- 
chungen zur Gewässergüte und Sanierungsvor- 
schläge für die Oka wurden im Rahmen des Oka- 
Elbe-Projekts im Jahre 1996 elf russische und vier 
deutsche Wissenschaftler mit dem Staatspreis der 
russischen Regierung für Wissenschaft und Technik 
ausgezeichnet. 

Der Verbesserung der langfristigen Wettervorher- 
sage dienen weitgespannte Aktivitäten auf dem 
Gebiet der Meeres- und Polarforschung im Rahmen 


gemeinsamer deutsch-russischer Schiffs- und Land- 
expeditionen, vor allem im Bereich der europäischen 
„Wetterküche" - der Laptjewsee. 

- Physikalische Grundlagenforschung 

Es werden eine Vielzahl gemeinsamer Projekte - ins- 
besondere an Großgeräten - durchgeführt. Am inten- 
sivsten entwickelt sich die Projektzusammenarbeit 
am Deutschen Elektronen-Synchrotron (DESY) in 
Hamburg, bei der Gesellschaft für Schwerionenfor- 
schung (GSI) in Darmstadt, beim Berliner Elektro- 
nen-Speicherring BESSY und am Vereinigten Institut 
für Kernforschung (VIK) in Dubna/Rußland. Auf 
der Grundlage einer Kooperationsvereinbarung des 
BMBF mit dem VIK arbeiten allein über 60 Gruppen 
aus deutschen Hochschulen und Forschungsinstitu- 
ten mit Wissenschaftlern in Dubna zusammen. 

- KMU- Kooperation 

Schrittweise wurde dife gegenseitig vorteilhafte Zu- 
sammenarbeit von deutschen kleinen und mittle- 
ren Unternehmen (KMU) mit Forschungsinstituten, 
Hochschulen und Unternehmen der früheren Sowjet- 
union im Rahmen des BMBF-Sonderprogramms 
„Forschungskooperation" ausgebaut. Maßgebhch 
dazu beigetragen hat die Einrichtung von Kontakt- 
stellen für dieses Programm in einigen Ländern. 

Rechtliche und pohtische Grundlage ist ein Netz 
von Abkommen und Vereinbarungen auf staatlicher 
Ebene sowie zwischen Hochschulen, Forschungsein- 
richtungen und Unternehmen mit entsprechenden 
Partnern in der ehemahgen UdSSR, das fallweise er- 
gänzt wird: So wurden 1996 eine Gemeinsame Erklä- 
rung über wissenschafthch-technische Beziehungen 
mit Weißrußland unterzeichnet und 1997 mit der 
Ukraine - im Rahmen einer Gemeinsamen Erklärung 
von 1994 - eine Gemeinsame WTZ- Arbeitsgruppe 
eingerichtet. Eine entsprechende Erklärung mit 
Usbekistan wurde im April 1998 unterzeichnet. 

Mit erheblichen Bundesmitteln wurde im Berichts- 
zeitraum wiederum der gegenseitige Austausch von 
einigen Tausend Wissenschaftlern und Studenten, 
insbesondere über die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft und den Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienst, gefördert. Bei der Zuerkennung von 
Humboldt-Stipendien und Humboldt-Preisen gehörte 
Rußland zu den drei führenden Ländern. 

Nachhaltig ergänzt wurde die bilaterale Zusammen- 
arbeit auch 1996/97 durch die Internationale Vereini- 
gung zur Förderung der Zusammenarbeit mit Wis- 
senschaftlern aus den Unabhängigen Staaten der 
früheren Sowjetunion (INTAS) in Brüssel für den zivi- 
len Bereich und durch das Internationale Wissen- 
schafts- und Technologiezentrum (IWTZ) in Moskau 
für den ehemaligen militärisch-industriellen Sektor 
( „ Konversion der Köpfe " ) . 
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1.3 Europäische Organisationen und Forschungseinrichtungen 


t.3.1 EUREKA 

Sekretariat: Avenue des Arts 1 9H, Box 5, 

B-1000 Brüssel 

Tel.: 00 32 22 29 2240 

Fax.: 0032 2218 7906 

I nte r net- Ad resse : http ://ww w. eu re ka. be 

EUREKA/COST-Büro des BMBF beim DLR, 

D-51170KöIn 

Tel.: 022 03-601 35 82 

Fax.: 022 03-601 3055, 

Internet-Adresse: http://www.dlr.de/EUREKA/ 


Entstehung und Mitgliedschaft 

EUREKA beruht auf der 1985 von einer Konferenz 
europäischer Forschungsminister in Hannover verab- 
schiedeten Grundsatzerklärung zu den Zielen von 
EUREKA. Zur Zeit hat EUREKA 26 Mitglieder - alle 
15 EU-Staaten sowie Island, Norwegen, Polen, Rumä- 
nien, Russische Föderation, Schweiz, Slowenien, 
Tschechische Repubhk, Türkei, Ungarn und die Euro- 
päische Komnüssion. Darüber hinaus besteht grund- 
sätzlich die Möglichkeit einer Beteiligung aus Nicht- 
mitgliedstaaten an einzelnen EUREKA-Projekten. 

Aufgaben und Ziele 

EUREKA ist ein flexibler, offener Rahmen für Koope- 
rationen in Forschung und Entwicklung im anwen- 
dungsnahen Bereich für zivile Zwecke. Mit EUREKA 
wollen die Mitgliedstaaten die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit von Unternehmen und Forschungs- 
einrichtungen in anwendungsnahen, industriellen 
Projekten koordinieren und stärken. Das in Europa 
vorhandene Potential an fachlicher Kapazität und 
finanziellen Ressourcen soll gebündelt werden. Da- 
durch soll ein Beitrag geleistet werden 

- zur weiteren Integration des europäischen Binnen- 
marktes und zur Entwicklung einer gemeinsamen 
Infrastruktur in Europa; 

- zur Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähig- 
keit auf den Weltmärkten; 

- zur Lösung länderübergreifender Probleme, insbe- 
sondere im Umweltbereich. 

EUREKA stellt so auch eine instrumenteile Ergän- 
zung zu den Forschungsprogrammen der Europäi- 
schen Union dar. ELTREKA hat ferner eine Brücken- 
funktion zu den Staaten Mittel- und Osteuropas 
übernommen. 

Besonderheiten 

- Projekte entstehen durch Initiative der Koopera- 
tionspartner aus Industrie und Wissenschaft und 


durch Zustimmung der Regierungen derjenigen 
Staaten, aus denen diese Partner kommen. 

- Bottom-up: Projektanstöße „von unten", d. h., die 
Initiative geht von den Projektteilnehmem aus, die 
in eigener Initiative Thema, Partner, Art und Um- 
fang der Zusammenarbeit festlegen. 

- Kein Förderprogramm mit eigenen Mitteln für 
die Vorhaben. Projektteilnehmer sind für Finan- 
zierung selbst verantwortlich. Soweit deutsche 
Partner Zuschüsse benötigen, stehen ihnen alle 
einschlägigen Programme des Bundes und der 
Länder sowie der EU für eine Antragstellung 
offen. 

- „Schlanke" Administration und einfaches An- 
tragsverfahren. 

- Öffnung nach Mittel- und Osteuropa: 1997 Auf- 
nahme von Rumänien als sechstes osteuropäisches 
Land. 


Organisation 

Ein besonderes Merkmal von EUREKA ist die dezen- 
trale Struktur. Arbeitseinheiten in den Partnerstaaten 
bilden gemeinsam ein flexibles, mit wenig Bürokratie 
arbeitendes Netzwerk. Der Vorsitz wechselt jährlich 
unter den Mitgliedern. 

- EÜREKA-Ministerkonlerenz - oberstes politisches 
Gremium; legt Inhalte, Strukturen und Ziele fest; 
tagt einmal jährlich zum Abschluß des jeweiligen 
Vorsitzes. 

- Interparlamentarische Konferenz - die Mitghed- 
staaten werden von bis zu fünf Abgeordneten der 
nationalen Parlamente vertreten. Tagt als Multipli- 
kator- und Koordinationsgremium einmal jährlich 
vor der Ministerkonferenz. 

- Gruppe Hoher Repräsentanten - bereitet die Ent- 
scheidungen der Ministerkonferenz vor und über- 
wacht die Umsetzung ihrer Beschlüsse; tagt drei- 
bis viermal jährlich. 

- Nationale Projektkoordinatoren - ausführende 
Organe in den Mitgliedstaaten; Ansprechpartner 
für Projektteilnehmer und andere Interessenten; 
informieren in ihren Staaten über EUREKA (in 
Deutschland - BMBF, Referat 124 A, unterstützt 
durch das EUREKA/COST-Büro beim DLR); 
tagen in der Regel viermal jährlich bzw. nach 
Bedarf. 

- EUREKA-Sekretariat in Brüssel - gemeinsames 
Dienstleistungszentrum; EUREKA - Projektdaten- 
bank. 
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Aktuelle Entwicklung 

Unter dem derzeitigen portugiesischen Vorsitz bis 
Ende Juni 1998 haben die Mitghedstaaten verein- 
bart, „nationale Promotions-Kampagnen" in ihren 
Staaten zu initiieren, um das Interesse vor allem der 
kleinen und mittleren Unternehmen an EUREKA vor 
dem Hintergrund des näherrückenden EURO und 
der damit stattfindenden weiteren Integration des 
Binnenmarktes erneut zu wecken. Mit dem türki- 
schen Vorsitz ab Juü 1998 wird eine umfassende Eva- 
luation der Initiative stattfinden, um unter dem deut- 
schen Vorsitz ab Juli 1999 den nächsten mittelfristi- 
gen Plan für EUREKA auf ein sohdes Fundament 
stellen zu können. 

Projektstatistik (Dezember 1997) 

Zur Zeit laufen 662 EUREKA-Projekte mit einem Fi- 
nanzvolumen von rd. 12 Mrd DM. Zu den Schwer- 
punkten zählen die Umwelt- und Biotechnologie, die 
Fertigungstechnik sowie die Informations- und Kom- 
munikationstechnik. 

Weitere Informationen 

- The EUREKA Web Server (http://www.eureka.be); 

- EUREKA in Deutschland (http://www.dlr.de/ 
EUREKA/); 

- „Technologische Zusammenarbeit in Europa, 
Dokumentation 1997" (kostenlos erhältlich beim 
EUREKA/COST-Büro). 


Graphik IV/3 

Deutsche Kooperation mit Partnerländern in EUREKA 

- Anzahl gemeinsamer Projekte mit - 

Schweiz 
Österreich 
Frankreich 
Niederlande 
Großbritannien 
Schweden 
Spanien 
Belgien 
Itaiien 
Dänemark 
Finniand 
Ungarn 

Tschechische Republik 
Norwegen 
Portugal 
Rußland 
Slowenien 
Iriand 
' Griechenland 
Polen 

Europ. Kommission 
Türkei 
Rumänien 
isiand 
Luxemburg 

Quelle: EUREKA/COST-Büro des BMBF 

bei dem DLR, Köln (Stand: De2.1997) Faktenbericht ’98 
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EUREKA-Projekte nach Technologiebereichen 

- darunter mit deutscher Beteiligung - 


Biotechnologie, 

Medizinforschung 

Umweltforschung 
und -technologie 

Informations- 

techriik 


Fertigungstechnik 


Materialforschung 



Transport- und 
Verkehrstechnologie 



47 


Energieforschung 
und -technologie 




Kommunikations- 

technik 


Lasertechnik 


1ljy23 

6j|2 


Gesamtzahl 
aller laufenden 
EUREKA-Projekte 
662 

(Finanzvolumen 12 Mrd DM) 

davon 209 

mit deutscher Beteiligung 


mit deutscher Beteiligung “ • 


Gesamtzahl 


Quelle: EUREKA/COST-Büro des BMBF 

bei dem DLR, Köln (Stand: Dez.1997) Faktenbericht ’98 


1 .3.2 COST - Europäische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung 

COST Sekretariat beim Rat der EU: 

Rue de la Loi 175, B-1048 Brüssel, 

Tel.: 00 32 22 85 61 11 

Fax.: 00 32 22 85 65 80 

Internet-Adresse: http://www2.cordis.lu/cost/ 

home.html. 

COST Sekretariat der Kommission der EU: 
Rue de la Loi 200, B-1049 Brüssel, 

Tel.: 00 32 22 95 59 76 
Fax.: 00 32 22 96 42 89. 

EUREKA/COST-Büro des BMBF beim DLR, 
D-51170 Köln, 

Tel.: 0 22 03-6 01 37 06 
Fax.: 0 22 03-6 01 30 55 
Internet-Adresse: http://www.dlr.de/COST/ 


Entstehung und Mitgliedschaft 

COST (Cooperation Europeenne dans le domaine de 
la reche rche scientifique et technique) bildet seit 
1971 einen Rahmen, in dem sich europäische For- 
schungseinrichtungen, Hochschulen und Unterneh- 
men zusammenschheßen, um an der Reahsierung 
von gemeinsamen Vorhaben zu arbeiten - haupt- 
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sächlich in der Grundlagenforschung, aber auch der 
Forschung auf vorwettbewerblicher Ebene und der 
Forschung von öffentlichem Interesse. 

Mitglieder: zur Zeit die 15 EU-Staaten sowie Kroa- 
tien, Tschechische Repubhk, Ungarn, 
Island, Norwegen, Polen, Slowakische 
Republik, Slowenien, Schweiz, Türkei 
und seit der Ministerkonferenz in Prag 
im Mai 1997 auch Estland, Malta und 
Rumänien. Zypern, Bulgarien, Lettland 
und Litauen nehmen als Gäste teil. 


Aufgaben und Ziele 

Die COST-Zusammenarbeit, die grundsätzhch thema- 
tisch offen ist, konzentriert sich zur Zeit hauptsächlich 
auf folgende Themenbereiche: Informations- und 
Kommunikationstechnologie, Verkehr und Transport 
einschl. Luftfahrtforschung, Meteorologie und Ozea- 
nographie, Umwelt, Land- und Forstwirtschaft sowie 
Biotechnologie und Lebensmitteltechnologie, die me- 
dizinische, physikalische und chemische Forschung, 
Materialforschung, Hoch- und Tiefbau in Städten, So- 
zialwissenschaften. Ziel ist auch hier die ständige wei- 
tere Integration der nationalen Forschungskapazitäten 
zu einer immer leistungsstärkeren Science community 
im europäischen Binnenmarkt. 

Bei der Zusammenarbeit gelten folgende Prinzipien: 

- Ahe Mitghedstaaten einschheßhch der Europäi- 
schen Gemeinschaft können Forschungsvorhaben 
als COST-Aktionen vorschlagen (Bottom-up-Prin- 
zip). 

- Die Teilnahme an COST-Aktionen folgt dem ä-la- 
carte- Prinzip, d. h., jedes Mitghedsland ist berech- 
tigt, jedoch nicht verpflichtet, an einer jeweiligen 
Aktion teilzunehmen. 

- Alle Vorhaben werden auf der Ebene der Mit- 
ghedstaaten finanziert. Falls Teilnehmer sich um 
eine staathche Förderung bemühen, geschieht 
dies im nationalen Rahmen. 

- Die Zusammenarbeit findet in Form von „konzer- 
tierten Aktionen" statt, d. h. durch die Koordinie- 
rung nationaler Forschungsvorhaben. 

COST ergänzt die Arbeiten im 4. EU-Rahmenpro- 
gramm und hat den Weg für viele dort behandelte 
Themen vorbereitet. Im bevorstehenden 5. EU-Rah- 
menprogramm ist eine noch stärkere Verbindung 
von COST-Aktivitäten mit den spezifischen Program- 
men vorgesehen. 


Organisation 

- Ministerkonferenz - oberstes Entscheidungsgre- 
mium; tagt unregelmäßig. 

- Ausschuß Hoher Beamter - oberstes Entschei- 
dungsgremium zwischen den Ministerkonferen- 
zen; tagt zwei- bis dreimal jährhch. 

- COST Sekretariat beim Rat der EU - unterstützt 
den Ausschuß Hoher Beamter. 


- COST Sekretariat der Kommission der EU - unter- 
stützt die AktionsteUnehmer. 

- Verwaltungsausschüsse - koordinieren innerhalb 
der einzelnen Aktionen. 

- Technische Ausschüsse - für größere thematische 
Bereiche; definieren neue und bewerten laufende 
Vorhaben. 

Statistik 

COST erfuhr mit Beginn der 80er Jahre einen steti- 
gen Zuwachs. Seit 1990 ist das Interesse sprunghaft 
gestiegen. Insgesamt hat sich die Anzahl der laufen- 
den Aktionen seit diesem Zeitpunkt auf etwa 155 ver- 
dreifacht. Deutschland beteiligt sich zur Zeit an 
120 Aktionen. 

Aktuelle Entwicklung 

Inhaltlich: im Bereich Umweltforschung untersucht 
eine Ad-hoc-Gruppe die Möghchkeiten der Synergie 
innerhalb von COST mit dem 5. EU-Rahmenpro- 
gramm und den nationalen Umweltforschungsaktivi- 
täten; das gleiche gilt für die Aktivitäten im Bereich 
der Nanowissenschaften; die Neurowissenschaften 
schlossen soeben ihre erste Koordinierungsrunde ab, 
aus der die neue Aktion B 10 „Behebung von Hirn- 
schäden" resultiert. 


Graphik IV/4 

Beteiligung der Länder an laufenden COST-Aktionen 

Italien 
Großbritannien 
Frankreich 
Deutschland 
Spanien 
Belgien 
Finnland 
Schweden 
Niederlande 
Dänemark 
Ungarn 
Norwegen 
Schweiz 
Griechenland 
Portugal 
Irland 
Slowenien 
Österreich 

Tschechische Republik 
Polen 

Slowakische Republik 
Kroatien 
Island 
Türkei 
Rumänien 
Luxemburg 
Malta 
Estland 

Quelle: EUREKA/COST-Büro des BMBF 

bei dem DLR, Köln (Stand; Sept.1997) Faktenbericht '98 
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Organisatorisch: die Verwaltungsabläufe werden in 
Organisation und Durchführung gestrafft und an den 
großen Kreis der Mitgheder und Gäste sowie an die 
gestiegene Zahl der Aktionen angepaßt. 

Weitere Informationen 

- COST Home Page (http://www2.cordis.lu/cost/ 
home.html); 

- COST in Deutschland (http://www.dlr.de/COST/); 

- Broschüre „Science for the Millennium" (kostenlos 
im EUREKA/COST-Büro erhälthch). 


1 .3.3 Europäische Weltraumorganisation (ESA) 

8-10, rue Mario Nikis, F-75738 Paris, Cedex 15 
Internet-Adresse: http://www.esrin.esa.it/esa/ 
esa.html 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finn- 
land, Frankreich, Großbritannien, Irland, 
Italien, Niederlande, Norwegen, Öster- 
reich, Schweden, Schweiz, Spanien; 
Kanada beteiligt sich an einzelnen Pro- 
grammen (Kooperationsstaat) 

Die Europäische Weltraumorganisation ESA ist am 
31. Mai 1975 u.a. durch den Zusammenschluß von 
Vorläufereinrichtungen (ELDO, ESRO) gegründet 
worden, um die Zusammenarbeit europäischer Staa- 
ten zu ausschüeßüch friedlichen Zwecken auf dem 
Gebiet der Weltraumforschung und -technologie 
sicherzustellen und zu entwickeln. Große weltraum- 
technische Programme im Infrastruktur bereich wie 
die Entwicklung der Trägerfamilie ARIANE, insbe- 
sondere ARIANE 5 und ihre Ergänzungsprogramme, 
und das Programm zur Bemannten Raumfahrt, in 
dessen Rahmen die europäische Beteiligung an der 
Internationalen Raumstation durch das Labormodul 
COF (Columbus Orbital Facüity) und durch Versor- 
gungsflüge (ARIANE 5/ATV, Automated Transfer 
Vehicle) verwirkücht werden, sind Bestandteil der 
ESA- Aktivitäten. Ferner werden die Erforschung des 
Weltalls (Wissenschaftsprogramm) und Nutzungspro- 
gramme (Erderkundung, Telekommunikation, Navi- 
gation) in der ESA europäisch organisiert und durch- 
geführt. 

Aufgaben 

- Entwicklung und Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen europäischen Staaten für ausschheßlich 
friedüche Zwecke auf den Gebieten Weltraumfor- 
schung, Weltraumtechnik und weltraumtechnische 
Anwendung sowie 

- Ausarbeitung und Durchführung einer langfristi- 
gen europäischen Weltraumpolitik und eines -Pro- 
gramms sowie einer Industriepoütik. 

Hierzu werden folgende Aktivitäten durchgeführt: 

- extraterrestrische Forschung im Rahmen eines 
wissenschaftlichen Programms, 

- Anwendungsprogramme in den Bereichen For- 
schung unter Schwerelosigkeit, Erdbeobachtung 
und Telekommunikation, 


- Technologieprogramme, 

- Programme zur Weltrauminfrastruktur (vgl. 
ARIANE-Programm, ATV, COF), 

- im Rahmen des Allgemeinen Haushaltes die erfor- 
derhchen Basis- und Unterstützungsaktivitäten. 

Struktur und Haushalt 

Organe der Organisation sind der Rat und der Gene- 
raldirektor. Der Rat besteht aus Vertretern der Mit- 
ghedstaaten. Das Deutsche Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) vertritt die deutschen Interessen 
und leitet die deutsche Delegation im ESA-Rat und 
allen weiteren ESA-Gremien. 

Die ESA unterhält folgende Niederlassungen: 

- ESTEC, das Europäische Weltraumforschungs- 
und Technologiezentrum in Nordwijk (Nieder- 
lande). Hier sind vor allem die technischen For- 
schungs- und Testeinrichtungen der ESA angesie- 
delt. 

- ESOC, das Europäische Weltraumoperationszen- 
trum in Darmstadt, mit dem SateUitenkontroU- und 
Rechenzentrum sowie den Bodenstationen in Mi- 
chelstadt (Odenwald), Redu (Belgien), Villafranca 
(Spanien) und Kourou (Frz. -Guyana). Darüber hin- 
aus werden Bodenstationen in Perth (Australien), 
Fucino (Itaüen), Malindi (Kenia), Ibaraki (Japan), 
Maspalomas (Kanarische Inseln/Spanien) und Ki- 
runa (Schweden) benutzt. ESOC ist insbesondere 
für die Kontrolle der europäischen Satelüten zu- 
ständig. 

- ESRIN in Frascati (Italien) mit seinen wissen- 
schaftlichen und technischen Informationsdien- 
sten (IRS) und dem „Earthnet" -Programmbüro, 
das mit Empfang, Vorverarbeitung, Archivierung 
und Verteilung von Fernerderkundungs-Satelli- 
tendaten betraut ist. 

- EAC, das Europäische Astronautenzentrum in 
Köln-Porz, ist seit seiner Gründung im Jahre 1989 
„home base" des europäischen Astronautencorps. 
Es ist neben ESOC die zweite ESA-Niederlassung 
in Deutschland. 


Ausgaben in Mio ECU 

Ist 

1994 

1995 

1996 

Laufende Ausgaben .... 

2 285 

2 595 

2 925 

darunter: 




Personalausgaben 




(ohne Fremdpersonal) 

(206) 

(209) 

(218) 

Investitionen 

171 

173 

148 

Insgesamt 

2 456 

2 768 

3 073 

Permanentes 




ESA-Personal*) 

2 078 

2 005 

1 930 


*) Aufgrund der komplexen ESA-Organisationsstruktur ist 
eine Aufteilung in wissenschaftliches, technisches und Ver- 
waltungspersonal nicht durchführbar. 

Quelle: DLR 
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Aktuelle Entwicklung 

Auf der ESA-Ministerkonferenz im März 1997 in Pa- 
ris wurden erste konkrete Maßnahmen zur Reform 
der ESA-Industriepohtik beschlossen, die auf mehr 
Wettbewerb und größere Flexibilität zielen. Gleich- 
zeitig wurde vereinbart, eine umfassende Überprü- 
fung der Rolle der ESA in Angriff zu nehmen. 25 Jahre 
nach Gründung der ESA muß ihre Aufgabe im Kon- 
text der fortschreitenden europäischen Einigung, der 
Globahsierung der Raumfahrtmärkte und der zuneh- 
menden Bedeutung industriellen und kommerziellen 
Engagements in der Raumfahrt neu definiert werden. 
Die ESA muß ihre Effizienz bei der Verwaltung, der 
Entscheidungsfindung und beim Projektmanage- 
ment steigern und die Abstimmung mit den national 
vorhandenen Kapazitäten verbessern, ln enger Ab- 
stimmung mit den übrigen an der europäischen 
Raumfahrt beteiligten Stellen muß geklärt werden, 
welchen Beitrag die ESA dazu leisten kann, daß die 
europäische Industrie auch künftig im weltweiten 
Wettbewerb um die Raumfahrtmärkte bestehen 
kann. 


1 .3.4 Europäische Organisation für Kernforschung 
Europäisches Laboratorium für Teilchenphysik 
(CERN) 

CH-1211 Genf 23 

Tel.: 00 41 22-7 67 61 11 

Fax.: 00 41 22-7 67 65 55 

Internet-Adresse: http://www.CERN.CH 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finn- 
land, Frankreich, Griechenland, Großbri- 
tannien, Italien, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Polen, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Slowakische Repubhk, Spa- 
nien, Tschechische Republik, Ungarn 


Rechtsstellung 

Internationale Organisation (Grundlage: Staatenkon- 
vention vom 1. Juh 1953). Der Rat, dem je zwei Dele- 
gierte aller Mitghedstaaten angehören, genehmigt 
die Arbeitsprogramme und die Haushalte der Orga- 
nisation. 


Aufgaben 

Grundlagenforschung auf dem Gebiet der Elemen- 
tarteüchen der Materie (Hochenergiephysik) mit fol- 
genden Schwerpunkten: 

- Untersuchung der elementaren Bausteine der 
Materie mit Hilfe von Teilchenbeschleunigern; 

- Kernphysik; 

- Förderung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Hochenergiephysik; 

- Betrieb des großen Elektron-Positron-Speicher- 
rings (LEP); 

- Bau des großen Hadronen-Beschleunigers (LHC). 


Einnahmen und Ausgaben 

Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von den Mitghedstaaten jeweils in Höhe eines nach 
BSP-Schlüssel ermittelten Beitragsprozentsatzes zur 
Verfügung gestellt. Der deutsche Beitragsanteü be- 
trägt zur Zeit 22,5 %. 


Ausgaben 
in Mio CHF 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoU 

1997 

SoU 

1998 


948 

955 

870 

875 


Personal 

1995 

1996 

1997 

1998 


2 938 

2 875 

2 848 

2 826 


Quelle: BMBF 


Aktuelle Entwicklung 

Die Abkommen mit den USA und Japan über eine 
finanzielle Beteiügung am Large Hadron Colhder- 
Vorhaben sind 1997 in Kraft getreten. Dies ermög- 
hcht eine Fertigstellung in einem einstufigen Ausbau 
bis zum Jahr 2005. 


1.3.5 Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung in der südlichen Hemisphäre (ESO) 

Karl-Schwarzschild-Straße2, D-85748 Garching 
Tel.: 0 89-3 20 06-0 
Fax.: 0 89-3 20 23 62 
e-Mail-Adresse: ips@eso.org 
Internet-Adresse: http://www.eso.org 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Deutschland, Frank- 
reich, Itahen, Niederlande, Schweden, 
Schweiz 

Rechtsstellung 

Internationale Organisation (Grundlage: Regierungs- 
übereinkommen vom 5. Oktober 1962). Der Rat, dem 
je zwei Delegierte aller Mitgliedstaaten angehören, 
genehmigt die Arbeitsprogramme und die Haushalte 
der Organisation. 

Aufgaben 

Bau, Ausrüstung und Betrieb eines auf der südhchen 
Halbkugel gelegenen astronomischen Observato- 
riums mit folgenden Schwerpunkten: 

- Bau und Betrieb von optischen Teleskopen auf der 
südhchen Halbkugel; 

- Entwicklung neuer Teleskope (Very Large Tele- 
scope - VLT - in der Bauphase) und Instrumente; 

- Förderung der europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Astronomie; 

- Betrieb der europäischen Koordiniemngsstehe für 
das Weltraumteleskop. 
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Einnahmen und Ausgaben 

Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von den Mitghedstaaten jeweils in Höhe eines nach 
BSP-Schlüssel ermittelten Beitragsprozentsatzes zur 
Verfügung gestellt. Der deutsche Beitragsanteil be- 
trägt zur Zeit 26,75 %. 


Ausgaben 
in Mio DM 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoU 

1997 

SoU 

1998 


138 

155 

195 

162 


Personal 

1995 

1996 

1997 

1998 


226 

226 

240 

243 


Quelle: BMBF 


Aktuelle Entwicklung 

Das im Bau befindhche VLT (Very Large Telescope) 
in Chüe wurde im Berichtszeitraum zu über 80 % fer- 
tiggestellt. Die Inbetriebnahme des ersten der vier 
Teleskope ist für Mitte 1998 vorgesehen. 


1.3.6 Europäische Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC) und Europäisches Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBL) 

Postfach 10 22 09, D-69012 Heidelberg 
Tel.:0 62 21-38 70 
Fax.: 0 62 21 -38 73 06 

Internet- Ad resse: http://www.ennbl.heidelberg.de 

Mitglieder: EMBC: 20 europäische Staaten, Türkei 
und Israel 

EMBL: 14 europäische Staaten und Is- 
rael 

EMBC 

Aufgabe des EMBC ist die Förderung der europäi- 
schen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der mole- 
kularbiologischen Forschung, vor allem durch For- 
schungsstipendien, Arbeitstagungen und Kurse. 
Oberstes Organ ist die Konferenz aus Vertretern aller 
Mitgliedstaaten. Sie beschheßt den jährlichen Haus- 
halt (1997: 9,3 Mio RE; deutscher Anteil; 21,86%). 
Die Durchführung des Programms hat EMBC der pri- 
vatrechtlichen Organisation für Molekularbiologie 
(EMBO) übertragen. Das EMBC Abkommen wurde 
bis zum 2. April 2003 verlängert. 

EMBL 

Aufgaben 

- Zusammenarbeit europäischer Staaten in der bio- 
logischen Forschung; molekularbiologische For- 
schung in ausgewählten Schwerpunktbereichen 
(Zellbiologie, ZeUbiophysik, Entwicklungsbiolo- 
gie, Genexpression, Strukturbiologie, Bioinforma- 
tik). 


- molekularbiologische Experimente mit Synchro- 
tonstrahlung (an der Außenstelle Hamburg bei 
DESY) und mit Neutronenstrahlen (an der Außen- 
stelle Grenoble beim ILL); Forschung und Dienst- 
leistung im Bereich Bioinformatik (an der Außen- 
stelle Hinxton); Aufbau des Mäusegenetik-Pro- 
gramms an der Außenstelle Monterotondo. 

Struktur und Haushalt 

Der Rat des EMBL, dem je zwei Vertreter jedes Mit- 
gliedlandes angehören, beschheßt das Forschungs- 
programm und den Haushalt. Der deutsche Beitrags- 
anteü beträgt rund 25 %. Das EMBL wird von einem 
Generaldirektor geleitet, z. Z. von dem Griechen 
Prof. Kafatos. 


Ausgaben in Mio 

Ist 

SoU 

1997 

1995 

1996 

Laufende Ausgaben .... 

95,7 

101,3 

106,0 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(30,1) 

(69,2) 

(70,7) 

Investitionen 

14,0 

14,8 

13,6 

Insgesamt 

109,7 

116,1 

119,6 


Personal 

1995 

1996 

1997 

Wissenschaftliches 
Personal 

104 

109 

108 

Technisches Personal . . . 

156 

188 

197 

Verwaltungspersonal . . . 

41 

51 

74 

insgesamt 

301 

348 

379 


Quelle: BMBF 


1.3.7 Europäische Synchrotron-Strahlungsanlage 
(ESRF) 

B. P. 220, F-38043 Grenoble Cedex 
Tel.: 00 33-4 76 88 20 00 
Fax.: 00 33-4 76 88 20 20 
e-Mail -Ad resse: witte@esrf.fr 
Internet-Adresse: http://www.esrf.fr 

Mitglieder: Deutschland, Frankreich, Großbritan- 
nien, Itahen, Spanien, Schweiz, ferner 
zwei Konsortien, bestehend aus Belgien 
und den Niederlanden sowie aus Däne- 
mark, Finnland, Norwegen und Schwe- 
den 

Deutscher Gesellschafter 

Forschungszerjtrum Jühch GmbH 

Rechtsstellung 

Gesellschaft nach französischem Privatrecht (Grund- 
lage: Regierungsübereinkommen vom 16. Dezember 
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1988, Satzung der Gesellschaft vom 16. Dezember 
1988). Der Rat, dem bis zu drei Delegierte aller Mit- 
gliedstaaten angehören, genehmigt das wissen- 
schafthche Programm und den Haushalt der Gesell- 
schaft. 

Aufgaben 

- Bau und Betrieb der Europäischen Synchrotron- 
Strahlungsanlage mit ihren Instrumenten; 

- Entwicklung und Bau neuartiger Experimentier- 
einrichtungen; 

- wissenschaftliche und technische Unterstützung 
auswärtiger Gastgruppen bei Planung, Durchfüh- 
rung und Auswertung ihrer Messungen; 

- Förderung eigener wissenschafthcher Aktivitäten. 

Einnahmen und Ausgaben 

Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von den Mitgliedstaaten jeweüs in Höhe eines 
ursprünglich vereinbarten Beitragsprozentsatzes zur 
Verfügung gestellt. Der deutsche Beitragsanteü 
beträgt zur Zeit rd. 25 %. 


Ausgaben 
in Mio FF 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoU 

1997 

SoU 

1998 


413 

424 

407 

419 


Personal 

1995 

1996 

1997 

1998 


477 

483 

495 

516 


Quelle: BMBF 


Aktuelle Entwicklung 

Portugal wurde 1997 wissenschaftüch-assozüertes 
Mitghed. Die Bauphase der Synchrotronstrahlungs- 
queUe wird 1998 abgeschlossen. Dann werden 
30 Stahlrohre an einer der weltweit leistungsfähig- 
sten Synchrotronstrahlungsanlagen zur Verfügung 
stehen. 


Rechtsstellung 

Gesellschaft nach französischem Privatrecht (Grund- 
lage: Regierungsabkommen vom 19. Januar 1967 mit 
Zusatzabkommen, Gründungsvertrag und Statuten 
der Gesellschafter vom 19. Januar 1967 nebst Zusatz- 
verträgen). Der Lenkungsausschuß, dem vier Dele- 
gierte aller Mitghedstaaten angehören, genehmigt 
u.a. das Forschungsprogramm und den Haushalt der 
Gesellschaft. 

Aufgaben 

- Betrieb des Höchstflußreaktors mit seinen Instru- 
menten; 

- Entwicklung und Bau neuartiger Experimentier- 
einrichtungen; 

- wissenschafthche und technische Unterstützung 
auswärtiger Gastgruppen bei Planung, Durchfüh- 
rung und Auswertung ihrer Messungen; 

- Förderung eigener wissenschaftlicher Aktivitäten. 

Einnahmen und Ausgaben 

Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von den Mitghedstaaten jeweils in Höhe des verein- 
barten Beitragsprozentsatzes zur Verfügung gesteht. 
Der deutsche Beitragsanteü beträgt zur Zeit rd. 37 %. 


Ausgaben 
in Mio FF 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoU 

1997 

SoU 

1998 


300 

347 

376 

348 


Personal 

1995 

1996 

1997 

1998 


385 

398 

400 

402 


Quelle: BMBF 


Aktuelle Entwicklung 

Nach der grundlegenden Umrüstung und Moderni- 
sierung des Reaktors steht bei ILL wieder eine der 
weltweit leistungsfähigsten NeutronenqueUen zur 
Verfügung. 


1.3.8 Institut Max von Laue - Paul Langevin (ILL) 

B. R 156, F-38042 Grenoble Cedex 
Tel.: 00 33-4-76 20 71 11 
Fax.: 00 33-4-76 48 39 06 
e-Mail-Adresse: Buttner@ill.fr 
InternetAdresse: http://www.ill.fr 

Mitglieder: Deutschland, Frankreich und Großbri- 
tannien sowie als wissenschafthche Mit- 
gheder mit eingeschränkten Rechten: 
Schweiz, Spanien, Österreich und Itahen 

Deutscher Gesellschafter 

Forschungszentrum Jühch GmbH 


1.3.9 Europäisches Zentrum für mittelfristige 
Wettervorhersage (EZMW) 

Shinfield Park, Reading RG2 9AX, England 
Tel.:00 44-11 89 49 90 00 
Fax.: 00 44-11 89 86 94 50 
E-mail-Adresse: ECM WF-Director@ecmwf . int 
Internet-Adresse: http://www.ecmwf.int 

Mitglieder: EU-Länder (außer Luxemburg); Jugo- 
slawien^), Norwegen, Schweiz, Türkei 

Die Gründung des Europäischen Zentrums für mittel- 
fristige Wettervorhersage ist das Ergebnis europäi- 
scher Zusammenarbeit im Rahmen von COST. 


Mitgliedschaft ruht seit dem 5. Juni 1992 
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Aufgaben 

- regelmäßige Ausgabe von mittelfristigen Wetter- 
vorhersagen (4 bis 10 Tage); 

- Verbesserung der Vorhersagetechniken durch For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten; 

- Fortbildung von Wissenschaftlern der nationalen 
meteorologischen Dienste; 

- Aufbau und Unterhalt einer meteorologischen Da- 
tenbank, die den meteorologischen Institutionen 
der Mitghedstaaten für eigene Untersuchungen 
zur Verfügung steht. 

Struktur und Haushalt 

Das leitende Gremium des EZMW ist der Rat, dem je 
zwei Vertreter der Mitghedstaaten angehören. Der 
Rat ernennt den Direktor, dem die Abteilimgen 
Betrieb, Forschung und Verwaltung unterstehen. Er 
wird unterstützt durch einen Finanzausschuß, einen 
wissenschaftlichen und einen technischen Bera- 
tungsausschuß. 


Haushaltsvolumen in Mio £ 



1994 

1995 

1996 

1997 

Deutscher Beitrag . . 

44 

4,2 

4,4 

5,2 

Gesamtbeiträge . . . 

19,1 

19,7 

21,0 

21,7 


Quelle: BMV 


1.3.10 Europäisches Hochschulinstitut (EHI) 

Badia Fiesolana, Via dei Roccettini, 9 
I-50016 San Domenico di Fiesoie (Florenz) 

Tel.: 00 39 55-4 68 51 
Fax.: 00 39 55-46 85-2 98 
e-Mail-Adresse: PUBLISH@DATACOMM.IUE.IT 
Internet-Adresse; www.iue.it 

Gründung durch völkerrechtliches Übereinkommen 
aus dem Jahre 1 972 

Vertragsstaaten: EU-Staaten 

Aufgaben 

Das Europäische Hochschuhnstitut ist eine Lehr- und 
Forschungsanstalt für Graduierte. Aufgabe des Insti- 
tuts ist es, durch Lehre und Forschung auf Hoch- 
schulebene zur Entwicklung des kultureUen und wis- 
senschafthchen Erbes Europas beizutragen. Zu die- 
sem Zweck bietet das Institut auf den Gebieten Ge- 
schichte und Kulturgeschichte, Wirtschaftswissen- 
schaften, Rechtswissenschaften, Poütologie und Ge- 
sellschaftswissenschaften jungen Studienabsolven- 
ten folgende Möghchkeiten: 

- Erwerb des Doktorgrades des EHI für Graduierte 
nach dreijährigem Forschungsaufenthalt; 

- Erwerb eines speziellen „Master-Diploms" für gra- 
duierte Juristen und Wirtschaftswissenschaftler 
nach einjährigem Forschungsstudium; 


- Forschungsjahr über europäische Fragen und über 
die Entwicklung europäischer Institutionen für 
Postdoktoranden (sog. Jean-Monnet-Stipendien). 

Struktur und Haushalt 

Organe des EHI sind der Oberste Rat, der Präsident 
und der Akademische Rat. Der Oberste Rat, dem je 
zwei Vertreter jedes Vertragsstaates angehören, be- 
schheßt den Haushalt des Instituts und legt die 
Hauptleithnien für das EHI fest. Präsident des Insti- 
tuts ist seit Januar 1994 der aus Irland stammende 
Prof. Patrick Masterson. Den Stamm des international 
zusammengesetzten Lehr- und Forschungspersonals 
büden 46 vollzeitbeschäftigte Professoren. 

Die Gesamtausgaben (1998: rd. 50 Mio DM) werden 
durch Beiträge der Vertragsstaaten, Drittmittel - vor 
allem von der EU - sowie geringe Eigenmittel finan- 
ziert. Deutschland trägt wie Frankreich, Italien und 
Großbritannien 17,89% der mitghedstaaüichen Bei- 
träge (in 1998: 6 Mio DM aus dem Haushalt des 
BMBF) und vergibt darüber hinaus 1998 über den 
DAAD 29 Stipendien. 


Ausgaben 

Ist 

Ist 

SoU 

SoU 

in Mio DM 

1995 

1996 

1997 

1998 

Deutscher 





Beitrag 

4,570 

5,219 

5,737 

6,030 


Personal 

1995 

1996 

1997 

1998 

von Mitglied - 
Staaten 

finanziert 

insgesamt 
(u. a. mit 

EU -Mittel) . . . 

145 148 150 151 

165 170 179 182 


Quelle: EHI 


1.3.11 Europäischer Transschall-Windkanal (ETW) 

Ernst-Mach-Str., D-51147 Köln-Porz 
Tel.:0 22 03-6 09-1 10 
Fax.: 0 22 03-6 09-2 70 

European Transonic Windtunnel GmbH 
Gesellschaft nach deutschem Privatrecht 

Mitglieder: Deutschland, Frankreich, Großbritannien, 
Niederlande 

Aufgaben 

Betrieb des ersten und einzigen kryogenen Trans- 
schall- Windkanals zur Simulation und Optimierung 
neuer Flugzeugprojekte unter Reiseflugbedingun- 
gen im Entwurfsstadium in der Welt. 

Struktur und Haushalt 

Der Aufsichtsrat setzt sich aus Vertretern der Regie- 
rungen und der nationalen Forschimgseinrichtungen 
der beteiligten Länder zusammen. 
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Die Baukosten betrugen 666,6 Mio DM. Der Wind- 
kanal ging Mitte 1994 in die Anfangsbetriebsphase, 
die voraussichtlich bis 1999 dauern wird. Der deut- 
sche Anteil in der Anfangsbetriebsphase beträgt 
31 % und wird allein vom Bund getragen. Erste 
größere Untersuchungen werden möglicherweise 
ab 1998 für das AIRBUS-Großraumflugzeug A3XX 
durchgeführt. 


Ausgaben 
in Mio DM 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoD 

1997 

SoU 

1998 

Errichtungs- 
phase 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Betriebsphase . 

39,1 

26,5 

28,1 

21,2 

insgesamt 

39,1 

26,5 

28,1 

21,2 

Personal 

48,0 

47,0 

46,0 

46,0 


Quelle: BMBF 


1.3.12 Stiftung Deutsch-Niederländischer 
Windkanal (DNW) 

Voorsterweg 31 , Gemeinde Noordoostpolder, 
NL-8300 AD Emmeloord 
Tel.: 00 31 52 72 48-5 21 
Fax.: 00 31 52 72 48-5 82 


Stiftung nach niederländischem Privatrecht 

Mifgiieder; Deutsches Zentrum für Luft- und Raum- 
fahrt e. V. (DLR) und Nationaal Lucht- en 
Ruimtevaartlab Oratorium (NLR) mit je 
50 % Beteüigung 


Aufgaben 

Betrieb und Weiterentwicklung des größten und mo- 
dernsten Niedergeschwindigkeitswindkanals Euro- 
pas. Die Stiftung DNW übernimmt in Absprache mit 
den Gesellschaftern den Betrieb weiterer Wind- 
kanäle und zugehöriger Anlagen in Europa. Damit 
wollen beide Seiten einschließlich der Ministerien 
künftig eine weitere Optimierung der Kosten- und 
Personalstruktur erzielen. Für die europäische Luft- 
fahrtindustrie und weitere Interessenten werden auf 
Vertragsbasis Windkanaluntersuchungen durchge- 
führt. 


Struktur und Haushalt 

Einziges Organ der Stiftung ist der paritätisch be- 
setzte Lenkungsausschuß (je zwei Vertreter der 
Gesellschafter und der zuständigen Ministerien). Er 
wird von einem Beratungsausschuß, bestehend aus 
acht Vertretern der Industrie und Wissenschaft, bera- 
ten. 


Ausgaben 
in Mio DM 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoU 

1997 

SoD 

1998 

Laufende 
Ausgaben .... 
darunter: 

10,6 

10,7 

10,8 

11,2 

Personal- 
ausgaben . . . 

(6,5) 

(6,6) 

(6,6) 

(7,0) 

Investitionen . . 

2,6 

3,5 

3,3 

3,3 

insgesamt 

13,2 

14,2 

14,1 

14,5 

Personal 

53,0 

53,0 

49,0 

51,0 


Quelle: BMBF 


1.3.13 Deutsch-französisches Forschungsinstitut 
Saint-Louis (ISL) 

5, Rue du General Cassagnou, B. R 34, 

F-68301 Saint Louis 
Postanschrift: Postfach 12 60, 

D-79574 Weil am Rhein 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministerimns der Verteidigung und 
des französischen Verteidigungsministeriums 

Aufgaben und Rechtsstellung 

Das ISL wird gemeinsam von Deutschland und 
Frankreich entsprechend dem von beiden Regierun- 
gen am 31. März 1958 Unterzeichneten Abkommen 
betrieben. Ein Verwaltungsrat, der aus je drei von 
ihren Regierungen bestellten Mitghedem besteht, 
legt auf Vorschlag des Wissenschaftlichen Beirats, 
dem je neun deutsche und französische Vertreter 
angehören, sowohl das kurzfristige als auch ein mit- 
telfristiges Forschungsprogramm fest. 

Im ISL sindz. Z. 458 Bedienstete tätig (davon 360 franzö- 
sische und 98 deutsche Staatsangehörige). Etwa die 
Hälfte arbeitet in 30 wissenschaftlichen Arbeitsgrup- 
pen, die in sieben Departments und zwei Projektgrup- 
pen zusammengefaßt sind. Die 94 Planstellen für Wis- 
senschaftler sowie die 104 Planstellen für Ingenieure 
und hochqualifizierte Techniker werden nach Möglich- 
keit paritätisch mit Angehörigen beider Staaten besetzt. 

Einnahmen und Ausgaben 


Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von Frankreich und Deutschland je zur Hälfte zur 
Verfügung gesteht. 


Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoD 

1997 

SoU 

1998 

Ausgaben in Mio DM 0 

36,85 

39,96 

40,97 

39,30 

Gesamtes Personal (ohne Auszubildende); 


Ist jeweüs zum 30. Juni 


458 

458 

458 

458 


Deutscher Anteil. 
Quelle: BMVg 
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2. Zusammenarbeit mit Ländern und Regionen außerhalb Europas 


Die weltweite Zusammenarbeit in Forschung und 
Technologie wurde auch in den letzten Jahren zum 
wechselseitigen Vorteil weiter ausgebaut. Im Kern 
geht es dabei darum, einerseits das Kooperations- 
netzwerk zu den wissenschaftlich und technologisch 
führenden Ländern weiter zu stärken und anderer- 


2.1 Zusammenarbeit mit den USA und Kanada 


Unter den Industrieländern stehen für Deutschland 
die USA in der wissenschaftlichen und technologi- 
schen Zusammenarbeit an erster Stelle. In fast allen 
Zukunftstechnologien nehmen Forschungsinstitute 
in den Vereinigten Staaten einen Spitzenplatz ein. 
Allein mit den USA bestehen daher mehr als 50 Ko- 
operationsabkommen. Sie sind die Basis für ein 
enges Netzwerk bilateraler Forschungsprojekte, das 
1998 durch die Unterzeichnung eines WTZ-Abkom- 
mens zwischen den USA und der Europäischen Union 
ergänzt werden wird. 

Die Schwerpunkte der bisherigen bilateralen Pro- 
gramme liegen in den Bereichen: 

- Weltraumforschung und Raumfahrttechnik 

Im Zentrum steht hier die Internationale Raumsta- 
tion ISS, an deren Bau sich auch Deutschland 
maßgeblich beteiligt. Ein entsprechendes multila- 
terales Abkommen wurde im Januar 1998 unter- 
zeichnet. Daneben gibt es eine intensive bilaterale 
Zusammenarbeit, deren Schwerpunkte Extraterre- 
strik (z. B. SOFIA, deutsche Beteiligung an der 
Mars-Pathfinder-Mission), Erdbeobachtung (SRTM, 
GRACE, CHAMP) sowie Technologieentwicklung 
(TETRA) sind. 

- Umwelt- und Klimaforschung /Ümwelttechnologie 

Ähnhch wie im Bereich der Weltraumfahrt koope- 
rieren viele deutsch-amerikanische Projektpart- 
ner in diesem Sektor im Rahmen weltweiter 
Forschungsnetzwerke. Untersuchungsgegenstand 
sind die vielfältigen Wechselbeziehungen im Ge- 
samtsystem Erde, im Klimasystem (z. B. El Nino- 
Phänomen) und in der Ozonschicht. Ein zentraler 
Aspekt ist zudem die Erforschung neuer Metho- 
den zur Altlastensanierung. Hier spielt die An- 
wendung biotechnologischer Verfahren eine 
wachsende RoUe. 


seits mit wichtigen Schwellenländern und Entwick- 
lungsländern die Zusammenarbeit auf gemeinsam 
interessierenden Feldern auszubauen, nicht zuletzt 
im Hinblick auf darauf aufbauende oder damit ein- 
hergehende wirtschafthche Zusammenarbeit auf 
Untemehmensebene . 


- Informationstechnologie /Multimedia 

In den Basistechnologien und der Informatik -An- 
wendung laufen vielfältige Forschungsarbeiten 
zwischen deutschen und amerikanischen Univer- 
sitäten, häufig unter Einbindung von Unterneh- 
men. Themen sind z. B. die SQUID -Technologie, 
Halbleiter-Heterostrukturen oder lonentechniken. 
Hervorzuheben ist die enge politische Kooperation 
mit den USA im Kampf gegen den Mißbrauch 
internationaler Datennetze. 

- Energieforschung 

Ein neues Rahmenabkommen zur Zusammen- 
arbeit in der Energieforschung wurde im Februar 
1998 zwischen dem BMBF und dem Department 
of Energy (DoE) abgeschlossen. Es stellt die be- 
reits bestehende enge bilaterale Kooperation auf 
eine neue Grundlage. 

- Medizinische Forschung 

1998 wurde ein neues Ressortabkommen zwischen 
dem BMBF und dem Department of Health and Hu- 
man Services (DHHS) unterzeichnet, das die bereits 
bestehenden engen Verbindungen mit der ameri- 
kanischen Medizinforschung weiter ausbaut. 

Ein weiteres Beispiel für die enge transatlantische 
Kooperation auch im multilateralen Rahmen ist die 
Beteiligung der USA am Large Hadron Collider 
(LHC) bei CERN in Genf, der unter europäischer Fe- 
derführung gebaut wird. 

In allen Bereichen der Wissenschaft und Forschung sor- 
gen jährlich einige tausend öffentlich geförderte Wis- 
senschaftler- und Studentenaufenthalte im jeweils an- 
deren Land und ein traditionell intensiver Informa- 
tionsaustausch für eine fast unübersehbare Vielzahl ge- 
meinsamer oder einander ergänzender wissenschaft- 
licher Arbeiten. Neben dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD) imd der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft (DFG) engagiert sich insbeson- 
dere das Deutsch- Amerikanische Akademische Konzil 
(D AAK) für die Kooperation mit den USA. 
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Das 1993 gegründete DAAK wird von wichtigen Wis- 
senschaftsorganisationen beider Länder getragen 
(s. Teü IL Kap. 22 und Teil V, Kap. Kap. 5.14.10). Es 
betreut u.a. das 1991 aufgelegte TransCoop-Pro- 
gramm für die Kooperation junger deutscher und 
amerikanischer Geistes- und Sozialwissenschaftler, 
das je zur Hälfte aus Mitteln des BMBF und amerika- 
nischen Drittmitteln finanziert wird. 

Das Deutsche Historische Institut (DHI) Washington 
widmet sich der Kooperation zwischen deutschen 
und amerikanischen Geschichtswissenschaftlern 
(s. Teil V, Kap. 5.14). Anfang 1998 wurde im Gebäude 
des Instituts aus Projektmitteln des BMWi ein Ger- 
man-American Center for Visiting Scholars (GACVS) 
eingerichtet. Es bietet jungen deutschen und ameri- 
kanischen Wissenschaftlern aller Diszipünen Raum 
und Infrastruktur für die wissenschaftliche Arbeit in 
Washington. 


2.2 Zusammenarbeit mit Lateinamerika 


Lateinamerika hat nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch wissenschaftlich und technologisch eine sehr 
positive Entwicklung zu verzeichnen. Es ist für 
Deutschland eine wichtige Partnerregion sowohl in 
poütischer und wirtschaftücher Hinsicht als auch für 
die Poütikfelder Forschung, Technologie und Bil- 
dung. Hierauf hat die Bundesregierung in ihrem La- 
teinamerikakonzept vom Mai 1995 hingewiesen und 
angekündigt, die Zusammenarbeit auf allen Feldern 
und Ebenen zu intensivieren. 

Mit einer verstärkten Zusammenarbeit in Büdung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie wül die 
Bundesregierung die traditionell guten wirtschafth- 
chen und kulturellen Beziehungen weiter ausbauen. 
Einen nachhaltigen Impuls hierzu vermittelte die 
Reise des Bundeskanzlers im September 1996 nach 
Argentinien, Brasilien und Mexiko. 

Besonders umfassend ist die Zusammenarbeit mit 
Brasilien. In der beruflichen Bildung wird derzeit der 
Aufbau des deutsch-brasüianischen Technologiein- 
stituts in Sao Paulo gefördert, einer Gründung der 
dortigen Auslandshandelskammer. Das Institut soU 
Techniker und Ingenieure weiterbüden und gleich- 
zeitig als Schaufenster deutscher Technologie die- 
nen. 

Mit der brasihanischen Bundesregierung wurde die 
Einsetzung einer büateralen Arbeitsgruppe zur In- 
tensivierung der Bildungszusammenarbeit verein- 
bart, an der auf deutscher Seite die Mittlerorganisa- 
tionen, die Kultusministerkonferenz, die Hochschul- 
rektorenkonferenz und der DIHT beteüigt sind. Die 
Leitung hegt beim BMBF. 

Die wissenschafthch-technologische Zusammenar- 
beit mit Brasihen basiert auf einem Rahmenabkom- 


Seit mehr als 25 Jahren zeichnet sich die wissen- 
schafthche und technologische Zusammenarbeit mit 
Kanada durch ihr beständig hohes Niveau aus. Sie 
wird durch WTZ-Projekte zwischen Kanada und der 
EU ergänzt. 

Die deutsch-kanadische Forschungskooperation kon- 
zentriert sich auf vier Bereiche: 

- Meeresforschung, 

- Geowissenschaften, 

- Materialforschung und physikahsche Technolo- 
gien, 

- Umweltforschung und Umwelttechnologie. 

Forschungsprojekte in der Land- und Forstwirtschaft 
sowie in der medizinischen Forschung ergänzen die 
deutsch-kanadische WTZ-Kooperation. Zudem sind 
Kanada und Deutschland im Rahmen multilateraler 
Abkommen Partner in der Weltraumforschung. 


men von 1969. Es wurde am 18. 2. 1997 durch das In- 
krafttreten eines neuen Rahmenabkommens abge- 
löst. Das neue Abkommen sieht als wesenthches 
neues Element die Einbeziehung industrieller Part- 
ner beider Länder in die Zusammenarbeit vor. Be- 
gleitend zu dem Rahmenabkommen gibt es mehrere 
Einzelvereinbarungen. 

Folgende fachüche Themen stehen im Vordergrund 
der Zusanunenarbeit: 

- Umweltforschung und -technologie, 

- Biotechnologie, 

- Informatik, 

- Materialforschung, 

- Meeresforschung sowie 

- Raumfahrt. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Kooperation hegt 
im Bereich Umweltforschung und -technologie. Hier 
werden Managementkonzepte für tropische Öko- 
systeme erarbeitet und umweltfreundhche Technolo- 
gien für die industrielle Anwendung entwickelt. Die 
Fraunhofer-Gesellschaft hat eine Zusammenarbeit 
mit den Bundesstaaten Sao Paulo und Rio Grande do 
Sul zur Einrichtung von Außenstellen auf den Sekto- 
ren Automobiltechnologie und Informatik eingeleitet. 

Die Zusanunenarbeit mit Argentinien, die ebenfalls 
auf einem WTZ-Rahmenabkommen von 1969 fußt, 
hat mit Brasilien vergleichbare Schwerpunkte. Hinzu 
kommt dort eine Reihe von Projekten in der medizini- 
schen und der Antarktisforschung. 

Die WTZ mit Chile soU auf anwendungsnahen Tech- 
nologiefeldern gezielt ausgebaut werden. Zu diesem 
Zweck ist im Dezember 1997 eine deutsche Exper- 
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tendelegation unter Leitung des BMBF nach Chile 
gereist und hat eine Reihe von Ministerien, Verbän- 
den, Universitäten und Forschungseinrichtungen be- 
sucht. Auf dieser Grundlage wird ein bilateraler Ak- 
tionsplan erarbeitet mit Schwerpunkten in der Um- 
weltforschung und -technologie, der Informatik, der 
Meeres- und Antarktisforschung, der Biotechnologie 
und der Geowissenschaften. 


Die WTZ mit Mexiko ist auf die Schwerpunkte Um- 
welt- und biomedizinische Forschung konzentriert. 
In einem deutsch-mexikanischen Seminar zum The- 
ma Umwelttechnologie, das ardäßhch der Umwelt- 
messe TECOMEX im September 1997 in Mexiko- 
Stadt durchgeführt wurde, zeigten sich deutüche 
Ansatzpunkte für eine verstärkte Einbindung von 
Unternehmen in die WTZ. 


2.3 Zusammenarbeit mit Ländern des Mittelmeerraums und Afrika 


Die bisherige FuT-Zusammenarbeit in dieser Region 
konzentriert sich vor allem auf Israel, Ägypten, Tür- 
kei und Südafrika. 

Die Zusammenarbeit mit Israel in der Grundlagen- 
und angewandten Forschung besteht 1998 rund 
40 Jahre und ist ein herausragender Schwerpunkt 
der bilateralen Beziehungen. Säulen der Kooperation 
sind die gemeinsame Deutsch-Israelische Stiftung für 
wissenschaftliche Forschung und Entwicklung (GIF), 
deren Stiftungskapital von 300 Mio DM festverzins- 
lich angelegt ist und jährlich ca. 18 Mio DM für 
deutsch-israeüsche FuE-Projekte ausschüttet. Ferner 
die Förderung von Forschungsvorhaben am Weiz- 
mann-Institute for Science über die Minerva-Stiftung 
Gesellschaft für die Forschung mbH und die von den 
beiden Forschungsministerien unmittelbar geförder- 
ten deutsch-israelischen Forschungsvorhaben. Die 
wissenschafthchen Schwerpunkte sind dabei in den 
Natur-, Ingenieur- und Lebenswissenschaften zu 
sehen, ein nicht unerheblicher Teil der gemeinsamen 
Forschungsprojekte hegt mittlerweile auch in den 
Geistes- und Sozialwissenschaften. Als neues Pro- 
gramm ist 1997 mit der Deutsch-Israehschen Projekt- 
kooperation begonnen worden. Die Vorhaben sollen 
die deutsch-israelische Zusammenarbeit in zukunfts- 
orientierten Themenbereichen durch die Fördenmg 
von größeren, interdisziphnär angelegten Projekten 
intensivieren. Die Einbeziehung der Industrie (ohne 
Fördenmg) ist dabei möghch. 

Des weiteren wird über die Minerva -Stiftung die Er- 
richtung von Kooperationszentren an israehschen 
Universitäten und Forschungseinrichtungen unter- 
stützt, die inzwischen nicht nur ein fester Bestandteil 
der deutsch-israehschen wissenschaftlich-technolo- 
gischen Zusammenarbeit sind, sondern auch einen 
prominenten und bedeutenden Teü der israehschen 
Forschungslandschaft darsteUen. 

Neben der wissenschafthchen Zielsetzung ist die För- 
derung des deutsch-israehschen Wissenschaftleraus- 
tausches ein wichtiger Beitrag zum besseren gegen- 
seitigen Verständnis. Ziel dieses Programms ist es, 
insbesondere jungen Wissenschaftlern nach ihrer 
Promotion einen bis zu zweijährigen Forschungsauf- 
enthalt an einem Institut des jeweils anderen Landes 
zu ermöghchen. 


ln dem Bemühen, den Friedensprozeß im Nahen 
Osten zu fördern, beteüigt sich die Bundesregierung 
auch an multilateralen Kooperationsprojekten mit 
Israel und seinen arabischen Nachbarn. Im Bereich 
Meeresforschung und Umwelttechnologien wurden 
erste Projekte begonnen. 

Die bilaterale wissenschafthch-technologische Zu- 
sammenarbeit mit der Türkei wurde 1995 aufgenom- 
men. Im Januar 1997 wurde ein „Co-operation 
Agreement" zwischen dem Forschungszentrum Jü- 
lich und dem Scientific and Technical Research 
Councü of Turkey (TÜBITAK) unterzeichnet. Schwer- 
punkte der rund 20 bilateralen -Projekte liegen in den 
Bereichen FuE im Dienste der Gesundheit, Biotech- 
nologie und Umweltforschung, daneben gibt es ein- 
zelne Vorhaben im Bereich der Materialforschung. 

Basis der WTZ mit Ägypten sind die Regierungsab- 
kommen der Jahre 1979 und 1981 sowie verschie- 
dene Einzel- und Projektvereinbarungen aus den 
Jahren 1980-1985. Die inhaltlichen Schwerpunkte 
der gemeinsamen FuE-Arbeiten liegen in den Berei- 
chen Energie- und Umweltforschung, incl. der Nut- 
zung Regenerativer Energien, der Wiederbelebung 
und Weiterentwicklung traditioneller Bauweisen so- 
wie Abfallwirtschaft und Recycling. Weitere Be- 
reiche sind Projekte der natur- und ingenieurwissen- 
schafthchen Grundlagenforschung, der Geowissen- 
schaften und Meeresforschung sowie der Landwirt- 
schafts- und Nahrungsmitt elf orschung. Mit der ver- 
stärkten Einbeziehung ägyptischer außeruniversi- 
tärer Forschungseinrichtungen wie das National 
Research Center (NRC) oder das National Institute 
of Oceanography and Fisheries konnte im letzten 
Jahr die Kooperation auf eine breitere Basis gesteht 
werden. 

Nach dem Ende der Apartheid in Südafrika hat sich 
das BMBF darum bemüht, auch die wissenschafthch- 
technologische Zusammenarbeit zu intensivieren. 
1996 wurde daher ein WTZ- Abkommen geschlossen. 
MittlerweUe werden mehr als 20 FuE-Projekte geför- 
dert. Schwerpunkte der Kooperation hegen in den 
Bereichen Materialforschung, Produktionstechnolo- 
gien, Umweltforschung, Emeuerbare Energien, Bio- 
technologie und Gesundheitsforschung. 
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2.4 Zusammenarbeit mit dem asiatisch-pazifischen Raum 


Seit der Verabschiedung des Asienkonzepts des 
BMBF, in dem die forschungs- und bildungspohti- 
schen Schwerpunkte für die Kooperation mit den 
Ländern des asiatisch-pazifischen Raumes darge- 
stellt werden, hat diese Region für die internationa- 
len Beziehungen Deutschlands und Europas weiter 
an Bedeutung gewonnen. Kennzeichnend hierfür ist 
u.a., daß bei den Europäisch-asiatischen Gipfetreffen 
am 1. und 2. März 1996 in Bangkok und am 3. und 4. 
April 1998 in London 26 europäische und asiatische 
Staats- und Regierungschefs zusammengekommen 
sind, um über eine engere Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Regionen zu sprechen. Auch wenn die- 
sen Treffen in erster Linie eine pohtische Bedeutung 
zukommt, so hat dies doch Auswirkungen auf die Zu- 
sammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Umwelt, 
wissenschaftliche Forschung und technologische 
Entwicklung. Parallel hierzu hat es in der Struktur 
der Zusammenarbeit mit den asiatischen Ländern 
wesentliche Veränderungen ergeben: 

- Vereinbarung zwischen Deutschland und China 
im November 1995 zur Schaffung eines Deutsch- 
chinesischen Dialogforums für Hochtechnologie, 
das vom 23. bis 25. 4. 1997 in Bonn zu seiner kon- 
stituierenden Sitzung zusammengetreten ist. 

- Gründung des deutsch-indonesischen Forums für 
Wirtschaft und Technologie im November 1995. 

- Zweite Sitzung der im Oktober 1996 konstituierten 
gemeinsamen deutsch-indischen Kommission für 
die wissenschaftlich-technologische Kooperation 
im April 1998. 

- Deutsch-koreanische Regierungsgespräche über 
wissenschafthch-technologische Zusammenarbeit 
im Dezember 1996; Gründung eines Nicht-Regie- 
rung sausschusses unter Federführung der Fraun- 
hofer-Gesellschaft zur Intensivierung insbesonde- 
re auch der industrieorientierten Kooperation zwi- 
schen beiden Ländern. 

- Die Fraunhofer-Gesellschaft verfolgt die Intema- 
tionahsierung mit besonderem Nachdruck durch 
eigene Verbindungsbüros in Südostasien und 
China, um den asiatischen Raum für sich zu er- 
schließen. Auch Mitgheder der Helmholtz-Ge- 
meinschaft verstärken ihre Präsenz auf der inter- 
nationalen Bühne: So hat z.B. das Max-Delbrück- 
Centrum für Molekularbiologie ein gemeinsames 
Labor mit dem Institut für kardiovaskuläre Erkran- 
kungen am Fu Wai Hospital in Peking eröffnet. 

- Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die tradi- 
tionell über sehr gute internationale Kontakte ver- 
fügt, engagiert sich gegenwärtig besonders in 
China, um in Peking gemeinsam mit der Chine- 
sischen Nationalen Naturwissenschafthchen Stif- 


tung ein Zentrum für Wissenschaftsförderung zu 
errichten. 

- Die Max-Planck-Gesellschaft hat 1997 eine Verein- 
barung mit der Japanese Society for the Promotion 
of Science über eine engere Kooperation in der 
Grundlagenforschung unterzeichnet. 

- Der Deutsch- Japanische Rat für Hochtechnologie 
und Umwelttechnik (DJR) tritt im Mai 1998 in 
Bonn zu seiner 6. Sitzung zusammen. Er beschäf- 
tigt sich mit einem breiten Themenspektrum, das 
von gemeinsamen Projekten in Drittländern über 
Strategien für Innovationsprozesse bis zu Fragen 
der Telemedizin und der Kohletechnologie reicht. 

Die durch den Zusammenschluß von BMBW und 
BMFT zu BMBF gewachsene Kompetenz kommt 
auch zunehmend stärker bei der internationalen Zu- 
sammenarbeit zur Geltung: 

Ein wesentliches Element bei der Intensivierung der 
Kooperation gerade auch im technologischen Bereich 
zwischen Ländern aus unterschiedlichen Kulturkrei- 
sen ist, daß Fach-, Landes- und Sprachkompetenz ge- 
geben sind. Hierfür ist es auf der einen Seite erfor- 
derhch, daß sich das deutsche Bildungs- und Innova- 
tionssystem weiter öffnet. Ausländische Studenten 
und Wissenschaftler sind für jeden Standort von vita- 
lem Interesse. Über die Studienkontakte von heute 
werden Chancen zur Zusammenarbeit bei der Wis- 
sensentstehung und damit auch Märkte von morgen 
erschlossen. Daher ist das BMBF gerade auch in 
Asien auf dem internationalen „Bildungsmarkt“ ak- 
tiv: Das BMBF fördert nicht nur gesonderte Aus- 
bildungsgänge „Sprache und Praxis" in Japan und 
China, sondern führt auch in Ergänzung des Pilotpro- 
gramms „International ausgerichtete Studiengänge" 
ein gesondertes Marketing pro jekt für den Hoch- 
schulstandort Deutschland in Indonesien durch. 1998 
besteht das Deutsche Institut für Japanstudien 
(DU)"*) in Tokyo 10 Jahre. Auf der Basis vernetzter 
geistes-, sozial- und wirtschaftswissenschaftlicher 
Arbeiten hefert es Beiträge zum Verständnis des mo- 
dernen Japan. Nach grundlegenden Studien zum 
Wertewandel im Nachkriegsjapan liegt jetzt ein 
Schwerpunkt auf dem aktuellen Themenkreis Japan 
in Asien. 

Ergänzend zu der z. T. seit mehr als 20 Jahren auf der 
Grundlage von Regierungsabkommen praktizierten 
Zusammenarbeit mit China, Indien, Indonesien, Ja- 
pan, Korea, Australien und Neuseeland verstärkt das 
BMBF seine Kontakte auch zu anderen Ländern der 
Region. Dies gilt insbesondere für Vietnam, das über 
eine große Anzahl von Wissenschaftlern verfügt, die 


h Vgl. TeüVKap. 5.14.8 


239 



Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


an deutschen Hochschulen studiert haben. Ein erstes 
Kooperationsprogramm auf den Gebieten Biotech- 
nologie, Materialforschung und Umwelttechnologie 
wurde im Frühjahr 1997 vereinbart. Das BMBF unter- 
stützt ferner das deutsche Zentrum, das an der Tech- 
nischen Universität Hanoi derzeit in Zusammenarbeit 
zwischen DAAD und mit finanzieller Hilfe der deut- 
schen Wirtschaft entsteht. BMBF fördert ferner die 
TH Aachen bei ihren Bemühungen um Aufbau einer 
entsprechenden Ausbildungsstätte in Thailand. 

Wichtige Kooperationsprojekte sind z. B.: 


China 

- Gemeinsames Labor des Max-Delbrück-Centrum 
für Molekulare Medizin mit dem Cardiovascular 
Institute am Fu Wai Hospital zur Erforschung der 
genetischen Ursache von Herzerkrankungen. 

- Entwicklung von Aufbereitungsverfahren für die 
Wiederverwendung von kommunalem Abwasser 
insbesondere zur Grundwasseranreicherung zwi- 
schen der Stadt Peking, der Tsinghua Universität 
und der TU Berhn. 


2.5 Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 


Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe ge- 
macht, durch wissenschaftlich-technologische Ko- 
operation mit Ländern der Dritten Welt deren Lei- 
stungsfähigkeit und damit Entwicklung und Wohl- 
stand zu fördern. Der Gesamtförderbetrag für derzeit 
laufende Projekte für Entwicklungsländer des BMBF 
liegt bei etwa 282 Mio DM (1997). Diese Projekte er- 
gänzen die entwicklungspolitischen Maßnahmen des 
BMZ, die u.a. den Auf- und Ausbau der wissen- 
schaftlich-technologischen Infrastruktur (Hochschu- 
len, Technologiezentren, Forschungsinstitute) in den 
Entwicklungsländern unterstützen. 

Die Aktivitäten des BMBF zielen insbesondere 
auf Erweiterung nationaler Forschungsprogramme, 
Marktzugang für die deutsche Industrie und Ausbil- 
dung international erfahrener Fachkräfte durch 

- Entwicklung und Erprobung neuer Technologien 
für den Einsatz in Entwicklungsländern; 

- Anpassung der hier übhchen Verfahren und Tech- 
niken an die Bedingungen des jeweiligen Partner- 
landes sowie 

- Übertragung wissenschaftlich-technologischer Kennt- 
nisse zur Stärkung der FuE-Kapazitäten und der 
wirtschaftlichen Leistungs- und Wettbewerbsfä- 
higkeit der Entwicklungsländer. 

Die Förderung konzentriert sich auf die folgenden 
thematischen Schwerpunkte: 


- Machbarkeitsstudien zur Modernisierung chinesi- 
scher Kraftwerke durchgeführt von den Firmen 
Siemens/KWU und ABB. 

Indonesien 

- Untersuchung der Vorhersagemöghchkeiten von 
Vulkanausbrüchen am Beispiel des Vulkans Mu- 
rapi durch das Geoforschungszentrum Potsdam in 
Kooperation mit französischen Instituten. 

- Messkampagne zur Untersuchung der Auswir- 
kungen der Waldbrände durch die Uni Leipzig. 

Vietnam 

- Entwicklung eines Verfahrens zur Recycling von 
Altgummi zur Herstellung von neuen Kunststoffen 
zwischen der TU Chemnitz und dem Institut für 
technische Entwicklung, Hanoi. 

Indien 

- Gemeinsame Projekte im Bereich Fernerkundung 
zur Wetterbeobachtung und Erntevorhersage zwi- 
schen dem DLR und der Indischen Weltraumorga- 
nisation. 


- Energieforschung und -technologie: Wichtig sind 
vor allem die Nutzung emeuerbarer Energien - 
das derzeit umfangreichste Feld der Zusammenar- 
beit mit Entwicklungsländern überhaupt. Die Zu- 
sammenarbeit in der Kerntechnik hingegen spielt 
nur noch eine untergeordnete RoUe und betrifft 
vor allem Fragen der Sicherheitsforschung. Bei der 
Nutzung regenerativer Energien werden beson- 
ders Projekte zur Sonnen- und Windenergienut- 
zung gefördert. Entscheidend ist hierbei die Ent- 
wicklung, Erprobung und Anpassung von photo- 
voltaischen Anlagen und Windgeneratoren zum 
Trocknen, Kühlen, Klimatisieren, zum Pumpen 
von Wasser und zur dezentralen Elektrizitätsver- 
sorgung auf dem Land. 

- Bei der Umweltforschung wird die Erforschung 
tropischer Ökosysteme immer wichtiger. Ziel der 
Projekte ist es, das Wissen über die Wirkungsme- 
chanismen innerhalb ökologisch bedeutsamer Le- 
benssysteme zu vertiefen und Konzepte für deren 
umweltverträgliche Nutzung zu entwickeln. Dar- 
über hinaus sollen Umweltmanagement-Strate- 
gien und der Umweltschutz in den Partnerländern 
verbessert werden. 

- Bei der Kooperation im Bereich der Umwelttech- 
nologien werden in erster Linie emissionsarme 
Technologien für den Einsatz m Entwicklungslän- 
dern entwickelt und angepaßt. Wichtige Arbeits- 
felder sind die Entwicklung umweltverträghcher 
Produktionsverfahren, die Abwasser- und AbfaU- 
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Behandlung sowie Untersuchungen zur Schad- 
stoffbelastung von Boden und Luft. 

- Auch die biotechnologische Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern gewinnt rasch an Bedeu- 
tung. Kooperationsthemen sind u.a.: Erforschung 
und Bekämpfung von Tropenkrankheiten, mikro- 
bielle Abwasser- und Abfallaufbereitung, Pflan- 
zenzüchtung, biochemische Herstellungsverfah- 
ren für Lebens- und Genußmittel, Gewinnung 
pflanzhcher Wirkstoffe für Arzneimittel. 


- ln der Meeresforschung sollen durch Kooperation 
mit den Küstenstaaten der Dritten Welt vor allem 
die Voraussetzungen für die Nutzung der Meeres- 
ressourcen und die Bekämpfung der marinen Um- 
welt-Probleme verbessert werden. 

- Darüber hinaus fördert Deutschland seit mehreren 
Jahren die von den VN und ESA gemeinsam ver- 
anstalteten Trainingskurse für Extraterrestrik und 
Planetenforschung. 


3. Weltweite Organisationen der politischen Zusammenarbeit 


3.1 Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (OECD) 

2, rue Andre Pascal, F-75775 Paris Cedex 16 
Internet-Adresse: http://www.oecd.org/ 

Mitglieder: 29 Staaten (19 westeuropäische Staaten, 
USA, Kanada, Australien, Japan, Neu- 
seeland, Mexiko, Tschechische Repu- 
bhk, Korea, Ungarn, Polen) 

Aufgaben 

Hauptaufgabe der OECD ist es, zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten beizutragen. Dabei 
strebt sie ein Gleichgewicht zwischen den drei Para- 
digmen wirtschaftliches Wachstum, soziale Stabilität 
und gutes öffenthches Management an. Zu diesem 
Zweck fördern die Mitgheder u. a. auf wissenschaftli- 
chem und technischem Gebiet die Entwicklung ihrer 
Ressourcen und die Forschung. Auch im Bereich von 
FuE und Innovation bietet die OECD eine pohtisch 
wie fachhch sehr nutzbringende Plattform für In- 
formations- und Erfahrungsaustausch, vergleichende 
Analysen und Statistik. 

Struktur und Haushalt 

Das Direktorat für Wissenschaft, Technologie und In- 
dustrie der OECD befaßt sich mit Informationsaus- 
tausch, Studien wissenschaftspohtischen Charakters 
und mit der Koordinierung in ausgewählten Berei- 
chen. Das Arbeitsprogramm wird im Ausschuß für 
Wissenschafts- und Technologiepolitik (CSTP) mit 
Arbeitsgruppen zum Wissenschaftssystem, zur Bio- 
technologie, zur Technologie- und Innovationspohtik 
und einem Megascience Forum sowie im Ausschuß 
für Informations-, Computer- und Kommunikations- 
pohtik (CICCP) mit zahlreichen Unterausschüssen ab- 
gestimmt. Dem Direktorat standen für 1997 80 Stel- 
len zur Verfügung; der deutsche Beitragsanteü be- 
trägt etwa 11,8 %. 

Der Kernenergie-Agentur (NEA) gehören außer Neu- 
seeland und Polen alle OECD-Staaten an. Sie führt 
Kernenergie-Studien durch, bietet Diskussionsforen 


zur Konsensbüdung in Fragen der Forschung und 
Genehmigung auf dem Gebiet der kerntechnischen 
Sicherheit, des Brennstoffkreislaufes und der Entsor- 
gung, und betreibt die NEA-Datenbank. Der NEA 
standen für 1997 rd. 78 Mio FF und 86 Stehen zur 
Verfügung. Ihr Leitungsorgan ist der Direktionsaus- 
schuß. 

Das Zentrum der OECD für Büdungsforschung und 
-innovation (CERI) betreibt Forschung und Beratung 
in der Büdungspolitik einschheßhch geseUschafth- 
cher und wirtschaftlicher Aspekte. Das Zentrum ver- 
fügte im Jahr 1997 über 15 Stellen und einen Haus- 
halt von 22,6 Mio FF. 

Aktuelle Entwicklung 

Auf der Grundlage ihrer Beschäftigungsstudie hat 
die OECD Analysen und Empfehlungen zur Verbes- 
serung der Beschäftigung erarbeitet. Unter dem Titel 
„Die Welt im Jahr 2020" hat die OECD die Entwick- 
lung der Weltwirtschaft und die relative SteUung der 
OECD-Länder in je einem Szenario unveränderter 
Wirts chaftspohtik bzw. einer ihren Empfehlungen 
entsprechenden wachstumsorientierten Wirtschafts- 
pohtik prognostiziert. Im Rahmen des Megascience 
Forum wurden folgende Themen behandelt: Neutro- 
nenqueUen, Radioastronomie, Kernphysik, Bio-Infor- 
matik, Tiefsee-Neutrinobservatorium, globale Um- 
weltprobleme, Beseitigung von Hindernissen der Zu- 
sammenarbeit. In einer in Beratung befindhchen 
Neuauflage des „Outlook" der Wissenschafts- und 
Forschungspohtik werden die Wechselwirkungen 
von Forschung, Innovation und wirtschaftlicher Ent- 
wicklung nach dem neuesten Stand dargestellt und 
diskutiert. 


3.2 Internationale Energieagentur (lEA) 

2, rue Andre Pascal, F-75775 Paris, CEDEX 16 
Internet-Adresse: 

http://www.iea.Org/.homechoi.htm 

Mitglieder: AUe OECD-Mitghedstaaten außer Is- 
land, Korea, Mexiko, Polen und Tsche- 
chische Repubhk 
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Aufgaben 

Hauptaufgabe der lEA ist es, die Abhängigkeit vom 
Ölimport aus wenigen Lieferländern u.a. durch die 
Schaffung eines Krisenmechanismus und langfristige 
Zusammenarbeit zur Entwicklung von Ersatzener- 
giequellen zu vermindern. Die Ministerkonferenz am 
23. Mai 1997 hat für die mittelfristige Planung bis 
zum Jahr 2000 folgende Prioritäten gesetzt: 

- Ausarbei^ng von Vorschlägen zur Steigerung der 
Energiesicherheit, insbes. im Transportsektor; 

- Stärkung der Mitwirkung von Wirtschaft und ent- 
scheidenden Nicht-Mitgliedstaaten an den Zielen 
der Energiesicherheit und der energiebezogenen 
Emissionen; 

- Entwicklung und Verbreitung neuer und verbes- 
serter Technologien, insbesondere solcher, die für 
die Khmatechnologieinitiative relevant sind; 

- Analyse der Imphkationen des schnell wachsen- 
den Elektrizitätsbedarfs, einschließhch Handel mit 
elektrischer Energie, Reguherungsreform, Umwelt- 
schutz, Effizienz, Investitionen und Liefersicherheit. 

Schwerpunkte künftiger Studien und Zusammenar- 
beitsprojekte in Forschung und Entwicklung sind: 

- saubere Technologie zur Nutzung fossiler Energie- 
quellen; 

- Integration alternativer Energiequellen in das 
Energiesystem; 

- Energie, Umwelt und klimatischer Wandel; 

- Energieumwandlung und -nutzung zur nachhalti- 
gen Entwicklung sowie 

- nachhaltige Transportenergie: Sicherheit und Um- 
weltverträglichkeit. 

Struktur und Haushalt 

Die lEA ist eine selbständige Unterorganisation der 
OECD, die von einem Exekutivdirektor und von 
einem Verwaltungsrat (Governing Board) geleitet 
wird. Das Komitee für Energieforschung und -tech- 
nologie (GERT) koordiniert zahlreiche FuE-Arbeiten 
im nichtnuklearen Bereich. Hierfür stehen im Sekre- 
tariat 16 Personalstellen zur Verfügung. 


3.3 Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO) 

Wagramerstr. 5, Postfach 1 00, A-1400 Wien 
e-Mail-Adresse: iaeo@iaea1.iaea.or.at 

Mitglieder: 127 Staaten 

Die Internationale Atomenergie-Organisation wurde 

1957 im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen 

gegründet. 

Aufgaben 

- Weltweite Zusammenarbeit in Kernforschung und 
Kerntechnik durch Veranstaltung von Fachtagun- 
gen, Abstimmung von Förderungsprogrammen, 
Ausarbeitung von Richthnien und Empfehlungen 
für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz sowie 
eine umfassende Dokumentation zu fördern. 


- Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex- 
perten, Stipendien, Schulungskurse und Lieferung 
von Geräten zu helfen. 

- Sicherungsmaßnahmen insbesondere im Rahmen 
des Nichtverbreitungsvertrags durchzuführen, um 
der Abzweigung von Kemmaterial für Kernwaffen 
oder sonstige Kemsprengkörper vorzubeugen. 

Die lAEO betreibt Laboratorien in Seibersdorf bei 
Wien und in Monaco. 

Struktur und Haushalt 

Organe der lAEO sind die jährlich tagende General- 
konferenz aller Mitghedstaaten, der 35 Mitgheder 
umfassende Gouvemeursrat sowie der Generaldirek- 
tor. Deutschland ist seit 1972 ständig im Gouver- 
neursratvertreten. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich inten- 
siv an den Arbeiten der lAEO. Neben ihrem Anteil 
am lAEO-Haushalt stellt sie zusätzliche Mittel zur 
Verfügung, die sich auf die Bereiche Technische 
Hüfe, Sicherungsmaßnahmen und Reaktorsicherheit 
konzentrieren. 

Der Anteil Deutschlands am lAEO-Haushalt beträgt 
ca. 9,4%. Regulärer Haushalt 1998: 221,4 Mio US $. 
Dazu kommt der Zielbetrag für den Technische- 
Hüfe -Fonds von 71,5 Mio US $, der durch freiwillige 
Leistungen aufzubringen ist. 

Aktuelle Entwicklung 

Die Generalkonferenz der lAEO des Jahres 1997 
stand im Zeichen des 40jährigen Bestehens dieser 
Sonderorganisation der Vereinten Nationen und der 
Verabschiedung des langjährigen Generaldirektors 
Dr. Büx, der nach sechzehnjähriger Amtszeit in den 
Ruhestand trat. Zum Nachfolger - seit 1. Dezember 
1997 - wurde der Ägypter Dr. El Baradei bestellt. 

Die Generalkonferenz hob erneut die Bedeutung der 
Kernenergie als wichtige Energieressource im Rah- 
men einer nachhaltigen Entwicklung hervor. Dabei 
wurde die Rolle der lAEO für die Förderung der 
Kernenergie, die Entwicklung weltweiter Sicher- 
heitsstandards und effektiver Sicherungsmaßnah- 
men besonders gewürdigt. 

Der Gouverneursrat der lAEO hat im Mai 1997 auf- 
grund der Beratungsergebnisse eines Sonderaus- 
schusses das Programm „93 -i- 2“ (Stärkung der Ef- 
fektivität und Verbesserung der Effizienz internatio- 
naler Sicherungsmaßnahmen) im Konsens angenom- 
men. Das Programm „93 + 2" hat zum Ziel, die Fähig- 
keit der lAEO zur Entdeckung nicht-deklarierter Nu- 
klearaktivitäten zu stärken. Es sollen damit Konse- 
quenzen aus den Erfahrungen im Irak gezogen wer- 
den, dessen geheimes Nuklearwaffenprogramm trotz 
der Sicherungsmaßnahmen der lAEO unentdeckt 
gebheben war. 

Die vierjährigen Beratungen wurden mit einem Mo- 
dellabkommen (sog. Modell-Protokoll zu dem all- 
gemeinen Abkommen über Sicherungsmaßnahmen) 
abgeschlossen, in dem die konkreten Maßnahmen 
definiert sind. 
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3.4 Organisation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 

7, Place de Fontenoy, F-75700 Paris 
I nternet- Adresse: http;//www. u nesco . org 

Sonderorganisation der Vereinten Nationen 

Mitglieder: 186 Staaten (Stand: 15. Nov. 1997) 


Aufgaben und aktuelle Entwicklung 

Die UNESCO hat die Aufgabe, durch Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit in Bildung, Wissen- 
schaft, Kultur und Kommunikation zur Erhaltung des 
Friedens und der Sicherheit beizutragen. 

In den wissenschaftüchen Arbeitsbereichen fördert 
die UNESCO - insbesondere in den Entwicklungs- 
ländern - den Auf- und Ausbau wissenschaftlicher 
Forschungs- und Ausbildungsinstitutionen sowie in- 
ternationaler Netzwerke für wissenschaftüche und 
technische Grundlagenforschung. Die UNESCO un- 
terstützt mit zahlreichen langfristigen Programmen 
die Erforschung und den Schutz der Lebensumwelt 
des Menschen: u. a. zur internationalen Zusammen- 
arbeit in der Umweltforschung (Der Mensch und die 
Biosphäre, MAB), zur Koordinierung der Meeres - 
forschung durch die Zwischenstaathche Ozeanogra- 
phische Kommission (IOC - siehe Abschnitt 3.5), zur 
Erforschung erdgeschichtücher Vorgänge (Interna- 
tionales Geologisches Korrelationsprogramm, IG CP) 
sowie zur Erforschung des Wasserkreislaufs und zur 
vernünftigen Bewirtschaftung von Wasservorräten 
(Internationales Hydrologisches Programm, IHP). 

Außerdem fördert die UNESCO im Rahmen eines 
zwischenstaathchen Programms zur Gestaltung des 
gesellschaftlichen Wandels (MOST, Management of 
Social Transformation) interregional vernetzte und 
vergleichbare sozialwissenschafthche Forschungs- 
vorhaben u.a. zu Fragen der Verstädterung, des Zu- 
sammenlebens in kultureller Vielfalt und der Migra- 
tion. Im Bereich der Wissenschaftsethik konzentriert 
sich die UNESCO auf die Bioethik und hat das Inter- 
nationale Bioethik-Komitee (IBC) eingesetzt. Im No- 
vember 1997 verabschiedete die 29. UNESCO-Gene- 
ralkonferenz die Allgemeine Erklärung über das 
menschliche Genom und Menschenrechte. 

Im Rahmen des Allgemeinen Informationspro- 
gramms (PGI) bemüht sich die UNESCO um die Ver- 
besserung des internationalen Informationsaustau- 
sches (Datenbanken, Bibhotheken, Archive). Um den 
Erhalt des dokumentarischen Erbes der Menschheit 
(Bücher, Manuskripte, audiovisuelle Medien in Bi- 
bliotheken und Archiven) geht es im „ Memory of the 
World-Programm'L Künftig wird die UNESCO ihr 
Augenmerk verstärkt den Folgeproblemen der neue- 
ren Medientechnologien zuwenden. 

Die 29. Generalkonferenz hat den biennalen Pro- 
grammentwurf 1998/99 mit einem im wesenthchen 
unveränderten Finanzvolumen von 86,7 Mio US $ 
verabschiedet. 


Struktur und Haushalt 

Organe sind die Generalkonferenz (Mitgüederver- 
sammlung), der Exekutivrat mit 58 Mitgliedern (dar- 
unter Deutschland) und der Generaldirektor. 

Die fachüche Beratung der Programme erfolgt durch 
wissenschaftliche Ausschüsse und zwischenstaat- 
üche oder internationale Räte. Die Deutsche UN- 
ESCO-Kommission hat als Mittlerorganisation der 
auswärtigen Kulturpohtik die Aufgabe, die Bundes- 
regierung und die übrigen zuständigen Stehen zu 
beraten, an der Verwirkhchung des UNESCO-Pro- 
gramms in Deutschland mitzuarbeiten, die Öffent- 
lichkeit darüber zu informieren und Fachorganisatio- 
nen, Institutionen und Experten mit der UNESCO in 
Verbindung zu bringen. 


Ausgaben für wichtige Programme 
aus dem regulären Budget der UNESCO 


Ausgaben in Mio US-$ 

1998/99 

Der Mensch und die Biosphäre (MAB) . , 

3,6 

Bereich Geologie/Naturkatastrophen . . . 

2,2 

Internationales Hydrologisches 

Programm (IHP) 

2,8 

Zwischenstaatliche Ozeanographische 
Kommission (IOC) und sonstige 
Meeresforschung 

6,4 

Entwicklung von Kommunikations- 
und Informations wesen 

12,6 


Quelle: UNESCO 


3.5 Zwischenstaatliche Ozeanographische 
Kommission der UNESCO (IOC) 

7, Place de Fontenoy, F-75700 Paris 
Internet-Ad resse: http://www.unesco.org/ioc 

Mitglieder: 117 Staaten 

Die IOC wurde im Jahre 1960 im Rahmen der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis- 
senschaft und Kunst (UNESCO) gegründet. 

Aufgaben 

Ihre Aufgabe ist die zwischenstaathche Koordinie- 
rung 

- der Meeresforschung mittels globaler und re- 
gionaler Programme; dies schheßt fünf Hauptpro- 
gramme ein: 

- die Erforschung der Wechselbeziehung Ozean- 
Khma; 

- die Erforschung der Lebendressourcen; 

- die Erforschung der nünerahschen Ressourcen; 

- die Erstehung bathymetrischer Karten; 

- die Erforschung und Überwachung der Meeres- 
verschmutzung ; 
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- mariner Dienste wie das weltweite System von 
Meßstationen im Meer, der internationale Aus- 
tausch ozeanographischer Daten und das regio- 
nale Flutwellen- (Tsunami) Warnsystem im Pazifik; 

- der Ausbildung von Meereswissenschaftlem aus 
Entwicklungsländern (TEMA-Programm) . 

Globale Meeresforschungsprogramme der IOC, an 
denen sich deutsche Wissenschaftler beteüigen, sind 
vor aUem GOOS (Globales Ozeanbeobachtungs- 
system), JGOFS (Joint Global Ocean Flux Study) und 
WOCE (World Ocean Circulation Experiment). Ein- 
zelheiten siehe Teil II, Kap. 3. 

Struktur und Haushalt 

Organe der IOC sind die aUe zwei Jahre tagende 
Vollversammlung aller Mitghedstaaten und der aus 
dem Vorsitzenden, seinen vier Vertretern sowie Dele- 
gierten von 29 weiteren Staaten (darunter Deutsch- 
land) bestehende Exekutivrat, der zwischen den 
Vollversammlungen Zusammentritt. Das Sekretariat 
der IOC befindet sich im UNESCO-Gebäude in Paris. 

3.6 VN-Kommission für Nachhaltige Entwicklung 
(CSD) 

Sekretariat: New York, N.Y 10017, USA 

Aufgaben und Struktur 

Im Folgeprozeß des „Erdgipfels" von Rio de Janeiro 
hat die 1993 eingerichteten VN-Kommission für Nach- 
haltige Entwicklung (UN Commission on Sustainable 
Development - CSD) mit der Überwachung der Um- 
setzung und Fortentwicklung der „Agenda 21" sowie 
der sonstigen Entscheidungen von Rio eine zentrale 
Rolle übernommen. Der CSD gehören 53 Staaten an, 
darunter auch Deutschland. Die CSD kommt einmal 
jährhch zu zweiwöchigen Sitzungen zusammen, de- 
nen Expertentreffen vorausgehen. 

Aktuelle Entwicklung 

Im Juni 1997 wurde das Mandat der CSD als führen- 
des, pohtisch hochrangiges Forum auf der Sonderge- 
neralversammlung der VN nochmals bestätigt. Es 
konnte Einvernehmen darüber erzielt werden, daß 
sich die CSD in Zukunft auf bestimmte Schwer- 
punktthemen konzentriert und neue Themen auf- 
greift, die für die Umsetzung des Ziels der „Nachhal- 
tigen Entwicklung" von besonderer Bedeutung sind 
und bislang in anderen internationalen Gremien oder 
Foren nicht adäquat behandelt werden. In dem für 
die Jahre 1998-2002 erarbeiteten Arbeitsprogramm 
der CSD spiegelt sich die veränderte Aufgabenstel- 
lung wider. Die nächste umfassende Überprüfung 
der Agenda 21 ist für das Jahr 2002 („10 Jahre nach 
Rio") vorgesehen. Das 1992 in Rio verabschiedete 
Aktionsprogramm „Agenda 21" gilt sowohl für Indu- 
strie- wie für Entwicklungsländer. Es enthält Fest- 
legungen u. a. zur Armutsbekämpfung, Bevölke- 
rungspohtik, zu Handel und Umwelt, zur Abfall-, 
Chemikahen-, Luftreinhalte- und Energiepohtik so- 
wie zu Finanzen, Forschung und Technologie. Die 
Bundesregierung richtet ihre bi- und multilaterale 


entwicklungspohtische Zusammenarbeit an der 
Agenda 21 aus und hilft mit, diese in den Partnerlän- 
dern in konkrete Pohtikmaßnahmen umzusetzen. Die 
CSD bezieht wichtige nichtstaaüiche Akteure (z. B. 
die Wirtschaft oder Nichtregierungsorganisationen) 
in ihre Arbeit ein. 

1998 stehen die Themen „Industrie und Nachhaltige 
Entwicklung" sowie „Süßwasser" im Zentrum der 
Erörterungen der CSD. Dabei werden auch Fragen 
des Technologietransfers, von Bildung, Wissenschaft 
und Bewußtseinsbildung erörtert. 1999 stehen dann 
speziell die Themen „Meere", „Konsum- und 
Produktionsmuster" sowie „Tourismus" auf dem 
Programm. Fragen der Umsetzung entsprechender 
Politiken, deren Auswirkungen auf die Bekämpfung 
der Armut und deren Finanzierung werden jeweils 
themenbezogen mitbehandelt. 

3.7 Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen 

(Klimarahmenkonvention) 

Climate Change Secretariat, Haus Carstanjen, 

Martin-Luther-King-Straße 8, Postfach 26 01 24, 

D-53153Bonn 

e-Mail-Adresse: secretariat@unfccc.de 

Internet-Adresse: http://www.unfccc.de 

Die Klimarahmenkonvention ist am 21. März 1994 in 
Kraft getreten und wurde von 154 Ländern sowie der 
EU ratifiziert. Erstmals wurde damit eine völkerrecht- 
hch verbindhche Basis für den globalen Khmaschutz 
geschaffen. Zielsetzung der Konvention ist die Stabi- 
lisierung der Treibhausgaskonzentration in der 
Atmosphäre auf einem Niveau, das eine gefährhche 
anthropogene Störung des Khmasystems vermeidet. 
Nach der Konvention sollten u.a. die Industrieländer 
ihre Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2000 auf 
das Niveau von 1990 zurückführen. Die Bundesrepu- 
bhk Deutschland gehört weltweit zu den hinsichthch 
ihrer Khmaschutzpohtik führenden Ländern. Dies 
war ein Grund dafür, daß das Ständige Sekretariat 
der Khmarahmenkonvention 1996 seinen Sitz in 
Bonn genommen hat. 

Zur Umsetzung und Weiterentwicklung der Küma- 
rahmenkonvention finden jährlich Vertragsstaaten- 
konferenzen statt. Deutschland war Gastland der 
ersten Vertragsstaatenkonferenz vom 28. März bis 
7. April 1995 in Berhn. Wichtigstes Ergebnis dieser 
Konferenz war das „Berhner Mandat" für weitere 
Verhandlungen über verschärfte Verpflichtungen zur 
Treibhausgasbegrenzung und -reduktion. Erfolge in 
dieser Hinsicht konnten nach intensiven Verhand- 
lungen auf der dritten Vertragsstaatenkonferenz in 
Kyoto vom 1. bis 12. Dezember 1997 erzielt werden. 
Eine Weiterentwicklung des- dort beschlossenen 
KlimaprotokoUs muß auch in Zukunft verfolgt wer- 
den. 

Der Prozeß der Konkretisierung und Weiterentwick- 
lung der Konvention wird durch Forschung maßgeb- 
lich unterstützt. Das BMBF wird hierzu insbesondere 
im Rahmen der Umwelt- und Energieforschung bei- 
tragen. Der „Zweite Bericht der Regierung der Bun- 
desrepubhk Deutschland nach dem Rahmenüberein- 
kommen der Vereinten Nationen über KLLmaände- 
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rungen" zum KLimaschutz in Deutschland (April 
1997) enthält hierzu weitere ausführliche Darstellun- 
gen. 


3.8 Zwischenstaatlicher Ausschuß über 

Klimaänderungen (Intergovernmental Panel 
on Climate Change, IPCC) 

IPCC Secretariat WMO, 41 , Av. Guiseppe-Motta, 
C.P.No 2300, CH-1211 Genf 2 
e-Mail-Adresse: lPCC_Sec@gateway.wnno.ch 

Mitqlieder: alle Mitgliedsländer der WMO bzw. 
UNEP 

IPCC wurde 1988 durch die Weltorganisation für 
Meteorologie (WMO) und das Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen (UNEP) gegründet. 

IPCC erarbeitet unter Beteiligung einer großen Zahl 
von Wissenschaftlern aus aller Welt auf der Basis 
aktueller Forschungsergebnisse wissenschaftliche 
Berichte zum Thema Klimaänderungen/Kümaschutz. 
Diese Berichte sind eine wichtige Informationsgrund- 
lage für die Organe der Khmarahmenkonvention. 

Regierungsvertreter aus rd. 120 Ländern haben im 
Dezember 1995 in Rom den zweiten Sachstands- 
bericht des IPCC angenommen. In diesem Bericht 
wurde erstmals festgestellt, daß die Abwägung aller 
bisherigen Erkenntnisse einen menschhchen Einfluß 
auf das Khma nahelegt. Die Vorbereitungen für den 
dritten Sachstandsbericht haben begonnen, seine 
Fertigstellung ist für das Jahr 2001 geplant. Zur Be- 
arbeitung des gesamten Bereiches hat IPCC drei Ar- 
beitsgruppen eingerichtet: Arbeitsgruppe 1 beschäf- 
tigt sich mit der wissenschaftlichen Untersuchung 
des KlLmasystems, Arbeitsgruppe II mit Auswirkun- 
gen von Khmaän de rungen sowie Anpassungen an 
Khmabedingungen und Arbeitsgruppe III mit Maß- 
nahmen zur Abschwächung von Klimaänderungen. 

In Deutschland laufende Forschungsarbeiten haben 
wichtige Beiträge für die Erstehung der IPCC-Be- 
richte geliefert. Eine Reihe deutscher Wissenschaftler 
hat bisher direkt als Autoren oder durch SteUung- 
nahmen zu den Berichtsentwürfen mitgewirkt. Im 
Rahmen der Erarbeitung des dritten IPCC-Sach- 
standsberichts wird eine weitere Intensivierung der 
deutschen Beiträge angestrebt. 


3.9 Weltorganisation für Meteorologie (WMO) - 
VN-Sonderorganisation 

41, Av. Guiseppe-Motta, CH-1211 Genf 2 

Mitglieder: 184 Staaten und Territorien 

Aufgaben 

- Förderung der weltweiten Kooperation bei der 
Einrichtung von Stationsnetzen für meteorolo- 
gische und hydrologische Beobachtungen; 

- Unterstützung bei der Einrichtung und dem Be- 
trieb von Systemen für den schneUen Austausch 
meteorologischer und verwandter Informationen; 


- Unterstützung bei der Standardisierung der Beob- 
achtungen, um eine gleichbleibende Quahtät zu 
gewährleisten; 

- Förderung der Anwendung der Meteorologie für 
Luftfahrt, Schiffahrt, Wasserwirtschaft, Landwirt- 
schaft und anderer menschlicher Aktivitäten; 

- Förderung der Forschung und Ausbildung auf 
dem Gebiet der Meteorologie und gegebenenfalls 
verwandter Gebiete sowie die Unterstützung bei 
der Koordinierung internationaler Aktivitäten die- 
ser Forschung und Ausbüdung. 

Struktur und Haushalt 

Der Kongreß ist das höchste Gremium der Organisa- 
tion. Im Kongreß kommen alle vier Jahre die Dele- 
gierten der Mitghedsstaaten zusammen, um u.a. den 
Langfristplan der WMO zu verabschieden, die Ober- 
grenze der Ausgaben der nächsten vier Jahre zu ge- 
nehmigen und die Mitglieder des Exekutivrates zu 
wählen. 

Der Exekutivrat besteht aus 36 Direktoren der natio- 
nalen meteorologischen und hydrologischen Dienste. 
Er tritt mindestens einmal im Jahr zusammen, um die 
Entscheidungen des Kongresses zu überwachen und 
alle Angelegenheiten, die die internationale Meteo- 
rologie und den Betrieb der Wetterdienste berühren, 
zu untersuchen und entsprechende Empfehlungen 
auszusprechen. 

Das Sekretariat hat seinen Sitz in Genf, Schweiz. 


Haushaltsvolumen in Mio sfr 



1994 

1995 

1996 

1997 

deutscher Beitrag . . 

5,6 

5,6 

5,6 

5,6 

Gesamtbeiträge . . . 

62,5 

62,5 

62,2 

62,2 


Quelle: BMV 


3.10 Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) 

Boulevard Leopold III, B-1 1 1 0 Brüssel 

Mitglieder: 16 Staaten in Europa und Nordamerika^) 

Aufgaben 

Neben den müitärischen und sicherheitspohtischen 
Aufgaben im Bündnis fördert die NATO die Zusam- 
menarbeit in Wissenschaft und Umweltfragen. 

Struktur und Haushalt 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mitglied- 
staaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilungen, 
darunter die Wissenschaftsabteüung, die von einem 
Beigeordneten Generalsekretär geleitet wird. Die 
Gruppe für Verteidigungsforschung untersteht im 


^) BeitrittsprotokoUe mit Tschechischer Repubhk, Polen und 
Repubhk Ungarn sind unterzeichnet. 
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Rahmen der Abteilung für Verteidigungsunterstüt- 
zung einem anderen Beigeordneten Generalsekretär. 

- Wissenschaftsausschüß (Science Committee): nicht- 
militärische wissenschafthche Programme ein- 
schheßhch Stipendien, Seminare und Forschungs- 
hüfen; 

- ümweltausschuß (Committee on the Challenges of 
Modern Society, CCMS): Studien zu Umweltpro- 
blemen, Folge-Verfahren zur Umsetzung der Er- 
gebnisse dieser Studien in die Praxis, Kolloquien 
und Seminare; 

- Gruppe für Verteidigungsforschung (Defence Re- 
search Group, DRG): Informationsaustausch und 
Zusanunenarbeit auf allen Gebieten der Technik 
und Naturwissenschaften, die für die Verteidigung 
relevant sind. 

Ausgaben für die Aktivitäten des Wissenschaftsaus- 
schusses (WA), des Umweltausschusses (CCMS) so- 
wie der Gruppe für Verteidigungsforschung (DRG) 
werden im NATO -Zivilhaushalt veranschlagt, den 
Deutschland zu 15,5 % aus dem Bundeshaushalt mit- 
finanziert. 

Aktuelle Entwicklung 

Das NATO-Wissenschaftsprogramm wurde von un- 
abhängigen Experten evaluiert, die ihm hohe wissen- 
schafthche Quahtät zusprachen und eine Auswei- 
tung des Outreach Program von 30 auf 60% der 
Mittel empfahlen. 1996 haben 2 240 Wissenschaftler 
aus den 23 Kooperationsstaaten an . diesen Aktivi- 
täten teilgenommen. Deren Schwerpunktsektoren 
sind: Abrüstungstechnologien, Umweltsicherheit, 
Hochtechnologie, Wissenschafts- und Technologie- 
pohtik und Computernetzwerke. 

Ausgaben (für WA, CCMS und DRG) im NATO-Zivil- 
haushalt 


Mio bfr. 

1995 

1996 

1997 

WA 

1 046,5 

1 069,5 

1 086,2 

CCMS 

10,5 

11,1 

11,4 

DRG 

2,4 

2,4 

2,5 

insgesamt 

1 059,4 

1 083,0 

1 100,1 


Quelle: BMVg 


3.1 1 Human Frontier Science Program Organisation 
(HFSPO) 

Bureau Europe, 20, Place des Halles, 

F-67080 Strasbourg Cedex 
Internet-Adresse: http://www.hfsp.org 

Mitglieder: Deutschland, Frankreich, Großbritan- 
nien, Italien, Japan, Kanada, Schweiz, 
USA und EU 

Die Organisation wurde 1989 auf Initiative der japa- 
nischen Regierung von den Teilnehmern des Welt- 
wirtschaftsgipfels gegründet, 


Aufgaben 

HFSPO dient der Förderung internationaler For- 
schungsvorhaben, des Wissenschaftleraustausches 
und wissenschaftlicher Veranstaltungen in der 
Grundlagenforschung auf den Gebieten der Moleku- 
larbiologie und der Neurobiologie. Im Jahr 1996/97 
wurden in internationaler Kooperation durchgeführte 
Forschungsvorhaben (research grants) mit knapp 
28 Mio US $ gefördert; für Stipendien standen knapp 
13 Mio US $ zur Verfügung. 

Struktur und Haushalt 

Organe der Organisation sind der aus Vertretern der 
Mitghedstaaten bestehende Board of Trustees, der 
Council of Scientists und der Generalsekretär. 

Das Programm wird aus freiwüLLgen Leistungen der 
Mitghedstaaten finanziert. Für das Finanzjahr 1996/97 
betrug das Finanzbudget 44,09 Mio US $. Der deut- 
sche Anteil 1996/97 betrug 2,6%. 


3.12 Beratungsgruppe für internationale 
Agrarforschung (CGIAR) 

1818 H. St., N. W. Washington D.C. 20433, USA 

Mitglieder: Über 55 Geber, darunter nahezu alle 
westhchen Industrieländer (einschheß- 
lich Deutschland), Entwicklungsländer, 
einige OPEC-Länder, drei große ameri- 
kanische Stiftungen (Rockefeller, Ford, 
Kellogg) sowie internationale Organisa- 
tionen wie Weltbank, UNDP, UNEP und 
FAO 

Die CGIAR ist ein Zusammenschluß von Regierun- 
gen, internationalen und regionalen Organisationen 
sowie privaten Stiftungen unter Führung der Welt- 
bank, der derzeit 16 landwirtschafthche Forschungs- 
institute und -Zentren in der ganzen Welt mit dem 
Ziel der verbesserten Nahrungsmittelproduktion in 
den Entwicklungsländern unterstützt. 

Aufgaben 

Im Hinbhck auf die globale Zukunftsaufgabe, die Er- 
nährung einer rasant wachsenden Weltbevölkerung 
auf der Grundlage einer immer knapper werdenden 
Ressourcenbasis dauerhaft sicherzustellen, hat die 
CGIAR nachfolgende fünf übergeordnete For- 
schungsfelder definiert: 

- Ressourcenmanagement; 

~ Sicherung, Nutzung und Verbesserung geneti- 
scher Ressourcen; 

- standortgerechte Betriebssysteme; 

- Strategie und Organisationsentwicklung im Be- 
reich Agrarpolitik; 

- Stärkung nationaler Agrarforschungssysteme. 

Struktur und Haushalt 

Die CGIAR hält eine jährhche Mitghederversanun- 
lung sowie eine Halbjahresbesprechung (Midterm 
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meeting) ab. Hier werden u. a. die Programme der 
Zentren beraten, Prioritäten diskutiert und die jewei- 
ligen Beiträge zugesagt. 

Das Sekretariat der CGIAR wird von der Weltbank 
gestellt. Es koordiniert die finanzielle Abwicklung 
der Beiträge und befaßt sich mit übergeordneten Ver- 
waltungsaufgaben (z. B. Organisation der Konferen- 
zen und Überwachung des Managements der Zen- 
tren). 

Zur Abstimmung der Forschungs- und Programm- 
inhalte der Zentren steht der CGIAR ein Technical 
Advisory Committee (TAG) zur Verfügung, dessen 


Sekretariat bei der FAO in Rom angesiedelt ist. Jedes 
einzelne der 16 Zentren wird durch einen Aufsichts- 
rat autonom geführt, der in Zusammenarbeit mit 
TAG und Sekretariat die Institutspohtik bestimmt. 

Deutschland gehört zu den Geberländern, die alle in 
diesem System zusammengefaßten internationalen 
Agrarforschungszentren unterstützen. Die Höhe der 
Mittelzuweisungen zu den einzelnen Zentren erfolgt 
aufgrund der Priorität, die den verschiedenen Pro- 
grammen von deutscher Seite zugemessen wird. Das 
Gesamtbudget der CGIAR wird sich 1998 etwa auf 
340 Mio US $ belaufen. Der Anteil der Bundesrepu- 
blik Deutschland beträgt ca. 30 Mio DM. 


4. Neue bilaterale wissenschaftlich-technologische Übereinkünfte seit März 1996 


Die internationalen Beziehungen Deutschlands in 
Wissenschaft und Forschung sind heute außeror- 
dentlich vielfältig. Das bezeugen nicht zuletzt die 
vielen Abkommen, Absprachen und Kooperations- 
verträge, die alle wichtigen Institutionen des viel- 
schichtigen deutschen Wissenschaftssystems, von 
der Bundesregierung und den Bundesressorts, über 
die Länder bis hin zu einzelnen Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen - hier insbesondere auch 
die Hehnholtz-Zentren - abgeschlossen haben. 
Nicht minder tragen die Beziehungen der deut- 
schen Wissenschafts- und Trägerorganisationen wie 


der DFG und der MPG mit den Nationalen Akade- 
mien der Wissenschaften und vergleichbaren Ein- 
richtungen des Auslandes zu einer engen Vernet- 
zung unseres Landes mit den wissenschaftlichen 
Gemeinschaften der Welt bei. 

Im Rahmen dieses Bundesberichts ist es nicht mög- 
lich, all diese m je eigener Verantwortung getroffe- 
nen Vereinbarungen aufzuführen. Die folgende Liste 
beschränkt sich daher auf eine Ergänzung der ün 
Berichtszeitraum von der Bundesregierung neu ab- 
geschlossenen bilateralen Übereinkünfte. 
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Neue bilaterale wissenschaftlich-technologische Übereinkünfte seit März 1996 


Land/Partner/ 

Regierungen 

Art der 
Vereinbarung 

Gegenstand 

Unterzeichnet 

am 

In Kraft 
seit 

Fundstelle 

Weißrußland 
BMBF- 
Ministerium 
für Bildung und 
Wissenschaft 

Gemeinsame 

Erklärung 

Wissenschaft- 

hch-technische 

Beziehungen 

18. 3. 1996 

18.3. 1996 

nicht 

veröffentlicht 

Südafrika 

BMBF- 
Ministerium 
für Kunst, 

Kultur, Wissen- 
schaft und Tech- 
nologie 

Abkommen 

Zusammen- 
arbeit auf den 
Gebieten der 
Wissenschaft, 
Forschung und 
Technologie 

12. 6. 1996 

12. 6. 1996 

BGBl. 1997 1137 

USA 

BMBF-Stanford 
Linear Acce- 
lerator Center 

Memorandum 
of under- 
standing 

Zusammen- 
arbeit in der 
physikalischen 
Grundlagen- 
forschung bis 

1. 1. 1999 

11. 1. 1997 

11. 1. 1997 

nicht 

veröffentlicht 

Brasilien 

Rahmen- 

abkommen 

Zusammen 
arbeit in der 
wissenschaft- 
lichen For- 
schung und 
technologi- 
schen Ent- 
wicklung 

1.9. 1997 

18. 2. 1997 

BGBl. 1997 1141 

USA 

BMBF-Depart- 
ment of Energy 
(DoE) 

Rahmen- 

abkommen 

Zusammen- 
arbeit in der 
Energie- 
forschung 

20. 2. 1998 

20. 2. 1998 

wird im BGBL II 
veröffentlicht 

USA 

BMBF-Depart- 
ment of Health 
and Human 
Services 
(DHHS) 

Rahmen- 

abkommen 

Zusammen- 
arbeit in der 
Gesundheits- 
forschung 

24. 2. 1998 

24. 2. 1998 

wird im BGBl. II 
veröffentlicht 


Quelle: BMBF 

Anmerkung: 

Die Abkommen bis 1996 können der Übersicht im Bundesbericht Forschung 1996, S. 373 ff., bzw. der gleichnamigen CD-ROM 
entnommen werden. 
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Einführung 

In der Forschungslandschaft Deutschlands - kurz 
charakterisiert durch die Sektoren Wirtschaft, Hoch- 
schulen und außeruniversitären Einrichtungen - sind 
die außeruniversitären Einrichtungen ein bedeuten- 
der Faktor (vgl. Teil I, Kapitel 2). 

Hierzu gehören insbesondere die vom Bund getrage- 
nen Einrichtungen, d. h. zum einen die von Bund 
und Ländern gemeinsam nach Artikel 91b GG, zum 
anderen die vom Bund allein geförderten Einrichtun- 
gen mit Forschungsaufgaben. Sie haben einen Anteil 
an den finanziellen Ressourcen für Forschung und 
Entwicklung (FuE) des gesamten außeruniversitären 
Sektors von rund 80% (vgl. Tabelle VI/21) und sie 
stehen im Mittelpunkt der folgenden Darstellung. 

Das erste Kapitel stellt die großen Forschungsför- 
derorganisationen vor. Für die Hochschulforschung 
nimmt dabei die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) eine herausragende Stellung ein. Aufgeführt 
werden ebenfalls FuE-fördemde Stiftungen von 
überregionaler Bedeutung, auch wenn sie nicht über 
öffenthche Mittel verfügen. 


In drei weiteren Kapiteln werden die gemeinsam von 
Bund und Ländern geförderten Forschungseinrich- 
tungen bzw. die Trägerorganisationen für FuE vorge- 
stellt. Dazu gehören die 

- Institute der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) (Ka- 
pitel 2.1); 

- Institute der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) (Kapi- 
tel 2.2); 

- Forschungszentren der Hermann von Helmholtz- 
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF) 
(Kapitel 3); 

- Einrichtungen der Blauen Liste - überwiegend zu- 
sammengeschlossen in der Wissenschaftsgemein- 
schaft Gottfried Wühelm Leibniz (WGL) - (Kapi- 
tel 4). 

Erhebliche Forschungskapazität ist ferner in den 
vom Bund getragenen Bundeseinrichtungen mit For- 
schungsaufgaben vorhanden. Diese werden in Kapi- 
tel 5 dargestellt. 

Kapitel 6 gibt einen Überbhck über die Service-Ein- 
richtungen für Information und Dokumentation, 
Kapitel 7 führt die Projektträger des BMBF auf. 


„Strategische Orientierung der deutschen Forschungslandschaft“ 

Der in diesen Kapiteln vorgesteUte Teü der deutschen Forschungslandschaft befindet sich an der 
Schwelle ins nächste Jahrhundert in einer Umbruchphase: 

Durch mehr Selbstverantwortung und mehr Wettbewerb sollen die Forschungseinrichtungen den Her- 
ausforderungen des globalen Wettbewerbs begegnen können. Dazu haben die Regierungschefs von 
Bund und Ländern am 3. Juli 1997 den von der Bund-Länder-Kommission für Büdungsplanung und For- 
schungsförderung (BLK) vorbereiteten Bericht „Sicherung der Quahtät der Forschung" zustimmend zur 
Kenntnis genommen und damit die von der Bundesregierung eingeleitete Neuorientierung der deut- 
schen Forschungslandschaft in ihren Grundzügen gebilhgt. Sie haben festgesteUt, „daß es im Bereich 
der gemeinsam geförderten Forschungseinrichtungen größerer Eigenverantwortung durch mehr Flexi- 
bilität der Haushaltsführung bedarf und die Qualität durch mehr Wettbewerb gesteigert werden muß". 

- Für die Hehnholtz- Zentren wurde als wettbewerbhches Element der Aufbau eines Strategiefonds be- 
schlossen, für den die Zentren nach einer Aufwuchsphase 5% Ihrer Grundfinanzierung bereitsteUen. 
Die Zentren können sich mit Projektvorschlägen um die Mittel aus dem Strategiefonds bewerben. Die 
fachspezifischen Potentiale der Hehnholtz -Zentren soUen künftig in einrichtungsübergreifenden 
Kompetenzfeldem gebündelt und strategisch ausgerichtet werden. Daneben wurde die haushalts- 
rechtliche Flexibüität und Eigenständigkeit der Zentren weiter ausgebaut. 

- Für die Einrichtungen der „Blauen Liste" wird der Wettbewerb gestärkt durch Öffnung des DFG- Ver- 
fahrens auch für die Hauptarbeitsgebiete der Forschungseinrichtungen. Im Gegenzug werden 2,5% 
der institutionellen Förderung dieser Einrichtungen an die DFG übertragen. Darüber hinaus wird die 
Haushaltsbewirtschaftung flexibüisiert und das Finanzierungsverfahren vereinfacht. 

- Für die Fraunhofer-GeseUschaft wurde die Möghchkeit geschaffen, Innovationszentren und Strategi- 
sche Innovationsoffensiven als neue Elemente des Transfers von Forschungsergebnissen in die Wirt- 
schaft zu gründen. Darüber hinaus wird der Aufbau von Fraunhofer-Einrichtungen in den USA und 
in Südostasien unterstützt. 

Schon am 18. Dezember 1996 haben die Regierungschefs eine Evaluation aller gemeinsam geförderten 
Forschungseinrichtungen gefordert. Neben den laufend stattfindenden Querschnittsbegutachtungen 
durch den Wissenschaftsrat wurden folgende Maßnahmen eingeleitet: 

- Systemevaluationen durch unabhängige, international zusammengesetzte Experten-Komnüssionen 
werden für drei der großen -Wissenschaftsorganisationen durchgeführt. DFG und MPG haben dazu 
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einen gemeinsamen Vorschlag vorgelegt, dessen Ziel die Bewertung der Stellung der beiden Organi- 
sationen in der deutschen Forschungslandschaft ist. Es geht dabei nicht um einzelne Projekte oder 
Institute, sondern um die Frage, ob die Prinzipien, Verfahren und Instrumente von DFG und MPG 
heutigen Anforderungen von Wissenschaft, Forschung und Entwicklung gerecht werden. Ferner wird 
die Zusammenarbeit mit anderen Partnern im Forschungssystem untersucht. Ein analoges Verfahren 
ist auch für die FhG vorgesehen. Die Ergebnisse der Begutachtungen sollen bis Ende 1998 vorhegen. 

- Die Einrichtungen der HGF werden in einem etwa 5-jährigen Rhythmus extern begutachtet. Ferner 
wird jeweils vor dem Ausscheiden von Institutsleitern entschieden, ob bzw. mit welchen Änderungen 
die Institute und Abteilungen weiter bestehen sollen. Darüber hinaus wurden Wettbewerbselemente 
für die Mittelvergabe eingeführt, die einer kontinuierlichen Evaluation gleichkommen. 

Der Wissenschaftsrat führt zur Zeit eine Evaluation der Einrichtungen der Blauen Liste durch. Bisher 
wurde etwa die Hälfte der Einrichtungen bewertet, das Verfahren soll bis zum Jahr 2000 abgeschlossen 
sein. 

(Vgl. Heft 61 der BLK-Reihe „Materialien zur Bildungsplanung und zur Forschungsförderung'') 


251 


Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


1 . Förderorganisationen 

1 .1 Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG) 

Kennedyallee 40, 53175 Bonn 

Tel.: 02 28/8 85-1 ; Fax: 02 28/8 85-27 77 

E-Mall: postmaster@dfg.d400.de; Internet: http://www.dfg.de 


Gründung: 

1920 als Notgemeinschaft der Deutschen Wissen- 
schaft, wiederbegründet 1949, nach Verschmelzung 
mit dem Forschungsrat (1951) Umbenennung in 
DFG. 

Mitglieder: 

64 wissenschafthche Hochschulen, 13 außeruniversi- 
täre Forschungseinrichtungen, 7 Akademien, 3 Wis- 
senschaftsverbände. 

Finanzierung: 

Grundsätzhch Bund (50%) und Länder (50%); für 
Sonderforschungsbereiche und Leibniz -Programm 
Bund (75%) und Länder (25%); für Graduiertenkol- 
legs Bund (65%) und Länder (35%) (ab 1. 1. 1999: 
50%: 50%) sowie Stiftungsmittel und - für be- 
stimmte Aufgaben - Sonderfinanzierung des Bundes. 

Struktur: 

Die DFG ist die zentrale Selbstverwaltungs Organisa- 
tion der Wissenschaft in Deutschland. 

Zentrales wissenschaftliches Entscheidungsgremium 
ist der Senat, dem 39 wissenschafthche Mitgheder 
aller Fachrichtungen angehören. Der Senat verab- 
schiedet u. a. jährüch die Schwerpunktprogramme 
der DFG und beschließt über die mittelfristige Aus- 
gaben- und Finanzplanung (Perspektiven der For- 
schung und ihrer Förderung). Der Hauptausschuß 
der DFG beschließt über die finanzielle Förderung 
der Forschung, insbesondere durch Entscheidungen 
über Einzelanträge. Er besteht aus 19 wissenschaft- 
hchen Mitghedern, je acht Vertretern des Bundes 
und der Länder und zwei Vertretern des Stifterver- 
bandes für die Deutsche Wissenschaft. Über die Son- 
derforschungsbereiche und die Graduiertenkollegs 
entscheiden eigene Bewilligungsausschüsse, denen 
die Mitgheder der Senatsausschüsse für die Sonder- 
forschungsbereiche und für die GraduiertenkoUegs 
sowie Vertreter des Bundes und der Länder ange- 
hören. 

Aufgaben: 

Die Hauptaufgabe der DFG besteht in der finanziel- 
len Unterstützung von Forschungsvorhaben, wobei 
die Mittel überwiegend in den Hochschulbereich 
fheßen. Zu den satzungsgemäßen Aufgaben der 


DFG gehören ferner die Förderung der Zusammen- 
arbeit zwischen den Forschern, die Förderung des 
wissenschafthchen Nachwuchses, die Beratung von 
Parlamenten und Behörden in wissenschaftlichen 
Fragen und die Pflege der Verbindungen der For- 
schung zur ausländischen Wissenschaft. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben stehen der DFG ins- 
besondere die folgenden Instrumente und Verfahren 
zur Verfügung: 

- Normalverfahren - Förderung von Forschungsvor- 
haben, die auf Initiative eines einzelnen Forschers 
beantragt werden, Förderungsdauer ein bis zwei 
Jahre, Verlängerung möghch; 

- Schwerpunktverfahren - Finanzierung und Koor- 
dinierung von Vorhaben mehrerer Forscher an 
verschiedenen Orten zu einer bestimmten Thema- 
tik oder einem Projekt, Förderungsdauer in der 
Regel fünf Jahre; 

- Forschergruppen - mittelfristig angelegte Zusam- 
menschlüsse von jeweils wenigen Wissenschaft- 
lern zur gemeinsamen Bearbeitung besonders 
innovativer, meist interdisziplinärer Forschungs- 
vorhaben; 

- Sonderforschungsbereiche - langfristig angelegte 
Forschungseinrichtungen einer oder - seltener - 
mehrerer Hochschulen, oftmals in Zusammen- 
arbeit mit außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen, in denen Wissenschaftler im Rahmen 
fächerübergreifender Forschungsprogramme Zu- 
sammenarbeiten; Transferbereiche als Option die- 
nen der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft- 
lern und Anwendern und danüt dem raschen 
Transfer innovativer Ideen aus der Grundlagenfor- 
schung in die Praxis; 

- Graduiertenkollegs - längerfristig angelegte Ein- 
richtungen der Hochschulen zur Förderung des 
wissenschafthchen Nachwuchses; 

- Nachwuchsförderung in Sonderprogrammen - Zu- 
sätzliche Förderungsmöghchkeiten für den quali- 
fizierten wissenschafltichen Nachwuchs bestehen 
im Postdoktoranden-Programm, im Programm zur 
Förderung von Habüitationen, im Heisenberg-Pro- 
gramm sowie im Gerhard Hess -Programm; der 
Heinz-Maier-Leibnitz-Preis zur Förderung des 
wissenschafthchen Nachwuchses wird seit 20 Jah- 
ren jährhch verhehen, seit 1'997 gemeinsam duch 
den Bundesminister für Büdung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie und den Präsidenten 
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der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Einzel- 
preis mit 30 TDM dotiert); 

- Gottfried Wilhelm Leibniz-Programm - Mit dem 
Förderpreis im Leibniz-Programm werden heraus- 
ragende wissenschaftliche Leistungen ausge- 
zeichnet und gefördert; 

- Innovationskollegs ~ Sonderprogramm zur Verbes- 
serung der Strukturen für die Forschung an den 
Hochschulen der neuen Länder und damit Stär- 
kung von deren Leistungsfähigkeit, gleichzeitig 


Förderung der Kooperation mit außeruniversitären 
Institutionen einschließlich der Wirtschaft; 

- Geisteswissenschaftliche Zentren - ergänzende 
Förderung für sechs aus ehemaligen Instituten der 
Akademie der Wissenschaften der DDR hervorge- 
gangene Einrichtungen der Geisteswissenschaften 
mit Projektmitteln; 

- Hilfseinrichtungen der Forschung - zentrale Ein- 
richtungen der Forschung, die allen Wissenschaft- 
lern offenstehen. 


Fördermittel der DFG und ihre Finanzierung 


Herkunft der Mittel/ 
Förderverfahren 

1996 Ist 

1997 SoU 

1998 SoU 

Betrag 

Anteil 

Betrag 

Anteil 

Betrag 

Anteil 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Bund 







Allgemeine Forschungsförderung 

585,0 

29,5 

615,0 

29,1 

644,8 

29,2 

Sonderforschungsbereiche 

397,2 

20,0 

417,0 

19,7 

438,0 

19,8 

Heisenberg-Programm 

0,2 

0,0 

- 

- 

~ 

- 

Leibniz-Programm 

19,6 

1,0 

18,0 

0,9 

22,1 

1,0 

Graduiertenkollegs 

62,0 

3,1 

80,8 

3,8 

86,6 

3,9 

Habilitationsförderung 

32,0 

1,0 

32,0 

1,5 

22,5 

1,0 

Sozioökonomisches Panel 

2,1 

0,1 

2,2 

0,1 

2,2 

0,1 

Mit besonderer Zweckbestimmung 

86,2 

4,3 

102,5 

4,8 

114,4 

5,2 

Summe 

1 184,3 

59,6 

1 267,5 

59,9 

1 330,6 

60,2 

Länder 







Allgemeine Forschungsförderung 

585,0 

29,5 

615,0 

29,1 

644,8 

29,2 

Sonderforschungsbereiche 

132,4 

6,7 

139,0 

6,6 

146,0 

6,6 

Heisenberg-Programm 

0,2 

0,0 

- 


- 


Leibniz-Programm 

6,6 

0,3 

6,0 

0,3 

7,4 

0,3 

GraduiertenkoUegs 

33,3 

1,7 

43,5 

2,1 

46,6 

2,1 

Habüitationsförderung 

32,0 

1,6 

32,0 

1,5 

22,5 

1,0 

Sozioökonomisches Panel 

2,1 

0,1 

2,2 

0,1 

2,2 

0,1 

Summe 

791,6 

39,9 

837,7 

39,6 

869,5 

39,4 

Stifterverband für 







die Deutsche Wissenschaft 

4,3 

0,2 

5,5 

0,3 

5,5 

0,2 

Sonstige Zuwendungen 

1,9 

0,1 

1,8 

0,1 

1,5 

0,1 

Verwaltungs- und sonstige Einnahmen . 

3,T 

0r2 

2,6 

0,1 

2,5 

0,1 

Einnahmen insgesamt 

1 985,8 

100,0 

2 115,1 

100,0 

2 209,6 

100,0 


Quelle: DFG 
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Bewilligungen der DFG nach Förderverfahren und Programmen 


Bewilligungen^) 

1995 

1996 

Zahr-) 

Betrag 

Anteü 

Zahl 2) 

Betrag 

Anteü 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Allgemeine Forschungsförderung ^) 

19421 

1 230,2 

618 

19 446 

1 229,4 

62,6 

davon: 







Normalverfahren 

6 026 

808,8 

40,6 

5 973 

775,8 

39,5 

Forschergruppen 

56 

68,7 

3,5 

71 

81,6 

4,2 

Schwerpunktverfahren 

2 165 

285,0 

14,3 

2 091 

298,9 

15,2 

Wissenschaftliches Bibliothekswesen 

339 

30,46) 

1,5 

365 

32,7 

1,7 

Pflege der wissenschafthchen Beziehungen 







zum Ausland 

10 822 

19,6 

1,0 

10 929 

20,7 

1,1 

Hilfseinrichtungen der Forschung 

3 

16,1 

0,8 

3 

17,0 

0,9 

Sonstiges 

10 

1,6 

0,1 

14 

2,7 

0,1 

Sonderforschungsbereiche 

219 

498,6 

25,1 

233 

529,3 

27,0 

Graduiertenkollegs 

230 

85,2 

4,3 

271 

101,1 

5,1 

Heisenberg-Programm 

178 

32,3 

1,0 

99 

19,3 

1,0 

Postdoktoranden-Programm 

185 

12,4 

0,6 

179 

10,7 

0,5 

Leibniz- Programm 

13 

27,0 

1,4 

12 

27,0 

1,4 

Gerhard Hess-Programm 

27 

8,9 

0,4 

8 

1,6 

0,1 

Habilitationsförderung 

653 

45,2 

2,3 

483 

34,0 

1,7 

Innovationskollegs 

12 

40,2 

2,0 

21 

- 

- 

Geisteswissenschaftliche Zentren®) 

6 

10,1 

0,5 

6 

11,0 

0,6 

Insgesamt 

21 122«) 

1 9904 

100,0 

20 890“) 

1 963,4 

100,0 


BewiUigungen einschließlich MehrjahresbewiUigungen für die nachfolgenden Jahre, Ohne Berücksichtigung von zusätzlichen 
Bewilligungen und Löschungen. 

Zahl Einzelbewühgungen sowie Zahl bewilligter Forschergruppen, Hüfsetnrichtungen der Forschung, Sonderforschungs- 
bereiche und GraduiertenkolLegs. 

Einschließlich Sondermittel, ohne Postdoktoranden-Programm und Gerhard Hess -Programm. 

Ohne Forschergruppen, 

In 116 geförderten Schwerpunktprogrammen. 

®) Ausgaben. 

1996 keine Bewilligungen. 

®) Nur Einjahresbewühgungen. 

Einschließhch 178 (1996: 132) Kolloquien der Sonderforschungsbereiche. 

Quelle: DFG 
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Bewilligungen^) der DFG nach Wissenschaftsbereichen und Fachgebieten 



1995 

1996 

Wissenschaftsbereich/Fachgebiet 

Betrag 

Anteil 

Betrag 

Anteil 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Sozialwissenschaften 





Gesellschaftswissenschaften 

87,0 

4,8 

77,6 

4,2 

Geschichts- und Kunstwissenschaften 

63,1 

3,5 

61,3 

3,3 

Sprach- und Literaturwissenschaften 

55,1 

3,0 

55,0 

3,0 

Theologie, Philosophie, Psychologie, Päd- 
agogik 

76,9 

4,2 

80,4 

4,4 

zusammen . . . 

282,1 

15,5 

274,3 

14,9 

Biologie/Medizin 





Medizin, Emährungsforschung 

322,3 

17,7 

330,4 

17,9 

Biologie 

261,0 

14,4 

277,3 

15,0 

Veterinärmedizin 

3,5 

0,2 

4,4 

0,2 

Agrar- und Forstwissenschaften 

44,2 

2,4 

44,2 

2,4 

zusammen . . . 

631,0 

34,7 

656,3 

35,5 

Naturwissenschaften 





Mathematik 

36,4 

2,0 

38,5 

2,1 

Physik 

186,8 

10,3 

168,5 

9,1 

Chemie 

139,0 

7,6 

134,4 

7,2 

Geowissenschaften^) 

106,4 

5,9 

110,2 

6,0 

zusammen . . . 

468,6 

25,8 

451,6 

24,4 

Ingenieurwissenschaften 





Allgemeine Ingenieurwissenschaften und 
Maschinenwesen 

280,6 

15,4 

296,8 

16,1 

Architektur, Städtebau, Bauingenieurwesen 

33,6 

1,8 

26,6 

h4 

Bergbau und Hüttenwesen 

29,0 

1,6 

26,8 

1,5 

Elektrotechnik, Informatik 

94,0 

5,2 

115,4 

6,2 

zusammen . . . 

437,2 

24,0 

465,6 

25,2 

Insgesamt 

1 818,9 

100,0 

1 847,8 

100,0 


Normal- und Schwerpunktverfahren, Rechenanlagen und Großgeräte (über 100 000 DM), Forschergruppen, Sondeimittel, 
Sonderforschungsbereiche, Graduiertenkollegs, Postdoktoranden-Prograinin und Habilitationsförderung. 

Wissenschaften der festen Erde, Meeres- und Wasserforschung, Atmosphärische Wissenschaften. 

Quelle: DFG 
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1 .2 Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD) 

Kennedyallee 50, 53175 Bonn 

Tel.: 02 28/8 82-0; Fax: 02 28/8 82-4 44 

E-Mail: postmaster@daad.de; Internet: http://www.daad.de 


Gründung: 

Ursprünglich 1925, als eingetragener Verein privaten 
Rechts 1950 wiedergegründet. 

Mitglieder: 

Ordentliche Mitglieder sind die in der Hochschul- 
rektorenkonferenz vertretenen Hochschulen sowie 
die Studentenschaften dieser Hochschulen. 

Finanzierung: 

In erster Linie aus öffentlichen Mitteln, vornehmlich 
vom Bund (ca. 90%) und der EU (ca. 6%). 

Struktur: 

Organe des Vereins sind neben der Mitgliederver- 
sammlung das Kuratorium - bestehend aus bestellten 
Vertretern von Bund, Ländern, Hochschullehrern, 
Studenten, wissenschaftlichen Organisationen sowie 
gewählten Vertretern der Mitgliederversammlung - 
und der Vorstand. Diesem gehören neben dem Präsi- 
denten, Vizepräsidenten, neun in der Auslandsarbeit 
erfahrene Persönlichkeiten, ein Vertreter des Stifter- 
verbandes für die Deutsche Wissenschaft sowie drei 
Studentenvertreter an. 

Aufgaben: 

Der DAAD als eine gemeinsame Einrichtung der deut- 
schen Hochschulen hat die Aufgabe, die Hochschul- 
beziehungen mit dem Ausland vor allem durch den 
Austausch von Studenten und Wissenschaftlern zu 
fördern. Seine Programme sind in der Regel offen für 
alle Fachrichtungen und alle Länder und kommen 
Ausländem wie Deutschen gleichermaßen zugute. 


Mit seinen über 100 Einzelprogrammen verfolgt er 
die folgenden vier übergeordneten Zielsetzungen: 

- IndivLdueUe Qualifizierung durch grenzüberschrei- 
tende Mobihtät in Forschung, Lehre und Studium 

durch Individualstipendien, Gmppenprogramme 
deutscher Hochschulen, Praktikantenfördemng, 
büateralen Hochschullehreraustausch, Kurzpro- 
gramme; 

- InstitutioneUe und projektbezogene wissenschaft- 
liche Zusammenarbeit mit dem Ausland 

durch regionale Sonderprogramme, Hüfen beim 
personellen Ausbau akademischer Strukturen, 
Vernüttlung deutscher wissenschaftlicher Lehr- 
kräfte an ausländische Hochschulen, Fördemng 
von Hochschulpartnerschaften, projektorientierten 
Personenaustausch; 

- Fördemng der deutschen Sprache und der Germa- 
nistik im Ausland 

durch Vermittlung von Lektoren und Dozenten für 
deutsche Sprache, Sonderprogramme für auslän- 
dische Germanisten, Förderung der Information 
und Zusammenarbeit in der Germanistik; 

- (Nach-) Betreuung von Stipendiaten, Information 
und Publikation, Politikberatung 

durch Organisation von Stipendiaten- und Nach- 
kontaktveranstaltungen, Informationen und Publi- 
kationen für Ausländer (Deutsche) zum Studium 
in Deutschland (im Ausland), Stellungnahmen zu 
Fragen auswärtiger Kulturpolitik und internatio- 
naler Hochschulzusammenarbeit. 

Der Gesamthaushalt belief sich 1997 auf rund 375 
Mio DM (SoU); hinzu kommen treuhänderisch ver- 
waltete sowie indirekt in die Programme einfließende 
Mittel. 


1.3 Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) 

Jean-Paul-Str. 12, 53173 Bonn 
Tel.: 02 28/833-0; Fax: 02 28/833-1 99 

E-Mail: post@alex.avh.uni-bonn.de; Internet: http://www.avh.de 


Gründung: 

Ursprünglich 1860 in Berlin; 1953 von der Bundes- 
republik Deutschland als rechtsfähige Stiftung des 
privaten Rechts wiedererrichtet. 

Finanzierung: 

Mit ca. 90% überwiegend aus Bundesmitteln, zusätz- 
lich jeweüs rund 5% aus den Länderhaushalten und 
von privater Seite. 


Struktur: 

Dem Vorstand der Humboldt- Stiftung gehören neben 
ihrem Präsidenten auch die Präsidenten der großen 
Selbstverwaltungsorganisationen der deutschen Wis- 
senschaft, der Präsident der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder und zwei Bundesminister an. 

Aufgaben: 

Der Zweck der Stiftung besteht insbesondere darin, 
wissenschaftlich hochqualifizierten ausländischen Aka- 
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demikem die Möglichkeit zu geben, ein Forschungs- 
vorhaben in Deutschland durchzuführen. 

Ferner fördert die Stiftung Forschungsaufenthalte 
von deutschen Wissenschaftlern im Ausland. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben stehen AvH die fol- 
genden Instrumente zur Verfügung. 

- Sie vergibt jährhch bis zu 500 Forschungsstipen- 
dien an promovierte ausländische Wissenschaftler 
im Alter von bis zu 40 Jahren. Länder- oder Fä- 
cherquoten bestehen dabei nicht. 

- Sie verleiht ferner jährhch in verschiedenen Pro- 
grammen bis zu 150 Humboldt-Forschungspreise 
an international anerkannte ausländische Wissen- 
schaftler. 80 dieser Forschungspreise werden an 
Naturwissenschaftler aus den USA vergeben. Hin- 
zu kommen bis zu 12 Max-Planck-Preise für inter- 
nationale Kooperationen. 


- Im Bundeskanzler-Stipendienprogramm stehen 
weitere 10 Stipendien für künftige Führungskräfte 
der USA in Wissenschaft, Wirtschaft, Pohtik und 
Gesellschaft für einen langfristigen Aufenthalt in 
Deutschland zur Verfügung. Schheßhch verwaltet 
sie weitere Forschungsstipendien für besondere 
Zwecke. 

- Einen Förschungsaufenthalt für deutsche Wissen- 
schaftler im Ausland ermöghcht AvH insbesondere 
durch die Vergabe von jährlich bis zu 150 Feodor- 
Lynen-Forschungsstipendien. Für Forschungsauf- 
enthalte in Japan können sich deutsche Wissen- 
schaftler um eines der jährlich 35 Forschungssti- 
pendien der Japan Society for the Promotion of 
Science (JSPS) und der Science and Technology 
Agency (STA) bewerben. 

Die Gesamtausgaben behefen sich 1997 auf rund 120 

Mio DM (1996: 92 Mio DM). 


1 .4 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V. 

Barkhovenallee 1, 45239 Essen 

Tel.: 02 01/84 01-0; Fax: 02 01/84 01-3 01 

E-Mail: stifterverband@compuserve.de; Internet: http://www.stifterverband.de 


Gründung: 

1920 auf Initiative führender Persönhchkeiten der 
Wirtschaft als „Stifterverband der Notgemeinschaft 
der Deutschen Wissenschaft e.V"; wiedererrichtet 
1949 unter seinem heutigen Namen. 

Mitglieder: 

Rund 4 000 Unternehmen, Verbände und Einzelper- 
sonen. 

Finanzierung: 

Mitgliedsbeiträge, Geld- und Sachspenden, Stiftun- 
gen, letztwillige Verfügungen u.ä. 

Struktur: 

Zu den satzungsmäßigen Organen des Stifterverban- 
des gehört neben der Mitgliederversammlung das 
aus bis zu 100 Personen aus Wirtschaft und Wissen- 
schaft bestehende Kuratorium. Dieses legt die Richt- 
linien fest, nach denen der Vorstand über die Ver- 
wendung der Mittel des Stifterverbandes entschei- 
det. Die Hauptverwaltung ist für die Durchführung 
der laufenden Geschäfte zuständig. 

Aufgaben: 

Satzungsgemäß besteht der vorrangige Zweck des 
Stifterverbandes in der Förderung von Wissenschaft 
und Forschung. Daneben gehören auch die Förde- 
rung von Bildung und Erziehung und des gemein- 
nützigen Stiftungswesens sowie die Durchführung 


von Maßnahmen zu seinen Aufgaben, die geeignet 
sind, die Öffenthchkeit zur Förderung von Wissen- 
schaft und Büdung anzuregen. 

Der Stifterverband erfüllt diese Aufgaben, indem er 
im Rahmen seines Förderprogramms den übrigen 
Förderorganisationen der Wissenschaft Zuwendun- 
gen gewährt. Darüber hinaus entwickelt er eigene 
Förderprogramme. Hierbei greift er vor allem Struk- 
turfragen der Wissenschaft auf. 

Neben diesen langfristig angelegten Programmen 
wirbt der Stifterverband ferner Mittel für zeitlich be- 
fristete Sonderprogamme ein. Exemplarisch seien 
hier genannt: 

- Das Aktionsprogramm „Reform Universität", 

- Das Aktionsprogramm „Studienreform - Profübü- 
dung - Wettbewerb " , 

- Wissenschaftliche Kontakte nüt den Ländern Mit- 
tel- und Osteuropas, 

- Stiftungsprofessuren an Universitäten und Fach- 
hochschulen, 

Zu seinen zentralen Aufgaben gehören ferner lang- 
fristige Förderaktivitäten, Es sind dies 

- das Wissenschaftszentrum Bonn, Mittelpunkt der 
Wissenschaftsstadt Bonn, 

- das Stiftungszentrum in Essen, das Stiftungen in 
Rechts- und Steuerfragen berät, 

- die Wissenschaftsstatistik GmbH, die Erhebungen 
über die Ressourcen der Wirtschaft für Forschung 
und Entwicklung durchführt. 
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1997 behefen sich die Mittel für das Förderpro- 
grainin auf insgesamt 46,3 Mio DM. Darin enthal- 
ten sind Zuwendungen von Mitgliedern und Förde- 
rern von 38,1 Mio DM sowie 8,2 Mio DM, die für 
die Sonderprogranmie im Jahr 1997 gespendet wur- 
den. 

Schheßhch verwaltet der Stifterverband rechtsfähi- 
ge und nicht rechtsfähige Stiftungen. Hierbei sieht 


er seine Aufgabe nicht nur darin, rechthch und steu- 
erhch zuverlässig die Geschäfte der Stiftungen ab- 
zuwickeln, sondern auch darin, entsprechend dem 
Stifterwillen für eine wirkungsvolle Förderpohtik 
Sorge zu tragen. 1997 verwaltete der Stifterverband 
253 Stiftungen. Das Stiftungsvermögen behef sich 
auf 1,5 Mrd DM. Zur Finanzierung von Förderinitia- 
tiven dieser Stiftungen standen knapp 97 Mio DM 
zur Verfügung. 


1.5 Volkswagen-Stiftung 

Kastanienallee 35, 30519 Hannover 
Tel. : 05 11 /83 81 -0; Fax: 05 1 1 /83 81 -3 44 

E-Mail: mail@volkswagen-stiftung.cle; Internet: http://www.volkswagen-stiftung.cle 


Gründung: 

1961 von der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land Niedersachsen als rechtsfähige Stiftung bürger- 
hchen Rechts errichtet. 

Finanzierung: 

Erträge aus dem Stiftungsvermögen und Dividenden 
auf Aktienbesitz des Landes Niedersachsen an der 
Volkswagen AG, das Stiftungskapital beträgt rund 
3,3 Mrd DM. 

Struktur: 

Das Kuratorium besteht aus je sieben von der Bun- 
desregierung bzw. dem Land Niedersachsen berufe- 
nen Mitghedern; es verwaltet die Stiftung und be- 
schließt über die Vergabe der Fördermittel, es bestellt 
darüber hinaus den Generalsekretär, der die Ge- 
schäftsstelle leitet. 

Aufgaben: 

Satzungsgemäße Aufgabe der Volkswagen-Stiftung 
ist die Förderung von Wissenschaft und Technik in 
Forschung und Lehre. Sie kann Mittel für alle 
Wissenschaftsbereiche und Verwendungsarten an 


öffentliche wie private wissenschafthche Einrich- 
timgen gewähren. Nicht möghch ist eine BewiUi- 
gung an Einzelpersonen. Die Förderungsmittel wer- 
den als zweckgebundene Zuwendungen vergeben, 
die nicht die eigentlichen Unterhaltsträger der ge- 
förderten Einrichtung finanziell entlasten dürfen, 
sondern „zusätzhch" zu verwenden sind. Nur in 
AusnahmefäUen ist eine Förderung über die Dauer 
von fünf Jahren hinaus möghch. Die Förderung fin- 
det grundsätzhch im Rahmen von Schwerpunkten 
statt (1996: 23), die sich in drei Kategorien einteilen 
lassen: 

- Förderung themen- und problemorientierter Grund- 
lagenforschung, 

- Förderung der Infrastruktur von Forschung und 
Lehre sowie der wissenschafthchen Kommunika- 
tion, 

- Auslandsbezogene Förderung. 

Als neue Programme wurden 1996 eingerichtet: 

- Nachwüchsgruppen an deutschen Universitäten 

- Programm „ EXPO 2000 Hannover. " 

1996 wurden rund 180 Mio DM für die Erfüllung des 
Stiftungszwecks bewilhgt. 


1.6 Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) 

An der Bornau 2, 49090 Osnabrück 

Tel.: 05 41/9633-0; Fax: 05 41/9633-1 90 

E-Mail: s.blume@dbu.de; lnternet:http://www.dbu.de 


Gründung: 

Durch Gesetz des Bundestages vom 18. Juh 1990 
als rechtsfähige Stiftung bürgerhchen Rechts er- 
richtet. 


Finanzierung: 

Erträge aus dem Stiftungskapital, dem Erlös aus dem 
Verkauf der bundeseigenen Salzgitter AG, in Höhe 
von rd. 2,5 Mrd DM. 
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Struktur: 

/ 

Ein Kuratorium von 14 Mitgliedern wird von der Bun- 
desregierung berufen, dieses bestellt einen General- 
sekretär, der die Geschäftsstelle leitet. 


Aufgaben: 

Hauptaufgabe der Stiftung ist die Förderung von 
Vorhaben zum Schutz der Umwelt unter besonderer 
Berücksichtigung der mittelständischen Wirtschaft. 
Sie fördert Projekte außerhalb der staatlichen Pro- 
gramme aus den Bereichen Umwelttechnik, Umwelt- 
forschung und -Vorsorge sowie Umweltkommunika- 
tion. 

Förderfähig sind Vorhaben, die 

- sich klar vom gegenwärtigen Stand der Forschung 
und Technik abgrenzen und eine Weiterentwick- 
lung darsteUen (Innovation) , 

- für eine breite Anwendung, z. B. eine ganze Bran- 
che, interessant sind und sich unter marktwirt- 
schaftlichen Konditionen zeitnah umsetzen lassen 
(Modellcharakter) , 


- neue, ergänzende Umweltentlastungspotentiale er- 
schließen (Umweltentlastung). 

Die Deutsche Bundesstiftung Umwelt setzt bei ihrer 
Fördertätigkeit insbesondere auf den produkt- und 
produktionsintegrierten Umweltschutz. Im Mittel- 
punkt der Förderung stehen kleine und mittlere Un- 
ternehmen. Grundlagenforschung wird nicht geför- 
dert. 

Neben der Projektförderung hat die Umweltstiftung 
auch ein Stipendienprogramm zur Förderung des 
hochqualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses 
aufgelegt. Sie stellt jährlich 50 Stipendien für Promo- 
tions- und Habüitationsvorhaben auf dem Gebiet des 
angewandten Umweltschutzes zur Verfügung. 

Darüber hinaus verleiht die Umweltstiftung den 
Deutschen Umweltpreis für Einsatz und Leistungen, 
die entscheidend und in vorbildlicher Weise zum 
Schutz und zur Erhaltung der Umwelt beigetragen 
haben bzw. in Zukunft zu einer deutlichen Umwelt- 
entlastung beitragen werden. 

Für Förderprojekte stehen jährlich rund 150 Mio DM 
zur Verfügung. 


1 .7 Stiftung CAESAR (Center of Advanced European Studies and Research) 

Kurfürstenallee 2-3, 53177 Bonn 

Tel.: 02 28/9 35 87-0; Fax: 02 28/9 35 87-33 

E-Mail: office@caesar.cle; Internet: http://www.caesar.de 


Gründung: 

Durch Stiftungsgeschäft vom 11. JuÜ 1995 als rechts- 
fähige Stiftung bürgerlichen Rechts errichtet. 


Finanzierung: 

Erträge aus dem Stiftungskapital m Höhe von insge- 
samt 750 Mio DM (Bundesanteil: 685 Mio DM), dar- 
unter sind 190 Mio DM für Bau- und Investitionsmaß- 
nahmen vorgesehen, die Einzahlung erfolgt in den 
Jahren 1995 bis 2004. 


Struktur: 

Aufsichtsorgan der Stiftung ist der Stiftungsrat. Er 
setzt sich zusammen aus drei vom Bund entsandten 
Mitgliedern, drei Mitgliedern des Deutschen Bun- 
destages, zwei vom Land Nordrhein- Westfalen (NW) 
entsandten Mitgliedern, zwei Mitgliedern des Land- 
tages NW, einem von der Stadt Bonn entsandten Mit- 
glied sowie vier kooptierten Mitgliedern aus Wissen- 
schaft und Wirtschaft. 

Der Stiftungsrat wird einen Gründungsdirektor 
nominieren. Dieser wird die wissenschaftliche Arbeit 
des Zentrums mit ersten Arbeitsgruppen beginnen 
sowie den Bau des Forschungszentrums einleiten. 


Der Gründungsausschuß wird satzungsgemäß in 
einen wissenschaftlichen Beirat übergehen und die 
inhaltliche Beratung fortsetzen. 

Aufgaben: 

Satzungsgemäße Aufgabe der Stiftung ist die För- 
derung von Wissenschaft und Forschung. Dies wird 
insbesondere durch Gründung und Betrieb eines 
natur- und ingenieurwissenschaftlich orientierten For- 
schungszentrums in Bonn geschehen. 

Das Neuartige an CAESAR ist die Verfassung als 
Stiftung privaten Rechts mit eigener Kapitalausstat- 
tung und großen organisatorischen Freiheiten. Die 
Stiftung ist kein Zuwendungsempfänger. Das For- 
schungszentrum wird sowohl Grundlagenforschung 
als auch anwendungsbezogene Forschung betreiben. 
Es wird auf die Technologien des 21. Jahrhunderts 
ausgerichtet sein und die Marktorientierung seiner 
Projekte von Beginn an im Blick haben. 

Der für CAESAR eingesetzte Gründungsausschuß 
beschreibt die Mission dieser Stiftung wie folgt: 

~ Bearbeitung interdisziplinärer Forschungsprojekte 
an den Schnittstellen von Physik, Chemie, Biologie 
und Informationswissenschaften - gesteuert durch 
ein effizientes, operatives und strategisches Pro- 
jektcontrolling. 
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- Zusammenstellung temporärer Projektteams aus 
eigenem Personal, aus Mitarbeitern von For- 
schungseinrichtungen und Industrie unter Berück- 
sichtigung der Maximen Interdisziphnarität, Inter- 
nationahtät, wissenschafthche Exzellenz und Un- 
ternehmertum. 

- Konzentration auf Projekte mit Marktbezug sowie 
Entwicklung und Erprobung neuer Mechanismen 
zur wirtschaftlichen Verwertung bis hin zu Unter- 
nehmensgründungen. 

- Entwicklung zur Keimzelle für Kooperationsver- 
bünde und zum Kristallisationspunkt für einen 


Wissensverbund in der Region Aachen/Köln/ 
Bonn. 

Das vom Gründungsausschuß für die Stiftung erar- 
beitete Konzept ist inzwischen sowohl vom Wissen- 
schaftsrat positiv begutachtet als auch vom Stiftungs- 
rat CAESAR beschlossen worden. Diesem folgend 
wird mit Projekten aus folgenden Themenbereichen 
begonnen werden: 

- Nanowissenschaften 

- Kopplung elektronischer und biologischer Systeme 
” Kommunikationsergonomie. 


1.8 Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen „Otto von Guericke“ e.V. (AiF) 

Hauptgeschäftsstelle Köln 
Bayenthalgürtel 23, 50968 Köln 
Tel.: 02 21/3 76 80-0; Fax: 02 21/3 76 80-27 
E-Mail: info@aif.de; Internet: http://www.aif.de 
Außenstelle Berlin 

Tschaikowskistraße 45/49, 13156 Berlin 
Tel.: 030/4 81 63-3; Fax: 0 30/4 81 63-401 
E-Mail: asb@aif.de; Internet: http://www.aif.de 


Gründung: 

1954 als Dachorganisation von 17 der damals in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden industriel- 
len Forschungsvereinigungen. 

Mitglieder: 

109 Forschungsvereinigungen aus unterschiedhchen 
Branchen der Wirtschaft mit insgesamt 57 branchen- 
eigenen Forschungsinstituten. 

Finanzierung: 

Die Geschäftsstelle wird aus den Beiträgen der Mit- 
ghedsvereinigungen, die Vorhaben der industriellen 
Gemeinschaftsforschung aus öffentlichen Fördermit- 
teln sowie industriellen Eigenmitteln finanziert. 

Bei den Gesamtaufwendungen für die geförderten For- 
schungsvorhaben ist insgesamt eine 25 v.H.-Eigen- 
beteüigung der Wirtschaft anzustreben. 

Struktur: 

ln der Satzung der AiF sind die folgenden Organe 
verankert: Mitghederversammlung, Präsidium, Kura- 
torium, Wissenschafthcher Rat, Geschäftsführerbei- 
rat, Bewilligungsausschuß sowie Revisionsausschuß. 

Aufgaben: 

Hauptaufgabe der AiF ist die Förderung der indu- 
striellen Gemeinschaftsforschung. Gefördert werden 
Vorhaben der anwendungsorientierten Forschung, 
die den praktischen Bedürfnissen der kleinen und 
mittleren Unternehmen Rechnung tragen. Aufgrund 


des Gemeinschaftscharakters dieser Forschung sind 
ihre Themen in der Regel branchenspezifisch orien- 
tiert. Ihre Erforschung soll den technologischen Stan- 
dard der jeweiligen Branche anheben und nicht ein- 
zelnen Unternehmen zugute kommen. Die Förde- 
rung der einzelnen Vorhaben erfolgt als VoUfinanzie- 
rung der zuwendungsfähigen Ausgaben. Im Rahmen 
der industriellen Gemeinschaftsforschung können 
Förderanträge nur von den Mitghedsvereinigungen 
der AiF gestellt werden. 

Diese Förderung erfolgt aus Mitteln des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft (BMWi), das die AiF vertrag- 
hch nüt der Abwicklung dieser Maßnahme betraut 
hat. Für diese Art der Forschung wurden in den letz- 
ten Jahren vom BMWi Mittel in Höhe von 150 bis 
170 Mio DM p.a. zur Verfügung gestellt. Vorausset- 
zung für die öffenthche Förderung dieser Art der For- 
schung sind jedoch industrielle Eigenmittel in minde- 
stens gleicher Höhe. Im Jahr 1996 betrugen diese 
rund 446 Mio DM. 

Neben dieser Hauptaufgabe hat die AiF eine Reihe 
von Zusatzaufgaben übernommen. Sie ist u.a. Pro- 
jektträgerin der folgenden Sonderprogramme der 
Bundesregierung zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung (FuE): 

- Forschungskooperation in der mittelständischen 
Wirtschaft (FOKO) 

- FuE-Personalförderung-Ost (PFO) 

- Anwendungsorientierte Forschung und Entwick- 
lung an Fachhochschulen. 
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2. Trägerorganisationen 

2.1 Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V. (MPG) 

Hofgartenstraße 2, 80539 München 

Tel.: 0 89/21 08-0; Fax: 0 89/21 08-11 11 

E-Mail: (name)@mp-gv.mpg.de; Internet: http://www.mpg.de 


Gründung: 

1948 in Nachfolge der 1911 errichteten Kaiser- Wil- 
helm-Gesellschaft als gemeinnützige Forschungsor- 
ganisation in der Rechtsform eines eingetragenen 
Vereins mit juristischem Sitz in Berhn; der Präsident 
und die Generalverwaltung haben ihren Standort in 
München. 

Mitglieder: 

Nach der Satzung der MPG werden unterschieden: 

- Fördernde Mitglieder (z. B. natürhche oder juristi- 
sche Personen, die einen Mitghedsbeitrag zahlen) 

- Wissenschafthche Mitglieder (Wissenschafthche 
Mitglieder der Institute, Emeritierte sowie Auswär- 
tige Wissenschaftliche Mitglieder der Institute) 

- Mitglieder von Amts wegen (Mitglieder des Senats 
sowie Institutsleiter, die nicht Wissenschafthche 
Mitgheder von Instituten sind) 

- Ehrenmitglieder (durch Hauptversammlung er- 
nannte Forscher und Förderer der Wissenschaft). 

Finanzierung: 

Institutionelle Förderung durch öffenthche Mittel des 
Bundes und der Länder im Verhältnis 50:50; für den 
Teilhaushalt des als Helmholtz -Zentrum geförderten 
Max-Planck-Institutes für Plasmaphysik (IPP) stellt 
der Bund 90% und stellen die Sitzländer 10% zur 
Verfügung. Neben den Mitteln der üistitutionellen 
Förderung stehen auch Mittel aus der Projektförde- 
rung, Zuwendungen von privater Seite sowie Mit- 
ghedsbeiträge, Spenden und Entgelte für eigene Lei- 
stungen zur Verfügung. 

Struktur: 

Die MPG ist eine Trägerorganisation für z. Z. rd. 
80 Institute sowie Laboratorien, Forschungsstellen 
und Arbeitsgruppen unterschiedhcher Größe, Struk- 
tur und Aufgabenstellung. Als Selbstverwaltungs- 


organisation der Wissenschaft gewährt sie ihren lei- 
tenden Wissenschaftlern freie Hand bei der Wahl der 
Forschungsthemen und der Durchführung der For- 
schungsarbeiten. 

Zentrales Entscheidungs- und Aufsichtsgremium der 
MPG ist der Senat. Dieser besteht aus den von der 
Hauptversammlung gewählten Senatoren sowie den 
Amtssenatoren. Er wählt den Präsidenten und die 
Senatoren des Verwaltungsrats. Ferner beschließt er 
über die Gründung bzw. Schließung von Instituten 
und Abteilungen und die Berufung der Wissenschaft- 
lichen Mitglieder und Direktoren. Er stellt ferner den 
Gesamthaushaltsplan sowie Jahresbericht und Jah- 
resrechnung fest. 

Aufgaben: 

Die MPG hat insbesondere die Aufgabe 

- wissenschafthch besonders wichtige oder zukunfts- 
trächtige Gebiete mit angemessener Konzentra- 
tion von Personal und Mitteln zu bearbeiten; 

- neu entstehende, auch außerhalb etablierter Diszi- 
phnen oder zwischen ihnen liegende Forschungs- 
gebiete rasch und mit dem erforderhchen Auf- 
wand aufzugreifen; vor allem solche, die keinen 
oder nur langsam Eingang in die Hochschulen fin- 
den können; 

- Forschungsaufgaben durchzuführen, die wegen 
ihres interdisziphnären Charakters nicht in das Or- 
ganisationsgefüge der Hochschulen passen oder 
einen personellen oder apparativen Aufwand er- 
fordern, der von Hochschulen nicht erbracht wer- 
den kann. 

Die MPG bietet dem wissenschaftlichen Nachwuchs 
in ihren Instituten die Möglichkeit zu einer vertieften 
und speziahsierten Ausbüdung. Im Rahmen ihrer 
Aufgaben legt sie Wert auf die Zusammenarbeit mit 
den Hochschulen und mit Forschungseinrichtungen 
des In- und Auslands. 
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Finanzielle und personelle Ressourcen der Max-Planck-Gesellschaft*) 


Gesamtausgaben (Mio DM) 

Ges amtpers onal ( VoUz eit äquivalent) 

1995 




1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/ 

Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/ 

Schätzung 

1 688,4 

1 865,8 

1 828,2**) 

1 887,0**) 

10 246 

10 763 

11 175 

11 628 

darunter: 

davon; 

institutioneile Förderung des Bundes 
(einschheßhch HSP/HEP) 

(Plan-)Stellen 

710,7 

730,5 

765,2 

801,2 

7 399 

7 217 

7 488 

7 917 

Annexpersonal 




3011 **) 

Drittmittel 

Drittmittelpersonal 

195,2 


200,0**) 

200,0**) 

629 

586 


700**) 


*) Ohne IPP. 
**) Schätzung. 

Quelle: MPG 


Die Ausgaben der Max-Planck-Gesellschaft nach Forschungsbereichen*) 



Ausgaben 

Forschungsbereich 

1996 

-SoU 

1997*' 

)-SoU 


in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in % 

Chemie 

178,2 

10,9 

185,2 


Physik 

355,5 

21,7 

388,6 


Astronomie und Astrophysik 

165,2 

10,1 

162,3 


Atmosphärische Wissenschaften, 
Geowissenschaften 

72,7 

4,5 

68,7 


Mathematik 

11,3 

0,7 

16,0 


Informatik 

21,7 

1,3 

14,9 


Biologisch orientierte Forschung 

520,3 

31,8 

556,5 


Medizinisch orientierte Forschung 

143,2 

8,8 

140,1 


Rechtswissenschaften 

69,5 

4,3 

69,4 


Geschichtswissenschaften 

31,5 

1,9 

32,4 


Gesellschaftswissenschaften 

56,5 

3,5 

54,7 


Wirtschaftswissenschaften 

7,9 

0,5 

18,9 


Insgesamt 

1 633,4 

100,0 

1 707,6**) 

100,0 


•) Ohne IPP 

* *) Enthalten sind nur die zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung bekannten Drittmittel. 
Quelle: MPG 
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Forschungseinrichtungen der Max-Plank-Gesellschaft*) 


Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Baden-Württemberg 


Max-Planck-Institut für Astronomie 

Königstuhl 17, 69117 Heidelberg 

Tel.: 0 62 21/5 28-0 

Fax: 0 62 21/5 28-2 46 

E-Mail: usemame@mpia-hd.mpg.de 

~ Bau des Müchstraßensystems 

- Entstehung von Sternen aus interstellarer Materie 

- Aktivitätsphasen extragalaktischer Systeme 
(Galaxien, Quasare) 

- Aufbau und Entwicklung des Universums 

Max-Planck-Institut für Biologie 

Spemannstraße 32, 72076 Tübingen ' 

Tel.: 0 70 71/6 01-7 50 

Fax: 0 70 71/6 01-7 59 

E-Mail: klem@mpi-tuebmgen.mpg.de 

- Mikrobiologie 

- Infektionsbiologie 

- Immungenetik 

- Membranbiochemie 

Max-Planck-Institut für Entwicklungsbiologie 

Spemannstraße 35, 72076 Tübingen 

Tel.: 0 70 71/6 01-1 

Fax: 0 70 71/6 01-3 00 

E -Maü: devbio 1 @mpib-tuebingen.mpg. de 

- Morphogenese der Bakterienzelle 

- Entstehung von Form und Gestalt während der 
Embryonalentwicklung 

Max-Planck-Institut für Festkörperforschung 

Heisenbergstraße 1, 70569 Stuttgart 

Tel: 07 11/6 89-0 

Fax: 07 11/6 89-10 10 

E-Mail: cardona@cardix.mpi-stuttgart.mpg.de 

- Physikahsche und chemische Eigenschaften von 
Halbleitern 

- Neue Verbindungsklassen 

- Materialentwicklung 

- Mikro- und makroskopisch stmkturierte Systeme 

Friedrich-Miescher-Laboratorium 
für biologische Arbeitsgruppen 
in der Max-Planck-Gesellschaft 

Spemannstraße 37-39, 72076 Tübingen 

Tel.: 0 70 71/6 01-4 60 

Fax: 0 70 71/6 01-4 55 

E-Maü: borst@sunwan.mpik-tueb.mpg.de 

- Diversität und Funktion von Motormolekülen 

- Zelluläre Informationsverarbeitung im visuellen 
System der Fhege 

- ZeUzyklusregulation während der Entwicklung 

- Muskeldifferenzierung bei Vertebraten 

Max-Planck-Institut für Immunbiologie 

Stübeweg 51, 79108 Freiburg 

Tel: 07 61/51 08-0 

Fax: 07 61/51 08-2 21 

E-Mail: solter@immunbio.mpg.de 

- Zelluläre und molekulare Immunologie 

- Regulation der Genexpression während der 

S äugetier ent Wicklung 

Max-Planck-Institut für Kernphysik 

Saupfercheckweg 1, 69117 Heidelberg 

Tel.: 0 62 21/5 16-0 

Fax: 0 62 21/5 16-6 01 

E-Maü: wemer.hofmann@mpi-hd.mpg.de 

- Atomare und nukleare Schwerionenphysik 

- Stmktur und Wechselwirkung hadronischer 
Systeme 

- Hochenergie-Astrophysik 

- Laborstudien und Feldmessungen von Spuren- 
gasen 

- Theorie quantenmechanischer Vielteüchen- 
systeme mit chaotischer Dynamik 

Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik 

Spemannstraße 38, 72076 Tübingen 

Tel.: 0 70 71/6 01-5 00 

Fax: 0 70 71/6 01-5 20 

- Konstruktionsprinzipien informationsver- 
arbeitender Systeme von lebenden Organismen 

- Grundprinzipien der neuronalen Wechselwirkung 

Max-Planck-Institut für medizinische Forschung 

Jahnstraße 29, 69120 Heidelberg 

Tel.: 0 62 21/4 86-0 

Fax: 0 62 21/4 86-3 51 

~ Strukturaufklärung an Proteinen 

- Eigenschaften und Steuerung von lonenkanälen 

- Mechanismen der Transmitter-Freisetzung 

- Sekretion 


*) Weitergehende Informationen: vgl. Jahrbuch der MPG. 
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Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Max-Planck-Institut für Metallforschung 

Seestraße 92, 70174 Stuttgart 

Tel: 07 11/20 95-0 

Fax: 07 11/20 95-3 20 

- Aubau der Metalle und ihrer Legiemngen 

- Zusammenhang zwischen innerem Aufbau und 
Eigenschaften 

Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht 

Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg 

Tel.: 07 61/70 81-1 

Fax: 07 61/70 81-2 94 

- StrafrechtUche Rechtsordnungen des Auslands 

- Strafrechtliche SozialkontroUe 

- StrafvoUzug und Opferforschung 

Max-Planck-Institut für Verhaltensphysiologie 
Vogelwarte Radolfzell 

Schloß Möggingen, 78315 RadolfzeU 

Tel.: 0 77 32/15 01-0 

Fax: 0 77 32/15 01-34 

E-Mail: username@mpi-seewiesen.mpg.de 

- Sozial- und Kommunikationsverhalten 

- Verhaltensökologie 

- Biologische Rhythmen und Vogelzug 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
öffentliches Recht und Völkerrecht 

Im Neuenheimer Feld 535, 69120 Heidelberg 

Tel.: 0 62 21/4 82-1 

Fax: 0 62 21/4 82-2 88 

E-Mail: information@mpiv-hd.mpg.de 

- Recht internationaler Organisationen 

- Recht der Europäischen Gemeinschaften 

- Verfassungs- und Verwaltungsrecht ausländischer 
Staaten 

- Internationaler Menschenrechtsschutz 

- Internationales Wirtschaftsrecht 

- Recht der Vereinten Nationen 

Max-Planck-Institut für Zellbiologie 

Rosenhof, 68526 Ladenburg b. Heidelberg 

Tel: 0 62 03/1 06-0 

Fax; 0 62 03/1 06-1 22 

E-Maü: ptraub@zeUbio.mpg.de 

- Stmktur und Funktion des Zytoskeletts 

Bayern 

Max-Planck-Institut für Astrophysik 

Karl-Schwarzschild-Straße 1, 85748 Garching 

Tel.: 0 89/32 99-00 

Fax: 0 89/32 99-32 35 

E-MaU: usemame@mpa-garching.mpg.de 

- Innerer Aufbau und zeithche Entwicklung der 
Sterne 

- Ihre Entstehung aus Wolken interstellarer Materie 

- Späte Phasen der Sternentwicklung 

Max-Planck-Institut für Biochemie 

Am Klopferspitz 18a, 82152 Martinsried 

Tel.: 0 89/85 78-1 

Fax: 0 89/85 78-37 77 

- Struktur und Funktion von Proteinen, 

Nukleinsäuren, Viren, Archaebakterien, Zellen, 
OrganeUen, ganzen Organismen 

Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Patent-, 

Urheber- und Wettbewerbsrecht 

Siebertstraße 3, 81675 München 

Tel.: 0 89/92 46-1 

Fax: 0 89/92 46-2 47 

- Gewerblicher Rechtsschutz 

- Patent- und Markenrecht 

- Urheberrecht 

- Recht des unlauteren Wettbewerbs 

Max-Planck-Institut für Physik 
(Werner- Heisenberg-Institut) 

Föhringer Ring 6, 80805 München 

Tel: 0 89/3 23 54-0 

Fax: 0 89/3 22 67 04 

E-MaU: soergel@mppmu.mpg.de 

- Innerste Stmktur der Materie 

- Elementarteüchen und ihre Wechselwirkungen 


265 


Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik 

Giessenbachstraße, 85748 Garching 

Tel.: 0 89/32 99-00 

Fax: 0 89/32 99-35 69 

E-Mail: usemame@mpe-garching.mpg.de 

- Infrarotstrahlungs- Astronomie 

- Röntgenstrahlungs-Astronomie 

- Ganunastrahlungs -Astronomie 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) 

(- Helmholtz-Zentmm, vgl. Kap. 3 -) 

Boltzmannstraße 2, 85748 Garching 

Tel.: 0 89/32 99-01 

Fax: 0 89/32 99-22 00 

- Plasmaphysikahsche Gmndlagen für Kernfusion 
in Tokamak- und Stellaratoranlagen 

Teilinstitut Greifswald 

Walther-Rathenau-Straße 49a, 17491 Greifswald 

Tel: 0 38 34/5 15-4 00 

Fax: 0 38 34/5 15-4 44 


Max-Planck-Institut für Psychiatrie 
(Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie) 

a) Theoretisches Institut 

Am Klopferspitz 18a, 82152 Martinsried 

Tel.: 0 89/85 78-1 

Fax: 0 89/85 78-35 41 

- Funktionen des Gehirns 

- Khnische Forschung und Gmndlagenforschung 
im Bereich von Neurologie, Psychiatrie und 
klinischer Psychiatrie 

Max-Planck-Institut für Psychiatrie 
(Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie) 

b) Klinisches Institut 

Kraepelinstraße 2 und 10, 80804 München 

Tel: 0 89/3 06 22-1 

Fax: 0 89/3 06 22-6 05 

- Funktionen des Gehirns 

- Klinische Forschung und Gmndlagenforschung 
im Bereich von Neurologie, Psychiatrie und 
klinischer Psychiatrie 

Max-Planck-Institut für psychologische Forschung 

Leopoldstraße 24, 80802 München 

Tel.: 089/3 86 02-1 

Fax: 0 89/34 24 73 

E-Mail: giger@mpipf-muenchen.mpg.de 

- Entwicklung des Denkens 

- Motivation und Handeln 

- Menschliche Wahrnehmung 

Max-Planck-Institut für Quantenoptik 

Hans-Kopfermann-Straße 1, 85748 Garching 

Tel.: 0 89/3 29 05-0 

Fax: 0 89/3 29 05-2 00 

E-Mail: klk@mpq.mpg.de 

- Laserexperimente in der Atomphysik 

- Spektroskopie 

- Chemie 

- Nachweis von GravitationsweUen 

Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Sozialrecht 

Leopoldstraße 24, 80802 München 

Tel.: 0 89/3 86 02-1 

Fax: 0 89/39 97 95 

E-Maü: sozmail@mpipf-muenchen.mpg.de 

- Entwicklung der sozialen Dimension in der 
Europäischen Union 

- Transformation der Sozialordnungen in den 

Staaten Mittel- und Osteuropas 

Max-Planck-Institut für Verhaltensphysiologie 

Post Starnberg, 82319 Seewiesen 

Tel.: 0 81 57/9 32-0 

Fax: 0 81 57/9 32-2 09 

E-Mail: usemame@mpi-seewiesen.mpg.de 

- Sozial- und Kommunikationsverhalten 

- Verhaltensökologie 

- Biologische Rhythmen und Vogelzug 
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Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Berlin 


Max-Planck-lnstitut für Bildungsforschung 

Lentzeallee 94, 14195 Berlin 

Tel.; 0 30/8 24 06-0 

Fax; 0 30/8 24 99 39 

- Bildung, Arbeit und gesellschaftliche Entwick- 
lung 

- Entwicklung und Soziahsation 

- Psychologie und Humanentwicklung 

- Schule und Unterricht 

Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft 

Faradayweg 4-6, 14195 Berlin 

Tel.: 0 30/84 13-30 

Fax: 0 30/84 13-31 55 

E-Mail: robert@graphite.rz-berhn.mpg.de 

- Eigenschaften von Festkörperoberflächen - 
physikahsch-chemische Prozesse zwischen 
Festkörpern und Gasen bzw. Flüssigkeiten 

- Grundlage der heterogenen Katalyse 

- Chemische Bindung in Festkörpern und an 
Oberflächen 

Max-Planck-lnstitut für molekulare Genetik 

Ihnestraße 73, 14195 Berlin 

Tel.: 0 30/84 13-0 

Fax: 0 30/84 13-13 88 

E-Mail : lehr ach@mpimg -b erün . dahlem . mpg . de 

- Molekulare Mechanismen der Desoxyribonukle- 
insäure (DNS)-Rephkation 

- Proteinbiosynthese 

- Ribosomenstruktur 

- Genomanalyse 

Max-Planck-lnstitut für Infektionsbiologie 

Monbijoustraße 2, 10117 Berlin 

Tel.: 0 30/28 02-66 12 

Fax: 0 30/28 02-64 06 

E-Mail: sek@mpiib-berlin.mpg.de 

- Immunantwort auf intrazehuläre Bakterien 

- Genetische Mechanismen der Erregerevasion 

Max-Planck-lnstitut für Wissenschaftsgeschichte 

Wilhelmstraße 44, 10117 Berlin 

Tel.: 0 30/2 26 67-0 

Fax: 0 30/2 26 67-2 99 

E-Mail: idaston@mpiwg-berün.mpg.de 

- Historische Entwicklung des wissenschaftlichen 
Denkens 

- Historische Epistemologie der Wissenschaften 

Brandenburg 


Max-Planck-lnstitut für Gravitationsphysik 
(Albert-Einstein-Institut) 

Schlaatzweg 1, 14473 Potsdam 

Tel.: 03 31/2 75 37-0 

Fax: 03 31/2 75 37-98 

E-Mail: office@aei-potsdam.mpg.de 

- Physikalische Grundlagen und mathematische 
Methoden der Allgemeinen Relativitätstheorie 

- Vereinigung von Quantenfeldtheorie und 
Allgemeiner Relativitätstheorie 

- Theorie der Gravitationswellen 

Max-Planck-lnstitut für Kolloid- und 
Grenzflächenforschung 

Kantstraße 55, 14513 Teltow 

Tel.: 0 33 28/46-0 

Fax: 0 33 28/46-2 15 

E-Mail: kressler@mpikd.fta-berhn.de 

- Neue supramolekulare Strukturen aus Polymeren, 
Tensiden und Lipiden 

- Neue Theorien in Wechselwirkung mit 
Experimenten und Computersimulationen 

Max-Planck-lnstitut 

für molekulare Pflanzenphysiologie 

Karl-Liebknecht-Straße 24-25, Haus 20 

14476 Golm b. Potsdam 

Tel.: 03 31/9 77 23-00 

Fax: 03 31/9 77 23-01 

E-Mail: wülmitzer@mpimp -golm.mpg.de 

- Biosynthese, Verteilung und Transport 
niedermolekularer Substanzen und 
hochmolekularer Inhaltsstoffe 
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Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Bremen 


Max-Planck-Institut für marine Mikrobiologie 

Celsiusstraße 1, 28359 Bremen 

Tel.; 04 2 1/20 28 50 

Fax: 04 21/20 28-5 80 

E-Mail: bjoergen@mpi-bremen.de 

- Mikrobielle Ökologie des aquatischen 

Lebensraums 

- Umsetzung organischer und anorganischer 
Substanzen im Meeresbereich 

Hamburg 


Max-Planck-Institut für Meteorologie 

Bundesstraße 55, 20146 Hamburg 

Tel.; 0 40/4 11 73-0 

Fax: 0 40/4 11 73-2 98 

- Langfristige Klimaveränderungen 

- Analyse des Gesamtklimasystems 

- Einzelprozesse in Atmosphäre, Ozean, Eis und 
Biosphäre 

Arbeitsgruppen für strukturelle Molekularbiologie 
der Max-Planck-Gesellschaft am DESY 

Notkestraße 85, Gebäude 25 b 

22607 Hamburg, c/o DESY 

Tel.: 0 40/89 98-28 01 

Fax: 0 40/89 71 68-10 

E-Mail: office@mpasmb.desy.de 

- Proteine des Zytoskeletts 

- Molekulare Ursachen der Alzheimer Krankheit 

- Konformationsänderung von Proteinen 

- Räumliche Struktur von Ribosomen 

Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Privatrecht 

Mittelweg 187, 20148 Hamburg 

Tel: 0 40/4 19 00-0 

Fax: 0 40/4 19 00-2 88 

- Zivilrechtliche Rechtsvergleichung 

- Privatrechtlicher internationaler Rechtsverkehr 

- Ausländisches und internationales Wirtschafts- 
recht 

Hessen 


Max-Planck-Institut für Biophysik 

Kennedyallee 70, 60596 Frankfurt/Main 

Tel: 0 69/63 03-1 

Fax: 0 69/63 03-2 44 

- Struktur und Funktion von Membranprotein 

- Stofftransporte durch biologische und 
synthetische Membranen 

Max-Planck-Institut für Hirnforschung 

Deutschordenstraße 46 

60528 Frankfurt/Main 

Tel: 0 69/9 67 69-0 

Fax: 0 69/9 67 69-4 33 

E-Mail: waessle@mpih-frankfurt.mpg.de 

- Physiologische und anatomische Untersuchungen 
am Zentralnervensystem der Säugetiere 

Max-Planck-Institut 

für terrestrische Mikrobiologie 

Karl-von-Frisch-Straße, 35043 Marburg 

Tel: 0 64 21/1 78-0 

Fax: 0 64 21/1 78-9 99 

E-Mail; mpi@mailer.uni-marburg.de 

- Anpassungs- und Regulationsvorgänge 
in Bodenmikroorganismen 

- Biologie chemotropher, anaerober 
Mikroorganismen 

- Mikrobielle Umsetzung umweltrelevanter 
Spurengase 

- Wechselwirkungen von Bakterien 
in Boden-ModeUsystemen 
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Forschungsschwerpunkte 

Max-Planck-Institut für physiologische 

und klinische Forschung (W. G. Kerckhoff-Institut 

und Kerckhoff-Klinik GmbH) 

W. G. Kerckhoff-Institut 

Parkstraße 1, 61231 Bad Nauheim 

Tel.: 0 60 32/7 05-1 

Fax; 0 60 32/7 05-2 11 

Kerckhoff-Klinik GmbH 

Benekestraße 2-8, 61231 Bad Nauheim 

Tel.: 0 60 32/9 96-0 

Fax: 0 60 32/9 96-3 99 

- Integrierte Systeme in der Physiologie 

- Entwicklungsbiologie 

- Pathophysiologie der Blutgefäße 

- Hämostaseologie 

- Transformationsmedizin 

- Kardiologie 

- Anästhesie 

Max-Planck-Institut 

für europäische Rechtsgeschichte 

Hausener Weg 120, 60489 Frankfurt/Main 

Tel.: 0 69/7 89 78-0 

Fax: 0 69/7 89 78-1 69 

E-Mail: dsimon@mpier.uni-frankfurt.de 

- Normdurchsetzung und Normwirkung in mittel- 
alterhcher und neuzeitlicher Gesellschaft 

Mecklenburg-Vorpommern 


Max-Planck-Institut für demografische Forschung 

Doberanerstraße 114, 18057 Rostock 

Tel.: 03 81/20 81-0 

Fax: 03 81/20 81-2 19 

- Generative Zusammenhänge (Fertilität, Familien- 
bildung) 

- Mortalität und Morbidität 

- Migration 

- Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Sozialsystem- 
entwicklung 

Niedersachsen 


Max-Planck-Institut für Aeronomie 

Max-Planck-Straße 2 

37191 Katlenburg-Lindau 

Tel.: 0 55 56/9 79-0 

Fax: 0 55 56/9 79-2 40 

- Atmosphäre und Magnetosphäre der Planeten 
und Kometen 

- Deren Wechselwirkungen mit der Sonne 
und ihrer Atmosphäre 

Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie 
(Karl-Friedrich-Bonhoeffer-Institut) 

Am Faßberg, 37077 Göttingen 

Tel.: 05 51/20 1-0 

Fax: 05 51/20 1-12 22 

E-Mail: rlongo@gwdg.de 

- Grundmechanismen der biologischen Evolution 

- Übertragung von biologischer Information 

- Vorgänge in natürlichen Membranen 

- Funktionelle Organisation des Nervensystems 

Max-Planck-Institut für experimentelle 
Endokrinologie 

Feodor-Lynen-Straße 7, 30625 Hannover 

Tel.: 05 11/53 59-0 

Fax: 05 11/53 59-2 03 

E-Mail: 106001, 2503@compuserve.com 

- Wirkung von Steroidhormonen, von 

Neuropeptiden und von Neuropeptidasen 

- Steuerung der Morphogenese 

Max-Planck-Institut für Geschichte 

Hermann-Föge-Weg 11, 37073 Göttingen 

Tel.: 05 51/49 56-0 

Fax: 05 51/49 56-70 

- Kirche des Alten Reichs 

- Gesellschaftliche und kulturelle Strukturen und 
Prozesse im Mittelalter und in der Neuzeit 

- EDV-gestützte Methoden historischer Forschung 

Max-Planck-Institut für experimentelle Medizin 

Hermann-Rein-Straße 3, 37075 Göttingen 

Tel.: 05 51/38 99-0 

Fax: 05 51/38 99-3 89 

E-Mail: hilschmann@exmedi.gwdg.de 

- Vernetzung von Neuronen 

- Synaptische Interaktion 

- Neuropeptide 

- lonehkanäle 

- Immunologie 

- Katalytische RNA 
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Forschungsschwerpunkte 

Max-Planck-Institut für Quantenoptik 

Außenstelle Hannover: 

(Gravitationswellenforschung) 

Callinstraße 38, 30167 Hannover 

Tel.: 05 11/7 62-0 

Fax: 05 11/7 62-58 61 

- Laserexperimente in der Atomphysik 

- Spektroskopie 

- Chemie 

- Nachweis von GfavitationsweUen 

Max-Planck-Institut für Strömungsforschung 

Bunsenstraße 10, 37073 Göttingen 

Tel.: 05 51/51 76-0 

Fax: 05 51/51 76-7 04 

E-Mail: geisel@chaos.gwdg.de 

- Elementare Wechselwirkungen molekularer 
Systeme 

- Elastische, inelastische und reaktive Prozesse 

Nordrhein-Westfalen 


Max-Planck-Institut für Eisenforschung GmbH 

Max-Planck-Straße 1, 40237 Düsseldorf 

Tel.: 02 11/67 92-1 

Fax: 02 11/67 92-2 68 

E-Mail: mpi@mpie-duesseldorf.mpg.de 

- Weiterentwicklung von Stahl und verwandten 
Werkstoffen 

- Verfahren zu ihrer Erzeugung, Formgebung und 
Prüfung 

Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung 

Lothringer Straße 78, 50677 Köln 

Tel.: 02 21/3 36 05-0 

Fax: 02 21/3 36 05-55 

E-Mail: info@mpi-fg-koeln.mpg.de 

Internet : http : //www. mpi-f g-ko ein . mp g . de 

- Institutioneller Wandel in staatsnahen 
gesellschaftlichen Teübereichen 

- Staatliche Steuerung und gesellschaftliche 
Selbstregulierung 

Max-Planck-Institut für Kohlenforschung 
(rechtsfähige Stiftung) 

Kaiser- Wilhelm-Platz 1, 45470 Mülheim/Ruhr 

Tel.: 02 08/3 06-1 

Fax: 02 08/3 06-29 80 

E-Mail: pfaltz@mpi-muelheim.mpg.de 

- MetaUorganische Chemie 

- Homogene und heterogene Katalyse 

- Kohlenchemie 

Max-Planck-Institut für Mathematik 

Gottfried-Claren-Straße 26, 53225 Bonn 

Tel.: 02 28/4 02-0 

Fax: 02 28/4 02-2 77 

E-Mail: gerd@mpim-bonn.mpg.de 

- Algebraische Gruppen 

- Arithmetische Untergruppen 

- Zahlentheorie 

- Algebraische Topologie 

- Differentialgeometrie 

Max-Delbrück-Laboratorium 
in der Max-Planck-Gesellschaft 

Carl-von-Linne-Weg 10, 50829 Köln 

Tel.: 02 21/50 62-6 01 

Fax: 02 21/50 62-6 13 

E-Mail: johnsson@mpiz-koeln.mpg.de 

- Zelluläre Entwicklung im hämatopoetischen 

System 

- ZeUdifferenzierung 

- Intrazelluläre Signaltransduktion 

- Rezeptor- Tyrosinkinasen 

Max-Planck-Institut für neurologische Forschung 

Gleueler Straße 50, 50931 Köln 

Tel.: 02 21/47 26-0 

Fax: 02 21/47 26-2 98 

E-Mail: wdh@pet.mpin-koeln.mpg.de 

- Störungen der Himdurchblutung 

- Störungen des Himstoffwechsels 

Max-Planck-Institut für molekulare Physiologie 

Rheinlanddamm 201, 44139 Dortmund 

Tel.: 02 31/12 06-0 

Fax: 02 31/12 06-4 64 

E-Mail; rolf.kinne@mpi-dortmund.mpg.de 

- Struktur- Wirkungsbeziehungen auf molekularer, 
makromolekularer und zellulärer Ebene 
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Forschungsschwerpunkte 

Max-Planck-Institut für Radioastronomie 

Auf dem Hügel 69, 53121 Bonn 

Tel.: 02 28/5 25-0 

Fax: 02 28/5 25-2 29 

E-Mail: postmaster@mpifr-bonn.mpg.de 

Projektgruppe „Recht der Gemeinschaftsgüter" 
der Max-Planck-Gesellschaft 

(in Gründung) 

Standort: Bonn 

- Kerne von Radiogalaxien und Quasaren 

- Radiostrahlung von Pulsaren 

- Kontinuum- und Linienstrahlung der Milchstraße 

- Optische Speckle-Masking-Messungen 

Max-Planck-Institut für Strahlenchemie 

Stiftstraße 34-36, 45470 Mülheim an der Ruhr 

Tel.: 02 08/3 06-0 

Fax: 02 08/3 06-39 51 

E-Mail: schaffner@mpi-muelheim.mpg.de 

- Photobiologie 

- Struktur und Funktion von Metallproteinen 

Max-Planck-Institut für Züchtungsforschung 

Garl-von-Linne-Weg 10, 50829 Köln 

Tel.: 0221/50 62-0 

Fax: 02 21/50 62-5 13 

E-Mail: usemame@mpiz-koeln.mpg.de 

- Molekularbiologische, genetische und 
zellbiologische Aspekte der Züchtung 
von Pflanzen 

- Verbesserter Pflanzenschutz 

- Wirkungsvollere Züchtungsmethoden 

Rheinland-Pfalz 

Max-Planck-Institut für Chemie 
( Otto -Hahn -Institut) 

Joh.- Joachim-Becher- Weg 27, 55128 Mainz 

Tel.: 0 61 31/3 05-0 

Fax: 0 61 31/3 05-3 88 

E-Mail: moa@diane.mpch-mainz.mpg.de 

Internet: http://www.mpch-mainz.mpg.de 

- Spurenstoffgehalt in Luft 

- Spurenstoffgehalt in Meteoriten 

- Fraktionierungsvorgänge im Erdmantel 
und in der Erdkruste 

Max-Planck-Institut für Polymerforschung 

Ackermannweg 10, 55128 Mainz 

Tel.: 0 6131/3 79-0 

Fax: 0 61 31/3 79-1 00 

E-Mail: wegner@mpip-mainz.mpg.de 

- Synthetische Polymere 

- Eigenschaften und Funktionen polymerer 
Werkstoffe 

Saarland 

Max-Planck-Institut für Informatik 

Im Stadtwald, 66123 Saarbrücken 

Tel.: 06 81/93 25-0 

Fax: 06 81/93 25-9 99 

E-Mail: mpi@mpi-sb.mpg.de 

Internet: http://www.mpi-sb.mpg.de 

- Effiziente Algorithmen für Einsatz auf parallelen 
und nichtparallelen Rechnersystemen 

- Programmierung als Schnittstelle zum Benutzer 

Sachsen 

Max-Planck-Institut 

für evolutionäre Anthropologie 

(in Gründung) 

Standort: Leipzig 
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Forschungsschwerpunkte 

Max-Planck-Institut für Mathematik 
in den Naturwissenschaften 

Inselstraße 22-26, 04103 Leipzig, 

Tel.: 03 41/99 59-50 

Fax: 03 41/99 59-6 58 

Internet: http://www.mis.mpg.de 

- Mathematische ModeUiemng naturwissen- 
schafthcher Phänomene 

- NichÜineare partielle Differentialgleichungen 

Max-Planck-Institut 

für neuropsychologische Forschung 

Inselstraße 22-26, 04103 Leipzig 

Tel.: 03 41/99 40-0 

Fax: 03 41/99 40-1 04 

E-Mail: usemame@cns.mpg.de 

- Zerebrale Organisation kognitiver Funktionen 

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme 

Nöthnitzer Straße 38, 01187 Dresden 

Tel.: 03 51/8 71-0 

Fax: 03 51/8 71-19 99 

E-Mail: schuppe@mpipks-dresden.mpg.de 

- Elektronische Korrelationen in großen Molekülen 
und Festkörpern 

- Analyse von Zeitreihen 

- Semiklassische Beschreibung chaotischer 

Systeme 

Max-Planck-Institut 

für chemische Physik fester Stoffe 

Bayreuther Straße. 40, Flaus 16, 01187 Dresden 

Tel.: 03 51/4 63-63 61 

Fax: 03 51/4 63-72 79 

- Stmktumntersuchung 

- Thermodynamische, magnetische und Transport- 
Eigenschaften 

- Intermetallische Phasen 

Max-Planck-Institut 

für molekulare Zellbiologie und Genetik 

(in Gründung) 

Standort: Dresden 


Sachsen-Anhalt 


Max-Planck-Institut 

für Dynamik komplexer technischer Systeme 

(in Gründung) 

Standort: Magdeburg 


Forschungsstelle 

„Enzymologie der Proteinfaltung" 
in der Max-Planck-Gesellschaft 

Kurt-Mothes-Straße 3, 06120 Flalle 

Tel.: 03 45/55 22 80 0 

Fax: 03 45/55 11 97 2 

- Räumhche Faltung von Eiweißketten unter 
Mitwirkung von Enzymen 

Max-Planck-Institut für Mikrostrukturphysik 

Weinberg 2, 06120 HaUe 

Tel: 03 45/55 82-50 

Fax: 03 45/55 11-2 23 

E-Maü: usemame@mpi-halle.mpg.de 

- Struktur, Eigenschaften und Wechselbeziehungen 
niedrigdimensionaler Materiahen 

Schleswig-Holstein 


Max-Planck-Institut für Limnologie 

August-Thienemann-Straße 2, 24306 Plön 

Tel.: 0 45 22/7 63-0 

Fax: 0 45 22/7 63-3 10 

E-Mail; lampert@mpil-ploen.mpg.d400.de 
Zweigstelle: Limnologische Flußstation Schlitz 
Außenstelle: in Brasihen 

- Binnengewässer und sie umgebende 

Landschaften in unterschiedüchen 
geographischen Bereichen 
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Forschungsschwerpunkte 

Thüringen 

Max-Planck-Institut für Biogeochemie 

(in Gründung) 

Standort: Jena 

Max-Planck-Institut für chemische Ökologie 

Tatzendpromenade la, 07745 Jena ■ 

Tel.; 0 36 41/6 40-0 

Fax: 0 36 41/6 40-16 

E-Mail: liepert@chemoek-jena.mpg.de 

- Wechselwirkung zwischen den Organismen 
von Ökosystemen 

- Coevolution 

Max-Planck-Institut zur Erforschung 
von Wirtschaftssystemen 

Kahlaische Straße 10, 07745 Jena 

Tel.: 0 36 41/68 6-5 

Fax: 0 36 41/68 6-9 90 

E-Mail: witt@mpiew-jena.mpg.de 

- Analyse der Systemtransformation 

- Systemwandel 

- Systemwettbewerb 

- Integration von Wirtschaftssystemen 

Arbeitsgruppe 

„Molekulare und zelluläre Biophysik" 
an der Universität Jena 

Drackendorfer Straße 1, 07747 Jena 

Tel.: 0 36 41/3 04-5 41 

Fax: 0 36 41/3 04-5 42 

E-Mail: ite@rz.uni-jena.de 

- Molekulare und funktioneUe Eigenschaften von 
spannungsabhängigen lonen-Kanälen 

Arbeitsgruppe 

„Pharmakologische Hämostaseologie" 
an der Universität Jena 

Drackendorfer Straße 1, 07747 Jena 

Tel: 0 36 41/30 44 11 

Fax: 0 36 41/30 44 12 

E-Maü: mfo@leech.mpg.uni-jena.de 

- Enzymaktivierung von Gerinnungsfaktoren 
des Blutes 

- Untersuchungen zur Sicherheitspharmakologie 

Ausland 

Bibliotheca Hertziana - Max-Planck-Institut 

28 via Gregoriana, Palazzo Zuccari 

1-00187 Rom 

Tel.: 00 39-6/6 99 93-1 

Fax: 00 39-6/6 99 93-3 33 

E-Maü: frommel@biblhertz.it 

- Römische Kunst vom Mittelalter bis zum Barock 

- Mittelalterliche Kunst in Latium und Süditalien 
~ Umfangreiche Bibliothek und Fotothek 

Max-Planck-Institut für Psycholinguistik 

Wundtlaan 1 

NL-6525 XD Nimwegen 

Tel.: 00 31-24/35 21-9 11 

Fax: 00 31-24/35 21-2 13 

E-Maü: general@mpi.nl 

- Struktur und Gebrauch natürlicher Sprachen 

- Sprachentwicklung 

- Sprachverstehen 

- Sprachproduktion 
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2,2 Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V. (FhG) 
Leonrodstraße 54, 80636 München 
Tel.: 0 89/1 2 05-01 ; Fax: 0 89/1 2 05-3 1 7 
E-Mail: info@zv.fhg.de; Internet: http://www.fhg.de 


Gründung: 

1949 als gemeinnütziger Verein zur Förderung der 
angewandten Forschung. 

Mitglieder: 

Unternehmen und private Förderer (insgesamt 760). 

Finanzierung: 

a) Vertragsforschungsinstitute (1998: 43): 

60% eigene Erträge, 40% erfolgsabhängige insti- 
tutioneile Förderung - davon 90% Bund/BMBF 
und 10% Bundesländer. 

b) verteidigungsbezogene Forschungsinstitute 
(1998: 4): 

100% institutioneile und Projektförderung durch 
den Bund/BMVg 

Bauinvestitionen für von Bund und Ländern gemein- 
sam getragene Institute werden in der Regel vom 
Bund und dem jeweiligen Sitzland zu gleichen Teilen 
finanziert. 

Struktur: 

Die Geschäfte der Fraunhofer-GeseUschaft führt der 
Vorstand. Er wird dabei von der Zentralverwaltung 
unterstützt. Der Senat wird von der Mitgliederver- 
sammlung gewählt und beschließt die Grundzüge 
der Forschungspolitik, die Forschungs- und Ausbau- 
planung und entscheidet über die Errichtung bzw. 
Auflösung oder fachliche Zusammenfassung von In- 
stituten. Der Wissenschaftlich-Technische Rat berät 
und unterstützt die Organe der Gesellschaft in wis- 
senschaftlich-technischen Fragen von grundsätzli- 
cher Bedeutung. Träger der Forschungsarbeit der 
Fraunhofer-GeseUschaft sind die Institute. Den Lei- 
tern der Institute und den Organen der GeseUschaft 
stehen die Institutskuratorien, die vom Vorstand be- 
rufen werden, beratend zur Seite. 


Aufgaben: 

a) Vertragsforschung 

- für die Wirtschaft: Kieme, mittlere und große 
Unternehmen in der Industrie und im Dienst- 
leistungssektor nutzen die Kompetenzen der 
Fraunhofer-GeseUschaft im Rahmen von Auf- 
tragsforschung und gemeinsamen Verbund- 
projekten. Die Fraunhofer-GeseUschaft ent- 
wickelt konkret umsetzbare, innovative Lösun- 
gen und trägt zur breitep Anwendung neuer 
Technologien bei. Insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen ohne eigene FuE- 
Kapazitäten ist die Fraunhofer-GeseUschaft 
ein wichtiger Lieferant für innovatives Know- 
how. 

- für Staat und GeseUschaft: Im Auftrag und nüt 
Förderung von Bund und Ländern werden stra- 
tegische Forschungsprojekte durchgeführt. Sie 
dienen der Förderung von Spitzen- und Schlüs- 
seltechnologien oder Innovationen auf Gebie- 
ten, die von besonderem öffentUchen Interesse 
sind wie Umweltschutz, Energietechniken und 
Gesundheitsvorsorge. Im Rahmen der Europäi- 
schen Union beteiUgt sich die Fraunhofer-Ge- 
seUschaft an den entsprechenden Technologie- 
programmen. 

- Eigenforschungsvorhaben (durch institutioneUe 
Förderung) zur Erhaltung der wissenschaftU- 
chen QuaUtät, Sicherung der Marktchancen 
und ErschUeßung neuer Forschungsbereiche. 

Je nach Bedarf arbeiten mehrere Fraunhofer-In- 
stitute zusammen, um auch komplexe Systemlö- 
sungen zu reaUsieren. 

b) Verteidigungsforschung 

- Ressortforschung für den BMVg (Grund- und 
Projektfinanzierung zu 100% durch den 
BMVg). 
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Finanzielle und personelle Ressourcen der Fraunhofer-Gesellschaft 


Gesamtausgaben (Mio DM) 

Gesamtpersonal - Vollzeitäquivalent 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/ 

Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/ 

Schätzung 

1 262 

1 302 

1330 

1 350 

6 170 

6 530 

6 620 

6 720 

darunter: 

davon: 

institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

(Plan-) Stellen 

441 

498 

495 

502 

2 310 

2 278 

2 240 

2 200 

Annexpersonal 

1 258 

1 393 

1 460 

1 520 

Drittmittel 

Drittmittelpersonal 

727 

695 

717 

735 

2 602 

2 859 

2 920 

3 000 


Quelle; FhG 


Ausgaben *) der Fraunhofer-Gesellschaft 
nach Forschungsgebieten 
-1996- 


Forschungsgebiet 

PersonaP) 
VZÄ •) 

Ausgaben 0 
Mio DM 

Werkstofftechnik, 
Bauteilverhalten 

1 183 

204 

Produktionstechnik, 
Fertigungstechnologie .... 

722 

205 

Informations- und 
Kommunikationstechnik . . 

576 

131 

Mikroelektronik, 
Mikrosystemtechnik 

947 

242 

Sensorsysteme, 

Prüftechnik 

338 

73 

Verfahrenstechnik 

552 

82 

Energie- und Bautechnik, 
Umwelt- und Gesundheits- 
forschung 

516 

110 

Technisch-Ökonomische 
Studien, Informations- 
vermittlung 

276 

48 

Insgesamt 

5 137 

1 095 


*) VZÄ Vollzeitäquivalent. 

Ohne Ausbauinvestitionen. 
Ohne Annexpersonal. 

Quelle: FhG 
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Institute und Einrichtungen der Fraunhofer Gesellschaft*) 


Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Baden-Württemberg 


Fraunhofer- Institut für Produktionstechnik 
und Automatisierung IPA 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel: 07 11/9 70-00 

Fax; 07 11/9 70-13 99 

E-Mail: info@ipa.fhg.de 

Internet: http://www.ipa.fhg.de 

- Betriebsorganisation und Strukturplanung 

- Produktionssysteme und Instandhaltung 

- Montage- und Handhabungssysteme 

- Anwendung von Industrierobotern 

- Produktionsverfahren und Oberflächentechnik, 
Automatisierung von Prüfvorgängen 

Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- 
und Bioverfahrenstechnik IGB 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel.; 07 11/9 70-00 

Fax: 07 11/9 70-42 00 

E-Mail; hb@igb.fhg.de 

Internet: http://www.igb.fhg.de 

- Technische Grenzflächenprobleme, 
Oberflächencharakterisierung und -modifizie- 
rung, Beschichtung (z.B. Plasmapolymerisation) 

- Bioprozeßentwicklung 

- Bioreaktoren 

- Aerobe und anaerobe Abwasserreinigung 

- Gentechnologie 

Fraunhofer- Institut für Arbeitswirtschaft 
und Organisation IAO 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel.: 07 11/9 70-01 

Fax: 07 11/9 70-22 99 

E-Mail: info@iao.fhg.de 

Internet: http://www.iao.fhg.de 

- Arbeitssysteme in Produktion, Verwaltung und 
Handwerk 

- Integrierte Produktentwicklung 

- Geschäftsprozeß-Optimierung 

- Organisations- und Personalentwicklung, luK- 
Technologien für Produktion, Verwaltung und 
Dienstleistung 

- Multimedia-Einsatz 

Fraunhofer-Institut für Bauphysik IBP 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel.: 07 11/9 70-00 

Fax; 07 11/9 70-33 95 

E-Mail: info@ibp.fhg.de 

Internet: http://www.ibp.fhg.de 

- Wärme- und Feuchteschutz im Bauwesen; 
Niedrigenergiehäuser 

- Tageshchttechnik; Energiesysteme in Gebäuden 

- Neue Baustoffe und Bausysteme; Recychng- 
fragen; Untersuchungen von Bauprodukten im 
Freiland 

- Bau- und Raumakustik; Lärmbekämpfung; 
technische und Raum- Akustik 

Fraunhofer-Institut für Raum und Bau IRB 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel.: 07 11/9 70-25 00 

Fax: 07 11/9 70-25 08 

E-Mail: info@irb.fhg.de 

Internet: http://www.irb.fhg.de 

- Information und Dokumentation für Bauwesen, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 

- Datenbanken, Fachbibhographien, Baufor- 
schungsberichte 

Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart TEG 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel.: 07 11/9 70-35 00 

Fax: 07 11/9 70-39 99 

E-Mail: info@teg.fhg.de 

Internet: http ;//w ww.teg.fhg.de 

- Optimierung der Entwicklungszeiten durch 
Simultaneous Engineering, Planungsmethodik 
und Simulationstechnik 

- Planung logistischer Materialflußsysteme 

Fraunhofer- Institut 

für Physikalische Meßtechnik IPM 

Heidenhofstraße 8, 79110 Freiburg 

Tel.: 07 61/88 57-0 

Fax: 07 61/88 57-2 24 

E-Mail: info@ipm.fhg.de 

Internet: http://www.ipm.fhg.de 

- Integriert optische Komponenten und 

Gassensoren 

- Optikdesign 

- Laser 

- Scanner 

- Automatisierung und Bildverarbeitung 


* ) Weiterführende Informationen vgl. Jahrbuch der FhG sowie Der Fraunhofer. 
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Institut/Einrichtimg 

Forschungsschwerpunkte 

Fraunhofer- Institut für Werkstoffmechanik IWM 

Wöhlerstraße 11-13, 79108 Freiburg 

Tel; 07 61/51 42-0 

Fax: 07 61/5142-1 10 

E-Mail: info@iwm.fhg.de 

Internet: http://www.iwm.fhg.de 

- Physikalisch-mechanisches Verhalten von 

Bauteilen und Konstruktionen unter statischen 
und dynamischen Belastungen 

- Bewertung von Makro- und Mikrobauteilen 
durch experimentelle und theoretisch-numerische 
Methoden 

- Entwicklung und Optimierung von Fertigungs-, 
Bearbeitungs- und Beschichtungsprozessen 

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE 

Oltmannsstraße 5, 79100 Freiburg 

Tel.: 07 6 1/45 88-0 

Fax: 07 61/45 88-1 00 

E-Mail: info@ise.fhg.de 

Internet: http://www.ise.fhg.de 

- Elektrische und thermische Solarenergiesysteme 

- Transparente Wärmedämmsysteme; Tageshcht- 
technik 

- Halbleitermaterialien und Technologien für 
Solarzellen, insbesondere kristalhnes Silizium 

- Speicherung elektrischer und thermischer 

Energie; Brennstoffzellen 

Fraunhofer- Institut für Angewandte 
Festkörperphysik lAF 

TuUastraße 72, 79108 Freiburg 

Tel.: 07 61/51 59-0 

Fax: 07 61/51 59-4 00 

E-Mail: info@iaf.fhg.de 

Internet: http://www.iaf.fhg.de 

- Materialforschung und Prozeßtechnologien (GaAs) 

- Bauelemente- und Schaltkreis entwicklung (GaAs) 

- Optoelektronik 

- Infrarottechnik 

Fraunhofer-Institut für Kurzzeitdynamik - 
Ernst-Mach-Institut EMI 

Eckerstraße 4, 79104 Freiburg 

Tel: 07 61/27 14-0 

Fax: 07 61/27 14-3 16 

E-Mail: info@emi.fhg.de 

Internet : http : //www. f hg . de/german/prof ile/emi . htm 

- Experimentelle und numerische Analyse von 
Schockwellen in Medien, Strömungs- und 
Verbrennungsvorgängen, Impact- und Penetra- 
tionsprozessen 

- Verhalten von Strukturen unter stoßartigen 
Belastungen 

- Bestimmung dynamischer Werkstoffeigenschaften 

Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und 
Innovationsforschung ISI 

Breslauer Straße 48, 76139 Karlsruhe 

Tel.: 07 21/68 09-0 

Fax: 07 21/68 91-52 

E-Mail: info@isi.fhg.de 

Internet: http://www.isi.fhg.de 

- Technikbeobachtung und -bewertung auf den 
Gebieten Energie, Umwelt, Produktion, 
Kommunikation und Biotechnologie 

- Technikvorausschau 

- Innovationsstrategien und -politik 

- Begleitforschung zu förderpolitischen Maßnahmen 

Fraunhofer-Institut für Informations- 
und Datenverarbeitung IITB 

Fraunhoferstraße 1, 76131 Karlsruhe 

Tel.: 07 21/60 91-0 

Fax: 07 21/60 91-4 13 

E-Mail: info@iitb.fhg.de 

Internet: http://www.iitb.fhg.de 

- Verfahren und Systeme der multisensorieUen 

Bild- und Signalauswertung 

- Leit- und Automatisierungs Systeme, Assistenz- 
systeme 

- Mensch-Maschine-Interaktion 

- Problemangepaßte MSR-Lösungen 

- Feldbus-Zertifizierungen 

Fraunhofer- Institut 

für Chemische Technologie ICT 

Joseph-von-Fraunhofer-Straße 7 

76327 Pfinztal/Berghausen 

Tel.: 07 21/46 40-0 

Fax: 07 21/46 40-1 11 

E-Mail: info@ict.fhg.de 

Internet: http://www.ict.fhg.de 

- Energetische Materiahen, energiereiche 

Polymere, Polymer-Compounds, Treibmittel, 
Explosivstoffe 

- Energetische Systeme, Reaktionskinetik, 
Gasgeneratorsysteme u. a. für Airbag 

- Polymertechnik, Polymer- Verarbeitung 

und -produkt entwicklung. Rapid Prototyping, 

Rapid Tooüng 

- Umweltengineering, Verwertung, Entsorgung 
von Problemstoffen, Kreislauf Wirtschaft 

- Angewandte Elektrochemie, Hochleistungs- 
batterien, elektrochemische Sensoren, leitfähige 
Polymere 
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Ins titut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Bayern 


Fraunhofer-Institut für Verfahrenstechnik 
und Verpackung IW 

Giggenhauser Straße 35, 85354 Freising 

Tel.: 0 81 61/4 91-0 

Fax: 0 81 61/4 91-4 91 

E-Mail: info@iw.fhg.de 

Internet: http://www.iw.fhg.de 

- Physikalisch-chemische Analytik 
(Spurenanalytik von Lebensmittehnhaltsstoffen, 
Wechselwirkungen zwischen Verpackung und 
FüUgut) 

- Lebensmitteltechnologie 

- Verfahrenstechnik (neue landwirtschaftliche 
Rohstoffe, neue Proteintechnologien, bioabbau- 
bare Verpackungen) 

- Materialentwicklung (Packstoffentwicklung, 
Hochbarriereschichten) 

- Ökologische Aspekte der Verpackung 
(Umweltverträglichkeit, Lebenswegbilanzen) 

Fraunhofer- Institut für Festkörpertechnologie IFT 

Hansastraße 27 d, 80686 München 

Tel: 0 89/5 47 59-0 00 

Fax: 0 89/5 47 59-1 00 

E-Mail: info@ift.fhg.de 

Internet: http://www.ift.fhg.de 

- Konzipierung von Halbleiterbauelementen 

- HersteUverfahren (Einzelprozesse, Mehrlagen- 
metaUisierung) 

- Sensoren, Aktuatoren und mikromechanische 
Bauelemente 

- Mikrosystemtechnik 

- Schaltungen, Systeme und Dienstleistungen in 
der Telekommunikation 

Fraunhofer-Patentstelle 

für die Deutsche Forschung PST 

Leonrodstraße 68, 80636 München 

Tel.: 0 89/12 05-02 

Fax: 0 89/12 05-4 67 

E-Maü: info@pst.fhg.de 

Internet: http://www.fhg.de/german/profüe/pst.htnil 

- Unterstützung bei der Erwirkung, Aufrecht- 
erhaltung und Verwertung von Schutzrechten für 
Forscher, Forschungsinstitute ohne Patent- 
abteüung, Selbständige, freie Erfinder und 

Inhaber kleiner Unternehmen 

- Patentabteüung der Fraunhofer-GeseUschaft 

Fraunhofer- Institut 

für Atmosphärische Umweltforschung IFU 

Kreuz eckbahnstr aß e 19 

82467 Garmisch-Partenkirchen 

Tel.: 0 88 21/1 83-0 

Fax: 0 88 21/7 35 73 

E-Mail: info@ifu.fhg.de 

Internet: http : //www. f hg . de/german/prof üe/if u . html 

- Transport, Ausbreitung und Transformation von 
Spurensubstanzen in der Troposphäre 

- Klimarelevante Spurenstoffe 

- Regionale Schadstoffbelastung 

- Entwicklung von Meßverfahren 

- Messung der UV-B-Strahlung 

Fraunhofer- Institut für Integrierte Schaltungen IIS, 
Bereich Angewandte Elektronik 

Am Weichselgarten 3 

91058 Erlangen/Tennenlohe 

Tel.: 0 91 31/7 76-0 

Fax: 0 91 31/7 76-9 99 

E-Maü: info@iis.fhg.de 

Internet: http://www.iis.fhg.de 

- Entwurf anwendungsspezifischer Schaltungen 
(ASICs; Analog/Digital) 

- Integrierte MikroweUenschaltungen 

- Analoge und digitale Schaltungen für sehr hohe 
Frequenzen 

- Schaltungen, Systeme und Dienstleistungen in 
der Telekommunikation 

- Büdverarbeitung 

Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen IIS, 
Bereich Bauelementetechnologie 

Schottkystraße 10, 91058 Erlangen 

Tel: 0 91 31/7 61-0 

Fax: 0 91 31/7 61-3 90 

E-Maü: info@üs -b.fhg.de 

Internet: http://www.iis.fhg.de 

- Konzipierung und ModeUierung von Prozeß- 
schritten der Halbleiterfertigung 

- Entwicklung von Prozeßsimulationsprogrammen 

- Halbleiterfertigungsgeräte 

- Analytik zur Oberflächencharakterisierung 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Fraunhofer- Institut für Silicatforschung ISC 

- Entwicklung von nichtmetallischen anorgani- 

Neunerplatz 2, 97082 Würzburg 

sehen Werkstoffen (Glas, Keramik, Bindemittel) 

Tel.: 09 31/41 00-0 

und anorganisch-organischen Copolymeren 

Fax: 09 31/41 00-1 99 

(ORMOCERe) und deren Technologien 

E-Mail: info@isc.fhg.de 

- Materialsynthese aus Solen zur Herstellung 

Internet: http : //www. f hg . de/g erman/prof ile/is c . html 

von Pulvern, Fasern, Schichten für Werkstoffe 
mit speziellen mechanischen, thermischen, 
elektronischen oder photonischen Eigenschaften 
- In-situ-Messung der Eigenschaften bei Wärme- 
behandlungsprozessen 

Fraunhofer-Arbeitsgruppe 

- Multimedia-Kommunikation 

für Drahtlose Telekommunikations- und 

- Mobile bzw. portable Endgeräte 

Multimediatechnik ADTM des Fraunhofer-Instituts 

- Verschlüsselungsverfahren 

für Integrierte Schaltungen IIS 

Am Weichselgarten 3 

91058 Erlangen/Tennenlohe 

Tel.: 0 91 31/7 76-0 

Fax 0 91 31/7 76-9 99 

E-Mail: info@iis.fhg.de 

- Multimedia-Entwicklung^werkzeuge 

Fraunhofer-Anwendungszentrum 

“ Kommunikationstechnisch unterstützte 

für Verkehrslogistik und Kommunikationstechnik 

Verkehrslogistik 

AVK des Fraunhofer-Instituts 

- Integrierte Verkehrssysteme 

für Integrierte Schaltungen IIS 

- Zeitorientiertes Management von Produktions- 

Theodorstraße 1, 90489 Nürnberg 

Tel.: 09 11/5 88 79-0 

Fax: 09 11/5 88 79-33 

E-Mail: klaus@avk.fhg.de 

und Geschäftsprozessen 

Berlin 


Fraunhofer-Institut für Produktionsanlagen 

- Konstruktionstechnik (Virtuelle Produkt- 

und Konstruktionstechnik IPK 

und Prozeßentwicklung, Konstruktions- und 

Pascalstraße 8-9, 10587 Berlin 

Planungssysteme , Informationsmanagement) 

Tel.: 0 30/3 90 06-0 

- Planungstechnik (Produktionsplanung und 

Fax: 0 30/3 91 10 37 

-Steuerung, Management der Globahsierung, 

E-Mail: info@ipk.fhg.de 

Quahtäts- und Umweltmanagement) 

Internet: http://www.ipk.fhg.de 

- Prozeßtechnik (Mustererkennung Sicherheits- 
technik, Überwachung und Diagnose) 

- Steuerungstechnik (Ferndiagnose, Roboter- 
und Anlagensteuerung, Bedien- und 
Programmiertsysteme) 

- Verkehrs- und Medizintechnik 
(Fahrzeugkonstruktion und -herstellung. 
Telematik/medizintechnische Manipulatoren 
und Steuerungen, kinematische/dynamische 
Analysen) 

Fraunhofer-Institut für Software- 

- Arbeiten zur Planung, Entwicklung und 

und Systemtechnik ISST 

Einführung moderner Software -Infrastrukturen 

Kurstraße 33, 10117 Berlin 

aus Rechnemetzen, Datenbanken, Objektbanken, 

Tel.: 0 30/2 02 24-5 

Expertensystemen und Anwendungssystemen 

Fax: 0 30/2 02 24-7 99 

- Software Engineering und Systems Engineering 

E-Maü: info@isst.fhg.de 

Internet: http://www.isst.fhg.de 

für softwareintensiye Systeme 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Fraunhofer-Institut für Zuverlässigkeit 
und Mikrointegration IZM 

Gustav-Meyer-AUee 25, Geb. 17, 13355 Berhn 

Tel: 0 30/4 64 03-100 

Fax: 0 30/4 64 03-1 11 

E-Mail: info@izm.fhg.de 

Internet: http://www.izm.fhg.de 

- Zuverlässigkeitsbeurteilung von mikro- 
elektronischen Komponenten, insbesondere 
der Aufbau- und Verbindungstechnik 

- Numerische Bewertungsmodelle in Verbindung 
mit laseroptischen, röntgenographischen und 
werkstoffkundhchen Untersuchungen 

- Mikrosystemtechnik 

Brandenburg 

Fraunhofer-Institut 

für Angewandte Polymerforschung lAP 

Kantstraße 55, 14513 Teltow 

Tel.: 0 33 28/46-3 41 

Fax: 0 33 28/46-3 44 

E-Mail: info@iap.fhg.de 

Internet: http://www.iap.fhg.de 

- Synthetische Polymere (Synthesetechnologien 
und Prozeßoptimierungen, Retardabgabesysteme/ 
Polymersynthese) 

- Wasserlöshche Polymere/Polymerdispersionen, 
Wasserreinigung 

- Polysaccharide (CeUulose, Stärke) 

- Strukturbildung und Strukturcharakterisierung 
(mechanische, optische Charakterisierung) 

- Materiahen mit speziellen physikalischen 
Eigenschaften 

Fraunhofer- Institut für Zuverlässigkeit 
und Mikrointegration IZM 

Außenstelle für Polymerverbunde EPV 

Kantstraße 55, 14513 Teltow, 

Tel.: 0 33 28/46-2 84 

Fax: 0 33 28/46-2 82 

- Klebtechniken in der Aufbau- und Verbindungs- 
technik der Mikroelektronik 

Fraunhofer- Institut für Umweltchemie 
und Ökotoxikologie lUCT 

Außenstelle für Biochemische Ökotoxikologie EBÖ 

Arthur-Scheunert- Allee 114-116 

14558 Bergholz-Rehbrücke 

Tel.: 03 32 00/88-2 06 

Fax: 03 32 00/88-4 52 

E-Mail: info@eboe.iuct.fhg.de 

- Beurteilung der ökotoxikologischen Wirkung 
von Umweltchemikahen 

- Entwicklung biochemischer Testsysteme; 

Biomarker 

- Wirkung bodenverbessemder Maßnahmen 

Fraunhofer- Anwendungszentrum 
für Entsorgungs- und Verkehrslogistik AEV 
des Fraunhofer-Instituts für Materialfluß 
und Logistik IML 

Ziegelei 5, 15752 Prieros 

Tel.: 03 37 68/9 97-0 

Fax: 03 37 68/9 98 99 

- Rationahsierung von innerbetrieblichen Logistik- 
und Entsorgungsprozessen 

- Entwicklung von SimulationsmodeUen 

Bremen 


Fraunhofer- Institut 

für Angewandte Materialforschung IFAM 

Bereich Endformnahe Fertigungstechnologien 

Lesumer Heerstraße 36, 28717 Bremen (Lesum) 

Tel.: 04 21/63 83-0 

Fax: 04 21/63 83-1 90 

E-Mail: info@ifam.fhg.de 

Internet; http:// www.ifam.fhg. de 

- Pulvertechnologie 

- MetaUpulverspritzgießen, Metallschäume, 
ultrafeine Pulver 

- Entwicklung pulvermetaUurgischer Sonder- 
werkstoffe für Leichtbaustrukturen und 
hochtemperaturfeste Bauteile 

- FasermetaUurgie durch Schmelz extraktion 

- Sintertechnologie 

Fraunhofer-Institut 

für Angewandte Materialforschung IFAM 

Bereich Klebtechnik und Polymere 

Neuer Steindamm 2, 28719 Bremen (Burg) 

Tel.: 04 21/6 38 96-0 

Fax: 04 21/6 38 96-30 

- Grundlagen der Adhäsion, Entwicklung, 
Formuherung und Charakterisierung von 
Polymeren 

- Plasma- und Oberflächentechnik 

- Mikromontage, Hybridfügetechniken 
~ Fügen im Leichtbau 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Hamburg 

Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Toxikologie und 
Umweltmedizin ATU 

Grindelallee 117, 20146 Hamburg 

Tel.: 0 40/41 23-52 77 

Fax: 0 40/41 23-53 16 

E-Mail: marquardt@uke.uni-hamburg.de 

- Turmorbildimg durch Chemikalien 

- Wirkung allergener Substanzen 

- Entwicklung pharmakologischer Produkte 

Hessen 


Fraunhofer- Institut für Betriebsfestigkeit LBF 

Bartningstraße 47 

64289 Darmstadt-Kranichstein 

Tel.: 0 61 51/7 05-1 

Fax: 0 61 51/7 05-2 14 

E-Mail: info@lbf.fhg.de 

Internet: http://www.lbf.fhg.de 

- Bemessung von tragenden/sicherheitsrelevanten 
Bauteilen und Konstruktipnen hinsichtlich Festig- 
keit, Gewicht und Herstellungskosten 

- Entwicklung und Optimierung rechnerischer und 
experimenteller Bemessungsverfahren 

- Messung, Analyse und Simulation von Betriebs- 
belastungen 

Fraunhofer-Institut 

für Graphische Datenverarbeitung IGD 

Runde turmstr aß e 6, 64283 Darmstadt 

Tel.: 0 61 51/1 55-0 

Fax: 0 61 51/1 55-1 99 

E-Mail: mfo@igd.fhg.de 

Internet: http://www.igd.fhg.de 

- Multimediale luK-Systeme, World Wide Web, 
Virtuelle Realität 

- Computergestütztes kooperatives Arbeiten, 
sichere Kommunikations Systeme 

- Hard- und Software für Raster Image Processing 

- 2D- und 3D-Visualisierungsverfahren 

- Geographische Informationssysteme 

Mecklenburg-Vorpommern 

Fraunhofer- Institut 

für Graphische Datenverarbeitung IGD 

Außenstelle Rostock EGD 

Joachim-Jungius- Straße 9, 18059 Rostock 

Tel.: 03 81/40 24-1 10 

Fax: 03 81/40 24-1 99 

E-Mail: urban@egd.igd.fhg.de 

Internet: http://www.egd.igd.fhg.de 

- Multimedia-Technologien für Kommunikations- 
und Informationssysteme 

- CSCW-Basic-Tools 

- Visualisierungs- und Interaktionstechniken 

- Graphische Benutzungsoberflächen für mobile 
Dienste 

Niedersachsen 


Fraunhofer-Institut für Toxikologie 
und Aerosolforschung ITA 

Nikolai-Fuchs-Straße 1, 30625 Hannover 

Tel.: 05 11/53 50-0 

Fax: 05 11/53 50-1 55 

E-Mail: info@ita.fhg.de 

Internet : http : //www. f h g . de/german/pr ofile/it a . h tml 

- Inhalationstoxikologie 

- Toxizitätsprüfungen und Kanzerogenitätsstudien 
zu Umweltchemikalien; klinische Inhalation 

- In -vitro -Toxikologie; Toxiko- und Pharma- 
kokinetik; Bioanalytik 

- Stoff- und Risikobewertung 

- Medizinische Biotechnologie; Immun- und 
Gentoxikologie 

- Aerosolforschung; physikalische Chemie und 
Analytik von Umweltaerosolen und Spurengasen 

Fraunhofer-Institut für Holzforschung 
- Wilhelm-Klauditz-Institut WKI 

Bienroder Weg 54 E, 38108 Braunschweig 

Tel.: 05 31/21 55-0 

Fax: 05 31/21 55-2 00 

E-Mail: info@wki.fhg.de 

Internet: http://www.wki.fhg.de 

- Entwicklung und Optimierung von Holz- und 
Verbundwerkstoffen 

- Verfahrensentwicklung für die Holzwerkstoff- 
und Möbelindustrie 

- Recychng- und Entsorgungskonzepte für Best- 
und Althölzer 

- Oberflächentechnik/Klebstoffchemie 

- Bauteüprüfung und Analytik 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Fraunhofer-Institut für Schicht- 
und Oberflächentechnik IST 

Bienroder Weg 54 E 

38 1 08 Braunschweig 

Tel.: 05 31/21 55-0 

Fax: 05 31/21 55-9 00 

E-Mail: info@ist.fhg.de 

Internet: http://www.ist.fhg.de 

- Entwicklung von mechanisch-tribologischen und 
funktionalen Schichtsystemen 

- Plasmaaktivierte Gasphasenabscheidung 

- Diamanttechnologie 

- Kostengünstige Beschichtungsverfahren 

- Entwicklung von Meß- und Prüfverfahren für 
Schichtcharakterisierung und Qualitätssicherung 


N ordrhein-Westf alen 

Fraunhofer-Institut für 

Mikroelektronische Schaltungen und Systeme IMS 

Finkenstraße 61, 47057 Duisburg 
Tel.: 02 03/37 83-0 
Fax; 02 03/37 83-2 66 
E-Mail: info@ims.fhg.de 
Internet: http://www.imsdu.fhg.de 

Fraunhofer-Institut 

für Materialfluß und Logistik IML 

Joseph-von-Fraunhofer-Straße 2-4 

44227 Dortmund 

Tel.: 02 31/97 43-0 

Fax: 02 31/97 43-2 11 

E-Mail: info@iml.fhg.de 

Internet: http://www.iml.fhg.de 


Fraunhofer- Institut für Produktionstechnologie IPT 

Steinbachstraße 17, 52074 Aachen 

Tel.: 02 41/89 04-0 

Fax: 02 41/89 04-1 98 

E-Mail: info@ipt.fhg.de 

Int em e t : http : //www. ip t . rwth- aachen . d e 


Fraunhofer- Institut für Lasertechnik ILT 

Steinbachstraße 15, 52074 Aachen 
Tel.: 02 41/89 06-0 
Fax: 02 41/89 06-1 21 
E-Mail: info@ilt.fhg.de 
Internet: http://www.ilt.fhg.de 

Fraunhofer-Institut für Umweltchemie 
und Ökotoxikologie lUCT 

Auf dem Aberg 1, 

57392 Schmallenberg/Grafschaft 
Tel.: 0 29 72/3 02-0 
Fax: 0 29 72/3 02-3 19 
E-Mail: info@iuct.fhg.de 
Internet: http://www.iuct.fhg.de 


- Entwurf und Prototypenfertigung analoger/ 
digitaler Schaltungen 

- Mikrosystemtechnik 

- Industrieelektronik 

- Intelügente Leistungselektronik (Smart Power) 

- Mikroprozessorsysteme 


- Planung, Simulation und Gestaltung logistischer 
Systeme 

- Entwicklung, Konstruktion und Prototypen- 
realisierung materialQußtechnischer Komponen- 
ten und Systeme zur Automatisierung logistischer 
Prozesse 

- Konzeptionierung, Organisation und Controlling 
logistischer Prozesse aus betriebswirtschaftlicher 
Perspektive 

- Entwicklung innovativer Fertigungstechnologien 
wie Rapid Prototyping, Hochgeschwindigkeits- 
bearbeitung, Laserstrahlbearbeitung und Aufbau 
umweltgerechter Fertigungssysteme 

- Präzisions-, Ultrapräzisions- und Mikro- 
bearbeitung 

- Entwicklung, Konstruktion und Aufbau von 
Produktionsmaschinen 

- Entwicklung von optoelektronischen Meß- 
systemen 

- Methodenbasierte Produkt- und 
Technologieplanung, Entwicklung von 
Quaütätsmanagementsystemen 

- Lasergestützte Fertigungstechnik 

- Verfahrensentwicklung und Prozeßregelung 

- Entwicklung und Optimierung von Lasersystemen 
für Werkstoffbearbeitung und flexible Fertigung 

- Lasermeß- und Prüftechnik 

- Entwicklung multimedialer Ausbildungssoftware 

- Erfassung der ökotoxikologischen Wirkung von 
Chemikahen in der Umwelt, insbesondere 
Verbleib, Transport und Metaboüsmus von 
Pflanzenschutzmitteln im Boden und Grund- 
wasser 

- Freiland-Untersuchungen (Fheßgewässer, 
aquatische Mikrokosmen und Lysimeterstudien) 

- Kontrolle biologischer Bodensanierung 

- Modelluntersuchungen zur Kompostierung 
und Abfalldeponie 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Fraunhofer-Institut für Naturwissenschaftlich- 
Technische Trendanalysen INT 

Appelsgarten 2, 53879 Euskirchen 

Tel.: 0 22 51/18-1 

Fax: 0 22 51/18-2 77 

E-Mail: info@int.fhg.de 

Internet: http://www.fhg.de/german/profile/int.htinl 

~ Erfassung und Auswertung von Informationen 
über die langfristigen Entwdcklungshnien 
in allen technologischen Schlüsselbereichen; 
Technologiefolgenabschätzungen und 

Gutachten in speziellen Technologiefeldem 
- Wehrtechnische Analysen als Entscheidungs- 
hilfen für die langfristige Bundeswehrplanung 

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, 

Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT 

Osterfelder Straße 3, 46047 Oberhausen 

Tel.: 02 08/85 98-0 

Fax: 02 08/85 98-2 90 

E-Mail: we@umsicht.fhg.de 

- Vorsorgende Umwelttechnik; betrieblicher 
Umweltschutz/Umweltmanagement 

- Prozeß- und Anlagensicherheit; Prozeß- 
entwicklung; Reaktorberechnung und 
-absicherung 

- Energieverfahrenstechnik; Energieversorgung; 
Fernwärme und Kraft-Wärme-Kopplung 

Fraunhofer- Institut für Software- 
und Systemtechnik ISST 

Projektgruppe Dortmund 

Joseph-von-Fraunhofer-Str. 20, 44227 Dortmund 

Tel.: 02 31/97 00-7 00 

Fax: 02 31/97 00-7 98 

E-Mail: weber@do.isst.fhg.de 

Internet: http://www.isst.fhg.de 

- Software -Inf ras tmkturen 

- Prozeß-Engineering (Modellierung, Simulation, 
Steuerung) 

- Software-Entwicklungswerkzeuge 

Fraunhofer- Anwendungszentrum 
für Logistikorientierte Betriebswirtschaft ALB 
des Fraunhofer-Instituts für Materialfluß 
und Logistik IML 

Fürstenallee 11, 33102 Paderborn 

Tel.: 0 52 51/60 64 85 

Fax: 0 52 51/60 64 82 

E-Mail: whd@hni.uni-paderbom.de 

- Modellierung von Betriebsmitteln und 

Produkten und ihrer Strukturierung mit allen 
für die Beurteüung eines Logistikprozesses 
notwendigen Daten 

- Modellierung von Logistikprozessen 

- Werkzeuge für die Planung von Logistiksystemen 
wie z. B. Simulations-Systeme 

Rheinland-Pfalz 


Fraunhofer-Einrichtung 

für Experimentelles Software Engineering lESE 

Sauerwiesen 6, 67661 Kaiserslautern 

Tel.: 0 63 01/7 07-0 

Fax: 0 63 01/7 07-2 00 

E-Mail: info@iese.fhg.de 

Internet: http://www.iese.fhg.de 

Forschung und Entwicklung zur kontinuierlichen 

Qualitätsverbesserung von Software -Produkten und 

Software-Entwdcklungsprozessen: 

- Prozeßmodellierung, Meßprogramme, Experience 
Factory 

- Anforderungs -Engineering, Reengineering, 
domärienspezifische Software -Architekturen 

- Software-Entwicklung für Produkthnien, objekt- 
orientierte Software -Entwicklung, Cleanroom 
Engineering 

- Systematische Inspektionstechniken, Testen von 
Software 
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Institut/EinriGhtung 

Forschungsschwerpunkte 

Saarland 


Fraunhofer- Institut für Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren IZFP 

Universität, Gebäude 37, 66123 Saarbrücken 

Tel: 06 81/3 02 38-01 

Fax: 06 81/3 95 80 

E-Mail: inf 0 @i 2 fp.fhg.de 

Internet: http://www.izfp.fhg.de 

- Prüfgeräte und Systeme (Prototypenbau und 
Nullserienfertigung) 

- Quaütäts- und Ablaufsicherung (Apphkations- 
zentrum, akkreditiertes Prüflabor) 

- Prozeß und Betriebsprüfungen (automatisierte 
zerstörungsfreie Prüfverfahren) 

- Bestimmung intrinsischer Werkstoff- 
eigenschaften auf der Basis von Ultraschall 
und mikromagnetischer, elektromagnetischer 
und thermischer Wechselwirkungen 

- Integration der zerstörungsfreien Prüfverfahren 
in die Fertigungsprozesse und bestehende 
QM-Systeme 

Fraunhofer-Institut 

für Biomedizinische Technik IBMT 

Ensheimer Straße 48, 66386 St. Ingbert 

Tel.: 0 68 94/9 80-0 

Fax: 0 68 94/9 80-4 00 

E-Mail: info@ibmt.fhg.de 

Internet : http : //www. fhg . d e/german/prof ile/ 
ibmt.html 

- Sensorsysteme/Mikrosysteme (Biointerfaces, 
Biokomp atibUitätsprüfungen) 

- Ultraschall-Systemtechnik, -Anwendungstechnik 
(Ultraschall-Meßtechnik, -Mikroskopie, Bild- 
systeme) 

- Sensor-Fertigungstechnik 

- Magnetische Resonanz (NMR, AFM, IR, EM, 
Büdverarbeitung) 

Sachsen 


Fraunhofer-Institut für Elektronenstrahl- 
und Plasmatechnik FEP 

Zeppelinstraße 1, 01324 Dresden 

Tel.: 03 51/26 37-0 

Fax: 03 51/26 37-1 79 

E-Mail: info@fep.fhg.de 

Internet: http://www.fep.fhg.de 

- Entwicklung von Elektronenstrahl- und 
Plasmaprozessen in der Fertigung 

- Verfahren und Systeme zur Oberflächen- 
modifikation mit Elektronenstrahlen und Plasmen 

- Verfahren und Systeme zur Abscheidung dünner 
Schichten durch plasmagestützte Hochrate-PVD- 
Techniken und Magnetronsputtem 

- Entwicklung prozeßangepaßter Elektronen- 
strahl- und PlasmaqueUen 

Fraunhofer- Institut für Werkstoff- 
und Strahltechnik IWS 

Winterbergstraße 28, 01277 Dresden 

Tel.: 03 51/25 83-24 

Fax: 03 51/25 83-3 00 

E-Mail: info@iws.fhg.de 

Internet: http://www.iws.fhg.de 

- Oberflächenveredelung von Werkstoffen und 
Bauteilen mittels Laserstrahlung und anderer 
Hochleistungs-Energiequellen (Hybrid verfahren) 

- Laser-Makromaterialbearbeitung 

- Verfahrensorientierte Werkstoffentwicklung für 
Schichten von Nanometer- bis Millimeterdicke 

- Präzisions- und Hochratebeschichtungen 

Fraunhofer-Institut für Keramische Technologien 
und Sinterwerkstoffe IKTS 

Winterbergstraße 28, 01277 Dresden 

Tel.: 03 51/25 53-5 19 

Fax: 03 51/25 53-6 05 

E-Mail: info@ikts.fhg.de 

Internet: http://www.ikts.fhg.de 

- Entwicklung von Werkstoffen, Technologien 
und keramischen Bauteilen/Funktionsmustern 

- Hochleistungssysteme aus den Bereichen 
Strukturkeramik, Funktionskeramik 

- Verfahrenstechnische Lösungen für Pulver- 
entwicklung, Pulverprocessing, Formgebung, 
Sinterverfahren 

- Keramikgerechte Auslegung und Endfertigung 
von Bauteilen 

Fraunhofer-Institut für Werkzeugmaschinen 
und Umformtechnik IWU 

Reichenhainer Straße 88, 09126 Chemnitz 

Tel.: 03 71/53 97-0 

Fax: 03 71/53 97-4 04 

E-Mail: info@iwu.fhg.de 

Internet : http : //www. fhg . de/german/prof ile/i wu . html 

Prozeßgestaltung, -Überwachung, -regelung und 
-Simulation sowie konstruktive Entwicklung, vor- 
zugsweise für: 

- Karosserie- und Fahrwerkselemente 

- Werkzeug- und Formenbau 

- Werkzeugmaschinen und Produktionsanlagen 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Fraunhofer-Institut für Mikroelektronische 
Schaltungen und Systeme IMS 

Institutsteil Dresden IMS2 

Grenzstraße 28, 01109 Dresden 

Tel.: 03 51/88 23-0 

Fax: 03 51/88 23-2 66 

E-Mail: info@imsdd.fhg.de 

Internet: http://www.imsdd.fhg.de 

- Ausbeute, Zuverlässigkeit und Skaherung der 
CMOS-Technologie 

- Prozeß- und Bauelementesimulation 

- Entwicklung von Sensoren 

- Analog -digitale Schaltungstechnik 

- Entwurfsmethodik, speziell für Sensorik und 
Signalverarbeitung 

Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen IIS 

Außenstelle für Automatisierung 

des Schaltkreis- und Systementwurfs EAS 

Zeunerstraße 38, 01069 Dresden 

Tel.: 03 51/46 40-7 00 

Fax: 03 51/46 40-7 03 

E-Mail: elst@eas.iis.fhg.de 

- Entwicklung von Werkzeugen (Tools) für den 

VLSI- und Systementwurf 

- Schaltkreisentwicklung 

- Simulation von Schaltungen und Systemen 

Fraunhofer-Institut für Informations- 
und Datenverarbeitung IITB 

Außenstelle für Prozeßsteuerung EPS 

Zeunerstraße 38, 01069 Dresden 

Tel.: 03 51/46 40-6 10 

Fax: 03 51/46 40-6 13 

E-Mail: wilfert@eps.iitb.fhg.de 

Internet: http://www.eps.iitb.fhg.de 

- Prozeßführung, -Optimierung und -Steuerung von 
Energie- und Versorgungssystemen sowie von 
verfahrenstechnischen Prozessen 

- Entwicklung von Verkehrsinformationssystemen, 
Verkehrsmanagementsystemen und Verkehrs- 
leitsystemen 

- Multimodale Verkehrs- und Transportsysteme 

- Anwendung moderner Regelungs- und 
Steuerungsverfahren 

Fraunhofer- Institut für Angewandte 
Materialforschung IFAM 

Außenstelle für Pulvermetallurgie und 
Verbundwerkstoffe EPW 

Winterbergstraße 28, 01277 Dresden 

Tel.: 03 51/25 37-3 00 

Fax: 03 51/25 37-3 99 

E-Mail: kieback@epw.ifam.fhg.de 

- FasermetaUurgie (PM-SchneUabkühlung, 
Faserherstellung und -anwendung, 
MMC-Verbundwerkstoffe) 

- Hochtemperaturwerkstoffe (IntermetaUide, 
metallische HT- Werkstoffe, Verbundwerkstoffe) 

Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren IZFP 

Außenstelle für Akustische Diagnostik 
und Qualitätssicherung EADQ 

Krügerstraße 22, 01326 Dresden 

Tel.: 03 51/2 64 82-0 

Fax: 03 51/2 64 82-18 

E-Mail: pridoehl@eadq.izfp.fhg.de 

- Anwendung passiver und aktiver akustischer 
Methoden 

- Spannungsmessung mit Neutronendiffraktion 

- Strukturuntersuchungen mit Neutronen- 
kleinwinkelstreuung 

Sachsen-Anhalt 


Fraunhofer-Institut für Fabrikbetrieb 
und -automatisierung IFF 

Elbstraße 3-5, 39104 Magdeburg 

Tel.: 03 91/40 90-0 

Fax: 03 91/40 90-3 45 

E-Mail: info@iff.fhg.de 

Internet: http://www.iff.fhg.de 

- Prozeßautomatisierung/Leittechnik 

- Steuerung von Montage- und Handhabetechnik 

- Produktionslogistik, Produktionsplanung 
und -Steuerung 

~ Fabrikmanagement/-planung/-ökologie 

Fraunhofer-Institut für Werkstoffmechanik IWM 
Außenstelle für Mikrostruktur von Werkstoffen 
und Systemen EMWS 

Heideallee 19, 06120 HaUe/Saale 

Tel.: 03 45/55 89-0 

Fax: 03 45/55 89-1 01 

E-Mail: ka@iwmh.fhg.de 

- Aufklärung mikroskopischer Strukturen und 
Prozesse bei der Verformung und dem Versagen 
von Werkstoffen 

- ModeUierung des mechanischen Verhaltens 
von Werkstoffen und Mikrosystemen 
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Institut/Einrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Schleswig-Holstein 


Fraunhofer-Institut für Siliziumtechnologie ISIT 

Fraunhoferstraße 1, 25524 Itzehoe 

Tel.: 0 48 21/17-0 

Fax 0 48 21/17-42 50 

E-Mail: info@isit.fhg.de 

Internet: http://www.isit.fhg.de 

- Power-MOS-Prozesse/Systeme und Püotfertigung 

- Mikromechanische BauteUe 

- Hybridintegration 

- HL-Fertigungsgeräte 

Thüringen 


Fraunhofer- Institut für Angewandte Optik 
und Feinmechanik lOF 

Schule rstraße 1, 07745 Jena 

Tel.: 0 36 41/8 07-0 

Fax: 0 36 41/8 07-6 05 

E-MaU: info@iof.fhg.de 

Internet: http://www.iof.fhg.de 

- Dünne Schichten für optische und mikro- 
elektronische Bauelemente und Sensoren 

- Optische/mechanische Präzisionssysteme und 
holographisch-optische Elemente für Meß-, Prüf- 
und Produktionsverfahren 

- Piezoelektrisch angetriebene Aktuatoren für 
optische Funktionselemente 

Fraunhofer- Anwendungszentrum 

für Systemtechnik AST des Fraunhofer-Instituts 

für Informations- und Datenverarbeitung IITB 

Ehrenbergstraße 11, 98693 Ilmenau 

Tel.: 0 36 77/6 68-6 25 

Telefax: 03677/6 68-626 

E-Maü: wst@systemtechnik.tu-ilmenau.de 

- Modellgestützte Optimierung von Trinkwasser- 
Versorgungssystemen und Abwasser- Reinigungs- 
anlagen (Klärwerken) 

- ModeUierung und Führung von Wassermengen 
und -quahtät in Flüssen, Seen, Talsperren 

- Modellierung, Simulation und Steuerung von 
Energie-Versorgungssystemen (Energie- und 
Femwärmemanagement) 
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3. Einrichtungen der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 
Deutscher Forschungszentren (Großforschungseinrichtungen) 


Wichtiges Element der deutschen Forschungsland- 
schaft sind die 16 in der „Hermann von Helmholtz- 
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF)" 
zusammengeschlossenen Großforschungseinrichtun- 
gen. Sie werden durch Bund und jeweihges Sitzland 
im Verhältnis 90:10 gefördert. 

1997 waren in den Helmholtz-Zentren insgesamt 
rund 21 600 Personen beschäftigt, davon wurden 
etwa 4 000 über eingeworbene Drittmittel finan- 
ziert. Die Gesamtausgaben der Helmholtz-Zentren 
lagen 1997 bei rund 4,2 Mrd DM, auf die institutio- 
nelle Förderung des Bundes (BMBF) entfielen davon 
knapp 2,7 Mrd DM (vgl. nachstehende Übersicht). 

Die Helmholtz-Zentren verfügen über eine hoch- 
qualifizierte wissenschaftlich-technische Infrastruk- 
tur und ein Unternehmens ähnliches Management 
(Rechtsform der Zentren ist überwiegend die GmbH; 
siehe nachstehende Porträts). Sie bearbeiten kom- 
plexe wissenschaftlich-technische Fragen und Quer- 
schnittsaufgaben, betreiben wissenschaftliche und 
technische Großgeräte und entwickeln Systemlösun- 
gen. Kennzeichen ihrer Tätigkeit sind ein hohes Maß 
an Kontinuität und Kooperation über fachhche, insti- 
tutionelle und nationale Grenzen hinweg. 

Zu ihren Aufgaben, die sie in wissenschaftlicher 
Selbstbestimmung im Rahmen der Forschungspro- 
gramme insbesondere des Bundes durchführen, ge- 
hören: 

- Technisch besonders anspruchsvolle Grundlagen- 
forschung vor allem an Großgeräten, die auch wis- 
senschaftüch Tätigen aus Hochschulen und ande- 
ren Forschungsinstituten des ln- und Auslandes 
sowie der Wirtschaft zur Verfügung stehen (DESY, 
GKSS, GSI, HMI, FZJ); 

- Mitarbeit in nationalen Langzeitprogrammen, die 
wegen ihres hohen Aufwandes und langer For- 
schungszeiträume in besonderem Maße institu- 
tioneile Kontinuität verlangen (AWI, DKFZ, DLR, 
FZK, GFZ, GSF, IPP, FZJ, MDC, UFZ); 

- Bearbeitung langfristiger zentraler Probleme in 
den Bereichen Umwelt und Gesundheit (Vorsorge- 
forschung; AWI, DKFZ, DLR, FZK, GBF, GKSS, 
GSF, FZJ, MDC, UFZ); 

- Technologieentwicklung, insbesondere zu Themen 
der umweltfreundhchen, sicheren Energieversor- 
gung, der Umwelttechnik sowie der Forschung für 
künftige Hochtechnologien von allgemeiner Volks- 
wirts chafthcher Bedeutung einschließlich Raum- 
fahrt (DLR, FZK, GKSS, GMD, HMI, IPP, FZJ). 

Im Zusammenwirken mit anderen Partnern des For- 
schungs- und Wissenschaftssystems erschließen die 
Helmholtz-Zentren wichtige Zukunftspotentiale und 


sichern die internationale Wettbewerbsfähigkeit vor 
allem auf folgenden Gebieten: 

- Sie kooperieren in strategisch wichtigen For- 
schungsfeldern intensiv mit der Wirtschaft: Wach- 
sender Anteil an Drittmitteln, personelle Beteili- 
gung der Wirtschaft in den Aufsichtsgremien vie- 
ler Zentren, steigende Zahl von Patentanmeldun- 
gen und verstärkte Förderung innovativer Unter- 
nehmensgründungen sind Ausdruck der zuneh- 
menden Kooperationsintensität mit der Wirtschaft. 

- Sie sind auf vielfältige Weise eingebunden in inter- 
nationale Verträge und Konsortien: Schaltstelle für 
internationale Dialoge und Kooperationen, die der 
gesamten deutschen Forschung dient. Bei Groß- 
projekten, die aufgrund ihres Aufwands nur noch 
in internationaler Zusammenarbeit angegangen 
werden können, bilden sie Standorte in Deutsch- 
land oder vertreten als Beteihgte (wie bei ILL, JET 
oder ESRF) auch die deutschen Interessen im Rah- 
men der internationalen Wissenschaftsgemein- 
schaft. 

- Sie sind Partner der Hochschulen in Forschung 
und Ausbildung: Verbindung der Zentren mit fast 
allen Hochschulen Deutschlands durch enge per- 
sonelle Verflechtung, vor allem auch durch die in- 
zwischen durchgängig praktizierten gemeinsamen 
Berufungen und die Beteiligung an Sonderfor- 
schungsbereichen und Graduiertenkollegs; Ge- 
meinsame Entwicklung wissenschafthch und tech- 
nisch anspruchsvoller Infrastruktur in den Zen- 
tren; Intensive Nutzung dieser Infrastruktur durch 
Forschende der Hochschulen; Zusammenarbeit 
bei der Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses. 

Als Zusammenschluß der Zentren fördert die HGF 
den Erfahrungs- und Informationsaustausch ihrer 
Mitgheder, sorgt für die Koordinierung der For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten, nimmt Aufga- 
ben im gemeinsamen Interesse wahr und vertritt die 
Belange der Zentren nach außen. Der mit 25 hoch- 
rangigen Vertretern aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft besetzte Senat berät insbesondere 
grundsätzhche Fragen der Forschungsstrategie. 

Auf der Grundlage des BLK-Berichtes „Sicherung 
der Qualität der Forschung" (vgl. Einführung zu 
Teil V) werden innerhalb der HGF einrichtungsüber- 
greifende Programmschwerpunkte („Kompetenzfel- 
der") eingerichtet, in denen die FuE -Aktivitäten der 
Zentren fachlich zusammengefaßt werden. Zur Ge- 
wichtung der verschiedenen Kompetenzfelder und 
zu ihrer inhaltlichen Weiterentwicklung gibt der 
Senat der HGF Empfehlungen ab. 

Ebenfalls auf der Grundlage des genannten BLK-Be- 
richts wurde zur Stärkung des Wettbewerbs zwi- 
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sehen den Helmholtz-Zentren bzw. den Kompetenz- 
feldem ein „Strategiefonds" eingerichtet, der aus der 
Grundfinanzierung der Einrichtungen aufgebaut 
wird. Beginnend 1998 soll der Strategiefonds inner- 
halb von drei Jahren auf etwa 150 Mio DM (5 % der 
Grundfinanzierung) anwachsen. Um die Mittel aus 
dem Strategiefonds können sich die Zentren bzw. 
Kompetenzfelder bewerben. Die Festlegung der Mit- 
tel erfolgt durch den Senat der HGF u. a. für 


- innovative Projekte der Industriekooperation, 

- strategische Projekte der Grundlagen- und Vor- 
sorgeforschung, 

- Projekte zur Stimulierung der internationalen Zu- 
sammenarbeit und 

- Nachwuchsförderung. 

(vgl. Handbuch der Helmholtz-Zentren 1997/98, Hrsg. 
HGF, Bonn 1998) 
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Standorte von Helmholtz-Zentren 



^ Stammsitz Zahl der Einrichtungen in einer Gemeinde (2 und mehr) 

Q Zweig- bzw. Außenstelle 

Quelle; BMBF (Stand: Januar 1998) Faktenbericht ’98 
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Für die Porträts in Teil V wurden bei allen HeLmholtz-Zentren Daten erhoben (Stand: Regierungsent- 
wurf zum Bundeshaushaltsplan 1998). Tabellarisch angegeben sind: 

1. Gesamtausgaben (Institutioneile Förderung (einschl. HSP/HEP) von Bund und Ländern, Drittmittel 
sowie Eigenmittel der Einrichtung) 

- institutioneile Förderung des Bundes (einschl. der Mittel aus HSP/HEP bzw. Verstärkungsfonds); 

- Drittmittel (hierzu zählen die von der Einrichtung eingeworbenen Mittel, nicht jedoch die institutio- 
neile Zuwendungen von Bund und Ländern) . 

Für 1997 und 1998 handelt es sich um Soll-Daten bzw. Schätzungen 
(ohne Berücksichtigung von Ausgabekürzungen im Haushalts Vollzug) . 

2. Gesamtpersonal (ohne Auszubüdende) auf gegliedert in: 

- (Plan-)Stellen; 

- Annexpersonal (Personal, das aus Haushaltsmitteln finanziert, aber nicht auf Stellen geführt wird, 
z. B. studentische und wissenschaftliche Hilfskräfte, Gastwissenschaftler, (Post-)Doktoranden, ggf. 
einschl. des aus Mitteln des HSP/HEP bzw. des Verstärkungsfonds finanzierten Personals); 

- Drittmittelpersonal (aus Drittmitteln finanziertes Personal). 

Die Personalangaben sind in Vollzeitäquivalenten ausgewiesen. Für 1995 bis 1997 handelt es sich um 
Ist- Angaben (Stichtag 30. 6.), für 1998 bei den Steilen um Soll-Daten, beim Annex- und Drittmittelperso- 
nal lun Schätzungen. 
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Helnüioltz - Zentrum 

Aufgabenschwerpunkte 

1. Stiftung Alfred-Wegener-Institut 

für Polar- und Meeresforschung (AWI)^) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Columbusstraße, 27568 Bremerhaven 

Tel.: 04 71/48 31-0; Fax: 04 71/48 31-1 49 

E-Mail; awi-pr@awi-bremerhaven.de 

Internet; http://www.awi-bremerhaven.de 

Außenstelle Potsdam; 

Inselstationen Helgoland und List (Sylt) 

- Untersuchungen zum gekoppelten System Ozean-Atmosphäre- 
Kyrosphäre 

- Strukturen und Prozesse in den marinen Ökosystemen der 
Polargebiete und der europäischen Randmeere 

- Rekonstmktion der Umwelt- und Khmageschichte des Nord- 
und Südpolarmeeres 

- Meteorologische, luftchemische und geophysikahsche Lang- 
zeitmessungen in den Polargebieten 

- marine Naturstofforschung 

2. Stiftung 

Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Notkestraße 85, 22603 Hamburg 

Tel.: 0 40/89 98-0; Fax: 0 40/89 98-32 82 

E-Mail: desyinfo@desy.de 

Internet: http://www.desy.de 

Außenstelle: Zeuthen 

- Elementarteilchenphysik 

- Anwendung von Synchrotronstrahlung zur Stmkturforschung 
in den Gebieten Biologie, Medizin, Physik und Werkstoffkunde 

- Forschungs- und Entwicklungsarbeiten für neue Beschleuni- 
gertechnologien 

3. Stiftung 

Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Im Neuenheimer Feld 280 

69120 Heidelberg 

Tel.; 0 62 21/42-0; Fax: 0 62 21/42-29 95 

E-Mail: webmaster@dkfz-heidelberg.de 

Internet: http://www.dkfz-heidelberg.de 

- Krebsentstehung und Differenzierung 

- TumorzeUregulation 

- Krebsrisikofaktoren und Krebsprävention 

- Diagnostik und experimenteUe Therapie 

- Radiologische Diagnostik und Therapie 

- Angewandte Tumorvirologie 

- Tumorimmunologie 

- Genomforschung und Bioinformatik 

4. Deutsches Zentrum 

für Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR)^) 

Linder Höhe, 51147 Köln 

Tel.: 0 22 03/6 01-0; Fax: 0 22 03/6 73 10 

E-Mail: pressestelle@dlr.de 

Internet: http://www.dlr.de 

Außenstellen: Berlin, Bonn, 

Braunschweig, Göttingen, 

Lampoldshausen, Oberpfaffenhofen 

- Luftfahrt 

- Raumfahrt 

- Energietechnik 

- Innovation im Technologietransfer 

- Raumfahrt-Management 

5. Forschungszentrum Jülich GmbH (FZJ)^ 

52425 Jühch 

Tel.: 0 24 61/61-0; Fax: 0 24 61/61-53 27 

E-Mail: fzj@fz-juehch.de 

Internet: http://www.kfa-juehch.de 

- Stmktur der Materie und Materialforschung 

- Informationstechnik 

- Lebenswissenschaften 

- Umweltvorsorgeforschung 

- Energietechnik 

6. Forschungszentrum Karlsruhe GmbH (FZK) 
Technik und Umwelt'*) 

Postfach 36 40, 76021 Karlsruhe 

Tel: 0 72 47/82-0; Fax: 0 72 47/82-50 70 

E-Mail: amold@oea.fzk.de 

Internet: http://www.fzk.de 

- Umweltforschung: Schadstoff- und Abfallarme Verfahren; 
Energie und Stoffumsetzungen in der Umwelt 

- Energieforschung: Kernfusion; 

Nukleare Sicherheitsforschung; Nukleare Entsorgung; Supra- 
leitung 

- Mikrosystemtechnik - Medizintechnik 

- Naturwissens chafthche Grundlagenforschung; Neutrino- und 
Teilchenphysik; Intensive Strahlungsquellen; Genetik 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

~ institutioneile Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal . 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 


BMBF 

116,0 

120,8 

125,8 

129,5 

461 

476 

499 

493 

Kap. 30 07 

95,4 

96,7 

101,6 

105,6 

241 

240 

240 

229 

(90:10) 

9,8 

13,3 

11,9 

12,0 

143 

132 

147 

145 






77 

104 

112 

119 


BMBF 

295,5 

294,5 

300,0 

298,0 

1413 

1411 

1 447 

Kap. 30 05 

250,0 

248,6 

256,4 

254,4 

1 201 

1 196 

1 194 

(90:10) 

5,6 

5,6 

6,0 

5,8 

174 

174 

208 






38 

41 

45 


BMBF 

201,2 

207,3 

199,6 

210,0 

1 242 

1 210 

1 166 

Kap. 30 05 

138,6 

143,2 

141,6 

144,9 

721 

744 

715 

(90:10) 

32,7 

36,1 

25,9 V 

33,0V 

266 

236 

200 






255 

230 

252 


BMBF 

720,2 

747,4 

748,3 

743,2 

4 025 

3 946 

4 014 

4 031 

Kap. 30 08 

389,5 

392,5 

398,4 

393,7 

2 429 

2 322 

2 245 

2 409 

(90:10) 

267,5 

260,2 

273,6 

273,2 

319 

303 

354 

272 






1 277 

1 321 

1 416 

1 350 


BMBF 

Kap. 30 07 
(90:10) 

639,4 

402,6 

142,9 

637.8 

405.9 
137,6 

629,6 

411.5 

117.6 

624,2 

405,4 

115,9 

3 986 

2 996 

447 

543 

3 888 

2 856 

470 

562 

3 707 

2 791 

363 

554 

3 759 

2 763 

396 

601 

BMBF 

939,0 

955,9 

776,7 

763,5 

3 438 

3 312 

3 312 

3 369 

Kap. 30 07 

383,1 

384,2 

388,9 

383,9 

2617 

2 473 

2 486 

2 499 

(90:10) 

486,2 

503,0 

314,7 

307,3 

368 

353 

329 

360 






454 

486 

497 

510 
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Helmholtz -Zentrum 

Aufgabenschwerpunkte 

7. Gesellschaft für Biotechnologische 

Forschung mbH (GBF) 

Mascheroder Weg 1, 38124 Braunschweig 

Tel.: 05 31/61 81-0; Fax: 05 31/61 81-5 12 

E-Maü: pressegbf@gbf-braunscheig.de 

Internet ; http ://www. gbf -braunschweig . de 

- Genfunktion und Genomanalyse 

- Infektion und Immunität 

- Wirkstoffe und Targets (seit 1996) 

- Umweltbiotechnologie 

- Integrierte Bioprozeßentwicklung 

8. Stiftung GeoForschungsZentrum Potsdam 
(GFZ) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Telegrafenberg, 14473 Potsdam 

Tel.: 03 31/2 88-0; Fax: 03 31/2 88-10 02 

E-Mail; postmaster@gfz-potsdam.de 

Internet: http://www.gfz-potsdam.de 

Außenstelle: Niemegk 

- ErdmodeUe und Geopotentiale, Variation globaler Phänomene 
wie Erdrotation und deren Kopplung mit Klimaschwankungen 

- Aktive Kontinentalränder und ihre Bedeutung für Transport- 
prozesse Ln der Erdkruste 

- Naturgefahren, insbesondere Erdbeben und Vulkanismus 

- Klima und Umwelt, Rekonstruktion von Paläoklima und Paläo- 
umwelt aus kontinentalen Sedimenten 

- Geotechnologie 

- Vorhaltung von Gerätepools für Expeditionen und von analyti- 
schen Spezialgeräten 

9. GKSS-Forschungszentrum 

Geesthacht GmbH (GKSS) 

Max-Planck-Straße, 21502 Geesthacht 

Tel.: 0 41 52/87-0; Fax: 0 41 52/87-16 18 

E-Mail: presse@gkss.de 

Internet: http://www.gkss.de 

Außenstelle: Teltow 

- Materialforschung (Hochtemperatur-Leichtbau, Bewertung von 
Bauteüverhalten, Werkstoff- Anwendungszentrum) 

- Umweltförschung (Küstenforschung, ehern. -phys. Analytik, 
Atmosphärenphysik, Beobachtungsstrategien) 

- Trenn- und Umwelttechnik (Membrantechnik, Polymer- 
forschung, produktionsintegrierter Umweltschutz) 

10. GMD-Forschungszentrum 

Informationstechnik GmbH 

Postfach 13 16, Schloß Birlinghoven 

53754 Sankt Augustin 

Tel.: 0 22 41/14-0; Fax: 0 22 41/14-28 89 

E-Mail; info@gmd.de 

Inemet: http://www.gmd.de 

Außenstellen: Daimstadt, Berlin, Tokio 

- Entwurfs verfahren 

- Kommunikations- und Kooperationsverfahren 

- Intelligente Multimediale Systeme 

- Paralleles Rechnen 

11. GSF-Forschungszentrum 

für Umwelt und Gesundheit GmbH 

Ingolstädter Landstraße 1 

85764 Neuherberg 

Tel.: 0 89/31 87-0; Fax: 0 89/31 87-33 22 

E-Mail: oea@gsf.de 

Internet; http://www.gsf, de 

Außenstellen: München, Wolfenbüttel-Remlingen 

Das Forschungs- und Entwicklungsprogranun gliedert sich Ln 

10 Forschungsschwerpunkte, die den Gesamtbereich von der 
Umweltforschung über die Untersuchung der Wirkung von Schad- 
stoffen auf Ökosysteme, Tiere und Menschen bis hin zur klini- 
schen Forschung und epidemiologischen Studien abdeckt. 

12. Gesellschaft 

für Schwerionenforschung mbH (GSI) 

Planckstraße 1, 64291 Darmstadt 

Tel.: 0 61 59/71-0; Fax: 0 61 59/71-27 85 

E-Maü: k.d.gross@gsi.de 

Internet: http://www. gsi.de 

- Kernphysik 
~ Atomphysik 

- Plasmaphysik 

- Materialforschung 

- Biophysik/Tumortherapie 

- Beschleunigerentwicklung 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund ; Land) 


Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutioneile Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoD/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 

BMBF 

71,4 

72,7 

73,1 

74,0 

424 

426 

394 

404 

Kap. 30 06 

54,8 

52,9 

56,4 

56,4 

270 

271 

261 

274 

(90:10) 

10,5 

13,9 

10,4 

11,4 

83 

71 

44 

40 






72 

84 

89 

90 

BMBF 

88,4 

96,6 

92,8 

88,9 

415 

455 

493 

517 

Kap. 30 07 

68,7 

63,9 

63,5 

57,0 

329 

328 

326 

333 

(90:10) 

10,1 

22,6 

23,8 

24,8 

34 

45 

62 

68 






53 

83 

105 

116 

BMBF 

121,8 

125,0 

128,6 

131,0 

688 

674 

691 

650 

Kap. 30 05 

91,3 

91,7 

99,3 

99,0 

504 

488 

483 

464 

(90:10) 

20,4 

23,1 

18,3 

19,2 

125 

122 

139 

116 






59 

65 

69 

70 

BMBF 

171,1 

173,7 

177,8 

182,5 

1 112 

1 134 

1 120 

1 151 

Kap. 30 06 

114,8 

112,7 

115,9 

117,2 

685 

667 

653 

660 

(90:10) 

42,2 

51,1 

49,0 

52,4 

133 

142 

165 

191 






294 

324 

302 

300 


BMBF 

228,4 

215,5 

222,2 

221,8 

1 398 

1 327 

1320 

Kap. 30 05 

137,5 

134,3 

137,7 

134,0 

994 

936 

920 

(90:10) 

61,4 

56,7 

61,8 

62,3 

124 

120 

123 






280 

270 

277 


BMBF 

127,5 

128,5 

128,7 

126,9 

646 

646 

609 

Kap. 30 05 

112,2 

112,4 

114,7 

113,0 

476 

472 

472 

(90:10) 

0,7 

1,0 

1,1 

1,2 

162 

163 

125^ 






8 

11 

12 
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Helmholtz - Zentrum 

Aufgabenschwerpunkte 

13. Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH (HMI) 

GLienicker Straße 100, 14109 Berlin 

Tel.: 0 30/80 62-0; Fax: 0 30/80 62-21 81 

E-Mail: robertson@hmi.de 

Internet: http://www.hmi.de 

Außenstelle: Berlin-Adlershof 

- Festkörperphysik: Struktur und Dynamik kondensierter Materie 

- Nutzerdienst: 

a) Berliner Zentrum für Neutronenstreuung am Forschungs- 
reaktor BER II 

b) lonenstrahlanwendung im lonenstrahUabor ISL-Berün 

- Solarenergieforschung, Photovoltaik 

- Materialanalyse und -modifikation mit lonenstrahlen 

- Spurenelemente in Gesundheit und Ernährung 

14. Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) 

Eingetragener Verein 

Boltzmannstraße 2 

85748 Garching bei München 

Tel.: 0 89/32 99-01; Fax: 0 89/32 99-22 00 

E-Mail: oeffenÜichkeitsarbeit@ipp. mpg.de 

Internet: http://www.ipp.mpg.de 

Außenstellen: Berhn, Greifswald 

- Forschungen auf dem Gebiet der Plasmaphysik 

- Erforschung der kontrollierten Kernfusion 

- Stellarator 

- Tokamak 

15. Stiftung Max-Delbrück-Centrum 
für Molekulare Medizin (MDC) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Robert-Rössle-Straße 10 

13125 Berlin-Buch 

Tel.: 0 30/9 40 60; Fax: 0 30/9 49 41 61 

E-Mail: presse@mdc-berlm.de 

Internet: http://www.mdc-berlm.de 

- Herz-Kreislaufforschung 

- Krebsforschung 

- Genetik, Bioinformatik, Strukturbiologie 

- ZeHwachstum und -differenzierung 

- Molekulare und Entwicklungsneurobiologie 

- Molekulare Therapie 

16. U FZ- Um Weltforschungszentrum 

Leipzig-Halle GmbH 

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig 

Tel.: 03 41/2 35-0; Fax: 03 41/2 35-27 91 

E-Maü: boehme@gf.ufz, de 

Internet: http://www.ufz.de 

Außenstellen: Bad Lauchstädt, 

Halle/S., Magdeburg 

- Schadstoffeintrag in Boden, Grundwasser und Biosphäre 

- Transportverhalten und Verbleib von Schadstoffen 

- Belastung und Wirkung von Schadstoffen in Ökosystemen 

- Landschaftsökologische Erkundung 

- Regeneration von Strukturen und Prozessen in Ökosystemen 

- Beratung von Sanierungsträgem 

- Umweltbelastung und Gesundheit 

*) Ohne an Dritte weitergeleitete Mittel. 

9 Die Bundesanstalt Helgoland (BAH) wurde am 1. Januar 1998 als eigenständiges Institut in die Stiftung Alfred-Wegener-Insti- 
tut für Polar- und Meeresforschung (AWI) eingeghedert. Zu den AWI-Gesamtausgaben 1998 kommen ca. 21,3 Mio DM, zur 


inst. Bundesförderung ca. 19,3 Mio DM hinzu; zu den (Plan-) Stellen bzw. zum Gesamtpersonal kommen ca. 120 VZÄ hinzu. 
Zum 1. Oktober 1997 wurde die Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten (DARA) mit dem DLR zusammengeführt. 


Alle statistischen Angaben entsprechen dem DLR vor der Zusammenlegung. 

Die statistischen Angaben schließen das Institut für Biotechnologie ein, das vom Land NRW zu 100% finanziert wird. Ein- 
schheßhch der Zuwendungen für Stülegung/Beseitigung kemtechnischer Anlagen. 

'*) Einschließhch der Zuwendungen für WAK-StUlegung und Altanlagen. 

Quelle: Jeweihge Einrichtung 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 


Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoLL/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMBF 

120,3 

119,9 

122,5 

120,3 

751 

732 

680 

660 

Kap. 30 05 

103,1 

99,2 

99,7 

99,6 

492 

473 

465 

461 

(90:10) 

7,6 

9,3 

11,7 

9,6 

176 

166 

137 

137 






83 

93 

78 

62 

BMBF 

164,9 

181,8 

236,7 

262,8 

992 

980 

962 

940 

Kap. 30 07 

96,5 

99,8 

129,5 

139,9 

852 

827 

825 

803 

(90:10) 

35,4 

43,1 

48,4 

57,1 

140 

153 

137 

137 






0 

0 

0 

0 

BMBF 

112,0 

115,4 

117,1 

120,0 

543 

544 

566 

570 

Kap. 30 05 

84,4 

80,6 

80,9 

81,3 

307 

352 

343 

348 

(90:10) 

16,3 

16,9 

21,2 

22,2 

110 

70 

37 

37 






125 

122 

185 

185 
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4. Einrichtungen der Blauen Liste 


Auf Grund ihrer überregionalen Bedeutung und des 
gesamtstaatlichen wissenschaftspolitischen Interesses 
an ihrer Förderung werden die Einrichtungen der 
Blauen Liste (BLE) von Bund und Ländern als selb- 
ständige Forschungseinrichtungen und Einrichtungen 
mit Servicefunktion für die Forschung gefördert; 
Grundlage ist Artikel 2 Abs. 1, Nr. 5 und 6 der „Rah- 
menvereinbarung zwischen Bund und Ländern über 
die gemeinsame Förderung der Forschung nach Arti- 
kel 91b GG" vom 28. November 1975. Derzeit umfaßt 
die BLE 82 Einrichtungen in 15 Bundesländern, dar- 
unter 34 in den neuen Ländern. Die Finanzierung erfolgt 
grundsätzhch nach dem Bund-Länder-Finanzierungs- 
schlüssel 50 : 50 (Ausnahmen gibt es z.B. bei den Ein- 
richtungen mit Servicefunktion), wobei auf Bundesseite 
neun Ressorts beteiligt sind. Die BLE haben derzeit ins- 
gesamt knapp 12 000 Mitarbeiter (Personal auf Stellen, 
Annex- und Drittmittelpersonal), die Gesamtausgaben 
betragen rund 1,7 Mrd DM, die institutionelle Förderung 
des Bundes macht dabei 660 Mio DM aus (vgl. Tabelle; 
Einzelangaben sind den nachstehenden Porträts der 
Einrichtungen zu entnehmen). 

Die Aufgaben einer institutsübergreifenden Organi- 
sation wissenschaftlicher Selbstverwaltung nimmt 
seit 1995 die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste 
(WBL, seit 1997 Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried 
Wilhelm Leibniz [WGL]) wahr. Ihr gehören fast alle 
Einrichtungen der Blauen Liste an. Die WGL verfolgt 
das Ziel einer noch stärkeren Zusammenarbeit der 
Blauen Liste-Einrichtungen und dient der Wahrneh- 
mung gemeinsamer Interessen der Mitgüeder nach 
außen. Die Satzung der WGL sieht eine Gliederung 
in fünf Sektionen vor, und zwar Geisteswissenschaf- 
ten und Bildungsforschung; Wirtschafts- und Sozial- 


^) Der Forschimgs- und der Serviceteü des DIPF werden hier 
als eine Einrichtung gezählt. 


Wissenschaften, Raumwissenschaften; Lebenswis- 
senschaften; Mathematik, Natur- und Ingenieurwis- 
senschaften sowie Umweltwissenschaften. 

Auf Bitten der Bund-Länder-Kommission für Bü- 
dungsplanung und Forschungsförderung hat der 
Wissenschaftsrat 1995 auf der Grundlage und als 
eine Voraussetzung für die Umsetzung seiner Emp- 
fehlungen zur Neuordnung der Blauen Liste damit 
begonnen, innerhalb von fünf Jahren alle Blaue Liste- 
Einrichtungen zu evaluieren. Um diese Aufgabe an- 
schüeßend in eigener Verantwortung fortführen zu 
können, hat die WGL die Gründung eines Senats be- 
schlossen, dessen Aufgabe es u. a. sein soU, Verfah- 
ren zur Qualitätssicherung und Leistungsbewertung 
für die Mitgliedseinrichtungen zu entwickeln. 

Im Rahmen der Neuorientierung der deutschen For- 
schungslandschaft (vgl. Essay „Neuorientierung der 
Forschungslandschaft: Mehr Selbstverantwortung 
und Wettbewerb") werden die Blaue Liste-Einrich- 
tungen verstärkt in einen Qualitätswettbewerb um 
Fördermittel einbezogen. 

Zur Stimulierung dieses Prozesses wird seit 1998 zu- 
nächst für eine Erprobungsphase von 3 Jahren aus der 
Grundfinanzierung der Blaue Liste -Einrichtungen - 
mit Ausnahme der Museen und der Serviceeinrichtun- 
gen - ein Anteil von 2,5 % (rd. 18 Mio DM) abgezogen 
und dem Haushalt der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft (DFG) zugeführt. Dafür wird den Blaue Liste- 
Einrichtungen im Gegenzug die Mögüchkeit gegeben, 
uneingeschränkt und gleichberechtigt im Wettbewerb 
untereinander und mit den Hochschulen Fördermittel 
von der DFG einzuwerben. Diese Neuregelung soU zu 
einer Stärkung der Kreativität und Leistungsfähigkeit 
der Blaue Liste -Einrichtungen und damit zur Schärfung 
ihres wissenschaftlichen Profüs beitragen. 


Für die Porträts wurden bei allen Einrichtungen der Blauen Liste Daten erhoben (Stand; Regierungsent- 
wurf zum Bundeshaushaltsplan 1998), Tabellarisch angegeben sind: 

1. Gesamtausgaben (Institutioneile Förderung von Bund und Ländern (einschl. HSP/HEP), Drittmittel 
sowie Eigenmittel der Einrichtung) 

- institutionelle Förderung des Bundes (ggf. einschl. der Mittel aus HSP/HEP bzw. Verstärkungsfonds); 

- Drittmittel (hierzu zählen die von der Einrichtung eingeworbenen Mittel, nicht jedoch die institutio- 
nellen Zuwendungen von Bund und Ländern). 

Für 1997 und 1998 handelt es sich um SoU-Daten bzw. Schätzungen 
(ohne Berücksichtigung von Ausgabekürzungen im Haushaltsvollzug) . 

2. Gesamtpersonal (ohne Auszubildende) aufgegliedert in: 

- (Plan-)SteUen; 

- Annexpersonal (Personal, das aus Haushaltsmitteln finanziert, aber nicht auf Stellen geführt wird, 
z. B. studentische und wissenschaftliche Hilfskräfte, Gastwissenschaftler, (Post-)Doktoranden, ggf. 
einschüeßüch des aus Mitteln des HSP/HEP bzw. des Verstärkungsfonds finanzierten Personals); 

- Drittmittelpersonal (aus Drittmitteln finanziertes Personal). 

Die Personalangaben sind in VoUzeitäquivalenten ausgewiesen. Für 1995 bis 1997 sind es Ist-Angaben 
(Stichtag 30. 6.), für 1998 handelt es sich bei den Stellen um SoU-Angaben, beim Annex- und Drittmittel- 
personal um Schätzungen. 

Bei Museen bezieht sich die gemeinsame Bund-Länder- Zuwendung nur auf die Forschungsanteile. 
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Standorte der Einrichtungen der „Blauen Liste“ 


pMüncheberg 
rknerf 

Ä™"kfurtO, 



Q Stammsitz 
Q Zweig- bzw. Außenstelle 

Quelle: BMBF (Stand: Januar 1998) 


Q Zahl der Einrichtungen in einer Gemeinde (2 und mehr) 


Faktenbericht ’98 
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Einrichtung der Blauen Liste 

Aufgabenschwerpunkte 

BADEN-WÜRTTEMBERG 

1. Deutsches Institut für Fernstudien 
an der Universität Tübingen (DIFF) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 
Konrad-Adenauer-Straße 40 

72072 Tübingen 

Tel.: 0 70 71/9 79-0; Fax: 0 70 71/9 79-1 00 

E-Mail: diff.zentrale@uni-tuebmgen.de 

Internet: http;//www.diff.uni-tuebingen.de 

- Lernen mit neuen Medien 

- Didaktik des Fernstudiums 

- Wissenstransfer und Interdisziphnarität 

2. Fachinformationszentrum Karlsruhe, 

Gesellschaft für wissenschaftlich-technische 
Information mbH (FIZ Ka) 

76344 Eggenstein-Leopoldshafen 

Tel.: 0 72 47/ 8 08-1 00; Fax: 0 72 47/8 08-1 14 

E-Maü: gfs@fiz-karlsruhe.de 

Internet : http : //www. f iz-karlsruhe . de 

Außenstellen; Berhn, Bonn 

- Produktion von Datenbasen 

- Betrieb des FIZ-Rechenzentrums (Host) im Rahmen von STN 
International 

- Entwicklung und Erweiterung von Informationssystemen 

- Betrieb eines automatischen Volltextvermittlungssystems 

3. Geseilschaft Soziaiwissenschaftiicher 
Infrastruktureinrichtungen e.V. (GESIS) 

c/o Zentrum für Umfragen, Methoden und 

Analysen e.V. (ZUMA) (Vereinssitz), 

Postfach 12 21 55, 68072 Mannheim 

Tel.:06 21/12 46-0; Fax: 06 21/12 46-0 

E-Mail: gesis@za.uni-koeln.de 

Internet: http://www.social-science-gesis.de 
Außenstellen: Köln, Bonn, BerÜn 

- GESIS ist Serviceeinrichtung für die Forschung mit den sat- 
zungsmäßigen Aufgaben; 

- Bereitstellung und Akquisition quantitativer Daten und deren 
Aufbereitung 

- Aufbau und Bereitstellung faktographischer und bibhogra- 
phischer Datenbanken 

- Methodenentwicklung und -beratung 

- Dauerbeobachtung gesellschaftlicher Entwicklungen 

4. Institut für deutsche Sprache (IDS) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

R 5, 6 - 13, 68161 Mannheim 

Tel.: 06 21/15 81-0; Fax; 06 21/15 81-2 00 

E-Mail: stickel@ids-mannheim.de 

Internet: http://www.ids-mannheim.de 

- Wissenschafthche Forschung und Dokumentation der deut- 
schen Sprache in ihrem Gebrauch und in ihrer neueren Ge- 
schichte 

- Linguistische Datenverarbeitung (Textkorpora; grammatische 
Datenbank) 

- Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen ähnhcher Ziel- 
setzung im In- und Ausland (Forschungsbibhothek, Gäste- 
betreuung) 

5. Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik (KIS) 

Rechtlich unselbständige Forschungseinrichtung 
des Landes BW 

Schöneckstraße 6, 79104 Freiburg 

Tel.: 07 61/3 19 80; Fax: 07 61/31 98-1 11 

E-Mail: secr@kis.uni-freiburg.de 

Internet : http ://www. kis .uni-f reiburg . de 

Außenstelle: Observatorio del Teide/ 

Teneriffa (Spanien) 

- Feinstruktur von Konvektion und Magnetfeld der Sonnenober- 
fläche 

- Aufbau und Struktur von Sonnenflecken 

- der 22jährige magnetische Zyklus 

- Sonnenkorona 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 


BMBF 

12,7 

12,2 

11,7 

12,2 

89 

86 

78 

Kap. 30 04 

5,5 

5,3 

5,1 

4,9 

74 

72 

70 

(50:50) 

0,4 

0,5 

0,9 

0,8 

13 

13 

5 






2 

1 

4 


BMBF 

58,7 

60,3 

60,3 

59,5 

314 

310 

305 

Kap. 30 06 

22,0 

20,7 

20,2 

19,6 

232 

230 

225 

(85:15) 

11,4 

14,6 

13,6 

13,1 

16 

19 

19 






67 

61 

61 


BMBF 

21,2 

21,8 

21,1 

22,1 

165 

164 

162 

Kap. 30 02 

16,4 

16,9 

16,8 

17,3 

130 

128 

127 

(80:20) 

13 

1,6 

0,8 

0,9 

29 

29 

29 






6 

7 

6 


BMBF 

14,3 

14,2 

14,9 

14,5 

123 

118 

122 

Kap. 30 02 

6,5 

6,5 

6,8 

0,7 

98 

94 

97 

(50:50) 

1,3 

1,2 

1,1 

1,0 

21 

20 

21 






5 

5 

5 


163 

127 

29 

1 


119 

94 

21 

4 


BMBF 

5,4 

5,0 

5,5 

5,6 

36 

38 

39 

Kap. 30 05 

2,7 

2,5 

2,7 

2,7 

31 

33 

33 

(50:50) 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

5 

4 

5 






0 

1 

1 
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Einrichtung der Blauen Liste 

Aufgabenschwerpunkte 

BAYERN 

6. Deutsche Forschungsanstalt 
für Lebensmittelchemie (DFA) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Lichtenbergstraße 4, 85748 Garching 

Tel.: 0 89/2 89-1 32 65; Fax: 0 89/2 89-1 41 83 

E-Mail: lebchem.schieberle@lrz.tu-muenchen.de 
Internet : http : //www. df a .leb . chemie . tu-muenchen . de 

- Charakterisierung aromarelevanter Verbindungen in Lebens- 
mitteln (Methodenentwicklung; Beziehung zur Qualität) 

- Stmktur/Wirkungsbeziehungen bei Biopolymeren, insbeson- 
dere Proteinen (Verbessemng der Quahfät durch technologi- 
sche Verfahren) 

- Klämng toxischer Substrukturen 

- Herausgabe von Nährwert-TabeUen 

7. Deutsches Museum in München (DM) 

Anstalt des Öffentlichen Rechts 

Museumsinsel 1, 80538 München 

Tel.: 0 89/2 17 91; Fax: 0 89/2 17 93 24 

E-Mail: wpf@extem.irz-muenchen.de 

Internet: http ://www. deutsches -museum .de 
Außenstellen: Oberschleißheim, Bonn 

- Geschichte der Naturwissenschaften im gesellschaftlichen 
Kontext 

- Nationale Innovationssysteme im Vergleich 

- Historische Verkehrsforschung 

- Museumspädagogik und museologische Forschung 

- Objekt- und Restauriemngsforschung 

8. Germanisches Nationalmuseum (GNM) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Karthäusergasse 12, 90402 Nürnberg 

Tel.: 0 911/1 33 10; Fax: 09 11/1 33 12 00 

- Sammeln, Erschließen und Erforschen der Kunst- und Kultur- 
geschichte des deutschen Sprachraums, insbesondere der dar- 
stellenden Kunst sowie der dinglichen Hinterlassenschaften 

- Erarbeiten und Durchfühmng von SonderaussteUungen 

- Publikation von Sammlungskatalogen 

- Durchfühmng wissenschaftlicher Tagungen 

9. ifo Institut für Wirtschaftsforschung e. V. 
München (ifo) 

Poschingerstraße 5, 81679 München 

Tel.: 0 89/92 24-0; Fax: 0 89/98 53 69 

E-Mail: 106616.252@compuserve.com 

Internet: http://www.ifo.de 

Außenstellen: Dresden, Brüssel; 

Kasachstan, Japan 

- Lfd. Beobachtung des Wirtschaftsprozesses (Erhebung und 
Bereitstellung von Daten) 

- Analyse des Verlaufs des Wirtschaftsprozesses und des wirt- 
schaftlichen Stmkturwandels 

~ Prognose wirtschaftlicher Entwicklungen 

- Bereitstellung von Entscheidungsgmndlagen für Wirtschaft, 
Gesellschaft und Pohtik 

- Ökonomische Bewertung politischer Maßnahmen 

10. Institut für Zeitgeschichte (IfZ) 

Öffentliche Stiftung des bürgerlichen Rechts 
Leonrodstraße 46b, 80636 München 

Tel.: 0 89/12 68 80; Fax: 0 89/1 23 17 27 

Außenstellen: Bonn, Berlin 

Deutsche und europäische Geschichte im 20. Jahrhundert: 

- Vorgeschichte der nationalsozialistischen Diktatur 

- Geschichte der nationalsoziaüstischen Diktatur 

- Nachkriegsgeschichte (Akten zur Auswärtigen Pohtik der 
Bundesrepublik Deutschland; Forschungsprojekte zur SBZ/ 
DDR-Geschichte) 

BERLIN 

1 1 . Deutsches Bibliotheksinstitut (DBI) 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

Alt Moabit 101a, 10559 Berhn 

Tel.: 0 30/3 90 77-0; Fax: 0 30/3 90 77-1 00 

E-Mail: beyersdorff@dbi-berlin.de 

Internet: http://www.dbi-berlin.de 

- Datenbanken mit Imaging und VoUtextspeicherung 

- Retrievalsprachen und Präsentation von multimedialen Ele- 
menten 

- Anwendung von betriebswirtschafthchen Metadaten im Bibho- 
thekswesen 

- Einsatz digitaler Medien im Kinder- und Jugendbereich 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 


Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BML 

5,0 

5,2 

5,2 

5,3 

42 

43 

40 

41 

Kap. 10 02 

2,3 

2,3 

2,4 

2,5 

36 

36 

35 

35 

(50:50) 

0,8 

0,7 

0,7 

0,8 

3 

3 

3 

3 






4 

5 

2 

4 

BMI 

50,7 

47,5 

48,6 

50,1 

404 

386 

374 

401 

Kap. 06 03 

5,5 

5,7 

5,8 

5,9 

374 

360 

350 

354 

(50:50) 

9,1 

6,2 

6,0 

4,9 

7 

12 

18 

30 






23 

14 

6 

17 

BMI 

24,9 

26,8 

24,4 

29,5 

195 

180 

176 

189 

Kap. 06 03 

6,1 

7,4 

6,5 

8,6 

165 

150 

147 

158 

(50:50) 

1,3 

1,8 

1,8 

1,8 

30 

30 

29 

28 






0 

0 

0 

3 

BMWi 

32,9 

34,7 

32,4 

32,2 

234 

233 

231 

216 

Kap. 09 02 

7,1 

7,1 

7,4 

7,5 

115 

114 

114 

113 

(50:50) 

17,5 

19,3 

16,4 

16,3 

11 

11 

9 

7 






108 

108 

108 

96 

BMBF 

7,8 

8,4 

8,7 

9,1 

71 

77 

75 

77 

Kap. 30 02 

3,0 

3,0 

3,2 

3,2 

50 

50 

49 

49 

(50:50) 

1,5 

2,2 

2,1 

2,3 

8 

9 

9 

9 






14 

18 

17 

19 

BMBF 

19,4 

19,1 

25,0 

25,0 

117 

115 

120 

119 

Kap. 30 02 

4,4 

4,6 

6,7 

6,7 

114 

112 

112 

112 

(30:70) 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0 

0 

0 

0 






4 

4 

7 

6 
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Aufgabenschwerpunkte 

12. Deutsches Institut 

für Wirtschaftsforschung (DIW) 

Eingetragener Verein 

Königin-Luise-Straße 5, 14195 Berlin 

Tel.: 0 30/8 97 89-0; Fax: 0 30/8 97 89-2 00 

E-Mail: estege@diw-berlin.de 

Internet: http://www.diw-berlin.de 

- Konjunktur, Industrie und Technologie 

- Weltwirtschaft 

- Wirtschaftliche Strukturen und Staat 

- Regional- und Verkehrsforschung 

- Energie, Rohstoffe und Umwelt 

13. Fachinformationszentrum Chemie GmbH 
(FIZ CHEMIE BERLIN) 

Franklinstraße 11, 10587 Berhn 

Tel.: 0 30/3 99 77-0; Fax; 0 30/3 99 77-1 14 

E-Maü: mfo@fiz-cheinie.de 

Internet: http://www.fiz-chemie.de 

- Chemieinformation 

- Datenbanken 

- Recherchen 

- Schulungen 

14. Heinrich-Hertz-Institut für 

Nachrichtentechnik Berlin GmbH (HHI) 

Einsteinufer 37, 10587 Berlin 

Tel: 0 30/3 10 02-0; Fax: 0 30/3 10 02-2 13 

E-Mail: contacts@hhi.de 

Internet: http://www.hhi.de 

- Photonik-Netze 

- Mobile Breitbandsysteme 

- Elektronische BUdtechnik für Multimedia 

15. Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung gGmbH (WZB) 

Reichpietschufer 50, 10785 Berlin 

Tel: 0 30/2 54 91-0; Fax; 0 30/2 54 91-6 84 

E-Mail: wzb@wz-berlin.de 

Internet: http://www.wz-berlin.de 

- Arbeitsmarkt und Beschäftigung 

- Technik - Arbeit - Umwelt 

- Sozialer Wandel, Institutionen, Vermittlungsprozesse 

- Marktprozeß und Untemehmensentwicklung 

- „Public Health" 

16. Ferdinand-Braun-Institut 

für Höchstfrequenztechnik (FBH) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Rudower Chaussee 5, 12489 Berlin 

Tel: 0 30/63 92-26 01; Fax: 0 30/63 92-26 02 

E-Mail: fbh@fbh-berlin.de 

Internet: http://www.fbh-berlin.de 

- GaAs-Leistungs-Heterobipolartransistoren für die Mobükom- 
murdkation 

- GaAs-MikroweUen-ICs für die Sensorik 

- Feldorientierte Simulation, CAD und Hochfrequenzmeßtechnik 

- Laserdioden hoher Leistung und Brülanz 

- Diodenlaser für die Meßtechnik 

17. Forschungsinstitut 

für Molekulare Pharmakologie (FMP) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Alf red-Kowalke- Straße 4, 10315 Berlin 

Tel: 0 30/ 51 55 10; Fax: 0 30/51 55 13 33 

E-Mail: rosenthal@fmp-berlLn.de 

Internet: http://www.fmp-berlin.de 

- Peptidchemie, Peptidpharmakologie 

- NMR-unterstützte Strukturforschung 

- Signaltransduktion/Molekulare Medizin 

- Neurobiologie 

- Molekulare Genetik 

1 8. Weierstraß-Institut für Angewandte 

Analyse und Stochastik (WIAS) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Mohrenstraße 39, 10117 Berlin 

Tel: 0 30/2 03 77-5 96; Fax: 0 30/2 04 49 75 

E-Mail; sprekels@wias-berlLn.de 

Internet: http://www.wias-berlin.de 

- Halbleiter, Nano- und Optoelektronik 

- Phasenübergänge 

- Stochastik und Statistik in Wirtschafts- und Ingenieurwissen- 
schaften 

- Kontinuumsmechanik 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund ; Land) 


Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutioneile Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 

BMWi 

30,7 

30,7 

30,0 

30,4 

213 

214 

204 

202 

Kap. 09 02 

8,0 

7,4 

7,8 

7,7 

118 

118 

112 

112 

(50:50) 

14,0 

14,8 

13,9 

14,6 

18 

19 

15 

13 






77 

77 

77 

77 

BMBF 

16,3 

16,2 

15,4 

13,8 

77 

77 

75 

74 

Kap. 30 06 

3,5 

3,7 

3,3 

3,2 

52 

52 

51 

50 

(50:50) 

2,1 

0,7 

1,8 

0,7 

0 

0 

0 

0 






25 

25 

25 

24 

BMBF 

47,9 

45,7 

47,0 

48,0 

294 

299 

302 

309 

Kap. 30 06 

16,4 

15,3 

14,4 

14,7 

177 

173 

161 

169 

(50:50) 

16,4 

18,3 

21,0 

21,0 

9 

9 

7 

6 






108 

118 

134 

134 

BMBF 

27,5 

24,0 

24,1 

23,6 

196 

197 

203 

200 

Kap, 30 02 

20,6 

18,0 

18,1 

17,7 

154 

152 

151 

148 

(75:25) 

3,6 

3,5 

3,7 

1,7 

15 

17 

22 

22 






27 

28 

31 

31 

BMBF 

21,5 

22,0 

21,8 

19,4 

116 

111 

121 

126 

Kap. 30 06 

8,2 

8,9 

8,4 

7,3 

85 

85 

87 

87 

(50:50) 

5,1 

4,3 

5,0 

5,0 

4 

3 

9 

11 






28 

1 

24 


29 

BMBF 

17,6 

18,1 

19,0 

29,9 

134 

131 

118 

123 

Kap. 30 05 

7,9 

8,7 

8,8 

9,1 

94 

97 

96 

98 

(50:50) 

2,2 

2,0 

1,4 

2,3 

22 

14 

11 

14 






19 

21 

11 

11 

BMBF 

13,1 

11,5 

11,9 

11,4 

101 

96 

90 

104 

Kap. 30 05 

6,0 

5,2 

5,9 

5,7 

85 

84 

78 

82 

(50:50) 

1,3 

1,1 

0,3 

0,6 

4 

5 

6 

6 






13 

8 

6 

17 
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Aufgabenschwerpunkte 

19. Institut für Gewässerökologie 
und Binnenfischerei (IGB) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Müggelseedamm 310, 12587 Berlin 

Tel.: 0 30/64 18 16 02; Fax: 0 30/64 18 16 00 

E-Mail: stein@igb-berLin.de 

Internet; http ://www, igb -berlin . de 

- Struktur und Funktion aquatischer Systeme 

- Gewinnung von Zeitreüien zur Entwicklung von Optimie- 
rungsstrategien 

- Wissenschafthche Grundlagen für die Entwicklung von 
Ökotechnologien und die Aquacultur 

- Konzeption für die Sanierung und Restaurierung geschädigter 
Gewässerökosysteme 

- Funktion von Nahrungsnetzen von den Bakterien bis zu den 
Fischen 

20. Institut für Kristallzüchtung (IKZ) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Rudower Chaussee 6, 12489 Berhn 

Tel.: 0 30/63 92-30 00; Fax: 030/63 92-30 03 

E-Mail: cryst@ikz-berlLn.de 

Internet: http://www.ikz-berLin.de 

- SiC-EinkristaUe für Hochtemperatur-Bauelemente und Schalt- 
kreise, Sensoren und als Substrate für Emitter im blauen 
Spektralbereich 

- Oxidische und fluoridische EinkristaUe u. a. für Laseranwen- 
dungen, Hochtemperatur-Drucksensoren und Substrate für 
GaN und HTSL 

- Entwicklung von LPE -Techniken, insbesondere zur Züchtung 
auf amorphen Substraten 

- GaAs-EinkristaUe für HÖchstfrequenz-Bauelemente 

- Weiterentwicklung der FZ-Süicium-Technik (ModeUierung, 
Züchtung unter Magnetfeld) 

21. Max-Born-Institut für Nichtlineare Optik 
und Kurzzeitspektroskopie (MBI) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Rudower Chaussee 6 

12489 Berhn-Adlershof 

Tel.: 0 30/63 92-15 05; Fax: 0 30/63 92-15 19 

E-Mail: postmaster@mbi-berlin.de 

Internet: http://www.mbi-berLin.de 

- Neue QueUen für ultrakurze und ultraintensive Lichtimpulse 

- Interdisziplinäre Anwendungen in der Grundlagenforschung 
und im Vorfeld künftiger Schlüsseltechnologien 

- BereitsteUung von Lasersystemen, Meßtechnik und Know-how 
für externe Nutzer (Femtosekundenapphkationslabore, HÖchst- 
feldlaserapphkationslabore - Labore für kombinierte Experi- 
mente mit Lasern und Synchrotronstrahlung bei BESSY II) 

22. Institut für Zoo- und Wildtierforschung 
(IZW) im Forschungsverbund Berlin e.V. 

ALfred-Kowalke- Straße 17, 10315 Berhn 

Tel.: 0 30/ 5 16 81 01; Fax: 0 30/5 12 61 04 

E-Mail: Kruegel@izw-berlin.de 

Außenstelle: Niederfinow 

- Morphologische Lfntersuchungen bei Zoo- und Wüdtieren 

- Reproduktionsmanagement zur Erhaltung der Biodiversität 
mittels sonographischer und endokrinologischer Methoden 

- Erkrankungen von Zoo- und Wüdtieren 

- Ethologische und Chronobiologische Untersuchungen (Tier- 
Umwelt-Beziehungen) 

- Modelluntersuchungen am Reh: Wüdwiederkäuer und Konzen- 
trats elektierer 

23. Paul-Drude-Institut 

für Festkörperelektronik (PDI) 
im Forschungsverbund Berlin e.V. 

Haus vogteiplatz 5-7, 10117 Berlin 

Tel.: 0 30/2 03 77-0; Fax: 0 30/2 03 77-2 01 

E-Mail: ploeg@pdi, wias-berhn.de 

Internet: http://pdi.wias-berhn.de 

- Atomar kontrolliertes Wachstum für maßgeschneiderte Halb- 
leiternanostruktirren 

- Korrelation zwischen realen Grenzflächen und elektronischen 
Eigenschaften 

- Materialentwicklung und Materialintegration für Bauelemente 

- Elastische Eigenschaften von nanostrukturierten Festkörpern 
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1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

(Bund : Land) 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMBF 

15,5 

22,7 

23,3 

25,0 

127 

134 

141 

141 

Kap, 30 07 

6,7 

9,9 

10,4 

11,2 

109 

106 

107 

107 

(50:50) 

2,1 

2,9 

2,5 

2,5 

3 

6 

8 

8 






16 

22 

26 

26 



BMBF 

11,8 

11,6 

11,5 

11,1 

82 

77 

76 

78 

Kap. 30 06 

6,0 

5,3 

5,6 

5,5 

67 

65 

63 

63 

(50:50) 

1,4 

1,2 

1,0 

0,7 

7 

5 

9 

8 






8 

7 

4 

7 
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BRANDENBURG 

24. Astrophysikalisches Institut Potsdam (AIP) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

An der Sternwarte 16, 14482 Potsdam 

Tel.: 03 31/74 99-0; Fax: 03 31/74 99-3 62 o. 2 67 
E-Mail: ghasinger@aip.dei pastolz@aip.de 

Internet: http://www.aip. de: 8080 

Außenstelle: Tremsdorf 

- Extragalaktische Astrophysik und Kosmologie 

- Kosmische Magnetfelder, Sonnen- und Stemaktivität 

25. Deutsches Institut 

für Ernährungsforschung 

Potsdam-Rehbrücke (DIfE) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 
Arthur-Scheunert-Allee 114/116 

14558 Bergholz-Rehbrücke 

Tel.: 03 32 00/88-0; Fax: 03 32 00/88-4 44 

E-Mail: schulz@www.dife.de 

Internet: http://www.dife.de 

- Ernährungsbedingte Stoffwechselentgleisungen (Adipositas 
und metabohsches Syndrom, Atherosklerose, Aminosäure Stoff- 
wechsel) 

- Ernährung und mahgne Entartung 

- Ernährung und Inununität (unter Berücksichtigung von Le- 
bensmittelallergien) 

- Grundlagen einer neurobiologisch orientierten Emährungs- 
psychologie 

26. Zentrum für Agrarlandschafts- 
und Landnutzungsforschung e.V. (ZALF) 

Eberswalder Straße 84, 15374 Müncheberg 

Tel.: 03 34 32/8 20; Fax; 03 34 32/8 22 12 

E-Mail: zalf@zalf.de 

Internet: http://www.zalf.de 

Außenstellen: Eberswalde, Dedelow, 

Paulinenaue 

- Grundlagenbezogene Landschaftsforschung 

- Erarbeitung von Möghchkeiten zur ökologisch stabilen Erhal- 
tung und Gestaltung von Landnutzungs Systemen 

27. Institut für Agrartechnik Bornim e.V. (ATB) 

Max-Eyth-Allee 100 

14469 Potsdam-Bornim 

Tel.: 03 31/56 99-0 

Fax: 03 31/56 99-8 49 

E-Mail: atb@atb.uni-potsdam.de 

Internet: http://www.atb-potsdam.de 

- Verfahren zur stofflichen und energetischen Nutzung nach- 
wachsender Rohstoffe 

- Nachhaltige Bodennutzung durch örüich differenzierte Bewirt- 
schaftung 

- Umweltgerechte Verwertung von Rest- und Abfallstoffen 

- Umweltverträghche und tiergerechte Haltung von Nutzvieh 

- Sicherung der Quahtät landwirtschafthcher und gartenbauli- 
cher Marktprodukte 

28. Institut für Gemüse- und Zierpflanzenbau 
Großbeeren/Erfurt e.V. (IGZ) 

Theodor-Echtermeyer-Weg 1 

14979 Großbeeren 

Tel.: 03 37 01/7 80; Fax: 03 37 01/5 53 91 

E-Mail; igzev@t-online.de 

Internet: http://www.igzev.de 

Außenstelle: Kühnhausen bei Erfurt 

- Pflanz enemährung 

- Pflanzengesundheit 

- Pflanzenvermehrung 

- Quahtät 

- ModeUierung/Wissenstransfer 

29. Institut für Halbleiterphysik (IHP) GmbH 

Walter-Korsing-Straße 2 

15230 Frankfurt/Oder 

Tel.: 03 35/56 25-0; Fax: 03 35/56 25-2 22 

E-Mail: weinl@ihp-ffo.de 

Internet: http://www.ihp-ffo.de 

- System-Konzepte und Schaltkreise für drahtlose Kommunikation 

- Low cost CMOS-kompatibler SiGe-HBT 

Modul (1 ... 10 GHz) für post-CMOS-Integration 

- Defekt- und Fehleranalyse an Schaltkreisen 

- Kosten- und Ausbeutemanagement 
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1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoH/Schätzung 


BMBF 

17,3 

15,8 

21,5 

23,8 

113 

110 

126 

Kap. 30 05 

7,6 

7,1 

8,5 

9,8 

79 

78 

77 

(50:50) 

2,1 

2,2 

4,3 

4,0 

11 

12 

11 






23 

20 

38 


BMBF 

37,6 

29,3 

33,0 

31,7 

175 

175 

165 

Kap. 30 05 

17,7 

1-3,9 

15,2 

15,0 

119 

118 

117 

(50:50) 

3,4 

2,7 

2,7 

1,4 

35 

33 

19 






21 

24 

29 


BML 

31,2 

29,0 

30,3 

27,8 

298 

293 

290 

Kap. 10 02 

13,0 

12,6 

13,1 

12,4 

253 

245 

247 

(50:50) 

4,8 

4,0 

4,0 

3,0 

0 

0 

0 






45 

48 

44 


BML 

14,6 

14,5 

14,5 

14,0 

143 

147 

145 

Kap. 10 02 

6,8 

6,6 

6,6 

6,3 

135 

134 

132 

(50:50) 

1,0 

1,3 

1,1 

1,2 

0 

0 

4 






8 

13 

9 


290 

245 

0 

45 


146 

132 

4 

10 


BML 

13,6 

12,9 

13,7 


111 

106 

106 

Kap. 10 02 

6,7 

6,1 

6,7 


99 

99 

98 

(50:50) 

0,4 

0,7 

0,4 

0,4 

6 

2 

4 






6 

5 

4 


BMBF 

34,0 

33,8 

37,8 

95,1 

175 

174 

166 

Kap. 30 06 

16,2 

16,0 

18,9 

29,4 

150 

149 

145 

(50:50) 

2,2 

2,8 

2,4 

4,2 

4 

5 

4 






22 

21 

17 
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30. Institut für Regionalentwicklung 
und Strukturplanung e.V. (IRS) 

Flakenstraße 28-31, 15537 Erkner 

Tel.: 0 33 62/7 93-0; Fax: 0 33 62/7 93-1 11 

E-Mail: regional@irs.los.shuttle.de 

Internet: http ://www. los . shuttle . de/ir s 

- Regionalentwicklung 

- Konversion 

- Siedlungsstmktur 

- Planungsgeschichte 

- Planungskultur 

31. Potsdam-Institut 

für Klimafolgenforschung e.V. (PIK) 

Telegrafenberg, 14473 Potsdam 

Tel.: 03 31/2 88-25 00; Fax: 03 31/2 88-26 00 

E-Maü: stock@pik-potsdam.de 

Internet: http://www.pik-potsdam.de 

- Regionahsierung globaler Khmaprognosen und -Szenarien 

- Abschätzung von Klimawirkungen auf natürliche und zivilisa- 
torische Systeme 

- Kosten-Nutzen-Analysen von Klimaschutzstrategien 

- Disziphnäre und integrierte ModeUiemng von komplexen Um- 
weltsystemen 

- Typisiemng der dynamischen Muster des Globalen Wandels 

BREMEN 

32. Deutsches Schiffahrtsmuseum (DSM) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 
Hans-Scharoun-Platz 1, 27568 Bremerhaven 

Tel.; 04 71/48 20 70; Fax: 04 71/48 20-7 55 

E-Maü: postmaster@deutsches- 
schiffahrtsmuseum.de 

Internet: http://sunserverl.rz.uni-duesseldorf.de/ 
-oorschot/messe/dsm_brem/dsm_brem.html 

- VorindustrieUe Schiffahrt 

- Deutsche Schiffahrt der Frühen Neuzeit 

- Auswirkungen der Industrialisierung auf die Hand eis Schiffahrt 

- Geschichte der Meeresforschung und -nutzung 

HAMBURG 

33. Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin (BNI) 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 
Bemhard-Nocht-Straße 74, 20359 Hamburg 

Tel.: 0 40/3 11 82-0; Fax: 0 40/3 11 82-4 00 

E-Maü: bni@bni.uni-hamburg.de 

Internet: http://www.bni.uni-hamburg.de 
Außensteüe: Kumasi (Ghana) 

- Infektionen mit Erregern der Tropen 

- Parasitologische Forschung 

- Parasit-Wirt-Interaktion 

- Virologie und Immunologie 

- Genetische Gmndlagen der Resistenz gegen Infektionskrank- 
heiten 

34. Deutsches Übersee-Institut (DÜI) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Neuer Jungfemstieg 21, 20354 Hamburg 

Tel.: 0 40/3 56 25 93; Fax: 0 40/3 56 25 47 

E-Maü: duei@rrz.uni-hamburg.de 

Internet: http : //www. rrz . uni-hamburg. de/ duei 

- Die Dritte Welt im Globahsiemngsprozeß 

- Inter- und intraregionale Beziehungen 

- Demokratisierung und Aufbau einer ZivügeseUschaft 

- Staat und Wirtschaft 

- Konflikte im Zusammenhang nüt Minderheiten und Migration 

35. Heinrich-Pette-Institut für Experimentelle 
Virologie und Immunologie (HPI) 
an der Universiät Hamburg 

Stiftung bürgerlichen Rechts 

Martinistraße 52, 20251 Hamburg 

Tel.: 0 40/4 80 51-0; Fax: 0 40/4 80 51-1 80 

E-Maü: hgk@uke.uni-hamburg.de 

Internet: http://www.uke.uni-hamburg.de/institu- 
tes/hpi/index . htm 

- Struktur und Funktion von Viren 

- Pathogenese und Therapie von Viruserkrankungen 

- Somatische Gentherapie und Immuntherapie maligner Erkran- 
kungen 

- Virale und zeüuläre Onkogene und Tumorsuppressorgene 

- Mechanismen der embryonalen ZeUdifferenzierung und der 
Blutbildung 

- TiermodeUe genetischer und viraler Erkrankungen 

- Infektions- und Tumorimmunologie 
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1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMBau 

5,2 

5,8 

5,8 

5,1 

58 

59 

56 

59 

Kap. 25 02 

2,2 

2,4 

2,4 

2,4 

49 

49 

48 

49 

(50:50) 

0,9 

1,0 

10 

1,1 

1 

1 

2 

2 






8 

9 

6 

8 

BMBF 

10,9 

12,1 

13,1 

14,7 

65 

72 

73 

88 

Kap. 30 07 

4,2 

4,6 

5,0 

5,1 

36 

41 

36 

42 

(50:50) 

1,9 

3,2 

4,3 

4,5 

5 

12 

9 

12 






24 

19 

29 

35 

BMI 

15,1 

16,8 

15,6 

16,2 

54 

54 

54 

53 

Kap. 06 03 

4,4 

4,6 

5,0 

5,2 

50 

49 

49 

48 

(50:50) 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

4 

4 

4 

4 






0 

1 

1 

1 

BMG 

31,0 

32,0 

32,5 

21,7 

301 

282 

298 

238 

Kap. 15 02 

10,0 

9,9 

9,8 

9,2 

231 

206 

225 

?68 

(50:50) 

5,9 

6,1 

5,0 

5,0 

14 

20 

24 

29 






56 

56 

50 

41 

AA 

12,9 

13,1 

12,5 

12,6 

113 

110 

107 

102 

Kap. 05 02 

5,0 

5,1 

5,1 

5,3 

83 

81 

81 

80 

(50:50) 

1,7 

h9 

1,4 

0,9 

12 

12 

11 

10 






18 

17 

15 

12 


BMG 

Kap. 15 02 
(50:50) 


19,2 

6,7 

3,9 


19,5 

6,3 

5,9 


19,7 

6,1 

7,5 


21,2 

6,9 

7,5 


127 

72 

5 

50 


139 

72 

5 

62 


144 

73 

5 

66 


149 

74 

5 

70 
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36. HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung 
Hamburg (HWWA) 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Neuer Jungfernstieg 21, 20354 Hamburg 

Tel.: 0 40/35 62-0; Fax: 0 40/35 19 00 

E-Mail: hwwa@hwwa.uni-hamburg.de 

Internet : http ://www.h wwa . uni-hamburg .de 

- Konjunktur 

- Wirtschaftsstruktur (regional, sektoral) 

- Welthandel 

- Direktinvestitionen 

- Transformations- und Entwicklungsländer 

HESSEN 

37. Deutsches Institut für Internationale 
Pädagogische Forschung (DIPF) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Schloßstraße 29, 60486 Frankfurt/Main 

Tel.: 0 69/2 47 08-0; Fax: 0 69/2 47 08-4 44 

E-Mail: dipf@dipf.de 

Internet: http://www.dipf.de 

Außenstelle: Berlin 

- Steuerungsprobleme im Bildungswesen 

- Migrations- und Akkulturationsprozesse als Herausforderung 
an das Erziehungs- und Bildungswesen 

- Bildungspohtik und Konfliktprävention in Vielvölkerstaaten 

- Das Verhältnis von allgemeiner und berufhcher Bildung in 
historischer und vergleichender Dimension 

38. Forschungsinstitut und Naturmuseum 
Senckenberg (FIS) 

Gesellschaft durch landesherrliche Verfügung 
vom 17, August 1867 als juristische Person 
anerkannt gemäß Artikel 63 EG BGB 
Senckenberganlage 25 

60325 Frankfurt/Main 

Tel.: 0 69/75 42-0; Fax: 74 62 38 

E-Mail: fsteinin@sng.uni-frankfurt.de 

Internet: http://senckenberg.uni-frankfurt.de 
Außenstellen: Biebergemünd, Messel, 
Wilhelmshaven 

- Systematik und Stammesgeschichte rezenter fossiler Tiere und 
Pflanzen 

- Biogeographie und Paläobiogeographie 

- Ökologie, Ökofannistik und Aktuopaläontologie 

- Biostratigraphie und Chronostratigraphie 

- Sedimentgeologie und Aktuogeologie 

39. Herder- Institut e. V. (Hl) 

Gisonenweg 5-7, 35037 Marburg 

Tel.: 0 64 21/1 84-0; Fax: Q64 21/1 84-1 39 

E-Mail: herder@mailer.uni-marburg.de 

Internet: http://www.uni-marburg.de/herder-institut 

Wissenschaftliche Serviceeinrichtung für die historische Ost- 
mitteleuropaforschung unter besonderer Berücksichtigung der 
Geschichte der historischen deutschen Ostgebiete vmd der deut- 
schen Siedlungsgebiete in Ostmitteleuropa durch Spezialsamm- 
lungen; Literaturdatenbank; Editionsvorhaben; Unterstützung von 
Handbuchprojekten; Wissenschaftliche Veranstaltungen. 

40. Deutsches Institut 

für Erwachsenenbildung e. V. (DIE) 

Hansaallee 150, 60320 Frankfurt/Main 

Tel.: 0 69/9 56 26-0; Fax: 0 69/9 56 26-1 74 

E-Mail: die@die.f-shuttle.de 

Internet: http ://www. rz . uni-f rankf urt .de/die 

- Evaluation von Konzepten und Curricula der Erwachsenen- 
büdung (Planung und Entwicklung) 

- Informationen und Apptikationen im Bereich der Erwachse- 
nenbüdung 

- Entwicklung von Fortbildungs- und Beratungsprogrammen für 
die Erwachsenenbüdung 
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keit des Bundes; 
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Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (VoUzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

Finanzierungs- 

schlüssel 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

(Bund : Land) 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 

BMWi 

24,4 

24,0 

24,4 

24,4 

236 

229 

220 

223 

Kap. 09 02 

9,8 

10,2 

10,8 

10,7 

181 

177 

169 

184 

(50:50) 

3,0 

2,2 

1,3 

1,3 

40 

37 

36 

30 






15 

15 

15 

9 


BMBF 

15,5 

15,8 

17,7 

17,8 

127 

123 

125 

126 

Kap. 30 02 

7,8 

7,9 

8,2 

8,2 

118 

116 

118- 

117 

(50:50) 

1,5 

1,3 

1,5 

1,5 

8 

6 

5 

8 






2 

2 

2 

2 


BMBF 

23,9 

23,4 

23,4 

22,3 

176 

176 

176 

170 

Kap. 30 05 

9,1 

9,4 

9,7 

9,5 

124 

123 

122 

119 

(50:50) 

3,1 

1,7 

1,9 

1,4 

37 

38 

32 

30 






^5 

15 

22 

21 



BMBF 

11,1 

11,9 

10,9 

7,8 

69 

69 

65 

51 

Kap. 30 02 

2,5 

2,8 

2,7 

2,6 

35 

35 

34 

33 

(50:50) 

6,1 

6,3 

5,5 

2,6 

3 

3 

2 

2 






31 

31 

29 

16 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN 

41 . Institut für Atmosphärenphysik 
an der Universität Rostock (lAP) 

Eingetragener Verein 

Schloßstraße 6, 18225 Kühlungsbom 

Tel.: 03 82 93/6 80; Fax: 03 82 93/68 50 

E-Mail: webaniin@iap-kbom.d400.de 

Internet: http://www.iap-kborn.de 

Außenstelle; Juliusmh (Rügen) 

- Dynamische Wechselwirkungen von Troposphäre, Stratosphäre 
und Mesosphäre 

- Die Atmosphäre in arktischen Breiten 

- Wechselwirkungen von solarer UV-B-Strahlung mit der Atmo- 
sphäre 

42. Forschungsinstitut 

für die Biologie landwirtschaftlicher Nutztiere, 
Dummerstorf (FBN) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Wilhelm-Stahl-Allee 2, 18196 Dummerstorf 

Tel.: 03 82 08/6 85; Fax: 03 82 08/6 86 02 

E-Mail: fbn@fbn.uni-rostock.de 

Internet: http://www.fbn.uni-rostock.de 

- Biologische Gmndlagenforschung an landwirtschaftlichen 
Nutztieren 

- Molekular- und Zellbiologie 

- Emähmngs-, Wachstums- und Fortpflanzungsphysiologie 

- Gmndlagen für Leistungsstabilität, Erbgesundheit, Wohlbefin- 
den & Produktqualität 

- Populationsbiologie und biometrisch-statistische Modelle 

43. Institut für Niedertemperaturplasmaphysik e. V. 
an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität 

Greifswald (INP) 

Robert-Blum-Straße 8-10, 17489 Greifswald 

Tel.: 0 38 34/5 54-3 00; Fax: 0 38 34/5 54-3 01 

E-Mail: director@inp-greifswald.de 

Internet: http://www.inp.uni-greifswald.de 

- Anwendungsorientierte Gmndlagenforschung auf dem Gebiet 
der Niedertemperaturplasmaphysik 

- Elektronenkinetik in Plasmen 

- Plasma-Strahlungsquellen 

- Plasmagestützte Prozesstechnik 

44. Institut für Ostseeforschung Warnemünde 
an der Universität Rostock (lOW) 

Unselbständige Landeseinrichtung 

Seestraße 15, 18119 Warnemünde 

Tel.: 03 81/ 5 19 70; Fax: 03 81/ 51 97 48 40 

E-Mail: barbara.hentzsch@io-wamemuende.de 
Internet: http;//www,io-wam emuende, de 

- Marine Ökosystemanalyse 

- Physikalische Ozeanographie 

- Meereschemie 

- Biologische Meereskunde 

- Marine Geologie 

NIEDERSACHSEN 

45. Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (ARL) 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

HohenzoUemstraße 11, 30161 Hannover 

Tel.: 05 11/3 48 42-0; Fax: 05 11/3 48 42-41 

E-Mail: arl@mbox.arl.uni-hannover.de 

Internet: http://sunl.rrzn.uni-hannover.de/arl 

- Räumliche Auswirkungen des soziodemographischen Wandels, 
der wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung 

- Raum- und Siedlungsentwicklung in Deutschland und Europa 

- Nachhalüge Raumentwicklung 

- Planungsrecht und Planungsverfahren 

- Städtische und regionale Netze 

46. Deutsches Primatenzentrum GmbH (DPZ) 

KeUnerweg 4, 37077 Göttingen 

Tel.: 05 51/38 51-0; Fax: 05 51/38 51-2 28 

E-Mail: ghunsma@www.dpz.gwdg.de 

Internet: http://www.dpz.gwdg.de 

- Reproduktionsbiologie 

- Neurobiologie 

- Virologie und Immunologie 

- Tiermedizin und Primatenhaltung 

- Krankheitsursachen der Primaten 

- Verhaltensforschung/Ökologie 
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darunter: 

- institutioneile Förderung des Bundes 
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- Drittmittel 

Gesamtpersonal {Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30, Juni 

Soll/Schätzung 


BMBF 

11,2 

9,0 

7,8 

8,0 

47 

48 

50 

Kap. 30 07 

5,6 

3,8 

3,4 

3,5 

32 

32 

32 

(50:50) 

2,0 

1,0 

0,9 

1,0 

5 

2 

6 






10 

14 

12 


BML 

27,8 

28,5 

29,6 

28,5 

243 

248 

248 

Kap. 10 02 

13,1 

13,3 

14,4 

13,9 

231 

232 

232 

(50:50) 

0,9 

0,9 

0,8 

0,7 

7 

10 

8 






5 

6 

8 


BMBF 

10,0 

16,5 

26,4 

27,1 

74 

80 

85 

Kap. 30 06 

4,0 

7,4 

12,7 

12,3 

50 

50 

50 

(50:50) 

2,0 

1,9 

2,0 

2,5 

5 

6 

7 






19 

24 

28 


BMBF 

22,5 

24,3 

25,0 

24,4 

153 

156 

142 

Kap. 30 07 

11,8 

13,3 

13,6 

13,5 

116 

118 

115 

(50:50) 

4,3 

3,3 

3,4 

3,0 

6 

6 

5 






31 

32 

22 


BMBau 

3,9 

3,9 

3,9 

3,8 

26 

26 

26 

Kap. 25 02 

1,1 

1,1 

1,1 

1,1 

24 

24 

24 

(30:70) 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

2 

2 

2 






0 

0 

0 


BMBF 

16,4 

17,3 

15,5 

16,9 

136 

153 

154 

Kap. 30 05 

6,7 

6,9 

6,3 

6,3 

84 

82 

80 

(50:50) 

2,7 

3,3 

2,5 

4,1 

27 

35 

31 






25 

36 

43 
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47. Institut für 

den Wissenschaftlichen Film gGmbH (IWF) 

Nonnenstieg 72, 37075 Göttingen 

Tel.: 05 51/50 24-0; Fax: 05 51/50 24-4 00 

E-Mail: iwf-goe@iwf.gwdg.de 

Internet: http://www.iwf.gwdg.de 

- Multimediale Wissenspräsentationen 

- Visuelle Anthropologie 

- Mikrokinematographie und Zeittransformation 

- PC-gestützte Filmsequenzierung 

48. Institut für Erdöl- und Erdgasforschung (IfE) 

Rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
Walther-Nemst-Straße 7 

38678 Clausthal-ZeUerfeld 

Tel.: 0 53 23/7 11-0; Fax: 0 53 23/7 11-2 00 

E-Mail: postmaster@ife-clausthal,de 

- Ausbeuteoptimierung von Erdgas-ZErdöllagerstätten 

- Lösung stofflicher Probleme bei Aufbereitung, Transport, Ver- 
arbeitung und Anwendung von Erdöl und Erdgas 

- Minimierung von Umweltbeeinträchtigungen bei Gewinnung, 
Transport, Verarbeitung und Nutzung von Erdöl und Erdgas 

49. Geowissenschaftliche Gemeinschafts- 
aufgaben (GGA) 

am Niedersächsischen Landesamt 
für Bodenforschung 

Landesanstalt 

Stilleweg 2, 30655 Hannover 

Tel.: 05 11/6 43-34 96; Fax: 05 11/6 43-36 65 

E-Mail: klaus.kuehne@bgr.de 

Internet: http://www.bgr.de/ggahome.html 

- Erkundung der dreidimensionalen Struktur des geotechnisch 
relevanten Untergrundes als Basis für Prozeßabläufe 

- Erforschung der geogenen und umweltrelevanten physikali- 
schen Prozesse in der Geosphäre 

- Aufbau und Betrieb des Fachinformationssystems Geophysik 

50. Technische Informationsbibliothek 

Hannover (TIB) 

Unselbständige Einrichtung des Landes 
Niedersachsen an der Universität Hannover 
Welfengarten 1 B, 30167 Hannover 

Tel.: 05 11/7 62-22 68; Fax: 05 11/7 62-26 86 

E-Mail: ubtib@tib.uni-hannover.de 

Internet : http ://vrvvw. tib . uni -hannover. de 

- Entwicklung der TIB zur Elektronischen/VirtueUen Bibhothek 

- Automatisierung der Dokument-Lieferung 

- Herstellung, Erschließung und Bereitstellung elektronischer 
Dokumente 

- Archivierung (Langzeitsicherung) elektronischer Dokumente 

51 . DSMZ - Deutsche Sammlung 

von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH 

Mascheroder Weg 1 B, 38124 Braunschweig 

Tel.: 05 31/26 16-0; Fax: 05 31/26 16-4 18 

E-Mail; dszm@gbf.de 

Internet: http://www.gbf.de/dsmz/dsmzhome.html 

Sammlungsrelevante Forschung: 

- Konservierungsmethoden 

- Identifizierung und Charakterisierung von biologischem Ma- 
terial 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

52. Deutsches Bergbau-Museum 

Bochum (DBM) 

GmbH 

Am Bergbaumuseum 28, 44791 Bochum 

Tel.: 02 34/5 87 70; Fax: 02 34/5 87 71 11 

E-Mail: hecker@dmt-ib.cubis.de 

Intern et : http ;//www. bergbaumuseum . dmt . de/ 
museum.html 

Forschungen zur/zum 

- Montanarchäologie und Archäometrie 

- Montangeschichte 

- modernen Bergbau 
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keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
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Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutioneile Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 


BMBF 

13,9 

13,5 

14,0 

13,8 

113 

107 

103 

112 

Kap, 30 02 

G,4 

d,l 

6,8 

6,5 

109 

104 

100 

108 

(50:50) 

0,7 

0,6 

0,6 

0,7 

1 

1 

2 

0 






3 

2 

1 

4 


BMWi 

7,6 

7,9 

7,5 

7,3 

68 

67 

70 

Kap. 09 02 

2,4 

2,5 

2,7 

2,4 

46 

45 

46 

(50:50) 

1,4 

1,4 

0,7 

1,1 

5 

5 

4 






17 

17 

20 


BMWi 

16,4 

15,7 

14,0 

12,4 

114 

110 

112 

Kap. 09 02 

6,0 

6,3 

6,2 

5,4 

93 

91 

91 

(50:50) 

4,4 

3,1 

1,6 

1,6 

2 

2 

1 






19 

18 

20 


BMBF 

22,5 

22,8 

24,5 

24,6 

169 

168 

166 

Kap. 30 06 

5,6 

5,7 

6,1 

6,1 

145 

144 

142 

(30:70) 

3,4 

3,7 

4,0 

4,2 

15 

15 

15 






9 

9 

9 


BMBF 

9,0 

9,4 

9,2 

8,8 

70 

68 

68 

Kap. 30 06 

5,6 

3,7 

3,7 

3,5 

33 

44 

51 

(50:50) 

0,3 

0,4 

0,4 

0,3 

36 

23 

17 






1 

1 

1 


BMI 

11,7 

11,4 

12,6 

13,5 

105 

100 

97 

Kap. 06 03 

2,1 

2,1 

2,6 

2,7 

69 

69 

67 

(50:50) 

1,1 

1,0 

1,1 

1,5 

27 

21 

20 






10 

10 

10 
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53. Diabetes-Forschungsinstitut an der 

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (DFI) 

Eingetragener Verein 

Auf'm Hennekamp 65, 40225 Düsseldorf 

Tel.: 02 11/33 82-1; Fax: 02 11/33 82-6 03 

E-Mail: webmaster@dfi.uni-duesseldorf.de 

Internet: http://www.dfi.uni-duesseldorf.de 

- Immunologie des Typ-I-Diabetes 

- Insuhnresistenz und Typ-lI-Diabetes 

- Epidemiologie des Diabetes melhtus 

- Folgeerkrankungen des Diabetes mellitus 

54. Forschungsinstitut für Kinderernährung (FKE) 

Eingetragener Verein 

Heinstück 11, 44225 Dortmund 

Tel.; 02 31/71 40 21; Fax: 02 31/ 71 15 81 

E-Mail: fke@fke.uni-dortmund.de 

- Längsschnittstudie zu Ernährung, Stoffwechsel, Wachstum und 
Entwicklung von Kindern und Jugendhchen 

- Epidemiologische Studien zu Ernährung und Gesundheit bei 
Kindern und Jugendlichen 

- Verbesserung der Ernährung von Früh- und Mangelgeborenen 

- Entwicklung von präventivmedizinischen Emährungsempfeh- 
lungen 

- Strukturelle und funktionelle Aspekte von Glykoproteinen und 
komplexen Kohlenhydraten 

- Nichtinvasive Messung des Umsatzes von Ribonukleinsäuren 
und Proteinen 

55. Institut für Arbeitsphysiologie 
an der Universität Dortmund (IFA) 

Eingetragener Verein 

Ardeystraße 67, 44139 Dortmund 

Tel.: 02 31/10 84-2 05; Fax: 02 31/10 84-3 26 

E-Mail: konhoff@arb-phys.uni-dortmund,de 

Internet: http://ergonomie.arb-phys.uni-dortmund.de 

- Sicherung der Arbeitsfähigkeit des Menschen unter Vermei- 
dung tätigkeits- und arbeitsumweltbedingter Beeinträchtigun- 
gen 

- Erhalt und Verbesserung der Arbeits- und Leistungsfähigkeit 

- Bewertung von Beeinträchtigungen 

- Bewertung der situativen und individuellen VulnerabUität des 
menschlichen Organismus 

56. Institut für Spektrochemie und angewandte 
Spektroskopie (ISAS) 

Eingetragener Verein 

Bunsen-Kirchhoff-Straße 11, 44139 Dortmund 

Tel.: 02 31/13 92-0; Fax: 02 31/13 92-1 20 

E-Mail: postmaster@isas-dortmund.de 

Internet: http.V/www.isas-dortmund.de 

Institutsteil: Berlin-Adlershof 

- Organische Wasserinhaltsstoffe 

- Elementspezies-Analyse 

- Atmosphärische Spurenstoffe 

- InstrumenteUe und verfahrensorientierte Entwicklungen 

- Chemische Sensoren 

- Mikrobereichs- und Oberflächenanalyse 

- Werkstoffanalytik und technische Prozesse 

57. Medizinisches Institut 

für Umwelthygiene (MIU) an 

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 

Eingetragener Verein 

Auf'm Hennekamp 50, 40225 Düsseldorf 

Tel.: 02 11/3 38 90; Fax: 02 11/3 19 09 10 

E-Mail: beyen@uni-duesseldorf.de 

- Biologische Wirkungen faserförmiger und nicht-faserförmiger 
Stäube 

- Molekulare Toxikologie 

- Immuntoxikologie und Allergologie 

- Neuro- und Verhaltenstoxikologie 

- Epidemiologie und Biomonitoring 

58. Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung (RWI) 

Eingetragener Verein 

HohenzoUemstraße 1-3, 45128 Essen 

Tel.: 02 01/81 49-0; Fax; 02 01/81 49-2 00 

E-Mail: klemmer@rwi-essen.de 

Internet: http://www.rwi-essen.de 

- Diagnosen und Prognosen der konjunkturellen und strukturel- 
len Entwicklung der Wirtschaft Deutschlands und in bedeuten- 
den Industrieländern 

- Analyse der Wirtschaft des Landes NRW, insbesondere der Be- 
reiche Energie und Stahl 

- Analyse der Entwicklung im Handwerk und Einzelhandel, Mit- 
telstand und Betriebsgrößenstruktur 

- Europäische Integration 

- Umweltökonomie 
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keit des Bundes; 
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davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 


BMG 

27,7 

27,8 

27,6 

27,4 

231 

239 

225 

235 

Kap. 15 02 

8,0 

8,3 

8,5 

8,5 

186 

188 

185 

189 

(50:50) 

3,4 

2,7 

3,2 

3,0 

11 

12 

10 

11 






35 

40 

29 

35 


BMG 

4,8 

5,0 

5,2 

5,0 

50 

49 

50 

Kap. 15 02 

2,8 

2,3 

2,4 

2,2 

41 

41 

41 

(50:50) 

0,2 

0,4 

0,5 

0,6 

5 

5 

5 






4 

3 

4 


BMA 

14,2 

14,9 

15,0 

15,0 

176 

17& 

176 

Kap. 11 02 

6,9 

6,9 

7,2 

7,3 

121 

119 

115 

(50:50) 

2,1 

2,6 

2,6 

2,6 

25 

25 

26 






30 

35 

36 


BMBF 

16,5 

16,7 

17,2 

17,2 

144 

148 

147 

Kap. 30 05 

7,4 

7,6 

7,6 

7,7 

110 

110 

111 

(50:50) 

1,6 

1,4 

1,5 

1,5 

11 

10 

10 






23 

28 

26 


BMU 

24,1 

24,9 

24,8 

23,8 

254 

259 

245 

Kap. 16 02 

10,5 

10,8 

11,3 

10,9 

190 

193 

193 

(50:50) 

2,8 

3,0 

2,1 

2,0 

39 

35 

30 






25 

31 

22 


BMWi 

10,0 

10,6 

10,3 

10,0 

84 

84 

69 

Kap. 09 02 

3,5 

3,4 

3,6 

3,4 

54 

54 

51 

(50:50) 

2,6 

3,8 

2,8 

2,8 

0 

0 

0 






30 

30 

18 
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59. Deutsche Zentralbibliothek 

für Landbauwissenschaften (ZBL) 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

NußaHee 15a, 53115 Bonn 

Tel: 02 28/73 34 02; Fax: 02 28/73 32 81 

E-Mail: zbl@ulb.uni-bonn.de 

Internet: http ://www. zadi. de/zbl/zbl . htm 

- Landbauwissenschaften 

- Ernährungswissenschaft 

- Naturschutz 

- Hauswirtschaft 

- Gartenbau 

- Umweltökologie 

60. Deutsche Zentralbibliothek für Medizin (ZBM) 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 
Joseph-Stelzmann-Straße 9, 50931 Köln 

Tel: 02 21/4 78-56 00; Fax: 02 21/4 78-56 97 

E-Mail: zbmed.zbmed@uni-koeln.de 

Internet : http ://www, uni-koeln , de/zentral/zbib-med 

Serviceleistung für die Forschung auf den Gebieten 

- Gesundheitswesen 

- Medizin 

- Pharmazie 

- Molekularbiologie 

- Zellbiologie 

61. Zoologisches Forschungsinstitut 

und Museum Alexander-Koenig (ZFMK) 

Unselbständige Einrichtung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Adenauerallee 160, 53113 Bonn 

Tel: 02 28/9 12 22 00; Fax: 02 28/9 12 22 02 

E-Mail; c.naumann.zfmk@uni-bonn.de 

Internet: http://www.uni-bonn.de/~unb701 

- Biodiversitätsforschung 

- Zoologische Systematik und Stammesgeschichte 

- Tropenökologie 

- Grundlagen des Naturschutzes 

- Biogeographie 

RHEINLAND-PFALZ 

62. Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung 
(FÖV) bei der Hochschule für Verwaltungs- 
wissenschaften Speyer 

Nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
Freüierr-vom-Stein-Straße 2, 67324 Speyer 

Tel: 0 62 32/6 54-3 86; Fax: 0 62 32/6 54-290 

E-Mail: foev@hfv-speyer.de 

Internet; http://foev.hfv-speyer.de 

- Bürger, Staat und Aufgaben 

- Öffenthcher Dienst und Organisation 

- Planung und Entscheidung 

- Öffentüche Finanzen und Wirtschaftspolitik 

- Gesetzgebung und Rechtspohtik 


63. Römisch-Germanisches 

Zentralmuseum (RGZM) - Forschungsinstitut 
für Vor- und Frühgeschichte 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Emst-Ludwig-Platz 2, 55116 Mainz 

Tel: 0 61 31/91 24-0; Fax: 0 61 31/91 24-1 99 

E-Mail: rzentral@mainz-online.de 

Internet: http://home.rhein-Zeitung.de/~rzentral/ 

Außenstellen: Neuwied, Mayen, Tiflis (Georgien), 

Kairo (Ägypten), Xian (VR China) 


Untersuchungen zum frühesten Menschen Eurasiens 
Untersuchungen zur Lebensweise des Menschen im Jungpa- 
läohthikum (16 000^11 000 v. Chr.) 

Untersuchungen zu römischen Steindenkmälern in Oberger- 
manien 

Untersuchungen zu römischen Keramikmanufakturen 
Untersuchungen zu Genese und Struktur von Eliten in vor- und 
frühgeschichthchen Gesellschaften 
Untersuchungen zur römischen Flotte 

Untersuchungen zu Vulkanologie, Archäologie und Technikge- 
schichte als Strukturelemente der Landschafts entwicklung am 
Mittelrhein 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzienings- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

~ (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 


BML 

3,9 

4,0 

4,3 

4,4 

36 

36 

35 

34 

Kap. 10 02 

1,2 

1,2 

1,3 

1,3 

33 

33 

32 

31 

(30:70) 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3 

3 

3 

3 






0 

0 

0 

0 


BMG 

11,5 

19,9 

22,2 

18,3 

70 

70 

72 

Kap. 15 02 

1,9 

5,2 

5,7 

4,4 

66 

65 

65 

(30:70) 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

4 

5 

6 






0 

0 

1 


BMI 


6,2 

7,4 

8,2 

51 

54 

55 

Kap, 06 03 


1,3 

1,9 

1,9 

46 

49 

50 

(50:50) 


0,3 

0,4 

0,4 

4 

1 

2 






2 

4 

3 


BMI 

3,5 

3,8 

3,6 

4,2 

27 

23 

27 

Kap. 06 02 

1,7 

1,3 

1,9 

1,9 

19 

16 

19 

(50:50) 

0,1 

0,5 

1,0 

0,4 

5 

4 

3 






3 

3 

5 


BMI 

Kap. 06 03 
(50:50) 


9.7 

2.8 
2,6 


9,7 

2,9 

3,0 


9,4 

2,9 

3,0 


9,6 

3,0 

3,0 


116 

79 

5 

32 


115 

78 

5 

32 


118 

78 

6 

34 


119 

77 

7 

35 
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64. Zentralstelle für Psychologische 

Information und Dokumentation (ZPID) 
an der Universität Trier 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Universitätsring 15, 54296 Trier 

Tel.: 06 51/2 01-28 77; Fax: 06 51/2 01-20 71 

E-Mail: zpid@zpid.uni-trier.de 

Internet : http ://www. uni- trier. de/zpid/ 

- Psychologie 

- BibUometrie 

- Scientometrie 

SACHSEN 

65. Forschungszentrum Rossendorf e.V. (FZR) 

Postfach 51 01 19, 01314 Dresden 

Tel.: 03 51/2 60 - 0; Fax: 03 51/2 69 04 61 

E-Mail: pobell@fz-rossendorf.de 

Internet: http://www.fz-rossendorf.de 

- Biomedizin-Chemie 

- Umwelt 

- Materiaiforschung 

- Kernphysik 

- Sicherheitsforschung 

66. Institut für Festkörper- und 

Werkstofforschung Dresden e.V. (IFW) 

Helmholtzstraße 20, 01069 Dresden 

Tel.: 03 51/46 59-0; Fax: 03 51/46 59-5 40 

E-Mail: postmaster@ifw-dresden.de 

Internet: http://www.ifw-dresden.de 

- Konstitution, Mikrostruktur und Festkörpercharakterisierung 

- Mechanische Eigenschaften, Umformung, Werkstoffversagen 

- Schichtsy Sterne 

- Supraleitung und Supraleiter 

- Magnetismus und Magnetwerkstoffe 

- Leitfähige Polymere, Fullerene 

67. Institut für Länderkunde e.V. Leipzig (IfL) 

Schongauerstraße 9, 04329 Leipzig 

Tel.: 03 41/2 55 65 00; Fax: 03 41/2 55 65 98 

E-Maü: IfL.@.IfL.uni-Leipzig.de 

Internet: http://www.uni-Leipzig.de/--IfL 

Strukturanalytische Grundlagenarbeiten: 

- Atlasarbeiten 

- Synthetische regionalgeographische Studien 

- Theorie, Methodik und Geschichte der Regionalen Geographie 

Transformation und Restrukturierung: 

- Transformation und Restrukturierung von europäischen Städ- 
ten, Stadtregionen und Städtesystemen 

- Transformation und Restrukturierung im ländlichen Raum des 
mittleren und östlichen Europa 

- Entwicklungen in Grenzregionen des mittleren und östlichen 
Europa 

- Theoretisch-methodische Studien zur Transformation und Re- 
strukturierung 

68. Institut für Oberflächenmodifizierung e.V. (lOM) 

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig 

Tel.: 03 41/2 35-23 08; Fax: 03 41/2 35-23 13 

E-Mail: bigl@rz.uni-leipzig.de 

- Erforschung von Wechselwirkungsprozessen von niederener- 
getischen Elektronen und Ionen sowie UV-Strahlung 

- Entwicklung von Methoden, Verfahren und Technologien für 
die Herstellung von Funktionsflächen und -schichten 

- Unterstützung der Forschung und Lehre an der Universität 
Leipzig 

69. Institut für ökologische 

Raumentwicklung e.V. Dresden (lÖR) 

Weberplatz 1, 01217 Dresden 

Tel.: 03 51/4 67 90; Fax: 03 51/4 67 92 12 

E-Mail: raumentwicklung@pop3.tu-dresden.de 
Internet: http://www.tu-dresden.de/ioer/ioer.htm 

- Strategien und Instrumente einer ressourcenschonenden Flä- 
chennutzung 

- Ressourcensparsames, nutzerorientiertes Bauen und Wohnen - 
Entscheidungsgrundlagen für Kommunen und Private 

- Strategien zur Gestaltung eines nachhaltigen Strukturwandels 

- Anforderungen an die Stadt- und Regionalentwicklung im 
Zuge der europäischen Integration 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 
~ Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 


BMG 

2,6 

2,8 

2,9 

3,0 

20 

21 

21 

22 

Kap. 15 02 

1,2 

1,2 

1,3 

1,4 

20 

20 

20 

20 

(50:50) 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

0 

1 

1 

1 






0 

0 

0 

1 


BMBF 

106,3 

100,4 

98,9 

98,4 

565 

562 

567 

Kap. 30 05 

47,7 

46,1 

42,4 

43,7 

440 

436 

436 

(50:50) 

11,7 

10,1 

11,3 

11,0 

40 

40 

45 






85 

87 

87 


BMBF 

57,6 

56,6 

52,9 

50,2 

369 

344 

341 

Kap. 30 06 

23,9 

24,4 ' 

21,1 

22,9 

236 

234 

236 

(50:50) 

10,9 

12,0 

10,6 

4,4 

31 

23 

17 






102 

87 

89 


BMBau 

5,8 

5,0 

4,7 

4,8 

40 

40 

39 

Kap. 25 02 

3,2 

2,4 

2,2 

2,4 

35 

35 

35 

(50:50) 

0,2 

0,3 

0,1 

0,4 

4 

2 

3 






2 

4 

1 


BMBF 

12,3 

15,5 

13,5 . 

12,3 

83 

84 

89 

Kap. 30 06 

4,7 

5,0 

4,5 

4,5 

48 

48 

48 

(50:50) 

2,9 

5,6 

4,5 

3,3 

7 

7 

3 






28 

29 

38 


BMBau 

6,6 

6,9 

7,4 

8,2 

89 

86 

89 

Kap. 25 02 

3,1 

3,2 

3,6 

3,6 

76 

75 

76 

(50:50) 

0,4 

0/5 

0,2 

1,0 

10 

8 

10 






3 

3 

3 
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70. Institut für Polymerforschung Dresden e. V. (IPF) 

Hohe Straße 6, 01069 Dresden 

Tel.: 03 51/46 58-0; Fax: 03 51/46 58-2 14/2 84 

E-Mail: jacob@ipfdd.de 

Internet; http://www.ipfdd.de 

Anwendungsorientierte Grundlagenforschung zur Synthese, 
Modifizierung, Verarbeitung, Charakterisierung und Prüfung 
polymer Werkstoffe 

71 . Institut für Troposphärenforschung e. V. (IfT) 

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig 
. Tel.: 03 41/2 35 20; Fax: 03 41/2 35 23 61 

E-Mail: jost@tropos.de 

Internet: http://www.tropos.de 

~ Umwandlung von Spurenstoffen im queUnahen Bereich 

- Vertikalaustausch in der Troposphäre 

- Wechselwirkungen von Aerosol, Wolken und Strahlen 

SACHSEN-ANHALT 


72. Institut für Neurobiologie Magdeburg (IfN) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Brenneckestraße 6, 39118 Magdeburg 

Tel.: 03 91/6 26 32 18; Fax: 03 91/61 61 60 

E-Mail: staak@ifn-magdeburg.de 

Internet: http://www.ifn-magdeburg.de 

- Molekulare Mechanismen der Kommunikation zwischen Ner- 
venzellen 

- Zellphysiologische und biochemische Mechanismen der Ge- 
dächtnisbüdung 

- Funktionelle Organisation und Lernprozesse der visuellen und 
auditorischen Hirnrinde 

- Frühkindhche Lernprozesse und ihre krankhaften Störungen 

- Raumzeitiiche Analyse höherer cerebraler Funktionen mit Hüfe 
nicht-invasiver bildgebender Verfahren 

73. Institut für Pflanzenbiochemie (IPB) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Weinberg 3, 06120 Halle/Saale 

Tel; 03 45/55 82-0; Fax: 03 45/55 82 - 1 66 

E-Maü: ipb@ipb.uni-halle.de 

Internet; http://www.ipb.uni-halle.de 

- Strukturen und Bioaktivitäten von pflanzhchen Naturstoffen 

- Struktur, Stoffwechsel und Wirkungsweise von Phythohormo- 

nen 

- Signaltransduktion in der Streß-vermittelten Pflanzenentwick- 
lung 

- Physiologie und Biochemie des Sekundärstoffwechsels 

- Wechselbeziehungen zwischen Pflanzen und Pathogenen und 
Symbionten 

74. Institut für Pflanzengenetik 

und Kulturpflanzenforschung (IPK) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Corrensstraße 3, 06466 Gatersleben 

Tel; 03 94 82/ 52 19; Fax: 03 94 82/55 00 

E-Mail: wobusu@ipk-gatersleben.de 

Internet: http://www.ipk-gatersleben.de 
Außenstellen: Dresden-PiUnitz, Groß Lüsewitz, 
Gülzow, Malchow/Poel 

- Ressourcenforschung 

- Genomforschung 

- Molekulare Pflanzenphysiologie/Zellbiologie 

75. Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) 

Eingetragener Verein 

Dehtzscher Straße 118, 06116 Halle/Saale 

Tel: 03 45/77 53 60; Fax: 03 45/7 75 38 20 

E-Mail: prof.pohl@iwh.uni-halle.de 

Internet: http://www.iwh.uni-halle.de 

- Begleitung des Transformationsprozesses von der Plan- zur 
Marktwirtschaft in den neuen Ländern 

- Analyse der strukturellen, regionalen und kommunalen Wirt- 
schaftsentwicklung in Deutschland 

~ Konjunkturentwicklung für Deutschland 

- Arbeitsmarktfragen 

- Untersuchung der wirtschaftlichen Entwicklung in den Län- 
dern Mittel- und Osteuropas 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund ; Land) 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 
~ Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzimg 


BMBF 

30,3 

29,1 

30,0 

31,1 

227 

241 

241 

241 

Kap. 30 06 

13,2 

12,1 

12,3 

12,7 

167 

166 

164 

164 

(50:50) 

3,9 

4,9 

5,4 

5,7 

12 

14 

11 

10 






48 

61 

66 

67 


BMBF 

14,6 

13,7 

13,1 

12,1 

81 

79 

81 

Kap. 30 07 

6,9 

6,6 

5,7 

5,5 

59 

58 

58 

(50:50) 

1,5 

1,4 

1,7 

1,0 

11 

11 

12 






12 

10 

12 


BMBF 

20,6 

16,2 

15,8 

16,5 

125 

124 

117 

Kap. 30 06 

6,5 

0,4 

6,2 

6,5 

71 

72 

75 

(50:50) 

7,7 

3,3 

3,4 

3,5 

20 

18 

10 






34 

34 

32 


BMBF 

24,9 

20,9 

20,8 

22,1 

139 

139 

135 

Kap. 30 06 

12,3 

9,5 

9,2 

9,3 

89 

89 

' 88 

(50:50) 

2,3 

2,3 

2,3 

3,5 

32 

27 

16 






18 

23 

31 


BMBF 

48,6 

42,9 

43,0 

51,0 

387 

387 

372 

Kap. 30 06 

20,7 

17,4 

17,7 

21,7 

241 

240 

242 

(50:50) 

6,8 

7,6 

7,6 

7,3 

76 

65 

48 






70 

82 

82 


BMWi 

8,2 

7,8 

8,3 

9,8 

76 

68 

66 

Kap. 09 02 

3,0 

3,2 

3,4 

4,1 

66 

60 

59 

(50:50) 

1,5 

1,4 

1,5 

1,5 

0 

0 

0 






10 

8 

7 
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76. Institut für Agrarentwicklung 
in Mittel- und Osteuropa (lAMO) 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

Magdeburger Straße 1, 06112 Halle/Saale 

Tel.: 03 45/5 00 81 11; Fax: 03 45/5 12 65 99 

E-Mail: frohberg@iaino.uni-haIle,de 

Internet : http : // www.land w, uni-haUe . de/pub/iamo/ 
iamo.htm 

- Neuorientiemng der Agrar- und Emähmngspohtik und Zu- 
sammenhang zwischen Institutionen und pohtischen Prozessen 

- Stmkturwandel im Agrar- und im Emähmngssektor und Ent- 
wicklung ländlicher Räume 

- Interregionale Integrationsbestrebungen und EU -Integration 

~ Risikoabsichemng und Kreditmärkte auf dem Agrarsektor 

- Neustmkturierung landwirtschaftlicher Unternehmen und be- 
triebhche Wettbewerbsfähigkeit 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

77. Forschungszentrum Börstel (FZB) 

Zentrum für Medizin und Biowissenschaften 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Parkallee 1-40, 23845 Börstel 

Tel.: 0 45 37/1 88-0; Fax: 0 45 37/1 88-2 44 

Infektion und Allergie in der Pneumologie: 

- Typ-l-AUergie, Asthma bronchiale 

- entzündliche Lungenerkrankungen 

- bakterielle Infektionen 

- septische Prozesse 

- granulomatöse Entzündungen 

78. Institut für die Pädagogik der Natur- 
wissenschaften an der Universität Kiel (IPN) 

Nicht rechtsfähige Anstalt des Öffentlichen Rechts 
des Landes Schleswig-Holstein 

Olshausenstraße 62, 24098 Kiel 

Tel,: 04 31/8 80-31 21; Fax: 04 31/8 80-15 21 

E-Mail; csec@ipn.uni-kiel.de 

Internet: http://www.ipn.uni-kiel.de 

- Naturwissenschaftliche Lehr-Lemforschung 

- Konzepte für einen flächenübergreifenden naturwissenschaft- 
hchen Unterricht 

- Einstellungen, Interessen und naturwissenschaftliche Büdungs- 
prozesse 

- Technik und ihre Bewertung im naturwissenschaftlichen Unter- 
richt 

- Umweltbüdung und Umwelthandeln 

79. Institut für Meereskunde 
an der Universität Kiel (IfM) 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

Düstembrooker Weg 20, 24105 Kiel 

Tel.: 04 31/5 97-0; Fax: 04 31/56 58 76 

E-Mail: ifm@ifTn.uni-kiel.de 

Internet: http://www.ifm.uni-kiel.de 

Physikahsche Arbeitsrichtungen: 

- Beobachtende und modellierende Studien zur RoUe des Ozeans 
im Khmasystem 

- Biogeochemische Stoffkreisläufe, Wechselwirkung mit Meeres- 
boden, Kohlenstoff- und Schwefelkreislauf 

Biologie: 

Stmktur, Funktion und Dynamik von marinen Orgarüsmen, 
Populationen, Lebensgemeinschaften und Ökosystemen 

80. Institut für Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel (IfW) 

Nicht rechtsfähige Forschungsanstalt 
des Landes Schleswig -Holstein 

Düstembrooker Weg 120, 24105 Kiel 

Tel.: 04 31/88 14-1; Fax: 04 31/88 14-5 00 

E-Mail: info@ifw.uni-kiel.de 

Internet : http ://www. uni -kiel , de : 8080/if w 

- Wachstum, Stmkturwandel und internationale Arbeitsteilung 

- Umwelt- und Ressourcenökonomie 

- Raumwirtschaft 

- Entwicklungsökonomie und weltwirtschaftliche Integration 

- Konjunktur 

81. Deutsche Zentralbibliothek 

für Wirtschaftswissenschaften (ZBW), Kiel 

Nicht rechtsfähige Forschungsanstalt 
des Landes Schleswig-Holstein 

Düstembrooker Weg 120, 24105 Kiel 

Tel: 04 31/88 14-1; Fax: 04 31/88 14-5 00 

E-Mail: zbw@zbw.uni-kiel.de 

Internet: http://www.uni-kiel.de:8080/ifw.zbw/eco- 
nis.htm 

- Beschaffung und Aufarbeitung wirtschaftswissenschafthcher 
Fachliteratur 

- überregionale Literaturversorgung 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushcdtsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutioneUe Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 


BML 

1,8 

3,7 

6,2 

7,7 

7 

38 

50 

53 

Kap. 10 02 

0,9 

h8 

3,0 

3,6 

6 

34 

38 

39 

(50:50) 

0,0 

0,1 

0,2 

0,5 

1 

4 

10 

11 






0 

0 

3 

4 


BMG 

29,4 

32,8 

30,7 

29,5 

240 

248 

243 

Kap. 15 02 

11,8 

14,7 

13,5 

13,0 

187 

185 

182 

(50:50) 

3,6 

3,8 

3,5 

3,5 

16 

16 

18 






38 

47 

44 


BMBF 

13,5 

12,4 

12,2 

12,0 

117 

118 

107 

Kap. 30 02 

5,0 

4,5 

5,0 

5,0 

74 

74 

72 

(50:50) 

3,6 

3,1 

2,3 

2,1 

19 

16 

14 






24 

29 

21 


BMBF 

44,8 

47,3 

47,9 

49,4 

345 

333 

353 

Kap. 30 07 

14,2 

14,9 

14,9 

15,3 

134 

131 

129 

(50:50) 

12,2 

14,0 

13,8 

15,8 

119 

119 

119 






92 

83 

105 


BMWi 

16,0 

16,4 

17,9 

17,2 

167 

170 

168 

Kap. 09 02 

5,3 

5,2 

6,0 

5,8 

103 

103 

102 

(50:50) 

3,2 

3,2 

3,3 

3,3 

7 

10 

11 






57 

57 

55 


BMWi 

15,1 

16,9 

18,1 

23,5 

144 

145 

142 

Kap. 09 02 

6,7 

7,5 

8,4 

11,1 

117 

117 

115 

(50:50) 

1,5 

1,6 

1,3 

1,3 

2 

4 

3 






25 

24 

24 
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Aufgabenschwerpunkte 

THÜRINGEN 


82. Institut für Molekulare Biotechnologie e. V. 

- Strukturbiologie 

Jena (IMB) 

- Evolutive Biotechnologie 

Beutenbergstraße 11, 07745 Jena 

- Genomforschung 

Tel.: 0 36 41/6 56-3 33; Fax: 0 36 41/6 56-3 35 

- Biochemie 

E-Mail : diekmann@imb-jena.de 

Internet: http://www.imb-jena,de 

- Molekularbiologie 


Das FIS übernahm ab 1. Januar 1998 die Taxonomische Arbeitsgruppe (TAG) der aufgelösten Bundesanstalt Helgoland. Zu den 
FIS-Gesamtausgaben bzw. der inst. Bundesförderung für 1998 kommen ca. 1,1 Mio DM; zu den (Plan-) Stellen bzw. zum Ge- 
samtpersonal kommen ca. 8 VZÄ hinzu. 

Quelle: Jeweilige Einrichtung 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 


Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- institutionelle Förderung des Bundes 
(einschließlich HSP/HEP) 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (VoUzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMBF 

38,9 

32,9 

29,9 

39,1 

208 

218 

245 

263 

Kap. 30 06 

16,7 

12,5 

12,8 

12,0 

114 

114 

114 

118 

(50:50) 

6,8 

8,8 

6,1 

15,0 

64 

29 

22 

14 






30 

75 

109 

131 


Rundungsdifferenzen 
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5. Bundeseinrichtungen mit Forschungsaufgaben 


Bei den Bunde Seinrichtungen mit Forschungsaufgaben 
handelt es sich überwiegend um bundesunmittelbare, 
nicht rechtsfähige Anstalten des öff entheben Rechts. 
Neben ihren hoheithehen Tätigkeiten haben sie Auf- 
gaben in Forschung und Entwicklung (FuE). Die For- 
schungsaufgaben haben zunächst das Ziel, wissen- 
schafüiche Erkenntnisse für die Durchführung der 
Ressortaufgaben zu gewinnen („Ressortforschung"), sie 
tragen jedoch auch zum allgemeinen Erkenntnisge- 
winn bei. Die auf FuE entfallenden Anteile der Ressour- 
cen sind sehr unterschiedheh, bei einigen Einrichtun- 
gen hegen sie schätzungsweise nur bei etwa 10 %, einige 
wenige führen ausschheßheh FuE durch. 

Die Finanzierung der Bundeseinrichtungen erfolgt in 
aher Regel ausschheßheh durch den Bund und überwie- 
gend institutioneU, die Einwerbung von Drittmitteln für 
abgegrenzte Forschungsvorhaben ist die Ausnahme. 

Wie die Neuorientierung der deutschen Forschungs- 
landschaft führt auch die Gestaltung des Modemisie- 
rungsprozesses - z.B. im Kontext der Zielsetzung 
„Schlanker Staat" - in den Bundesbehörden zu 
Veränderungen. Die Bundeseinrichtungen mit For- 
schungsaufgaben sind davon ebenfaUs betroffen. 
Auf Gnmd ihrer Doppelfunktion als Behörden und 
wissenschafthehe Einrichtungen ergeben sich beson- 
dere Anforderungen an den Gestaltungsprozeß. 

Dje aktueUe Entwicklung läßt sich beispielhaft an- 
hand dreier Bereiche darsteUen: 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft (BMWi, vgl. Ziffer 4.1 bis 4.3 sowie Teil II, Kapi- 
tel 11) haben die Physikalisch-Technische Bundes- 
anstalt (PTB) und die Bundesanstalt für Materialfor- 
schung und -prüfung (BAM) nach bereits vollzogener 
Struktur- und Aufgabenreform die Kosten- und Lei- 
stungsrechnung eingeführt und ihre Aufgaben weit- 
gehend in Projekten organisiert. Durch die Einfüh- 
rung moderner Managementinstrumente sind Effekti- 
vität imd Effizienz verbessert worden. BAM und PTB 
wurden dadurch in die Lage versetzt, schnell und flexi- 


bel auf sich dynamisch verändernde Anforderungen 

- auch bei den gesetzhehen Aufgaben - zu reagieren. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (BML; vgl. Ziffer 
5.1 bis 5.11 sowie Teil II, Kapitel 17) wurde ein Rah- 
menkonzept erarbeitet, um die bis zum Jahr 2005 an- 
gestrebte Straffung im Bereich der Bundesforschungs- 
anstalten - Verringerung des Personals um 30 % - zu 
reahsieren. Wichtige Maßnahmen sind dabei 

- Konzentration der Forschung auf Kembereiche 
der wissenschafthehen Politikberatung, 

- Verringerung des Personals um 1 000 auf 2 600 
Stellen (vomehmheh im nicht-wissenschaftlichen 
Bereich), 

- Verringerung der Standorte und Institute sowie 

- Zusammenfassung der Forschung zu landwirt- 
schafthehen Produkten. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit (BMG) wurde zum 1. Juli 1994 die Neu- 
ordnung zentraler Einrichtungen des Gesundheits- 
wesens vorgenommen. Nachfolgeeinrichtungen des 
aufgelösten Bundesgesundheitsamtes (BGA) sind das 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, 
das Robert-Koch-Institut (RKI) und das Bundesinstitut 
für gesundheithehen Verbraucherschutz und Veteri- 
närmedizin (vgl. Ziffern 9.1 bis 9.5 sowie Teil II, Kap. 7). 
Im Jahr 1996 wurde der Wissenschaftsrat (WR) vom 
BMG um die Bewertung dieser Institute gebeten. Das 
RKI ist als erste Nachfolgeeinrichtung durch eine Ar- 
beitsgruppe des Wissenschaftsrates 1997 besucht und 
evaluiert worden. Nach Einschätzung des WR ist es er- 
forderheh, das außerordentüch breite Aufgabengebiet 
zu begrenzen, Schwerpunkte in der wissenschaft- 
hehen Arbeit zu setzen sowie anstelle der behörden- 
ähnhehen Ordnung im Bereich der Forschung andere 
Organisationsformen zu wählen (z. B. zeitheh befriste- 
te Projektgruppen). Außerdem veranlaßte das BMG 
die Erstellung eines Organisationsgutachtens durch 
eine externe Unternehmensberatung über die Ver- 
waltungsabteilung des RKI. 


Für die Porträts in TeU V wurden bei den Bundeseinrichtungen mit Forschungsaufgaben Daten erhoben. Tabellarisch an- 
gegeben sind: 

1. Gesamtausgaben (Finanzierung aus dem Bundeshaushalt ggf. einschl. Drittmittel) 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt; 

- Drittmittel (nur im Ist). 

Für 1997 und 1998 handelt es sich um Soll- Angaben bzw. Schätzungen 
(ohne Berücksichtigung von Haushaltskürzungen bzw. -sperren). 

2. Gesamtpersonal (ohne Auszubüdende) aufgeghedert Ln; 

- (Plan-)Stellen (einschl. beamtete Hilfskräfte); 

- Annexpersonal (Personal, das aus Haushaltsmitteln finanziert, aber nicht auf Stellen geführt wird, z.B. studentische 
und wissenschaftliche Hilfskräfte, Gastwissenschaf Üer, (Post-)Doktoranden): 

- Drittmittelpersonal (aus Drittmitteln finanziertes Personal). 

Die Personalangaben sind in VoUzeitäquivalenten ausgewiesen. 

Für 1995 bis 1997 sind es Ist-Angaben (Stichtag 30. 6.), für 1998 handelt es sich bei den Stellen um Soll-Daten, beim Annex- 
und Drittmittelpersonal um Schätzungen. 
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in Deutschland 


Insel Vilm 


Waldsieversdorf 

iQMünclieberg 

□Lindenberg 



bergiscn- 
UGIateh 

Swisttal i^Qpinef 

Wachtberg-Werthhoven 

KoblenzBj 
RHEINLAND 


■j Stammsitz 
Ql Zweig- bzw. Außenstelle 


[Tj| Zahl der Einrichtungen in einer Gemeinde (2 und mehr) 


Quelle: BMBF (Stand: Januar 19S8) 


Faktenbericht ’98 
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Bunde seinrichtimg mit Forschungsaufgaben 

Aufgabenschwerpunkte 

1 . Geschäftsbereich des Bundeskanzleramtes (BK 

1 .1 Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Zellerweg 27, 82067 Ebenhausen 

Tel.: 0 81 78/7 00; Fax: 0 81 78/7 03 12 

E-Maü; swp@s\vp. extern.lrz-muenchen.de 
Außenstelle: Bonn 

- Integration und Außenbeziehungen Europas 

- Europäische und Atlantische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

- Strategische Entwicklungen, Rüstungskontrolle und techno- 
logische Trends 

- Atlantische und Pazifische Beziehungen 

- Konflikte und Stmkturbüdung außereuropäischer Regionen 

- Nicht -militärische Risiken, Internationale Regime und Wirt- 
schaftsbeziehungen 

2. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes (AA) 

2.1 Deutsches Archäologisches Institut (DAI) 

PodbielskiaJlee 69-71, 14195 Berlin 

Tel; 0 30/8 30 08-0; Fax: 0 30/8 30 08-1 68 

Internet: http://userpage.fu-berlin.de/~dai 
Außenstellen: Bagdad, Damaskus, Sanaa, 

Teheran, Frankfurt/M., München, Bonn, Rom, 

Athen, Kairo, Istanbul, Madrid 
{Außenstelle Lissabon) 

- Klassische Hochkulturen der Alten Welt (Mittelmeeranrainer) 

- Keltische, römische, germanische und slawische Kulturen Mit- 
teleuropas 

- Orientalische Hochkulturen 

- Allgemeine und Vergleichende Archäologie der Weltkulturen 

- Archäologie Eurasiens 

3. Geschäftsbereich des Bundesministeriums des 

3.1 Bundesamt für Kartographie 
und Geodäsie (BKG) 

(vorm. Institut für Angewandte Geodäsie)^) 

Richard- Straus s-AUee 11, 60598 Frankfurt/M. 

Tel.: 0 69/6 33 31; Fax: 0 69/63 33-2 35 

E-Mail: seeger@ifag.de 

Internet: http://www.ifag.de 

Außenstellen: Berlin, Leipzig 

nnern (BMI) 

- Geodätische Referenzsysteme für Lage, Höhe und Schwere 

- Bestimmung der Erdrotation und von Betrag und Richtung der 
Plattenbewegungen 

- Topographisch-Kartographische Geoinformationssysteme 

- Aktualisiemng von Geoinformationssystemen mittels Photo- 
grammetrie und Fernerkundung 

- Eismassenbüanzierung antarktischer Regionen 

3.2 Bundesinstitut für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien (BlOst) 

Lindenbomstraße 22, 50823 Köln 

Tel.: 02 21/5 74 70; Fax: 02 21/5 74 71 10 

E-Mail: biost.koeln@mail.rrz.uni-koeln.de 

Internet: http://www.uni-koeln.de/extem/biost 

Erforschung der politischen, geseUschafthchen und wirtschafth- 
chen Entwicklungen in 

- Rußland und den europäischen Nachfolgestaaten der So wj etunion 

- den Staaten Ostirüttel- und Südosteuropas 

- den außereuropäischen Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

- der kommunistisch regierten Staaten der Dritten Welt sowie die 
Auswirkung dieser Entwicklungen auf die internationalen Be- 
ziehungen 

3.3 Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB) 

Friedrich-Ebert-Allee 4, 65185 Wiesbaden 

Tel.: 06 11/75-22 35; Fax: 06 11/75-39 60 

E-Mail: bib-2499@t-online.de 

- Laufende Beobachtung und Analyse demographischer Trends 

- Beratung der Bundesregiemng und Vertretung bei internatio- 
nalen Organisationen 

- Lebensstile und ihr Einfluß auf Gesundheit und Lebenserwartung 

- Familien büdung und Kinderwunsch 

3.4 Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BISp) 

Carl-Diem-Weg 4, 50933 Köln 

Tel: 02 21/49 79-0; Fax: 02 21/49 51 64 

E-Mail: info@bisp.de 

- Vergabe öffentlicher Mittel für Forschung an die dem Sport 
helfende Wissenschaft 

- Fühmng der Datenbanken SPOLIT und SPOFOR 

- Umsetzung der Forschungsergebnisse durch Transferaktivitäten 

- Beratung des Sports und Wahmng öffentlicher Interessen bei 
der Planung von Sportinfrastmktur und Normung mit dem Ziel 
wirtschaftlicher und sicherer Anlagen 

- Internationale Zusammenarbeit vergleichbarer öffentlicher Ein- 
richtungen 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal {Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

haushaltsplans 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 


Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 


BK 

16,7 

17,0 



119 

118 


Kap. 04 02 

15,4*) 

15,5*) 

14,9*) 

15,2*) 

117 

116 

113 


1,3 

1,5 



0 

0 

0 






2 

2 



45,7 

45,7 



380 

378 


43,1 

42,9 

42,4 

43,2 

261 

261 

249 

2,6 

2,8 



61 

68 

64 





58 

49 



BMI 

51,6 

50,8 



385 

358 


Kap. 06 16 

51,3 

50,5 

51,4**) 

51,7**) 

383 

356 

346**) 


0,3 

0,3 



0 

0 

0**) 






2 

2 



256 

53 


350**) 

0 **) 


BMI 

Kap. 06 34 


8,5 

8,5 



77 

77 


8,2 

8,2 

8,6 

8,6 

76 

74 

74 

0,3 

0,3 



0 

0 

0 





1 

3 



74 

0 


BMI 

Kap. 06 17 

2,4 

2,3 

0,1 

2,4 

2,4 

0,0 

2,3 

2,3 

22 

21 

0 

1 

20 

20 

0 

0 

19 

0 

19 

0 

BMI 

11,6 

11,5 



63 

57 



Kap. 06 18 

11,6 

11,5 

12,4 

12,3 

59 

55 

53 

66 


0,0 

0,0 



4 

2 

2 

2 






0 

0 
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Bundeseinrichtung mit Forschungsaufgaben 

Aufgabenschwerpunkte 




4. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWi) 

4.1 Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - Forschung und Entwicklung auf allen Gebieten des physika- 


Bundesallee 100, 38116 Braunschweig 

hsch-technischen Meßwesens 

Tel.: 05 31/5 92-0; Fax: 05 31/5 92-92 92 

E-Mail: pst@ptb.de 

Internet: http://www.ptb.de 

Außenstelle: Berlin 

- ReaUsierung und Weitergabe der SI-Einheiten 

- Nutzung von Quanteneffekten für die Einheitendarstellung 

- Präzisionsbestimmung physikalischer Konstanten 

- FuE zur Weitergabe der Einheiten im industriellen und gesetz- 
hchen Meßwesen 

4.2 Bundesanstalt für Materialforschung 
und -Prüfung (BAM) 

Unter den Eichen 87, 12205 Berhn 

Tel.: 0 30/81 04-0; Fax: 0 30/8 11 20 29 

Internet: http://www.bam-berlin.de 

Außenstellen: Berlin-Adlershof, Horstwalde, Lehre 

- Öffenüiche technische Sicherheit, insbesondere Gefahrstoff- 
und Gefahrgutrechtsbereich 

- Entwicklung und Bereitstellung von Referenzmateriahen und 
-verfahren, insbesondere der analytischen Chemie und der 
Prüftechnik ' 

- Entwicklung von Prüfmethoden zur Beurteilung von Stoffen, 
Materiahen, Konstruktionen und Verfahren im Hinbhck auf die 
Schadensfrüherkennung und -Vermeidung, den Umweltschutz 
und den Erhalt voLkswütschafÜicher Werte 

4.3 Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR) 

Stüleweg 2, 30655 Hannover 

Tel.: 05 11/6 43-0; Fax: 05 11/6 43-23 04 

E-Mail: b010spannbru@rzb.hannover.bgr.de 

Internet : http ://www. hannover. bgr. de 

Dienstbereich: Berhn 

- Minerahsche Rohstoffe und Energierohstoffe 

- Geo-Umweltforschung 

- Geo-Risikoforschung 


5. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

5.1 Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft - Erhaltung und Pflege natürücher Ressourcen agrarischer Öko- 


Braunschweig-Völkenrode (FAL) 

Systeme, pflanzengenetischer sowie tiergenetischer Ressourcen 

BundesaUee 50, 38116 Braunschweig 

Tel.: 05 31/59 61; Fax: 05 31/59 68 14 

E-Maü: otto@praes.fal.de 

Internet: http://www.fal.de 

AußensteUen: Mariensee bei Neustadt am 
Rübenberge mit Institutsteüen in Mecklenhorst 
und Trenthorst/Wuhnenau; Gehe mit Institutsteüen 
in Höfer und Merbitz; Müncheberg 

- Weiterentwicklung der pflanzhchen und tierischen Nahrungs- 
und Rohstoffproduktion sowie der Produktquahtät unter Be- 
rücksichtigung des Umwelt- und Tierschutzes und zukünftiger 
Perspektiven für den Agrarstandort Deutschland 

- Sozioökonomische Untersuchungen zum Handeln der Ziel- 
gruppen der Agrarpohtik 

- Analyse, Folgeabschätzung und Bewertung von zukünftigen 
Entwicklungen für die Landwirtschaft und in ländhchen Räu- 
men 

5.2 Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft Berlin/Braunschweig (BBA) 

Messeweg 11/12, 38104 Braunschweig 

Tel.: 05 31/29 95; Fax: 05 31/2 99 30 00 

E-Maü: pressesteUe@bba.de 

Internet: http://www.bba.de 

AußensteUen: Berhn, Darmstadt, Dossenheim, 
Münster, Bernkastel-Kues, Kleinmachnow, 

Dresden 

- Phytopathologie 

- Integrierter Pflanzenschutz 

- Gentechnik 

- Naturhaushalt 

- Verbraucherschutz 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (VoUzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMWi 

261,0 

266,0 



1 792 

1 764 



Kap. 09 03 

245,9 

248,2 

234,8 

243,8 

1 626 

1 591 

1 566 

1 566 


15,1 

17,8 



77 

75 

56 

65 






89 

98 



BMWi 

206,7 

201,7 



1 639 

1 610 



Kap. 09 07 

192,8 

188,7 

194,3 

193,8 

1 384 

1 369 

1 337 

1 337 


13,9 

13,0 



93 

86 

91 

91 






162 

155 



BMWi 

122,9 

123,9 



823 

812 



Kap. 09 09 

90,7 

98,2 

99,5 

99,8 

681 

664 

659 

684 


32,2 

25,7 



46 

51 

32 

49 






96 

97 



BML 

103,6 

98,4 



1 144 

1 155 



Kap. 10 10 

98,2 

93,7 

87,8 

87,8 

862 

851 

814 

770 


5,4 

4,7 



150 

160 

200 

200 






133 

144 



BML 

76,3 

76,4 



770 

755 



Kap. 10 10 

71,3 

71,7 

70,5 

68,5 

689 

677 

657 

635 


5,0 

4,6 



19 

31 

38 

28 






62 

47 
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Aufgabenschwerpunkte 

5.3 Bundesanstalt für Milchforschung (BAM) 

Hermann-Weigmann-Str. 1, 24103 Kiel 

Tel.: 04 31/60 91; Fax: 04 31/6 09 22 22 

E-Mail: bafm@bafm.de 

Internet: http://www.bafm.de 

Außenstelle: Oranienburg 

- Chemie und Technologie 

- Mikrobiologie 

- Hygiene 

- Physiologie und Biochemie der Ernährung 

- Ökonomie der Emährungswirtschaft 

5.4 Bundesforschungsanstalt für Fischerei (BFAFi) 

Pahnaille 9, 22767 Hamburg 

Tel.: 0 40/38 90 50; Fax: 0 40/38 90 52 00 

E-Mail: 100565. 1223@compuserve, com 

Internet: http://www.dainet.de/bfafi 

Außenstelle: Rostock 

- Biologische Überwachung der Nutzfischbestände (Meer) 

- Auswirkungen von Umweltveränderungen auf die Fischerei 

- Fischereiökologie/Ökosystem (Meer) 

- Fischereitechnik 

- Fisch- und Fischereierzeugnisse (Lebensmittelrecht) 

5.5 Bundesforschungsanstalt 

für Forst- und Holzwirtschaft (BFH) 

Leuschnerstr. 91, 21031 Hamburg 

Tel.: 0 40/73 96 20; Fax: 0 40/73 96 24 80 

E-Mail: bfafh@aixh0001.holz.uni-hamburg.de 
Internet; http://www.dainet.de/bfh 

Außenstellen: Großhansdorf, Eberswalde, 
Waldsieversdorf 

- Weltforstwirtschaft einschheßhch Tropenwaldforschung, Wald- 
schadensuntersuchung 

- Waldökologie, Forstgenetik und Forstpflanzenzüchtung 

- Forstökonomie 

- Lage der Märkte für Holz, Holzprodukte und Papier 

- Holzbiologie und Holzschutz 

- Holzphysik und Holztechnologie 

- Holzchemie und Holzaufschluß verfahren 

5.6 Bundesanstalt für Getreide-, Kartoffel- 
und Fettforschung (BAG KF) 

Schützenberg 12, 32756 Detmold 

Tel.: 0 52 31/74 10; Fax: 0 52 31/74 11 00 

E-Mail: bagkf@t-onlLne.de 

Internet; http://www.damet.de/bagkf/bagkf.htm 
Außenstelle: Münster 

- Getreideforschung 

- Kartoffel- und Stärkeforschung 

- Fette und Öle 

- Nachwachsende Rohstoffe 

- Lebensmittelanalytik 

5.7 Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere (BFAV) 

Boddenbhck 5a, 17498 Insel Riems 

Tel.: 03 83 51/70; Fax: 03 83 51/71 51 

E-Mail: mettenleiter@rie.bfav.de 

Internet: http://www.bfav.de 

Außenstellen: Tübingen, Wusterhausen 

- Virologie 

- Bakteriologie 

- Parasitologie 

- Immunologie 

- Epidemiologie 

5.8 Bundesanstalt für Fleischforschung (BAFF) 

E. C.-Baumannstr. 20, 95326 Kuhnb ach 

Tel.: 0 92 21/80 31; Fax: 0 92 21/80 32 44 

E-Mail: baff@compuserve.de 

Internet: http://www.dainet.de/baff 

- Produktquahtät 

- Produktsicherheit 

- Tierschutz 

- Schlachtwerterfassung 

- Quahtätsmanagement 

5.9 Bundesforschungsanstalt für Ernährung (BFE) 

Engesserstr. 20, 76131 Karlsruhe 

Tel.: 07 21/6 62 50; Fax: 07 21/6 62 51 11 

E-Mail: ob03@rz.uni-karlsruhe.de 

Internet: http://www.damet.de/bfe 

Außenstelle: Stuttgart 

- Chemie und Biologie, Molekularbiologie 

- Ernährungsökonomie und -Soziologie 

- Emährungsphysiologie 

- Hygiene und Toxikologie 

- Verfahrenstechnik 
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keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans 

Gesamtausgaben {Mio DM) 
darunter: 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

'1997 

1998 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BML 

25,4 

24,6 



243 

230 



Kap. 10 10 

23,8 

23,5 

23,0 

23,0 

222 

209 

203 

188 


1,6 

1,1 



3 

5 

2 

2 






18 

16 



BML 

20,1 

20,3 



257 

261 



Kap. 10 10 

19,3 

19,3 

19,2 

19,2 

217 

208 

196 

195 


0,8 

1,1 



27 

35 

32 

20 






13 

18 



BML 

28,9 

27,7 



299 

292 



Kap. 10 10 

23,2 

22,7 

21,7 

21,4 

241 

235 

216 

206 


5,7 

5,0 



1 

2 

2 

3 






57 

55 



BML 

18,9 

18,4 



190 

185 



Kap. 10 10 

18,1 

17,6 

17,4 

17,0 

174 

171 

164 

153 


0,9 

0,8 



7 

7 

6 

5 






10 

8 



BML 

35,6 

36,3 



405 

376 



Kap. 10 10 

33,4 

34,0 

34,7 

35,0 

368 

353 

348 

340 


2,2 

2,3 



9 

3 

6 

5 






29 

20 



BML 

13,8 

13,6 



133 

127 


1 

Kap. 10 10 

11,8 

11,1 

12,0 

17,0 

110 

103 

103 



2,1 

2,5 



0 

0 

0 

0 






23 

24 



BML 

33,0 

41,5 



186 

177 



Kap. 10 10 

32,3 

40,7 

50,9 

57,4 

178 

169 

168 

160 


0,7 

0,8 



3 

1 

0 

0 






5 

7 
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5.10 Bundesanstalt für Züchtungsforschung 
an Kulturpflanzen (BAZ) 

Neuer Weg 22/23, 06484 Quedlinburg 

Tel: 0 39 46/4 70; Fax; 0 39 46/4 72 55 

E-Mail: k.peter@baz.de 

Außenstellen: Aschersleben, Dresden, 

Groß Lüsewitz, Siebeldingen, Ahrensburg, 
Grünbach 

- Züchtungsforschung zur Erstellung von dauerhaft gesundem 
Basismaterial 

- Züchtungsforschung zur Bereitstellung von Ausgangsmaterial 
mit verbesserter Qualität für die Nutzung als Nahrungs- und 
Industriepflanze 

- Züchtungsmethodische Arbeiten zur Verbesserung der Selek- 
tion 

- Züchtimgsmethodische Arbeiten im Bereich der Nutzung und 
Erstellung der genetischen Variabilität 

5.1 1 Zentralstelle für Agrardokumentation 
und -Information (ZADI) 

ViUichgasse 17, 53177 Bonn 

Tel.: 02 28/95 48-0; Fax: 02 28/95 48-1 49 

E-Maü: zadi@zadi.de 

Internet: http://www.zadi.de, 
http ://www. dainet . de , 
http : //WWW. g e nr e s . de 

- Informationsmanagement, -dienstleistungen und -koordination 
im Bereich Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (FIS-ELF) *) 

- Betrieb des Deutschen Argrarinformationsnetzes (DAINet) 

- Betrieb des Informationssystems für die Genetische Ressourcen 
(GENRES) 

- Beratungstätigkeit im Politik-, Wissenschafts- und Informa- 
tionsbereich 

- FuE systemanalytischer und informationstechnischer Metho- 
den und Techniken im Bereich des Informationsmanagements 

•) FIS-ELF Fachinformationssystem Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

6. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

6.1 Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (BAuA)^) 

Friedrich-Henkel- Weg 1-25, 44149 Dortmund 

Tel.: 02 31/90 71-0; Fax: 02 31/90 71-4 54 

E-Mail: baua@baua2.do.shuttle.de 

Internet: http://www.baua.de 

Standorte; Berhn, Dresden, Chemnitz, Bremen 

irbeit und Sozialordnung (BMA) 

- Analyse, Bewertung und Mirdmierung von Gefährdungen 
(chemische, biologische Stoffe; Vibrationen; Lärm; physische 
und psychische Belastungen usw.) 

- Aufklärung imd Bekämpfung arbeitsbedinger Erkrankungen 

- menschengerechte Gestaltung von Arbeitssystemen 

- Qualität und Effizienz im Arbeits- und Gesundheitsschutz 

6.2 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit (lAB) 

Selbstverwaltungskörperschaft 
mit staatlicher Rechtsaufsicht 

Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg 

Tel.: 09 11/1 79-0; Fax: 09 11/1 79-32 58 

E-Mail: iab.ba@t-online.de 

Internet: http : //www. arbeitsamt . de/iab 

- Erfüllung von Aufgaben gemäß Sozialgesetzbuch III 

- Untersuchung von Art und Umfang der Beschäftigung 

- Untersuchung von Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes, 
der Berufe und der beruflichen Bildungsmöglichkeiten 

- Wirkungsforschung zur Arbeitsmarktpolitik 

7. Geschäftsbereich des Bundesministeriums der > 

7.1 Forschungsgesellschaft für Angewandte 
Naturwissenschaften e.V. (FGAN) 

Neuenahrer Str. 20 

53343 Wachtberg-Werthhoven 

Tel.: 02 28/94 35-0; Fax: 02 28/34 09 51 oder 85 69 77 
E-Mail: domhaus@fgan.de 

Internet: http://www.fgan.de 

Außenstellen: Tübingen, Ettlingen 

/erteidigung (BMVg) 

- Radartechnik 

- Optronik 

- Informationsverarbeitung und Kommunikation 

- Bildverarbeitung und Mustererkennung 

- Ergonomie 
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1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 
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Ist zum 30. Juni 

SoR/Schätzung 

BML 

43,0 

52,0 



532 

532 



Kap. 10 10 

42,0 

50,0 

46,0 

45,0 

471 

465 

452 

435 


hO 

2,0 



26 

31 

35 

30 




• 


35 

36 



BML 

5,2 

5,6 



45 

47 



Kap. 10 10 

5,2 

5,4 

5,6 

0,1 

42 

43 

42 

44 


0,0 

0,2 



3 

3 

1 

1 






0 

1 



BMA 

76,4 

83,8 



568 

556 



Kap. 11 04 

76,1 

83,0 

96,6 

97,9 

545 

537 

534 

561 


0,3 

0,8 



22 

15 

22 

20 






1 

4 



BMA 





124 

120 








116 

110 

107 

106 






0 

0 

0 

0 






8 

10 



BMVg 

73,6 

68,5 



431 

426 



Kap. 14 20 

44,5*) 

44,8*) 

47,3*) 

47,3*) 

321 

315 

316 

315 


29,1 

23,7 



0 

0 

0 

0 






110 

111 
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7.2 Forschungsanstalt der Bundeswehr 
für Wasserschall- u. Geophysik (FWG) 

Klausdorfer Weg 2-24, 24148 Kiel 

Tel.: 04 31/6 07-0; Fax: 04 31/6 07-41 50 

E-Mail: fwg@fwg.ki.eunet.de 

- Wasserschall: Umgebungsbezogene SchaUausbreitungsver- 
hältnisse im Meer 

- Geophysik: Eigenschaften der Meeresoberfläche, der Schich- 
tung und des Meeresbodens 

- SONAR- Verfahren 

- Wehrforschungsschiff PLANET 

7.3 Wehrwissenschaftliches Institut 

für Schutztechnologien - ABC-Schutz (WIS) 

Humboldtstraße, 29633 Munster 

Tel.: 0 51 92/1 36-0; Fax: 0 51 92/1 36-3 55 

E-Mail: kastranekm@Mrwd-munster.psi.xlLnk.net 

- Schutz vor den Wirkungen von ABC-Waffen 

- Brandschutz für die Ausrüstung der Bundeswehr 

- Neue und verbesserte Verfahren zur Trinkwasseraufbereitung 

- Altlastensanierung mit konventionellen und biologischen 
Methoden 

- Verifikationsmethoden für das C-Waffen-Übereinkommen 

7.4 Wehrwissenschaftliches Institut für Werk-, 
Explosiv- und Betriebsstoffe (WIWEB)^) 

Landshuter Str. 70, 85435 Erding 

Tel.: 0 81 22/57-1; Fax: 0 81 22/57-3 12 

Außenstellen: Kiel, Wilhelmshaven, Swisttal 

- Prüfverfahren und -methoden für Werk-, Explosiv- und Be- 
triebsstoffe 

- Leichtbauwerkstoffe (Al-Schaum, MMC, CFK), Eigenschaften 
und Schadenstoleranz 

- Hochtemperaturwerkstoffe für Hochgeschwindigkeitsflugkör- 
per 

- Explosivstoffe, Qualifizierung und Festlegung von Sicherheits- 
forderungen 

- Schmierstoffe, anwendungsorientierte Weiterentwicklung 


8. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

8.1 Deutsches Jugendinstitut e.V. (DJI) - Soziale Situation und Wertorientierung von Kindern, Jugend- 


Nockherstraße 2, 81541 München 

heben und Famihen . 

Tel.: 0 89/6 23 06-0; Fax: 0 89/6 23 06-1 62 

E-Mail: dji@dji.de 

Internet: http://www.dji.de 

Außenstellen: Frankfurt/M., Leipzig 

- Geschlechtsspezifische Soziaüsationsprozesse und Orientie- 
nmgen sowie mädchen- und frauehpohtisch relevante Frage- 
steUungen 

- Multikulturelles Zusammenleben und soziale Lage ausländi- 
scher Kinder, Jugendlicher und Famihen 

- Soziale Integration, Konfhktaustragung und gewaltförmige 
Auseinandersetzungen bei Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen 

- Soziale Arbeit mit Kindern, Jugendhehen und Famihen in Bela- 
stungssituationen 


9. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) 

9.1 Bundesinstitut für gesundheitlichen - Vorkommen von Salmonellen bei Schlachtschweinen 


Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
(BgW) 

Thielallee 88-92, 14195 Berhn 

Tel.: 0 30/84 12-0; Fax: 0 30/84 12-47 41 

E-Mail: pressesteUe@bgvv.de 

Internet: http://www.bgvv, de 

AußensteUen: Dessau, Jena, Wernigerode 

- JgY-Technologie: Alternative Produktion von polyklonalen An- 
tikörpern 

- Verbundstudie Jodmonitoring 

- Verfahren zur Erkennung gentechnisch veränderter Lebens- 
mittel 

- Erfassung immun toxischer Eigenschaften von Chemikahen 
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BMVg 

17,3 

17,4 



147 

144 



Kap. 14 21 

17,3 

17,4 

17,7 

17,7 

147 

144 

143 

143 


0,0 

0,0 



0 

0 

0 

0 






0 

0 



BMVg 

48,5 

51,9 



331 

338 



Kap. 14 21 

48,5 

51,9 

54,0 

54,0 

331 

338 

340 

340 


0,0 

0,0 



0 

0 

0 

0 






0 

0 



BMVg 

37,3 

35,3 



356 

360 



Kap. 14 21 

37,3 

35,3 

34,6 

33,7 

356 

360 

345 

330 


0,0 

0,0 



0 

0 

0 

0 






0 

0 



BMFSFJ 

21,0 

22,2 



144 

148 



Kap. 17 02 

14,3') 

15,2') 

14,8') 

14,9') 

107 

107 

106 

105 


0,7 

7,0 



8 

9 

7 

7 






30 

33 



BMG 

109,5 

118,5 



843 

818 



Kap. 15 12 

105,4 

113,0 

113,4 

115,8 

781 

758 

730 

754 


4,1 

5,5 



17 

25 

25 

25 






45 

36 
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9.2 Robert Koch-Institut (RKI) 

Bundesinstitut für Infektionskrankheiten und nicht 
übertragbare Krankheiten 

Nordufer 20, 13353 Berhn 

Tel.: 0 30/45 47-4; Fax: 0 30/45 47-23 28 

E-Maü: forschung@rki.de 

Internet: http://www.rki.de 

Außenstelle: Wernigerode 

- Epidemiologie, Klinik und Pathogenese ausgewählter viraler, 
bakterieller, parasitärer und durch humanpathogene Püze be- 
dingte Infektionskrankheiten 

- Entwicklung und Verbesserung diagnostischer Methoden und 
Verfahren zur Erkennung von Krankheitserregern 

- Mechanismen der Immunabwehr und Folgereaktionen von In- 
fektionen 

- Entwicklung von Monitoringverfahren zum Nachweis gentech- 
nischer Veränderungen 

- Ursachen, Risiken und Trendanalyse zu chronischen und er- 
regerbedingten Krankheiten 

9.3 Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte (BfArM) 

Seestr. 10-11, 13353 Berlin 

Tel.: 0 30/45 48-0; Fax: 0 30/45 48-32 07 

E-Mail: bfarm@de.eudra.org 

- Pharmazeutische Chemie 

- Toxikologie/Mutegenität 

- Mechanismen von Arzneimittel-Nebenwirkungen/Pharma- 
kogenetik 

- Wirkungen von Arzneimitteln auf die Elektrophysiologie 
menschhcher Koronarendothel- und HerzmuskelzeUen 

- Pharmakoepidemiologie 

9.4 Paul-Ehrlich-Institut - 

Bundesamt für Sera und Impfstoffe - (PEI) 

Paul-Ehrhch-Str. 51-59, 63225 Langen/Hessen 

Tel.: 0 61 03/77-0; Fax: 0 61 03/77-1 23 

E-Mail: s.stoecker@em.uni-frankfurt.de 

Internet: http://www.pei.de 

- Immunpathogenese der HFV/SIV Infektion 

- Molekulare Analyse und biologische Bedeutung von humanen 
endogenen Retroviren 

- Molekulare und zelluläre Regulation der Immunantwort 

- Virussicherheit von Blutprodukten 

- Molekulare Charakterisierung von AUergenen 

- Retrovirale Vektoren für die Gentherapie 

9.5 Deutsches Institut für medizinische 
Dokumentation und Information (DIMDI) 

Weißhausstr. 27, 50939 Köln 

Tel.: 02 21/47 24-1; Fax: 02 21/41 14 29 

E-Mail: ky@dimdi.de 

Internet: http://www.dimdi.de 

Unterstützung der Forschung durch Vorhalten entsprechender 
Fachinformationsbanken auf den Gebieten 

- Medizin, Gesundheitswesen 

- Biowissenschaften 

- Sozialwissenschaften 

- Arzneimittel, Medizinprodukte 

- Klassifikationssysteme 

10. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

1 0.1 Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 

Brüderstr. 53, 51427 Bergisch Gladbach 

Tel.: 0 22 04/43-0; Fax: 0 22 04/43-6 73 

E-Mail: info@bast.de 

Internet: http ;//www.b ast.de 

Verkehr (BMV) 

- Kostengünstig imd funktionsgerecht Straßen bauen und erhal- 
ten 

- Effiziente Straßermutzung 

- Analyse von UnfaUgeschehen und Unfallursachen 

- Verkehrssicherheit 

- Umweltschutz im Straßenbau und -betrieb 

10.2 Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

Kaiserin-Augusta-Anlagen 15-17 

56068 Koblenz 

Tel.: 02 61/13 06-0; Fax: 02 61/13 06-53 02 

E-Mail: posteingang@koblenz.bfg, bund400.de 
Internet: http;// www.bafg.de 

Außenstelle: Berhn 

- Erfassung und Bewertung der quantitativen und qualitativen 
hydrologischen Verhältnisse sowie der ökologischen Verhält- 
nisse an Bundeswasserstraßen 

- Meßprogramm zur Überwachung der Gewässergüte grenz- 
überschreitender Gewässer 

- Grundlagen für ein zukunfts orientiertes, ökologisch orientier- 
tes Management im Elbeeinzugsgebiet 
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BMG 

67,6 

76,2 



546 

528 



Kap. 15 11 

63,4 

69,3 

70,8 

75,2 

512 

467 

448 

492 


4,2 

6,9 



5 

5 

6 

6 






29 

56 




BMG 

80,9 

82,5 



695 

769 


Kap. 15 10 

80,8 

82,3 

73,8 

71,0 

692 

765 

739 


0,1 

0,3 



0 

0 

0 


■ 




3 

4 



BMG 

55,8 

65,6 



404 

416 


Kap. 15 06 

54,8 

63,9 

88,1 

84,4 

391 

396 

405 


1,0 

1,7 



0 

0 

0 






13 

21 



BMG 

25,7 

25,4 



89 

90 


Kap. 15 05 

25,7 

25,4 

30,4 

21,9 

89 

90 

92 


0,0 

0,0 



0 

0 

0 






0 

0 



BMV 

58,0 

55,0 



409 

404 


Kap. 12 11 

54,1 

50,1 

66,4 

59,1 

386 

385 

353 


3,9 

4,9 



13 

12 

7 






10 

8 



BMV 

46,8 

49,0 



417 

413 


Kap. 12 03 

40,6 

42,5 

45,6 

45,0 

365 

360 

357 


6,3 

6,4 



19 

19 

18 






34 

34 
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10.3 Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 

Kußmauls tr. 17, 76187 Karlsruhe 

Tel: 07 21/97 26-0; Fax: 07 21/97 26-4 54 

E-Mail: mfo@karlsruhe.baw.de 

Internet: http ://www. karlsruhe . baw. de 
Außenstellen: Berlin, Hamburg 

- Fachwissenschaftliche Dienstleistung für die Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) 

- Normiemng und technische Standardsetzung 

- Angewandte Forschung 

- Prüfstellentätigkeit in den Bereichen: Baustoffe, Geotextüien, 
Frostbeständigkeit, Korrosionsschutz 

- Erarbeitung von Gmndlagen des IT-Einsatzes für die WSV, 
IT- Verfahrensentwicklung, IT-Dienstleistungen 

1 0.4 Deutscher Wetterdienst (DWD) 

Frankfurter Str. 135, 63067 Offenbach/M. 

Tel.: 0 69/80 62-0; Fax; 0 69/80 62-24 88 

E-Mail: gaertner@p. dwd.d400.de 

Internet: http://www.dwd.de 

Außenstellen; Hohenpeißenberg, Lindenberg, 
Potsdam, Freiburg, Braunschweig, Berlin 

- Numerische Wetteranalyse und -Vorhersage/ Ausbreitung von 
Luftvemnreinigungen 

- Überwachung der Atmosphäre: Physikalische Stmktrur, chemi- 
sche Zusammensetzung 

- Klimadiagnose 

- Angewandte Meteorologie: Synoptik, allgemeine Klimatologie, 
Agrar-, Medizin-, Hydrometerologie 

1 0.5 Bundesamt für Seeschiffahrt 
und Hydrographie (BSH) 

Bemhard-Nocht-Str. 78, 20359 Hamburg 

Tel.: 0 40/31 90-0; Fax: 0 40/31 90-50 00 

E-Mail: webmaster@sh.d400.de 

Internet: http://www.bsh.de 

Außenstellen: Wingst, Rostock 

- Meeresumweltschutz (insbesondere Überwachung auf Schad- 
stoffe und Radioaktivität) 

- Nautisch-technische Forschung 

- Elektronische Seekarte 

1 1 . Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

11.1 Umweltbundesamt (UBA) 

Bismarckplatz 1, 14193 Berlin 

Tel.: 0 30/89 03-0; Fax: 0 30/89 03-22 85 

E-Mail: bemhard.diekmann@uba.de 

Internet: http://www.iunweltbundesamt.de 
Außenstelle: Berlin -Spandau 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 

- Übergreifende Fragen des Umweltschutzes 

- Klimaschutz, Luftreinhaltung und Lärmschutz 

- Abfall- und Wasserwirtschaft 

- Bodenschutz, Altlastensaniemng 

- Umwelt- und Gesundheitsforschung, Chemikaiiensicherheit 

1 1 .2 Bundesamt für Naturschutz (BfN) 

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn 

Tel.: 02 28/84 91-0; Fax: 02 28/84 91-2 00 

E-Mail; jakobsj@bfn.de 

Außenstellen: Insel Vilm, Leipzig 

- Gefährdungsanalyse und Schutz von Tieren, Pflanzen und Bio- 
topen 

- Naturschutzorientierte Beobachtung im Rahmen der Ökologi- 
schen Umweltbeobachtung 

- Naturschutzleitbilder für Landschaften einschüeßlich Land- 
schaftsplanung 

- Naturschutzgerechte Entwicklung von Bergbaufolgelandschaf- 
ten 

1 1 .3 Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 

Willy-Brandt-Straße 5, 38226 Salzgitter 

Tel.: 0 53 41/8 85-0; Fax: 0 53 41/8 85-8 85 

E-Mail: eviehl@bfs.de 

Internet: http://www.bfs.de 

Außenstellen: Neuherberg/München, Freiburg, 
Berlin, Braunschweig 

- Strahlenschutz 

- Kemtechnische Sicherheit 

- Entsorgung radioaktiver Abfälle 

- Internationale Zusammenarbeit in den oben genannten Be- 
reichen 

- Verwaltungsaufgaben beim Vollzug des Atomgesetzes und des 
Strahlenschutzvorsorgegesetzes 

- Wissenschaftliche Forschung zur Erfüllung der Aufgaben des 
BfS 

- Betriebs Wirts chafthche und strategische Fragestellungen 
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BMV 

65,3 

69,7 



516 

487 



Kap. 12 03 

64,4 

68,9 

64,2 

78,4 

481 

461 

452 

442 


1,0 

0,8 



32 

23 

28 

23 






3 

3 



BMV 

382,8 

379,1 



3 202 

3 177 



Kap. 12 14 

379,3 

375,3 

533,8 

571,2 

3 151 

3 137 

3 053 

3 114 


3,5 

3,3 



19 

16 

18 

16 






32 

24 



BMV 

111,6 

134,3 



997 

986 



Kap. 12 08 

109,7 

131,6 

135,2 

160,0 

978 

963 

930 

962 


1,9 

2,7 



5 

8 

6 

7 






14 

15 



BMU 

158,7 

158,2 



1 125 

1 126 



Kap. 16 05 

155,2 

154,5 

145,4 

146,1 

1 063 

1 068 

1 057 

1 036 


3,5 

3,7 



35 

33 

32 

27 






27 

25 



BMU 

20,4 

22,2 



203 

207 



Kap. 16 06 

20,4 

21,6 

22,2 

23,7 

192 

193 

198 

198 


0,0 

0,6 



10 

10 

10 

10 






1 

4 



BMU 

463,8 

411,8 



570 

570 



Kap. 16 07 

460,9 

409,1 

633,3 

578,9 

. 544 

544 

531 

620 


3,0 

2,7 



17 

21 

23 

24 






9 

5 
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Bundes einrichtimg mit Forschungsaufgaben 

Aufgabenschwerpunkte 

12. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
- aufgelöst zum 31. Dezember 1997 - 

12.1 Wissenschaftliches Institut 

für Kommunikationsdienste GmbH (WIK)^) 

Rathausplatz 2-4, 53604 Bad Honnef 

Tel.: 0 22 24/92 25-0; Fax: 0 22 24/92 25-66 

E-Mail; info@wik.org 

Internet: http://www.wik.org 

Post und Telekommunikation (BMPT) 

- Ökonomie der Märkte und Entwicklung im Ausland im Bereich 
Telekommunikation, der Postdienste und der Postbank 

- Telekommunikations- und Postpoütik, insbesondere Regulie- 
rungspohtik 

- Technikfolgenabschätzung 

- Grundlagen der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen For- 
schung im Bereich von Post und Telekommunikation 

13. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

13.1 Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung (BfLR)^ 

Am Michaelshof 8, 53177 Bonn 

Tel.: 02 28/8 26-0; Fax: 02 28/8 26-2 66 

Außenstelle: Berlin-Mitte 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) 

- Nachhaltige Raum- und Siedlungsentwicklung 

- Nachhaltige Stadtentwicklung 

- Wohnungsversorgung 

- Raumentwicklung in Europa 

- Räumhches Informationssystem 

13.2 Institut für Erhaltung und Modernisierung 
von Bauwerken e. V. (lEMB) 

Salzufer 14, 10587 Berlin 

Tel.: 0 30/39 92 16; Fax: 0 30/3 99 21-8 50 -8 51 
E-Mail: info@iemb.de 

Internet: http://www.iemb.de 

- Erhaltung und Modernisierung von Bauwerken, insbesondere 
von Plattenbauten 

- Weiterentwicklung der Plattenbausiedlungen 

- Energetische Ertüchtigung des Gebäudebestandes 

- Umweltschonendes Bauen und Modernisieren 

- Kostengünstiges Bauen und Modernisierung 

14. Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

14.1 Biologische Anstalt Helgoland (BAH)^ 

Notkestr. 31, 22607 Hamburg 

Tel.: 0 40/8 96 93-0; Fax: 0 40/8 96 93-1 15 

E-Mail: 100634.1171@compuserve.com 

Internet: http://www.meeresforschung.de 
Außenstellen: Helgoland, Sylt 

Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) 

- Dynamik biologischer Prozesse in der Nordsee 

- Ökologische Austauschvorgänge im Wattenmeer 

- Strukturelle und funktionelle Anpassung mariner Organismen 

- Taxonomie mariner Organismen 

14.2 Kunsthistorisches Institut Florenz (KHI) 

Via G. Giusti 44, 1-50121 Firenze 

Tel.: 00 39 55/2 49 11-1; Fax: 00 39 55/24 43 94 
E-Mail: khi@cesit.unifi.it 

- Italien und die Kunst Europas (Beziehungen zwischen Itahen 
und den übrigen europäischen Kunstlandschaften) 

- Kunst, Wissenschaft und Forschungspolitik um 1900 (aus Anlaß 
des hundertjährigen Jubiläums) 

- Kunsttopographie in der Toskana mit besonderer Berücksichti- 
gung von Siena 

- Itahenreisen im 19. Jahrhundert 

- Einzelforschungen zur italienischen Kunst vom Mittelalter bis 
zur Gegenwart 

14.3 Deutsches Historisches Institut in Paris 
(DHI Paris) 

8, rue du Parc-Royal, F-75003 Paris 

Tel: 00 33/1 42 71 56 16; Fax: 00 33 /I 42 71 56 43 
E-Mail: dijektor@dhi-paris.fr 

E-Mail: bibliothek@dhi-paris.fr 

E-Mail: verwaltung@dhi-paris.fr 

Internet: http://www.dhi-paris.fr 

- Sozialgeschichte der Spätantike und des früheren Mittelalters 
in Gallien 

- Burgund zwischen Frankreich und dem Reich im 15. Jahrhundert 

- Frankreich in Europa zwischen Humanismus und Absolutismus 

- Deutsch-französische Wirtschaftsbeziehungen im 20. Jahrhundert 

- Strukturprobleme der europäischen Industriegesellschaft im 
deutsch-französischen Vergleich 

- Archive und Archivwissenschaften in Deutschland und Frank- 
reich 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (VoUzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

SoU/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

Soll/Schätzung 

BMPT 

5,1 

5,1 



38 

37 



Kap. 13 02 


h9*) 

1.9-) 


23 

22 

16 



1,3 

1,3 



5 

6 

7 







10 

10 



BMBau 

15,0 

■ 



140 

134 



Kap. 25 06 

14,2 


14,6 

14,8 

138 

133 

132 

140 


0,8 




0 

0 

0 

0 



■ 




1 



BMBau 

10,3 

8,4 



97 

74 



Kap. 25 02 

7,6*) 

5,4*) 

6,4^) 

6,5*) 

60 

58 

58 

57 


2,7 

3,0 



34 

15 

4 

3 






3 

1 



BMBF 

21,0 

21,7 



175 

176 



Kap. 30 14 

19,5 

19,9 

21,0 


130 

130 

130 



1,5 

1,3 



30 

30 

30 







15 

16 



BMBF 

5.4 

6,4 



47 

48 



Kap. 30 13 

5,0 

6,0 

6,6 

6,3 

36 

36 

36 

36 


0,4 

0,4 



10 

11 

11 

12 






2 

2 



BMBF 

4,8 

4,6 



28 

28 



Kap. 30 12 

4,7 

4,4 

4,7 

4,9 

24 

24 

24 

25 


0,1 

0,2 



2 

2 

2 

2 






2 

2 
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Bundeseinrichtung mit Forschungsaufgaben 

Aufgabenschwerpunkte 

14.4 Deutsches Historisches Institut in Rom 
(DHI Rom) 

Via Aurelia Antica, 391, 1-00165 Roma 

Tel.: 0 03 96/6 63 69 72; Fax: 0 03 96/6 62 38 38 
E-Mail: postmaster@dhi-roma.it 

Internet: http://www.dhi-roma.it 

- Erforschung der deutsch-italienischen Beziehungen in Mittel- 
alter und Neuzeit 

- Herausgabe von Nuntiaturberichten, Repertorium Germani- 
cum (Nachweis deutscher Personen und Orte in päpstlichen 
Registern), Italia Ponüfica {Papsturkunden) 

- Musikwissenschaftliche Forschungen 

- Veröffentlichung von Quellen zur deutschen Geschichte aus 
dem Vatikanischen Archiv sowie anderen italienischen (staat- 
lichen und kirchlichen) Archiven 

14.5 Deutsches Historisches Institut in London 
(DHI London) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

17 Bloomsbury Square, GB-London WC 1A2 LP 

Tel.: 0 04 41 71/4 04 54 86; Fax: 0 04 41 71/4 04 55 73 
E-Mail: ghil@ghü. prestel.co.uk 

- Britisch-deutsche Beziehungen, im besonderen: Englische Ge- 
sandtschaftsberichte (1815-1871) und Britische Besatzungspoh- 
tik nach 1945 

- Empire und Commonwealth 

- Enghsche Sozialgeschichte 

14.6 Deutsches Historisches Institut 

in Washington D.C. (DHI Washington) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

1607 New Hampshire Avenue, N.W., 

Washington D.C. 20009/USA 

Tel.: 00 12 02/3 87 33 55; Fax: 00 12 02/4 83 34 30 
E-Mail: djunker@idt.net 

Internet: http://www.ghi-dc.org 

- Vergleichende Forschung zu pohtischen, gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und inteUektueUen Entwicklun- 
gen in Deutschland und den USA 

- Deutschland und die Vereinigten Staaten im Kalten Krieg 

- Deutsch-amerikanische Beziehungen im internationalen Kon- 
text 

~ Einzelstudien zur Sozialgeschichte und pohtischen Geschichte 
der USA und Deutschland 

14.7 Deutsches Historisches Institut in Warschau 
(DHI Warschau) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Palac Kultury i Nauki, Plac Defilad 1, skr. 33 
PL-00-901 Warszawa, 

Tel.: 00 48-2 26 56 71 83; Fax; 00 48-2 26 93 70 06 
E-Mail: rexheuser@dhi.waw.pl 

Internet: http://www.dhi.waw.pl 

- Erforschung der deutsch-polnischen Beziehungen 

- Fragen der vergleichenden Geschichte Deutschlands und 
Polens und Historiographie 

- Veröffentlichung von Forschungsergebnissen und Quellen zu 
den deutsch-polnischen Beziehungen sowie historischen Studien 

- Vermittlung wissenschafüicher Kontakte zwischen Polen und 
Deutschland sowie zu wissenschafüichen Einrichtungen ande- 
rer Staaten 

14.8 Deutsches Institut für Japanstudien in Tokyo 
(DU Tokyo) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Nissei Kojimachi Bldg. F 2 

Kudan-Minami 3-3-6, Chiyoda-ku, 

102 Tokyo/ Japan 

Tel.: 0 08 13/32 22 50 77 

Fax: 0 08 13/32 22 54 20 

E-Mail: dijtokyo@dijtokyo.twics.com 

Internet: http://dijtokyo.twics.com 

- Japanisches Beschäftigungssystem und Arbeitsmarkt 

- Reform im poht-ökonomischen System der Nachkriegszeit 

- Japan in Asien - wirtschafthche, pohtische und kulturelle Be- 
ziehungen zwischen Japan und seinen Nachbarstaaten 

- Jugend und Familie im modernen Japan 

- Alternde Bevölkerung und Zukunft der sozialen Sicherungs- 
systeme 

14.9 Orient-Institut Beirut der Deutschen 
Morgenländischen Gesellschaft e. V. 

(Ol Beirut) 

Rue Hussein Beyhum, Beirut/Libanon 
c/o Deutsche Botschaft Beirut, 

Postfach 15 00, 53105 Bonn, Beirut/Libanon 

Tel.: 00 96 11 60 23 90; Fax: 00 96 11 60 23 97 

E-Mail: oib@netgate,lb 

Außenstelle: Istanbul 

- Ethogenese im Nahen Osten und im turksprachigen Zentral- 
asien 

- Urbanisierungsprozesse im Nahen Osten 

- Literatursoziologie und Geschichte der Literaturen des Nahen 
Ostens 

- Normenbildung und Normenwandel 

a) im medialen Bereich 

b) im Erziehungsbereich 
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Ressortzuständig- 
keit des Bundes; 
Kapitel des 
Bundes- 
haushaltsplans 

Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (Vollzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMBF 

5,2 

5,8 



34 

34 



Kap, 30 11 

5,1 

5,7 

6,4 

6,3 

31 

31 

31 

32 


0,1 

0,1 



3 

3 

4 

3 






1 

1 



BMBF 

4,5 

4,5 



19 

19 



Kap. 30 02 

4,S-) 

4,5*) 

4,6*) 

4,6*) 

16 

16 

16 

15 


0,0 

0,0 



3 

3 

3 

3 


■ 




0 

0 



BMBF 

5,2 

5,4 



19 

19 



Kap. 30 02 

4,9*) 

4,9*) 

5,6*) 

5,3*) 

19 

19 

19 

18 


0,3 

0,4 



0 

0 

0 

0 






0 

0 



BMBF 

2,4 

3,1 



12 

15 



Kap. 30 02 

2,4*) 

3,1 •) 

3,6*) 

3,7*) 

12 

15 

17 

18 


0,0 

0,0 



0 

0 

0 

0 






0 

0 



BMBF 

8,0 

7,2 



22 

20 



Kap. 30 02 

8,0*) 

7,2*) 

8,9*) 

8,7*) 

21 

19 

21 

21 


0,0 

0,0 



1 

1 

1 

2 






0 

0 



BMBF 

2,5 

2,6 



18 

19 



Kap. 30 02 

2,5*) 

2,5*) 

2,5*) 

2,6-) 

15 

15 

15 

14 


0,0 

0,1 



3 

3 

3 

3 






0 

1 




349 







Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bundeseinrichtung mit Forschungsaufgaben 

Aufgabenschwerpunkte 

14.10 Stiftung Deutsch-Amerikanisches 
Akademisches Konzil (DAAK) 

Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Jean-Paul- Str. 9, 53173 Bonn 

Tel.: 02 28/9 56 77-0; Fax: 02 28/9 56 77-19 

E-Mail: kontakt@gaac,org 

Internet: http://www.gaac.org 

Außenstelle: Washington D.C. (USA) 

- Pohtikberatende Studien über geseUschafÜiche, pohtische, 
technologische Themen der modernen Industriegesellschaften 

- Programme zur Förderung von Netzwerken zwischen jungen 
deutschen und amerikanischen Wissenschaftlern 

- Öffenthche Symposien zu prioritären Themen des Konzüs 

14.11 Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Bundesunmittelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts 

Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin 

Tel.; 0 30/86 43-0; Fax: 0 30/86 43-24 55 

E-Mail: zentrale@bibb.de 

Internet; http://www.bibb.de 

Dienststelle: Bonn 

- Mobüitätspfade und berufliche Entwicklungsmöghchkeiten 

- Neue Beschäftigungsfelder: Entwicklung bestehender und 
neuer Berufe 

- Individualisierung und Differenzierung beruflicher Büdung 
durch curriculare, organisatorische und didaktische Maßnah- 
men 

15. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 

15.1 

Deutsches Institut 

für Entwicklungspolitik GmbH (DIE) 

Hallerstraße 3, 10587 Berlin 

Tel.: 0 30/3 90 73-0; Fax: 0 30/3 90 73-1 30 

E-Maü: die-berhn@t-online.de 

Internet: 

http :// WWW. bs . cs . tu -berhn . de/- jms/diehome . html 

- Konzepte und Instrumente der büateralen und multilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit 

- Pohtische und geseUschafÜiche Rahmenbedingungen, Schutz 
der Menschenrechte, Demokratisierung 

- Stärkung der wirtschafthchen Leistungsfähigkeit der Entwick- 
lungsländer 

- Krisen- und Konfhktprävention, Flüchtlings- und Migrations- 
problematik 

- Umweltpohtik und nachhaltige Ressourcennutzung 

- Verstärkung von Partizipation und Selbsthilfe im Zusammen- 
hang mit Strukturanpassungsmaßnahmen 


*) Institutionelle Förderung des Bundes (einschließlich HSP/HEP). 

**) Nach der erfolgten Neukonzeption der Aufgaben entfällt die Forschungstätigkeit der Einrichtung. 

Gemäß der Neukonzeption der Aufgaben der Bundeseinrichtung entfällt ab 1998 die Forschungstätigkeit. 

Die Bundesanstalt ist am 1. Juh 1996 durch Zusammenlegung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und der Bundesanstalt für 
Arbeitsmedizin errichtet worden. Die statistischen Angaben für 1995 und 1996 wurden entsprechend zusammengefaßt. 

Seit dem 1. Januar 1997 ist das ehemahge Bundesinstitut für chemisch -technische Untersuchungen beim Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung (BICT) in das WehrwissenschafÜiche Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebsstoffe (WIWEB) 
integriert. Personaldaten 1995 und 1996 geschätzt. 

Ab 1. Januar 1998 Beendigung der institutionellen Förderung des Bundes. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1998 wurde aufgrund des Gesetzes über die Errichtung eines Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung vom 15. Dezember 1997 (BGBl. I, S. 2902) durch Zusammenlegung von BBD und BfLR das „Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung" (BBR) errichtet. Das BBR führt die Aufgaben von BBD und BfLR in neuer Akzentuierung fort. 
Die Bundesanstalt ist seit dem 1. Januar 1998 ein eigenständiges Forschungsinstitut in der Stiftung Alf red-Wegener- Institut 
für Polar- und Meeresforschung (AWI). 

Quelle: Jeweüige Einrichtung 
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Gesamtausgaben (Mio DM) 
darunter: 

- Finanzierung aus dem Bundeshaushalt 

- Drittmittel 

Gesamtpersonal (VoUzeitäquivalent) 
davon: 

- (Plan-) Stellen 

- Annexpersonal 

- Drittmittelpersonal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Ist 

Soll/Schätzung 

Ist zum 30. Juni 

SoU/Schätzung 

BMBF 

5,1 

5,3 



10 

11 



Kap. 30 02 

4,2*) 

4,8*) 

4,9*) 

4,9*) 

9 

10 

10 

10 


0,9 

0,5 



1 

1 

1 

2 






0 

0 



BMBF 

48,9 

60,0 



420 

415 



Kap. 30 03 

45,8*) 

46,5*) 

46,7*) 

46,7*) 

384 

379 

373 

368 


3,1 

13,5 



5 

5 

4 

3 






31 

31 



BMZ 

7,8 

7,4 



43 

43 



Kap. 23 02 

5,7*) 

5,3*) 

6,1*) 

5,6*) 

43 

43 

42 

43 


0,0 

0,0 



0 

0 

0 

0 






0 

0 




Rundungsdifferenzen 
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6. Zentrale Fachinformationseinrichtungen und zentrale Fachbibliotheken 

Die überregionalen Fachinformationseinrichtungen und die zentralen Fachbibliotheken haben folgende 
Aufgaben: 

- Aufbau von Literatur- und Fakteninformationsbanken, 

- Angebot und Vertrieb von Informationsdiensten, 

- Bereitstellung von Informationsbanken für die Online -Nutzung über Fachinformations-Rechenzentren, 

- Sammlung und Bereitstellung von Literatur. 


Einrichtung 

Fachinformationsgebiet 

Ressort- 
zuständigkeit 
des Bundes; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Fachinformationsverbund 

Internationale Beziehungen und Länderkunde 

c/o Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) 

82067 Ebenhausen 

Tel.: 0 81 78/70-2 74 

Fax: 0 81 78/70-3 32 

E-Maü: fiv@swp.extem.lrz-muenchen.de 

Internet : http : //bicc . uni-bonn . de/coop/f i v/f iv. html 

- Sozialwissenschaftüche Literatur 

- Internationale Beziehungen 
~ Länderkunde 

AA 

juris GmbH - Juristisches Informationssystem 
für die Bundesrepublik Deutschland 

Gutenbergstraße 23, 66117 Saarbrücken 

Tel.: 06 81/58 66-0 

Fax: 06 81/58 66-2 39 

E-Maü: juris@juris.de 

Internet: http://www.juris.de 

- Bundesrecht 

- Verwaltung s vor Schriften 

- Rechtsprechung 

- RechtsÜteratur 

BMJ 

Informationszentrum im HWWA-Institut 
für Wirtschaftsforschung 

Neuer Jungfemstieg 21, 20354 Hamburg 

Tel.: 0 40/35 62-0 

Fax: 0 40/35 19 00 

E-Maü: hwwa@hwwa.uni-hamburg.de 

Internet : http : //www. hwwa . uni-hamburg . de 

- Wirtschaftswissenschaften 

- Wirtschaftspraxis 

- GeseUschaftspoütik 

- Markt-, Branchen- und Produkt- 
information 

- Firmen- und Personeninformation 

BMWi 

(50:50) 

Zentralbibliothek der Wirtschaftswissenschaften 
und Wirtschaftsarchiv (ZBW) 

Düstembrookerweg 120, 24105 Kiel 

Tel.: 04 31/88 14-1 

Fax: 04 31/88 14-5 00 

E-Maü: zbw@zbw.uni-kiel.de 

Internet: 

http ://www.uni-kiel. de : 8080/üw.zbw/econis .htm 

- Volkswirtschaft 

BMWi 

(50:50) 

Fachinformationszentrum Technik e.V. 

Ostbahnhofstraße 13, 60314 Frankfurt/M. 

Tel.: 0 69/4 30 82 12 

Fax: 0 69/4 30 82 00 

E-Maü: kundenberatung@fiz.technik.de 

Internet: http://www.fiz-technik.de 

- Elektrotechnik und Elektronik 

- Maschinen- und Anlagenbau 

- Werkstoff 

- Textil 

- Information st echnik 

BMWi 
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Einrichtung 

Fachinformationsgebiet 

Ressort- 
zuständigkeit 
des Bundes; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Deutsches Informationszentnim 
für Technische Regeln (DITR) im DIN 

Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin 

Tel.: 0 30/26 01-1 

Fax: 0 30/26 28-1 25 

E-Mail: marschall@ditr.din.de 

Internet: http://www.din.de 

- Normeninformationen 

BMWi 

Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR) 

Stilleweg 2, 30655 Hannover 

Tel.: 05 11/6 43-0 

Fax: 05 11/6 43-23 04 

E-Mail: public.relations.bgr-nlfb@bgr.de 

Internet: http://www.bgr.de 

- Minerahsche Rohstoffe und Energie- 
rohstoffe 

- Geo-Umweltforschung 

- Geo-Risikoforschung 

BMWi 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation (Bf AI) 

Agrippastraße 87-93, 50676 Köln 

Tel.: 02 21/2 05 70 

Fax: 02 21/2 05 72 12 

E-Mail: bfai@geod.geonet.de 

Internet: http://www.bfai.com 

- Außenhandelsinformation 

BMWi 

Zentralstelle für Agrardokumentation 
und -information (ZADl) 

Vilhchgasse 17, 53177 Bonn 

Tel.: 02 28/95 48-0 

Fax: 02 28/95 48-1 49 

E-Mail: zadi@zadi.de 

Internet: http://www.zadi.de 

- Ernährung 

- Landwirtschaft 

- Forstwirtschaft 

- Gartenbau 

- Fischwirtschaft 

- Genetische Ressourcen 

BML 

Deutsche Zentralbibliothek 
für Landbau Wissenschaften (ZBL) 

Nußallee 15 a, 53115 Bonn 

Tel.: 02 28/73-34 02 

Fax: 02 28/73-32 81 

E-Mail: zbl@ulb.uni-bonn.de 

Internet : http : //www. zadi . de/zbl/zbl. htm 

- Landbauwissenschaften 

- Ernährungswissenschaft 

- Naturschutz 

- Hauswirtschaft 

- Gartenbau 

- Umweltökologie 

BML 

(30:70) 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 

Brüderstraße 53, 51427 Bergisch Gladbach 

Tel.: 0 22 04/43-0 

Fax: 0 22 04/43-6 73 

E-Mail: info@bast.de 

E-Maü: irtad@bast.de 

Internet: http://www.bast.de 

Verkehrsdatenbanken: 

- IRRD (International Road Research 
Documentation) 

- IRTAD (International Road Traffic 
and Accident Database) 

BMV 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 

Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach 

Tel.: 0 69/80 62-0 

Fax: 0 69/80 62-24 88 

E-Maü: gaertner@p. dwd.400.de 

Internet: http://www.dwd.de 

- Wetter und Klima 

- Atmosphäre (Physik und Chemie) 

- Wechselwirkungen zwischen 
meteorologischen, wirtschaftlichen 
und geseUschafthchen Prozessen, 
Umwelt 

- Beobachtungsnetze 

BMV 
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Einrichtung 

Fachinformationsgebiet 

Ressort- 
zuständigkeit 
des Bundes; 
Finanzierungs- 
Schlüssel 
(Bund : Land) 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

Kaiserin- Augusta- Anlagen 15-17, 

56068 Koblenz 

Tel.: 02 61/13 06-0 

Fax: 02 61/13 06-53 02 

E-Mail : posteingang@koblenz . bf g . bund4 00 . de 
Internet: http://www.bafg.de 

- Erfassung und Bewertung 

der quantitativen und qualitativen 
hydrologischen Verhältnisse 
an Bundeswasserstraßen 

- Erfassung und Bewertung 
der ökologischen Verhältnisse 
an Bundeswasserstraßen 

- Meßprogranun zur Überwachung 
der Gewässergüte grenzüber- 
schreitender Gewässer 

- Grundlagen für ein zukunfts- 
orientiertes, ökologisch orientiertes 
Management im Elbeeinzugsgebiet 

BMV 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 

Kußmaulstraße 17, 76187 Karlsruhe 

Tel: 07 21/97 26-0 

Fax: 0 71 21/97 26-4 54 

E-Mail: info@karlsruhe.baw.de 

Internet: http://www.baw.de 

- Fachwissenschaft!. Dienstleistung 
für die Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes (WSV) 

- Noimierung und technische 
Standardsetzung 

- Angewandte Forschung 

- Prüfstellentätigkeit in den Bereichen: 
Baustoffe, Geotextüien, Frost- 
beständigkeit, Korrosionsschutz 

- Erarbeitung von Grundlagen des IT- 
Einsatzes für die WSV, IT- Verfahrens- 
entwicklung, IT-Dienstleistungen 

BMV 

Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie 
(BSH) 

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg 

Tel.: 0 40/31 90-0 

Fax: 0 40/31 90-50 00 

E-Mail: webmaster@bsh.d400.de 

Internet: http://www.bsh.de 

- Meereskundhche Dienste 

- Überwachung der Veränderung 
der Meeresumwelt einschließlich 
der Koordination, Sammlung 
der Daten im Deutschen Ozeano- 
graphischen Datenzentrum und 
in der Meeresumwelt-Datenbank 

- Nautischer Informationsdienst 

- Bathymetrisches Datenzentrum 

- Schiffssicherheit 

- Nautisch-technische Forschung 

- Zulassung und Betrieb nautischer 
Systeme 

- Zentrale maritime Fachbibüothek 

BMV 

Zentrale Informationsstelle für Verkehr (ZIV) 

Brüderstraße 53, 51427 Bergisch Gladbach 

Tel.: 0 22 04/6 00 29 

Fax: 0 22 04/6 77 43 

- Transport und Verkehr allgemein 

- Verkehrspoütik 

- Verkehrs Wirt Schaft 

BMV 

Deutsches Institut für medizinische 

Dokumentation und Information (DIMDI) 

Weißhausstraße 27, 50939 Köln 

Tel.: 02 21/47 24-1 

Fax: 02 21/41 14 29 

E-Maü: ky@dimdi.de 

Internet: http://www.dimdi.de 

- Medizin, Gesundheitswesen 

- Biowissenschaften 

- Sozialwissenschaften 

- Arzneimittel, Medizinprodukte 

- Klassifikations Systeme 

BMG 
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Einrichtung 

Fachinformaüonsgebiet 

Ressort- 
zuständigkeit 
des Bundes; 
Finanzierungs- 
Schlüssel 
(Bund : Land) 

Deutsche Zentralbibliothek der Medizin (ZBM) 

Joseph-Stelzmann-Straße 9, 50931 Köln 

Tel.: 02 21/4 78 56 00 

Fax: 02 21/4 78 56 97 

E-Mail: zbmed.zbmed@uni-koeln.de 

Internet: 

http ://www.uni-koeln. de/zentral/zbib -med 

Serviceleistung für die Forschung 
auf den Gebieten 

- Gesundheitswesen 

- Medizin 

- Pharmazie 

- Molekularbiologie 

- Zellbiologie 

BMG 

(30:70) 

Zentralstelle für Psychologische Information 
und Dokumentation an der Universität Trier (ZPID) 

Universitätsring 15, 54296 Trier 

Tel.: 06 51/2 01-28 77 

Fax: 06 51/2 01-20 71 

E-Mail: zpid@zpid.uni-trier.de 

Internet: http://www.uni-trier.de/zpid 

- Psychologie 

- Literaturdokumentation 

- Testverfahren-Dokumentation 

- Psychologie im Internet 

- Informationsvermittlung 

BMG 

(50:50) 

Umweltbundesamt (UBA) 

Bismarckplatz 1, 14193 Berlin 

Tel: 0 30/89 03-0 

Fax: 0 30/89 03-22 85 

E-Mail: bemhard.diekmann@uba.de 

Internet: http://www.umweltbundesamt.de 

- Übergreifende Fragen des Umwelt- 
schutzes 

- Klimaschutz, Luftreinhaltung 
und Lärmschutz 

- Abfall- und Wasserwirtschaft 

- Bodenschutz, Altlastensaniemng 

- Umwelt- und Gesundheitsforschung, 
Chemikaliensicherheit 

- Gmppe UMPLIS (Information 
und Dokumentation Umwelt) 

- Bibliothek 

BMU 

Fachinformationszentrum Chemie GmbH 

Frankhnstraße 11, 10587 Berlin 

Tel.: 0 30/3 99 77-0 

Fax: 0 30/3 99 77-1 33 

E-Mail: info@fiz-chemie.de 

Internet: http://www.fiz-chemie.de 

- Chemieinformationssysteme 
elektronisch und gedmckt 

- Chemieinformation im Internet 

BMBF 

(50:50) 

Fachinformationszentrum Karlsruhe, 

Gesellschaft für wissenschaftlich-technische 
Information mbH (FIZ-Ka) 

76344 Eggenstein-Leopoldshafen 

Tel.: 0 72 47/8 08-0 

Fax: 0 72 47/8 08-1 14 

E-Mail: gfs@fiz-karlsmhe.de 

Internet: http ://www.fiz -karlsruhe.de 

- Ingenieurwissenschaften 

- Patente 

- Chemie 

- Luft- und Raumfahrt, Weltraum 

- Mathematik, Informatik, Physik 

- Astronomie und Astrophysik 

BMBF 

(85:15) 

Fraunhofer Informationszentrum Raum und Bau 

Nobelstraße 12, 70569 Stuttgart 

Tel.: 07 ll/9'70-25 00 

Fax: 07 11/9 70-25 08 

E-Mail: irb@irb.fhg.de 

Internet: http://www.irb.fhg.de 

- Raumplanung 

- Städtebau 

- Wohnungswesen 

- Bauwesen 

BMBF 

(90:10) 

Technische Informationsbibliothek Hannover (TIB) 

Welfengarten IB, 30167 Hannover 

Tel: 05 11/7 62-22 68 

Fax: 05 11/7 71 59 36 

E-Mail: ubtib@tib.uni-hannover.de 

Internet: http://www.tib.uni-hannover.de 

- Technik/Ingenieurwissenschaften 
und deren Grundlagenwissenschaften 
(vor allem Chemie, Informatik, 
Mathematik und Physik) 

BMBF 

(30:70) 
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Einrichtung 

Fachinformationsgebiet 

Ressort- 
zuständigkeit 
des Bundes; 
Finanzierungs- 
schlüssel 
(Bund : Land) 

Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher 
Infrastruktureinrichtungen e.V. (GESIS) 


BMBF 

(80:20) 

- Informationszentrum Sozialwissenschaften (IZ) 
bei der Arbeitsgemeinschaft 
sozialwissenschaftlicher Institute e.V. 

Lennestraße 30, 53113 Bonn 

Tel.: 02 28/22 81-0 

Fax: 02 28/2 28 11 20 

E-Mail: iz@bonn.iz-soz.de 

Internet: http://www.bonn.iz-soz.de/index.htin 

- Bereitstellung und Akquisition 
quantitativer Daten und deren 
Aufbereitung 

- Aufbau und Bereitstellung fakto- 
graphischer und bibhographischer 
Datenbanken 

- Methodenentwicklung und -beratung 


- Zentralarchiv für empirische Sozial- 
wissenschaften bei der Universität Köln (ZA) 

Bachemer Straße 40, 50931 Köln 

Tel.: 02 21/4 76 94-0 

Fax: 02 21/4 76 94-44 

E-Mail: za@za.uni-koeln.de 

Internet: http://www.za.uni-koeln.de/index.htm 

- Dauerbeobachtung gesellschafthcher 
Entwicklungen 


- Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen 
(ZUMA) e.V. 

B 2, 1, 68159 Mannheim 

Tel.: 06 21/12 46-0 

Fax: 06 21/12 46-1 00 

E-Mail: zuma@zuma-mannheim.de 

Internet : http : //www. zuma-mannheim . de/index. htm 



- GESIS-Außenstelle 

Schiffbauerdamm 19, 10117 Berlin 

Tel.: 0 30/30 87 40 

Fax: 0 30/2 82 36 92 

E-Mail: post@berlin.iz-soz.de 

Internet : http : //www. b erün . iz - soz . de/index . htm 




Quelle; BMBF 
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7. DLR-Raumfahrtmanagement und Projektträger des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) 


7.1 DLR-Raumfahrtmanagement 

Das DLR nimmt auf dem Gebiet des Raumfahrtmana- 
gements seine Aufgaben eigenverantwortlich auf- 
grund der Aufträge des BMBF und der anderen mit 
Raumfahrt befaßten Bundesressorts wahr. Zu diesen 
Aufgaben gehört 

- die Erstellung der von der Bundesregierung zu 
. verabschiedenden deutschen Raumfahrtplanung, 

- die Durchführung der deutschen Raumfahrtpro- 
gramme und -aktivitäten; die Vergabe von Aufträ- 
gen und Zuwendungen im Rahmen der vorhande- 
nen Raumfahrtmittel sowie 

- die Wahrnehmung deutscher Raumfahrtinteressen 
im internationalen Vergleich, insbesondere gegen- 
über der ESA, im Rahmen der Entscheidungen der 
Bundesregierung. 

Die Einzelheiten des Umfangs und der Durchführung 
der Aufgaben werden in besonderen Ausführungs- 
vereinbarungen zwischen dem DLR und den auftrag- 
gebenden Bundesnünisterien geregelt. 

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR) 
Königswinterer Str. 522-524, 53227 Bonn 
Tel.: 02 28/4 47-4 43 Fax: 02 28/4 47-7 04 
E-Maü: ächim. bachem@dlr.de 
Internet: http://www.dlr.de 


7.2 Projektträger des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie (BMBF) 

Bei den Projektträgern handelt es sich überwiegend 
um Helmholtz- Zentren oder sonstige fachlich qualifi- 
zierte Einrichtungen, die für das BMBF wissenschaft- 
lich-technische und administrative Managementauf- 
gaben in verschiedenen Aufgabenbereichen wahr- 
nehmen. 

Die Hauptaufgaben der Projektträger liegen im Rah- 
men der direkten und indirekt-spezifischen Projekt- 
förderung, insbesondere der fachlichen und admini- 
strativen Beratung der Antragsteller, der Vorberei- 
tung von Förderentscheidungen sowie der Projektbe- 
gleitung und ErfolgskontroUe. 

Darüber hinaus nehmen die Projektträger eine Reihe 
zusätzlicher Aufgaben für das BMBF wahr, wie z.B. 
Unterstützung bei Planung, Analyse und Bewertung 
von Programmen, Organisation von Fachtagungen 
und Workshops, Aktivitäten im Rahmen der interna- 
tionalen Zusammenarbeit und Beratung von Antrag- 
steUem über Fachprogramme der EU. 

Das BMBF hat seit 1995 mehrere Projektträger behe- 
ben. Diese sind damit befugt, Förderentscheidungen 
nicht nur für das BMBF vorzubereiten, sondern sie 
innerhalb bestimmter fachhcher Rahmenvorgaben 
selbst zu treffen. Es ist beabsichtigt, schrittweise wei- 
tere Projektträger zu beleihen, um dadurch insbeson- 
dere zu einer Beschleunigung und Vereinfachung 
der Förderverfahren beizutragen. 
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BMBF-Projektträger 

Aufgabenbereich 

1. Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs- 
vereinigungen „Otto von Guericke" e.V. (AiF) 
Bayenthalgürtel 23, 50968 Köln 

Tel: 02 21/3 76 80-41 

Fax: 02 21/3 76 80-27 

E-Mail: afue@aif.de 

Internet: http://www.aif.de 

An wendungs orientierte Forschung und Entwick- 
lung an Fachhochschulen 

Außenstelle: 

Tschaikowskistraße 49, 13156 Berlin 

Tel.: 0 30/4 8163-3 

Fax: 0 30/4 8163-4 02 

E-Mail: asb@aif.de 

Internet: http://www.aif.de 

Forschungskooperation in der mittelständischen 
Wirtschaft 

2. Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
Fehrbelüner Platz 3, 10707 Berhn 

Tel.: 0 30/8643-24 38 

Fax: 0 30/8643-26 07 

E-Mail: stuebig@bibb.de 

Internet: http://www.bibb.de 

Innovation in der Aus- und Weiterbildung 

3. Deutsches Elektronen-Synchroton (DESY) 
Notkestraße 85, 22607 Hamburg 

Tel.: 0 40/89 98-0 

Fax: 0 40/89 94-37 02 

E-Mail: postmaster@desy-hs.desy.de 

Internet: http://www.desy.de 

Hochenergiephysik, Astrophysik und Forschung 
mit Synchrotronstrahlung 

4 a. Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. 
(DLR) 

Linder Höhe, 51147 Köln 

Tel: 0 22 03/6 01-36 10 

Fax: 0 22 03/6 01-46 43 

E-Mail: wolfgang klimek@dlr.de 

Internet: http://www.dlr.de/IT 

Informationstechnik 

Außenstelle: 

Rudower Chaussee 5, 12489 Berlin-Adlershof 

Tel.: 0 30/6 70 55-7 20 

Fax: 0 30/6 70 55-7 22 

E-Mail: hans-joerg.werrmann@dlr.de 

Internet: http://www.dlr.de/IT 

Informationstechnik 

4 b. Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. 
(DLR) 

Südstraße 125, 53175 Bonn 

Tel.: 02 28/38 21-0 

Fax: 02 28/38 21-2 29 

E-Mail: helmut.klein@dlr.de 

Internet: http://www.dlr.de/PT 

AUG (Arbeit, Umwelt und Gesundheit): 

- Arbeit und Technik 

- Gesundheitsforschung 

- Bauforschung und -technik 

- Denkmalpflegeforschung 

- Geisteswissenschaften 

- Umwelttechnik 

Godesberger Allee 117, 53175 Bonn 

Tel.: 02 28/8 19 96-11 

Fax: 02 28/8 19 96-40 

E-Mail: umweltsystemf orschung@dlr. de 

Internet : http : //ww w. dir. de/PT /uf _home . htm 

- Umweltsystemforschung 

Südstraße 119, 53175 Bonn 

Tel.: 02 28/9 51 30-0 

Fax: 02 28/9 51 30-99 

E-Mail: helmut.klein@dlr.de 

Internet: http://www.dlr.de/PT 

Nationale Kontaktstelle für die EU-Programme 

- Gesellschaftswissenschaftliche Schwerpunkt- 
forschung (TSE) 

- Ausbildung und Mobilität von Forschung (TMR) 
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BMBF-Projektträger 

Aufgabenbereich 

4 c. Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DLR) 

Königswinterer Straße 522-524, 53227 Bonn 

Tel.: 02 28/4 47-8 12 

Fax: 02 28/4 47-7 10 

E-Mail: walter.riha@dlr.de 

Internet: http://www.dlr.de 

Luftfahrtforschung und Technologie 

5. Forschungszentrum Jühch GmbH (FZJ) 
Leo-Brandt-Straße, 52428 Jülich 

Tel.: 0 24 61/61-0 

Fax: 0 24 61/61-58 37 

E-Mail: beo01.beo@fz-juelich.de 

Internet: http://www.kfa-juelich.de/beo/beo.htm 

BEO (Biologie, Energie, Ökologie): 

- Biotechnologie 

- Ökologie 

- Erneuerbare und fossile Energien 

- RationeUe Energieverwendung 

Tel.: 0 24 61/61-24 57 

Fax: 0 24 61/61-24 59 

E-Mail: pfr@fz-juelich.de 

Internet: http://www.kfa-juehch.de/beo/org4.htm 

- Erforschung der Kondensierten Materie, Neue 
Technologien in den Geisteswissenschaften, 
ausgewählte Gebiete der Mathematik 

Tel.: 0 24 61/61-48 65 

Fax: 0 24 61/61-23 98 

E-Mail: nmt@fz-juehch.de 

Internet: http ://www. kf a-j uelich. de/nmt 

NMT: Neue Materiahen und Chemische Technolo- 
gien 

Außenstellen BEO: 

Breite Straße 3, 10178 Berhn 

Tel.: 0 30/2 01 99 

Fax: 0 30/2 01 99-4 70 

E-Mail: beoll.beo@fz-juehch.de 

Internet: http://www.kfa-juehch.de 

BEO: (Biologie, Energie, Ökologie): 

- Biotechnologie 

- Ökologie 

- Rationelle Energieverwendung 

- Förderung und Unterstützung technologieorien- 
tierter Untemehmensgründungen (FUTOUR) 

Seestraße 15, 18119 Rostock-Warnemünde 

Tel.: 03 81/51 97-2 80 

Fax: 03 81/5 15 09 

E-Mail: beo71.beo@fz-juehch.de 

Internet: http://www,fz,juehch.debeo/fmeeresp. htm 

Meeres- und Polarforschung 

6. Forschungszentrum Karlsruhe GmbH (FZK) 
Technik und Umwelt 

Eggenstein-Leopoldshafen 

Tel.: 0 72 47/82-48 50 

Fax: 0 72 47/82-23 77 

E-Mail: mail-ptwt@ptwt.fzk.de 

Internet: 

http://hbksunl7.fzk. de:8080/PTWT/home. html 

Wassertechnologie und Schlammbehandlung 

Tel.: 0 72 47/82-52 80 

Fax: 0 72 47/82-54 56/28 91 

E-Mail: bey@pft.fzk.de 

Internet : http : //www.iai. f z k. de/pf t/pf td 1 . htm 

Fertigungstechnik und Quahtätssicherung 

Tel.: 0 72 47/82-57 90 

Fax: 0 72 47/82-57 96 

E-Mail: klaus-detlef.closs@pte.fzk.de 

Internet: 

http://hbksunl7.fzk. de:8080/PTE/welcome. html 

Entsorgung 

Außenstelle: 

Hallwachsstraße 3, 01069 Dresden 

Tel.: 03 51/4 63-14 30 

Fax: 03 51/4 63-14 44 

E-Mail: uwe.krause@pft.fzk.de 

Internet: http://www.fzk.de 

Wassertechnologie und Schlammbehandlung 
Fertigungstechnik und Qualitätssicherung 
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BMBF- Projektträger 

Aufgabenbereich 

7. Germanischer Lloyd 

Vorsetzen 32, 29459 Hamburg 

Tel: 0 40/3 61 49-0 

Fax: 0 40/3 61 49-48 32 

E -Mail: but@hamburg . germanlloy d .de 

Internet: http://www.germanlloyd.de 

Außenstelle: 

Doberaner Straße 44-47, 18057 Rostock 

Tel: 03 81/4 92 88-31 

Fax: 03 81/4 92 88-30 

E-Mail: voe@hamburg.germanlloyd.de 

Internet: http://www.germanlloyd.de 

Schiffstechnik 

Schiffstechnik 

8. GMD -Forschungszentrum 

Informationstechnik GmbH 

Dolivostraße 15, 64293 Darmstadt 

Tel: 0 61 51/8 69-7 26 

Fax: 0 61 51/8 69-7 40 

E-Mail: klaus@darmstadt.gmd.de 

Internet: 

http ://www. darmstadt . gmd . de/PTF/ptf d . html 

Fachinformation 

9. Gesellschaft für Anlagen- 

und Reaktorsicherheit mbH (GRS) 
Schwertnergasse 1, 50667 Köln 

Tel: 02 21/20 68-7 20 

Fax: 02 21/20 68-6 29 

E-Mail: erl@grs.de 

Internet: http://www.GRS.DE 

Reaktorsicherheitsforschung 

10. Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH 
(GSI) 

Planckstraße 1, 64291 Darmstadt 

Tel: 0 61 59/71-28 48 

Fax: 0 61 59/71-29 83 

E-Mail: dmueller@gsi.de 

Internet: http://www.gsi.de/gsi-pt 

Komplexe Systeme der Kern- und Teilchenphysik 

1 1 . GSF-Forschungszentrum für Umwelt 
und Gesundheit GmbH 

Kühbachstraße 11, 81543 München 

Tel: 0 89/65 10 88-51 

Fax: 0 89/65 10 88-54 

E-Mail: pt-ukf@gsf.de 

Internet : http : // www. gsf . de/p tukf . html 

Umwelt- und Klimaforschung 

12. TÜV Rheinland 

Sicherheit und Umweltschutz GmbH 

Am Grauen Stein, 51105 Köln 

Tel: 02 21/8 06-24 90 

Fax: 02 21/8 06-27 12 

E-Mail: pt-bvt@tuev-rheinland.de 

Internet: 

http : //www. tue v-rheinland . de/tsu/b vt/home . htm 

Bodengebundene Verkehrstechnologien 

13. Umweltbundesamt 

Seecktstraße 8-10, 13581 Berlin 

Tel: 0 30/89 03-37 52 

Fax: 0 30/89 03-38 33 

E-Mail: jutta.penning@uba.de 

Internet : http : //www. umweltb undesamt . de 

Abfallwirtschaft und Altlastensanierung 
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BMBF-Projektträger 

Aufgabenbereich 

14. VDI-Technologiezentrum 

Graf-Recke-Straße 84, 40239 Düsseldorf 

Tel.: 02 11/62 14-4 01 

Fax: 02 11/62 14-4 84 

E-Mail: vditz@vdi.de 

Internet: http://www.vdi.de 

Physikalische Technologien, 

Laserforschung und Lasertechnologie 

1 5 . VDI- VDE Technologiezentrum 
Informationstechnik GmbH 

Rheinstraße lOB, 14513 Teltow 

Tel.: 0 33 28/4 35-1 32 

Fax: 0 33 28/4 35-1 41 

E-Mail: sturm@vdivde-it.de 

Internet : http : //www. vdivde -it . de/it/f pms t 

Mikrosystemtechnik 

Tel.: 0 33 28/4 35-1 51 

Fax: 0 33 28/4 35-1 41 

E-Mail: baier@vdivde-it.de 

Internet : http : //www. vdivde -it . de/f utour 

FUTOUR - Förderung und Unterstützung techno- 
logieorientierter Unternehmensgründungen 

Auskunftsstelle BMBF-Förderung beim PT BEO 
Breite Straße 3, 10178 Berlin 

Tel.: 0 30/2 01 99-4 19, -4 17 

Fax: 0 30/2 01 99-4 70 

E-Mail: beol 101.beo@fz-juelich.de 

Internet: 

http://www.kfa-juelich.de/beo/auskunft.htm 

Quelle: BMBF 
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1. Einführung 

Als Grundlage forschungspolitischer Entscheidungen 
und zur Beurteilung des wissenschaftlichen und tech- 
nischen Leistungsstandes von Ländern und Regionen 
haben sich quantitative Indikatoren als nützhches In- 
strument erwiesen: Der Stellenwert von Wissenschafts- 
und Technologieindikatoren wächst angesichts der 
vieKach diskutierten Entwicklung hin zu einer von 
Wissenschaft und Technik geprägten Gesellschaft und 
Wirtschaft. Zu den Anforderungen, die daher an die 
Indikatoren und Statistiken gesteht werden, gehören 
in erster Linie Zuverlässigkeit und Aussagefähigkeit 
sowie rasche Verfügbarkeit, Aktualität und Akzeptanz. 

Sowohl national als auch international - z. B. im Rah- 
men von OECD und EU - sind die methodischen 
Arbeiten darauf ausgerichtet, diesen Anforderungen 
- trotz knapper Ressourcen - möglichst weitgehend 
nachzukommen ^ ) . 

In Deutschland hat sich die Forschungsstatistik seit 
Mitte der 60er Jahre kontinuierhch - etwa paraUel zu 
der Arbeit der OECD auf diesem Gebiet - entwickelt. 
Ein Forschungsstatistik-Gesetz, das die Erfassung 
der Forschungstätigkeit in allen Sektoren der Volks- 
wirtschaft nach einheitlichem Verfahren vorsieht, be- 
steht nicht. Daher wird das forschungsstatistische 
Datenmaterial der einzelnen Sektoren aus unter- 
schiedhchen Quellen ermittelt. 

Die Koordination der Zusammenarbeit und Abstim- 
mung zwischen den für die. einzelnen Sektoren zu- 
ständigen Stehen (z. B. Stifterverband Wissen- 
schaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und Bundes- 
ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie [BMBF]) erfolgt durch das BMBF. 

Die gegenwärtig durchgeführten forschungsstatisti- 
schen Erhebungen beruhen auf langjährigen me- 
thodischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von der 
OECD eingeleitet wurden. 1963 wurde nüt den „AU- 
gemeinen Richtlinien für statistische Übersichten in 
Forschung und Entwicklung" (Frascati-Handbuch)^) 
das erste Handbuch über die Grundlagen der For- 
schungsstatistik vorgelegt, das in Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern, Fachleuten der OECD-Mit- 
ghedstaaten und dem OECD -Sekretariat zustande 
kam. Das Handbuch liegt inzwischen in der fünf- 
ten Ausgabe vor^). Es enthält Ausführungen über 
Grunddefinitionen und Konventionen, Klassifizierun- 
gen und Methoden der Messung von FuE -Tätigkei- 
ten auf allen Wissenschaftsgebieten. Darüber hinaus 
informiert es in mehreren Anhängen über besondere 
Themen, z. B. Besonderheiten des Hochschulsektors, 
Software-Fragen, FuE in den Sozial- und Geisteswis- 


9 Vgl. Bundesbericht Forschung 1996, Teü VII, Kapitel 1. Dort 
werden die Grundlagen der Forschungsstatistik dargestellt, 
außerdem finden sich Hinweise auf weiterführende Literatur. 

2) The measurement of Scientific and Technical Activities - Pro- 
posed Standard Practice of Surveys of Research and Experi- 
mental Development - „Frascati Manual" 1980, Hrg. OECD, 
Paris 1981 (Diese Fassung [„Frascati- Handbuch 1980"] hegt 
auch in der deutschen Übersetzung vor) . 

Frascati Manual 1993, Paris (OECD), 1994. 


senschaften, FuE -Deflatoren sowie andere Wissen- 
schafts- und Technologieindikatoren. 

Auch die UNESCO führt regelmäßige Erhebun- 
gen der FuE -Ressourcen bei ihren Mitghedstaaten 
durch. Die methodisch-theoretischen Grundlagen 
wurden nüt Unterstützung der nationalen Sach- 
verständigen verschiedener Kontinente weiterent- 
wickelt. Das Ziel ist hierbei die Sammlung von In- 
formationen über wissenschafthche und technolo- 
gische Aktivitäten (W- und T-Aktivitäten) in einer 
Form, die größtmöghche internationale Vergleich- 
barkeit erlaubt. Die Empfehlungen bezüglich der 
„internationalen Standardisierung von Statistiken 
auf dem Gelpiet von Wissenschaft und Technologie" 
wurden von der Generalversammlung der UNESCO 
im Jahr 1978 angenommen. Soweit es sich um den 
FuE-Bereich handelt, wurden die Definitionen des 
Frascati-Handbuchs weitgehend übernommen. Der 
darüber hinaus gehende Bereich Wissenschaft und 
Technologie wurde definiert und ist Inhalt neuer 
UNESCO-Erhebungen. Die Empfehlungen bezüg- 
hch der internationalen Standardisierung sind von 
der UNESCO als Handbuch vorgelegt worden "*). 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspohtik 
in den Ländern der Europäischen Union wurde ein 
spezielles statistisches Instrumentarium geschaffen, 
das sich zunächst nur auf die Forschungsfinanzierung 
durch die zentralen öff entheben Haushalte erstreckte. 
Auf der methodisch-theoretischen Grundlage des 
Frascati-Handbuches wurde die „Systematik zur 
Analyse und zum Vergleich der wissenschafthehen 
Programme und Haushalte (NABS) " ^) entwickelt, die 
eine funktionale Klassifizierung nach sozio-ökono- 
mischen Forschungszielen ermögheht. Die im Okto- 
ber 1966 entwickelte Systematik wurde inzwischen 
mehrfach revidiert, um sie den neueren Orientierun- 
gen in den Forschungstätigkeiten anzupassen. Auf 
der Grundlage dieser Systematik erhebt das Statisti- 
sche Amt der Europäischen Union (Eurostat) jährheh 
bei den EU-Mitghedstaaten die öffentüch finanzier- 
ten Ausgaben für Forschung und Entwicklung nach 
den Haushaltsplänen bzw. ihren Entwürfen. 

Eurostat hat seine Aktivitäten im Bereich der Wissen- 
schafts- und Technologieindikatoren in den letzten 
Jahren stark ausgeweitet und die Zusammenarbeit 
mit der OECD und anderen internationalen Organi- 
sationen vertieft (z. B. im Bereich der Innovationser- 
hebungen und den „Human Resources in Science 
and Technology"). Darüber hinaus gehören die me- 
thodischen Arbeiten im Bereich der Regionalstatistik 
zu den Schwerpunkten der Arbeit Eurostats. 

Die OECD hat eine Reihe von Handbüchern publi- 
ziert, die methodische und statistische Fragen für 
Wissenschafts- und Technologieindikatoren bearbei- 
ten und die für praktische Erhebungen und die Nut- 


h Guide to statistics on Science an technology, Hrg. UNESCO, 
Paris 1984. 

Nomenclature pour 1' Analyse et la Comparaison des Budgets 
et Programmes Scientifiques, Hrg. EUROSTAT, Luxemburg 
1986. 1993 erschien die NABS in der revidierten Fassung 
NABS 1992. 
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zung von Indikatoren Anregungen und Hilfe geben, 
wichtige Beispiele sind z. B. das Handbuch zur Tech- 
nologischen Zahlungsbilanz (Paris 1990), das „Oslo- 
Handbuch" zu Innovationserhebungen (Paris 1997), 
und das Canberra-Handbuch zur Messung der Hu- 
man Resources in Science and Technology (Paris 
1995). Weitere Arbeiten sind in Vorbereitung (vgl. 
Frascati Manual 1993, Annex 2). 


2. Begriffserläuterungen 

zum statistischen Zahlenmaterial 

- Wissenschaftsausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE) 
sowie für wissenschafthche Lehre und Ausbil- 
dung und sonstige verwandte wissenschafthche 
und technologische Tätigkeiten. Zu letzteren 
gehören z. B. wissenschafthche und technische 
Informationsdienste, Datensammlung für aUge- 
meine Zwecke, Untersuchungen über die Durch- 
führbarkeit technischer Projekte (Durchführbar- 
keitsstudien von Forschungsvorhaben sind jedoch 
Teil von FuE), Erarbeiten von Grundlagen für Ent- 
scheidungshüfen für Pohtik und Wirtschaft, immer 
mit der genereUen Einschränkung der Verwen- 
dung bzw. Anwendung bekannter Tatsachen und 
wissenschafthcher Verfahren. 

- FuE-Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE), 
wobei Forschung und experimenteUe Entwicklung 
gemäß Frascati-Handbuch als systematische, 
schöpferische Arbeit zur Erweiterung des Kennt- 
nisstandes einschließhch der Erkenntnisse über 
den Menschen, die Kultur und die Gesellschaft so- 
wie deren Verwendung mit dem Ziel, neue An- 
wendungsmöghchkeiten zu finden, definiert ist 
(vgl. Frascati Manual 1993, § 57). 

- Grundlagenforschung 

Grundlagenforschung (GLF) ist experimentelle 
oder theoretische Arbeit, die in erster Linie auf die 
Gewinnung neuer Erkenntnisse über den zugrun- 
dehegenden Ursprung von Phänomenen und be- 
obachtbaren Tatsachen gerichtet ist, ohne auf eine 
besondere Anwendung oder Verwendung abzu- 
zielen (vgl. Frascati Manual 1993, § 224). 

- Nettoausgaben 

Die um die Zahlungen innerhalb der gleichen 
Ebene des Öffenthchen Bereichs bereinigten Aus- 
gaben abzüglich Zahlungen von anderen öffentli- 
chen Bereichen. Sie zeigen die aus eigenen Ein- 
nahmequellen der jeweihgen Körperschaft oder 
Körperschaftsgruppe zu finanzierenden Ausgaben 
(Belastungsprinzip) . 

- Unmittelbare Ausgaben 

Ausgaben für Personal, laufenden Sachaufwand, 
Sachinvestitionen sowie laufende und vermögens- 
wirksame Zahlungen an andere Bereiche, soweit 
es sich nicht um Zahlungen an den öffenthchen 
Bereich handelt. 


Abweichungen gegenüber den Nettoausgaben im 
wesenthchen durch den Saldo des Zahlungsver- 
kehrs der öffenthchen Haushalte untereinander. 

- Grundmittel 

Nettoausgaben vermindert um die unmittelbaren, 
d. h. im jeweihgen Aufgabenbereich erwirtschaf- 
teten Einnahmen, Sie zeigen, welche Mittel die 
Körperschaft aus aUgemeinen Haushaltsmitteln 
für den Aufgabenbereich bereitsteht. 

- Bruttoinlandsausgaben für Forschung 
und Entwicklung 

Ahe zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland verwendeten Mittel, ungeach- 
tet der Finanzierungsquellen; eingeschlossen sind 
also auch die Mittel des Auslandes und internatio- 
naler Organisationen für im Inland durchgeführte 
Forschungsarbeiten. Hier nicht erfaßt sind dage- 
gen die Mittel für FuE, die von internationalen Or- 
ganisationen im Inland durchgeführt wird bzw. 
Mittel an das Ausland (vgl. auch Frascati Manual 
1993, § 385). 

- Interne FuE-Aufwendungen bzw. FuE-Ausgaben 

AUe zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland oder innerhalb eines bestimm- 
ten Sektors einer Volkswirtschaft oder innerhalb 
eines anderen Teilbereichs (Berichtseinheit) ver- 
wendeten Mittel, ungeachtet der Finanzierungs- 
quellen. (Mittel für Forschung und Entwicklung, 
die an internationale Organisationen oder an das 
Ausland fließen, sind in dieser Darstellung nicht 
enthalten) - vgl. auch Frascati Manual 1993, § 335 -. 

- Externe FuE-Aufwendungen bzw. FuE-Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die im 
Ausland, in internationalen Organisationen oder 
außerhalb eines bestimmten Sektors oder eines 
anderen Teilbereichs einer Volkswirtschaft (Be- 
richtseinheit) durchgeführt wird (vgl. auch Frascati 
Manual 1993, § 333). 

- FuE-Gesamtaufwendungen bzw. -ausgaben 

Die Gesamtaufwendungen bzw. -ausgaben umfas- 
sen die internen und externen Aufwendungen 
bzw. Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
eines Staates, eines Sektors oder eines anderen 
Teilbereichs einer Volkswirtschaft (Berichtseinheit). 

- Staatlich finanzierte FuE-Ausgaben 

AUe von Bund und Ländern finanzierten FuE -Aus- 
gaben, unabhängig davon, in welchem Sektor die 
Forschung und Entwicklung durchgeführt wird. 

- Aufwendungen der Wirtschaft für Forschung 
und Entwicklung 

Aufwendungen der Unternehmen und der Institu- 
tionen für industrieUe Gemeinschaftsforschung 
und experimenteUe -entwicklung (IfG). 

- Eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 

Von der Wirtschaft selbst finanzierte interne Auf- 
wendungen für Forschung und Entwicklung. 
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- Sektorale Gliederung 

o Wirtschaft (Wirtschaftssektor): private und 
staatliche Unternehmen, Institutionen für indu- 
strielle Gemeinschaftsforschung und experi- 
mentelle -entwicklung und private Institutionen 
ohne Erwerbszweck, die überwiegend von der 
Wirtschaft finanziert werden bzw. vornehmlich 
Dienstleistungen für Unternehmen erbringen 
(vgl. Frascati Manual 1993, §§ 145-167). 

o Hochschulen (Hochschulsektor): aUe Universi- 
täten, Technische Hochschulen, Fachhochschu- 
len und sonstige Einrichtungen des Tertiärbe- 
reiches, ohne Rücksicht auf ihre Finanzierungs- 
queUen oder ihren rechthchen Status. Einge- 
schlossen sind auch ihre Forschungsinstitute, 
Versuchseinrichtungen und Kliniken (vgl. auch 
Frascati Manual 1993, §§ 190-214). 

o Staat (Staatssektor ohne Hochschulen): Für die 
nationale Berichterstattung wird hier von einer 
engen Abgrenzung ausgegangen, d. h. daß auf 
der Finanzierungsseite nur die Mittel der Haus- 
halte der Gebietskörperschaften (Bund, Länder 
und Gemeinden) und auf der Durchführungseite 
ebenfalls nur die Einrichtungen des Bundes, 
der Länder und Gemeinden einbezogen sind. 

Für die internationale Berichterstattung umfaßt 
der Staatssektor außerdem die privaten Organi- 
sationen ohne Erwerbszweck, die überwiegend 
vom Staat finanziert werden (z. B. Helmholtz- 
Zentren, Max-Planck-GeseUschaft und Fraun- 
hofer-Gesellschaft). Auf der Finanzierungsseite 
werden auch die Eigeneinnahmen dieser Orga- 
nisationen dem Staatssektor zugerechnet (vgl. 
auch Frascati Manual 1993, §§ 168-177). 

o Private Institutionen ohne Erwerbszweck (PNP- 
Sektor): Für die nationale Berichterstattung um- 
faßt dieser Sektor die überwiegend vom Staat fi- 
nanzierten Organisationen ohne Erwerbszweck 
(z. B. Hehnholtz-Zentren, Max-Planck-GeseU- 
schaft und Fraunhofer-Gesellschaft) und die pri- 
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck, die 
weder überwiegend vom Staat noch überwie- 
gend von der Wirtschaft finanziert werden, bzw. 
nicht vornehmlich Dienstleistungen für Unter- 
nehmen der Wirtschaft erbringen. 

Für die internationale Berichterstattung dage- 
gen sind in diesem Sektor nur die privaten Or- 
ganisationen ohne Erwerbszweck enthalten, die 
weder überwiegend vom Staat noch überwie- 
gend von der Wirtschaft finanziert werden (vgl. 
auch Frascati Manual 1993, §§ 178-189). 

o Ausland: Auf der Finanzierungsseite sind hier 
die Mittel des Auslandes, der EU und der inter- 
nationalen Organisationen für Forschung und 
Entwicklung innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland nachgewiesen, während auf der 
Durchführungsseite die für FuE an das Ausland, 
die EU, bzw. an internationale Organisationen - 
auch wenn sie ihren Sitz im Inland haben - flie- 
ßenden Mittel der Bundesrepublik Deutschland 
nachgewiesen sind (vgl. auch Frascati Manual 
1993, §§ 215-219). 


- In Forschung und Entwicklung tätiges Personal 
(FuE-Personal) 

Alle direkt in FuE beschäftigten Arbeitskräfte un- 
geachtet ihrer Position (Forscher/Forscherinnen, 
technisches und vergleichbares Personal, sonsti- 
ges Personal) - vgl. Frascati Manual 1993, §§ 279 ff . 

- Forscher 

WissenschaftlerAVissenschaftlerinnen oder Inge- 
nieure/Ingenieurinnen, die neue Erkenntnisse, 
Produkte, Verfahren, Methoden und Systeme kon- 
zipieren oder schaffen (in der Regel Personen mit 
abgeschlossenem Hochschulstudium) - vgl. Fras- 
cati Manual 1993, § 311 -. 

- Technisches oder vergleichbares Personal 

Personen mit technischer Ausbildung bzw. ent- 
sprechender Ausbildung für den nichttechnischen 
Bereich, die direkt für FuE - in der Regel unter An- 
leitung eines Forschers/einer Forscherin - arbeiten 
(im allgemeinen Personen mit Fachschulabschluß) 
- vgl. Frascati Manual 1993, § 316 -. 

- Sonstiges Personal 

Personen, deren Arbeit mit der Durchführung von 
FuE unmittelbar verbunden ist, d. h. Schreib-, Se- 
kretariats- und Verwaltungspersonal, Facharbei- 
ter/Facharbeiterinnen, ungelernte und angelernte 
Hilfskräfte - vgl. Frascati Manual 1993, § 319 -. 

- Vollzeitäquivalent 

Bemessungseinheit für die Vollzeitbeschäftigung 
einer Arbeitskraft in einem bestimmten Zeitraum. 
Diese Einheit dient dazu, die Arbeitszeit der nur 
teilweise in FuE Beschäftigten (einschl. Teüzeitbe- 
schäftigte) auf die Arbeitszeit einer voll in FuE be- 
schäftigten Person umzurechnen - vgl. Frascati 
Manual 1993, §§ 295 ff. - 


Gebietsbezeichnungen 

1. Gesamtdeutsche Ergebnisse: 

- Ergebnisnachweis für die Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 
3. 10. 1990: 

„Deutschland" 


2. Ergebnisnachweis für Teilgebiete: 

- Ergebnisnachweis für die Bundesrepublik 
Deutschland einschl. Berlin- West nach dem Ge- 
bietsstand bis zum 3. 10. 1990: 

„ Früheres Bundesgebiet " 

- Ergebnisnachweis für die neuen Länder und Ber- 
lin-Ost ab dem 3. 10. 1990: 

„Neue Länder und Berlin-Ost" 

(Neue Länder umfassen die Länder Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An- 
halt und Thüringen.) 
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Zeichenerklärung 

0 = weniger als die Hälfte von 1 in der letzten be- 
setzten Stelle, jedoch mehr als nichts. 

- = nichts vorhanden. 

. = Erhebung noch nicht abgeschlossen oder nicht 
mehr möglich. 

X = aus Gründen der Vertraulichkeit nicht ausgewie- 
sen, aber in der Gesamtsumme enthalten. 
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3.1 Finanzdaten 

3.1.1 Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

Tabelle VI/1 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

- in Mio DM - 


FinanzierungsqueUen 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1. 

Öffentliche Haushalte 









1.1 

Gebietskörperschaften 

a) Bund einschließlich 
ERP-Sondervermögen^) . . 

b) Länder"^) 

11 902 

14 822 

20 050 

26 539 

20 820 

28 544 

20 473 

30 351 

20 013 

31 110 

20 243 

32 608 

20 434 

33 981 

20 122 

34 196 


darunter neue Länder 


(ohne Berhn-Ost) 

- 

3 320 

3 555 

4 425 

4 982 

5 452 

5 926 

5 941 


c) Gemeinden (Gv) 

198 

323 

346 

308 

296 

310 

310 

310 


Summe 1.1 . . . 

26 922 

46 912 

49 710 

51 132 

51 419 

53 161 

54 725 

54 628 

1.2 

Wissenschafthche Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck 

442 

1 679 

1 719 

1 643 

1 769 

1 969 

1 969 

1 969 


Summe 1 

27 364 

48 591 

51 429 

52 775 

53 188 

55 130 

56 694 

56 597 


desgleichen in % des öffent- 
lichen Gesamthaushalts 


5,0 

4,8 

4,7 

4,6 

4,6 

4,8 


2. 

Wirtschaftssektor 









2.1 

Gewerbliche Wirtschaft^) . . . 

21 816 

46 949 

48 049 

48 323 

48 130 

49 542 

50 180 

52 030 

2.2 

Stiftungen und Spenden^) . . . 

398 

620 

620 

620 

620 

620 

620 

620 


Summe 2 

22 214 

47 569 

48 669 

48 943 

48 750 

50 162 

50 800 

52 650 

3. 

Öffentliche Haushalte 
und Wirtschaftssektor 










(Summe 1 + 2) ... 

49 578 

96 160 

100 098 

101 718 

101 938 

105 292 

107 494 

109 247 


desgleichen in % des 
Bruttosozialprodukts (BSP) , . 

3,2 

3,3 

3,2 

3,2 

3,1 

3,1 

3,1. 

3,0 


1981 früheres Bundesgebiet. Ausgaben für Forschung, Entwicklung, akademische Lehre und sonstige FuE-verwandte Täüg- 
keiten. 

Bund bis 1996 Ist, 1997 SoU, Länder bis 1995 Ist (1995 vorläufiges Ist), ab 1996 Soll, Gemeinden bis 1995 Ist, ab 1996 geschätzt, 
Abweichungen gegenüber Veröffenthchungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMBF. 

'‘j Die Wissenschaftsausgaben der Länder basieren auf den „Grundmitteln", die sich durch Absetzung der unmittelbaren Ein- 
nahmen (insbesondere der Pflegesatzeinnahmen der Länder für die Krankenversorgung an Hochs chulkhniken) von den Netto- 
ausgaben ergeben. 

Durch Eigeneinnahmen finanzierte Ausgaben der überwiegend vom Staat geförderten Institute; bis 1995 Ist, 1996 und 1997 
Schätzungen. 

1992, 1994, 1996 und 1997 Schätzungen, 

Daten aus Erhebungen der Stifterverband Wissenschaftsstatistik, 1981 unter Einbeziehung der Daten des FuE-Personalkosten- 
zuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen), um Doppelzählungen bereinigt. Die von 
der Wirtschaft finanzierten Ausgaben beziehen sich auf die internen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft, hinzu kommen Mittel 
der Wirtschaft, die in andere Sektoren (z. B. Hochschulen, Ausland) fheßen. 

®) Einschheßüch Stiftung Volkswagenwerk, ab 1991 Schätzungen. 

Quelle: Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF), Statistisches Bundesamt, Stifter- 
verband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/2 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland*) und ihre Finanzierung 


Jahr^) 

finanziert durch 

Gebietskörperschaften 

Wirtschaft^) 

Private 
Institutionen 
ohne Erwerb s- 
zweckO 

FuE-Ausgaben 

insgesamt 

Mio DM 

in % des 
öffentlichen 
Gesamt- 
haushalts 

Mio DM 

Mio DM 

in % des BSP 

1962 

2 278 

2J 

2 150 

62 

4 490 

1,3 

1963 

2 627 

2,2 

2 670 

83 

5 380 

1,4 

1964 

3 192 

2,5 

3 279 

89 

6 560 

1,6 

1965 

3 746 

2,7 

4 060 

94 

7 900 

1,7 

1966 

4 220 

2,9 

4 500 

100 

8 820 

1,8 

1967 

4 796 

3,1 

4 807 

107 

9 710 

2,0 

1968 

4 960 

3,1 

5 454 

106 

10 520 

2,0 

1969 

5 674 

3,2 

6 399 

147 

12 220 

2,0 

1970 

6 900 

3,5 

7 610 

190 

14 700 

2,2 

1971 

8 700 

3,9 

8 735 

315 

17 750 

2,4 

1972 

9 600 

3,8 

9 180 

270 

19 050 

2,3 

1973 

10 350 

3,7 

9 624 

266 

20 240 

2,2 

1974 

11 350 

3,6 

10 340 

280 

21 970 

2,2 

1975 

12 035 

3,4 

11 792 

310 

24 137 

2,3 

1976 

12 300 

3,3 

12 600 

320 

25 220 

2,2 

1977 

12 600 

3,3 

14 109 

320 

27 029 

2,3 

1978 

13 770 

3,3 

16 870 

330 

30 970 

2,4 

1979 

15 109 

3,2 

18 663 

92 

33 864 

2,4 

1980 

16 026 

3,2 

19 895 

120 

36 041 

2,4 

1981") 

17 261 

3,2 

21 816 

153 

39 230 

2,5 

1982 

18 555 

3,3 

23 385 

163 

42 103 

2,6 

1983 

18 379 

3,2 

25 447 

168 

43 994 

2,6 

1984 

18 948 

3,2 

27 020 

153 

46 121 

2,6 

1985 

20 473 

3,4 

31 089 

133 

51 695 

2,8 

1986 

20 970 

3,3 

33 613 

193 

54 776 

2,8 

1987 

21 694 

3,3 

36 831 

238 

58 763 

2,9 

1988 

22 080 

3,3 

38 740 

282 

61 102 

2,9 

1989 

23 113 

3,3 

41 197 

325 

64 635 

2,9 

1990 

24 780 

3,0 

43 187 

355 

68 322 

2,8 

1991 

29 249 

3,0 

46 949 

382 

76 580 

2,66 

1992 

30 241 

2,8 

48 049 

283 

78 573 

2,54 

1993 

30 402 

2,7 

48 323 

239 

78 964 

2,49 

1994 

30 525 

2,6 

48 130 

254 

78 909 

2,37 

1995") 

31 064 

2,6 

49 542 

203 

80 809 

2,35 

1996 

31 778 

2,7 

50 180 

205 

82 163 

2,34 

1997 

31474 


52 030 

205 

83 709 

2,32 


*) Daten aus Erhebungen bei den inländischen finanzierenden Sektoren. Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 
Teilweise geschätzt, Bund bis 1996, übrige Sektoren bis 1995 auf Ist-Basis (Bund ab 1991 revidiert). 

2) Bund und Länder. Mittel für Forschungsanstalten des Bundes ab 1979, der Länder ab 1983, nur mit FuE-Anteilen. 

Daten aus Erhebungen der Stifterverband Wissenschaftsstatistik, von 1978 bis 1989 unter Einbeziehung der Daten des FuE- 
Personalkostenzuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschimgsvereinigungen) - 1989 Schätzung um 
Doppelzählungen bereinigt. Dabei beziehen sich die von der Wirtschaft finanzierten FuE-Ausgaben auf die internen FuE-Auf- 
wendungen sowie Mittel der Wirtschaft, die andere Sektoren (z. B. Hochschulen, Ausland) von der Wirtschaft erhalten haben. 

'*) Aus Eigenmitteln finanziert. Daten zum Teil geschätzt. 

^) Daten „FuE-Ausgaben insgesamt" sowie „Gebietskörperschaften'' revisions bedingt mit denen der Vorjahre nur eingeschränkt 
vergleichbar, da ab 1987 ein neues Berechnungsverfahren für FuE im Hochschulsektor (mit Wirkung auf die FuE-Ausgaben 
der Länder) eingeführt wurde. Die Daten für 1981 bis 1986 wurden für Vergleichszwecke entsprechend revidiert. 

®) Ab 1995 modifiziertes Berechnungsverfahren im Hochschulsektor, daher teilweise eingeschränkte Vergleichbarkeit mit frühe- 
ren Jahren (vgl. Fußnote 5). 

Quelle : Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschimg und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/3 


Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung (BAFE) 

- in Mio DM - 


Durchführende Sektoren 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Wirtschaft^) 

finanziert durch 

Wirtschaft 

21 407 

22 845 

24 702 

26 185 

30 108 

32 580 

35 739 

Staat 

4 421 

5 340 

4 853 

4 930 

5 545 

5 260 

4 899 

Private Institutionen 

ohne Erwerbszweck 

58 

70 

81 

65 

55 

60 

62 

Ausland 

311 

365 

424 

465 

504 

550 

629 

zusammen . . . 

26 196 

28 620 

30 060 

31 645 

36 212 

38 450 

41 329 

Staat und private Institutionen 
ohne Erwerbszweck 

finanziert durch 

Wirtschaft 

69 

75 

78 

100 

122 

133 

140 

Staat 

5 088 

5 279 

5 642 

5 847 

6 332 

6 746 

7 148 

Private Institutionen 

ohne Erwerbszweck 

95 

93 

87 

88 

78 

133 

176 

Ausland 

52 

52 

56 

62 

80 

98 

109 

zusammen . . . 

5 304 

5 499 

5 864 

6 097 

6 612 

7 110 

7 573 

Hochschulen'*) 

finanziert durch 

Wirtschaft 

115 

200 

349 

350 

394 

450 

525 

Staat 

6 197 

6 300 

6 359 

6 550 

6 894 

7 310 

7 814 

Private Institutionen 

ohne Erwerbszweck 








Ausland 








zusammen . . . 

6 312 

6 500 

6 708 

6 900 

7 289 

7 760 

8 339 

Bruttoinlandsausgaben für FuE 

finanziert durch 

Wirtschaft 

21 591 

23 120 

25 129 

26 635 

30 624 

33 163 

36 404 

Staat 

15 706 

16 919 

16 854 

17 327 

18 771 

19 316 

19 861 

Private Institutionen 

ohne Erwerbszweck 

153 

163 

168 

153 

133 

193 

238 

Ausland 

363 

417 

480 

527 

584 

648 

738 

Insgesamt 

37 812 

40 619 

42 632 

44 642 

50 113 

53 320 

57 241 

BAFE in % des BIP 

2,46 

2,56 

2,56 

2,55 

2,75 

2,77 

2,88 


*) Daten aus Erhebungen bei den durchführenden Sektoren. Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

Teüweise geschätzt, bis 1995 auf Ist-Basis. 

Interne FuE -Aufwendungen der Wirtschaft etnschl. nicht aufteübarer Mittel des Staates, jedoch ohne die nicht nachgewiese- 
nen Mittel des Staates (OECD-Konzept), daher bei den Mitteln des Staates Abweichungen zu den Erhebungen bei den finan- 
zierenden Sektoren. 

Außeruniversitäre Einrichtungen. Staat: Bundes-, landes- und gemeindeeigene (Forschungs-)Einrichtungen, Einrichtungen 
des Bundes ab 1981, Einrichtungen der Länder ab 1985 nur mit ihren FuE-Anteüen. Ab 1992 modifiziertes Erhebungsverfah- 
ren, 1995 Berichtskreiserweiterung. 

'*) Ab 1995 modifiziertes Berechnungsverfahren für FuE im Hochschulsektor (Zeitreihenbruch). 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und Berechnungen des BMBF 
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1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

37 460 

39 653 

41 410 

45 023 

45 695 

45 578 

45 490 

47 005 

47 560 

49 410 

4 950 

5 073 

5 150 

5 164 

5 150 

4 594 

4 600 

4 647 

4 800 

4 800 

90 

124 

140 

148 

140 

86 

100 

40 

40 

40 

900 

1 236 

1 300 

1 340 

1 300 

978 

1 000 

1 143 

1 200 

1 250 

43 400 

46 086 

48 000 

51 675 

52 285 

51 236 

51 190 

52 835 

53 600 

55 500 


140 

141 

140 

138 

367 

392 

396 

418 

420 

420 

7 492 

8 097 

8410 

10 198 

10 111 

10 800 

10 907 

11 520 

11 848 

11 860 

192 

201 

215 

235 

143 

153 

154 

163 

165 

165 

113 

120 

110 

103 

136 

145 

146 

154 

155 

155 

7 937 

8 559 

8 875 

10 673 

10 757 

11490 

11 603 

12 255 

12 588 

12 600 


846 
11 323 


987 
12 087 


1 121 
12 587 


1 144 
13 121 


1 184 
13 094 


1 200 
13 290 


1 200 
13 350 


12 169 


90 
13 164 


130 
13 838 


174 
14 439 


153 
14 430 


150 
14 640 


150 
14 700 


38 190 

40 440 

42 317 

46 007 

47 049 

47 091 

47 030 

48 607 

49 180 

51 030 

20 632 

21 750 

22 642 

26 686 

27 349 

27 981 

28 627 

29 260 

29 938 

30 010 

282 

325 

355 

382 

283 

239 

254 

203 

205 

205 

1 013 

1 356 

1 410 

1 442 

1 526 

1 253 

1 320 

1450 

1 505 

1 555 

60 117 

63 872 

66 724 

74 517 

76 206 

76 563 

77 232 

79 520 

80 828 

82 800 

2,87 

2,87 

2,75 

2,61 

2,48 

2,42 

2,32 

2,30 

2,28 

2,27 


Rundungsdifferenzen 
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3.1.2 Staat 

Tabelle VI/4 

Wissenschaftsausgaben *) der Öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen und Finanzierungsquellen 

- in Mio DM - 


Aufgabenbereich 

Jahr 

Wissenschafts- 

ausgaben 

insgesamt 

finanziert durch 

Bund 2) 

(einschheßhch 

ERP-Sonder- 

vermögen) 

Länder *)^) 

Gemein- 
den *)^) (Gv.) 

wissenschaft- 
hche Organisa- 
tionen ohne Er- 
werbszweck '‘) 

Hochschulen einschheßhch 

1981 

14 967,4 

1 589,6 

13 377,8 

_ 


Hochs chulkhniken 

1985 

16 949,5 

1 872,4 

15 077,1 

- 



1987 

17 917,6 

1 942,4 

15 975,2 

- 



1989 

19 603,1 

2 177,3 

17 425,8 

- 



1990 

20 976,9 

2 338,3 

18 638,6 

- 



1991 

26 042,2 

3 251,5 

22 790,7 

- 



1992 

28 328,1 

3 553,7 

24 774,4 

- 



1993 

30 034,4 

3 778,9 

26 255,5 

- 



1994 

30 646,3 

3 670,6 

26 975,7 

- 



1995 

32 031,0 

3 842,0 

28 189,0 

- 



1996 

33 008,6 

3 750,3 

29 258,3 

- 



1997 

33 222,2 

3 818,6 

29 403,6 

- 


Wissenschaft und Forschung 

1981 

12 396,0 

10 312,3 

1 444,0 

198,0 

441,7 

außerhalb der Hochschulen®) 

1985 

15 951,6 

12 758,0 

1 954,6 

231,0 

1 008,0 


1987 

16 961,4 

13 177,8 

2 270,3 

226,3 

1 287,0 


1989 

18 355,1 

14 209,3 

2 323,0 

267,8 

1 555,0 


1990 

19 796,3 

15 263,7 

2 452,7 

270,9 

1 809,0 


1991 

22 548,6 

16 798,7 

3 747,8 

323,1 

1 679,0 


1992 

23 101,6 

17 266,6 

3 769,9 

345,9 

1 719,2 


1993 

22 740,8 

16 694,2 

4 095,2 

308,1 

1 643,3 


1994 

22 541,4 

16 342,5 

4 134,3 

295,9 

1 768,7 


1995 

23 099,0 

16401,3 

4 419,0 

310,0 

1 968,7 


1996 

23 685,6 

16 683,9 

4 723,0 

310,0 

1 968,7 


1997 

23 374,3 

16 303,7 

4 791,9 

310,0 

1 968,7 

Wissenschaftsausgaben 

1981 

27 363,5 

11 902,0 

14 821,8 

198,0 

441,7 

der öffentlichen Haushalte 

1985 

32 901,0 

14 630,3 

17 031,7 

231,0 

1 008,0 

insgesamt 

1987 

34 879,1 

15 120,3 

18 245,5 

226,3 

1 287,0 


1989 

37 958,1 

16 386,5 

19 748,8 

267,8 

1 555,0 


1990 

40 773,2 

17 602,0 

21 091,3 

270,9 

1 809,0 


1991 

48 590,8 

20 050,2 

26 538,5 

323,1 

1 679,0 


1992 

51 429,6 

20 820,2 

28 544,3 

345,9 

1 719,2 


1993 

52 775,1 

20 473,1 

30 350,7 

308,1 

1 643,2 


1994 

53 187,7 

20 013,1 

31 110,0 

295,9 

1 768,7 


1995 

55 129,9 

20 243,2 

32 608,0 

310,0 

1 968,7 


1996 

56 694,2 

20 434,2 

33 981,3 

310,0 

1 968,7 


1997 

56 596,5 

20 122,3 

34 195,5 

310,0 

1 968,7 

darunter neue Länder 

1991 



3 320,0 



(ohne Berhn-Ost) 

1992 



3 555,4 

24,5 

80,8 


1993 



4 425,2 

22,7 

132,0 


1994 



4 981,5 

22,2 

102,3 


1995 



5 452,0 

21,0 

140,6 


1996 



5 926,4 

21,0 

140,6 


1997 



5 941,1 

21,0 

140,6 


*) Die Wissenschaftsausgaben der Länder basieren auf den „Grundmitteln", die sich durch Absetzung der unmittelbaren Ein- 
nahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen der Länder für die Krankenversorgung an Hochschulkhiüken) von den Netto- 
ausgaben ergeben. - Die Angaben beziehen sich bis 1990 auf das frühere Bundesgebiet, ab 1991 auf Deutschland. Bund bis 
1996 Ist, ab 1997 SoU, Länder bis 1995 Ist, ab 1996 SoU; Gemeinden bis 1995 Ist, ab 1996 Schätzungen; wissenschafthche Organi- 
sationen bis 1995 Ist, ab 1996 geschätzt. - Abweichungen gegenüber Veröffenthchungen des Statistischen Bundesamtes 
aufgrund eigener Erhebungen des BMBF. - Länderweise Aufghederung siehe Tabelle 14. - ^) Finanziert durch Eigeneinnah- 
men der überwiegend vom Staat geförderten Institutionen. - Hochschulen einschl. Bundeswehruniversitäten, Zahlungen an 
die DFG (mit SFB) sowie Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken; ab 1989 einschl. Hochschulsonderprograirune und 
Finanzhilfen an strukturschwache Bundesländer - soweit für Hochschulen bestimmt ab 1991 einschl. Erneuerung sprogramm 
für Hochschulen und Forschung in den neuen Ländern und Berhn-Ost. - Einschheßhch entsprechender Ausgaben aus dem 
Verteidigungshaushalt sowie Finanzhilfen an strukturschwache Bundesländer - soweit für Wissenschaft und Forschung bestimmt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/5 

Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen und Ausgabearten 

(unmittelbare Ausgaben) *) 

- in Mio DM - 


Aufgabenbereich 

Jahr^) 

Unmittelbare 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Personal- 

ausgaben 

sonstige 

laufende 

Ausgaben 

Bau- 

maßnahmen 

sonstige 

Investitionen 

Hochschulen einschließlich 

1981 

19 583,2 

12 295,5 

4 583,6 

1 670,3 

1 033,7 

Hochschulkliniken 

1985 

23 944,8 

14 485,4 

6 703,0 

1 457,4 

1 299,1 


1987 

26 318,9 

16 119,8 

6 919,8 

1 594,0 

1 685,3 


1989 

29 420,8 

17 428,7 

8 198,2 

1 781,5 

2 012,4 


1990 

31 572,7 

18 845,1 

8 704,0 

1 871,0 

2 152,7 


1991 

34 924,0 

20 937,5 

9 902,6 

1 999,0 

2 084,9 


1992 

43 513,0 

25 957,3 

12 366,9 

2 464,4 

2 724,3 


1993 

46 326,7 

27 517,2 

13 507,9 

2 596,0 

2 705,7 


1994 

47 764,9 

28 182,8 

14 029,7 

2 773,1 

2 779,3 


1995 

50 199,0 

29 323,2 

15 192,2 

2 818,0 

2 865,6 


1996 

58 170,8 






1997 

57 330,7 





Wissenschaft und Forschung 

1981 

12 952,1 

3 139,4 

6 750,2 

508,2 

2 554,4 

außerhalb der Hochschulen^) 

1985 

15 858,5 

3 811,9 

8 607,5 

671,6 

2 767,5 


1987 

17 424,8 

4 319,2 

9 800,3 

792,0 

2 513,1 


1989 

18 639,0 

4 675,2 

10 079,4 

890,1 

2 994,4 


1990 

20 149,8 

5 026,2 

10 137,7 

921,5 

4 064,3 


1991 

22 009,0 

5 751,7 

12 885,1 

815,6 

2 556,5 


1992 

21498,9 

7 106,7 

11 797,1 

867,3 

1 727,8 


1993 

21 866,3 

7 778,1 

11 354,7 

1 058,1 

1 675,3 


1994 

23 517,5 

8 045,2 

12 101,0 

1 132,8 

.2 238,7 


1995 

24 014,9 

8 419,2 

12 348,7 

1 073,1 

2 173,8 


1996 

25 545,3 






1997 

24 771,8 





Wissenschaftsausgaben 

1981 

32 535,3 

15 434,9 

11 333,8 

2 178,5 

3 588,1 

der öffentlichen Haushalte 

1985 

39 803,3 

18 297,3 

15 310,5 

2 129,0 

4 066,6 

insgesamt 

1987 

43 743,7 

20 439,0 

16 720,1 

2 386,0 

4 198,4 


1989 

48 059,8 

22 103,9 

18 277,6 

2 671,5 

5 006,8 


1990 

51 722,5 

23 871,3 

18 841,7 

2 792,5 

6 217,0 


1991 

56 933,0 

26 689,2 

22 787,7 

2 814,6 

4 641,4 


1992 

65 011,9 

33 064,0 

24 164,0 

3 331,7 

4 452,1 


1993 

68 193,0 

35 295,3 

24 862,6 

3 654,1 

4 381,0 


1994 

71 282,6 

36 228,0 

26 130,7 

3 905,9 

5 018,0 


1995 

74 213,8 

37 742,4 

27 540,9 

3 891,1 

5 039,4 


1996 

83 716,1 






1997 

82 102,5 





darunter neue Länder 

1991 






(ohne Berlin-Ost) 

1992 

6 253,2 

4 061,4 

1 052,4 

307,1 

832,3 


1993 

7 525,6 

4 696,4 

1 292,6 

584,6 

952,0 


1994 

8 123,3 

4 607,9 

1 725,4 

802,7 

987,2 


1995 

8 970,7 

5 046,4 

1 904,2 

950,5 

1 069,6 


1996 

10 169,0 






1997 

9 898,0 






•) Die Gliederung der Wissenschaftsausgaben nach Ausgabearten ist nur für die unmittelbaren Ausgaben möghch. Ein Vergleich 
mit den Angaben der Tabelle VI/4 ist nur eingeschränkt möghch, da diese auf den Nettoausgaben - im Fall der Länder auf den 
um die unmittelbaren Einnahmen bereinigten Nettoausgaben - beruhen. - Die Angaben für das Jahr 1991 beziehen sich auf 
das frühere Bundesgebiet sowie Berhn-Ost, Sie schheßen ferner die Wissenschaftsausgaben des Bundes für die neuen Länder 
ein, Basisdaten: Bis 1995 Ist; ab 1996 geschätzt. - Hochschulen einschheßhch Bundeswehruniversitäten, Zahlungen an die DFG 
(mit SFB) sowie Zusetzungen der kaufmännisch buchenden Küniken; ab 1989 einschheßhch Hochschulsonderprogramme und 
Finanzhilfen an strukturschwache Bundesländer - soweit für Hochschulen bestimmt -, ab 1991 einschließlich Emeuerungs- 
programm für Hochschulen und Forschung in den neuen Ländern und Berhn-Ost. Soü 1996 und 1997 enthält z.T. Zahlungen an 
kaufm, buchende Kliniken unter Zahlungen an andere Bereiche, dadurch starke Steigerungen. - Einschheßhch entsprechende 
Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt sowie Finanzhilfen an strukturschwache Bundesländer - soweit für Wissenschaft und 
Forschung bestimmt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/7 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

- in Mio DM - 



1981 Ist 

1991 Ist 

1992 Ist 

1993 Ist 

Ressort 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

msge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

Bundeskanzleramt 

8,3 

8,3 

13,7 

13,7 

15,1 

15,1 

15,9 

15,9 

Auswärtiges Amt 

189,0 

123,4 

345,2 

240,6 

348,3 

234,0 

347,5 

236,8 

Bundesministerium des Innern^) . 

210,9 

110,3 

515,2 

248,3 

599,5 

225,2 

676,0 

226,5 

Bundesministerium der Justiz . . . 

1,9 

1,9 

2,7 

2,7 

3,2 

3,2 

2,8 

2,8 

Bundesministerium für Wirtschaft 

1 278,6 

1 081,9 

1 536,7 

1 246,8 

1 518,4 

1 198,3 

1 538,0 

1 220,9 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten^) 

261,8 

227,9 

323,7 

276,9 

446,9 

358,6 

533,3 

438,9 

Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung 

42,7 

18,4 

94,0 

34,4 

96,0 

38,2 

98,6 

39,9 

Bundesministerium für Verkehr . . 

203,1 

146,0 

305,7 

198,4 

348,6 

223,7 

355,3 

206,9 

Bundesmiiüsterium für Post 
und Telekommunikation 

_ 

_ 

4,7 

4,7 

5,6 

5,6 

6,8 

6,8 

Bundesnünisterium 

der Verteidigung 

1 700,9 

1 559,8 

3 353,7 

3 192,7 

3 242,4 

3 082,3 

2 829,3 

2 662,0 

Bundesministerium 

für Gesundheit 

266,8 

174,8 

515,8 

305,3 

550,1 

312,6 

534,7 

304,9 

Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit 

135,4 

99,1 

353,4 

196,8 

425,6 

235,2 

391,2 

194,8 

Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend^) . . 

22,0 

22,0 

32,0 

32,0 

41,5 

41,5 

37,3 

37,3 

Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

26,3 

23,9 

66,7 

63,7 

57,4 

54,3 

59,8 

56,0 

Bundesministerium für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau^) 

90,2 

89,8 

45,9 

45,4 

55,0 

54,4 

61,7 

61,0 

Bundesministerium für Büdung, 

Wissenschaft, Forschung 

und Technologie 

7 443,1 

6 778,1 

11 351,8 

9 749,8 

12 270,1 

10 585,8 

12 717,8 10 878,5 

Allgemeine Finanzverwaltung . 

18,3 

18,3 

1 186,5 

1 109,5 

794,2 

685,5 

266,1 

266,1 

Ausgaben insgesamt 

11 899,2 

10 483,8 

20 047,4 16 961,7 

20 817,8 17 353,5 

20 472,3 16 856,0 


Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen wegen Nacherhebung von Ausgaben für die Graduiertenförderung 
an Hochschulen. 

Einschheßhch der bis 1995 im Einzelplan 36 veranschlagten Mittel für die zivile Verteidigung. 

Für Vergleichszwecke wurden die Ausgaben des ehemahgen BMFJ und BMFuS bzw. BMFT und BMBW bis 1994 jeweils 
zusammengefaßt. 

Mit Berücksichtigung der globalen Minderausgabe (1997; 366,7 Mio DM, 1998: 200 Mio DM). 

Einschheßhch Finanzhüfen nach Art. 104 a Abs. 4 GG an strukturschwache Bundesländer für Investitionsmaßnahmen zur 
Förderung von Forschung und Technologie (1991 bis 1993) und Leistungen für Hochschulen und Projekten bei wirtschafts- 
nahen Forschungseinrichtungen im Zusammenhang mit der deutschen Einheit (1991 bis 1996). 

Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/7 


Forschung und Entwicklung nach Ressorts 


1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

1997 SoU 

1998 Reg, 

-Entw. 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

1 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

15,3 

15,3 

15,4 

15,4 

15,5 

15,5 

15,7 

15,7 

15,9 

15,9 

336,6 

226,5 

354,7 

240,4 

347,8 

238,7 

348,3 

239,5 

357,5 

244,1 

625,7 

218,9 

600,2 

209,8 

641,0 

215,4 

641,7 

226,1 

616,4 

225,8 

2,9 

2,9 

2,5 

2,5 

2,9 

2,9 

3,1 

3,1 

2,9 

2,9 

1 477,6 

1 157,5 

1 339,7 

1 053,5 

1 293,5 

1 007,6 

1 203,2 

916,5 

1 151,6 

862,6 

505,6 

409,6 

499,2 

404,3 

505,4 

409,7 

536,3 

442,2 

547,9 

450,3 

90,1 

36,5 

97,6 

41,3 

107,4 

48,6 

118,8 

51,1 

120,1 

51,6 

363,4 

205,2 

341,6 

154,8 

384,2 

157,0 

418,4 

190,4 

431,7 

184,5 

4,3 

4,3 

4,8 

4,8 

5,3 

5,3 

5,5 

5,5 

~ 

- 

2 809,2 

2 643,3 

3 043,3 

2 874,1 

3 090,8 

2 915,7 

3 209,7 

3 035,2 

2 954,5 

2 780,9 

508,2 

288,2 

434,2 

228,2 

462,1 

239,5 

489,2 

248,9 

472,5 

241,8 

392,4 

184,8 

455,7 

213,6 

486,1 

220,7 

498,7 

216,1 

551,2 

226,0 

37,1 

37,1 

38,9 

38,9 

39,6 

39,6 

36,6 

36,6 

40,8 

40,8 

52,7 

48,8 

53,6 

49,7 

49,2 

45,5 

50,2 

46,1 

51,5 

47,7 

58,3 

57,7 

54,8 

54,1 

49,7 

48,2 

50,0 

48,4 

50,9 

49,3 

12 521,8 

10 593,2 

12 751,6 

10 759,0 

12 787,5 

10 882,6 

12 460,6 

10 514,3 

12 741,2 

10 769,0 

211,9 

211,9 

155,5 

155,5 

166,5 

166,5 

36,4 

36,4 

38,4 

38,4 

20 0134 

16 341,6 

20 243,2 

16 499,9 

20 434,2 

16 659,0 

20 122,3 

16 272,1 

20 145,2 

16 231,6 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/8 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 

- in Mio DM - 



Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1981 Ist 

1991 Ist 

1992 Ist 

1993 Ist 


ins- 

gesamt 

danmter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

A 

Trägerorganisationen; 
Umstrukturierung der 
Forschung im Beitritts- 
gebiet; Hochschulbau 
und überwiegend hoch- 
schulbezogene Sonder- 
programme 

1 892,7 

1 189,1 

4 154,2 

2 553,6 

4 229,5 

2 602,0 

4 540,9 

2 805,7 

Al 

Grundfinanzierung MPG . . 

353,5 

353,5 

499,3 

499,3 

560,6 

560,6 

608,6 

608,6 

A2 

Grundfinanzierung DFG . . . 

474,1 

474,1 

697,1 

697,1 

748,2 

748,2 

814,1 

814,1 

A3 

Grundfinanzierung FhG . . . 

83,0 

83,0 

182,0 

182,0 

333,3 

333,3 

363,4 

363,4 

A4 

Umstrukturierung der 
Forschung im Beitritts - 
gebiet 



450,0 

450,0 

2,5 

2,5 



A5 

Aus- und Neubau von 
Hochschulen^) 

976,8 

273,3 

1 885,6 

535,8 

1 853,2 

519,7 

1 967,7 

545,5 

A6 

Überwiegend hochschul- 
bezogene Sonder- 
programme 2) 

5,3 

5,3 

440,1 

189,3 

731,6 

437,6 

787,1 

474,1 

B 

Großgeräte der Grund- 
lagenforschung 

602,1 

602,1 

948,7 

948,7 

1 009,9 

1 009,9 

1 017,1 

1 017,1 

C 

Meeres- und Polar- 
forschung; Meerestechnik . 

261,6 

260,1 

246,8 

243,9 

277,2 

273,7 

278,7 

275,2 

CI 

Meeres- und Polarforschung 

157,3 

157,3 

173,1 

173,1 

207,1 

207,1 

213,6 

213,6 

C2 

Meerestechnik 

104,3 

102,8 

73,6 

70,8 

70,2 

66,6 

65,1 

61,6 

D 

Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik 

662,3 

662,3 

1 540,1 

1 540,1 

1 785,5 

1 785,5 

1 803,5 

1 803,5 

Dl 

Nationale Förderung 
von Weltraumforschung 
und Weltraumtechnik 

270,2 

270,2 

575,8 

575,8 

612,5 

612,5 

615,1 

615,1 

D2 

Europäische Weltraum- 
organisation (ESA) 

392,1 

392,1 

964,3 

964,3 

1 173,0 

1 173,0 

1 188,4 

1 188,4 

E 

Energieforschung 

und Energietechnologie . . . 

2 130,3 

2 103,8 

1 439,0 

1 203,7 

1 458,6 

1 122,6 

1 271,1 

1 014,6 

El 

Kohle und andere fossile 
Energieträger 

436,8 

436,8 

113,1 

113,1 

96,8 

96,8 

71,4 

71,4 

E2 

Emeuerbare Energien 
und rationelle Energie- 
verwendung 

293,4 

293,4 

332,5 

332,5 

373,4 

373,4 

347,4 

347,4 

E3 

Nukleare Energieforschung 
(ohne Beseitigung kern- 
technischer Anlagen) 

1 294,9 

1 268,3 

591,5 

482,8 

520,5 

392,8 

443,3 

341,5 

E4 

Beseitigung kerntech- 
nischer Anlagen; Risiko- 
beteiligung 



204,4 

77,7 

235,8 

27,4 

191,9 

37,2 

E5 

Kemfusionsforschung 

105,3 

105,3 

197,6 

197,6 

232,1 

232,1 

217,1 

217,1 


Fußnoten und Quellenangaben am Schluß der Tabelle 
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nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 


Tabelle VI/8 


1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

1997 SoU^) 

1998 Reg.-Entw. 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

4 512,4 

2 798,3 

4 738,4 

2 952,6 

4 659,9 

2 973,9 

4 776,2 

3 039,4 

4 849,7 

3 130,4 

638,0 

638,0 

696,5 

696,5 

711,1 

711,1 

755,4 

755,4 

793,2 

793,2 

871,3 

871,3 

936,0 

936,0 

982,2 

982,2 

1 031,1 

1 031,1 

1 082,7 

1 082,7 

402,9 

402,9 

409,9 

409,9 

413,0 

413,0 

429,6 

429,6 

442,5 

442,5 

1 925,6 

545,2 

2 038,4 

582,0 

2 044,3 

583,5 

2 038,4 

583,3 

2 037,1 

583,0 

674,6 

340,9 

657,6 

328,2 

509,4 

284,2 

521,7 

240,0 

494,3 

229,1 

1 023,8 

1 023,8 

1 036,8 

1 036,8 

1 065,6 

1 065,6 

1 040,4 

1 040,4 

1 036,5 

1 036,5 

280,4 

276,8 

307,9 

282,6 

310,2 

281,3 

305,7 

276,7 

306,1 

277,1 

223,5 

223,5 

263,9 

242,7 

265,8 

240,2 

264,9 

239,3 

267,7 

242,0 

56,9 

53,3 

44,0 

39,9 

44,5 

41,1 

40,8 

37,4 

38,4 

35,1 

1 622,1 

1 622,1 

1 582,1 

1 582,1 

1 550,7 

1 550,7 

1 449,6 

1 449,6 

1 427,1 

1427,1 

581,2 

581,2 

490,5 

490,5 

516,7 

516,7 

449,6 

449,6 

445,1 

445,1 

1 040,8 

1 040,8 

1 091,6 

1 091,6 

1 034,0 

1 034,0 

1 000,0 

1 000,0 

982,0 

982,0 

1214,2 

870,6 

1 190,4 

826,4 

1221,3 

820,6 

1 249,7 

833,0 

1 349,8 

845,2 

57,0 

57,0 

43,7 

41,4 

41,5 

39,1 

46,9 

44,6 

46,8 

44,6 

314,4 

314,4 

294,2 

294,2 

319,1 

319,1 

298,5 

298,5 

298,9 

298,9 

389,6 

277,3 

408,3 

270,2 

413,3 

254,4 

431,2 

252,0 

466,9 

253,5 

253,4 

22,1 

238,5 

15,0 

254,6 

15,2 

250,3 

15,1 

303,8 

14,8 

199,9 

199,9 

205,6 

205,6 

192,7 

192,7 

222,9 

222,9 

233,4 

233,4 
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Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1981 Ist 

1991 Ist 

1992 Ist 

1993 Ist 


ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

F 

Umweltforschung; 
Klimaforschung 

484,5 

410,1 

1 031,5 

872,4 

1 184,5 

1 000,8 

1 252,1 

1 015,7 

Fl 

Ökologische Forschung .... 

208,9 

171,6 

465,4 

381,1 

538,1 

440,0 

557,1 

428,8 

F2 

Umwelttechnologien 

261,2 

224,0 

406,2 

331,4 

449,8 

364,2 

460,8 

352,7 

F7 

Klima- und Atmosphären- 
forschung 

14,5 

14,5 

159,8 

159,8 

196,5 

196,5 

234,2 

234,2 

G 

Forschung und Entwick- 
lung im Dienste der 
Gesundheit 

406,2 

340,4 

833,2 

669,3 

913,1 

726,2 

943,6 

764,5 

H 

Forschung und Entwick- 
lung zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen 

142,1 

117,8 

185,9 

126,3 

178,8 

120,9 

160,7 

102,0 

I 

Informationstechnik 
(einschl. Multimedia 
und Fertigungstechnik) .... 

395,4 

381,2 

920,4 

873,3 

1 024,1 

975,0 

1 020,4 

970,4 

11 

Informatik 

133,4 

133,1 

275,3 

251,8 

252,4 

226,8 

266,9 

239,8 

12 

Basistechnologien der 
Informationstechnik 

183,7 

183,7 

365,8 

365,8 

402,3 

402,3 

430,4 

430,4 

13 

Anwendung der Mikro - 
Systemtechnik (einschl. 
Anwendung der Mikroelek- 
tronik; Mikroperipherik) . . . 

17,7 

17,7 

98,4 

98,4 

169,2 

169,2 

154,7 

154,7 

14 

Fertigungstechnik 

40,7 

40,7 

127,9 

127,9 

147,9 

147,9 

121,9 

121,9 

15 

Multimedia 

20,0 

6,0 

53,0 

29,3 

52,4 

28,8 

46,5 

23,6 

K 

Biotechnologie 

98,8 

98,8 

274,5 

274,5 

371,1 

353,4 

407,6 

388,0 

L 

Materialforschung; 
physikalische und 
chemische Technologien . . 

386,2 

321,5 

719,4 

609,9 

725,1 

601,9 

737,9 

614,2 

LI 

Materialforschung; 
Werkstoffe für Zukunfts- 
technologien 

170,1 

147,0 

311,4 

294,1 

309,6 

289,3 

291,5 

270,6 

L2 

Physikaüsche und 
chemische Technologien . . . 

216,0 

174,6 

408,0 

315,8 

415,5 

312,6 

446,4 

343,6 

M 

Luftfahrtforschung und 
Hyperschalltechnologie . . . 

477,9 

477,9 

898,7 

898,7 

807,5 

807,5 

619,5 

619,5 

N 

Forschung und Technolo- 
gie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr 
(einschl. Verkehrssicherheit) 

379,1 

334,3 

319,8 

238,8 

320,7 

226,4 

328,5 

227,2 

O 

Geowissenschaften 

und Rohstoffsicherung .... 

219,3 

162,9 

262,3 

190,5 

308,9 

231,3 

319,1 

242,0 

Ol 

Geowissenschaften (ins- 
besondere Tiefbohrungen) . 

90,8 

55,2 

204,0 

155,9 

246,4 

195,0 

258,2 

207,1 

02 

Rohstoffsicherung 

128,5 

107,7 

58,2 

34,6 

62,5 

36,3 

60,9 

34,9 

P 

Raumordnung und Städte- 
bau; Bauforschung 

173,2 

165,6 

194,4 

179,9 

191,8 

174,2 

198,5 

180,7 

PI 

Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen 

53,9 

53,5 

49,2 

48,7 

48,4 

47,8 

52,1 

51,4 

P2 

Bauforschung und -technik; 
Forschung und Technologie 
für den Denkmalschutz; 
Straßenbauforschung 

119,3 

112,0 

145,1 

131,2 

143,5 

126,4 

146,4 

129,3 
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1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

1997 SoU^) 

1998 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1 244,6 

1 007,1 

1 250,5 

984,3 

1 326,2 

1 053,2 

1 336,5 

1 066,3 

1 342,2 

1 068,4 

546,0 

417,1 

520,7 

403,8 

541,7 

419,9 

532,3 

412,5 

543,3 

419,9 

449,2 

340,6 

486,5 

338,6 

544,7 

394,9 

547,6 

398,7 

539,0 

390,1 

249,5 

249,5 

243,3 

241,8 

239,8 

238,4 

256,6 

255,1 

259,9 

258,4 

928,2 

757,8 

931,5 

763,0 

943,1 

762,2 

982,2 

786,2 

981,5 

790,8 

149,4 

95,8 

152,6 

96,3 

154,7 

96,0 

159,8 

92,1 

161,1 

92,6 

1 036,7 

990,8 

1 017,6 

966,8 

1 098,3 

1 037,3 

1 044,1 

976,7 

1 054,1 

986,1 

250,1 

226,2 

247,0 

218,0 

270,3 

230,1 

249,0 

201,9 

251,3 

203,1 

455,4 

455,4 

432,3 

432,3 

418,6 

418,6 

378,2 

378,2 

379,2 

379,2 

155,1 

155,1 

161,3 

161,3 

173,7 

173,7 

149,9 

149,9 

149,2 

149,2 

113,3 

113,3 

100,8 

100,8 

117,1 

117,1 

113,0 

113,0 

113,0 

113,0 

62,9 

40,9 

76,1 

54,4 

118,7 

97,9 

154,0 

133,6 

161,5 

141,6 

395,9 

375,3 

417,6 

397,1 

426,7 

406,3 

479,5 

459,5 

483,3 

462,5 

731,6 

605,0 

744,6 

662,8 

772,8 

694,4 

750,7 

672,6 

750,5 

671,3 

271,3 

249,9 

301,1 

289,0 

311,1 

300,5 

302,4 

291,0 

304,4 

291,9 

460,2 

355,1 

443,5 

373,8 

461,7 

393,9 

448,4 

381,6 

446,1 

379,3 

470,6 

470,6 

351,4 

351,4 

329,6 

329,6 

301,7 

301,7 

299,2 

299,2 

329,8 

219,4 

282,7 

187,3 

304,2 

182,7 

354,9 

232,5 

366,7 

225,1 

344,0 

269,7 

211,8 

161,6 

194,7 

145,4 

159,6 

110,2 

153,7 

104,2 

286,6 

237,1 

207,9 

159,1 

190,6 

142,8 

155,4 

107,5 

149,6 

101,5 

57,4 

32,6 

3,9 

2,5 

4,1 

2,6 

4,2 

2,7 

4,2 

2,7 

186,5 

168,8 

123,8 

123,1 

104,8 

103,3 

118,5 

116,9 

99,0 

97,4 

50,8 

50,2 

46,4 

45,7 

44,8 

43,3 

45,0 

43,4 

46,5 

45,0 

135,7 

118,6 

77,3 

77,3 

60,0 

60,0 

73,5 

73,5 

52,4 

52,4 
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Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1981 Ist 

1991 Ist 

1992 Ist 

1993 Ist 


ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Q 

Forschung und Entwick- 
lung im Ernährungs- 
bereich 

76,6 

69,3 

105,6 

95,9 

113,0 

95,9 

121,9 

103,3 

R 

Forschung und Entwick- 
lung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie 
der Fischerei 

2124 

183,4 

467,8 

430,1 

315,2 

263,6 

341,6 

288,4 

S 

Bildungsforschung 

166,8 

129,2 

149,1 

107,8 

169,4 

122,5 

170,3 

124,1 

S1 

Berufsbildungsforschung . . 

62,7 

56,1 

73,6 

66,9 

80,3 

72,8 

79,7 

72,6 

S2 

Übrige Bildungsforschung . 

104,1 

73,1 

75,5 

40,9 

89,1 

49,7 

90,6 

51,5 

T 

Innovation und verbes- 
serte Rahmenbedingungen 

557,2 

495,5 

497,9 

426,9 

753,2 

675,2 

740,7 

664,8 

TI 

Indirekte Förderung des 
FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

359,3 

359,3 

32,2 

32,2 

74,7 

74,7 

113,5 

113,5 

T2 

Verbesserung des Techno- 
logie- und Wissenstransfers 

20,1 

20,1 

85,4 

73,9 

211,2 

197,8 

153,1 

138,6 

T3 

Beteihgung am Innova- 
tionsrisiko von Techno- 
logieünternehmen 

3,9 

3,9 

45,9 

45,9 

77,0 

77,0 

81,7 

81,7 

T4 

Übrige indirekte Förder- 
maßnahmen (ohne 
indirekt-spezifische) 

79,5 

79,5 

199,8 

199,8 

198,1 

198,1 

169,6 

169,6 

T8 

Rationahsierung und 
wissenschafthch-tech- 
nische Ressortdienst- 
leistungen (BMWi) 

65,4 

3,6 

64,0 

4,4 

68,9 

4,3 

65,6 

4,2 

T9 

Übrige Fördermaßnahmen 
(BMWi) 

29,2 

29,2 

70,6 

70,6 

123,2 

123,2 

157,1 

157,1 

U 

Fachinformation 

75,0 

51,6 

107,5 

73,3 

108,0 

72,8 

98,5 

65,8 

V 

Geisteswissenschaften; 
Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaften 

322,6 

239,0 

633,6 

438,6 

732,1 

453,4 

802,5 

475,8 

W1 

Übrige, nicht anderen 
Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 

243,8 

160,2 

946,1 

796,0 

774,1 

593,4 

661,1 

458,3 

W2 

Globale Minderausgabe 
des BMBF"^) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

A-W Zivile Förderbereiche 

zusammen 

10 365,9 

8 956,1 

16 876,4 13 792,0 

17 751,4 14 288,3 

17 836,0 14 221,0 

X 

Wehrforschung und 
-technik 

1 533,2 

1 527,8 

3 171,0 

3 169,8 

3 066,4 

3 065,2 

2 636,3 

2 635,0 

Ausgaben insgesamt 

11899,2 

10 483,8 

20 047,4 16 961,7 

20 817,8 17 353,5 

20 472,3 16 856,0 


Einschließlich Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung. 

Einschheßhch dem Programm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders 
belasteten Fachrichtungen (HSP I) 1991 bis 1995, dem Emeuerungsprogramm für Hochschule und Forschung m den neuen 
Ländern und Berhn-Ost 1991 bis 1996 sowie dem Programm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit von Hochschulen und 
Forschung (HSP II bzw. III) ab 1991. 

Aufteüung teilweise geschätzt. 

'*) Die Aufteilung der globalen Minderausgabe des BMBF auf Förderbereiche bzw. Förderschwerpunkte ist erst im Ist möghch. 
Quelle : Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

1997 SoU^) 

1998Reg.-Entw.^) 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

128,2 

108,1 

130,4 

91,4 

139,6 

98,6 

140,1 

98,3 

143,2 

100,1 

308,2 

255,5 

307,3 

254,1 

309,2 

256,1 

309,4 

257,1 

319,0 

264,7 

166,2 

122,9 

159,0 

120,4 

166,0 

123,9 

157,0 

114,8 

174,8 

127,8 

78,5 

71,9 

79,0 

72,3 

78,7 

72,2 

73,7 

68,3 

75,9 

70,1 

87,6 

51,0 

80,1 

48,1 

87,4 

51,6 

83,3 

46,5 

98,9 

57,7 

844,3 

766,6 

930,7 

860,6 

902,5 

834,3 

874,3 

806,5 

826,5 

758,8 

86,4 

86,4 

126,1 

126,1 

116,2 

116,2 

135,0 

135,0 

133,0 

133,0 

208,9 

194,2 

245,0 

224,1 

208,7 

190,2 

198,8 

179,8 

203,2 

184,2 

72,6 

72,6 

70,0 

70,0 

82,7 

82,7 

108,0 

108,0 

108,6 

108,6 

169,9 

169,9 

169,9 

169,9 

169,8 

169,8 

170,0 

170,0 

170,0 

170,0 

67,4 

4,3 

53,5 

4,2 

54,2 

4,5 

53,1 

4,4 

53,2 

4,4 

239,1 

239,1 

266,2 

266,2 

270,9 

270,9 

209,3 

209,3 

158,6 

158,6 

80,8 

50,9 

65,7 

36,7 

56,2 

24,4 

54,1 

21,0 

49,2 

18,7 

789,1 

461,3 

785,2 

458,2 

821,2 

467,0 

816,5 

474,5 

796,6 

480,6 

614,7 

414,0 

684,0 

464,5 

695,2 

472,3 

629,1 

414,7 

629,5 

423,1 

- . - 

- 

- 

- 

- 

- 

- 366,7 

- 366,7 

- 200,0 

- 200,0 

17 401,8 

13 731,4 

17 402,2 

13 660,1 

17 552,8 

13 778,9 

17 123,0 

13 274,2 

17 399,4 

13 487,5 

2 611,3 

2 610,2 

2 841,1 

2 839,9 

2 881,4 

2 880,1 

2 999,3 

2 997,9 

2 745,7 

2 744,1 

20 013,1 

16 341,6 

20 243,2 

16 499,9 

20 434,2 

16 659,0 

20 122,3 

16 272,1 

20 145,2 

16 231,6 
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Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

- in Mio DM - 



1981 Ist 

1991 Ist 

1992 Ist 

1993 Ist 

Förderungsart 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

1. Projektförderung 

6 010,7 

5 939,6 

8 869,8 

8 640,2 

8 802,0 

8 466,5 

7 874,2 

7 572,1 

1.1 Direkte Projektfördening^) .. 

5 548,0 

5 476,9 

8 427,6 

8 198,0 

8 174,9 

7 839,4 

7 240,5 

6 938,4 

1.2 Indirekte Forschungs- und 
Innovationsförderung 

462,7 

462,7 

442,2 

442,2 

627,0 

627,0 

633,7 

633,7 

2. Institutionelle Förderung . , . 

4 137,7 

3 562,8 

7 321,7 

6 169,2 

7 717,7 

6 325,3 

8 110,7 

6 634,1 

2.1 Forschungs- und 

Wissenschaftsförderungs- 
organisationen 

966,1 

948,0 

1 488,0 

1 454,5 

1 748,8 

1 712,0 

1 897,7 

1 856,3 

2.2 Hermann von Helmholtz- 
Gemeinschaft Deutscher 
Forschungszentren (HGF) 
(Großforschungs- 
einrichtungen) 

1 614,5 

1 614,5 

2 405,9 

2 405,9 

2 599,9 

2 599,9 

2 685,3 

2 685,3 

2.3 Institute der „Blauen Liste" 

193,9 

171,0 

272,8 

245,1 

518,8 

489,5 

566,9 

538,1 

2.4 Sonstige Einrichtungen ohne 
Erwerbszweck 

217,1 

146,6 

1 103,5«) 

949,2«) 

501,0 

275,9 

545,1 

278,8 

2.5 Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen und sonstige 
Bundesanstalten 

1 146,1 

682,6 

2 051,5 

1 114,5 

2 349,3 

1 247,9 

2 415,7 

1 275,6 

3. Hochschulbezogene 

Förderung^) 

976,8 

273,3 

2 270,7 

670,0 

2 523,4 

895,9 

2 698,1 

962,9 

4. Internationale Zusammen- 
arbeit 

773,9 

708,2 

1 585,2 

1 482,3 

1 774,7 

1 665,8 

1 789,3 

1 686,8 

4.1 Beiträge an Organisationen 
und Einrichtungen 

692,8 

673,2 

1 414,8 

1 384,0 

1 623,5 

1 593,0 

1 645,6 

1 613,3 

4.2 Projektförderung in der inter- 
nationalen Zusammenarbeit . 

81,1 

35,0 

170,5 

98,3 

151,2 

72,7 

143,7 

73,5 

5. Globale Minderausgabe 

desBMBF") 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Ausgaben insgesamt 

11 899,2 

10 483,8 

20 047,4 

16 961,7 

20 817,8 

17 353,5 

20 472,3 

16 856,0 

Nachrichtlich: 

Direkte Projektförderung . . 

5 548,0 

5 476,9 

8 427,6 

8 198,0 

8 174,9 

7 839,4 

7 240,5 

6 938,4 

darunter: 

BMBF 

3 315,7 

3 255,9 

3 830,0 

3 624,2 

3 763,0 

3 451,9 

3 607,3 

3 326,5 

. BMWi 

431,5 

429,3 

745,5 

732,0 

603,5 

591,1 

595,4 

585,5 

BMVg 

1 393,6 

1 388,2 

2 843,5 

2 842,4 

2 737,3 

2 736,1 

2 306,8 

2 305,5 


Einschließlich Ausgaben für Aufträge im Rahmen der Ressort- und Wehrforschung und -entwicklung. 

Ohne steuerhche Maßnahmen (Zulagen, Sonderabschreibungen). 

Einschheßhch von Bund und Ländern gemeinsam geförderte landeseigene Einrichtungen. 

Einschheßhch Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für Öffenthche Verwaltung; dem Programm zur 
Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders belasteten Fachrichtungen (HSP I) 1991 
bis 1995, dem Programm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit von Hochschulen und Forschung (HSP 11 bzw. III) ab 1991, 
sowie dem Emeuerungsprogramm für Hochschule und Forschung (HEP) in den neuen Ländern und Berhn-Ost bis 1996. 

^) Mit Sitz im In- und Ausland. 

^) Einschheßhch Übergangsfinanzierung der Akademie der Landwirtschafts Wissenschaften, der Bauakademie und der Aka- 
demie der Wissenschaften im Beitrittsgebiet. 

^) Aufteilung der globalen Minderausgabe auf Förderungs arten ist erst im Ist möghch. 

Quelle: Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Forschung und Entwicklung nach Förderungsarten 


1994 Ist 

1995 Ist 

1996Ist 

1997 SoU 

1998 Reg. 

-Entw. 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

insge- 

samt 

darunter 

FuE 

7 689,3 

7 316,3 

7 698,6 

7 344,0 

7 839,7 

7 469,9 

7 651,9 

7 295,1 

7 387,8 

6 985,8 

7 117,7 

6 744,7 

7 039,4 

6 684,8 

7 220,7 

6 851,0 

7 021,1 

6 664,2 

6 754,3 

6 352,3 

571,6 

571,6 

659,2 

659,2 

619,0 

619,0 

630,9 

630,9 

633,5 

633,5 

8 127,0 

6 645,4 

8 186,4 

6 688,3 

8 431,5 

6 813,3 

8 730,7 

7 073,6 

8 899,8 

7 209,0 

2 014,2 

1 976,1 

2 149,0 

2 107,7 

2 209,4 

2 169,9 

2 320,0 

2 280,4 

2 421,0 

2 382,2 


2 558,7 

2 558,7 

2 544,6 

2 544,6 

2 549,1 

2 549,1 

2 617,4 

2 617,4 

2 619,5 

2 619,5 

599,8 

571,6 

611,1 

583,7 

611,7 

584,5 

648,5 

622,3 

665,9 

638,3 

546,2 

275,6 

547,3 

279,0 

572,1 

282,5 

565,7 

288,1 

537,2 

284,4 

2 408,2 

1 263,4 

2 334,5 

1 173,4 

2 489,1 

1 227,3 

2 579,1 

1 265,5 

2 656,1 

1 284,6 

2 546,9 

832,8 

2 636,5 

850,7 

2 495,8 

809,7 

2 507,8 

771,0 

2 479,1 

759,8 

1 649,9 

1 547,1 

1 721,7 

1 617,0 

1 667,3 

1 566,0 

1 598,6 

1 499,0 

1 578,5 

1 477,0 

1 509,0 

1 475,5 

1 579,1 

1 544,4 

1 526,0 

1491,4 

1 457,9 

1 424,7 

1 429,3 

1 399,7 

140,9 

71,7 

142,6 

72,6 

141,3 

74,6 

140,7 

74,3 

149,2 

77,4 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

-366,7 

-366,7 

-200,0 

-200,0 

20 013,1 

16 341,6 

20 243,2 

16 499,9 

20 434,2 

16 659,0 

20 122,3 

16 272,1 

20 145,2 

16 231,6 

7 117,7 

6 744,7 

7 039,4 

6 684,8 

7 220,7 

6 851,0 

7 021,1 

6 664,2 

6 754,3 

6 352,3 

3 604, 1 

3 253,2 

3 471,2 

3 138,0 

3 672,2 

3 322,4 

3 489,9 

3 153,1 

3 529,1 

3 147,8 

553,8 

543,7 

435,0 

424,5 

394,7 

384,6 

274,7 

264,7 

266,4 

214,2 

2 304,3 

2 303,2 

2 533,6 

2 532,4 

2 551,9 

2 550,7 

2 666,2 

2 664,9 

2 417,0 

2 415,4 
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Tabelle VI/10 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 

- in Mio DM - 




1981 Ist 

1991 Ist 

1992 Ist 

1993 Ist 


Empfängergruppe 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1. 

Gebietskörperschaften 

2 952,6 

1 752,2 

6 140,8 

3 589,0 

6 252,2 

3 532,8 

6 239,6 

3 392,3 

1.1. 

Bund 

1 467,7 

853,4 

2 527,5 

1 395,5 

2 856,3 

1 537,7 

2 963,0 

1 567,4 

1.1.1 

• 

Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen 

1 251,0 

782,6 

2 181,5 

1 243,9 

2 484,2 

1 381,0 

2 545,0 

1 397,9 

1.1.2 

Sonstige Einrichtungen 
der Bundesverwaltung 

216,7 

70,9 

345,9 

151,5 

372,0 

156,7 

418,0 

169,5 

1.2 

Länder und Gemeinden (Gv.) . 

1 484,9 

898,7 

3 613,3 

2 193,5 

3 396,0 

1 995,2 

3 276,6 

1 824,9 

1.2.1 

Forschungseinrichtungen 
der Länder 

82,6 

80,4 

176,4 

172,1 

193,9 

189,6 

184,7 

179,5 

1.2.2 

Hochschulen und Hoch- 
schulkliniken 

1 154,8 

579,0 

3 014,9 

1 601,6 

2 892,8 

1 499,8 

2 943,7 

1 501,3 

1.2.3 

Sonstige Einrichtungen 
der Länder 

175,6 

169,9 

385,7 

383,9 

267,2 

264,4 

102,4 

99,3 

1.2.4 

Gemeinden, Gemeinde- 
und Zweckverbände 

71,9 

69,4 

36,3 

36,0 

42,1 

41,3 

45,8 

44,8 

2. 

Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

3 572,7 

3 391,7 

6 863,4 

6 437,8 

7 159,3 

6 676,7 

7 535,4 

6 985,7 

2.1 

Forschungs- und Wissen- 
schaftsförderungsorganisatio- 
nen (z.B. MPG, FhG, DFG)Ü • ■ 

1 206,2 

1 136,5 

2 254,2 

2 111,1 

2 710,6 

2 534,2 

2 874,7 

2 681,7 

2.2 

Hermann von Helmholtz- 
Gemeinschaft Deutscher For- 
schungszentren (HGF) (Groß- 
forschungseinrichtungen) .... 

1 768,9 

1 768,7 

2 782,8 

2 709,4 

2 952,3 

2 938,3 

3 083,9 

3 060,7, 

2.3 

Sonstige wissenschafthche 
Einrichtungen ohne Erwerbs- 
zweck 

494,9 

397,0 

1 657,0^) 

1 470, 6Ü 

1 296,0 

1 031,5 

1 402,5 

1 097,9 

2.4 

Übrige Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

102,7 

89,5 

169,4 

146,7 

200,5 

172,7 

174,3 

145,4 

3. 

Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft 

4 498,7 

4 485,2 

5 206,3 

5 129,5 

5 269,4 

5 039,1 

4 731,2 

4 561,9 

3.1 

Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft 

4 074,5 

4 063,1 

4 207,2 

4 146,0 

4 235,6 

4 026,3 

3 570,4 

3 418,8 

3.2 

Dienstleistungen, soweit von 
Unternehmen und Freien 
Berufen erbracht 

424,2 

422,1 

999,1 

983,4 

1 033,8 

1 012,8 

1 160,9 

1 143,1 

4. 

Ausland 

875,1 

854,7 

1 836,9 

1 805,6 

2 136,9 

2 104,8 

1 966,1 

1 916,1 

4.1 

Zahlungen an Gesellschaften 
und Unternehmen der 
Wirtschaft im Ausland 

143,6 

143,1 

332,0 

331,6 

381,1 

380,5 

71,3 

70,6 

4.2 

Beiträge an internationale 
Organisationen und übrige 
Zahlungen an das Ausland . . . 

731,5 

711,6 

1 504,8 

1 474,0 

1 755,8 

1 724,3 

1 894,8 

1 845,4 

5. 

Globale Minderausgabe 
des BMBF 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


Ausgaben insgesamt 

11899,2 

10483,8 

20047,4 

16961,7 

20817,8 

17353,5 

20472,3 

16856,0 


Nachrichtlich: 

Wirtschaft^) . . . .' 

4 498,7 

4 485,2 

5 206,3 

5 129,5 

5 269,4 

5 039,1 

4 731,2 

4 561,9 


darunter: 

BMBF 

2 310,4 

2 297,5 

1 725,0 

1 658,5 

1 826,1 

1 607,1 

1 653,6 

1 492,8 


BMWi 

852,2 

852,2 

923,1 

912,9 

798,2 

787,3 

821,0 

812,5 


BMVg 

1 246,3 

1 246,3 

2 421,6 

2 421,6 

2 296,1 

2 296,1 

2 063,8 

2 063,8 


Aufteilung geschätzt. Aufteilung der globalen Minderausgabe des BMBF auf Empfängergruppenist erst im Ist möglich. 
Einschheßhch Bundeswehruniversitäten. 

Ohne Grundfinanzierung DFG und ohne Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

Einschließlich Grundfinanzierung DFG und Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

Einschließlich Übergangsfinanzierung der Akademie der Landwirtschafts Wissenschaften, der Bauakademie und der Akademie 
der Wissenschaften im Beitrittsgebiet. 

Einschheßhch der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung; Abgrenzung nach der Wirtschaftszweigsystematik; ohne Mittel 
an GeseUschaften und Unternehmen der Wirtschaft im Ausland (siehe 4.1). 

Quelle : Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/10 


und Entwicklung nach Empfängergruppen 


1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

1997 Soll^) 

1998 Reg. 

-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

6 195,1 

2 871,4 

3 392,2 

1 508,6 

6 087,9 

2 779,8 

3 200,9 

1 408,9 

6 123,6 

2 935,0 

3 235,5 

1 459,4 

6 100,5 

3 015,5 

3 159,6 

1 495,4 

6 219,6 

3 152,0 

3 172,6 

1 515,9 

2 527,9 

1 371,9 

2 445,6 

1 273,7 

2 593,0 

1 320,9 

2 677,5 

1 355,9 

2 749,1 

1 375,3 

343,5 

3 323,7 

136,7 

1 883,6 

334,2 

3 308,1 

135,2 

1 792,0 

342,0 

3 188,6 

138,5 

1 776,1 

338,0 

3 085,0 

139,5 

1 664,2 

402,9 

3 067,6 

140,6 
1 656,7 

211,2 

206,2 

171,1 

165,4 

160,2 

155,0 

139,0 

133,6 

140,6 

135,1 

2 918,4 

1486,7 

2 989,9 

1 482,6 

2 868,9 

1 464,0 

2 862,7 

1 449,9 

2 847,2 

1 444,0 

155,6 

153,1 

117,0 

114,8 

120,1 

118,7 

49,3 

47,5 

44,3 

43,0 

38,6 

37,7 

30,1 

29,2 

39,5 

38,5 

34,0 

33,2 

35,5 

34,6 

7 524,7 

6 810,1 

7 743,6 

7 044,0 

7 841,0 

7 101,5 

8 031,8 

7 264,5 

8 106,1 

7 374,3 

2 903,1 

2 694,4 

3 111,3 

2 893,7 

3 155,0 

2 941,0 

3 295,0 

3 047,5 

3 399,5 

3 144,8 


3 077,0 

2 909,2 

3 050,3 

2 898,1 

3 101,2 

2 925,4 

3 173,7 

2 985,9 

3 162,5 

2 986,6 

1 388,3 

1 078,8 

1 427,3 

1 123,6 

1 429,5 

1 106,5 

1 421,4 

1 113,3 

1 403,9 

1 123,2 

156,2 

127,7 

154,8 

128,6 

155,2 

128,6 

141,6 

117,8 

140,3 

119,7 

4 597,3 

4 485,2 

4 655,8 

4 535,3 

4 806,5 

4 695,0 

4 778,6 

4 671,0 

4 459,2 

4 356,2 

3 721,7 

3 629,7 

3 707,1 

3 607,5 

4 027,3 

3 937,6 

3 991,2 

3 903,2 

3 694,7 

3 610,2 

875,6 

1 696,0 

855,5 

1 654,1 

948,7 

1 755,9 

927,8 

1 719,7 

779,2 

1 663,2 

757,4 

1 627,1 

787,4 

1 578,1 

767,8 

1 543,7 

764,5 

1 560,3 

746,0 

1 528,5 

38,5 

37,8 

37,7 

37,1 

37,0 

36,4 

39,0 

38,5 

40,5 

40,1 

1 657,5 

1 616,3 

1 718,2 

1 682,6 

1 626,2 

1 590,6 

1 539,1 

1 505,1 

1 519,7 

1 488,4 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

-366,7 

-366,7 

-200,0 

-200,0 

20 013,1 

16 341,6 

20 243,2 

16 499,9 

20 434,2 

16 659,0 

20 122,3 

16 272,1 

20 145,2 

16 231,6 

4 597,3 

4 485,2 

4 655,8 

4 535,3 

4 806,5 

4 695,0 

4 778,6 

4 671,0 

4 459,2 

4 356,2 

1 510,8 
779,3 

2 102,1 

1 408,0 
770,1 

2 102,1 

1 485,8 
704,6 

2 308,2 

1 375,1 
695,0 

2 308,2 

1 561,4 
635,4 

2 456,9 

1 459,3 
626,1 

2 456,9 

1 488,5 
540,7 

2 561,3 

1 390,2 
531,6 

2 561,3 

1 484,9 
490,2 

2 304,9 

1 393,2 
479,0 

2 304,9 
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Tabelle VI/11 


Ausgaben des Bundes an Gesellschaften 
Forschung und Entwicklung 
- vorläufige 

- in Mio DM - 


Wirts chaftsgliederung 

WZ 

1993 

1993 Ist 

insgesamt 

darunter 
direkte 
Projekt- 
förderung 0 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Fischzucht 

01-05 

51,7 

36,3 

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 




(ohne Energie- u. Wasserversorgung) 

10-14 

15,9 

14,9 

Verarbeitendes Gewerbe 

15-37 

3 342,9 

2 906,7 

Emährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

15/16 

24,5 

11,4 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

17-19 

50,3 

15,2 

Holz- (ohne Herstellung von Möbeln), Papier-, Verlags- und 




Druckgewerbe, Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- 




und Datenträgern 

20-22 

34,5 

8,5 

Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und 




Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen 

23 

78,4 

77,6 

Chemische Industrie 

24 

115,4 

79,8 

Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 

25 

21,0 

9,0 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden . 

26 

33,4 

19,8 

Metallerzeugung und -bearbeitung; Herstellung von 




Metallerzeugnissen 

27/28 

76,4 

34,8 

Maschinenbau 

29 

413,1 

280,7 

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten 




und -einrichtungen 

30 

154,8 

145,8 

Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung, 




-Verteilung u. ä 

31 

122,5 

103,3 

Rundfunk-, Femseh- und Nachrichtentechnik 

32 

485,2 

475,6 

Medizin-, Meß-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik 

33 

302,0 

221,0 

Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 

34 

27,1 ■ 

25,9 

Schiffbau 

35.1 

51,4 

49,1 

Schienenfahrzeugbau 

35.2 

4,4 

2,8 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

35.3 

1 342,4 

1 342,0 

Herstellung von Kraft- u. Fahrrädern u. Behinderten- 




fahrzeugen; Fahrzeugbau a. n. g 

35.9 

1,3 

0,8 

Herstellung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, 




Sportgeräten, Spielwaren und sonstigen Erzeugnissen 

36 

4,8 

3,5 

Recycling 

37 

0,0 

0,0 

Energie- und Wasserversorgung (ohne Bergbau) 

40/41 

65,4 

51,2 

Baugewerbe (einschl. Elektroinstallation) 

45 

94,5 

89,9 

Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kfz und 




Gebrauchsgütem; Gastgewerbe 

50-55 

34,4 

34,1 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

60-64 

22,9 

22,8 

Kredit- und Versicherungsgewerbe 

65-67 

16,6 

0,3 

Sonstige Dienstleistungen, soweit von Unternehmen und 




Freien Berufen erbracht^) 

70-93 

1 087,1 

1 008,6 

Ausgaben insgesamt 

darunter FuE 

darunter Förderung der Gemeinschaftsforschung des BMWi 


4 731,4 

4 561,9 

169,6 

4 164,6 

3 995,3 


*) Gliederung entsprechend der Klassifikation der Wirtschaftzweige - Ausgabe 1993; zum Teil schwerpunktmäßige (vorläufige) 
Zuordnung und Umsetzung der Ausgaben früherer Jahre zur neuen Klassifikation der Wirtschaftszweige. 

Einschließlich Ausgaben für Aufträge im Rahmen der Ressort- und Wehrforschung und -entwicklung. 

Einschließlich Forschung und Entwicklung in Einrichtungen von Unternehmen. 

Quelle: Bundesnünisterium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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und Unternehmen der Wirtschaft für Wissenschaft, Tabelle VI/1 1 

in der Wirtschaftsgliederung *) 

Ergebnisse - 


1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

WZ 

1993 

insgesamt 

darunter 

direkte 

Projekt- 

förderung 

insgesamt 

darunter 
direkte 
Projekt- 
förderung 0 

insgesamt 

darunter 

direkte 

Projekt- 

förderung 

43,9 

30,4 

40,7 

30,1 

... 

27,7 

01-05 

5,4 

4,5 

4,2 

2,9 

... 

5,7 

10-14 

3 573,5 

3 178,5 

3 598,0 

3 134,2 

..." 

3 489,6 

15-37 

23,4 

9,1 

23,6 

6,8 


6,2 

15/16 

53,5 

19,4 

54,2 

16,8 


11,7 

17-19 

33,3 

14,0 

40,5 

15,7 


17,3 

20-22 

75,2 

73,7 

96,2 

92,7 


93,6 

23 

127,7 

88,4 

177,5 

113,4 


114,5 

24 

26,2 

12,6 

36,7 

19,8 


14,3 

25 

35,6 

20,6 

39,8 

22,9 


24,6 

26 

94,1 

51,5 

176,1 

131,9 


125,8 

27/28 

364,2 

274,5 

419,2 

335,9 


321,0 

29 

181,0 

170,6 

171,8 

158,4 


126,0 

30 

121,8 

112,7 

115,1 

104,1 


137,7 

31 

494,8 

489,3 

493,8 

485,0 


657,8 

32 

559,3 

481,6 

523,2 

432,7 


390,4 

33 

22,1 

17,2 

25,6 

19,0 


87,8 

34 

82,8 

77,9 

57,6 

53,0 


93,4 

35.1 

6,9 

3,6 

7,8 

3,9 


6,1 

35.2 

1 240,2 

1 240,1 

1 101,2 

1 101,0 


1 245,0 

35.3 

6,4 

2,2 

13,4 

6,4 


2,0 

35.9 

8,5 

2,8 

16,7 

7,5 


10,0 

36 

16,5 

16,5 

8,0 

7,5 


4,4 

37 

52,5 

34,8 

40,4 

14,4 

... 

20,8 

40/41 

46,4 

41,6 

23,9 

19,5 

... 

9,7 

45 

27,5 

26,0 

33,9 

32,5 

... 

29,4 

50-55 

21,0 

19,6 

21,2 

21,1 

... 

10,4 

60-64 

27,5 

0,0 

32,1 

0,3 

... 

0,5 

65-67 

799,4 

724,6 

861,4 

786,0 

... 

637,6 

70-93 

4 597,1 

4 059,9 

4 655,8 

4 040,9 

4 806,5 

4 231,4 


4 485,2 

3 947,8 

4 535,3 

3 920,4 

4 695,0 

4 119,9 


169,9 

- 

169,9 

- 

169,8 

- 
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Tabelle VI/12 

Ausgaben des Bundes an internationale wissenschaftliche Organisationen 
und an zwischenstaatliche Forschungseinrichtungen 

- in Mio DM - 


Organisation/Einrichtung 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Reg.- 

Entwurf 




Ist 




SoU 

1. Organisationen/ 

Einrichtungen mit Sitz 
im Ausland 

Deutsch-Britische 

Stiftung für das Studium 
der Industriegesellschaft 
in London 

1,0 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

Nordatlantik-Pakt- 
Organisation, Beitrag 
zum zivilen Teil des 
Haushaltes (NATO) 

2,0 

7,3 

7,3 

7,2 

7,5 

7,7 

7,9 

6,1 

6,5 

Internationales Institut 
für Verwaltungswissen- 
schaften in Brüssel 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Internationaler Rat 
für Meeresforschung 
(ICES) in Kopenhagen .... 

0,1 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

Deutsch-Französisches 

Forschungsinstitut 

St. Louis 

20,0 

38,7 

39,6 

38,3 

38,1 

37,5 

40,0 

41,0 

39,3 

Internationales Zentrum 
für Krebsforschung 
in Lyon 

2,1 

1,7 

2,0 

2,5 

2,6 

2,5 

2,4 

2,5 

2,6 

Zwischenstaatlicher 
Ausschuß über Klima- 
veränderungen (IPCC) . . 


0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,4 

0,4 

0,4 

Internationales Institut 
für angewandte System- 
analyse (IIASA) in Wien . . . 

0,7 

1,0 

1,0 

1,1 

1,1 





Europäisches Hochschul- 
institut in Florenz 

2,6 

4,6 

5,0 

4,5 

4,7 

4,6 

5,2 

4,9 

6,0 

Europäische Organisation 
für Kernforschung (CERN) 
in Genf 

169,8 

230,2 

226,5 

231,7 

247,7 

255,6 

260,4 

240,9 

224,7 

Institut Max von Laue -Paul 
Langevin (ILL) in Grenoble 

25,2 

27,7 

27,8 

29,6 

27,2 

28,7 

33,9 

30,5 

32,7 

Europäische Synchrotron- 
strahlungsanlage (ESRF) 
in Grenoble 


33,4 

33,7 

30,2 

24,5 

28,5 

30,1 

27,7 

31,1 

Hochfluß-Forschungs- 
reaktor Petten im Rahmen 
des Ergänzungspro- 
gramms der EG 


21,6 

20,8 

20,8 

20,0 

20,8 

6,4 



Internationale Atom- 
energieorganisation 
(lAEO)inWien 

21,3 

37,3 

37,0 

39,3 

40,9 

42,5 

42,3 

40,5 

36,0 

Europäische Gesellschaft 
für die chemische Auf- 
bereitung bestrahlter Kern- 
brennstoffe 

(Eurochemic) in Mol 

12,0 
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noch Tabelle VI/12 


Organisation/Einrichtung 

1981 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Reg.- 

Entwurf 




Ist 




Soll 

Europäische Weltraumor- 
ganisation (EWO) in Paris . 

392,1 

964,3 

1 173,0 

1 188,4 

1 040,8 

1 091,6 

1 034,0 

1 000,0 

982,0 

EG -Forschungsprogram- 
me, Beiträge für Ergän- 
zungsprogramme gemäß 
EURATOM-Vertrag 

18,3 

1,0 

0,0 







Übrige Organisationen 
und Einrichtungen 

1,9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

1,0 

0,9 

zusammen 

669,3 

1 370,8 

1 575,9 

1 595,8 

1 457,4 

1 522,1 

1 464,9 

1 396,6 

1 363,6 

darunter FuE-Anteü 

649,7 

1 340,1 

1 545,4 

1 563,5 

1 423,8 

1487,4 

1 430,3 

1 363,4 

1 333,9 

2. Organisationen/Einrich- 
tungen mit Sitz im Inland . 

Studienzentrum Venedig 
(Trägerverein: München) . . 

0,4 

0,8 

0,7 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

0,6 

0,7 

Europäische Organisation 
für astronomische For- 
schung in der südhchen 
Hemisphäre (ESO) in 
Garching bei München . . . 

13,0 

27,0 

29,5 

32,0 

33,0 

35,2 

38,7 

37,5 

40,5 

Europäische Konferenz 
und das Europäische Labo- 
ratorium für Molekularbio- 
logie (EMBC und EMBL) 
in Heidelberg 

10,1 

16,2 

17,5 

17,2 

18,0 

21,2 

21,7 

23,2 

24,6 

zusammen 

23,5 

44,0 

47,6 

49,8 

51,6 

57,1 

61,1 

61,3 

65,8 

darunter FuE-Anteil 

23,5 

44,0 

47,6 

49,8 

51,6 

57,1 

61,1 

61,3 

65,8 

Ausgaben insgesamt 

692,8 

1 414,8 

1 623,5 

1 645,6 

1 509,0 

1 579,1 

1 526,0 

1 457,9 

1 429,3 

darunter FuE -Anteil 

673,2 

1 384,0 

1 593,0 

1 613,3 

1 475,5 

1 544,4 

1491,4 

1 424,7 

1 399,7 


Nacherfaßt. Rundungsdifferenzen 

Quelle : Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/13 

FuE-Ausgaben des Bundes und der Länder nach Forschungszielen 

- Haushalts soll in Mio DM - 


Forschungsziel 

1983 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

19962) 

Erforschung und Nutzung 

der irdischen Umwelt 

356 

732 

847 

861 

882 

724 

693 

Infrastrukturmaßnahmen 

und Raumgesamtplanung 

426 

595 

530 

525 

522 

482 

488 

Umweltschutz 

536 

1 004 

1 165 

1 181 

1 138 

1 135 

1 190 

Schutz und Förderung 

der menschhchen Gesundheit . . . 

608 

949 

1 031 

1 007 

983 

1 018 

1 073 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie . . 

2 899 

1 521 

1 460 

1 314 

1 181 

1 088 

1 100 

Landwirtschafthche Produktivität 
und Technologie 

462 

935 

783 

815 

819 

823 

833 

Industrielle Produktivität 

und Technologie 

2 319 

3 642 

4 320 

3 896 

3 864 

4 219 

4 338 

GeseUschafthche Strukturen 
und Beziehungen 

472 

732 

763 

788 

790 

758 

778 

Weltraumforschung 

und -nutzung 

769 

1 586 

1 838 

1 829 

1 700 

1 629 

1 613 

Allgemeine Hochschul- 
forschungsmittel 

6 288 

9 768 

10 950 

11 636 

11 720 

11 939 

12 121 

Nicht zielorientierte Forschung . . 

2 118 

4 466 

4 182 

4 805 

4 476 

4 754 

4 846 

Sonstige zivile Forschung 

9 

284 

113 

52 

209 

204 

243 

Verteidigung 

1 835 

3 234 

3 121 

2 674 

2 648 

2 866 

3 203 

Insgesamt 

19 095 

29 450 

31 103 

31 382 

30 932 

31 639 

32 518 


Entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschafthchen Programme und Haushalte (NABS); bis 
1992: NABS 1983, ab 1993: NABS 1992. 

Vorläufiges Ergebnis. 

Quelle : Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/14 

Grundmittel) der Länder und Gemeinden (Gv.) für Wissenschaft nach Aufgabenbereichen 

in länderweiser Gliederung 


Land 

Jahr^) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schheßhch 

Hochschul- 

kliniken 

Wissenschaft und 
Forschung außerhalb 
der Hochschulen 

Grundmittel 
der Länder 
und Gemeinden 
insgesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

darunter 

Land 

Land 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Baden-Württemberg 

1981 

2 060,6 

271,9 

264,0 

2 332,5 

15,5 

2 324,6 

7,9 


1991 

3 157,5 

585,6 

567,2 

3 743,1 

13,9 

3 724,7 

18,4 


1992 

3 391,2 

608,0 

572,0 

3 999,2 

13,8 

3 963,2 

36,0 


1993 

3 567,3 

546,9 

541,0 

4 114,2 

13,4 

4 108,3 

5,9 


1994 

3 696,6 

597,6' 

582,5 

4 294,2 

13,7 

4 279,1 

15,1 


1995 

3 757,0 

595,0 

568,0 

4 352,0 

13,2 

4 325,0 

27,0 


1996 

3 773,1 

588,6 

561,6 

4 361,7 

13,9 

4 334,7 

27,0 


1997 

3 920,3 

567,1 

540,1 

4 487,4 

13,6 

4 460,4 

27,0 

Bayern 

1981 

1 901,8 

315,7 

303,1 

2 217,5 

14,8 

2 204,9 

12,6 


1991 

3 279,0 

666,7 

616,4 

3 945,7 

14,7 

3 895,4 

50,3 


1992 

3 604,1 

802,1 

771,0 

4 406,2 

15,3 

4 375,1 

31,1 


1993 

3 728,1 

671,7 

660,0 

4 399,8 

14,4 

4 388,1 

11,7 


1994 

3 720,9 

681,8 

688,3 

4 402,7 

14,0 

4 409,2 

-6,5 


1995 

4 062,0 

847,0 

815,0 

4 909,0 

14,9 

4 877,0 

32,0 


1996 

4 422,0 

1 005,5 

973,5 

5 427,5 

17,3 

5 395,5 

32,0 


1997 

4 502,8 

1 006,4 

974,4 

5 509,2 

16,7 

5 477,2 

32,0 

Berlin-West 

1981 

1 287,8 

101,5 

101,5 

1 389,3 

9,2 

1 389,3 

_ 

Berlin^) 

1991 

2 261,0 

406,1 

406,1 

2 667,1 

9,9 

2 667,1 

- 


1992 

2 624,6 

233,6 

233,6 

2 858,2 

9,9 

2 858,2 

- 


1993 

2 970,0 

278,3 

278,3 

3 248,3 

10,6 

3 248,3 

- 


1994 

2 714,9 

289,6 

289,6 

3 004,5 

9,6 

3 004,5 

- 


1995 

2 812,0 

313,0 

313,0 

3 125,0 

9,5 

3 125,0 

- 


1996 

2 791,5 

324,7 

324,7 

3 116,2 

9,9 

3 116,2 

- 


1997 

2 638,1 

315,0 

315,0 

2 953,1 

9,0 

2 953,1 

- 

Brandenburg 

1991 









1992 

183,9 

121,4 

121,0 

305,3 

hl 

304,9 

0,4 


1993 

265,3 

159,5 

159,0 

424,8 

1,4 

424,3 

0,5 


1994 

381,5 

197,0 

196,5 

578,5 

hS 

578,0 

0,5 


1995 

431,0 

212,0 

211,0 

643,0 

2,0 

642,0 

1,0 


1996 

470,6 

218,2 

217,2 

688,8 

2,2 

687,8 

1,0 


1997 

488,9 

197,9 

196,9 

686,8 

2,1 

685,8 

1,0 

Bremen^) 

1981 

157,3 

23,5 

23,5 

180,8 

1,2 

180,8 

_ 


1991 

275,6 

46,8 

46,8 

322,4 

1,2 

322,4 

- 


1992 

285,3 

48,6 

48,6 

333,9 

1,2 

333,9 

- 


1993 

311,6 

57,3 

57,3 

368,9 

1,2 

368,9 

- 


1994 

295,9 

61,5 

61,5 

357,4 

1,1 

357,4 

- 


1995 

309,0 

72,0 

72,0 

381,0 

1,2 

381,0 

- 


1996 

270,0 

58,7 

58,7 

328,7 

1,0 

328,7 

- 


1997 

326,5 

66,8 

66,8 

393,3 

1,1 

393,3 

- 

Hamburg^) 

1981 

551,4 

56,4 

56,4 

607,8 

4,0 

607,8 

- 


1991 

770,6 

118,4 

118,4 

889,0 

3,3 

889,0 

- 


1992 

871,1 

94,2 

94,2 

965,3 

3,3 

965,3 

- 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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Land 

Jahr 2) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schließlich 

Hochschul- 

khniken^) 

Wissenschaft und 
Forschung außerhalb 
der Hochschulen 

Grundmittel 
der Länder 
und Gemeinden 
insgesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

darunter 

Land 

Land 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Hamburg 

1993 

933,0 

106,3 

106,3 

1 039,3 

3,4 

1 039,3 

_ 

(Fortsetzung) 

1994 

926,6 

103,7 

103,7 

1 030,3 

3,3 

1 030,3 

- 


1995 

950,0 

114,0 

114,0 

1 064,0 

3,2 

1 064,0 

- 


1996 

954,3 

135,6 

135,6 

1 089,9 

3,2 

1 089,9 

- 


1997 

925,2 

130,1 

130,1 

1 055,3 

3,1 

1 055,3 

- 

Hessen 

1981 

1 265,7 

148,3 

103,9 

1 414,0 

9,4 

1 369,6 

44,4 


1991 

1 885,1 

263,8 

191,4 

2 148,9 

8,0 

2 076,5 

72,4 


1992 

2 029,8 

266,8 

191,0 

2 296,6 

7,9 

2 220,8 

75,8 


1993 

2 112,5 

292,4 

216,0 

2 404,9 

7,8 

2 328,5 

76,4 


1994 

2 088,9 

301,7 

232,2 

2 390,6 

7,6 

2321,1 

69,5 


1995 ^ 

2 117,0 

270,0 

204,0 

2 387,0 

7,3 

2 321,0 

66,0 


1996 

2 126,2 

274,7 

208,7 

2 400,9 

7,0 

2 334,9 

66,0 


1997 

2 129,7 

288,5 

222,5 

2 418,2 

7,0 

2 352,2 

66,0 

Mecklenburg-Vorpommern 

1991 









1992 

337,3 

62,8 

60,0 

400,1 

1,4 

397,3 

2,8 


1993 

378,2 

97,4 

95,0 

475,6 

1,6 

473,2 

2,4 


1994 

488,6 

94,6 

91,2 

583,2 

1,9 

579,8 

3,4 


1995 

545,0 

108,0 

106,0 

653,0 

2,0 

651,0 

2,0 


1996 

570,9 

131,1 

129,1 

702,0 

2,0 

700,0 

2,0 


1997 

604,2 

145,1 

143,1 

749,3 

2,2 

747,3 

2,0 

Niedersachsen 

1981 

1 450,6 

159,8 

151,3 

1610,4 

10,7 

1 601,9 

8,5 


1991 

1 899,4 

385,7 

365,8 

2 285,1 

8,5 

2 265,2 

19,9 


1992 

2 136,2 

391,1 

372,0 

2 527,3 

8,7 

2 508,2 

19,1 


1993 

2 233,3 

411,4 

396,0 

2 644,7 

8,6 

2 629,3 

15,4 


1994 

2 125,5 

401,9 

379,1 

2 527,4 

8,0 

2 504,6 

22,8 


1995 

2 265,0 

392,0 

370,0 

2 657,0 

8,1 

2 635,0 

22,0 


1996 

2 393,0 

292,5 

270,5 

2 685,5 

7,8 

2 663,5 

22,0 


1997 

2471,1 

305,2 

283,2 

2 776,3 

8,0 

2 754,3 

22,0 

Nordrhein-Westfalen 

1981 

3 665,7 

449,9 

336,8 

4 115,6 

27,4 

4 002,5 

113,1 


1991 

4 675,9 

605,8 

457,6 

5 281,7 

19,7 

5 133,5 

148,2 


1992 

5 061,8 

623,6 

482,0 

5 685,4 

19,7 

5 543,8 

141,6 


1993 

5 027,2 

652,3 

498,0 

5 679,5 

18,5 

5 525,2 

154,3 


1994 

5 364,5 

613,5 

461,3 

5 978,0 

19,0 

5 825,8 

152,2 


1995 

5 444,0 

559,0 

438,0 

6 003,0 

18,2 

5 882,0 

121,0 


1996 

5 602,4 

618,3 

497,3 

6 220,7 

18,1 

6 099,7 

121,0 


1997 

5 666,7 

615,9 

494,9 

6 282,6 

18,2 

6 161,6 

121,0 

Rheinland-Pfalz 

1981 

496,8 

61,8 

56,1 

558,6 

3,7 

552,9 

5,7 


1991 

865,8 

131,4 

120,9 

997,2 

3,7 

986,7 

10,5 


. 1992 

910,1 

134,4 

122,0 

1 044,5 

3,6 

1 032,1 

12,4 


1993 

917,3 

127,8 

113,0 

1 045,1 

3,4 

1 030,3 

14,8 


1994 

934,1 

140,0 

125,4 

1 074,1 

3,4 

1 059,5 

14,6 


1995 

1 002,0 

125,0 

110,0 

1 127,0 

3,4 

1 112,0 

15,0 


1996 

1 112,3 

170,5 

155,5 

1 282,8 

3,7 

1 267,8 

15,0 


1997 

1 065,3 

165,0 

150,0 

1 230,3 

3,6 

1 215,3 

15,0 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der TabeUe Rundungsdifferenzen 
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Land 

Jahr^) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schüeßlich 

Hochschul- 

kliniken 

Wissenschaft und 
Forschung außerhalb 
der Hochschulen 

Grundmittel 
der Länder 
und Gemeinden 
insgesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

darunter 

Land 

Land 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Saarland 

1981 

159,2 

8,9 

8,7 

168,1 

1,1 

167,9 

0,2 


1991 

330,6 

39,2 

39,3 

369,8 

14 

369,9 

-0,1 


1992 

321,0 

46,2 

46,0 

367,2 

13 

367,0 

0,2 


1993 

372,9 

46,0 

46,0 

418,9 

14 

418,9 

0,0 


1994 

365,1 

38,8 

38,8 

403,9 

13 

403,9 

0,0 


1995 

369,0 

42,0 

42,0 

411,0 

12 

411,0 

0,0 


1996 

365,6 

36,2 

36,2 

401,8 

12 

401,8 

0,0 


1997 

358,4 

44,0 

44,0 

402,4 

1,2 

402,4 

0,0 

Sachsen 

1991 









1992 

1 222,1 

267,3 

266,0 

1 489,4 

3,2 

1 488,1 

1,3 


1993 

1 326,6 

413,3 

411,0 

1 739,9 

5,7 

1 737,6' 

2,3 


1994 

1 501,2 

399,8 

397,5 

1 901,0 

6,1 

1 898,7 

2,3 


1995 

1 588,0 

420,0 

417,0 

2 008,0 

6,1 

2 005,0 

3,0 


1996 

1 679,7 

540,7 

537,7 

2 220,4 

6,5 

2 217,4 

3,0 


1997 

1 612,8 

585,5 

582,5 

2 198,3 

6,4 

2 195,3 

3,0 

Sachsen-Anhalt 

1991 









1992 

640,4 

175,6 

167,0 

816,0 

2,8 

807,4 

8,6 


1993 

603,7 

259,7 

249,0 

863,4 

2,8 

852,7 

10,7 


1994 

731,9 

169,5 

159,8 

901,4 

2,9 

891,7 

9,7 


1995 

842,0 

233,0 

223,0 

1 075,0 

3,3 

1 065,0 

10,0 


1996 

921,4 

186,2 

176,2 

1 107,6 

3,2 

1 097,6 

10,0 


1997 

977,1 

188,6 

178,6 

1 165,7 

3,4 

1 155,7 

10,0 

Schleswig-Holstein 

1981 

381,2 

44,1 

38,5 

425,3 

2,8 

419,7 

5,6 


1991 

720,2 

171,5 

168,1 

891,7 

3,3 

888,3 

3,4 


1992 

717,3 

108,1 

103,0 

825,4 

2,9 

820,3 

5,1 


1993 

726,2 

121,0 

114,0 

847,2 

2,8 

840,2 

7,0 


1994 

784,2 

155,2 

148,8 

939,4 

3,0 

933,0 

6,4 


1995 

823,0 

204,0 

198,0 

1 027,0 

3,1 

1 021,0 

6,0 


1996 

870,8 

157,3 

151,3 

1 028,1 

3,0 

1 022,1 

6,0 


1997 

890,4 

144,9 

138,9 

1 035,3 

3,0 

1 029,3 

6,0 

Thüringen 

1991 









1992 

438,0 

130,4 

119,0 

568,4 

2,0 

557,0 

11,4 


1993 

782,4 

160,8 

154,0 

943,2 

3,1 

936,4 

6,8 


1994 

855,1 

184,4 

178,2 

1 039,5 

3,3 

1 033,3 

6,2 


1995 

871,0 

223,0 

217,0 

1 094,0 

3,3 

1 088,0 

6,0 


1996 

934,4 

295,2 

289,2 

1 229,6 

3,6 

1 223,6 

6,0 


1997 

826,1 

336,9 

330,9 

1 163,0 

3,4 

1 157,0 

6,0 

Insgesamt 

1981 

13 377,8 

1 642,0 

1444,0 

15 019,8 

100 

14 821,8 

198,0 


1991 

22 790,7 

4 070,9 

3 747,8 

26 861,6 

100 

26 538,5 

323,1 


1992 

24 774,4 

4 115,8 

3 769,9 

28 890,2 

100 

28 544,3 

345,9 


1993 

26 255,5 

4 403,3 

4 095,2 

30 658,8 

100 

30 350,7 

308,1 


1994 

26 975,7 

4 430,2 

4 134,3 

31405,9 

100 

31 110,0 

295,9 


1995 

28 189,0 

4 729,0 

4 419,0 

32 918,0 

100 

32 608,0 

310,0 


1996 

29 258,3 

5 033,0 

4 723,0 

34 291,3 

100 

33 981,3 

310,0 


1997 

29 403,6 

5 101,9 

4 791,9 

34 505,5 

100 

34 195,5 

310,0 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VI/14 




Hoch- 

schulen 

ein- 

schheßhch 

Hochschul- 

kliniken^) 

Wissenschaft und 
Forschung außerhalb 
der Hochschulen 

Grundmittel 
der Länder 
und Gemeinden 
insgesamt 

davon 

Land 

Jahr*) 

ins- 

gesamt 

darunter 

Land 

Land 

Gemein- 

den 




Mio DM 


% 

Mio DM 

davon: 

Früheres Bundesgebiet 

1991 

20 120,7 

3 420,9 

3 097,8 

23 541,6 

87,6 

23 218,5 

323,1 

einschließlich Berhn-Ost 

1992 

21 952,7 

3 357,5 

3 036,1 

25 310,2 

87,6 

24 988,8 

321,4 


1993 

22 899,3 

3311,6 

3 026,2 

26 210,9 

85,5 

25 925,5 

285,4 


1994 

23 017,4 

3 385,2 

3 111,1 

26 402,6 

84,1 

26 128,5 

274,1 


1995 

23 912,0 

3 533,0 

3 244,0 

27 445,0 

83,4 

27 156,0 

289,0 


1996 

24 681,2 

3 662,6 

3 373,6 

28 343,8 

82,7 

28 054,8 

289,0 


1997 

24 894,5 

3 648,9 

3 359,9 

28 543,4 

82,7 

28 254,4 

289,0 

Neue Länder^'*) 

1991 

2 670,0 

650,0 

650,0 

3 320,0 

12,4 

3 320,0 


ohne Berlin-Ost 

1992 

2 821,7 

758,2 

733,7 

3 579,9 

12,4 

3 555,4 

24,5 


1993 

3 356,2 

1 091,7 

1 069,0 

4 447,9 

14,5 

4 425,2 

22,7 


1994 

3 958,3 

1 045,4 

1 023,2 

5 003,7 

15,9 

4 981,5 

22,2 


1995 

4 277,0 

1 196,0 

1 175,0 

5 473,0 

16,6 

5 452,0 

21,0 


1996 

4 577,0 

1 370,4 

1 349,4 

5 947,4 

17,3 

5 926,4 

21,0 


1997 

4 509,1 

1 453,0 

1 432,0 

5 962,1 

17,3 

5 941,1 

21,0 


Grundmittel: Nettoausgaben abzüglich unmittelbare Einnahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen der Länder für die 
Krankenversorgung an Hochschulkliniken). 

2) 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991: Deutschland. Bis 1994 Rechnungsergebnisse, 1995 vorläufige Rechnungsergebnisse, 
ab 1996 Haushaltsansätze (SoU); Gemeinden ab 1996 geschätzt. 1997 ohne Nachtragshaushalte. Soll-Zahlen sind aufgrund 
unterschiedlicher Veranlagungspraxis nur bedingt nüt Ist-Zahlen vergleichbar. Vergleichbarkeit der Jahreswerte wird in 
Einzelfällen insbesondere in den neuen Bundesländern durch die Änderung der funktionalen Zuordnung von Haushaltstitein 
beeinträchtigt. 

Einschheßhch Länderanteü DFG. 

Zunahme der Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen 1992 insbesondere durch 
den Zuschuß an die Bayerische Forschungsstiftung, 1995 und 1996 durch Programm Offensive Zukunft Bayern hervorgerufen. 
Ab 1991 einschheßhch Berhn-Ost. 

Anstieg der Ausgaben für außeruniversitäre Wissenschaft und Forschung 1995 inbesondere durch Investitionszuschüsse an 
Überseemuseum und Deutsches Schiffahrtsmuseum hervorgerufen. 

1992 starker Anstieg der Ausgaben für die Hochschulkhniken (Universitätskrankenhaus Eppendorf). Ausgaben für Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen erhöhen sich 1991 aufgrund eines Zuschusses an die Stiftung 
Deutsches Elektronen-Synchrotron. 

°) Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen: Zunahme 1991 vor allem durch Maß- 
nahmen nach dem Strukturhilfegesetz bedingt. Differenzen zwischen Rechnungsergebnissen und Ansatzzahlen sind dadurch 
verursacht, daß Maßnahmen nach dem Strukturhilfegesetz bei den Ansatzzahlen nicht der außeruniversitären Wissenschaft 
und Forschung zugeordnet werden. 

Ausgaben für Wissenschaft und Forschung außerhalb der Hochschulen sinken 1995 vor allem wegen dem Rückgang der 
Maßnahmen nach dem Strukturhüfegesetz und steigen 1996 aufgrund des Innovationsprogramms und dem Wegfall von 
Zuweisungen des Bundes i. R. des Hochschulsonderprogramms I. 

Ausgaben für Wissenschaft und Forschung außerhalb der Hochschulen steigen 1996 aufgrund der Buchung von Zuschüssen 
für Einzelprojekte, Maßnahmen und industrielle Verbundprojekte im Technologie- und Forschungsbereich. 

“) Veränderungen zum Teü durch zwischenzeithch vorgenommene Revisionen der funktionalen Zuordnung in den Haushalts- 
plänen bedingt. 

Zunahme der Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen 1991 durch Kapital- 
zuführung an ein Sondervermögen zur Förderung der technologischen und ökologischen Innovation, 1994 und 1995 vor allem 
durch Investitionszuschüsse zur Errichtung des Instituts für Süiziumtechnologie bedingt. 

Klinikum der Friedrich-Schüler-Universität fehlt bei Ist 1992. Med. Hochschule Erfurt ab 1. Januar 1994 in Krankenhaus 
der Maximalversorgung umstrukturiert. Grundmittel für außeruniversitäre Wissenschaft und Forschung steigen 1995 insbe- 
sondere, da Einnahmen aus Mitteln von Massenorganisationen der ehemahgen DDR und Zuweisungen vom Bund i. R. v. HEP 
entfallen, und 1996 wegen der Ausweitung des Programms zur Förderung der wirtschaftsnahen und der Grundlagen- 
forschung. 

Vgl. Fußnoten 10), 11) und 13); 1991 geschätzt. 

Quelle : Statistisches Bundesamt und Berechnungen des Bundesroinisteriums für Büdung, 

Wissenschaft, Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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3.1.3 Wirtschaft 


Tabelle Vl/16 


Interne FuE -Aufwendungen des Wirtschaftssektors 1993 und 1995 
sowie Anteil der eigenfinanzierten internen FuE -Aufwendungen nach der Wirschaftsgliederung 

- in Mio DM - 



Interne FuE-Aufwendungen 

WirtschaftsgUederung 

1993 

1995 


insgesamt 

dar. finanziert vom 
Wirtschaftssektor 

insgesamt^) 

dar. finanziert vom 
Wirtschaftssektor 

1 Energie- und Wasserversorgung, 

Bergbau 


499 

362 

356 

318 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- und 






Wasserversorgung 


177 

148 

223 

198 

1 1 Bergbau 


322 

213 

133 

120 

2 Verarbeitendes Gewerbe 


48 194 

43 748 

50 029 

45 315 

20 Chemische Industrie usw. , 






Mineralölveraibeitung 

darunter 


9 858 

9 700 

9 632 

9 445 

Chemische Industrie 


9 664 

9 566 

9 472 

9 320 

21 Herstellung von Kunststoff- und 

Gummiwaren 


728 

699 

735 

695 

22 Gewinnung und Verarbeitung von 
Steinen imd Erden usw 


474 

432 

555 

518 

23 Metallerzeugung und 

-Bearbeitung 


877 

780 

738 

647 

darunter 

Eisenschaffende Industrie 


329 

282 

299 

264 

24 Stahl-, Maschinen- und 






Fahrzeugbau usw 

darunter: 


21 539 

18 374 

23 035 

19 784 

Maschinenbau 


5 135 

4 916 

4 916 

4 738 

Herstellung von Kraftwagen imd 
deren Teilen 


10 467 

10 374 

11 105 

10 998 

Luft- und Raumfahrzeugbau 


3 259 

■ 470 

4 222 

1 327 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 






Herstellung von EBM-Waren usw. . . 
darunter: 


13 891 

13 041 

14 249 

13 260 

Elektrotechnik 


12 439 

11722 

12 745 

11 862 

Feinmechanik, Optik 


778 

676 

X 

X 

26 Holz-, Papier und Druckgewerbe . . . 

27 Leder-, Textil- und 


229 

204 

343 

324 

Bekleidungsgewerbe 


279 

222 

319 

253 

28/29 Emähmngsgewerbe, 

Tabakverarbeitung 


317 

296 

422 

389 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 

(0,3 bis 8) 


2 028 

1468 

2 064 

1372 

darunter: 

4 Handel 

5 Verkehr und Nachrichten- 
übermittlung 

6 Kreditinst, und Versichemngsgew. 

7 Dienstleist., soweit von Unt. erbracht 

8 priv. Organisationen o. Erwerbszweck 


1 807 

1 266 

1 806 

1 129 

0 bis 8 Insgesamt . . . 


51 236 ‘) 

45 578 

52 835 ') 

47 005 


Einschließlich der nicht aufteilbaren Mittel, die nach nationalem Abstinunungsprozeß zum Wirtschaftssektor hinzugefügt 
wurden - 1993: 515 Mio DM; 1995: 386 Mio DM. 

Von Stifterverband Wissenschaftsstatistik geschätzt; Urspmngsdaten: FuE-Gesamtaufwendungen nach Herkunft der Mittel. 
Interne FuE -Aufwendungen der Unternehmen der neuen Länder und Berlin-Ost 1995 siehe Tabelle VI/18. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/17 

FuE -Aufwendungen des Wirtschaftssektors nach der Wirtschaftsgliederung 
(interne sowie FuE-Gesamtaufwendungen) 

- in Mio DM - 





1993 



1995 


Wirtschaftsghederung *) 

FuE-Ge- 

darunter 

interne FuE-Aufwendungen 

FuE-Ge- 

darunter 

interne FuE-Aufwendungen 

samtauf- 

wendun- 

ins- 

gesamt 

davon 

samtauf- 

wendun- 

ins- 

gesamt 

davon 



gen 9 

in Unter- 
nehmen 

inlfG^) 

gen^) 

in Unter- 
nehmen 

inlfG 2) 

1 Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 


669 

499 

378 

121 

486 

356 

332 

23 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme - 

und Wasserversorgung 


329 

177 

163 

14 

349 

223 

200 

23 

11 Bergbau 


340 

322 

215 

107 

138 

133 

132 

1 

2 Verarbeitendes Gewerbe 


54 253 

48 194 

47 802 

392 

55 670 

50 029 

49 631 

398 

20 Chemische Industrie usw., 

Mineralölverarbeitung 


10 767 

9 858 

9 851 

8 

10 619 

9 632 

9 624 

8 

darunter 

Chemische Industrie 


10 547 

9 664 

9 658 

6 

10 439 

9 472 

9 466 

6 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 


762 

728 

689 

40 

771 

735 

693 

42 

22 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw 


528 

474 

436 

38 

607 

555 

517 

38 

23 MetaUerzeugung und -bearbeitung 


984 

877 

795 

82 

824 

738 

659 

79 

darunter 

Eisenschaffende Industrie 


390 

329 

277 

52 

340 

299 

246 

53 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeug- 
bau usw 


25 004 

21 539 

21 490 

49 

26 046 

23 035 

22 981 

53 

darunter: 

Maschinenbau 


5 485 

5 135 

5 098 

37 

5 309 

4 916 

4 879 

37 

Herstellung von Kraftwagen 
und deren Teilen 


12 145 

10 467 

10 462 

5 

13 126 

11 105 

11 097 

8 

Luft- und Raumfahrzeugbau 


4 402 

3 259 

3 259 

- 

4 522 

4 222 

4 222 

- 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 
Herstellung von EBM-Waren usw. 


15 317 

13 891 

13 843 

48 

15 608 

14 249 

14 206 

43 

darunter: 

Elektrotechnik 


13 668 

12 439 

12 420 

19 

13 962 

12 745 

12 725 

20 

Feinmechanik, Optik 


837 

778 

770 

8 

X 

X 

784 

X 

26 Holz-, Papier und Druckgewerbe . 


262 

229 

211 

19 

391 

343 

332 

11 

27 Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 


291 

279 

187 

93 

330 

319 

211 

108 

28/29 Emährungsgewerbe, 

Tabakverarbeitung 


337 

317 

301 

16 

473 

422 

406 

16 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 

(0, 3 bis 8) 


2 865 

2 028 

1 974 

54 

2 444 

2 064 

1 992 

72 

darunter: 

4 Handel 

5 Verkehr u. Nachrichten- 
übermittlung 

6 Kreditinst. u. Versicherungsgewerbe 


• 2 596 

1 807 

1 754 

53 

2 124 

1 806 

1 740 

65 

7 Dienstleist., soweit von Unt. erbracht 

8 priv. Organisationen o. Erwerbs- 
zweck 










0 bis 8 Insgesamt 


57 787 

51 236 5) 

50 154 

567 

58 601 

52 835’) 

51 955 

494 


*) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979. 

3 FuE-Gesamtaufwendungen umfassen die internen und die externen FuE-Aufwendungen. 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 

Einschheßhch der nicht aufteübaren Mittel, die nach nationalem Abstimmungsprozeß zum Wirtschaftssektor hinzugefügt 
wurden - 1993: 515 Mio DM, 1995: 386 Mio DM. 

'*) Interne FuE-Aufwendungen der Unternehmen der neuen Länder und Berhn-Ost 1995 siehe Tabelle VI/18. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/17a 


FuE -Aufwendungen des Wirtschaftssektors nach der Wirtschaftsgliederung 
(interne sowie FuE-Gesamtaufwendungen) 

- in Mio DM - 





1995 


1996') 

1997') 



FuE- 

darunter 

interne FuE-Aufwendungen 

FuE- 

darunter 

interne 

FuE- 

Aufwen- 

dungen 

FuE- 

darunter 

interne 

FuE- 

Aufwen- 

dungen 


Gesamt- 

aufwen- 

ins- 

gesamt 

davon 

Gesamt- 

aufwen- 

Gesamt- 

aufwen- 



düngen^) 

in Unter- 
nehmen 

in 

IfG^j 

düngen^) 

düngen^) 

A, B 

Land- u. Forstwirtschaft, 
Fischerei u. Fischzucht 

145 

113 

110 

3 

140 

109 

150 

115 

C 

Bergbau u, Gewinnung 

V. Steinen u. Erden 

148 

142 

140 

2 

165 

158 

170 

160 

D 

Verarbeitendes Gewerbe .... 

55 595 

49 961 

49 548 

413 

56 596 

50 845 

58 610 

52 660 

DA 

Emähningsgewerbe, 
Tabakverarbeitung 

475 

425 

408 

17 

483 

433 

500 

450 

DB, DC 

Textü-, Bekleidungs- 
u. Ledergewerbe 

327 

316 

208 

108 

319 

308 

330 

320 

DD, DE 

Holz-, Papier-, Verlags- 
u. Druckgewerbe 

306 

X 

X 

X 

297 

X 

310 

X 

DF 

Kokerei, Mineralölv., 

H. V. Brutstoffen 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

DG 

Chemische Industrie 

10 446 

9 480 

9 474 

6 

11 289 

10 215 

11 695 

10 580 

DH 

H. V. Gummi- u. Kunststoff- 
waren 

805 

770 

727 

42 

817 

782 

845 

810 

DI 

Glasgewerbe, Keramik, 

V. V. Steinen u. Erden 

590 

539 

503 

36 

563 

516 

585 

535 

DJ 

Metallerz. u. -bearb., 

H. V. Metallerzeugnissen . . 

1421 

1 284 

1 195 

89 

1 428 

1 291 

1 480 

1 340 

DK 

Maschinenbau 

6512 

5 989 

5 928 

61 

6 409 

5 887 

6 635 

6 095 

DL 

H. V Bürom., DV-Geräten 
u. -Einr., Elektrot., FuO .... 

15 664 

14 313 

14 282 

31 

15 515 

14 135 

16 065 

14 635 

DM 

Fahrzeugbau 

18 554 

16 139 

16 130 

9 

18 975 

16 571 

19 650 

17 160 

DN 

H. V. Möbeln, Schmuck, 
Musikinstr. usw., RecycL . , . 

X 

X 

313 

X 

X 

X 

X 

X 

E 

Energie- u. Wasser- 
versorgung 

348 

223 

200 

23 

353 

227 

365 

235 

F 

Baugewerbe 

X 

X 

141 

X 

X 

X 

X 

X 

I 

Verkehr u. Nachrichtenüber- 
mittlung 

X 

X 

366 

X 

X 

X 

X 

X 

K 

Grundst.- u, Wohn. -wesen 
usw. Dienstl. für Untern 

1384 

1 336 

1 290 

46 

1 345 

1 298 

1 395 

1 345 

O 

Erbringung v. sonst, öffentl. 
u. persönl. Dienstl 

27 

X 

X 

2 

14 

X 


X 

G,H,J,L-N Restliche Abschnitte 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Insgesamt 

58 601 

52 835^) 

51 955 

494 

59 550 

53 600-») 

61 670 

55 500^) 


*) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 

1996 Schätzung, 1997 Plandaten; Stand; Dezember 1997. 

FuE-Gesamtaufwendungen umfassen die internen und die externen FuE-Aufwendungen. 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung, 

'*) Einschheßhch der nicht aufteübaren Mittel, die nach nationalem Abstimmungsprozeß zum Wirtschaftssektor hinzugefügt 
wurden - 1995: 386 Mio DM; 1996: 380 Mio DM und 1997: 385 Mio DM (Schätzung). 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/18 


Beschäftigte, Umsatz und interne FuE -Aufwendungen der Unternehmen 


Wirtschaftsgüederung * ) 
Beschäftigtengrößenklasse 

1993 

Beschäf- 
ügte ■) 

Umsatz 

interne FuE -Aufwendungen 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anteü am 
Umsatz 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

TDM 

% 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

318 

136 693 

378 

1,19 

0.3 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasser- 






Versorgung 

156 

103 629 

163 

1,04 

0.2 

11 Bergbau 

162 

33 064 

215 

1,33 

0.6 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

4011 

1 114 126 

47 802 

11,92 

4,3 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung . 

538 

217 698 

9 851 

18,31 

4.5 

darunter 






Chemische Industrie 

509 

159 448 

9 658 

18,98 

6,1 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren .... 

132 

29 234 

689 

5,22 

2,4 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 






Erden usw 

130 

29 832 

436 

3,37 

1,5 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

268 

73 974 

795 

2,96 

1,1 

darunter: 






Eisenschaffende Industrie 

121 

31 146 

277 

2,28 

0,9 

NE-Metallerzeugung usw 

52 

22 168 

135 

2,63 

0,6 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw 

1 670 

438 383 

21 490 

12,87 

4,9 

darunter: 






Maschinenbau 

739 

163 291 

5 098 

6,90 

3,1 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teüen .... 

670 

200 405 

10 462 

15,61 

5,2 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

62 

13 355 

3 259 

52,37 

24,4 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von 






EBM-Waren usw 

1 009 

231 771 

13 843 

13,72 

6,0 

darunter: 






Elektrotechnik 

809 

192 602 

12 420 

15,35 

6,4 

Feinmechanik, Optik 

84 

15 821 

770 

9,21 

4,9 

Herstellung von EBM-Waren 

96 

19 205 

511 

5,34 

2.1 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

79 

21 158 

211 

2,68 

1,0 

27 Leder-, Textü- und Bekleidungsgewerbe 

69 

14 049 

187 

2,71 

1,3 

28/29 Emährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

118 

58 027 

301 

2,56 

0,5 

0, 3-7 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

923 

189 050 

1 973 

2,14 

1,0 

darunter: 






4 Handel 







5 Verkehr u. Nachrichtenübermittlung 







6 Kreditinst. u. Versicherungsgew 


^ 774 

149 123 

1 753 

2,27 

1,2 

7 Dienstleist., soweit von Unt. erbracht 







Insgesamt . . . 

5 253 

1 439 869 

50 154 

9,55 

3,5 

Unternehmen mit . . . bis . . . Beschäftigten 






unter 100 

245 

48 990 

2 473 

10,08 

5,1 

100 bis 499 

722 

159 860 

4 275 

5,92 

2.1 

zusammen . . . 

967 

208 850 

6 748 

7,00 

3,2 

500 bis 999 

359 

90 855 

2 750 

7,66 

3,0 

1 000 bis 1 999 

430 

147 691 

3 476 

8,08 

2,3 

2 000 bis 4 999 

679 

258 672 

5 932 

8,73 

2,3 

5 000 bis 9 999 

511 

158 427 

4 680 

9,16 

3,0. 

10 000 und mehr 

2 306 

575 374 

26 567 

11,52 

4,6 

zusammen . . , 

4 285 

1 231 019 

43 405 

10,13 

3,5 

Insgesamt . . . 

5 253 

1 439 869 

50 154 

9,55 

3,5 


*) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979. 

Beschäftigte und Umsatz der Unternehmen mit (internen oder externen) FuE-Aufwendungen; ohne nicht-aufteübare Mittel. 
Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik 
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Tabelle Vl/18 


nach der Wirtschaftsgliederung und nach Beschäftigtengrößenklassen 


1995 

Beschäf- 

tigte^) 

Umsatz 0 

interne FuE-Aufwendungen 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anteil am 
Umsatz 

nachrichtlich: in den neuen 
Ländern u. Berlin-Ost insgesamt 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

TDM 

% 

Mio DM 

261 

128 748 

332 

1,27 

0,3 

X 

146 

104 263 

200 

1,37 

0,2 

X 

115 

24 485 

132 

1,15 

0,5 

X 

3 755 

1 227 457 

49 631 

13,22 

4,0 

2 150 

513 

238 377 

9 624 

18,77 

4,0 

311 

488 

184 751 

9 466 

19,39 

5,1 

294 

139 

32 921 

693 

4,99 

2,1 

X 

138 

35 938 

517 

3,76 

14 

X 

227 

79 243 

659 

2,91 

0,8 

X 

85 

32 845 

246 

2,89 

0,7 

X 

47 

24 273 

125 

2,65 

0,5 

X 

1 497 

471 529 

22 981 

15,35 

4,9 

894 

630 

155 389 

4 879 

7,74 

2,1 

535 

638 

238 327 

11 098 

17,40 

4,7 

X 

55 

15 840 

4 222 

77,12 

26,7 

X 

957 

261 737 

14 206 

14,84 

5,4 

585 

759 

218 482 

12 725 

16,77 

5,8 

409 

71 

15 697 

784 

11,10 

5,0 

X 

110 

24 202 

588 

5,34 

2,4 

X 

97 

29 542 

332 

3,42 

hi 

62 

52 

11 839 

211 

4,05 

1,8 

X 

135 

66 330 

406 

. 3,00 

0,6 

56 

816 

195 664 

1 992 

2,44 

ho 

X 

644 

145 704 

1 740 

2,70 

1,2 

X 

4 833 

1 551 869 

51 955 

10,75 

3,3 

2 577 

229 

50 818 

2 800 

12,25 

5,5 


718 

184 569 

4 660 

6,50 

2,5 


946 

235 387 

7 460 

7,88 

2,2 

1 676 

337 

94 327 

2 519 

7,47 

2,7 


435 

161 124 

3 703 

8,51 

2,3 


680 

273 344 

6 234 

9,17 

2,3 


396 

150 479 

4 489 

11,33 

3,0 


2 038 

637 207 

27 550 

13,52 

4,3 


3 887 

1 316481 

44 495 

11,45 

2,4 

881 

4 833 

1 551 869 

51 955 

10,75 

3,3 

2 557 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/18a 

Beschäftigte, Umsatz und interne FuE -Aufwendungen der Unternehmen nach der Wirtschaftsgliederung 

und nach Beschäftigtengrößenklassen 


Wirtschaftsgliedenmg * } 
Beschäftigtengrößenklasse 

1995 

Beschäf- 
ügte ') 

Umsatz J 

interne FuE-Aufwendungen 

ins- 

gesamt 

je 

Beschäf- 

tigten 

Anteü am 
Umsatz 

nach- 
richtlich: 
in den 

neuen 

Ländern u. 
Berlin-Ost 
insgesamt 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

TDM 

% 

Mio DM 

A, B Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei 







u. Fischzucht 

5 

1 220 

110 

23,79 

9,0 

18 

C Bergbau u. Gewinnung v. Steinen 







u. Erden 

120 

32 317 

140 

1,17 

0,4 

1 

D Verarbeitendes Gewerbe 

3 749 

1 216 243 

49 548 

13,22 

4,1 

2 148 

DA Emährungsgewerbe, 







Tabakverarbeitung 

137 

67 140 

408 

2,99 

0,6 

56 

DB Textil- u. Bekleidungsgewerbe . . 

46 

9 486 

196 

4,27 

2,1 



DC Ledergewerbe 

6 

2 386 

12 

1,93 

0,5 



DD Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) 

21 

5 323 

X 

X 

X 

X 

DE Papier-, Verlags- u. Druckgewerbe 

62 

20 185 

X 

X 

X 

X 

DF Kokerei, Mineralölv., H. v. Brut- 







stoffen 

22 

48 415 

X 

X 

X 

X 

DG Chemische Industrie 

486 

182 192 

9 474 

19,51 

5,2 

294 

24.4 H. V. pharmazeutischen 







Erzeugnissen 

88 

27 706 

2 445 

27,70 

8,8 

X 

DH H. V. Gummi- u. Kunststoffwaren . 

145 

34 873 

727 

5,01 

2,1 

46 

DI Glasgewerbe, Keramik, 







V V. Steinen u. Erden 

132 

34 456 

503 

3,80 

1,5 

78 

DJ Metallerz. u. -bearb., 







H. V. Metallerzeugnissen 

376 

114 515 

1 195 

3,18 

1,0 

148 

27 Metallerz. u. -bearbeitung .... 

178 

69 083 

466 

2,62 

0,7 

X 

28 H. V. Metallerzeugnissen 

199 

45 433 

729 

3,67 

1,6 

X 

DK Maschinenbau 

724 

178 744 

5 928 

8,19 

3,3 

577 

29.1-5 Maschinenbau ohne 







H. V. Waffen u. Hausgeräten . . 

680 

167 925 

5 550 

8,16 

3,3 

X 

29.7 H. V. Haushaltsgeräten a.n.g. . 

37 

9 157 

232 

6,27 

2,5 

X 

DL H. V. Bürom., DV-Geräten 







u. -Einr., Elektrot., FuO 

763 

232 726 

14 282 

18,71 

6,1 

504 

30 H. V. Bürom. , DV-Geräten u. -Einr. 

67 

33 967 

2 058 

30,59 

6,1 

X 

31 H. V. Geräten d. Elektrizitäts- 







erz., -verteüung u. ä 

263 

67 917 

3 783 

14,38 

5,6 

X 

32 Rundfunk-, Femseh- u. Nach- 







richtentechnik 

226 

78 228 

5 295 

23,46 

6,8 

X 

33 Medizin-, Meß-, Steuer- 







u. Regelungstechn., Optik .... 

207 

52 615 

3 145 

15,18 

6,0 

X 

DM Fahrzeugbau 

768 

272 692 

16 130 

21,01 

5,9 

284 

34 H. V. Kraftwagen u. Kraftwa- 







genteilen 

650 

241 117 

11 194 

17,23 

4,6 

X 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 

118 

31 575 

4 936 

41,83 

15,6 

X 

35.3 Luft- u. Raumfahrzeugbau .... 

56 

16 102 

4 295 

77,10 

26,7 

X 

DN H. V. Möbeln, Schmuck, 







Musikinstr. usw., Recycl 

61 

13 110 

313 

5,16 

2,4 

52 
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1995 






interne FuE -Aufwendungen 

Wirtschafts ghederung * ) 
Beschäftigtengrößenklasse 

Beschäf- 

ügteO 

Umsatz 0 

ins- 

gesamt 

je Beschäf- 
. ügten 

Anteü am 
Umsatz 

nach- 
richtlich: 
in den 
neuen 

Ländern u. 
Berlin-Ost 
insgesamt 


Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

TDM 

% 

Mio DM 

E Energie- u. Wasserversorgung 

145 

104 171 

200 

1,38 

0,2 

-4 

F Baugewerbe 

167 

47 946 

141 

0,85 

0,3 

22 

I Verkehr u. Nachrichtenüber- 







mittlung 

566 

117 975 

366 

0,65 

0,3 

X 

K Grundst.- u. Wohn. -wesen usw. 







Dienstl. für Untern 

52 

12 561 

1 290 

24,95 

10,3 

299 

73 Forschung u. Entwicklung 

4 

541 

325 

90,04 

60,0 

X 

74 Erbringung v. Dienstleistungen 







für Untern 

35 

9 043 

752 

21,22 

8,3 

X 

O Erbringung v. sonst, öffentl. 







u. persönl. Dienstl 

2 

984 

X 

X 

X 

X 

G , H, J, L-N Restliche Abschnitte 

28 

18 453 

X 

X 

X 

X 

Insgesamt . . . 

4 833 

1 551 869 

51 955 

10,75 

3,3 

2 557 

Unternehmen mit . . . bis . . . Beschäftigten 







unter 100 

229 

50 818 

2 800 

12,25 

5,5 


100 bis 499 

718 

184 569 

4 660 

6,50 

2,5 


zusammen . . . 

946 

235 387 

7 460 

7,88 

3,2 

1 676 

500 bis 999 

337 

94 327 

2 519 

7,47 

2,7 


1 000 bis 1 999 

435 

161 124 

3 703 

8,51 

2,3 


2 000 bis 4 999 

680 

273 344 

6 234 

9,17 

2,3 


5 000 bis 9 999 

396 

150 479 

4 489 

11,33 

3,0 


10 000 und mehr 

2 038 

637 207 

27 550 

13,52 

4,3 


zusammen . . . 

3 887 

1 316 481 

44 495 

11,45 

3,4 

881 

Insgesamt . . . 

4 833 

1551 869 

51955 

10,75 

3,3 

2 557 


*) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 


h Beschäftigte und Umsatz der Unternehmen mit (internen oder externen) FuE -Aufwendungen; ohne nicht-aufteilbare Mittel. 
Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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3.1.4 Hochschulen und außeruniversitäre Einrichtungen 

Tabelle VI/20 

Ausgaben der Hochschulen/) für Lehre und Forschung nach Hochschularten und Wissenschaftszweigen 

- in Mio DM - 


Hochschulart 

Jahr^)^) 

Ausgaben 
der Hoch- 
schulen 
insgesamt 

davon 

Zentrale 

Einrich- 

tungen 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin h 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

Universitäten und 

1981 

9 754,1 

3 309,0 

2 375,6 

1 298,6 


393,7 

2 376,9 

Gesamthochschulen 

1991 

18 096,3 

6 207,9 

4 351,4 

2 736,8 

- 

798,0 

4 001,9 

(ohne med. Einrichtungen), 

1992 

19507,7 

6 286,7 

4 812,8 

2 967,8 

- 

892,5 

4 547,9 

Pädagogische-, 

1993 

20 099,9 

6 427,2 

4 970,4 

3 052,0 


894,3 

4 755,9 

Theologische-, und 

1994 

20 727,9 

6 613,3 

5 164,8 

3 231,2 


914,9 

4 803,7 

Kunsthochschulen 

1995 

21 663,3 

7 027,8 

5 347,8 

3 375,2 


925,9 

4 986,5 


1996 

21 830,0 








1997 

21 910,0 







darunter 

1991 

2 577,9 

1 147,8 

414,4 

420,5 

- 

128,0 

466,8 

Neue Länder 

1992 

2 998,5 

1 098,4 

583,7 

470,0 

- 

161,3 

684,8 

und Berlin-Ost 

1993 

3 297,2 

1 139,0 

655,9 

533,3 

- 

148,1 

820,9 


1994 

3 628,6 

1 302,8 

751,2 

552,2 


158,0 

864,4 


1995 

3 857,7 

1 351,2 

797,9 

612,4 


161,5 

934,7 


1996 









1997 

• 







Medizinische 

1981 

3 853,8 

_ 

_ 

_ 

3 853,8 


_ 

Einrichtungen^) ®) 

1991 

6 768,0 

- 

- 

- 

6 768,0 

- 

- 


1992 

7 378,1 

- 

- 

- 

7 378,1 

- 

- 


1993 

7 443,4 


- 

- 

7 443,4 

- 

_ 


1994 

7 804,0 

- 



7 804,0 




1995 

7 781,9 

- 



7 781,9 




1996 

7 780,0 








1997 

7 760,0 







darunter 

1991 

1 068,5 

- 

- 

- 

1 068,5 

- 

- 

Neue Länder 

1992 

1 349,1 

- 

- 

- 

1 349,1 

- 

- 

und Berlin-Ost 

1993 

1 185,2 

- 

- 

- 

1 185,2 

- 

- 


1994 

1 329,2 

- 



1 329,2 




1995 

1 375,2 

- 



1 375,2 




1996 

, 








1997 

• 







Fach- und Verwaltungs- 

1981 

1 410,2 

424,6 

57,3 

526,0 

— 

27,4 

375,4 

fachhochschulen 

1991 

2 593,3 

851,8 

114,9 

990,4 

- 

69,0 

567,1 


1992 

3 342,4 

1 113,2 

147,4 

1 246,4 

- 

86,3 

749,1 


1993 

3 702,3 

1 286,5 

172,4 

1 287,0 

- 

103,8 

852,6 


1994 

4 126,9 

1477,9 

199,4 

1 395,3 


133,0 

921,3 


1995 

4 498,4 

1 599,0 

221,9 

1 531,9 


145,3 

1 000,2 


1996 

4 860,0 








1997 

4 930,0 







darunter 

1991 

43,4 

15,8 

3,5 

21,1 

— 

0,2 

2,7 

Neue Länder 

1992 

555,5 

254,6 

31,0 

189,0 

- 

10,2 

70,9 

und Berlin-Ost 

1993 

713,4 

303,2 

42,8 

210,9 


21,4 

135,1 


1994 

933,1 

399,9 

56,6 

275,4 


43,0 

158,1 


1995 

1 029,1 

413,9 

64,2 

317,6 


49,3 

184,0 


1996 

, 








1997 

• 
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Hochschulart 

Jahr^) 

Ausgaben 
der Hoch- 
schulen 
insgesamt 

davon 

Zentrale 

Einrich- 

tungen 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin h 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

Hochschulen insgesamt^) 

1981 

15 018,1 

3 733,6 

2 432,9 

1 824,6 

3 853,8 

421,1 

2 752,3 


1991 

27 456,8 

7 059,7 

4 466,2 

3 727,3 

6 768,0 

866,7 

4 567,9 


1992 

30 228,2 

7 399,9 

4 960,2 

4 214,2 

7 378,1 

978,9 

5 296,9 


1993 

31245,6 

7 713,7 

5 142,8 

4 339,0 

7 443,4 

998,1 

5 608,5 


1994 

32 658,8 

8 091,1 

5 364,2 

4 626,5 

7 804,0 

1 047,9 

5 725,0 


1995 

33 943,6 

8 626,8 

5 569,7 

4 907,1 

7 781,9 

1 071,2 

5 986,7 


1996 

34 460,0 








1997 

34 600,0 







darunter 

1991 

3 689,8 

1 163,5 

417,9 

441,9 

1 068,5 

128,3 

469,1 

Neue Länder 

1992 

4 902,8 

1 352,9 

614,7 

659,0 

1 349,1 

171,5 

755,7 

und Berlin-Ost 

1993 

5 195,8 

1 442,2 

698,7 

744,2 

1 185,2 

169,5 

956,0 


1994 

5 890,9 

1 702,7 

807,8 

827,6 

1 329,2 

201,0 

1 022,6 


1995 

6 262,1 

1 765,1 

862,1 

930,1 

1 375,2 

210,8 

1 118,7 


1996 

6 440,0 








1997 

6 310,0 







darunter FuE-Ausgaben 

1981 

6311,9 

- 

1 840,9 

1 179,7 

1 430,5 

274,7 

1 351,1 


1991 

12 169,2 

- 

3 493,1 

2 469,7 

2 998,3 

573,8 

2 316,2 


1992 

13 164,0 

- 

3 735,9 

2 581,3 

3 301,3 

605,2 

2 553,2 


1993 

13 837,7 

- 

3 888,2 

2 661,9 

3 653,7 

641,2 

2 669,3 


1994 

14 439,0 


4 042,1 

2 825,0 

3 881,7 

651,9 

2 735,2 


1995 

14 429,8 


4 198,1 

2 929,2 

3 379,7 

733,3 

2 980,0 


1996 

14 640,0 








1997 

14 700,0 







darunter 

1991 

1 463,2 


355,6 

391,2 

345,6 

94,1 

276,8 

Neue Länder 

1992 

1 786,9 


457,7 

428,0 

440,2 

105,7 

355,3 

und Berlin-Ost 

1993 

2 034,7 


515,3 

465,9 

523,7 

106,8 

423,0 


1994 

2 223,5 


601,6 

494,4 

553,9 

116,6 

457,0 


1995 

2 274,9 


611,6 

538,6 

499,7 

122,6 

502,4 


1996 

2 290,0 








1997 

2 250,0 








Ausgaben der Hochschulen, bereinigt um Einnahmen für Nicht-Lehr- und -Forschungstätigkeiten (z.B. für Krankenbehand- 
lung in Hochs chulkhniken), berechnet auf der Basis der Hochschulfinanzstatistik. 

1981 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland. 

Bis 1995 Ist, ab 1996 geschätzt. 

'*) Einschheßhch zentrale Einrichtungen der Hochschulkhniken. 

Hochschulkliniken einschheßhch Fächergruppe Humanmedizin der Universitäten und Gesamthochschulen. 

Brüche in Zeitreihen auch aufgrund der Umstrukturierungen und der Umstehung von kamerahstischem auf das kaufmän- 
nische Rechnungswesen. 

Ohne Zuschläge für Beamten Versorgung, Stipendienmittel für die (Post-)Graduiertenförderung, nicht erfaßte Mittel der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft. 

Die FuE-Ausgaben wurden nach dem zwischen der Kultusministerkonferenz, dem Wissenschaftsrat, dem Bundesministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie und dem Statistischen Bundesamt vereinbarten Verfahren berechnet 
(FuE-Koeffizienten). Dabei werden die Ausgaben der zentralen Einrichtungen auf die Fächergruppen umgelegt, ein Zuschlag 
für die Beamtenversorgung, nachgewiesene, aber nicht über die Hochschule abgerechnete Drittmittel usw. einbezogen (vgl. 
Kapitel VI. 1); Stipendienmittel für die (Post-) Graduiertenförderung ab 1991 enthalten. Ab 1995 modifiziertes Berechnungsver- 
fahren. 

Nicht auf die Fächergruppen umgelegte Zusetzungen sind in den FuE-Ausgaben enthalten. 

Ohne Zuschläge für nicht erfaßte DFG-Mittel. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/21a 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen nach Ausgabearten *) 

- in Mio DM - 


Art der Einrichtung 

Jahr') 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

1. Helmholtz-Zentren 

1981 

2 236 

1 806 

1 058 

430 

126 

(Großforschungseinrichtungen) 

1992 

4 140 

3 422 

1 841 

718 

131 


1993 

4 218 

3 528 

1 948 

690 

123 


1994 

4 170 

3 506 

1 979 

664 

132 


1995 

4 236 

3 602 

2 036 

634 

120 


1996 

4 092 






1997 

4 159 





darunter FuE-Ausgaben 

1992 

4 118 

3 408 

1 833 

711 

130 


1993 

4 192 

3 510 

1 938 

682 

122 


1994 

4 141 

3 486 

1 968 

655 

128 


1995 

4 222 

3 591 

2 030 

631 

119 


1996 

4 077 






1997 

4 144 





2. Max-Planck-Institute 

1981 

778 

642 

386 

136 

64 

(100 % FuE) 

1992 

1 430 

1 266 

741 

164 

56 


1993 

1 429 

1 201 

696 

228 

105 


1994 

1 488 

1 261 

719 

227 

100 


1995 

1585 

1 321 

760 

265 

135 


1996 

1 745 






1997 

1 708 





3. Fraunhofer-Institute 

1981 

253 

187 

136 

66 

35 

(100% FuE) 

1992 

940 

702 

433 

238 

50 


1993 

1 000 

746 

472 

254 

71 


1994 

1 142 

801 

478 

340 

147 


1995 

1 262 

860 

513 

402 

103 


1996 

1 296 






1997 

1 223 





4. Blaue Liste -Einrichtungen 

1981 

471 

408 

290 

64 

41 


1992 

1 452 

1 156 

732 

296 

91 


1993 

1596 

1 300 

820 

295 

115 


1994 

1 607 

1320 

854 

287 

107 


1995 

1701 

1386 

928 

315 

160 


1996 

1 711 






1997 

1727 





darunter FuE-Ausgaben 

1981 

386 

335 

236 

51 

32 


1992 

1 204 

944 

609 

259 

68 


1993 

1350 

1 082 

694 

268 

99 


1994 

1365 

1 100 

730 

264 

97 


1995 

1460 

1 162 

797 

298 

152 


1996 

1464 






1997 

1478 
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noch TabeUe VI/21a 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

5. Öffenthche Einrichtungen 

1981 

1 688 

1443 

958 

245 

141 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1992 

3 615 

3 840 

1 909 

775 

458 

Museen; ohne Blaue Liste- 







Einrichtungen) 

1993 

3 873 

3 091 

2 117 

783 

534 


1994 

3 839 

3 027 

2 130 

812 

516 


1995 

3 883 

3 104 

2 188 

778 

534 


1996 

3 959 






1997 

4 008 





darunter FuE-Ausgaben 

1981 

964 

816 

554 

148 

87 


1992 

1 304 

1 102 

796 

202 

87 


1993 

1481 

1 242 

912 

239 

138 


1994 

1 500 

1 242 

933 

257 

145 


1995 

1575 

1 338 

994 

237 

126 


1996 

1 695 






1997 

1 716 





6. Wissenschafthche Bibhotheken, 

1981 

614 

500 

325 

113 

81 

Archive und Museen 

1992 

1340 

1 048 

679 

291 

179 

(ohne Blaue Liste-Einrichtungen) 

1993 

1 352 

1 084 

699 

268 

173 


1994 

1365 

1 117 

721 

248 

170 


1995 

1345 

1 109 

713 

236 

162 


1996 

1 391 






1997 

1 410 





darunter FuE-Ausgaben 

1981 

271 

206 

120 

65 

46 


1992 

455 

351 

213 

104 

59 


1993 

456 

364 

213 

92 

53 


1994 

459 

371 

216 

89 

56 


1995 

417 

337 

191 

80 

49 


1996 

426 






1997 

432 





7. Sonstige 

1981 

215 

199 

135 ^ 

16 

2 

Forschungseinrichtungen 

1992 

1 695 

1453 

939 

242 

61 


1993 

1 901 

1 643 

1 080 

258 

95 


1994 

1 921 

1 631 

1 054 

291 

100 


1995 

2 259 

1 937 

1 260 

322 

105 


1996 

2 625 






1997 

2 638 





darunter FuE-Ausgaben 

1992 

1306 

1 122 

767 

184 

29 


1993 

1 582 

1 355 

924 

228 

78 


1994 

1 508 

1 274 

856 

234 

67 


1995 

1 734 

1 478 

992 

255 

67 


1996 

1 885 






1997 

1 894 
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noch TabeUe VI/21a 






davon 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Ausgaben 

insgesamt 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 



zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

8. Insgesamt 

1981 

6 256 

5 184 

3 287 

1 071 

491 

(Summe 1.-7.) 

1992 

14 612 

11 888 

7 274 

2 724 

1 026 


1993 

15 369 

12 593 

7 832 

2 776 

1 216 


1994 

15 531 

12 663 

7 935 

2 868 

1 273 


1995 

16 271 

13 320 

8 399 

2 951 

1 319 


1996 

16 818 






1997 

16 873 





darunter 







alte Länder und Berhn-West 

1992 

12 495 






1993 

12 781 






1994 

12 975 






1995 

13 306 






1996 

13 753 






1997 

13 798 





neue Länder und Berlin-Ost 

1992 

2 051 






1993 

2 516 






1994 

2 490 






1995 

2 899 






1996 

2 996 






1997 

3 006 





darunter FuE -Aus gaben 

1981 

5 104 

4 191 

2 625 

913 

391 


1992 

10 757 

8 895 

5 392 

1 862 

480 


1993 

11490 

9 499 

5 849 

1 990 

667 


1994 

11 603 

9 536 

5 901 

2 066 

740 


1995 

12 255 

10 088 

6 276 

2 167 

751 


1996 

12 588 






1997 

12 596 





darunter 







alte Länder und Berlin-West 

1992 

9 122 






1993 

9 416 






1994 

9 606 






1995 

9 939 






1996 

10 209 






1997 

10216 





neue Länder und Berhn-Ost 

1992 

1587 






1993 

2 006 






1994 

1934 





. 

1995 

2 251 






1996 

2 312 






1997 

2 314 





nachrichtlich: 







Bundeseinrichtungen 

1981 

1 259 

1 062 

684 

197 

122 

mit FuE-Aufgaben 

1992 

2 727 

2 057 

1 355 

670 

433 


1993 

2 857 

2 189 

1 488 

669 

494 


1994 

2 853 

2 154 

1 510 

699 

471 


1995 

2 873 

2 184 

1 524 

689 

499 


1996 

2 919 






1997 

2 945 
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noch Tabelle VI/21a 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

darunter FuE-Ausgaben 

1981 

689 

569 

375 

120 

76 


1992 

1 002 

832 

589 

170 

77 


1993 

1 128 

930 

679 

199 

120 


1994 

1 169 

950 

710 

218 

124 


1995 

1 249 

1 042 

767 

207 

112 


1996 

1 313 






1997 

1 325 





Landes- und kommunale 

1981 

532 

476 

343 

56 

24 

Einrichtungen mit FuE-Aufgaben 

1992 

1 143 

1 016 

786 

128 

27 

(einschl. Blaue Liste-Einrichtungen) 

1993 

1 278 

1 149 

761 

129 

42 


1994 

1 288 

1 151 

765 

137 

50 


1995 

1 283 

1 180 

813 

103 

40 


1996 

1 297 






1997 

1 314 





darunter FuE-Ausgaben 

1981 

344 

310 

224 

34 

14 


1992 

516 

463 

314 

52 

13 


1993 

579 

524 

353 

55 

20 


1994 

591 

531 

355 

60 

25 


1995 

562 

519 

360 

43 

18 


1996 

612 






1997 

620 





Institute an Hochschulen 

1981 

115 

109 

77 

6 

0 


1992 

543 

467 

302 

75 

15 


1993 

627 

549 

365 

78 

18 


1994 

640 

562 

382 

79 

24 


1995 

758 

687 

467 

71 

16 


1996 

973 






1997 

1 027 





darunter FuE-Ausgaben 

1981 

104 

98 

69 

5 

0 


1992 

477 

410 

267 

68 

13 


1993 

559 

487 

328 

72 

17 


1994 

573 

498 

343 

75 

24 


1995 

664 

597 

410 

67 

15 


1996 

845 






1997 

892 






1981 früheres Bundesgebiet, ab 1992 Deutschland. Bis 1995 Ist, 1996 vorläufiges Ergebnis, 1997 geschätzt anhand von Ansatz- 
zahlen. Ab 1992 teilweise revidiert. Ab 1992 wird ein neues Erhebungskonzept verwendet. Hierbei wurde der Berichtskreis 
erweitert und die FuE -Anteile jeder Einrichtung werden erhoben. 

2) Einschließlich rechthch selbständiger Institute. 

1995 Erweiterung des Berichtskreises. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/21b 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen nach Wissenschaftszweigen*) 

- in Mio DM - 


Axt der Einrichtung 

JahrO 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

1. Helmholtz- Zentren 

1981 

2 236 

1 763 

373 

99 

_ 

_ 

(Großforschungseinrichtungen) 

1992 

4 140 

2 758 

1 125 

234 

X 

X 


1993 

4 218 

2 847 

1 075 

272 

X 

X 


1994 

4 170 

2 584 

1 214 

321 

X 

X 


1995 

4 236 

2 619 

1 224 

340 

X 

X 


1996 

4 092 







1997 

4 159 






darunter FuE-Ausgaben 

1992 

4 118 

2 737 

1 125 

234 

X 

X 


1993 

4 192 

2 821 

1 075 

272 

X 

X 


1994 

4 141 

2 556 

1 214 

321 

X 

X 


1995 

4 222 

2 604 

1 224 

340 

X 

X 


1996 

4 077 







1997 

4 144 






2. Max-Planck-lnstitute 

1981 

778 

544 

16 

163 

_ 

55 

(100 % FuE) 2) 

1992 

1 430 

1 174 

- 

123 

- 

133 


1993 

1 429 

1 151 

- 

135 

- 

143 


1994 

1 488 

1 193 

- 

135 

- 

160 


1995 

1 585 

1 256 

- 

153 

- 

176 


1996 

1 745 







1997 

1 708 






3. Fraunhofer-Institute 

1981 

253 

37 

203 

_ 

_ 

13 

(100 % FuE) 

1992 

940 

186 

739 

X 

X 

X 


1993 

1 000 

191 

792 

X 

X 

X 


1994 

1 142 

203 

919 

X 

X 

X 


1995 

1262 

202 

1 031 

X 

X 

X 


1996 

1 296 







1997 

1 223 






4. Blaue Liste-Einrichtungen 

1981 

471 

113 

77 

93 

— 

188 


1992 

1 452 

715 

X 

130 

X 

409 


1993 

1 596 

849 

X 

133 

X 

427 


1994 

1 607 

902 

X 

136 

X 

387 


1995 

1 701 

928 

X 

145 

X 

388 


1996 

1 711 







1997 

1 727 






darunter FuE-Ausgaben 

1981 

386 

88 

47 

89 

- 

161 


1992 

1204 

616 

X 

124 

X 

287 


1993 

1350 

755 

X 

126 

X 

307 


1994 

1 365 

794 

X 

129 

X 

287 


1995 

1 460 

824 

X 

137 

X 

307 


1996 

1 464 







1997 

1 478 
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Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

5. Öffentliche Einrichtungen 

1981 

1 688 

728 

288 

193 

380 

99 

(ohne Bibhotheken, Archive, 

1992 

3 615 

1 257 

1 007 

428 

719 

206 

Museen; ohne Blaue Liste- 

1993 

3 873 

1 304 

1 042 

474 

779 

274 

Einrichtungen) 

1994 

3 839 

1 416 

885 

346 

889 

302 


1995 

3 883 

1426 

943 

255 

953 

306 


1996 

3 959 







1997 

4 008 






darunter FuE-Ausgaben 

1981 

964 

303 

201 

87 

301 

72 


1992 

1304 

315 

351 

95 

443 

100 


1993 

1481 

325 

361 

109 

504 

183 


1994 

1 500 

386 

297 

84 

547 

185 


1995 

1575 

416 

316 

79 

572 

192 


1996 

1 695 







1997 

1 716 






6. Wissenschaftliche Bibhotheken, 

1981 

614 

— 

X 

— 

X 

607 

Archive und Museen 

1992 

1340 

57 

X 

X 

X 

1 250 

(ohne Blaue Liste-Einrichtungen) 

1993 

1 352 

56 

X 

X 

X 

1 264 


1994 

1365 

70 

X 

X 

X 

1 245 


1995 

1345 

73 

X 

X 

X 

1 205 


1996 

1 391 







1997 

1 410 






darunter FuE-Ausgaben 

1981 

271 

- 

X 

- 

X 

267 


1992 

455 

46 

X 

X 

X 

395 


1993 

456 

40 

X 

X 

X 

402 


1994 

459 

42 

X 

X 

X 

405 


1995 

417 

23 

X 

X 

X 

381 


1996 

426 







1997 

432 






7. Sonstige 

1981 

215 

53 

X 

X 

X 

97 

Forschungseinrichtungen ^) 

1992 

1 695 

501 

624 

63 

61 

446 


1993 

1 901 

541 

809 

70 

82 

398 


1994 

1 921 

546 

796 

73 

46 

461 


1995 

2 259 

634 

892 

99 

66 

568 


1996 

2 625 







1997 

2 638 






darunter FuE-Ausgaben 

1992 

1306 

426 

441 

61 

54 

325 


1993 

1582 

491 

628 

68 

67 

329 


1994 

1508 

481 

597 

,70 

34 

326 


1995 

1 734 

563 

650 

86 

42 

393 


1996 

1 885 







1997 

1 894 
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noch TabeUe VI/21b 


Art der Einrichtung 

Jahr') 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

8. Insgesamt 

1981 

6 256 

3 237 

991 

581 

386 

1 060 


1992 

14 612 

6 648 

3 606 

1 006 

889 

2 462 


1993 

15 369 

6 939 

3 814 

1 119 

973 

2 525 


1994 

15 531 

6 914 

3 926 

1 053 

1 036 

2 603 


1995 

16 271 

7 137 

4 231 

1 038 

1 172 

2 693 


1996 

16 818 







1997 

16 873 






darunter 








alte Länder und Berlin-West 

1992 

12 495 







1993 

12 781 







1994 

12 975 







1995 

13 306 







1996 

13 753 







1997 

13 798 






neue Länder und Berlin-Ost 

1992 

2 051 







1993 

2 516 







1994 

2 490 







1995 

2 899 







1996 

2 996 







1997 

3 006 






darunter FuE-Ausgaben 

1981 

5 104 

2 787 

873 

471 

307 

667 


1992 

10 757 

5 500 

2 748 

647 

604 

1 258 


1993 

11 490 

5 774 

2 929 

725 

679 

1 382 


1994 

11 603 

5 656 

3 110 

755 

672 

1 410 


1995 

12 255 

5 888 

3 307 

810 

753 

1 497 


1996 

12 588 







1997 

12 596 






darunter 








alte Länder und Berhn-West 

1992 

9 122 







1993 

9 416 







1994 

9 606 







1995 

9 939 







1996 

10 209 







1997 

10 216 






neue Länder und Berlin-Ost 

1992 

1 587 







1993 

2 006 







1994 

1 934 







1995 

2 251 







1996 

2 312 







1997 

2 314 






nachrichtlich: 








Bundeseinrichtungen 

1981 

1 259 

529 

250 

193 

234 

52 

mit FuE-Aufgaben 

1992 

2 727 

954 

859 

X 

353 

X 


1993 

2 857 

983 

820 

X 

390 

X 


1994 

2 853 

1 102 

724 

X 

624 

X 


1995 

2 873 

1 112 

797 

X 

516 

X 


1996 

2 919 







1997 

2 945 
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noch TabeUe VI/21b 


Art der Einrichtung 

Jahr 

Ausgaben 

insgesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

darunter FuE-Ausgaben 

1981 

689 

191 

170 

86 

211 

32 


1992 

1 002 

241 

314 

X 

303 

X 


1993 

1 128 

247 

313 

X 

339 

X 


1994 

1 169 

325 

255 

X 

414 

X 


1995 

1 249 

356 

285 

X 

392 

X 


1996 

1 313 







1997 

1 325 






Landes- und kommunale 

1981 

532 

260 

37 

8 

146 

80 

Einrichtungen mit FuE-Aufgaben 

1992 

1 143 

474 

147 

41 

366 

116 

(einschl. Blaue Liste-Einrichtungen) 

1993 

1278 

494 

223 

44 

389 

128 


1994 

1288 

512 

160 

35 

407 

174 


1995 

1283 

478 

146 

38 

437 

184 


1996 

1297 







1997 

1 314 






darunter FuE-Ausgaben 

1981 

344 

150 

31 

8 

90 

64 


1992 

516 

203 

37 

41 

140 

95 


1993 

579 

216 

48 

44 

164 

106 


1994 

591 

217 

42 

35 

176 

120 


1995 

562 

192 

31 

38 

180 

121 


1996 

612 







1997 

620 






Institute an Hochschulen 

1981 

115 

25 

4 

45 

— 

41 


1992 

543 

193 

156 

X 

X 

107 


1993 

627 

222 

178 

X 

X 

134 


1994 

640 

262 

140 

X 

X 

144 


1995 

758 

274 

226 

X 

X 

154 


1996 

973 







1997 

1 027 






darunter FuE-Ausgaben 

1981 

104 

16 

4 

45 

- 

39 


1992 

477 

180 

117 

X 

X 

95 


1993 

559 

210 

135 

X 

X 

123 


1994 

573 

249 

116 

X 

X 

115 


1995 

664 

252 

173 

X 

X 

137 


1996 

845 







1997 

892 







1981 früheres Bundesgebiet, ab 1992 Deutschland. Bis 1995 Ist, 1996 vorläufiges Ergebnis, 1997 geschätzt anhand der Ansatz- 
zahlen. Ab 1992 teüweise revidiert. Ab 1992 wird ein neues Erhebungskonzept verwendet. Hierbei wurde der Berichtskreis 
erweitert und die FuE- Anteile jeder Einrichtung werden erhoben. Außerdem werden die Einrichtungen nicht mehr 
schwerpunktmäßig den Wissenschaftszweigen zugeordnet, sondern die Ausgaben jeder Einrichtung werden nach Wissen- 
schaftszweigen gegliedert erhoben. 

Einschheßhch rechthch selbständiger Institute. 

1995 Erweiterung des Berichtskreises, 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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3.1.5 Technologische Zahlungsbilanz 


Tabelle Vl/22 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland *) für Patente, Erfindungen 

- in Mio DM - 


Wirtschaftsghederung 

1992 

1993 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe 

2 277 

4 378 

-2 101 

2 267 

3 967 

-1 701 

Chemische Industrie und Mineralöl- 
verarbeitung 

darunter 

1 211 

991 

+ 220 

1 162 

976 

+ 186 

Mineralölverarbeitung 

0 

5 

5 

0 

5 

5 

Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 

294 

245 

+ 49 

402 

235 

+167 

davon: 







Eisen- und NE -Metallerzeugung, 
Gießerei und Stahlverformung .... 

8 

55 

- 47 

7 

43 

- 36 

Maschinenbau 

160 

127 

+ 32 

178 

133 

+ 45 

Fahrzeugbau 

127 

62 

+ 64 

216 

59 

+ 158 

Elektrotechnische Industrie 

und Datenverarbeitung 

562 

2 393 

-1 831 

503 

1 922 

-1419 

Feinmechanik und Optik, Herstellung 
von EBM-Waren 

44 

119 

- 75 

39 

101 

- 62 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

29 

396 

- 366 

18 

479 

- 462 

Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

9 

152 

- 143 

11 

160 

- 148 

Gewinnung und Verarbeitung 

von Steinen und Erden, Feinkeramik 

und Glasgewerbe 

11 

45 

- 34 

10 

36 

- 25 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

sowie Leder-, Textü- 

und Bekleidungsgewerbe 

118 

38 

+ 79 

122 

59 

+ 63 

Baugewerbe 

2 

2 

0 

2 

3 

1 

Handel 

237 

367 

- 130 

198 

440 

- 241 

Dienstleistungen 

77 

224 

- 147 

135 

589 

- 454 

Übrige Wirtschaftszweige 

30 

43 

- 13 

36 

42 

5 

Insgesamt 

: I 

2 623 

5 015 

-2 392 

2 639 

5 041 

-2 403 


’) Ab Juli 1990 einschl. des Gebiets der ehemaligen DDR mit dem Ausland. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VI/22 

und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach der Wirtschaftsgliederung 


1994 

1995 

1996 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

2411 

4 070 

-1 659 

2 781 

4 879 

-2 098 

3 068 

3 522 

- 454 

1 211 

1 009 

+ 202 

1 314 

1 766 

- 453 

1 633 

1 570 

+ 63 

0 

5 

5 

0 

4 

4 

0 

3 

3 

384 

298 

+ 86 

652 

352 

+ 300 

709 

331 

+ 378 

6 

51 

- 45 

23 

132 

- 109 

20 

93 

- 73 

184 

186 

1 

164 

164 

1 

211 

175 

+ 36 

193 

61 

+ 132 

465 

56 

+ 410 

478 

62 

+ 415 

628 

2 042 

-1 414 

614 

2 191 

-1 577 

634 

1 063 

- 429 

26 

124 

- 98 

9 

36 

- 27 

8 

37 

- 29 

17 

425 

- 408 

18 

367 

- 350 

26 

344 

- 318 

12 

84 

- 73 

16 

64 

- 49 

29 

45 

- 17 

7 

45 

- 38 

9 

36 

~ 27 

8 

36 

- 28 

126 

43 

+ 83 

149 

38 

+ 112 

15 

32 

- 17 

1 

8 

6 

0 

8 

8 

1 

6 

6 

251 

537 

- 286 

189 

488 

- 300 

209 

396 

- 188 

89 

339 

- 250 

185 

383 

- 197 

375 

1 500 

-1 125 

34 

63 

- 29 

37 

38 

1 

36 

35 

+ 2 

2 786 

5 017 

-2 230 

3 193 

5 796 

-2 604 

3 688 

5 458 

-1 770 
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Tabelle VI/23 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland*) für Patente, Erfindungen 

- in Mio DM - 


Land/L ändergruppe 

1992 

1993 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Industrieländer 

2 291 

4 987 

-2 695 

2 146 

5 007 

-2 861 

EU-Länder 

927 

1 193 

- 266 

901 

1 031 

- 129 

Belgien/Luxemburg 

65 

71 

6 

59 

81 

- 22 

Dänemark 

13 

38 

- 25 

10 

30 

- 20 

Finnland 

10 

10 

0 

10 

6 

+ 4 

Frankreich^) 

201 

210 

9 

187 

223 

- 36 

Griechenland 

7 

1 

+ 6 

22 

1 

+ 22 

Irland 

11 

6 

+ 4 

11 

10 

+ 2 

Italien 

183 

52 

+ 131 

113 

52 

+ 62 

Niederlande 

55 

493 

- 438 

54 

372 

- 318 

Österreich . 

105 

35 

+ 70 

145 

20 

+ 125 

Portugal 

59 

1 

+ 58 

31 

0 

+ 31 

Schweden 

24 

76 

- 52 

21 

75 

- 54 

Spanien^) 

97 

5 

+ 92 

135 

7 

+ 128 

Vereinigtes Königreich 

97 

196 

- 99 

104 

155 

- 51 

Andere europäische Industrieländer . 

160 

684 

- 524 

144 

666 

- 522 

darunter: 







Norwegen 

7 

20 

- 13 

17 

15 

+ 2 

Schweiz^) 

133 

660 

- 527 

103 

649 

- 545 

Türkei 

20 

3 

+ 18 

23 

1 

+ 22 

Außereuropäische Industrieländer . . . 

1 204 

3 109 

-1 905 

1 101 

3311 

-2 209 

darunter: 







Austrahen 

26 

5 

+ 21 

22 

12 

+ 10 

Japan 

309 

136 

+ 172 

342 

138 

+ 204 

Kanada 

32 

9 

+ 23 

18 

26 

8 

Vereinigte Staaten von Amerika . . . 

837 

2 959 

-2 122 

718 

3 135 

-2 417 

2. Reformländer 

61 

13 

+ 48 

134 

16 

+ 118 

darunter: 







China 

26 

0 

+ 26 

27 

1 

+ 27 

ehemalige Sowjetunion 

9 

0 

+ 8 

53 

3 

+ 50 

Polen 

0 

6 

5 

3 

3 

+ 1 

ehemalige Tschechoslowakei 

5 

1 

+ 4 

38 

1 

+ 36 

Ungarn 

7 

4 

+ 2 

9 

7 

+ 2 

3. Entwicklungsländer (einschl. OPEC) 

271 

16 

+ 255 

358 

18 

+ 340 

in Afrika 

56 

3 

+ 53 

71 

2 

+ 69 

in Amerika 

95 

3 

+ 91 

106 

3 

+ 103 

darunter: 







Argentinien 

33 

0 

+ 33 

49 

1 

+ 49 

Brasilien 

5 

1 

+ A 

5 

1 

+ 4 

Mexico 

39 

1 

+ 39 

31 

0 

+ 31 

in Asien und Ozeanien 

121 

9 

+ 112 

181 

13 

+ 168 

Insgesamt 

2 623 

5 015 

-2 392 

2 639 

5 041 

-2 403 


•) Ab Juli 1990 einschl. des Gebiets der ehemaligen DDR mit dem Ausland. 

') Einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique und Reunion. 
Einschheßhch Kanarische Inseln, Ceuta und Melilla. 

1995 und 1996 ohne Liechtenstein. 

Quelle; Deutsche Bundesbank . 


416 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkSSChO 13/11091 


Tabelle VI/23 


und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach den wichtigsten Partnerländern 


1994 

1995 

1996 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

2 272 

4 953 

-2 681 

2 620 

5 727 

-3 

l 107 

2 967 

5 396 


2 430 

1 078 

962 

+ 

116 

1 295 

1 663 

- 

368 

1 131 

1 128 

+ 

3 

82 

87 

- 

5 

91 

91 

+ 

1 

78 

105 

- 

28 

15 

40 

- 

25 

16 

43 

- 

27 

11 

38 

- 

27 

10 

6 

+ 

4 

15 

4 

+ 

11 

9 

4 

+ 

5 

197 

230 

- 

33 

224 

224 


0 

182 

233 

- 

50 

21 

1 

+ 

20 

33 

1 

+ 

32 

13 

1 

+ 

12 

11 

6 

+ 

5 

7 

12 

- 

5 

11 

65 

- 

54 

169 

52 

+ 

117 

146 

40 

+ 

106 

143 

36 

+ 

107 

89 

294 

- 

204 

98 

359 

- 

261 

85 

414 

- 

329 

142 

42 

+ 

101 

131 

33 

+ 

98 

109 

28 

+ 

81 

22 

0 

+ 

22 

18 

1 

+ 

17 

20 

1 

+ 

19 

33 

48 

- 

15 

35 

50 

- 

14 

28 

41 

- 

13 

121 

12 

+ 

108 

270 

7 

+ 

263 

230 

4 

+ 

226 

165 

144 

+ 

21 

210 

798 

- 

588 

211 

159 

+ 

52 

135 

708 

- 

573 

186 

688 

_ 

502 

124 

1 162 


1 038 


6 

- 588 
+ 21 
-2 224 


+ 20 
- 525 
+ 20 
-2 237 


+ 6 
+ 160 
- 16 


677 

3 052 

-2 374 

94 

23 

+ 

71 

44 

0 

+ 

43 

26 

8 

+ 

18 

4 

2 

+ 

2 

8 

5 

+ 

4 

8 

6 

+ 

1 

420 

41 

+ 

380 

48 

7 

+ 

41 

179 

8 

+ 

171 

80 

1 

+ 

79 

12 

1 

+ 

11 

69 

1 

+ 

68 

194 

26 

+ 

168 


+ 14 

+ 121 
8 

-2 366 

+ 102 


+ 401 

+ 63 

+ 127 


+ 32 

+ 19 

+ 68 
+ 210 


+ 577 

+ 79 

+ 175 

+ 65 

+ 53 

+ 50 

+ 323 
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Tabelle Vl/24 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland*) im Außenwirtschaftsverkehr 

- in Mio DM - 


Wirtschaftsghederung/Ländergruppe 


1992 



1993 


Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Verarbeitendes Gewerbe 

3 609 

3 656 

- 46 

2 959 

3 838 

-879 

Chemische Industrie und Mineralöl- 
verarbeitung 

147 

830 

-683 

117 

893 

-776 

darunter 

Mineralölverarbeitung 

19 

14 

-H 5 

X 

X 

0 

Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 

2 074 

1430 

-h644 

1 835 

1 319 

+ 515 

darunter 

Straßenfahrzeug-, Schiff- 

und Luftfahrzeugbau 

2 027 

1 305 

+ 722 

1 803 

1 188 

+ 616 

Elektrotechnische Industrie 

und Datenverarbeitung 

1 298 

1 282 

+ 16 

905 

1 506 

-601 

Feinmechanische und optische Industrie 

59 

42 

+ 17 

45 

35 

+ 10 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe . . . 

3 

6 

- 3 

28 

8 

+ 19 

Übriges verarbeitendes Gewerbe 

28 

65 

- 37 

29 

76 

- 47 

2. Sonstige Wirtschaftszweige 

604 

770 

-166 

1407 

672 

+ 735 

darunter: 

Handel 

20 

93 

- 73 

14 

137 

-124 

Dienstleistungen 

268 

513 

-244 

513 

349 

+ 164 

Insgesamt 

4 326 

4 425 

- 99 

4 366 

4 510 

-144 

davon: 

1. Industrieländer 

4 210 

4 327 

-117 

4 245 

4 373 

-128 

a) EU-Länder einschl. 

EU-Organisationen 

2 791 

2 610 

+ 180 

2 950 

2 697 

+ 254 

b) andere europäische Länder 

72 

218 

- 146 

92 

202 

-HO 

c) Außereuropäische Länder 

1 348 

1 499 

-151 

1 203 

1 475 

-272 

2. Reformländer 

16 

X 

X 

19 

38 

- 19 

3. Entwicklungsländer (einschl. OPEC) .... 

22 

60 

- 38 

37 

98 

- 61 

in Afrika 

2 

10 

- 8 

3 

13 

- 9 

in Amerika 

2 

16 

- 14 

2 

23 

- 21 

in Asien und Ozeanien 

19 

35 

- 16 

32 

62 

- 31 

4. Internationale Organisationen^) 

78 

X 

X 

65 

1 

+ 64 

Insgesamt 

4 326 

4 425 

- 99 

4 366 

4 510 

-144 


*) Ab Juli 1990 einschl. des Gebiets der ehemaligen DDR mit dem Ausland, 
x) Aus Gründen der Geheimhaltung von Einzelangaben nicht veröffentlicht. 

Einschl. Beteüigungen der EG an Forschungs- und Entwicklimgsprogrammen. 
2) Ohne die zu den EG rechnenden internationalen Organisationen. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle Vl/24 

für technische Forschung und Entwicklung^) nach der Wirtschaftsgliederung und Ländergruppen 


1994 

1995 

1996 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

3 200 

3 667 

-467 

3 345 

3 631 

- 

286 

2 803 

4 247 

- 

1444 

151 

728 

-576 

177 

935 

- 

758 

163 

1 234 

- 

1 070 

16 

27 

- 11 

12 

158 

- 

146 

13 

12 

+ 

1 

1 817 

1 357 

+ 460 

1 877 

1 290 

+ 

587 

1 930 

1 510 

+ 

420 

1 785 

1 282 

+ 503 

1 829 

1 214 

+ 

615 

1 787 

1 364 

+ 

423 

1 124 

1 452 

-328 

1 141 

1265 

- 

124 

527 

1 396 

- 

870 

35 

23 

+ 11 

30 

26 

+ 

4 

39 

34 

+ 

5 

22 

17 

+ 5 

24 

17 

+ 

6 

38 

30 

+ 

9 

52 

90 

- 38 

97 

98 

- 

1 

106 

43 

+ 

63 

1425 

600 

+ 826 

1 862 

683 

+ 1 179 

1 916 

959 

+ 

957 

31 

122 

- 91 

88 

122 


34 

120 

163 

_ 

43 

378 

304 

+ 74 

476 

394 

+ 

81 

894 

601 

+ 

293 

4 626 

4 266 

+ 359 

5 207 

4 314 

+ 

893 

4 719 

5 206 

- 

486 

4 490 

4 132 

+ 358 

5 019 

4 093 

+ 

926 

4 449 

4 976 

- 

527 

3 298 

2 470 

+ 828 

3 691 

2 730 

+ 

962 

3417 

3 075 

+ 

341 

114 

218 

- 104 

129 

256 

- 

126 

117 

263 

- 

145 

1 078 

1443 

-366 

1 198 

1 108 

+ 

90 

916 

1 638 

- 

722 

40 

39 

+ 1 

63 

66 

- 

3 

58 

89 

- 

32 

51 

93 

- 42 

87 

154 

- 

68 

105 

134 

- 

29 

3 

10 

- 6 

4 

16 

- 

12 

2 

26 

- 

24 

9 

16 

- 7 

40 

45 

- 

5 

52 

19 

+ 

33 

39 

67 

- 28 

43 

93 

- 

50 

51 

89 

- 

38 

44 

2 

+ 42 

38 

1 

+ 

37 

107 

6 

+ 

101 

4 626 

4 266 

+ 359 

5 207 

4 314 

+ 

893 

4 719 

5 206 

- 

486 


Rundungsdifferenzen 


9 




Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3.1 .6 Internationaler Vergleich 

Tabelle VI/25 

Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung nach finanzierenden 
und durchführenden Sektoren in ausgewählten OECD-Staaten 


Staat 

Jahr J 

FuE -Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Mio 

US-$2) 

Anteil 
am BJP^) 

% 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Staats- 

sektor^) 

sonstige 

inlän- 

dische 

Quellen 

und 

Ausland 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Staats- 

sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

PNP- 

Sektor^) 

Anteü in % 

Deutschland^) 

1981 

15 510 

2,43 

58 

41 

1 

70 

14 

16 

1 


1991®)’) 

35 607 

2,61 

62 

36 

2 

69 

14 

16 

0 


1992®) 

36 917 

2,48 

62 

36 

2 

69 

14 

17 

- 


1993 

36 484 

2,43 

61 

37 

2 

67 

15 

18 

- 


1994 

37 313 

2,33 

61 

37 

2 

66 

15 

19 

- 


1995 

38 412 

2,30 

61 

37 

2 

66 

15 

19 

- 


1996 

37 283 

2,28 

61 

37 

2 

66 

15 

19 

- 

Frankreich 

1981 

10 960 

1,97 

41 

53 

6 

59 

24 

16 

1 


1991 

25 059 

2,4t 

43 

49 

9 

62 

23 

15 

1 


1992 

26 359 

2,42 

47®) 

44®) 

10 

63^) 

21^) 

15 

1®) 


1993 

26 430 

2,45 

47 

44 

9 

62 

21 

16 

1 


1994 

26 502 

2,38 

49 

42 

10 

62 

21 

16 

1 


1995 

27 044 

2,33 

48 

42 

9 

61 

21 

17 

1 


1996 

28 392 

2,31 




62 

20 

17 

1 

Großbritannien 

1981 

11442 

2,37 

42 

48 

10 

63 

21 

14 

3 

und Nordirland 

1991 

19 111 

2,11 

50®) 

35«) 

15 

67 

15 

^7®) 

2 


1992 

20 581 

2,13 

51 

34 

15 

67 

15 

17 

2 


1993 

21246 

2,15 

51 

33 

15 

67 

14 

17 

2 


1994 

21 753 

2,11 

50 

34 

17 

66 

15 

19 

1 


1995 

21375 

2,05 

48 

33 

19 

66 

15 

19 

1 


1996 

• 









Italien 

1981 

4 549 

0,88 

50 

47 

3 

56 

26 

18 



1991 

12 075 

1,24 

44 

50 

6 

56 

23 

22 



1992 

12 296 

1,20 

47 

49 

4 

56 

22 

22 



1993 

11483 

1,14 

44 

51 

4 

54 

21 

25 



1994") 

12 402 

1,16 

48 

46 

6 

56 

20 

24 



1995 

12 693 

1,14 

49 

47 

4 

57 

20 

23 



1996 

12 898 

1,13 

50 

46 

4 

58 

20 

22 


Niederlande 

1981 

2 469 

1,85 

46 

47 

7 

53 

21 

23 

3 


1991") 

5 091 

2,05 

48 

49 

4 

50 

18 

30 

2«) 


1992 

5 232 

1,98 

47 

49 

4 

49 

18 

30 

3«) 


1993 

5 457 

2,00 

44 

49 

7 

49 

18 

30 

3V 


1994") 

5 877 

2,04 

45 

44 

11 

52 

19 

29 

1 


1995 

6 376 

2,09 

46 

42 

12 

52 

18 

29 

1 


1996 

• 









Japan 

1981 

24 776 

2,32 

62 

27 

11 

61 

11 

24 

4 


1991 

71 451 

3,00 

73 

18 

9 

71 

8 

18 

4 


1992 

74 078 

2,95 

71 

19 

10 

69 

8 

19 

4 


1993 

74 382 

2,88 

68 

22 

10 

66 

9 

20 

5 


1994 

75 112 

* 2,84 

68 

22 

10 

66 

9 

20 

5 


1995 

81515 

2,98 

67 

23 

10 

65 

10 

21 

4 


1996 

• 
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noch Tabelle VI/25 


Staat 

Jahr’) 

FuE-Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Mio 

US-S”) 

Anteil 
am BIP^) 

% 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Staats- 

sektorh 

sonstige 

inlän- 

dische 

Quellen 

und 

Ausland 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Staats- 

sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

PNP- 

Sektor^) 

Anteil in % 

USA") 

1981 

73 693 

2,42 

49 

49 

2 

70 

12 

15 

3 


1991«) 

160 652 

2,81 

58 

39 

4 

73 

10 

14 

3 


1992 

164 904 

2,74 

59 

38 

4 

72 

10 

15 

3 


1993 

165 480 

2,61 

58 

38 

4 

71 

10 

15 

4 


1994 

168 478 

2,51 

59 

37 

4 

71 

10 

16 

4 


1995 

179 126 

2,55 

60 

36 

4 

72 

10 

15 

3 

* 

1996 

184 665 

2,52 

61 

35 

4 

73 

9 

15 

3 

Kanada 

1981 

3 449 

1,25 

41 

51 

9 

48 

24 

27 

1 


1991 

7 913 

1,53 

41 

43 

15 

53«) 

20 

26 

1 


1992 

8 337 

1,57 




55 

19 

26 

1 


1993 

9 097 

1,63 

45 

40 

16 

57 

17 

25 

1 


1994 

9 733 

1,64 




59 

16 

24 

1 


1995 

10 240 

1,65 

47 

35 

18 

61 

16 

23 

1 


1996 

10 762 

1,66 

48 

34 

18 

62 

15 

22 

1 

Österreich 

1981 

815 

1,14 

50 

47 

3 

56 

9 

33 

2 


1991 

2 044 

1,49 

50 

47 

3 






1992 

2 167 

1,47 

49 

47 

3 






1993 

2 286 

1,49 

49 

48 

3 

56 

9 

35 

0 


1994 

2 491 

1,55 

47 

50 

3 






1995 

2 553 

1,54 

48 

49 

3 






1996 

2 535 

1,52 

49 

48 

3 





Schweiz ^^) 

1981 

1 876 

2,26 

75 

25 


74 

6 

20 



1991 

, 










1992^) 

4 198 

2,66 

67 

28 

4 

70 

4 

25 

1 


1993 

, 










1994 

, 










1995 

, 










1996 

• 









Schweden 

1981 

1 902 

2,29 

55 

42 

3 

64 

6 

30 

0 


1991 

4 200 

2,89 

62 

34 

4 

69 

4 

27 

0 


1992 

, 










1993 6) 

4 984 

3,39 

61 

33 

5 

70 

4 

26 

1 


1994 

, 










1995 6) 

5 939 

3,60 




74 

4 

22 

0 


1996 

• 










Bei den Angaben für 1996 handelt es sich um vorläufige Daten, die z.T. auf nationalen Schätzungen, z.T. auf Schätzungen der 
OECD basieren. 

Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten. 

Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 

"*) Einschheßhch allgemeiner Hochschulforschungsmittel. 

Private Organisationen ohne Erwerbszweck, 

Zeitreihenbruch. 

h 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. Gerade Jahre und 1995 geschätzt. PNP-Sektor - soweit Daten verfügbar - 
ab 1992 im Staatssektor nachgewiesen. 

Überschätzt. 

Einschheßhch externe FuE-Ausgaben. 1995 vorläufige Angaben. 

FuE-Ausgaben insgesamt (und BIP-AnteU) überschätzt; Anteile des Wirtschafts- und Hochschulsektors bzgl. Durchführung 
über-, Staats- und PNP-Sektor unterschätzt; Finanzierungsanteile vom Sekretariat angepaßt. 

Nationale Ergebnisse, vom Sekretariat an OECD-Normen angepaßt. Überwiegend ohne Ausgaben für Investitionen; Staats- 
sektor nur mit Bundesausgaben berücksichtigt. Ab 1991 Finanzierungsanteü des Staates unterschätzt. 1995 vorläufig. 

^2) Daten mit Ausnahme derer für 1993 geschätzt. 

Staatssektor (Durchführung von FuE) nur Bund. 

Bis 1993 FuE-Ausgaben insgesamt und BIP-Anteh unterschätzt. Finanzierungsanteile der Wirtschaft bis 1991 überschätzt, der 
übrigen Sektoren unterschätzt. DurchführungsanteUe des Hochschulsektors unterschätzt, des Staates unterschätzt (jeweils bis 
1993), der Wirtschaft bis 1991 überschätzt, 1993 unterschätzt, des PNP-Sektors bis 1993 unterschätzt. 

Quelle : OECD (1997/2) und Berechnungen des BMBF Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/26 


Staatlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

- Haushaltssoll 


ForschungszieU) 

Belgien 

Däne- 

mark 

Deutsch- 

land 

Griechen- 

land 

Spanien 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien^) 

1995 

1. Erforschung und Nutzung 









der irdischen Umwelt 

16 

16 

386 

14 

53 

105 

1 

66 

2. Infrastrukturmaßnahmen 









und Raumgesamtplanung 

9 

19 

257 

5 

13 

83 

4 

21 

3. Umweltschutz 

19 

42 

606 

9 

57 

257 

2 

113 

4. Schutz und Förderung 









der menschlichen Gesundheit . . . 

30 

16 

543 

14 

113 

659 

5 

439 

5. Erzeugung, Verteilung und 









rationelle Nutzung der Energie . . 

35 

22 

580 

8 

58 

587 

0 

151 

6. Landwirtschafthche Produktivität 









und Technologie 

45 

75 

439 

28 

93 

455 

28 

112 

7. Industrielle Produktivität 









und Technologie 

166 

109 

2 252 

28 

439 

673- 

55 

414 

8. Gesellschafthche Strukturen 









und Beziehungen 

36 

101 

405 

6 

21 

102 

19 

134 

9. Weltraumforschung und -nutzung 

171 

24 

869 

1 

173 

1 388 

6 

445 

10. Allgemeine Hochschul- 









forschungsmittel 

429 

340 

6 372 

118 

702 

2 058 

53 

2 164 

11. Nicht zielorientierte Forschung . . 

245 

208 

2 537 

25 

183 

2 544 

7 

470 

12. Sonstige zivile Forschung 

74 

- 

109 

0 

36 

250 

- 

161 

13. Verteidigung 

4 

5 

1 529 

3 

227 

3 976 

- 

463 

Ausgaben insgesamt 

1278 

976 

16 885 

259 

2 169 

13 137 

180 

5 153 

1996 vorläufiges Soll 

1. Erforschung und Nutzung 









der irdischen Umwelt 

16 

14 

366 

17 

54 

102 

1 

72 

2. Infrastrukturmaßnahmen 









und Raumgesamtplanung 

13 

20 

258 

6 

13 

70 

5 

21 

3. Umweltschutz 

34 

42 

628 

11 

57 

272 

3 

132 

4. Schutz und Förderung 

der menschhchen Gesundheit . . . 

39 

17 

567 

17 

118 

693 

6 

417 

5. Erzeugung, Verteilung und 









rationelle Nutzung der Energie . . 

39 

24 

581 

9 

53 

625 

0 

197 

6. Landwirtschaftliche Produktivität 









und Technologie 

57 

74 

440 

32 

87 

478 

30 

116 

7. Industrielle Produktivität 









und Technologie 

151 

113 

2 291 

35 

416 

635 

60 

463 

8. Gesellschaftliche Strukturen 









und Beziehungen 

33 

104 

411 

7 

22 

118 

15 

250 

9. Weltraumforschung und -nutzung 

170 

19 

852 

2 

164 

1452 

6 

558 

10. AUgememe Hochschul- 









forschungsmittel 

477 

397 

6 402 

127 

718 

2 130 

70 

2 345 

11. Nicht zielorientierte Forschung . . 

240 

206 

2 560 

29 

143 

2 559 

7 

780 

12. Sonstige zivüe Forschung 

95 

- 

128 

0 

39 

334 

- 

- 

13. Verteidigung 

6 

5 

1 692 

4 

237 

3 867 

- 

169 

Ausgaben insgesamt 

1370 

1 035 

17 175 

296 

2 122 

13 336 

203 

5 520 


ECU = Europäische Währungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1995: 1 ECU = 1,87 DM, 1996: 1 ECU = 1,89 DM. 
Entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS 1992). 
Vorläufig. 

'*) Schätzung von Eurostat; ohne Luxemburg. 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) 
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Tabelle VI/26 


in den Staaten der Europäischen Union 

in Mio ECU 1)- 


Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Portugal 

Finnland 

Schwe- 

den^) 

Großbri- 

tannien 

und 

Nord- 

irland 

EUR IS-*) 

Euro- 

päische 

Union 

ForschungszieU) 

8 

20 

16 

12 

7 

127 

847 

46 

1995 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 

103 

27 

9 

34 

117 

114 

818 

152 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung 

90 

30 

17 

25 

48 

159 

1475 

132 

3. Umweltschutz 

50 

30 

19 

34 

31 

920 

2 903 

112 

4. Schutz und Förderung 

der menschlichen Gesundheit 

75 

6 

2 

34 

58 

63 

1 679 

373 

5. Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie 

113 

39 

42 

69 

35 

340 

1 915 

124 

6. Landwirtschafthche Produktivität 
und Technologie 

296 

93 

33 

307 

122 

180 

5 169 

916 

7 . Industrielle Produktivität 
und Technologie 

60 

21 

17 

61 

136 

165 

1 288 

65 

8. GeseUschafthche Strukturen 
und Beziehungen 

102 

0 

- 

21 

29 

185 

3 416 

30 

9. Weltraumforschung und -nutzung 

992 

778 

186 

255 

799 

1 229 

16 495 


10. Allgemeine Hochschul- 
forschungsmittel 

289 

156 

45 

96 

236 

789 

7 837 

42 

11. Nicht zielorientierte Forschung 

147 

2 

5 

- 

- 

30 

813 

305 

12. Sonstige zivüe Forschung 

77 

0 

5 

20 

427 

2 426 

9 175 

- 

13. Verteidigung 

2 401 

1201 

396 

969 

2 044 

6 726 

53 828 

2 298 

Ausgaben insgesamt 

7 

21 

16 

11 


125 


66 

1996 vorläufiges Soll 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 

98 

20 

9 

32 


112 


169 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung 

84 

25 

17 

24 


157 


190 

3. Umweltschutz 

49 

28 

19 

32 


909 


150 

4. Schutz und Förderung 

der menschhchen Gesundheit 

82 

4 

2 

31 


62 


408 

5. Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie 

116 

41 

43 

68 


336 


149 

6. Landwirtschafthche Produktivität 
und Technologie 

288 

86 

34 

270 


177 


922 

7. Industrielle Produktivität 
und Technologie 

57 

23 

17 

69 


163 


65 

8. GeseUschafthche Strukturen 
und Beziehungen 

105 

0 

- 

28 


182 


43 

9. Weltraumforschung und -nutzung 

975 

768 

190 

261 


1 214 



10. AUgemeine Hochschul- 
forschungsmittel 

284 

158 

54 

101 


779 


174 

11. Nicht zielorientierte Forschung 

146 

2 

5 

- 


‘29 


256 

12. Sonstige zivile Forschung 

79 

0 

5 

19 


2 397 


- 

13. Verteidigung 

2 371 

1 177 

411 

946 


6 644 

55 001 

2 591 

Ausgaben insgesamt 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/27 


Staatlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

- Haushaltssoll - 


Staatlich finanzierte Ausgaben 

Jahr 

Belgien 

Däne- 

mark 

Deutsch- 
land 0 

Griechen- 

land 

Spanien 

Frank- 

reich 

Irland 

1. Gesamtausgaben für FuE 

1986 

651 

509 

10 047 

99 

802 

10 142 

104 

in Millionen ECU^) 

1991 

982 

791 

14 361") 

152 

2 313 

13 356 

116 

(jeweilige Preise 

1992 

1 018 

764 

15 395 

142 

2 321 

13 197") 

130 

und Wechselkurse) 

1993 

1 137 

757^) 

16 206 

160 

2 052 

13 482 

139 


1994 

1 188 

836 

16 072 

178 

1 993 

13 592 

134 


1995 

1 278 

976 

16 885 

259 

2 169 

13 137 

180 

2. Gesamtausgaben für FuE 

1986 

65,9 

99,3 

164,5 

9,9 

20,8 

182,6 

29,5 

je Einwohner in ECU^) 

1991 

98,2 

153,4 

179,5") 

14,8 

59,4 

234,1 

32,8 

(jeweilige Preise 

1992 

101,4 

147,8 

191,0 

13,8 

59,5 

230,0") 

36,6 

und Wechselkurse) 

1993 

112,8 

146,0") 

199,6 

15,4 

52,5 

233,8 

39,1 


1994 

117,4 

160,7 

197,4 

17,1 

50,9 

234,8 

37,6 


1995 

126,1 

186,8 

206,8 

24,7 

55,3 

225,9 

50,2 

3. Durchschnittliche jährliche 









Steigerung der Ausgaben 
für FuE (%)^) 









a) Gesamtausgaben 

1986 









bis 









1995 

7,8 

7,5 

5,9 

11,3 

11,7 

2,9 

6,3 

b) Ausgaben für zivile FuE 

1986 









bis 









1995 

7,9 

7,5 

6,3 

11,3 

10,9 

3,4 

6,3 

4. Anteil der Gesamtausgaben 

1986 

1,43 

1,62 

4,61 

0,75 

1,42 

5,57 

0,88 

für FuE am gesamten 

1991 

1,84 

1,93 

4,00 

0,70 

2,31 

5,87 

0,89 

Haushaltsvolumen (%) 

1992 

1,75 

1,72 

4,04 

0,57 

2,16 

5,30"j 

0,92 


1993 

1,84 

1,54^) 

3,84 

0,57 

1,83 

4,93 

0,95 


1994 

1,85 

1,58 

3,71 


1,90 

4,61 

0,86 


1995 

1,95 

1,79 

3,60 



4,33 


5. Anteil der Gesamtausgaben 

1986 

0,57 

0,61 

1,11 

0,21 

0,34 

1,36 

0,39 

für FuE am Bruttoinlands - 

1991 

0,61 

0,76 

1,03^) 

0,21 

0,54 

1,37 

0,31 

Produkt (%) 

1992 

0,59 

0,70 

1,01 

0,19 

0,52 

1,29^) 

0,32 


1993 

0,63 

0,66^) 

0,99 

0,20 

0,50 

1,26 

0,34 


1994 

0,61 

0,68 

0,93 

0,22 

0,49 

1,21 

0,30 


1995 

0,62 

0,74 

0,92 

0,30 

0,51 

1,12 

0,37 

6. Durchschnittliche jährhche 

1986 








Steigerung des gesamten 

bis 








Haushaltsvolumens (%) 

1995 

(1994) 

2,7 

5,4 

10,2 


(10,0) 

5,3 

(4,6) 

7. Durchschnittliche jährhche 

1986 








Steigerung des Brütto- 

bis 








inlandsprodukts (%) 

1995 

5,2 

4,3 

0,7 

16,7 

8,9 

4,7 

8,2 


Ab 1991 einschließlich neue Länder und Berhn-Ost. 

ECU = Europäische Rechnungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1995: 1 ECU = 1,87 DM. 

Nach Umrechnung in ECU errechnet. 

'*) Zeitreihenbruch. 

Vorläufig. 

Schätzung von Eurostat. 

Quelle ; Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) und Berechnungen des BMBF 
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Tabelle VI/27 


in den Staaten der Europäischen Union nach verschiedenen Kriterien 


Italien 

Nieder- 

lande 

Österreich 

Portugal 

Finnland 

Schweden 

Groß- 

britannien 

und 

Nordirland 

EUR 12 

EUR 15 

Euro- 

päische 

Union 

4 408 

1 710 

551 

92 

514 

1 622 

6 323 

34 887 

37 574 

661 

7 028 

2 016 

840 

253 

951^) 

2 457") 

7 125 

48 491 

52 738 

1 646 

7 565 

2 103 

919 

313 

860 

2 451") 

6 839 

49 788 

54 018 

1 762 

5 845 

2 207 

1 049 

393 

782 

2 058") 

6 906 

49 284 

53 173 

2 047 

5 380 

2 248 

1 171 

3485) 

852 

2 018=) 

6 702 

48 6725) 

52 713 5 ) 

2 026 

4 9305) 

2 401 

1 201 

396 

969 

2 044=) 

6 726 

49 5605) 

53 8285) 

2 299 

77,0 

117,4 

72,6 

9,2 

104,5 

193,8 

111,2 

108,2 

109,5 

— 

121,6 

133,8 

107,5 

25,6 

189,6'*) 

285,1") 

123,3 

140,4 

143,8 

- 

130,7 

138,5 

116,1 

31,8 

170,6 

282,8") 

117,9 

143,5 

146,5 

- 

100,6 

144,3 

131,3 

39,7 

154,5 

236,0") 

118,7 

141,4 

143,6 

- 

92,4 

146,2 

145,8 

35,15) 

167,5 

229,8=) 

114,8 

139,25) 

141,95) 

- 

84,55) 

155,4 

149,2 

39,9 

190,0 

231,5=) 

114,8 

141,3 5 ) 

144,45) 

- 


1,2 

3,8 

9,0 

17,4 

7,3 

3,4 

2,4 

4,7 

4,8 

1,86 

2,73 

2,11 

0,88 

3,02 


3,48 

3,32 


1,91 

2,56 

2,32 

1,30 

3,07^) 

3,90") 

2,61 

3,12 

3,13 

1,97 

2,54 

2,37 

1,40 

3,06 

3,46") 

2,37 

3,00 

3,01 

1,70 

2,52 

2,33 

1,76 

3,00 

3,17") 

2,36 

2,89 

2,88 

1,67 

2,65 

2,52 


2,87 

3,15=) 

2,19 



1,72^) 

2,70 

2,37 


2,90 

3,26=) 




0,72 

0,94 

0,58 

0,27 

0,72 

1,20 

IJl 

0,98 

0,97 

0,75 

0,86 

0,63 

0,41 

0,97^) 

1,27") 

0,87 

0,93 

0,94 

0,80 

0,85 

0,65 

0,44 

1,05 

1,28^) 

0,84 

0,91 

0,92 

0,69 

0,83 

0,68 

0,56 

1,09 

1,30") 

0,86 

0,89 

0,90 

0,63 

0,79 

0,72 

0,455) 

1,03 

1,2P) 

0,78 

0,84 

0,85 

0,62^} 

0,79 

0,70 

0,50 

1,01 

1,19=) 

0,80 

0,83 

0,84 


5,9 5,8 


Rimdungsdifferenzen 
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Tabelle VI/28 


Patente und Lizenzen*) in den Zahlungsbilanzen ausgewählter Länder 

- in Mio US-$ - 


Land 


1993 

1994 

1995 

Belgien und Luxemburg 

Einnahmen 

995 

1 070 

602 


Ausgaben 

1 394 

1 528 

1 192 


Saldo 

- 399 

- 458 

- 590 

Deutschland^) 

Einnahmen 

2 040 

2 180 

2 780 


Ausgaben 

4 430 

4 500 

5 440 


Saldo 

- 2 390 

- 2 320 

- 2 660 

Finnland 

Einnahmen 

89 

75 

58 


Ausgaben 

325 

325 

389 


Saldo 

- 236 

- 250 

- 331 

Frankreich 

Einnahmen 

1456 

1 531 

1 850 


Ausgaben 

1 798 

1 909 

2 320 


Saldo 

- 342 

- 378 

- 470 

Großbritannien und Nordirland ..... 

Einnahmen 

3 400 

3 980 

4 570 


Ausgaben 

2 160 

2 610 

2 860 


Saldo 

+ 1240 

+ 1370 

+ 1710 

Irland 

Einnahmen 

67 

91 

114 


Ausgaben 

1 390 

1 917 

2 554 


Saldo 

- 1323 

- 1 826 

- 2 440 

Italien 

Einnahmen 

234 

323 

462 


Ausgaben 

1 215 

1 179 

1 166 


Saldo 

- 981 

- 856 

- 704 

Niederlande 

Einnahmen 

1 917 

2 208 

2 350 


Ausgaben 

2 668 

2 668 

3 050 


Saldo 

- 751 

- 460 

- 700 

Österreich 

Einnahmen 

118 

129 

132 


Ausgaben 

418 

456 

521 


Saldo 

- 300 

- 327 

- 389 

Portugal 

Einnahmen 

36 

29 

20 


Ausgaben 

174 

206 

217 


Saldo 

- 138 

- 177 

- 197 

Schweden 

Einnahmen 

748 

1 153 

876 

’ 

Ausgaben 

590 

762 

999 


Saldo 

+ 158 

+ 391 

- 123 

Spanien 

Einnahmen 

150 

220 

196 


Ausgaben 

982 

1 061 

1 269 


Saldo 

- 832 

- 841 

- 1073 

EU-Länder insgesamt^) 

Einnahmen 

11 250 

12 989 

14 010 


Ausgaben 

17 544 

19 121 

21 977 


Saldo 

- 6 294 

- 6 132 

- 7 967 

USA 

Einnahmen 

20 330 

22 270 

26 960 


Ausgaben 

4 770 

5 520 

6 300 


Saldo 

+15 560 

+ 16 750 

+20 660 

Japan 

Einnahmen 

3 880 

5 190 

6 010 


Ausgaben 

7 180 

8 300 

9 360 


Saldo 

- 3 300 

- 3 110 

- 3 350 

Austraüen 

Einnahmen 

186 

242 

240 


Ausgaben 

828 

977 

1 015 


Saldo 

- 642 

- 735 

- 775 


*) Abgrenzung gemäß IWF, „Balance of Payments Statistics" (1996), einschließlich Verfahren, Urheberrechte und FiLmrechte 
(ohne Produktionskosten und Gagen). 

^) Ohne Fümrechte. 

^) Ohne Dänemark und Griechenland (Daten nicht verfügbar). 

Quelle : International Monetary Fund, „Balance of Payments Statistics Yearbook 1996" und Berechnungen des BMBF 

* Rundungsdifferenzen 
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3.2 Personaldaten 

3.2.1 Personaldaten - national - 


Tabelle VI/29 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Personalgruppen und Sektoren *) 

- Vollzeitäquivalent - 


Sektor 

(OECD-Abgrenzung) 



davon 

Jahr 

insgesamt 

Forscher 

Technisches 

Personal 

Sonstige 

1. Wirtschaftssektor^) 

1981 

242 544 

77 017 

73 039 

92 488 


1991 

321 756 

141 084 

86 487 

94 185 


1992 

306 925 





1993 

293 774 

128 956 

81 952 

82 863 


1994 

284 380 





1995 

283 316 

129 370 

78 155 

75 791 


1996 

276 794 




2. Hochschulsektor 

1981 

58 614 

32 264 

11 462 

14 888 


1991 

103 864 

62 171 

17 789 

23 904 


1992 






1993 






1994 






1995 

100 674 

64 434 

13 636 

22 604 

3. Staatssektor 

1981 

50 921 

18 919 

16 532 

15 470 


1991 

90 711 

38 614 

24 071 

28 023 


1992 






1993^) 

71 363 

34 011 

20 668 

16 684 


1994 

72 825 

35 383 

20 179 

17 263 


1995 

75 148 

37 324 

20 380 

17 444 

4. Insgesamt 

1981 

352 079 

128 200 

101 033 

122 846 


1991 

516 331 

241 869 

128 347 

146 112 


1992 

. 

. 

. 

. 


1993 

. 

. 

. 

. 


1994 

. 


. 

. 


1995 

459 138 

231 128 

112 171 

115 839 

darunter 

- 





neue Länder und Berhn-Ost 






1. Wirtschaftssektor 

1991 

34 922 

22 764 




1992 

22 864 





1993 

22 032 





1994 






1995 

23 741 

14 977 




1996 

23 194 6) 




2. Hochschulsektor 

19916) 

19 509 

10 455 

^ . 



1992 

17 640 

9 690 

1 710 

6 240 


1993 

16 680 

10 010 

1 920 

4 750 


1994 






1995 

18 948 

11 803 

2 475 

4 670 
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noch Tabelle Vl/29 


Sektor 

(OECD -Abgrenzung) 



davon 

Jahr 

insgesamt 

Forscher 

Technisches 

Personal 

Sonstige 

3. Staatssektor 

1991 

28 400 





1992 






1993 <) 

12 108 

6 856 

3 134 

2 118 


1994 

13 024 

7 485 

3 269 

2 270 


1995 

14 362 

8 314 

3 615 

2 433 

4. Insgesamt 

1991 

82 831 





1992^) 






1993^) 

50 820 





1994 






1995 

57 051 

35 094 




*) Ab 1991 Deutschland. 

Gerade Jahre geschätzt. 

Ab 1991 neues Berechnungsverfahren, die Angaben für 1981 wurden entsprechend revidiert (verkettete Werte). Aufgrund der 
Änderung des Erhebungsverfahrens der Hoch’schulpersonalstatistik kam es ab 1992 vermutlich zu Untererfassungen beim 
Drittmittelpersonal, so daß von 1992 bis 1994 keine zuverlässigen Daten zum FuE-Personal der alten Länder und damit 
insgesamt vorgelegt werden können. 

Staatliche Einrichtungen sowie überwiegend vom Staat finanzierte private wissenschaftliche Institutionen ohne Erwerbs- 
zweck; ab 1993 Berichtskreiserweiterung. Im Vergleich zu früheren Veröffentlichungen wurde der PNP-Sektor in den Staats- 
sektor einbezogen. 

"*) Revidiert. 

Nach dem Anteüswert für 1995 geschätzt. 

1991 emüttelt nach dem für die alten Länder vereinbarten Verfahren, wobei der durchschnittliche FuE-Koeffzient der Grund- 
ausstattung der Hochschulen der alten Länder zugrunde gelegt wurde (Drittmittelpersonal [Schätzung] ging zu 100% in die 
Berechnung ein; zur Methodik vgl. Kapitel VI. 1). 

1991 Schätzung. Einschüeßhch des Personals der von Bund und Ländern übergangsfinanzierten Forschungseinrichtungen der 
ehemaügen Akademien, die gemäß Artikel 38 Einigungsvertrag zum 31. Dezember 1991 aufgelöst wurden. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, 

Statistisches Bundesamt, 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/30 

FuE-Personal im Wirtschaftssektor nach der Wirtschafts gliederung 

- Vollzeitäquivalent ~ 


1 

1993 

1995 

Wirtschaf tsghederung *) 

insge- 

samt 

davon in 


davon in 


Unter- 

nehmen 

IfG') 

insgesamt 

Unter- 

nehmen 

IfG*) 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau . . 


1 964 

1 059 

905 

1 064 

885 

179 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Femwärme- 

und Wasserversorgung 


658 

508 

150 

X 

558 

X 

11 Bergbau 


1 306 

551 

755 

X 

327 

X 

2 Verarbeitendes Gewerbe . . . 

280 165 

276 813 

3 351 

268 133 

264 945 

3 188 

20 Chemische Industrie usw., 

Mineralölverarbeitung 


54 609 

54 531 

79 

49 907 

49 832 

75 

21 Herstellung von Kunststoff- 

und Gummiwaren 


5 159 

4 871 

287 

5 108 

4 718 

390 

22 Gewinnung und Verarbeitung 

von Steinen und Erden usw 


3 078 

2 817 

261 

3 544 

3 289 

255 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 


4 983 

4 286 

693 

4 009 

3 436 

573 

24 Stahl- , Maschinen- und Fahrzeugbau usw. 

115 901 

115 442 

461 

112 194 

111 759 

435 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 

Herstellung von EBM-Waren usw 


90 160 

89 841 

319 

85 873 

85 619 

254 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 


1 607 

1435 

172 

2 076 

2 000 

76 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 


2 413 

1 505 

908 

2 546 

1 597 

949 

28/29 Ernährungsgewerbe, 

Tabakverarbeitung 


2 255 

2 084 

171 

2 876 

2 696 

181 

0, 3-8 Restliche Wirtschaftsabteilungen 


11 646 

11 297 

350 

14 119 

13 520 

599 

darunter: 

4 Handel 

5 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

6 Kreditinstitute 

und Versicherungsgewerbe 

7 Dienstleistungen, 

soweit von Unternehmen erbracht 


r 9 794 

9 462 

332 

12 210 

11 662 

548 

8 private Organisationen 

ohne Erwerbszweck 








0 bis 8 Insgesamt 

293 774 

289 168 

4 606 

283 316 

279 351 

3 965 


•) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979. 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/30a 

FuE-Personal im Wirtschaftssektor nach der Wirtschaftsgliederung 

- Vollzeitäquivalent - 




1995 


Wirtschaftsgliederung *) 

ins- 

gesamt 

davon in 



Unter- 

nehmen 

IfG') 

A,B 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Fischzucht 

1 037 

1 013 

24 

C 

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

375 

363 

12 

D 

Verarbeitendes Gewerbe 

267 478 

264 171 

3 308 

DA 

Emährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

2 888 

2 706 

182 

DB,DC 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

2 512 

1 563 

949 

DD, DE 

Holz-, Papier-, Verlags- und Druckgewerbe 

1403 

1 327 

76 

DF 

Kokerei, Mineralölverarbeitung, 

Herstellung von Brutstoffen 

X 

672 

X 

DG 

Chemische Industrie 

49 081 

49 012 

69 

DH 

Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 

5 314 

4 924 

390 

DI 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden 

3 385 

3 139 

246 

DJ 

Metallerzeugung und -bearbeitung, 

Herstellung von Metallerzeugnissen 

7 571 

6 933 

638 

DK 

Maschinenbau 

39 323 

38 821 

502 

DL 

Herstellung von Büromaschinen, DV-Geräten 

und -Einrichtungen, Elektrotechnik, FuO 

82 297 

82 119 

178 

DM 

Fahrzeugbau 

70 821 

70 762 

59 

DN 

Herstellung von Möbeln, Schmuck, 

Musikinstrumenten US w., Recychng 

X 

2 194 

X 

E 

Energie- und Wasserversorgung 

729 

554 

176 

F 

Baugewerbe ; 

X 

831 

X 

I 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

X 

3 032 

. X 

K 

Grundstücks- und Wohnungswesen usw. 

Dienstleistungen für Unternehmen 

9 020 

8 631 

390 

O 

Erbringung von sonstigen öffentlichen 

und persönlichen Dienstleistungen 

150 

119 

30 

G,H,J,L-N 

Resthche Abschnitte 

X 

637 

X 

Insgesamt . . 

283 316 

279 351 

3 965 


') Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung imd experimentelle -entwicklung. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik . Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/31 


FuE-Personal in Unternehmen nach Personalgruppen 

- Vollzeit 


Wirtschaftsgliederung *) 

1993 

insgesamt 

davon 

Forscher') 

Techniker 

Sonstige 

1 Energie und Wasserversorgung, Bergbau 

1 059 

543 

200 

316 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung 

508 

308 

94 

107 

11 Bergbau 

551 

235 

107 

209 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

276 813 

120 128 

78 300 

78 385 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung . 

54 531 

13 949 

23 099 

17 483 

darunter 





Chemische Industrie 

53 234 

13 376 

22 680 

17 177 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren .... 

4 871 

1 729 

1 516 

1 626 

darunter: 





Herstellung von Kunststoffwaren 

3 092 

980 

1 082 

1 031 

Herstellung von Gummiwaren 

1 779 

749 

434 

596 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 





und Erden usw 

2 817 

1 070 

755 

992 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

4 286 

1 459 

1531 

1 296 

darunter: 





Eisenschaffende Industrie 

1 417 

433 

570 

414 

NE -Metallerzeugung usw : . . . 

759 

256 

314 

189 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw 

115 442 

49 640 

30 585 

35 217 

darunter: 





Maschinenbau 

34 942 

15 634 

10 201 

9 107 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen .... 

50 024 

17 256 

12 705 

20 063 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

14 051 

7 300 

4 809 

1 943 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung 





von EBM-Waren usw 

89 841 

50 791 

19 290 

19 759 

darunter: 





Elektrotechnik 

80 021 

46 338 

16 538 

17 145 

Feinmechanik, Optik 

5 575 

2 954 

1 311 

1 309 

Herstellung von EBM-Waren 

3 443 

1 277 

1 177 

990 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

1 435 

396 

411 

629 

darunter 





Holzbearbeitung, Holzverarbeitung 

942 

268 

282 

392 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe ■ 

1 505 

478 

400 

627 

darunter 





Textilgewerbe 

1 045 

336 

266 

443 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

2 084 

615 

714 

755 

0, 3-7 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

11297 

6 109 

2 111 

3 077 

darunter: 





4 Handel 






5 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 






6 Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 


^ 9 462 

5 314 

1 773 

2 377 

7 Dienstleistungen, soweit von Unternehmen 






erbracht 






0 bis 7 Insgesamt 

289 168 

126 780 

80 611 

81 777 

darunter in KMU^) 

53 782 

26 732 

13 257 

13 793 


*) Klassifilcation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979. 
Einschließlich Fühningskräfte der FuE -Verwaltung. 

Kleine und mittlere Unternehmen (unter 500 Beschäftigte). 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik 
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Tabelle VI/31 


und nach der Wirtschaitsgliedening 

äquivalent - 


1995 

Wirtschafts güederung 

insgesamt 

davon 

Forscher 0 

Techniker 

Sonstige 

885 

423 

179 

284 

1 

558 

305 

124 

129 

10 

327 

118 

54 

155 

11 

264 945 

119 594 

74 204 

71 148 

2 

49 832 

13 143 

21 538 

15 151 

20 

48 842 

12 743 

21 126 

14 973 

200 

4 718 

1 848 

1 626 

1 244 

21 

3 204 

1 193 

1 250 

761 

210 

1 514 

655 

376 

483 

213 

3 289 

1 266 

872 

1 151 

22 

3 436 

1 242 

1 219 

974 

23 

960 

268 

479 

213 

230-232 

711 

269 

285 

157 

233 

111 759 

50 947 

28 642 

32 170 

24 

31 811 

14 791 

8 598 

8 422 

242 

50 430 

20 392 

11 878 

18 160 

244 

14 578 

6 232 

5 563 

2 784 

248 

85 619 

49 059 

18 398 

18 162 

25 

76 260 

44 595 

15 837 

15 828 

250 

5 068 

2 857 

1 138 

1 074 

252 

3 530 

1 337 

1 228 

965 

256 

2 000 

662 

495 

843 

26 

1 225 

392 

278 

555 

260/261 

1 597 

554 

406 

636 

27 

1 180 

408 

315 

456 

275 

2 696 

872 

1 007 

817 

28/29 

13 520 

7 231 

2 694 

3 596 

0, 3-7 





darunter: 





4 





5 

11 662 

6 479 

2 255 

2 929 

6 





7 

279 351 

127 247 

77 076 

75 027 

Obis 7 

55183 

28 433 

12 773 

13 977 

0 bis 7 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/31a 


FuE-Personal in Unternehmen nach Personalgruppen und nach der Wirtschaftsgliederung 

- Vollzeitäquivalent - 


Wirtschaftsgüederung *) 

1995 

insgesamt 

davon 

Forscher 0 

Techniker 

Sonstige 

A,B Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei u. Fischzucht 

1 013 

278 

279 

456 

C Bergbau u. Gewinnung v. Steinen u. Erden 

363 

152 

68 

142 

D Verarbeitendes Gewerbe 

264 171 

119 061 

74 078 

71 032 

DA Emährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

2 706 

885 

1 006 

815 

DB Textil- u. Bekleidungsgewerbe 

1 460 

517 

371 

572 

DC Ledergewerbe 

103 

24 

37 

42 

DD Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) 

460 

159 

105 

195 

DE Papier-, Verlags- u. Druckgewerbe 

868 

312 

246 

309 

DF Kokerei, MineralÖlv., H. v. Brutstoffen 

672 

252 

225 

194 

DG Chemische Industrie 

49 012 

12 784 

21 274 

14 953 

24.4 H. V. pharmazeutischen Erzeugnissen 

12 804 

4 129 

4 831 

3 843 

DH H. V. Gummi- u. Kunststoffwaren 

4 924 

1 981 

1 665 

1 277 

DI Glasgewerbe, Keramik, V. v. Steinen u. Erden .... 

3 139 

1 220 

835 

1 085 

DJ MetaUerz. u. -bearb., H. v. Metallerzeugnissen .... 

6 933 

2 650 

2 325 

1 958 

27 MetaUerz. u. -bearbeitung 

2 255 

787 

876 

592 

28 H. V. MetaUerzeugnissen 

4 678 

1 863 

1449 

1 367 

DK Maschinenbau 

38 821 

18 799 

10 165 

9 857 

29. 1-5 Maschinenbau ohne H. v. Waffen u. Hausgeräten 

36 579 

17 797 

9 506 

9 276 

29.7 H. V. Haushaltsgeräten a. n. g 

1 674 

805 

477 

392 

DL H. V. Bürom., DV-Geräten u. -Einr., Elektrot., FuO . 

82 119 

48 969 

16414 

16 736 

30 H. V. Büromasch., DV-Geräten u. -Einr 

10 433 

7 076 

1 571 

1 786 

31 H. V. Geräten d. Elektrizitätserz., -Verteilung u. ä. . 

21 124 

11 401 

5 178 

4 546 

32 Rundfunk-, Fernseh- u. Nachrichtentechnik 

28 875 

17 204 

5 204 

6 467 

33 Medizin-, Meß-, Steuer- u. Regelungstechn., Optik 

21 686 

13 288 

4 461 

3 938 

DM Fahrzeugbau 

70 762 

29 787 

18 751 

22 225 

34 H. V. Kraftwagen u. Kraftwag ent eüen 

51 250 

20 640 

12 153 

18 457 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 

19 512 

9 147 

6 597 

3 767 

35.3 Luft- u. Raumfahrzeugbau 

14 953 

6 387 

5 671 

2 896 

DN H. V. Möbeln, Schmuck, Musikinstr. usw., Recycl. . 

2 194 

721 

659 

814 

E Energie- u. Wasserversorgung 

554 

299 

125 

130 

F Baugewerbe 

831 

448 

170 

214 

I Verkehr u. Nachrichtenübermittlung 

3 032 

1 254 

804 

974 

K Grundst.- u. Wohn. -wesen usw. Dienstl. für Untern. . . 

8 631 

5 378 

1 382 

1 871 

73 Forschung u. Entwicklung 

2 314 

1 250 

570 

494 

74 Erbringung v. Dienstleistungen für Untern 

4 592 

2 919 

593 

1 081 

O Erbringrmg v. sonst, öffentl. u. persönl. Dienstl 

119 

67 

X 

X 

G , H, J, L-N Restliche Abschnitte 

637 

310 

X 

X 

Insgesamt 

279 351 

127 247 

77 076 

75 027 

darunter in KMU^) 

55 184 

28 434 

12 773 

13 978 


*) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 

Einschließlich Führungskräfte der FuE -Verwaltung. 

Kleine und mittlere Unternehmen (unter 500 Beschäftigte). 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/32 


FuE-Personal in Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 
nach Personalgruppen und der Wirtschaftsgliederung 

- Vollzeitäquivalent - 



1993 

1995 

Wirtschaftsghederung 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

davon 


For- 

scher 

Techni- 

ker 

Son- 

stige 

For- 

scher^) 

Techni- 

ker 

Son- 

stige 

1 Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 

905 

358 

333 

214 

179 

122 

26 

31 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- 
und Wasserversorgung 

150 

107 

27 

16 

X 

X 

X 

X 

11 Bergbau 

755 

252 

306 

198 

X 

X 

X 

X 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

3 351 

1 583 

980 

788 

3 188 

1616 

965 

607 

20 Chemische Industrie usw., 

Mineralölverarbeitung 

79 

37 

13 

30 

75 

30 

31 

15 

21 Herstellung von Kunststoff- 

und Gummiwaren 

287 

148 

61 

78 

390 

253 

65 

72 

22 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw 

261 

99 

92 

69 

255 

95 

87 

74 

23 Metallerzeugung 

und -bearbeitung 

693 

297 

167 

229 

573 

280 

152 

141 

24 Stahl-, Maschinen- 

und Fahrzeugbau usw 

461 

258 

116 

87 

435 

263 

82 

89 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 
Herstellung von EBM-Waren usw. 

319 

173 

54 

91 

254 

168 

34 

53 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

172 

120 

16 

36 

76 

43 

16 

17 

27 Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 

908 

350 

430 

128 

949 

368 

462 

120 

28/29 Emährungsgewerbe, 

Tabakverarbeitung 

171 

100 

32 

40 

181 

118 

36 

27 

0, 3-8 Restliche Wirtschafts ab teilungen 

350 

235 

33 

82 

599 

385 

88 

126 

0 bis 8 Insgesamt 

4 606 

2 176 

1 346 

1084 

3 965 

2 123 

1 079 

763 


Einschließlich Führungskräfte der FuE -Verwaltung. 

Quelle: Stifterverband Wissens chaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/33 

Personal der Hochschulen nach Personalgruppen und Wissenschaftszweigen*) 

- Vollzeitäquivalent - 


Art der Nachweisung 

Jahrq 

Personal 

insgesamt 

davon 

Zentrale 

Einrich- 

tungen 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

Wissenschafthches und 

1981 

i 

84 686 

3 381 

16 998 

14 899 

18 377 

2 890 

28 141 

künstlerisches Personal 


w 

10 805 

626 

1383 

340 

3 614 

447 

4 395 


1992 

i 

140 521 

5 256 

30 649 

24 689 

32 726 

4 716 

42 486 



w 

28 645 

1 414 

4 080 

1 662 

9518 

1 060 

10 914 


1993 

i 

142 282 

5 112 

31 372 

■25 596 

32 541 

4 733 

42 929 



w 

28 816 

1 427 

4 310 

1 786 

9 465 

1 076 

10 753 


1994") 

i 

143 310 

4 643 

31 338 

25 531 

33 853 

4 872 

43 073 



w 

29 259 

1 151 

4 338 

1 812 

9 944 

1 151 

10 863 


1995 

i 

146 412 

4 693 

31 865 

25 989 

35 412 

5 014 

43 439 



w 

30 705 

1 186 

4 526 

1 946 

10 593 

1 230 

11 224 

darunter 

1992 

i 

26 648 

968 

5 031 

5 026 

6 864 

1 038 

7 721 

Neue Länder 


w 

8 507 

464 

948 

622 

2 787 

280 

3 408 

und Berlin-Ost 

1993 

j 

26 187 

750 

5 019 

5 340 

6513 

893 

7 672 



w 

7 887 

404 

950 

675 

2 594 

235 

3 031 


1994^) 

j 

27 736 

550 

5 515 

5 555 

6 842 

1 023 

8 251 



w 

7 876 

222 

1 001 

661 

2 661 

272 

3 059 


1995 

J 

29 022 

557 

5 589 

5 563 

7 658 

1 047 

8 608 



w 

8 145 

230 

987 

649 

2 894 

280 

3 105 

darunter 










FuE-Personal 

1981 

i 

32 264 

- 

9 693 

6 997 

3 859 

1 396 

10 319 

hier: Forscher^) "*) 


w 

3 536 

- 

789 

160 

759 

216 

1 612 


1992^) 

i 


- 







1993 5) 

i 


- 







1994") 

i 


- 







1995 

i 

64 434 

' 

20 888 

13 743 

8 072 

2 970 

18 760 



w 

11 987 

- 

2 967 

1 029 

2415 

729 

4 847 

darunter 

1992 

i 

9 690 

_ 






Neue Länder 


w 

2 770 

- 






und Berlin-Ost 

1993 

i 

10010 

- 








w 

2 630 

- 







1994 

i 


- 







1995 

i 

11 803 

- 

3415 

2 979 

1 430 

582 

3 397 



w 

2 872 

- 

603 

348 

540 

156 

1 225 

Verwaltungs-, technisches 

1981 


144 896 

56 388 

13 334 

10 435 

52 314 

4 021 

8 404 

und sonstiges Personal 

1992 


220 617 

85 188 

17 920 

14 466 

85 755 

5 861 

11 428 


1993 


224 286 

86 130 

18 069 

15 238 

87 954 

5 524 

11 372 


1994 2) 


219 829 

49 913 

17 909 

14 245 

121 150 

5 483 

11 129 


1995 


221 147 

49 833 

17 951 

14 504 

123 000 

5 356 

10 503 

darunter 

1992 

i 

44 557 

16 324 

2 988 

3 090 

18 479 

1 649 

2 027 

Neue Länder 


w 

33 554 

9 976 

2 030 

1 515 

17 246 

1 197 

1 593 

und Berlin-Ost 

1993 

i 

42 293 

16 237 

2 746 

2 890 

17 650 

1 117 

1 654 



w 

32 230 

10319 

1 855 

1 390 

16 566 

806 

1 295 


1994^) i 

40 883 

10 377 

2 845 

3 034 

21 791 

1 145 

1 693 



w 

30 864 

6 367 

1 927 

1 419 

18 987 

831 

1 337 


1995 

j 

45 598 

10231 

2 751 

3 124 

26 741 

1 063 

1 691 



w 

34 507 

6 430 

1 853 

1 400 

22 746 

764 

1 318 
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Art der Nachweisung 

Jahr^) 

Personal 

insgesamt 

davon 

Zentrale 

Einrich- 

tungen 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

darunter 

1981 i 

26 350 

_ 

5 598 

4 343 

12 437 

1 428 

2 544 

FuE-Personal 

w 


- 






hier: Technisches 

1992«) i 


- 






und Sonstiges PersonaP) 

1993=) i 


- 







1994=) i 


- 







1995 i 

36 240 

- 

8 197 

6 039 

16 522 

2 040 

3 443 


w 

23 547 

- 

4 563 

2 057 

12 969 

1 290 

2 668 

darunter 

1992 i 

7 950 

- 






Neue Länder 

w 

6 380 

- 






und Berlin-Ost 

1993 i 

6 680 

- 







w 

5 300 

- 







1994 i 


- 







1995 i 

7 145 

- 

1 263 

1 354 

3 483 

499 

546 


w 

5 206 

- 

851 

607 

2 963 

359 

426 

Hauptberufliches 

1981 

229 582 

59 769 

30 332 

25 334 

70 691 

6911 

36 545 

Hochschulpersonal 

1992 

361 138 

90 444 

48 569 

39 155 

118481 

10 577 

53 914 

insgesamt 

1993 

366 568 

91 242 

49 441 

40 834 

120 495 

10 256 

54 301 


1994 2) 

363 139 

54 556 

49 247 

39 776 

155 003 

10 355 

54 202 


1995 

367 559 

54 526 

49 816 

40 493 

158 412 

10 370 

53 942 

darunter 

1992 

71 205 

17 292 

8019 

8 116 

25 343 

2 687 

9 748 

Neue Länder 

1993 

68 480 

16 987 

7 764 

8 230 

24 163 

2 010 

9 326 

und Berlin-Ost 

1994^) 

68 619 

10 927 

8 360 

8 589 

28 633 

2 168 

9 944 


1995 

74 620 

10 788 

8 340 

8 687 

34 399 

2 110 

10 299 

darunter 









FuE-PersonaP)'‘) 

1981 

58 614 

- 

15 291 

11 340 

16 296 

2 824 

12 863 


1992^) 


- 







19935) 


- 







19945) 


- 







1995 

100 674 

- 

29 085 

19 782 

24 594 

5 009 

22 204 

darunter 

1992 

17 640 

- 






Neue Länder 

1993 

16 680 

- 






und Berlin-Ost 

1994 


- 







1995 

18 948 

- 

4 679 

4 333 

4 913 

1 081 

3 942 


*) Hauptberufliches Personal der privaten und staatlichen Hochschulen (ohne Praktikanten und Auszubildende). Teilzeit- 
beschäfügte wurden mit dem Faktor 0,5 in Vollzeitäquivalente umgerechnet. 

1981 bis 1995 Ist; 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1992 Deutschland. 

Ab 1994 Medizin einschüeßhch Zentrale Einrichtungen der Hochschulkliniken. 

Das FuE-Personal wurde für die Jahre ab 1985 nach dem zwischen der Kultusministerkonferenz, dem Wissenschaftsrat, dem 
Bundesministerium für Forschung und Technologie und dem Statistischen Bundesamt vereinbarten Verfahren berechnet. Den 
internationalen Richtlinien entsprechend geht das Personal der Zentralen Einrichtungen dabei nicht in das FuE-Personal ein 
(nur die entsprechenden Personalausgaben werden (anteilig) berücksichtigt). Die Daten für 1981 wurden entsprechend 
revidiert (verkettete Werte). 

^) Ab 1991 einschließhch Stipendiaten der (Post-) Graduiertenförderung. 

^) Aufgrund der Änderung des Erhebungs Verfahrens der Hochschulpersonalstatistik kam es ab 1992 vermutlich zu Unter- 
erfassungen beim Drittmittelpersonal, so daß von 1992 bis 1994 keine zuverlässigen Daten zum FuE-Personal der alten Länder 
und damit insgesamt vorgelegt werden können. 

Quelle : Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/34 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Institutionen und Personalgruppen*) 

- Vollzeitäquivalent - 


Art der Einrichtung 

JahrO 

i = insgesamt 
w = weibhch 

insgesamt 

Forscher 

Technisches und 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

1. Helmholtz- Zentren 

1981 

i 

18 486 

100 

6 709 

36,3 

11 778 

63,7 

(Großforschungseinrichtungen) 


w 

4 050 

100 

560 

13,8 

3 490 

86,2 


19922) 

i 

. 








w 








1993 

i 

22 392 

100 

10 135 

45,3 

12 257 

54,7 



w 

5 753 

100 

1 340 

23,3 

4 413 

76,7 


1994 

i 

22 243 

100 

10417 

46,8 

11 826 

53,2 



w 

5 848 

100 

1 389 

23,8 

4 459 

76,2 


1995 

i 

22 399 

100 

10 771 

48,1 

11 628 

51,9 



w 

5 997 

100 

1 558 

26,0 

4 440 

74,0 

darunter FuE-PersonaP) 

19922) 

i 









w 








1993 

i 

22 335 

100 

10 100 

45,2 

12 236 

54,8 



w 

5 734 

100 

1 335 

23,3 

4 399 

76,7 


1994 

i 

22 104 

100 

10 349 

46,8 

11 755 

53,2 



w 

5 815 

100 

1 381 

23,7 

4 433 

76,2 


1995 

i 

22 326 

100 

10 742 

48,1 

11 584 

51,9 



w 

5 984 

100 

1 556 

26,0 

4 428 

74,0 

2. Max-Planck-Institute 

1981 

i 

7 521 

100 

2 619 

34,8 

4 903 

65,2 

(100 % FuE) 


w 

2 700 

100 

430 

15,9 

2 270 

84,1 


19922) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

9 334 

100 

4 034 

43,2 

5 301 

56,8 



w 

3 517 

100 

769 

21,9 

2 748 

78,1 


1994 

i 

9 496 

100 

4 127 

43,5 

5 369 

56,5 



w 

3 562 

100 

789 

22,2 

2 773 

77,8 


1995 

i 

9 900 

100 

4412 

44,6 

5 488 

55,4 



w 

3 781 

100 

849 

22,5 

2 932 

77,5 

3. Fraunhofer-Institute^) 

1981 

i 

2 216 

100 

1 075 

48,5 

1 141 

51,5 

(100 % FuE) 


w 

570 

100 

45 

7,9 

525 

92,1 


19922) 

i 

. 








w 

, 







1993 

i 

5 965 

100 

3 878 

65,0 

2 087 

35,0 



w 

1581 

100 

483 

30,6 

1098 

69,4 


1994 

i 

6 036 

100 

3 929 

65,1 

2 107 

34,9 



w 

1 613 

100 

485 

30,1 

1 128 

69,9 


1995 

i 

6 229 

100 

4 008 

64,3 

2 222 

35,7 



w 

1 633 

100 

489 

29,9 

1 144 

70,1 

4. Blaue Liste-Einrichtungen 

1981 

i 

4 949 

100 

1 863 

37,6 

3 087 

62,4 



w 

2 170 

100 

400 

18,4 

1770 

81,6 


19922) 

i 

. 








w 








1993 

i 

10 616 

100 

5 334 

50,2 

5 283 

49,8 



w 

4 819 

100 

1 448 

30,0 

3 371 

70,0 


1994 

i 

10 863 

100 

5 566 

51,2 

5 298 

48,8 



w 

4 901 

100 

1514 

30,9 

3 387 

69,1 


1995 

i 

11 273 

100 

5 798 

51,4 

5 476 

48,6 



w 

5 118 

100 

1596 

31,2 

3 523 

68,8 
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noch TabeUe VI/34 


Art der Einrichtung 

Jahr') 

i = insgesamt 
w = weiblich 

insgesamt 

Forscher 

Technisches und 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 i 

3 953 

100 

1 556 

39,4 

2 397 

60,6 


w 

1 740 

100 

290 

16,7 

1450 

83,3 


1992^) i 

. 







w 

. 







1993 i 

9 024 

100 

4 633 

51,3 

4 391 

48,7 


w 

4 123 

100 

1 195 

29,0 

2 928 

71,0 


1994 i 

9316 

100 

4 863 

52,2 

4 452 

47,8 


w 

4 220 

100 

1 259 

29,8 

2 961 

70,2 


1995 i 

9 751 

100 

5 074 

52,0 

4 678 

48,0 


w 

4 430 

100 

1 322 

29,8 

3 108 

70,2 

5. Öffentliche Einrichtungen (ohne 

1981 i 

19 513 

100 

6 258 

32,1 

13 255 

67,9 

Bibhotheken, Archive, Museen; 

w 

6 330 

100 

810 

12,8 

5 520 

87,2 

ohne Blaue Liste-Einrichtungen) 

19922) i 








1993 i 

28 358 

100 

11 565 

40,8 

16 793 

59,2 


w 

10 887 

100 

2 437 

22,4 

8 451 

77,6 


1994 i 

28 989 

100 

12 135 

41,9 

16 854 

58,1 


w 

11 184 

100 

2 572 

23,0 

8 613 

77,0 


1995 i 

28 519 

100 

12 066 

42,3 

16 454 

57,7 


w 

10 957 

100 

2 576 

23,5 

8 381 

76,5 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 i 

10 758 

100 

3 618 

33,6 

7 139 

66,4 


w 

3 700 

100 

520 

14,1 

3 180 

85,9 


19922) i 

. 







w 

. 







1993 i 

12 452 

100 

5 099 

40,9 

7 353 

59,1 


w 

4 809 

100 

1 071 

22,3 

3 737 

77,7 


1994 i 

12 726 

100 

5 340 

42,0 

7 386 

58,0 


w 

4 858 

100 

1 125 

23,2 

3 734 

76,9 


1995 i 

13 052 

100 

5 520 

42,3 

7 532 

57,7 


w 

5 121 

100 

1 183 

23,1 

3 938 

76,9 

6. Wissenschafthche Bibhotheken, 

1981 i 

7 679 

100 

2 163 

28,2 

5 517 

71,8 

Archive und Museen 

w 

3 600 

100 

900 

25,0 

2 700 

75,0 

(ohne Blaue Liste-Einrichtungen) 

19922) i 

■ 


' 





1993 i 

10 880 

100 

3 734 

34,3 

7 146 

65,7 


w 

5 908 

100 

1 933 

32,7 

3 976 

67,3 


1994 i 

11330 

100 

3 861 

34,1 

7 469 

65,9 


w 

6 272 

100 

1 979 

31,6 

4 293 

68,4 


1995 i 

10 889 

100 

3911 

35,9 

6 978 

64,1 


w 

6 228 

100 

2 079 

33,4 

4 149 

66,6 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 i 

2 837 

100 

684 

24,1 

2 153 

75,9 


w 

1 150 

100 

270 

23,5 

880 

76,5 


19922) i 

. 







w 

. 







1993 i 

3 715 

100 

1 024 

27,6 

2 691 

72,4 


w 

1 731 

100 

459 

26,5 

1 272 

73,5 


1994 i 

3 812 

100 

1 075 

28,2 

2 736 

71,8 


w 

1 816 

100 

483 

26,6 

1 333 

73,4 


1995 i 

3 274 

100 

1 041 

31,8 

2 233 

68,2 


w 

1 617 

100 

481 

29,7 

1 136 

70,3 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle 


439 


Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 
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Art der Einrichtung 

Jahri) 

i = insgesamt 
w = weibUch 

insgesamt 

Forscher 

Technisches und 
Sonstiges Personal 

Anzcihl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1981 

i 

2 650 

100 

1 238 

46 J 

1412 

53,3 



w 

950 

100 

290 

30,5 

660 

69,5 


19922) 

i 

% 








w 








1993 

i 

9 821 

100 

6 027 

61,4 

3 794 

38,6 



w 

3 647 

100 

1 396 

38,3 

2 251 

61,7 


1994 

i 

11 173 

100 

6 754 

60,4 

4419 

39,6 



w 

4 160 

100 

1 622 

39,0 

2 538 

61,0 


1995 

i 

13 031 

100 

7 910 

60,7 

5 121 

39,3 



w 

4 913 

100 

1 957 

39,8 

2 956 

60,2 

darunter FuE-PersonaP) 

19922) 

i 

, 








w 








1993 

i 

8 540 

100 

5 245 

61,4 

3 295 

38,6 



w 

3 122 

100 

1 200 

38,4 

1 923 

61,6 


1994 

i 

9 337 

100 

5 700 

61,0 

3 637 

39,0 



w 

3 421 

100 

1 360 

39,8 

2 061 

60,2 


1995 

i 

10 616 

100 

6 527 

61,5 

4 088 

38,5 



w 

3 971 

100 

1 624 

40,9 

2 347 

59,1 

8. Insgesamt 

1981 

i 

63 013 

100 

21 925 

34,8 

41 093 

65,2 

(Summe 1. bis 7.) 


w 

20 370 

100 

3 435 

16,9 

16 935 

83,1 


19922) 

i 


. 

. 

. 

, 

. 



w 

. 

, 

, 

, 

. 

, 


1993 

i 

97 365 

100 

44 705 

45,9 

52 660 

54,1 



w 

36 110 

100 

9 804 

27,2 

26 306 

72,8 


1994 

i 

100 128 

100 

46 787 

46,7 

53 341 

53,3 



w 

37 538 

100 

10 348 

27,6 

27 190 

72,4 


1995 

i 

102 240 

100 

48 874 

47,8 

53 366 

52,2 



w 

38 625 

100 

11 102 

28,7 

27 524 

71,3 

darunter: 

19922) 

i 

. 






alte Länder und Berhn-West 


w 

. 







1993 

i 

79 655 

100 

35 504 

44,6 

44 151 

55,4 



w 

28 220 

100 

7 271 

25,8 

20 950 

74,2 


1994 

i 

81 072 

100 

36 690 

45,3 

44 383 

54,7 



w 

28 751 

100 

7 537 

26,2 

21 214 

73,8 


1995 

i 

82 069 

100 

37 975 

46,3 

44 094 

53,7 



w 

29 285 

100 

7 967 

27,2 

21 318 

72,8 

neue Länder und Berlin-Ost 

19922) 

i 

, 








w 

. 







1993 

i 

17 319 

100 

9 021 

52,1 

8 298 

47,9 



w 

7 714 

100 

2 475 

32,1 

5 239 

67,9 


1994 

i 

18 782 

100 

9 920 

52,8 

8 863 

47,2 



w 

8 660 

100 

2 755 

31,8 

5 905 

68,2 


1995 

i 

19 828 

100 

10 683 

53,9 

9 145 

46,1 



w 

9 182 

100 

3 060 

33,3 

6 123 

66,7 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 

i 

48 421 

100 

17 499 

36,1 

30 923 

63,9 



w 

14 860 

100 

2 410 

16,2 

12 450 

83,8 


19922) 

i 


. 

. 

. 


. 



w 


. 

, ■ 

, 


. 


1993 

i 

71 363 

100 

34 011 

47,7 

37 351 

52,3 



w 

24 614 

100 

6511 

26,5 

18 104 

73,6 


1994 

i 

72 825 

100 

35 383 

48,6 

37 442 

51,4 



w 

25 303 

100 

6 880 

27,2 

18 423 

72,8 


1995 

i 

75 148 

100 

37 324 

49,7 

37 824 

50,3 



w 

26 536 

100 

7 504 

28,3 

19 032 

71,7 
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Art der Einrichtung 

Jahr/) 

i = insgesamt 
w = weibhch 

insgesamt 

Forscher 

Technisches und 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

darunter: 

19922) 

i 







alte Länder und Berlin-West 


w 

. 







1993 

i 

58 890 

100 

26 989 

45,8 

31 901 

54,2 



w 

19 314 

100 

4 731 

24,5 

14 584 

75,5 


1994 

i 

59 556 

100 

27 737 

46,6 

31 819 

53,4 



w 

19 633 

100 

4 995 

25,4 

14 638 

74,6 


1995 

i 

60 454 

100 

28 800 

47,6 

31 654 

52,4 



w 

20 253 

100 

5 358 

26,5 

14 896 

73,5 

neue Länder und Berlin-Ost 

19922) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

12 108 

100 

6 856 

56,6 

5 252 

43,4 



w 

5 139 

100 

1 728 

33,6 

3411 

66,4 


1994 

i 

13 024 

100 

7 485 

57,5 

5 540 

42,5 



w 

5 561 

100 

1 838 

33,1 

3 723 

66,9 


1995 

i 

14 362 

100 

8 314 

57,9 

6 048 

42,1 



w 

6 131 

100 

2 074 

33,8 

4 057 

66,2 

nachrichtlich: 









Bundeseinrichtungen 

1981 

i 

13 725 

100 

4 121 

30,0 

9 604 

70,0 

mit FuE- Aufgaben 


w 

4 380 

100 

550 

12,6 

3 830 

87,4 


19922) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

20 428 

100 

7 944 

38,9 

12 484 

61,1 



w 

7 808 

100 

1 675 

21,5 

6 133 

78,5 


1994 

i 

20 406 

100 

8 113 

39,8 

12 293 

60,2 



w 

7 878 

100 

1 714 

21,8 

6 164 

78,2 


1995 

i 

19 975 

100 

7 984 

40,0 

11 992 

60,0 



w 

7 651 

100 

1 688 

22,1 

5 963 

77,9 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 

i 

7 417 

100 

2 342 

31,6 

5 075 

68,4 



w 

2 580 

100 

350 

13,6 

2 230 

86,4 


19922) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

8 900 

100 

3 474 

39,0 

5 426 

61,0 



w 

3 429 

100 

718 

20,9 

2711 

79,1 


1994 

i 

9 182 

100 

3 695 

40,2 

5 487 

59,8 



w 

3 489 

100 

754 

21,6 

2 735 

78,4 


1995 

i 

9 607 

100 

3 891 

40,5 

5 716 

59,5 



w 

3 786 

100 

819 

21,6 

2 967 

78,4 

Landes- und kommunale 

1981 

i 

7 156 

100 

2 600 

36,3 

4 556 

63,7 

Einrichtungen mit FuE-Aufgaben 


w 

2 300 

100 

280 

12,2 

2 020 

87,8 

(einschl. Blaue Liste-Einrichtungen) 

19922) 

i 

• 








w 

. 







1993 

i 

9 523 

100 

4 401 

46,2 

5 122 

53,8 



w 

3 756 

100 

907 

. 24,1 

2 849 

75,9 


1994 

i 

10 258 

100 

4 886 

47,6 

5 372 

52,4 



w 

4 006 

100 

1 032 

25,8 

2 974 

74,2 


1995 

i 

10 181 

100 

4 901 

48,1 

5 280 

51,9 



w 

4 014 

100 

1 059 

26,4 

2 955 

73,6 
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Art der Einrichtung 

Jahr^) 

i = insgesamt 
w = weiblich 

insgesamt 

Forscher 

Technisches rmd 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 

i 

4 285 

100 

1 580 

36,9 

2 705 

63,1 



w 

1 400 

100 

180 

12,9 

1 220 

87,1 


1992 2) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

4 986 

100 

2 310 

46,3 

2 676 

53,7 



w 

2 009 

100 

488 

24,3 

1 521 

75,7 


1994 

i 

5 064 

100 

2 409 

47,6 

2 655 

52,4 



w 

2 027 

100 

531 

26,2 

1 496 

73,8 


1995 

i 

4 890 

100 

2 336 

47,8 

2 555 

52,2 



w 

1 979 

100 

516 

26,1 

1 462 

73,9 

Institute an Hochschulen 

1981 

i 

1 366 

100 

571 

41,8 

796 

58,3 



w 

520 

100 

110 

21,2 

410 

78,8 


1992 2) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

4 693 

100 

2 673 

57,0 

2 021 

43,1 



w 

1 802 

100 

587 

32,6 

1 215 

67,4 


1994 

i 

4 926 

100 

2 784 

56,5 

2 142 

43,5 



w 

1 885 

100 

634 

33,6 

1 251 

66,4 


1995 

i 

5 033 

100 

2 957 

58,8 

2 076 

41,2 



w 

1 938 

100 

673 

34,7 

1 265 

65,3 

darunter FuE-PersonaP) 

1981 

i 

1 247 

100 

530 

42,5 

717 

57,5 



w 

480 

100 

100 

20,8 

380 

79,2 


19922) 

i 

. 








w 

. 







1993 

i 

4 323 

100 

2 453 

56,7 

1 869 

43,2 



w 

1 661 

100 

538 

32,4 

1 123 

67,6 


1994 

i 

4 502 

100 

2 521 

56,0 

1 981 

44,0 



w 

1 727 

100 

571 

33,1 

1 156 

66,9 


1995 

i 

4 546 

100 

2 645 

58,2 

1 901 

41,8 



w 

1 764 

100 

607 

34,4 

1 158 

65,6 


*) Staatssektor (OECD- Abgrenzung). 

1981 früheres Bundesgebiet, ab 1993 Deutschland; Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 1993 teilweise revidiert. 

^) Ab 1992 wird ein neues Erhebungskonzept verwendet; der Berichtskreis wurde erweitert und von jeder Einrichtung werden 
die FuE -Anteile erhoben. Aufgrund von Schwierigkeiten bei der Umsetzung der statistischen Rechtsvorschriften konnte die 
Erhebung 1992 nicht durchgeführt werden. 

^) Je nach Art der wissenschafthchen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teüweise in FuE. 

'') 1981 ohne studentische Hüfskräfte. 

^) 1995 Erweiterung des Berichtskreises. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundrmgsdifferenzen 
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Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Institutionen und Wissenschaftszweigen*) 

- Vollzeitäquivalent - 


Art der Einrichtung 

Jahr') 

insgesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

1. Helmholtz- Zentren 

1981 

18 486 

13 990 

3 415 

1 082 

_ 

_ 

(Großforschungseinrichtungen) 

1992 

. 







1993 

22 392 

14 639 

6 021 

1 564 

a) 

a) 


1994 

22 243 

13 813 

6 709 

1 683 

a) 

a) 


1995 

22 399 

13 816 

6 520 

1 876 

a) 

a) 

darunter: FuE-Personal^) 

1992 

, 







1993 

22 335 

14 582 

6 021 

1564 

a) 

a) 


1994 

22 104 

13 674 

6 709 

1 683 

a) 

a) 


1995 

22 326 

13 742 

6 520 

1 876 

a) 

a) 

2. Max-Planck-Institute 

1981 

7 521 

5 055 

196 

1 658 

— 

613 

(100 % FuE) 

1992 

. 







1993 

9 334 

7 651 

- 

742 

- 

942 


1994 

9 496 

7 713 

- 

810 

- 

973 


1995 

9 900 

7 945 

- 

860 

- 

1 095 

3. Fraunhofer-Institute^) 

1981 

2 216 

554 

1 532 

— 


130 

(100 % FuE) 

1992 

. 







1993 

5 965 

1 020 

4 430 

a) 

a) 

a) 


1994 

6 036 

1 094 

4 428 

a) 

a) 

a) 


1995 

6 229 

1 073 

4 617 

a) 

a) 

a) 

4. Blaue Liste-Einrichtungen 

1981 

4 949 

1 344 

542 

1 029 

- 

2 035 


1992 

. 







1993 

10616 

5 130 

a) 

1 214 

a) 

2 684 


1994 

10 863 

5 241 

a) 

1 271 

a) 

2 783 


1995 

11 273 

5 369 

a) 

1 264 

a) 

2 792 

darunter: FuE-PersonaP) 

1981 

3 953 

876 

305 

983 

- 

1 790 


1992 

, 







1993 

9 024 

4 626 

a) 

1 160 

a) 

2 094 


1994 

9316 

4 782 

a) 

1 217 

a) 

2 183 


1995 

9 751 

4 910 

a) 

1 203 

a) 

2 225 

5. Öffentliche Einrichtungen (ohne 

1981 

19513 

8 167 

2 691 

2 025 

5 729 

902 

Bibliotheken, Archive, Museen; 

1992 

. 






ohne Blaue Liste-Einrichtungen) 

1993 

28 358 

10 814 

4 420 

3 331 

7 159 

2 636 


1994 

28 989 

10 994 

4 577 

2 789 

8 080 

2 550 


1995 

28 519 

11 070 

4419 

2 091 

8 390 

2 551 

darunter: FuE-PersonaP) 

1981 

10 758 

3 073 

1 961 

971 

4 118 

634 


1992 

. 







1993 

12 452 

2 892 

2 173 

659 

5 103 

1 624 


1994 

12 726 

3 040 

2 282 

666 

5 273 

1464 


1995 

13 052 

3 058 

2 182 

773 

5 486 

1 553 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle 
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Art der Einrichtung 

Jahr^) 

insgesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

6. Wissenschaftliche Bibhotheken, 

1981 

7 679 

_ 

a) 

_ 

a) 

7 645 

Archive und Museen 

1992 

, 






(ohne Blaue Liste-Einrichtungen) 

1993 

10 880 

1 065 

a) 

a) 

a) 

9 666 


1994 

11 330 

743 

a) 

a) 

a) 

10 333 


1995 

10 889 

417 

a) 

a) 

a) 

10 226 

darunter: FuE-PersonaP) 

1981 

2 837 

— 

a) 

— 

a) 

2 817 


1992 

. 







1993 

3 715 

864 

a) 

a) 

a) 

2 783 


1994 

3 812 

558 

a) 

a) 

a) 

3 197 


1995 

3 274 

269 

a) 

a) 

a) 

2 941 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1981 

2 650 

535 

a) 

a) 

a) 

1 232 


1992 

. 







1993 

9 821 

2 506 

4 168 

469 

451 

2 228 


1994 

11 173 

2 705 

4 689 

881 

381 

2518 


1995 

13 031 

3 055 

5 079 

1 006 

508 

3 384 

darunter: FuE-PersonaP) 

1992 

, 







1993 

8 540 

2 206 

3 659 

451 

422 

1 802 


1994 

9 337 

2 406 

3 840 

863 

333 

1 895 


1995 

10 616 

2 680 

4 009 

923 

393 

2 612 

8. Insgesamt 

1981 

63 013 

29 643 

8 843 

6 184 

5 788 

12 556 

(Summe 1.-7.) 

1992 

. 

. 

. 

. 

. 

, 


1993 

97 365 

42 822 

20 068 

7 449 

8 349 

18 678 


1994 

100 128 

42 301 

21 460 

7 648 

9 108 

19 613 


1995 

102 240 

42 743 

21 728 

7 287 

9 824 

20 659 

davon 

1992 







alte Länder und Berhn-West 

1993 

79 655 

35 547 

16 331 

6 322 

5 737 

15 719 


1994 

81 072 

33 942 

17 626 

6 575 

6 507 

16 423 


1995 

82 069 

33 945 

17 786 

6 431 

6 948 

16 960 

neue Länder und Berlin-Ost 

1992 

, 







1993 

17 319 

7 275 

3 737 

1 127 

2 612 

2 568 


1994 

18 782 

8 359 

3 835 

1 073 

2 601 

2 915 


1995 

19 828 

8 798 

3 942 

856 

2 876 

3 356 

darunter: FuE-PersonaP) 

1981 

48 420 

24 082 

7 863 

5 084 

4 177 

7 215 


1992 

, 

, 

. 

. 

. 

, 


1993 

71 363 

33 840 

16 897 

4 629 

6 232 

9 765 


1994 

72 825 

33 266 

17 881 

5 317 

6 192 

10169 


1995 

75 148 

33 676 

17 993 

5 709 

6 733 

11 037 

davon 

1992 







alte Länder und Berlin-West 

1993 

58 890 

28 094 

14 170 

4 034 

4 097 

8 494 


1994 

59 556 

26 695 

15 085 

4 660 

4 102 

9 015 


1995 

60 454 

26 520 

15 002 

5 000 

4 379 

9 553 

neue Länder und Berhn-Ost 

1992 








1993 

12 108 

5 746 

2 727 

594 

2 135 

907 


1994 

13 024 

6 572 

2 796 

- 657 

2 090 

910 


1995 

14 362 

7 155 

2 991 

709 

2 354 

1 153 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der TabeUe 
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davon 



Art der Einrichtung 

Jahr 

insgesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

nachrichtlich: 

Bundeseinrichtungen 

1981 

13 725 

5 702 

2 433 

1930 

3 157 

503 

mit FuE-Aufgaben 

1992 

. 







1993 

20 428 

8 302 

3 532 

a) 

3 795 

a) 


1994 

20 406 

8 523 

3 296 

a) 

4 379 

a) 


1995 

19 975 

8 442 

3 287 

a) 

4 776 

a) 

darunter: FuE~PersonaP) 

1981 

7 417 

1 682 

1 719 

876 

2 841 

299 


1992 

. 







1993 

8 900 

2 025 

1 904 

a) 

3 297 

a) 


1994 

9 182 

2 277 

1 926 

a) 

3 376 

a) 


1995 

9 607 

2 305 

1 944 

a) 

3 654 

a) 

Landes- und kommunale 

1981 

7 156 

3 075 

258 

316 

2 572 

936 

Einrichtungen mit FuE-Aufgaben 

1992 

. 







1993 

9 523 

3 373 

888 

222 

3 364 

1 676 


1994 

10 258 

3 315 

1 281 

233 

3 701 

1 729 


1995 

10 181 

3 447 

1 132 

233 

3 614 

1 757 

darunter: FuE-PersonaP) 

1981 

4 285 

1 738 

242 

316 

1 277 

712 


1992 

. 







1993 

4 986 

1 570 

270 

222 

1 806 

1 118 


1994 

5 064 

1 454 

355 

233 

1 897 

1 125 


1995 

4 890 

1 422 

238 

233 

1 832 

1 165 

Institute an Hochschulen 

1981 

1 366 

251 

149 

374 

_ 

593 


1992 

. 







1993 

4 693 

1 717 

1 129 

a) 

a) 

1 081 


1994 

4 926 

1 625 

1 283 

a) 

a) 

1 216 


1995 

5 033 

1 628 

1 331 

a) 

a) 

1 223 

darunter: FuE-PersonaP) 

1981 

1 247 

168 

149 

374 

- 

557 


1992 

. 







1993 

4 323 

1 551 

1 029 

a) 

a) 

995 


1994 

4 502 

1484 

1 123 

a) 

a) 

1 111 


1995 

4 546 

1470 

1 145 

a) 

a) 

1 099 


1981 früheres Bundesgebiet. Ab 1993 Deutschland. Personalstand jeweüs am 30. Juni (Ist). 1993 teilweise revidiert. Ab 1992 
neues Erhebungskonzept mit erweitertem Berichts kreis. Die Zuordnung des Personals zu den Wissenschaftszweigen erfolgt 
anhand der Ausgabenstruktur der betreffenden Einrichtung. Aufgrund von Schwierigkeiten bei der Umsetzung der statisti- 
schen Rechtsvorschriften konnte die Erhebung 1992 nicht durchgeführt werden. 

Je nach Art der wissenschaftlichen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in FuE. 

1981 ohne studentische Hilfskräfte. 

'*) 1995 Erweiterung des Berichtskreises. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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3.2.2 Personaldaten - international - 

Tabelle VI/38 


FuE -Personal in ausgewählten OECD-Staaten nach Personalgruppen und Sektoren 

- Vollzeitäquivalent - 


Staat 

Jahr*) 

Forscher 

Technisches 
Personal 
und Sonstige 

FuE-Personal 

insgesamt 

davon tätig im 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Staats- 
und PNP- 
Sektor^) 

Anzahl 

je 1000 
Erwerbs- 
personen 

Anteil in % 

Deutschland^) 

1981 

124 678 

234 741 

359 419 

12,7 

67,5 

18,1 

14,4 


1991 2) 

241 869 

274 462 

516 331 

13,0 

62,3 

20,1 

17,6 


19922) 

234 280 

253 415 

487 695 

12,3 

62,9 

22,0 

15,1 


1993 

230 401 

245 812 

476 213 

12,0 

61,7 

23,1 

15,2 


1994 



467 122 

11,8 

60,9 

23,6 

15,5 


1995 



470 166 

11,9 

60,6 

23,4 

16,0 

Frankreich 

1981 

85 500 

163 500 

249 000 

10,6 

51,3 

22,2 

26,5 


1991 

129 780 

169 421 

299 201 

12,0 

52,2 

22,1 

25,7 


1992 

141 710 

169 524 

311234 

12,4 

52,8^) 

23,3 

23, 9 


1993 

145 898 

168 272 

314 170 

12,5 

52,3 

23,8 

23,9 


1994 

149 193 

165 966 

315 159 

12,4 

51,4 

24,8 

23,8 


1995 

151 249 

167 135 

318 384 

12,5 

50,9 

25,3 

23,8 

Großbritannien 

1981 

127 000 

185 000 

312 000 

11,7 

62,5 

16,7 

20,8 

und Nordirland 

1991 

128 0002) 

133 0002) 

261 000 

9,1 

60,9^) 

22,6 

16,5 


1992 

131 000 

133 000 

264 000 

9,2 

60,2 

23,5 

16,3 


1993 

135 000 

135 000 

270 000 

9,5 

60,7^) 

24,4 

14,9^) 


1994 

142 0002) 


. 






1995 

148 000 


• 





Itahen 

1981 

52 060 

50 776 

102 836 

4,5 

49,0 

31,2 

19,8 


1991 

75 238 

68 403 

143 641 

5,8 

45,6 

31,7 

22,7 


1992 

74 422 

68 433 

142 855 

5,8 

44,4 

32,6 

23,0 


1993 

74 434 

67 737 

142 171 

6,1 

43,6 

33,1 

23,3 


1994 

75 722 

68 101 

143 823 

6,2 

43,9 

33,3 

22,8 


1995 



• 





Niederlande 

1981 

19 436 

35 043 

54 479 

9,6 

49,8 

24,0 

26,2 


1991 2) 



72 350 

10,3 

41,4 

35,6 

23,0 


1992 



72.310 

10,1 

40,7 

36,2 

23,1 


1993 

32 200 

42 220 

74 420 

10, 5^) ' 

41,5 

35,6 

22,9 


1994 2) 

34 200 

44 780 

78 980 

11,0 

45,6 

33,0 

21,4 


1995 

34 038 

45 218 

79 256 

10,7 

47,3 

31,4 

21,3 

Japan^) 

1981 

392 625 

256 352 

648 977 

11,4 

56,1 

33,0 

10,9 


1991 

598 333 

311 718 

910 051 

14,0 

61,9 

29,0 

9,1 


1992 

622 410 

317 073 

939 483 

14,3 

62,2 

28,9 

8,9 


1993 

641 083 

306 372 

947 455 

14,3 

61,6 

29,5 

8,9 


1994 

658 866 

286957 

945 823 

14,2 

61,1 

30,1 

8,8 


1995 

673 421 

274 666 

948 087 

14,2 

60,5 

30,6 

8,9 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle 
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Staat 

Jahr •) 

Forscher 

Technisches 
Personal 
und Sonstige 

FuE-Personal 

insgesamt 

davon tätig im 

Wirt- 

schaJts- 

sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Staats- 
und PNP- 
Sektor 9 

Anzahl 

^ 

je 1000 
Erwerbs- 
personen 

Anteil in % 

USA 5) 

1981 

683 300 








19912) 

960 500 








1992 









1993 

962 700 








1994 









1995 








Kanada 

1981 

40 450 

41 620 

82 070 

6,6 

39,5 

35,2 

25,3 


1991 

69 325 

49 973 

119 298 

8,2 

45,6^) 

35,2^) 

19,2^) 


1992 

73 553 

51 036 

124 589 

8,6 

46,6 

35,0 

18,4 


1993 

77 807 

51 552 

129 359 

8,8 

48,2 

34,5 

17,3 


1994 



. 






1995 



• 





Österreich 

1981 

6 712 

11 887 

18 599 

5,9 

62,6 

25,7 

11,7 


1991 









1992 









1993 

12 821 

11 637 

24 458 

6,6 

61,8 

29,2 

9,0 


1994 









1995 








Schweiz 

1981 









1991 









1992 

18 2302) 

30 090 

48 320 

12,3 

70,2 

26,2 

3,6^) 


1993 









1994 









1995 








Schweden®) 

1981 

17 896 

24 318 

42 214 

9,7 

64,8 

27,2 

8,0 


1991 

26 515 

27 089 

53 604 

11,9 

63,0 

31,4 

5,6 


1992 









19932) 

29 252 

27 375 

56 627 

13,1 

62,4 

30,8 

6,8 


1994 









1995 

1 


62 617 

14,5 

66,5^) 

27,6 

5^9^) 


*) Bei den Angaben für 1995 handelt es sich überwiegend um vorläufige Daten, die z.T. auf nationalen Schätzungen, z.T auf 
Schätzungen der OECD basieren. 

Private Organisationen ohne Erwerbszweck (PNP). 

Zeitreihenbruch. 

Gerade Jahre geschätzt. 1981 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. PNP-Sektor ab 1992 - soweit Daten verfügbar - im 
Staatssektor nachgewiesen. 

FuE-Personal überschätzt (Verwendung von Personendaten statt Vollzeitäquivalenten). 

Unterschätzt. 

Personaldaten des Staats- und PNP-Sektors sowie insgesamt unterschätzt (ohne Geistes- und Sozialwissenschaften). 

Quelle: OECD (1997/2) und Berechnungen des Bundesministeriums für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

Rundungsdifferenzen 
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3.3 Regionaldaten 

3.3.1 Regionaldaten - finanzielle Daten - 


Tabelle VI/39 

Regionale Aufteilung^) der FuE-Ausgaben des Bundes 

- Finanzierung von FuE - 


Land 

1993 Ist 

1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in% 

in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in % 

Baden-Württemberg 

2 194,3 

14,8 

2 073,2 

14,2 

2 164,9 

14,7 

2 228,4 

14,9 

Bayern 

3 125,0 

21,0 

3 215,0 

22,0 

3 121,3 

21,2 

3 160,1 

21,1 

Berün") 

1 490,3 

10,0 

1 504,3 

10,3 

1 484,9 

10,1 

1 535,2 

10,3 

Brandenburg 

399,4 

2,1 

441,7 

3,0 

470,7 

3,2 

487,1 

3,3 

Bremen 

342,9 

2,8 

325,7 

2,2 

332,2 

2,3 

346,2 

2,3 

Hamburg 

711,0 

4,8 

667,2 

4,6 

653,6 

4,4 

644,8 

4,3 

Hessen 

806,2 

5,4 

721,1 

4,9 

752,4 

5.1 

755,4 

5,1 

Mecklenburg-Vorpommern . . 

203,0 

1,4 

197,2 

1,4 

180,5 

1,2 

186,7 

1,2 

Niedersachsen 

1 140,4 

7,7 

1 136,8 

7,8 

1 087,7 

7,4 

1 087,0 

7.3 

Nordrhein-Westfalen 

2 473,1 

16,6 

2 297,7 

15,7 

2 351,1 

16,0 

2 380,3 

15,9 

Rheinland-Pfalz 

199,8 

1,3 

192,0 

1,3 

208,9 

1,4 

219,3 

1,5 

Saarland 

69,1 

0,5 

62,5 

0,4 

74,5 

0,5 

77,2 

0,5 

Sachsen 

744,0 

5,0 

765,0 

5,2 

801,8 

5,5 

801,6 

5,4 

Sachsen-Anhalt 

300,0 

2,0 

280,1 

1,9 

290,4 

2,0 

299,1 

2,0 

Schleswig-Holstein 

384,0 

2,6 

402,9 

2,8 

430,9 

2,9 

456,5 

3,1 

Thüringen 

273,9 

1,8 

310,0 

2,1 

288,6 

2,0 

287,1 

1,9 

Länder zusammen 

14 856,4 

100 

14 592,2 

100 

14 694,6 

100 

14 952,1 

100 

darunter 









neue Länder und Berlin-Ost^) 

2 462,6 

16,6 

2 577,0 

17,7 

2 608,1 

17,7 

2 648,9 

17,7 

Ausland 

1 999,5 

11,9 

1 749,5 

10,7 

1 805,3 

10,9 

1 707,0 

10,2 

Insgesamt 

16 856,0 

100 

16 341,7 

100 

16 499,9 

100 

16 659,1 

100 


Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes ist in der Regel der Sitz der die Forschung und 
Entwicklung (FuE) ausführenden Stelle, Im Fall der Gemeinsamen Forschungsförderung durch Bund und Länder gemäß 
Rahmenvereinbarung Forschungsförderung wurden daher die FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf der 
geförderten Einrichtungen bzw. Arbeitsstellen aufgeteüt. Bei den bundeseigenen Forschungseinrichtungen wurden die FuE- 
Ausgaben auf den Hauptsitz und die angeschlossenen Außen- bzw. Arbeitsstellen mit institutionellem Charakter aufgeteilt. 
Regionale Auswirkungen von Unteraufträgen durch Weitergabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg blieben 
bei der Regionalisierung unberücksichtigt, 

2) Einschließlich Berlin-Ost. 

Ohne die Projektmittel, die über einen Zuwendungsempfänger in den alten Ländern {einschl. Berün-West) in die neuen 
Länder und Berün-Ost geflossen sind. 

'*) Geringfügige Abweichungen gegenüber Tabelle VI/10 durch Heranziehung tiefer gegliederten Datenmaterials für die 
Regionaldarstellung . 

Quelle : Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/40 

Regionale Aufteilung^) der FuE-Ausgaben der Länder 

- Finanzierung von FuE - 


Land 

1993 Ist 

1994 Ist 

1995 Ist") 

in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in % 

Baden- Württemberg 

1 859 

13,7 

1 987 

14,0 

1 987 

13,6 

Bayern 

1 878 

13,9 

1 999 

14,1 

2 276 

15,6 

Berlin 

1 273 

9,4 

1 320 

9,3 

1 276 

8,8 

Brandenburg 

249 

18 

320 

2,3 

332 

2,3 

Bremen 

153 

1,1 

189 

13 

196 

1,3 

Hamburg 

458 

3,4 

470 

3,3 

473 

8,2 

Hessen 

895 

d,d 

1 011 


1 172 

8,0 

Mecklenburg-Vorpommern 

228 

1,7 

256 

1,8 

285 

2,0 

Niedersachsen 

1 173 

8,7 

1 183 

8,3 

1 121 

7,7 

Nordrhein-Westfalen 

2 542 

18,8 

2 610 

18,4 

2 601 

17,9 

Rheinland-Pfalz 

494 

3,6 

489 

8,4 

441 

3,0 

Saarland 

197 

1,5 

203 

1,4 

175 

1,2 

Sachsen 

847 

6,3 

849 

6,0 

876 

6,0 

Sachsen-Anhalt 

414 

3,1 

427 

3,0 

455 

3,1 

Schleswig-Holstein 

495 

3,7 

441 

8,1 

441 

3,0 

Thüringen 

391 

2,9 

429 

3,0 

457 

8,1 

FuE-Ausgaben insgesamt 

13 546 

100 

14 183 

100 

14 564 

100 


Schätzung auf der Grundlage der Haushaltspläne der Länder (Mittelabflüsse zwischen den Ländern (Refinanzierung) blieben 
z.T. unberücksichtigt), dabei basiert die Berechnung der von den Ländern finanzierten FuE-Ausgaben der Hochschulen auf 
dem zwischen der Kultusministerkonferenz, dem Wissenschaftsrat, dem Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie und dem Statistischen Bundesamt vereinbarten Verfahren. 

^) Auf Grund der 1995 vorgenommenen Modifikation des Berechnungsverfahrens für FuE im Hochschulsektor ist die Vergleich- 
barkeit der Daten 1995 gegenüber den Vorjahren eingeschränkt. 

Quelle : Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/41 

Regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

- Durchführung von FuE - 



FuE-Ausgaben insgesamt 

Land 

1991 

1993^) 

1995 


in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in % 

in Mio DM 

in % 

Baden-Württemberg 

15 829 

215 

17 846 

23,6 

18 193 

23,1 

Bayern 

16 355 

22,2 

15 266 

20,2 

16 116 

20,4 

Berlin^) 

3 102 

4,2 

4 790 

6,3 

4 728 

6,0 

Brandenburg 



776 

1,0 

991 

1,3 

Bremen 

1 048 

1,4 

972 

1,3 

1 140 

1,4 

Hamburg 

1 777 

2,4 

2 051 

2,7 

2411 

3,1 

Hessen 

6 786 

9,2 

6 869 

9,1 

7 102 

9,0 

Mecklenburg-Vorpommern 



412 

0,5 

487 

0,6 

Niedersachsen 

4 798 

6,5 

4 868 

6,4 

5 422 

6,9 

Nordrhein-Westfalen 

14 560 

19,8 

13 576 

17,9 

13 161 

16,7 

Rheinland-Pfalz 

2 929 

4,0 

2 732 

3,6 

2 849 

3,6 

Saarland 

338 

0,5 

393 

0,5 

399 

0,5 

Sachsen 



2 040 

2,7 

2 567 

3,3 

Sachsen- Anhalt 



908 

1,2 

983 

1,2 

Schleswig-Holstein 

1 231 

1,1 

1 313 

1,7 

1 249 

1,6 

Thüringen 



847 

1,1 

1 060 

1,3 

Alte und neue Länder zusammen 

74 482 

76 495 

79 455 

Deutsche Einrichtungen mit Sitz 







im Ausland 

35 


68 


65 


Insgesamt 

74 517 


76 563 

• 

79 520 

. 

darunter: 







Alte Länder einschheßhch Berlin-West 

68 752 

98,5 

69 540 

91,9 

71 617 

90,8 

Neue Länder einschheßhch Berhn-Ost 

4 773 

6,5 

6 117 

8,1 

7 242 

9,2 


Teilweise geschätzt. 

2) Revidiert. 

1991; Berün-West. 

Emschließhch nicht -aufteilbarer Mittel der Hochschulen sowie der Wirtschaft (1991: 661 Mio DM, 1993: 838 Mio DM, 
1995: 596 Mio DM); 1991 einschließlich 296 Mio DM der im Staatssektor (OECD-Abgrenzung) nicht erfaßten privaten Organi- 
sationen ohne Erwerbszweck (PNP-Sektor). 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Stifterverband Wissenschaftsstatistik und Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/42 


Regionale Aufteilung^) der internen FuE -Aufwendungen *) des Wirtschaftssektors 
auf Sitzländer der Forschungsstätten 

- Durchführung von FuE - 


Land 

Interne FuE -Aufwendungen 

1993 

1995 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

in Mio DM 

in % 

in For- 
schungs- 
stätten 
von Unter- 
nehmen 

in For- 
schungs- 
stätten 
von IfG^) 

in Mio DM 

in% 

in For- 
schungs- 
stätten 
von Unter- 
nehmen 

in For- 
schungs- 
stätten 
von IfG2) 

Baden-Württemberg 

13 512 

26,6 

13 433 

79 

13 755 

26,2 

13 674 

82 

Bayern 

12 037 

23,7 

12 021 

16 

12 440 

23,7 

12 421 

19 

Berlin 

2 002 

3,9 

1 983 

19 

1 932 

3,7 

1 910 

21 

Brandenburg 

307 

0,6 

X 

X 

355 

0,7 

X 

X 

Bremen 

629 

12 

X 

X 

740 

1,4 

X 

X 

Hamburg 

1 071 

2,1 

1 068 

3 

1420 

2,7 

1 416 

4 

Hessen 

5 404 

10,7 

5 382 

22 

5 531 

10,5 

5 510 

22 

Mecklenburg- Vorpommern 

70 

0,1 

70 

- 

104 

0,2 

104 

- 

Niedersachsen 

2 693 

5,3 

2 682 

12 

3 235 

6,5 

3 219 

16 

Nordrhein-Westfalen 

8 827 

17,4 

8 546 

281 

8 103 

15,4 

7 950 

153 

Rheinland -Pf alz 

2 053 

4,0 

X 

X 

2 188 

4,2 

X 

X 

Saarland 

106 

0,2 

106 

- 

130 

0,2 

130 

- 

Sachsen 

787 

1,6 

712 

76 

1 134 

2,2 

1 046 

89 

Sachsen-Anhalt 

329 

0,6 

306 

22 

366 

0,7 

346 

19 

Schleswig-Holstein 

576 

1,1 

576 

- 

512 

1,0 

512 

- 

Thüringen 

318 

0,6 

X 

X 

501 

1,0 

475 

26 

Insgesamt 

51236") 

. 

50 154 

567 

52 835") 

. 

51 955 

494 

darunter: 









Alte Länder 









einschließlich Berhn-West 

48 644 

95,9 

48 207 

437 

49 732 

94,8 

49 398 

334 

Neue Länder 









einschließlich Berhn-Ost . 

2 077 

4,1 

1 947 

130 

2716 

5,2 

2 557 

159 


*) Alle zur Durchführung von FuE im Wirtschaftssektor verwendeten Mittel, unabhängig von ihrer Finanzierungsquelle. 
Schätzung aufgrund der Verteilung des FuE-Personals auf Forschungsstätten. 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 

Einschiießhch der nicht aufteübaren Mittel, die nach nationalem Abstimmungsprozeß zum Wirtschaftssektor hinzugefügt wur- 
den - 1993: 515 Mio DM, 1995: 386 Mio DM. 

Quelle : Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/43 


FuE-Ausgaben der Hochschulen in länderweiser Gliederung 

- Durchführung von FuE - 


Land 

FuE-Ausgaben der Hochschulen^) 

1993 

1994 

1995 3 ) 

Mio DM 

in % 

Mio DM 

in % 

Mio DM 

in % 

Baden-Württemberg 

2 046,0 

15,1 

2 149,1 

15,2 

2 137,2 

15,0 

Bayern 

1 858,9 

13,8 

1 985,1 

14,0 

2 192,1 

15,4 

Berlin 

1 246,9 

9,2 

1 288,1 

9,1 

1 200,7 

8,4 

Brandenburg 

107,7 

0,8 

146,9 

1,0 

177,3 

12 

Bremen 

169,6 

L3 

183,5 

h3 

187,1 

1,3 

Hamburg 

502,8 

3,7 

501,9 

3,6 

514,3 

3,6 

Hessen 

996,0 

7,4 

1 070,2 

7,6 

1 065,0 

7,5 

Mecklenburg- Vorpommern 

209,7 

1,6 

231,1 

1,6 

234,9 

1,7 

Niedersachsen 

1 145,7 

8,5 

1 129,5 

8,0 

1 160,4 

8,2 

Nordrhein-Westfalen 

2 688,7 

19,9 

2 782,3 

19,7 

2 781,4 

19,6 

Rheinland-Pfalz 

502,3 

3,7 

497,7 

3,5 

466,5 

3,3 ' 

Saarland 

222,5 

h6 

227,0 

16 

190,2 

13 

Sachsen 

725,4 

5,4 

811,0 

5,7 

798,4 

5,6 

Sachsen-Anhalt 

359,7 

2,7 

370,2 

2,6 

366,4 

2,6 

Schleswig-Holstein 

393,1 

2,9 

414,6 

2,9 

406,4 

2,9 

Thüringen 

339,4 

2,5 

347,8 

2,5 

341,8 

2,4 

Alte und neue Länder insgesamt 

13 837,7 

14 439,0 

14 429,8 

darunter: 







Alte Länder einschließlich Berlin-West 

11 479,7 

84,9 

11 912,3 

84,3 

11 945,2 

84,0 

Neue Länder einschließlich Berlin-Ost 

2 034,7 

15,1 

2 223,5 

15,7 

2 274,9 

16,0 


Einschließlich der nicht vollständig regionahsierbaren DFG-Mittel sowie der Mittel für die Doktorandenförderung (1993: 
323,3 Mio DM; 1994: 303,2 Mio DM; 1995: 209,6 Mio DM). 

2) Einschheßhch der Stipendienmittel für die (Post-) Graduiertenförderung. 

Neues Berechnungs verfahren. 

Quelle : Statistisches Bundesamt und Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/44 


FuE-Ausgaben in wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen^) 

in länderweiser Gliederung 

- Durchführung von FuE - 


Land 

FuE-Ausgaben in wissenschafthchen Einrichtungen 

1993 3) 

1994 

1995 3) 

Mio DM 

in % 

Mio DM 

in % 

Mio DM 

in % 

Baden-Württemberg 

2 287,9 

20,0 

2 327,7 

20,2 

2 300,9 

18,9 

Bayern 

1 370,0 

12,0 

1 391,6 

12,1 

1483,6 

12,2 

Berlin 

1 540,6 

13,5 

1 446,6 

12,5 

1 594,8 

13,1 

Brandenburg 

360,9 

3,2 

390,4 

3,4 

458,3 

3,8 

Bremen 

173,6 

L5 

190,5 

IJ 

212,8 

1,7 

Hamburg 

477,0 

4,2 

521,2 

4,5 

476,4 

3,9 

Hessen 

468,6 

4,1 

453,0 

3,9 

505,8 

4,1 

Mecklenburg-Vorpommern 

132,5 

h2 

153,0 

1,3 

147,9 

1,2 

Niedersachsen 

1 029,2 

9,0 

1 051,8 

9,1 

1 027,0 

8,4 

Nordrhein-Westfalen 

2 060,6 

18,0 

2 042,9 

17,7 

2 276,7 

18,7 

Rheinland-Pfalz 

176,2 

L5 

171,1 

1,3 

194,6 

1,6 

Saarland 

64,5 

0,6 

70,1 

0,6 

79,1 

0,6 

Sachsen 

527,2 

4,6 

555,6 

4,8 

634,7 

5,2 

Sachsen-Anhalt 

219,7 

1,9 

234,8 

2,0 

250,4 

2,1 

Schleswig-Holstein 

343,6 

3,0 

327,9 

2,8 

330,3 

2,7 

Thüringen 

189,5 

IJ 

211,9 

1,8 

216,8 

1,8 

Alte und neue Länder zusammen 

11 421,4 

100,0 

11 540,0 

100,0 

12 190,1 

100,0 

Deutsche Einrichtungen 







mit Sitz im Ausland 

68,3 


62,6 


64,8 


Insgesamt 

11489,7 


11 602,6 


12 254,9 

. 

darunter: 







Alte Länder einschheßhch Berhn-West 

9415,8 

82,4 

9 605,6 

83,2 

9 939,3 

81,5 

Neue Länder einschheßhch Berlin-Ost 

2 005,5 

17,6 

1 934,4 

16,8 

2 250,9 

18,5 


*) Staatssektor (OECD- Abgrenzung). 

3 Regionahsiert nach dem Einsatzort des FuE-Personals im jeweiligen Jahr. 

Revidiert. 

Erweiterung des Berichtskreises. 

Quelle: Statistisches Bundesamt und Berechnungen des Bundesministeriums für Büdung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie Rundungsdifferenzen 




Drucksache 13/11091 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3.3.2 Regionaldaten - personelle Daten - 


Tabelle VI/45 

FuE-Personal der Bundesrepublik Deutschland insgesamt in länderweiser Gliederung *) 

- VoUzeitäquivalent - 


Land 

FuE-Personal insgesamt 

1991 

1995 0 

Personen 

in % 

Personen 

in % 

Baden-Württemberg '. 

98 615 

19,2 

93 612 

20,4 

Bayern 

94 904 

18,5 

88 516 

19,3 

Berlin 

21 195 

4,1 

30 419 

6,6 

Brandenburg 



7 113 

1,6 

Bremen 

4 815 

0,9 

5 474 

1,2 

Hamburg 

12 234 

2,4 

13 532 

2,9 

Hessen 

45 266 

8,8 

40 403 

8,8 

Mecklenburg-Vorpommern 



4 067 

0,9 

Niedersachsen 

33 875 

6,6 

33 270 

7,3 

Nordrhein-Westfalen 

88 440 

17,2 

77 815 

17,0 

Rheinland-Pfalz 

19 931 

3,9 

17 321 

3,8 

Saarland 

2412 

0,5 

2 618 

0,6 

Sachsen 



20 267 

4,4 

Sachsen-Anhalt 



7 674 

1,7 

Schleswig-Holstein 

9 126 

hs 

8 252 

1,8 

Thüringen 



8 453 

1,8 

Alte und neue Länder zusammen 

513 6392) 

100,0 

458 807 

100,0 

Deutsche Einrichtungen mit Sitz im Ausland 

281 

331 

Insgesamt 

516 3312) 

. 

459 138 

. 

darunter: 





Alte Länder einschließlich Berlin-West . . . 

430 812 

83,9 

401 755 

87,6 

Neue Länder einschließlich Berlin-Ost . . . 

82 8282) 

16,1 

57 051 

12,4 


*) Angaben zum Hochschulsektor auf der Basis des hauptberuflichen Personals der privaten und staatlichen Hochschulen (Ist) 
berechnet nach dem zwischen der Kultusministerkonferenz, dem Wissenschaftsrat, dem Bundesministerium für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie und dem Statistischen Bundesamt vereinbarten Verfahren; zur Methodik vgl. Kapitel VI. 1. 
Erweiterung des Berichtskreises. 

Einschließlich des FuE-Personals der privaten wissenschaftlichen Institutionen ohne Erwerbszweck, die weder überwiegend 
vom Staat noch überwiegend von der Wirtschaft finanziert werden, länderweise gegliederte Daten stehen für diese nicht zur 
'Verfügung. 

Schätzung. Einschließlich des Personals der von Bund und Ländern übergangsfinanzierten Forschungseinrichtungen der 
ehemaliqen Akademien, die gemäß Art. 38 Einigunqsvertraq zum 31. Dezember 1991 aufgelöst wurden. 

1991: Berlin-West. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Stifterverband Wissenschaftsstatistik und Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/46 


FuE-Personal im Wirtschaftssektor nach der Wirtschaftsgliederung 

- Vollzeitäquivalent - 


Land 

Jahr 

insge- 

samt 

In Forschungsstätten der Unternehmen 

zusam- 

men 

1 Energie- 
und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

zusam- 

men 

20 Chem. 
Industrie 
usw., 

Mineralöl- 

verarbei- 

tung 

21 H. von 
Kunststoff 
und 

Gummi- 

waren 

22 Gew. 

und 
Verarb. 
von Stei- 
nen und 
Erden usw. 

23 Metall- 
erzeugung 
und 

-bearbei- 

tung 

Baden-Württemberg 

1993 

70 445 

69 819 

28 

69 371 

4 058 

1 195 

231 

356 


1995 

66 024 

65 385 

75 

64 670 

4 169 

1 271 

372 

405 

Bayern 

1993 

67 835 

67 726 

51 

64 171 

5 267 

478 

464 

143 


1995 

64 685 

64 560 

108 

61 271 

4 679 

572 

489 

225 

Berlin 

1993 

12 375 

12 224 

30 

10 899 

2 655 

X 

117 

16 


1995 

11 076 

10 892 

32 

9 300 

2 225 

X 

X 

9 

Brandenburg 

1993 

2 664 

X 

X 

2 065 

436 

117 

49 

75 


1995 

2 821 

X 

- 

2 198 

475 

21 

52 

26 

Bremen 

1993 

3 693 

X 

_ 

3 283 

X 

X 

_ 

X 


1995 

3 477 

X 

X 

3 109 

63 

- 

- 

X 

Hamburg 

1993 

6 652 

6 635 

X 

6 462 

1 337 

X 

X 

62 


1995 

7 312 

7 290 

X 

6 959 

1371 

X 

X 

X 

Hessen 

1993 

31245 

31 046 

X 

29 864 

12 540 

427 

327 

219 


1995 

29 549 

29 348 

X 

28 077 

10 623 

391 

292 

187 

Mecklenburg- 

1993 

882 

882 

X 

633 

15 

_ 

X 

6 

Vorpommern 

1995 

1 018 

1 018 

X 

763 

26 

X 

28 

13 

Niedersachsen 

1993 

16 456 

16 368 

53 

15 490 

1507 

753 

248 

73 


1995 

18 383 

18 277 

12 

17 413 

1 727 

890 

115 

138 

Nordrhein-Westfalen 

1993 

48 431 

46 347 

668 

44 630 

14 309 

1 019 

655 

2 717 


1995 

44 541 

43 342 

579 

40 653 

13 120 

605 

724 

1 759 

Rheinland -Pfalz 

1993 

13 038 

X 

_ 

12 923 

9 828 

159 

360 

X 


1995 

12 684 

X 

X 

12 409 

9 182 

215 

536 

87 

Saarland 

1993 

734 

734 

X 

691 

X 

_ 

X 

240 


1995 

777 

777 

20 

590 

30 

X 

X 

X 

Sachsen 

1993 

8 754 

8 005 

7 

7 028 

784 

136 

121 

191 


1995 

9 891 

9 183 

X 

8 055 

796 

196 

206 

237 

Sachsen-Anhalt 

1993 

3 370 

3 137 

52 

2 634 

1 029 

48 

X 

88 


1995 

3 267 

3 067 

X 

2 433 

816 

68 

36 

75 

Schleswig-Holstein 

1993 

3 248 

3 248 

X 

3 163 

375 

55 

X 

X 


1995 

3 272 

3 272 

X 

3 002 

222 

55 

X 

X 

Thüringen 

1993 

3 952 

X 

X 

3 506 

280 

86 

168 

53 


1995 

4 538 

4 358 

X 

4 043 

309 

108 

289 

62 

Insgesamt 

1993 

293 774 

289 169 

1 059 

276 813 

54 531 

4 871 

2 817 

4 286 


1995 

283 316 

279 351 

885 

264 945 

49 832 

4 718 

3 289 

3 436 

Alte Länder 

1993 

271 742 

268 427 

869 

259 420 

51 900 

X 

2 448 

3 857 

einschl. Berlin-West 

1995 

259 575 

256 963 

X 

246 156 

47 262 

X 

X 

X 

Neue Länder 

1993 

22 032 

20 741 

190 

17 393 

2 631 

X 

369 

429 

einschl. Berlin-Ost 

1995 

23 741 

22 388 

X 

18 789 

2 570 

X 

X 

X 


Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik 
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und in länderweiser Gliederung 




Forschungsstätten der Unternehmen 



In For- 









schungs- 











2 Verarbeitendes Gewerbe 




Stätten der 









Institutionen 









24 Stahl-, Maschinen- 

25 Elektrot. 

Feinmech., 


27 Leder-, 

28/29 

0, 3-7 

für Gemein- 

und Fahrzeuqbau usw. 

H, V. EBM-Waren usw. 

26 Holz-, 

Restliche 

schaftsfor- 





Papier- und 

Textil- 

Emährungs- 

Wirtschafts- 

schung und 





und 

Bekleidungs- 

gewerbe 

zusammen 

darunter 
242 Maschi- 
nenbau 

zusammen 

darunter 
250 Elektro- 
technik 

Druck- 

gewerbe 

gewerbe, 

Tabakver- 

arbeitung 

abteüungen 

experimen- 
telle -ent- 
wicklung 

36 379 

8 398 

26 227 

23 189 

384 

280 

263 

420 

626 

32 100 

7 349 

25 440 

23 065 

287 

243 

384 

639 

640 

29 944 

6 855 

27 218 

25 997 

196 

201 

260 

3 504 

109 

28 979 

5 689 

25 461 

24 559 

268 

171 

428 

3 181 

125 

2 103 

588 

5 977 

5 839 

X 

X 

7 

1 295 

151 

2 034 

505 

4 819 

4 622 

38 

X 

64 

1 561 

183 

373 

211 

868 

770 

59 

36 

52 

X 

X 

851 

175 

642 

457 

74 

8 

51 

X 

X 

2 226 

X 

883 

882 

X 

_ 

84 

X 

X 

2 439 

X 

431 

415 

X 

X 

141 

X 

X 

3 013 

868 

1 202 

1 077 

X 

X 

434 

X 

17 

3 537 

543 

1 222 

1 106 

X 

X 

437 

X 

23 

8 907 

2 359 

7 172 

6 530 

30 

127 

114 

X 

199 

8 913 

1 963 

7 186 

6 452 

124 

192 

169 

X 

201 

407 

252 

125 

101 

16 

X 

57 

X 

_ 

490 

238 

101 

86 

56 

X 

36 

X 

- 

9 018 

997 

3 597 

3 076 

107 

78 

108 

825 

88 

10 404 

1 256 

3 864 

3 201 

163 

54 

60 

851 

107 

14 289 

7 953 

10 710 

9 014 

239 

245 

448 

1 050 

2 084 

13 149 

7 457 

10 164 

8 684 

418 

251 

463 

2 110 

1 199 

1 581 

1 059 

725 

X 

X 

66 

118 

X 

X 

1 374 

905 

759 

260 

49 

78 

131 

X 

X 

288 

X 

104 

X 

_ 

_ 

2 

X 

_ 

364 

X 

37 

13 

- 

- 

2 

168 

- 

3 125 

2 497 

2 118 

1 791 

155 

352 

46 

970 

749 

3 476 

2 638 

2 342 

1 860 

215 

458 

129 

X 

708 

1 097 

805 

270 

176 

30 

X 

46 

452 

233 

1 012 

685 

354 

264 

36 

6 

30 

X 

200 

1 591 

853 

1 059 

400 

40 

— 

30 

X 

— 

1 371 

1 078 

. 1235 

469 

20 

- 

93 

X 

- 

1 101 

869 

1 587 

628 

116 

99 

16 

X 

X 

1 268 

920 

1 563 

748 

248 

119 

78 

X 

180 

115 442 

34 942 

89 841 

80 021 

1 435 

1505 

2 084 

11297 

4 606 

111 759 

31 811 

85 619 

76 260 

2 000 

1597 

2 696 

13 520 

3 965 

108 767 

29 974 

84 059 

75 815 

X 

X 

X 

8 139 

3 315 

104 085 

26 847 

80 116 

72 423 

1 332 

X 

2 359 

X 

2 612 

6 675 

4 986 

5 782 

4 206 

X 

X 

X 

3 158 

1 291 

7 674 

4 964 

5 503 

3 837 

668 

X 

337 

X 

1 353 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/47 

FuE-Personal der Hochschulen in länderweiser Gliederung *) 

- Vollzeitäquivalent - 


Land 

FuE-Personal der Hochschulen^) 

1991 

1994 


1995 

Personen 

in % 

Personen 

in % 

Personen 

in % 

Baden-Württemberg 

15 109 

14,5 


14 736 

14,6 

Bayern 

12 615 

12,1 


13 891 

13,8 

Berlin 

6 715 

6,6 


9 400 

9,3 

Brandenburg 




1 381 

1,4 

Bremen 

1 166 

1,1 


1 133 

1,1 

Hamburg 

3 666 

3,5 


3 431 

3,4 

Hessen 

7711 

7,4 


7 639 

7,6 

Mecklenburg-Vorpommern 




1 927 

1,9 

Niedersachsen 

9 517 

9,2 


8 232 

8,2 

Nordrhein-Westfalen 

20 127 

19,4 


19 492 

19,4 

Rheinland-Pfalz 

3 500 

3,4 


3 494 

3,5 

Saarland 

1 535 

h5 


1 406 

1,4 

Sachsen 




6513 

6,5 

Sachsen-Anhalt 




2 860 

2,8 

Schleswig-Holstein 

2 698 

2,6 


2 618 

2,6 

Thüringen 




2 520 

2,5 

Alte und neue Länder insgesamt 

103 864 

100 


100 674 

100 

davon: 






Alte Länder einschließlich Berlin-West^) 

84 358 

81,2 


81 726 

81,2 

Neue Länder einschließlich Berlin-Ost 

19 506 

18,8 


18 948 

18,8 


*) Auf der Basis des hauptberuflichen Personals der privaten und staatlichen Hochschulen (Ist) berechnet nach dem zwischen 
der Kultusministerkonferenz, dem Wissenschaftsrat, dem Bundes ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie und dem Statistischen Bundesamt vereinbarten Verfahren; zur Methodik vgl. Kapitel VI. 1. 

Einschließlich Stipendiaten der (Post-) Graduiertenförderung. 

Aufgrund der Änderung des Erhebungsverfahrens der HochschulpersonalstaÜstik kam es ab 1992 vermutlich zu Unter- 
erfassungen beim Drittmittelpersonal, so daß von 1992 bis 1994 keine zuverlässigen Daten zum FuE-Personal der alten Länder 
und damit insgesamt vorgelegt werden können. 

Quelle : Statistisches Bundesamt und Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und -Technologie 

Rundungsdifferenzen 


458 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Tabelle VI/48 


FuE-Personal in wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen*) 

in länderweiser Gliederung 

- Vollzeitäquivalent - 


Land 

FuE-Personal in wissenschaftlichen Einrichtungen 

1993 2) 

1994 

1995 


Personen 

in % 

Personen 

in % 

Personen 

in % 

Baden-Württemberg 

12 338 

17,4 

12 763 

17,6 

12 852 

17,2 

Bayern 

9 825 

13,8 

9 781 

13,5 

9 940 

13,3 

Berlin 

8 592 

12,1 

9 249 

12,7 

9 943 

13,3 

Brandenburg 

2 245 

3,2 

2 391 

3,3 

2911 

3,9 

Bremen 

783 

1,1 

844 

1,2 

864 

1,2 

Hamburg 

2 838 

4,0 

2 961 

4,1 

2 789 

3,7 

Hessen 

3 119 

4,4 

3 234 

4,5 

3 215 

4,3 

Mecklenburg -Vorpommern 

1 138 

1,6 

1 077 

1,5 

1 122 

1,5 

Niedersachsen 

6 559 

9,2 

6 692 

9,2 

6 655 

8,9 

Nordrhein-Westfalen 

13 540 

19,1 

13 243 

18,2 

13 782 

18,4 

Rheinland-Pfalz 

1 169 

1,6 

1 172 

1,0 

1 143 

1,5 

Saarland 

399 

0,6 

453 

0,6 

435 

0,6 

Sachsen 

3 315 

4,7 

3 579 

4,9 

3 863 

5,2 

Sachsen- Anhalt 

1 350 

1,9 

1 434 

2,0 

1 547 

2,1 

Schleswig-Holstein 

2 370 

3,3 

2 355 

3,2 

2 362 

3,2 

Thüringen 

1 417 

2,0 

1 353 

1,9 

1 395 

1,9 

Alte und neue Länder zusammen 

70 997 

100 

72 580 

100 

74 817 

100 

Ausland 

364 

245 

331 

Insgesamt 

71 363 


72 825 


75 148 


darunter: 







Alte Länder einschließlich Berlin-West 

58 890 

82,9 

59 556 

82,1 

60 454 

80,8 

Neue Länder einschließüch Berlin-Ost 

12 108 

17,1 

13 024 

17,9 

14 362 

19,2 


*) Staatssektor (OECD- Abrenzimg). 

Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 

Revidiert. 

Erweiterung des Berichtskreises. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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3.3.2 Weitere Tabellen 

Tabelle Vl/49 


Welthandelsanteile der OECD-Länder bei FuE -intensiven 

- Vollzeitäquivalent - 


Land 

FuE-intensive Waren insgesamt 

davon 

Spitzentechnik 

1992 

1993 

1994 

1995 

1992 

1993 

1994 

1995 

Deutschland 

18,6 

16,2 

16,7 

17,1 

14,3 

12,6 

13,1 

13,3 

Frankreich 

8,0 

7,6 

7,5 

7,6 

9,1 

8,6 

8,5 

8,8 

Großbritannien 

7,7 

7,3 

7,1 

7,6 

10,0 

9,4 

8,4 

9,2 

Italien 

4,7 

5,1 

4,9 

5,1 

3,4 

3,6 

3,4 

3,3 

Belgien und Luxemburg . . 

3,5 

3,6 

3,8 

3,9 

1,9 

2,0 

2,2 

2,4 

Niederlande 

3,8 

4,3 

3,7 

4,1 

4,1 

5,2 

4,4 

4,9 

Dänemark 

0,9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,8 

0,7 

0,8 

0,7 

Irland 

LI 

1,2 

1,3 

1,6 

0,8 

1,1 

1,4 

L8 

Griechenland 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

Spanien 

2,2 

2,1 

2,3 

2,3 

1,2 

1,2 

1,3 

L2 

Portugal 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

0,2 

0,1 

0,2 

0,2 

Schweiz 

2,9 

2,9 

2,9 

3,0 

2,1 

2,0 

2,0 

2,1 

Österreich 

1,3 

1,3 

1,2 

LI 

0,9 

0,9 

0,9 

0,8 

Schweden 

2,0 

2,0 

2,0 

2,1 

L7 

L6 

1,7 

1,8 

Norwegen 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

Finnland 

0,5 

0,6 

0,7 

0,8 

0,5 

0,6 

0,8 

1,1 

Island 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Türkei 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

Kanada 

3,8 

4,3 

4,4 

4,3 

2,6 

2,6 

2,6 

2,6 

USA 

18,2 

18,8 

18,8 

17,8 

28,2 

27,9 

27,5 

25,2 

Japan 

19,8 

20,9 

20,6 

19,5 

17,7 

19,2 

19,9 

19,8 

Australien 

0,3 

0,3 

0,5 

0,5 

0,2 

0,3 

0,5 

0,4 

Neuseeland 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 


*) Die der Darstellung zugrundeliegende Definition der FuE-Intensität ist produkt- und nicht wirtschaftszweigbezogen. Sie 
beruht auf der Zweiteilung der Gruppe der FuE-intensiven Waren in Spitzentechnik, bei der der Anteil der FuE-Aufwen- 
dungen am Umsatz mindestens 8,5 % beträgt, und Höherwertige Technik, bei der dieser AnteU zwischen 3,5 und 8,5 % liegt. 

Quelle: OECD: Foreign Trade By Commodities; unveröffentlichte Sonderauswertungen; Berechnungen des Niedersächsischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 
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Waren 1992 bis 1995 in % *) 


Tabelle VI/49 


davon 

nachrichtlich 

Verarbeitete Industriewaren insgesamt 

Land 

Höherwertige Technik 

1992 

1993 

1994 

1995 

1992 

1993 

1994 

1995 

21,1 

18,5 

18,9 

19,5 

17,3 

15,2 

15,5 

15,8 

Deutschland 

7,4 

6,9 

6,8 

6,8 

9,0 

8,5 

8,4 

8,7 

Frankreich 

6,3 

6,0 

6,3 

6,5 

7,2 

6,7 

7,1 

7,1 

Großbritannien 

5,6 

6,1 

5,8 

6,3 

6,7 

7,3 

7,0 

7,3 

Itahen 

4,5 

4,7 

4,8 

4,8 

4,8 

4,8 

4,8 

5,1 

Belgien und Luxemburg 

3,6 

3,8 

3,3 

3,6 

5,2 

5,6 

4,8 

5,1 

Niederlande 

1,0 

0,9 

0,9 

1,0 

1,4 

1,3 

1,3 

1,3 

Dänemark 

1,3 

1,3 

1,3 

1,4 

1,1 

1,1 

1,2 

1,3 

Irland 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

Griechenland 

2,8 

2,6 

2,8 

3,0 

2,5 

2,4 

2,5 

2,7 

Spanien 

0,4 

0,3 

0,4 

0,5 

0,7 

0,6 

0,7 

0,7 

Portugal 

3,4 

3,4 

3,4 

3,5 

2,7 

2,6 

2,6 

2,6 

Schweiz 

1,6 

1,6 

1,5 

1,3 

1,8 

1,7 

1,7 

1,5 

Österreich 

2,2 

2,2 

2,2 

2,3 

2,3 

2,2 

2,3 

2,4 

Schweden 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

Norwegen 

0,5 

0,5 

0,6 

0,7 

1,0 

1,0 

1,1 

1,3 

Finnland 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Island 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

Türkei 

4,5 

5,4 

5,6 

5,4 

4,2 

4,7 

4,9 

4,9 

Kanada 

12,2 

13,1 

13,3 

13,1 

15,5 

16,1 

16,3 

15,6 

USA 

21,0 

21,9 

21,0 

19,3 

13,9 

14,9 

14,8 

14,0 

Japan 

0,3 

0,4 

0,5 

0,6 

0,8 

0,8 

1,0 

0,9 

Australien 

0,0 

-0,0 

0,1 

0,1 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

Neuseeland 


Runduiigsdifferenzen 
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Tabelle VI/50a 


Grunddaten zum Bildungswesen 

- Bildungsbeteiligung - 



Maßeinheit 

1993 

1994 

1995 

1996 

1. Auszubildende 






männlich 

1 000 

970,5 

947,3 

951,2 

958,7 

weiblich 

1 000 

658,8 

632,6 

628,1 

633,5 

insgesamt 

1 000 

1 629,3 

1 579,9 

1 579,3 

1 592,2 

2. Studienberechtigte 






2.1 absolut 

männlich 

1 000 

147,7 

146,1 

150,7 

151,7 

weiblich 

1 000 

142,5 

145,6 

157,1 

163,6 

insgesamt 

1 000 

290,2 

291,7 

307,8 

315,3 

2.2 in % des Altersjahrganges . . 

% 

34,9 

34,5 

35,9 

36,5 

3. Studienanfänger 

3.1 absolut 






männlich 

1 000 

158,5 

148,1 

138,7 

140,8 

weiblich 

1 000 

123,5 

118,6 

125,6 

128,1 

insgesamt 

1 000 

282,0 

266,7 

264,3 

268,9 

3.2 in % des Altersj ahrganges . . 

% 

32,7 

31,5 

30,9 

31,2 

4. Studierende 

männlich 

1 000 

1 121,4 

1 101,6 

1 084,6 

1 056,5 

weiblich 

1 000 

753,8 

754,9 

773,8 

782,0 

insgesamt 

1 000 

1 875,2 

1 856,5 

1 858,4 

1 838,5 

5. Prüfungen 

5.1 Diplom (U) 






männlich 

1 000 

61,9 

62,0 

64,7 


weiblich 

1 000 

39,5 

39,9 

41,0 


insgesamt 

1 000 

101,4 

102,0 

105,7 

110,5 

5.2 Lehramt 






männlich 

1 000 

4,2 

5,9 

7,2 


weiblich 

1 000 

12,0 

17,8 

19,6 


insgesamt 

1 000 

16,2 

23,7 

26,7 

28,1 

5.3 Diplom (FH) 






männlich 

1 000 

42,4 

47,0 

49,3 


weiblich 

1 000 

20,6 

24,4 

25,8 


insgesamt 

1 000 

63,1 

71,4 

75,1 

75,3 

5. 1-5.3 Insgesamt 

1 000 

180,7 

197,1 

207,5 

214,0 

5.4 Promotionen 






männlich 

1 000 

14,6 

15,4 

15,3 


weiblich 

1 000 

6,4 

7,0 

7,0 


insgesamt 

1 000 

21,0 

22,4 

22,4 

22,8 

5.5 Habüitationen 






männüch 

Zahl 

1 247 

1 282 

1 321 

1 399 

weiblich 

Zahl 

172 

197 

211 

208 

insgesamt 

Zahl 

1 419 

1479 

1 532 

1 607 


In Prozent des Durchschnittsjahrgangs der 18- bis unter 21jährigen Bevölkerung. 

In Prozent des Durchschnittsjahrgangs der 19- bis unter 21jährigen Bevölkerung. 

Quelle : Grund- und Strukturdaten 1997/98, Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/50b 


Grunddaten zum Bildungswesen 

- Bildungsausgaben - 



Maßeinheit 

1993 

1994 

1995 

1996 

1. Bildungsausgaben von Bund, 
Ländern und Gemeinden^) 

insgesamt 

Mio DM 

151 278 

154 192 

160 706 

162 080 

je Einwohner 

DM 

1 864 

1 894 

1 968 

1 979 

davon: 

Bund 

% 

4,0 

3,6 

3,5 

3,4 

Länder 

% 

74,6 

75,1 

75,3 

76,4 

Gemeinden 

% 

21,4 

21,2 

21,1 

20,1 

2. Bildungsausgaben von Bund, 
Ländern und Gemeinden 
nach Aufgabenbereichen 

insgesamt 

Mio DM 

151 278 

154 192 

160 706 

162 080 

davon: 

Elementarbereich 

Mio DM 

15 811 

16 210 

15 980 

15 700 

Schulen 

Mio DM 

79 694 

81 166 

85 588 

86 551 

Länder 

Mio DM 

62 416 

63 888 

67 571 

69 240 

Gemeinden 

Mio DM 

17 277 

17 277 

18 016 

17 310 

Hochschulen^) 

Mio DM 

43 716 

44 956 

47 323 

48 160 

Bund 

Mio DM 

2 461 

2 333 

2 468 

2 400 

Länder 

Mio DM 

41 255 

42 623 

44 855 

45 760 

Weiterbildung 

Mio DM 

4 503 

4 587 

4 672 

4 750 

Förderungsmaßnahmen 

Mio DM 

7 554 

7 273 

7 143 

6 920 

3. Personalausgaben 

Insgesamt 

Mio DM 

96 784 

97 997 

102 213 


darunter: 

für Schulen 

Mio DM 

60 143 

60 960 

64 053 


für Hochschulen 

Mio DM 

26 887 

27 477 

28 633 



In der Abgrenzung des Bildungsbudgets (BLK-Konzept, ohne Gern. Forschungsförderung), Nettoausgaben; bis 1994 Ist, 1995 
Ist (vorläufig), 1996 geschätzt. 

^) Ausgaben der Stadtstaaten für Kindergärten nur teilweise enthalten; ab 1992 z.T. einschließhch Kinderkrippen, Kinderhorte, 
außerschulische Jugendbüdung in der Abgrenzung der Finanzstatistik. 

^) EinschheßUch HochschulkÜniken, ohne DFG, Sonderforschungsbereiche. 

Quelle : Grund- und Strukturdaten 1997/98, Bundesministerium für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/51a 


Kennzahlen zu Bevölkerung, Erwerbstätigkeit etc. 

- Strukturdaten - 


Indikator 

Maßeinheit 

1991 

1993 

1995 

1996 3) 

1. Bevölkerung (Jahresdurchschnitt)^) 

Insgesamt 

1 000 

79 984 

81 179 

81 661 

81896 

2 . Erwerbstätige (Jahresdurchschnitt) ^) ^) 

Insgesamt 

1 000 

36 604 

35 289 

34 912 

34 495 

3. Bruttoinlandsprodukt (BIP) ^) 

3.1 In jeweiligen Preisen 

Mrd DM 

2 853,6 

3 158,1 

3 457,4 

3 541,0 

- Veränderung zum Vorjahr 

% 


2,7 

4,1 

2,4 

- pro Kopf der Bevölkerung 

DM 

35 677 

38 903 

42 338 

43 238 

- je Erwerbstätigen 

DM 

77 958 

89 493 

99 033 

102 652 

3.2 In Preisen von 1991 

Mrd DM 

2 853,6 

2 883,6 

3 023,4 

3 064,6 

- Veränderung zum Vorjahr 

% 


-1,2 

19 

1,4 

4. Bruttosozialprodukt (BSP) 

In jeweiligen Preisen 

Mrd DM 

2 882,1 

3 164,5 

3 444,8 

3 506,8 

- Veränderung zum Vorjahr 

% 


2,3 

4,0 

1,8 

5. Bruttowertschöpfung (BWS) 

In jeweiligen Preisen (bereinigt) 

Mrd DM 

2 639,7 

2 912,5 

3 190,9 

3 272,7 

- Veränderung zum Vorjahr 

% 


2,4 

4,4 

2,6 

- Nach Wirtschafts bereichen (unbereinigt) 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei . . . 

Mrd DM 

41,0 

36,5 

35,8 

37,2 

Produzierendes Gewerbe 

Mrd DM 

1 077,2 

1 074,2 

1 145,5 

1 143,5 

Handel und Verkehr 

Mrd DM 

416,0 

446,3 

473,4 

471,5 

Dienstleistungsuntemehmen 

Mrd DM 

835,6 

1041,2 

1 201,4 

1 281,1 

Staat, private Haushalte und private 
Organisationen ohne Erwerbszweck . . . 

Mrd DM 

387,1 

449,4 

476,5 

486,8 

6. Preisindizes 

Preisindex für die Lebenshaltung 

1991=100 

100,0 

109,8 

114,8 

116,5 

Preisentwicklung des BIP 

1991=100 

100,0 

109,5 

114,4 

115,5 

7. Außenhandel 

Einfuhr 

Mrd DM 

643,9 

566,5 

664,2 

669,1 

- Anteil der Einfuhr am BIP 

% 

22,6 

17,9 

19,2 

18,9 

Ausfuhr 

Mrd DM 

665,8 

628,4 

749,5 

771,9 

- Anteil der Ausfuhr am BIP 

% 

23,3 

19,9 

21,7 

21,8 

Außenhandelssaldo 

Mrd DM ' 

+21,9 

+61,9 

+85,3 

+102,9 

8. Ausgaben der öffentlichen Haushalte 

InsgesamL‘) 

Mrd DM 

972,3 

1 122,6 

1 199,6 

1 185,1 

darunter: 

-Bund^) 

Mrd DM 

401,8 

457,5 

464,7 

455,6 

- Länder^) 

Mrd DM 

408,6 

466,1 

487,7 

497,5 

- pro Kopf der Bevölkerung 

DM 

12 156 

13 829 

14 690 

14 470 


Regionale Gliederung siehe Tabelle VI/51b. 

Modifiziertes Inlandskonzept. 

Vorläufig. 

") Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EU-Anteile, Länder (West und Ost), Gemeinden (West und Ost), Fonds 
„Deutsche Einheit" sowie Kreditabwicklungsfonds, ln der Abgrenzung der Finanzstatistik. 

^) Ohne Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EU-Anteüe, Fonds „Deutsche Einheit", Kreditabwicklungsfonds. 

^) Einschheßhch staatliche Krankenhäuser und Sonderrechnungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt und Berechnungen des Bundesministeriums für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/51b 

Kennzahlen zu Bevölkerungr 

- Regionale 


Bevölkerung (Jahresdurchschnitt) 


Bundesland 

1993 

1995 

1996 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

Baden-Württemberg 

10 

195,9 

12,6 

10 295,2 

12,6 

10 345,1 

12,6 

Bayern 

11 

818,5 

14,6 

11 953,9 

14,6 

12 015,8 

14,7 

Berlin 

3 

470,6 

4,3 

3471,0 

4,3 

3 466,5 

4,2 

Brandenburg 

2 

546,0 

3,1 

2 538,9 

3,1 

2 547,5 

3,1 

Bremen 


684,1 

0,8 

679,9 

0,8 

678,8 

0,8 

Hamburg 

1 

699,5 

2,1 

1 707,3 

2,1 

1 708,4 

2,1 

Hessen 

5 

949,8 

7,3 

5 993,7 

7,3 

6 017,9 

7,3 

Mecklenburg -Vorpommern 

1 

852,1 

2,3 

1 828,2 

2,2 

1 820,3 

2,2 

Niedersachsen 

7 

616,4 

9,4 

7 745,9 

9,5 

7 795,7 

9,5 

Nordrhein-Westfalen 

17 

721,6 

21,8 

17 846,5 

21,9 

17 913,7 

21,9 

Rheinland -Pfalz 

3 

904,0 

4,8 

3 963,3 

4,9 

3 985,8 

4,9 

Saarland 

1 

084,6 

h3 

1 083,7 

h3 

1 083,5 

h3 

Sachsen 

4 

623,6 

5,7 

4 575,4 

5,6 

4 556,2 

5,6 

Sachsen-Anhalt 

2 

788,3 

3,4 

2 750,4 

3,4 

2 731,5 

3,3 

Schleswig-Holstein 

2 

686,7 

3,3 

2 717,0 

3,3 

2 732,4 

3,3 

Thüringen 

2 

537,6 

3,1 

2 510,6 

3,1 

2 496,5 

3,0 

Insgesamt 

davon: 

Früheres Bundesgebiet 

Neue Länder einschheßlich Berlin-Ost 

81 179,2 

65 534,5 

15 644,7 

100,0 

80,7 

19,3 

81 661,0 

66 156,1 

15 504,8 

100,0 

81,0 

19,0 

81 895,6 

66 444,1 

15 451,5 

100,0 

81,1 

18,9 


Modifiziertes Inlandskonzept. 

Quelle ; Statistisches Bundesamt und Berechnungen des Bundesniinisteriums für Büdung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie 
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Tabelle VI/51b 


Erwerb Stätigkeit etc. 

Strukturdaten - 


Erwerbstätige (Jahresdurchschnitt) 

Bruttoinlandsprodukt (nominal) 

1993 

1995 

1996 

1993 

1995 

1996 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

Mrd DM 

% 

Mrd DM 

% 

Mrd DM 

% 

4 776,1 

13,5 

4 654,3 

13,3 

4 601,9 

13,3 

459,0 

14,5 

496,1 

14,3 

510,5 

14,4 

5 586,0 

15,8 

5 497,9 

15,7 

5 446,3 

15,8 

532,1 

16,8 

579,6 

16,8 

596,5 

16,8 

1 590,0 

4,5 

1 539,0 

4,4 

1 499,7 

4,3 

139,0 

4,4 

149,0 

4,3 

150,5 

4,3 

1 019,7 

2,9 

1 064,2 

3,0 

1 048,0 

3,0 

53,1 

1,7 

64,2 

1,9 

67,9 

1,9 

362,5 

1,0 

353,1 

1,0 

347,7 

1,0 

36,5 

1,2 

38,8 

1,1 

39,2 

1.1 

934,3 

2,6 

919,8 

2,6 

906,6 

2,6 

121,7 

3,9 

132,8 

3,8 

136,7 

3,9 

2 705,3 

7,7 

2 621,9 

7,5 

2 610,2 

7,6 

310,6 

9,8 

333,2 

9,6 

343,4 

9,7 

720,5 

2,0 

758,7 

2,2 

747,7 

2,2 

34,9 

1,1 

42,7 

1,2 

44,4 

1,3 

3 157,4 

8,9 

3 129,4 

9,0 

3 085,9 

8,9 

282,8 

9,0 

308,2 

8,9 

315,1 

8,9 

7 416,3 

21,0 

7 266,5 

20,8 

7 188,1 

20,8 

716,9 

22,7 

777,0 

22,5 

788,3 

22,3 

1521,5 

4,3 

1 497,4 

4,3 

1 484,2 

4,3 

139,4 

4,4 

150,0 

4,3 

150,3 

4,2 

439,9 

1,2 

436,5 

1,3 

433,0 

1,3 

39,7 

1,3 

43,4 

1,3 

43,8 

1,2 

1 867,6 

5,3 

1 948,7 

5,6 

1 932,0 

5,6 

89,4 

2,8 

111,2 

3,2 

116,4 

3,3 

1 101,6 

3,1 

1 113,7 

3,2 

1 086,0 

3,1 

55,0 

1,7 

64,4 

1,9 

66,2 

1,9 

1 101,5 

3,1 

1 086,9 

3,1 

1 075,7 

3,1 

100,2 

3,2 

108,8 

3,1 

110,7 

3,1 

988,8 

2,8 

1 023,6 

2,9 

1 002,0 

2,9 

47,8 

1,5 

58,0 

1,7 

61,0 

1,7 

35 288,9 

100,0 

34 911,7 

100,0 

34 495,1 

100,0 

3 158,1 

100,0 

3 457,4 

100,0 

3 541,0 

100,0 

29 069,9 

82,4 

28 506,7 

81,7 

28 201,1 

81,8 

2 844,1 

90,1 

3 076,7 

89,0 

3 143,3 

88,8 

6 219,0 

17,6 

6 405,0 

18,3 

6 294,0 

18,2 

314,0 

9,9 

380,7 

11,0 

397,7 

11,2 


Rundungsdifferenzen 


467 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Graphikverzeichnis 

Teil I Seite 

I Strukturen finanzieller deutscher Forschungsförderung 8 

1/1 FuE- Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach finanzierenden Sektoren . . 10 

1/2 Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) der Bundesrepublik Deutschland nach 

durchführenden Sektoren 12 

1/3 FuE-Ausgaben Deutschlands nach finanzierenden und durchführenden Sekto- 
ren 1995 14 

1/4 FuE-Personal nach Sektoren und nach Personalgruppen 16 

1/4.1 Anteüe der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 1981 und 1996 19 

1/4.2 FuE-Ausgaben des Bundes 1981 und 1996 - Profildarstellung - 31 

1/4.3 FuE-Ausgaben des BMBF 1981 und 1996 - Profildarstellung - 32 

1/4.4 Anteüe der Förderungsarten an den FuE-Ausgaben des Bundes 1981 und 1996 ... 34 

1/4.5 Anteüe der Empfängergruppen an den FuE-Ausgaben des Bundes 1981 und 

1996 36 

1/4.6 Ausgaben des Bundes an die Wirtschaft - Wirtschaftsghederung - 36 

1/5 Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 1987-1998 20 

1/6 FuE-Ausgaben des Bundes und des BMBF 1987-1998 28 

1/7 Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden 39 

1/7.1 Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund und Länder 40 

1/9 FuE-Ausgaben der Hochschulen 44 

I/IO Interne FuE- Aufwendungen der Unternehmen 1995 48 

I/ll Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von FuE in der Wirtschaft der 

neuen Länder 11 

1/12 Entwicklung der Nettoproduktion in FuE -intensiven Industriezweigen 1991 bis 

1997 60 

1/13 Entwicklung der Gründung saktivität in technologieintensiven Wirtschaftszwei- 
gen im früheren Bundesgebiet 1985 bis 1996 62 

1/14 Aufteüung der FuE -Aufwendungen deutscher Unternehmen im Ausland auf 

Produktbereiche 1995 63 

1/15 Entwicklung der Triadepatente ausgewählter Länder 1980 bis 1995 66 

1/16 Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung (BAFE) in ausgewähl- 
ten Staaten 67 

1/17 Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 

(BAFE) in ausgewählten Staaten 70 

1/18 - Staathch finanzierte Ausgaben für zivile FuE in ausgewählten Staaten 

- Anteü der staatlich finanzierten Ausgaben für zivile FuE am Bruttoinlandspro- 
dukt (BIP) 72 

1/19 Staatlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung in den Staaten 

der EU 76 

Teil II 

II FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen (SoU 1997) 84 

Teil III 

III Bruttoinlandsausgaben für FuE nach Ländern 1995 170 

Teil IV 

IV/1 FuT-Ausgaben der EU nach Bereichen 222 

IV/2 EUREKA-Projekte nach Technologiebereichen 228 


469 



Drucksache 13/11091 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


IV/3 Deutsche Kooperation mit Partnerländern in EUREKA 228 

lV/4 Beteihgung der Länder an laufenden COST- Aktionen 229 

Teil V 

V/1 Standorte der Einrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft 263 

V/2 Standorte der Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft 276 

V/3 Standorte von Helmholtz- Zentren 290 

V/4 Standorte der Einrichtungen der Blauen Liste 299 

V/5 Standorte der Bundeseinrichtungen mit FuE -Aufgaben 331 


470 



Deutscher Bundestag ~ 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11091 


Abkürzungsverzeichnis 
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Bundesbaudirektion 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 

Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 

Bundesanstalt für Züchtungsforschung an Kulturpflanzen, Quedlinburg 

Berhner Elektronen- Speicherring für Synchrotronstrahlung 

Hochbrillanz -SynchrotronstrahlungsqueUe, Berlin- Adlershof 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei, Hamburg 

Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, Berhn 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere, Tübingen 
Bundesforschungsanstalt für Ernährung, Karlsruhe 

Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft, Hamburg 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 

Bundesamt für Naturschutz, Bonn 

Bundesamt für Strahlenschutz, Salzgitter 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover 

Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin, Berlin 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 

Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin 

Bundesinstitut für ostwissenschafthche und internationale Studien, Köln 
Bruttoinlandsprodukt 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Köln 

Beteiligungskapital für junge Technologieunternehmen 

Bundeskanzleramt 

Bundesamt für Kartographie und Geodäsie, Frankfurt/M. 

Blaue Liste-Einrichtungen 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn 
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BMA 

BMBau 

BMF 

BMBF 

BMI 

BMJ 

BMFSFJ 

BMG 

BML 

BMPT 

BMU 

BMV 

BMVg 

BMWi 

BMZ 

BNI 

BPA 

BRH 

BSH 

BSP 

BTU 

B-WiN 

BWS 

BZ 


Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Bundesministerium der Finanzen 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
Bundesministerium des Innern 
Bundesministerium der Justiz 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Bundesministerium für Gesundheit 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Bundesministerium für Verkehr 
Bundesministerium der Verteidigung 
Bundesministerium für Wirtschaft 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Bemhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, Hamburg 
Presse- und Informations amt der Bundesregierung 
Bundesrechnungshof 

Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie, Hamburg 
Bruttosozialprodukt 

Beteiligungskapital für kleine Technologieunternehmen 
Breitband- Wissenschaftsnetz 
Brutto Wertschöpfung 
Hochtemperatur-BrennstoffzeUen 


CAESAR 

CCMS 

CCOL 

CEO 

CERI 

CERN 

GERT 

CGIAR 

CICCP 

COF 

CO2 

COSINE 

COST 


COSY 

GRD 

CSD 

CSTP 


Center of Advanced European Studies and Research 
Committee on the Challenges of Modern Society 
{Umweltausschuß der NATO) 

Coordination Committee on the Ozone Layer 
Centers of Earth Observation 

Zentrum der OECD für Bildungsforschung und -innovation 
Conseil Europeen pour la Recherche Nucleaire, Genf 
(Europäische Organisation für Kernforschung) 

Committee on Energy Research and Technology (Komitee für Energieforschung und 
-technologie) 

Consultative Group on International Agricultural Research, Washington D.C. 
Committee for Information, Computer and Communication Policy 
(OECD-Ausschuß für Informations-, Computer- und Kommunikationspolitik) 
Labormodul Columbus Orbital Facility 
Kohlendioxid 

Europäisches Forschungsnetz 

Cooperation Europeenne dans le domaine de la Recherche Scientifique et Technique, 
Brüssel 

(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung) 

Compaktsynchrotron (für Röntgenlithographie) bei BESSY 
Committee for Research and Development, Paris 

Sekretariat der Kommission der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung 
Committee for Scientific and Technological Policy 
(OECD-Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepohtik) 


DAAD 

DAAK 

DAI 

DARA 

DASA 

DBI 

DBM 

DBU 

DEKORP 

DESY 

DFA 

DFG 


Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V, Bonn 

Stiftung Deutsch-Amerikanisches Akademisches Konzil, Bonn 

Deutsches Archäologisches Institut, Berlin 

Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten GmbH, Bonn 

Daimler-Benz-Aerospace 

Deutsches Bibliotheksinstitut, Berlin 

Deutsches Bergbau-Museum, Bochrun 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt, Osnabrück 

Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches Programm 

Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittelchemie, Garching 

Deutsche Forschungsgemeinschaft e.V, Bonn 
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DFKI 

DFI 

DFN 

DGD 

DGFI 

DGK 

DGFK 

DHHS 

DHI 

DHI 

DHIA 

DIE 

DIE 

DIFF 

DIfE 

DU 

DIW 

DIMDI 

DIPF 

DJI 

DKFZ 

DKRZ 

DLR 

DM 

DNW 

DoE 

DPG 

DPZ 

DRG 

DSM 

DSMZ 

DÜI 

DWD 

DYSMON 

DZA 

DZFA 


Deutsches Forschungszentrum für Künstüche Intelligenz, Kaiserslautem 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Heinrich-Heine -Universität Düsseldorf 

Deutsches Forschungsnetz 

Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 

Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut, Frankfurt/Main 

Deutsche Geodätische Kommission 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e. V., Bonn 

Department of Health and Human Services 

Deutsches Hydrographisches Institut, Hamburg 

Deutsches Historisches Institut 

Stiftung Deutsche Historische Institute im Ausland 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik GmbH, Berlin 

Deutsches Institut für Erwachsenenbüdung e.V., Frankfurt/Main 

Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen 

Deutsches Institut für Emähmngsforschung Potsdam-Rehbrücke 

Deutsches Institut für Japanstudien, Tokyo 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information, Köln 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Frankfurt/Main 

Deutsches Jugendinstitut, München 

Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 

Deutsches Klimarechenzentrum, Hamburg 

Deutsches Zentmm für Luft- und Raumfahrt e.V., Köln 

Deutsches Museum, München 

Deutsch-Niederländischer Windkanal, Emmeloord/Niederlande 

Department of Energy 

Deutsche Physikalische Gesellschaft 

Deutsches Primatenzentrum GmbH, Göttingen 

Gmppe für Verteidigungsforschung der NATO 

Deutsches Schiffahrtsmuseum, Bremerhaven 

Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH, Braunschweig 
Deutsches Überseeinstitut, Hamburg 
Deutscher Wetterdienst, Offenbach 

Dynamik in Sulfid- und Methanbiotopen der Ost- und Nordsee 
Deutsches Zentrum für Altersfragen 
Deutsches Zentrum für Altemsforschrmg 


EMBC 

EMBL 

EMBO 

EMI 

ERE 

ERP 

ESA 

ESF 

ESO 

ESOC 

ESRF 

ESRIN 

ESRO 

ESTEC 

ETW 

EU 

EURATOM 

EUREKA 


European Molecular Biology Conference, Heidelberg 
(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

European Molecular Biology Laboratory, Heidelberg 
(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

Europäische Organisation für Molekularbiologie, Heidelberg 
Fraunhofer-Institut für Kurzzeitdynamik, „Emst-Mach-Institut", Freiburg 
Europäische Rechnungseinheit 
European-Recovery-Program 

European Space Agency, Paris (Europäische Weltraumorganisation) 

European Science Foundation 
European Southern Observatory, Garching 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südlichen Hemisphäre) 
European Space Operation Center, Darmstadt 
(Europäisches Weltraum-Operationszentrum) 

European Synchrotron Radiation Facüity, Grenoble 
(Europäische SynchrotronstrahlungsqueUe) 

European Space Research Institute, Frascati (Itahen) 

(Europäisches Weltraumforschungsinstitut der ESA) 

European Space Research Organization 
(Europäische Weltraumforschungsorganisation) 

European Space Research and Technology Center, Nordwijk/Niederlande 
(Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und -technologie der ESA) 
Europäischer-TransschaR- Windkanal, Köln-Porz 
Europäische Union 

Europäische Atomgemeinschaft, Brüssel 

Initiative für verstärkte technologische Zusammenarbeit in Europa 
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EuroHORCs 

EUROMAR 

EUROMIR ^95 

EURONET 

EUROTRAC 

EUTELSAT 

EZMW 


European Heads of Research Councils 

EUREKA-Projekt zur Erforschung ökologischer Kausalzusammenhänge in den euro- 
päischen Meeren 
Weltraummission 

Europäisches Datenübertragungsnetz 

Europäisches Experiment zum Transport und zur Umwandlung umweltrelevanter 
Spurenstoffe in der Troposphäre über Europa 
European Telecommunications Satellite Organization 
(Europäische Organisation für Fernmeldesatelliten) 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage, Reading (Großbritannien) 


FAL 

FBH 

FBN 

FCKW 

FEL 

FEP 

FESTIP 

FGAN 

FH 

FhAZ 

FhG 

FIS 

FIS Bildung 
FIZ Ka 

FIZ-CHEMIE 

FKE 

FMP 

FOKO 

FÖV 

FRM II 

FS 

FTP 

FUB 

FuE 

FuT 

FUTOUR 

FVB 

FZB 

FZJ 

FZK 

FZR 

FWG 

FZW 


Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-Völkenrode 
Ferdinand-Braun-Institut für Höchstfrequenztechnik, Berhn 
Forschungsinstitut für die Biologie landwirtschaftlicher Nutztiere, Dummerstorf 
Fluor-Chlor- Kohlenwasserstoffe 
Freie Elektronen Laser 

Fraunhofer-Institut für Elektronenstrahl- und Plasmatechnik, Dresden 
Future European Space Transportation Investigation Programme 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften, Wachtberg-Werthoven 
Fachhochschule 

Fraunhofer- Anwendungszentrum 

Fraunhofer-GeseUschaft zur Förderung der angewandten Forschung e.V., München 

Forschungsinstitut und Naturmuseum Senckenberg, Frankfurt/Main 

Fachinformationssystem Bildung 

Fachinformations Zentrum Karlsruhe 

Fachinformations Zentrum Chemie GmbH, Berhn 

Forschungsinstitut für Kinderernährung, Dortmund 

Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie, Berhn 

Forschungskooperation in der mittelständischen Wirtschaft 

Forschungsinstitut für öffenthche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungs Wis- 
senschaften Speyer 
Forschungsreaktor in München 
Forschungsschiff 

Forschungs- und Technologieprogramme 
Freie Universität Berhn 
Forschung und Entwicklung 
Forschung und Technologie 

Förderung und Unterstützung Technologieorientierter Unternehmensgründungen 
Forschungs verbünd Berhn e.V. 

Forschungszentrum Börstel Zentrum für Medizin und Biowissenschaften, Börstel 
Forschungszentrum Jühch GmbH, Jülich 

Forschungszentrum Karlsruhe GmbH Technik und Umwelt, Karlsruhe 
Forschungszentrum Rossendorf 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für WasserschaU und Geophysik, Kiel 
Forschungszentrum Waldökosysteme- Waldsterben an der Universität Göttingen 


GACVS 

GALILEO 

GBF 

GDCh 

GEOMAR 

GESIS 

GFS 

GFZ 

GGA 

GIF 

GKSS 

GLONASS 

GMD 

GNM 

GNSS 

GOAP 

GOOS 


German- American Center for Visiting Scholars 

Name der interplanetaren Raumsonde zur Jupiter-Erkundung 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH, Braunschweig 

GeseUschaft Deutscher Chenüker 

Zentrum für marine Geowissenschaften, Kiel 

Gesellschaft SozialwissenschafÜicher Infrastruktureinrichtungen e.V, Mannheim 

Gemeinsame ForschungssteUe 

Stiftung GeoForschungsZentrum Potsdam, Potsdam 

Geowissenschafthche Gemeinschaftsaufgaben, Hannover 

Deutsch-israehsche Stiftung für wissenschafthche Forschung und Entwicklung 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH, Geesthacht 

Russisches globales Satelliten-Navigationssystem 

GMD-Forschungszentrum Informationstechnik GmbH, St. Augustin 

Germanisches Nationalmuseum, Nürnberg 

Global Navigation SateUite System 

Greifswalder Bodden und Oderästuar Austauschprozesse 
Global Ocean Observing System 
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GPS Interaktive Dispositionssysteme, Satellitenortungstechniken 

GSF GSF-Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit GmbH, Neuherberg 

GSI Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 

GUS Gemeinschaft unabhängiger Staaten 

G7-Staaten USA, Japan, Kanada, Frankreich, Itahen, Großbritannien, Deutschland 


HBFG 

HDR 

HELCOM 

HEP 

HERA 

HFSPO 

HGF 

HGP 

HHI 

HI 

HIS 

HLR 

HMI 

HPI 

HRG 

HSP 

HTR 

HTSL 

HWWA 


Hochschulbauförderungsgesetz 
Heißdampfreaktor 
Helsinki Commission 
Hochschulemeuerungsprogramm 

Hadron-Elektron-Ringbeschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 
Human Frontier Science Program 

Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren 
Hochschulgesamtplan 

Heinrich-Hertz -Institut für Nachrichtentechnik Berlin GmbH, Berlin 
Herder-Institut e.V., Marburg 

Hochschul-Informations-System GmbH, Hannover 
Höchstflußreaktor des ILL Grenoble 
Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH, Berhn 

Heinrich-Pette -Institut für experimentelle Virologie und Immunologie an der Univer- 
sität Hamburg 
Hochschulrahmengesetz 
Hochschulsonderprogramm 
Hochtemperatur- Reaktor 
Hochtemperatur-Supraleiter 

HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 


LAB 

lAEO 

lAF 

IAO 

lAMO 

lAP 

lAP 

lASC 

IBC 

IBIS 

IBMT 

IBN 

IBP 

ICDP 

ICES 

ICSU 

ICT 

IDS 

IDW 

lEA 

lEMB 

IFA 

IFAM 

IfE 

IFF 

IfG 

IFG 

IfL 

IfM 

IfM 

IfN 

ifo 


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, 
Nürnberg 

International Atomic Energy Organization, Wien 
(Internationale Atomenergie-Organisation) 

Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik, Freiburg 

Fraunhofer- Institut für Arb eit s Wirtschaft und Organisation, Stuttgart 

Institut für Agrarentwicklung in Mittel- und Osteuropa, Halle 

Institut für Atmosphärenphysik an der Universität Rostock, Kühlungsbom 

Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung, Teltow 

International Arctic Science Committee 

Internationales Bioethik-Komitee 

Elektronisches Bibliotheksinformationssystem 

Fraunhofer-Institut für Biomedizintechnik, St. Ingbert 

Institut für Biologie landwirtschafthcher Nutztiere, Dummerstorf 

Fraunhofer-Institut für Bauphysik, Stuttgart 

Internationales Kontinentales Bohrprogramm (Geowissenschaften) 
International Council for the Exploration of the Sea 
(Internationaler Rat für Meeresforschung) 

International Council of Scientific Unions, Paris 
(Internationaler Rat wissenschafthcher Vereinigungen) 

Fraunhofer-Institut für Treib- und Explosivstoffe, Pfinztal-Berghausen 
Institut für Deutsche Sprache, Mannheim 
Informationsdienst Wissenschaft 

International Energy Agency, Paris (Internationale Energie Agentur der OECD) 

Institut für Erhaltung und Modernisierung von Bauwerken e.V, Berhn 

Institut für Arbeitsphysiologie an der Universität Dortmund 

Fraunhofer-Institut für Angewandte Materialforschung, Bremen 

Institut für Erdöl- und Erdgasforschung, Clausthal-Zellerfeld 

Fraunhofer-Institut für Fabrikbetrieb und Automatisierung, Magdeburg 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 

Institut für Frau und Gesellschaft 

Institut für Länderkunde, Leipzig 

Institut für Meereskunde an der Universität Kiel 

Institut für Mittelstandsforschung 

Institut für Neurobiologie, Magdeburg 

ifo Institut für Wirtschaftsforschung e. V, München 
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IFT 

IfT 

IFU 

IfW 

IFW 

IfZ 

IGB 

IGB 

IGBP 

IGCP 

IGD 

IGZ 

IRAK 

IHDP 

IHP 

IHP 

IIASA 

IIS 

IITB 

IK 

IKT 

IKTS 

IKZ 

ILL 

ILT 

IMB 

IML 

IMS 

IMMS 

IMT 

INP 

INSTI 

INT 

INTAS 

IOC 

lODE 

lOF 

lÖR 

lOM 

lOW 

IPA 

IPB 

IPCC 

IPF 

IPHT 

IPK 

IPK 

IPM 

IPN 

IPP 

IPT 

IRB 

IRS 

IRS 

ISAS 

ISC 

ISDN 

ISE 

ISI 


Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnologie, München 
Institut für Troposphärenforschung e.V, Leipzig 

Fraunhofer-Institut für Atmosphärische Umweltforschung, Gamüsch- Partenkirchen 

Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 

Institut für Festkörper- und Werkstofforschung Dresden e.V., Dresden 

Institut für Zeitgeschichte, München 

Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechrük, Stuttgart 
Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei, Berlin 
Internationales Geosphären-Biosphärenprogramm 
International Geological Correlation Program 
(Internationales geologisches Programm der UNESCO) 

Fraunhofer-Institut für Graphische Datenverabeitung, Darmstadt 
Institut für Gemüse- und Zierpflanzenbau, Großbeeren 
Fraunhofer-Institut für Hydroakustik, Ottobrunn 
International Human Dimensions of Global Change Programm 
International Hydrological Program 
(Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 

Institut für Halbleiterphysik, Frankfurt/Oder 

Internationales Institut für angewandte Systemanalyse, Laxenburg (Österreich) 
Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen, Erlangen 
Fraunhofer-Institut für Informations- und Datenverarbeitung, Karlsruhe 
Innovationskolleg (Förderprogramm) 

Informations- und Kommunikationstechnik 

Fraunhofer- Institut für Keramische Technologien und Sinterwerkstoffe, Dresden 
Institut für Kristallzüchtung, Berlin 

Institut Max von Laue - Paul Langevin, Grenoble (Frankreich) 

Fraunhofer-Institut für Lasertechnik, Aachen 

Institut für Molekulare Biotechnologie e.V., Jena 

Fraunhofer-Institut für Materialfluß und Logistik, Dortmund 

Fraunhofer-Institut für Mikroelektronische Schaltungen und Systeme, Dresden 

Forschungsinstitut für Mikroelektronik- und Mechatroniksysteme an der TU Ilmenau 

Fraunhofer-Institut für Mikrostrukturtechnik, Berlin 

Institut für Niedertemperaturplasmaphysik e.V, Greifswald 

Innovationsstimulierung der deutschen Wirtschaft durch wissenschaftlich-technische 
Informationen 

Fraunhofer-Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalyse, Euskirchen 
Internationale Vereirügung zur Förderung der Zusammenarbeit nüt Wissenschaftlern 
aus den unabhängigen Staaten der früheren Sowjetunion, Brüssel 
Intergovemmental Oceanographic Comnüssion, Paris 
(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 

Internationaler Austausch ozeanographischer Daten und Informationen 

Fraunhofer-Institut für Angewandte Optik und Feinmechanik, Jena 

Institut für ökologische Raumentwicklung e.V, Dresden 

Institut für Oberflächenmodifizierung e.V, Leipzig 

Institut für Ostseeforschung an der Universität Rostock, Warnemünde 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung, Stuttgart 

Institut fürPflanzenbiochenüe, Halle 

Intergovemmental Panel on Climate Change 

Institut für Polymerforschung Dresden e.V, Dresden 

Institut für Physikalische Hochtechnologie e.V, Jena 

Fraunhofer-Institut für Produktionsanlagen und Konstmktionstechnik, Berlin 

Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung, Gatersleben 

Fraunhofer-Institut für Physikalische Meßtechnik, Freiburg 

Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften an der Universität Kiel 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie, Aachen 

Fraunhofer-Institut Raum und Bau, Stuttgart 

Information Retrieval Service, Frascati (Itahen) 

(Informationsabruf dienst der ESA) 

Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung e.V, Erkner 
Institut für Spektrochenüe und angewandte Spektroskopie, Dortmund 
Fraunhofer-Institut für Süicatforschung, Würzburg 
Integrated Service Digital Network 
Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme, Freiburg 
Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung, Karlsruhe 
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ISIT 

ISL 

ISS 

ISST 

ISO 

IST 

ITA 

ITER 

ITW 

lUCT 

luD 

luK 

IVBB 

IW 

IWC 

IWF 

IWH 

IWM 

IWS 

IWTZ 

IWU 

IZFP 

IZM 

IZW 


JESSI 

JET 


KfW 

KHI 

KI 

KIS 

KMU 

KoWi 

KTB 


LASER 

LBF 

LCD 

LEP 

LEONARDO 

LHC 

LWR 


MAB 

MBI ■ 

MDC 

MEDEA 

MeDoc 

MERMAID 

MINT 

MIR 

MIU 

MOEL 

MOMS 

MPG 

MPI 

MSL-1 

MST 


Fraunhofer-Institut für Süiziumtechnologie, Itzehoe 
Deutsch-Französisches Forschungsinstitut, Saint-Louis (Frankreich) 

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik, Frankfurt 

Fraunhofer- Institut für Software- und Systemtechnik, Berlin 

International Standards Organisation (Internationale Normen-Organisation) 

Fraunhofer-Institut für Schicht- und Oberflächentechnik, Braunschweig 

Fraunhofer-Institut für Toxikologie und Aerosolforschung, Hannover 

Internationaler Thermonuklearer Experimenteller Reaktor 

Fraunhofer-Institut für Transporttechnik und Warendistribution, Dortmund 

Fraunhofer-Institut für Umweltchemie und Ökotoxikologie, Schmallenberg/Grafschaft 

Information und Dokumentation 

Information und Kommunikation 

Informationstechnischer Verbund Berlin-Bonn 

Fraunhofer-Institut für Verfahrenstechnik und Verpackung, München 

International Whaling Commission 

Institut für den Wissenschaftlichen Film, Göttingen 

Institut für Wirtschaftsforschung Halle 

Institut für Werkstoffmechanik, Freiburg 

Fraunhofer- Institut für Werkstoff- und Strahltechnik, Dresden 

Internationales Wissenschafts- und Technologiezentrum, Moskau 

Fraunhofer-Institut für Werkzeugmaschinen und Umformtechnik, Chemnitz 

Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie Prüfverfahren, Saarbrücken 

Fraunhofer-Institut für Zuverlässigkeit und Mikrointegration, Berlin 

Institut für Zoo- und Wildtierforschung, Berlin 


Joint European Submicron Süicon Initative 

(Gemeinsame Europäische Entwicklung in der Submikronprozeßtechnologie) 
Joint European Torus, Culham (Großbritannien) 

(Europäisches Fusionsgroßexperiment) 


Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt/Main 
Kunsthistorisches Institut, Florenz (Itahen) 

Künsthche Intelligenz 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Freiburg 
Kleine und mittlere Unternehmen 

Koordinierungsstelle EU der Wissenschaftsorganisationen, Brüssel 
Kontinentales Tiefbohrprogramm 


Light Amplification Stimulated Emission Radiation 
Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit, Darmstadt 
Liquid crystal display (Digitalanzeige mit Flüssigkristallen) 

Large Electron-Positron Storage Ring (Elektron-Positron-Speicherringanlage) 
Büdungsprogramm der EU 
Large Hadron Colliders 
Leichtwasserreaktor 


Man and the Biosphere (Ökologie-Programm der UNESCO) 

Max-Bom-Institut für Nichtüneare Optik und Kurzzeitspektroskopie, Berlin 
Stiftung Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin, Berlin 
Microelectronics Development for European Applications 
Multimediale und elektronische Dokumente 
Meeresüberwachungssystem 

Multimediakommunikation auf integrierten Netzen und Terminals 
Deutsch-russische Mission mit der Raumstation MIR (Frieden) 

Medizinisches Institut für Umwelthygiene an der Heinrich-Heine-Universität Düssel- 
dorf 

Mittel- und Osteuropäische Länder 
Modulare optoelektronische Scanner 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V, München 

Max-Planck-Institut 

Material Science Laboratory 

Mikrosystemtechnik 
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MZFR 


NAS 

NASA 

NATO 

NEA 

NBL 

NEAFC 

NGP 

NKFT 

NLR 

NRC 


ODP 

OECD 

Ol 

ÖPNV 


PDI 

PEI 

PFO 

PGI 

PIK 

PPGG7 

PROMETHEUS 

PST 

PT 

PTA 

PTB 

Pubhc Health 


RGZM 

RKI 

RKW 

ROSAT 

RWI 


SCAR 

SCIAMACHY 

SHIFT 


SIMM 

SNA 

SNR 

SOHO 

SOFIA 

SOKRATES 

SRTM-Mission 

STA 

STN-Hosts 

STIFT 


Mehrzweckforschungsreaktor 


National Academy of Science, Washington, D.C. 

National Aeronautics and Space Administration 
(Nationales Amt für Luft- und Raumfahrt der USA) 

North Atlantic Treaty Organization, Brüssel 
(Nordatlantikpakt Organisation) 

Nuclear Energy Agency, Paris 
(Kemenergieagentur der OECD) 

Neue Länder 

North East Atlantic Fisheries Committee 
Neue gepanzerte Plattform 

Nebenbestimmungen für Zuwendungen zu FuE-Vorhaben auf Kostenbasis des BMBF 
an Unternehmen der Wirtschaft 

Nationaal Lucht- en Ruimtevaart-Laboratorium, Amsterdam 
National Research Center 


Ocean Drilling Project 

Organization for Economic Cooperation and Development, Paris (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

Orient-Institut Beirut der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft e.V. 

Öffenthcher Personennahverkehr 


Paul-Drude-Institut für Festkörperelektronik, Berlin 
Paul-Ehrhch-Institut - Bundesamt für Sera und Impfstoffe -, Langen 
Personalförderung Ost 

General Information Program (Allgemeine Informationsprogramme der UNESCO) 
Potsdam-Institut für KLLmafolgenforschung, Potsdam 
Püotprogramm zur Erhaltung der brasilianischen Regenwälder 
Verkehrsleitsystem (EUREKA-Programm) 

Patentstelle für die Deutsche Forschung, München 
Projektträger 

Personal Trip Assistent (Chipkarte) 

Physikahsch-Technische Bundesanstalt, Braunschweig 
Gesundheitssicherung ganzer Bevölkerungsgruppen 


Römisch-Germanisches Zentralmuseum 
(Forschungsinstitut für Vor- und Frühgeschichte, Mainz) 

Robert Koch -Institut, Berlin 

Rationahsierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V, Eschborn 
Röntgensatellit 

Rheinisch-Westfähsches-Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 


Scientific Committee on Antarctic Research, Cambridge (Großbritannien) 
(Wissenschaftlicher Ausschuß für Antarktisforschung) 
Atmosphärenforschungsinstrument 

Studies on Human Impact on Forest and Fluidplains in the Tropics, Brasilien (Untersu- 
chungen anthropogener Einflüsse auf Waldsysteme und Überschwemmungsgebiete 
in den Tropen) 

STN-Internet-Multimedia 

System of National Accounts (System der volkswirtschafthchen Gesamtrechnung) 

Schneller natriumgekühlter Reaktor 

Detaillierte Vermessung der Sonne 

Stratosphären-Observatorium 

Bildungsprogramm der EU 

Shuttle Radar Topographie Mapper 

Science and Technology Agency (Japan) 

Scientific and Technical Information Network (Literaturhinweis und Faktendaten- 
bank) 

Stiftung für Technologie- und Innovationsförderung Thüringen 
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STN 

Scientific and Technical Network, Columbus/Ohio, USA 
(Rechnerverband für Wissenschaft und Technik) 

SV 

SWP 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, Essen 

Stiftung Wissenschaft und Politik, Ebenhausen 

TA 

TAG 

tbg 

TEG 

TGZ (TZ) 

TEMPUS 

THTR 

TIB 

TIB QUICK 2000 

Technikfolgenabschätzung 

Technical Advisory Committee 

TechnologiebeteiligungsgeseUschaft der Deutschen Ausgleichsbank 
Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart, Institutszentrum Stuttgart 

Technologie- und Gründerzentren 

Elektromagnetische Positionier- und Heizvorrichtung 

Thoriumhochtemperaturreaktor 

Technische Informationsbibliothek, Hannover 

Technische Informationsbibliothek für Technik und Naturwissenschaften an der Uni- 
versität Hannover 

TOU 

TRANSRAPID 

TRUMP 

TÜBITAK 

TTZ 

Technologieorientierte Unternehmensgründungen 

Magnetschnellbahn 

Transport- und Umsatzprozesse in der Pommerschen Bucht 

Scientific and Technical Research Councü of Turkey 

Technologiespezifische und branchenorientierte Transferzentren 

UBA 

UFZ 

UMPLIS 

UN 

UNCED 

UNEP 

UNESCO 

Umweltbundesamt, Berlin 

UFZ-Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH, Leipzig 

Information und Dokumentation Umwelt 

United Nations (Vereinte Nationen) 

United Nations Conference on Ecology and Development 

Umweltprogramm der Vereinten Nationen 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung,. Wissenschafft und Kultur) 

UNILAC 

UNISIST 

Universal Linear Accelerator (Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt) 

United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 

UNITAR 

United Nations Institute for Training and Research, New York 
(Institut der Vereinten Nationen für Ausbüdung und Forschung) 

UNSCEAR 

United Nations Scientific Committee on the Effects of Atomic Radiation 

UV 

(Wissenschaftlicher Ausschuß der Vereinten Nationen für die Auswirkung ionisieren- 
der Strahlung) 

Ultraviolette Strahlen 

VEGAS 

VERBMOBIL 

VIK 

VLT 

VN 

Großversuchseinrichtung zur Grundwasser- und Altlastensanierung 

Elektronisches Auge, mobile Sprachübersetzung 

Vereinigtes Institut für Kernforschung, Dubna/Rußland 

Very Large Telescope 

Vereinte Nationen, New York 

WA 

WAK 

WAP 

WCRP 

WGL 

WHO 

WIAS 

WIK 

WIP 

WIS 

WIWEB 

WKI 

WMO 

WOCE 

wsv 

Wissenschaftsausschuß der NATO 

Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 

Arbeitsplatz für Wissenschaftler 

World Climate Research Program (Weltklimaforschungsprogramm) 
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz 

World Health Organization, Genf (Weltgesundheitsorganisation) 

Weierstraß-Institut für Angewandte Analysis und Stochastik, Berlin 
Wissenschaftliches Institut für Kommunikationsdienste GmbH, Bad Honnef 
Wissenschaftler- Integrations-Programm 

Wehrwissenschaftliches Institut für Schutztechnologien - ABC-Schutz, Münster 
Wehrwissenschaftliches Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebsstoffe, Erding 
Fraunhofer-Institut für Holzforschung „Wilhelm-Klauditz-Institut", Braunschweig 
World Meteorological Organization, Genf (Weltorganisation für Meteorologie) 

World Ocean Circulation Experiment 

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
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WTZ 

WZB 


ZADI 

ZALF 

ZBL 

ZBM 

ZBW 

ZFMK 

ZFO 

ZMT 

ZPID 

ZUMA 


Wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
Wissenschaftszentrum für Sozialforschung GmbH, Berlin 


Zentralstelle für Agrardokumentation und -Information, Bonn 

Zentrum für Agrarlandschafts- und Landnutzungsforschung, Müncheberg 

Zentralbibliothek der Landbauwissenschaft, Bonn 

Deutsche Zentralbibliothek für Medizin, Köln 

Zentralbibliothek der Wirtschaftswissenschaften, Kiel 

Zoologisches Forschungsinstitut und Museum Alexander Koenig, Bonn 

Zuwachsförderung (Ost) 

Zentrum für marine Tropenökologie an der Uni Bremen 

Zentralstelle für Psychologische Information und Dokumentation an der Universität 
Trier 

Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim 
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Stichwortverzeichnis 

- bei mehreren Seitenangaben sind die Hauptfundstellen durch Fettdruck hervorgehoben - 


A 


Abfallbehandlung 112,240 

Aerosolforschung 115 

Agenda 21 151,244 

Agrarlandschaften 111 

Agrarforschung 147 

AIDS 115f. 


Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(ARL) 

Akademienprogramm 

Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) 

Alternsforschung 

Altlastensanierung 

Altpapier 

An-Institute ^ Institute an Hochschulen 

Antarktisforschung 

Arbeit und Technik 

Arbeitsschutz 2000 

Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsein- 
richtungen „Otto von Guericke" e. V. (AiF) 

Arbeitsgruppen für strukturelle Molekularbiologie 
der Max-Planck-GeseUschaft 

Arbeitskreis selbständiger Kulturinstitute (ASKI) . . . 

ARIANE 

Arktisforschung 

Asien 

Astronomie/Astrophysik 

Astrophysikalisches Institut Potsdam (AIP) 

Atmosphärenforschung 

Auftragsforschung und -entwicklung West/Ost 
(AFO/AWO) 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung ^ FuE- 
Ausgaben (FuE -Finanzierung) bzw. Bruttoinlands - 
ausgaben für FuE (FuE -Durchführung) 

Außeruniversitäre Forschung/Einrichtungen ^ auch 
Staatssektor - in den Ländern ^ Teü III 

Auswärtiges Amt (AA) 


314 

43, 161 

94, 161, 165, 256 
162 

112, 236 
112 

197, 207, 209, 409, 413, 442, 445 
97ff. 

117f., 161, 196 
118 

156, 260 

268 

161 

lOlff., 230 
97ff. 

160, 239f. 

95, 222, 231 
95, 308 
113f. 

52, 56ff. 


13,406 

161,332 


B 

Baden-Württemberg 171ff. 
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BAföG -Strukturreform 

Basistechnologien (Informationstechnik) 

Bauforschung 

Baulicher Zivilschutz 

Bautechnische Forschung 

Bay-Zoltän- Stiftung 

Bayern 

Begabtenförderung 

Beratungsgruppe für internationale Agrarforschung 
(CGIAR) 

Bergbaufolgelandschaften . 

Berlin 

Berhner Elektronen-Speicherring für Synchrotron- 
strahlung (BES SY II) 

Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin (BNI) . . 

Berufsbildungsforschung 

Berufhche Weiterbildung 

Beteüigungskapital 

Beteihgungskapital für kleine Technologieunterneh- 
men (BTU) 

Bevölkerungsentwicklung 

Bibhotheca Hertziana - Max-Planck-Institut 

Bibhotheken 

Bilaterale Zusammenarbeit 

Bildungsdaten 

Bildungsforschung 

Bioinformatik 

Biomasse 

Biomedizinische Forschung 

Biologische Anstalt Helgoland (BAH) 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft Berhn/B raunschweig (BBA) 

BioMaterie 

Biomedizin 

BioRegio-Wettbewerb 

BioProduktion 

Biotechnologie 

BioSysteme 

Biotop- und Artenschutz 

Blaue Liste-Einrichtungen 

BMBF-Patentinitiative 

Brandenburg 

Bremen 


90 

121f., 177, 197, 203, 236 
141, 143f. 

143 

143 

225 

106, 174ff. 

165 

148, 246f. 
llOf., 211 

95,96, 161, 162, 165, 176ff. 

96, 226 
310 

149f., 178 

149 

155 

154, 183 
118,466 
273 

93, 158f., 161,243,411 
236ff., 225, 247 
462f. 

148ff., 176, 182, 212, 241 

128, 232 

106 

115, 212, 238 
98, 346 

148, 334 
128 

17, 115f., 172, 224, 238 
128f., 173, 186, 190, 213, 215 
128 

84, 112, 116, 127ff., 173, 177, 181, 184f., 188, 190, 194, 
200, 206, 210f., 213f., 224, 228, 241 

128 

111 

42, 88, 298ff. 

153 

111, 179ff. 

98, 181ff. 
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Bruttoinlandsausgaben für FuE (FuE-Durchfüh- 
rung); auch FuE- Ausgaben (FuE-Finanzierung) 

- absolut und nach Sektoren 

- Anteil am Bruttoinlandsprodukt 

- Definition 

- Finanzierungsstruktur 

- Hochschulen Hochschulen - FuE -Ausgaben 

(FuE-Durchführung) 

- internationaler Vergleich 

- Staatssektor ^ Staatssektor - FuE-Ausgaben 

(FuE-Durchführung) 

- Wirtschaft ^ Wirtschaft - FuE -Aufwendungen, 

interne (FuE-Durchführung) 

- regionale Verteilung 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

Bund 

- FuE-Ausgaben (FuE-Finanzierung) 

- Wissenschaftsausgaben 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK) 

Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG), 
Frankfurt/M 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 

Bundesamt für Naturschutz (BfN) 

Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie 
(BSH) 

Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) 

Bundesanstalt für Fleischforschung (BAFF) 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) 

Bundesanstalt für Getreide-, Kartoffel- und Fettfor- 
schung (BAGKF) 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
(BAM) 

Bundesanstalt für Milchforschung (BAM) 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 

Bundesanstalt für Züchtungsforschung an Kultur- 
pflanzen (BAZ) 

Bundeseinrichtungen mit FuE-Aufgaben 

-FuE-Ausgaben 

- FuE -Personal 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung (BFE) 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei (BFAFi) 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft (BFH) 


13, 66 
13 
367 
372f. 

13, 43, 404f., 436f. 

66 

31,406ff. 

13, 45ff. 

450ff. 

464f. 

11, 18ff., 376ff. 

9, 376ff. 

42, 86, 88, 148, 151, 153 
141 

142,350 

344 

98f., 344,354 
108, 344 

118, 163,338 
146, 336 

98f.,99, 107, 140, 334,353 

146, 336 
98, 342, 354 

131, 334 
146, 154, 336 
144, 342, 353, 

144, 344, 354 

148, 338 

330 

406ff. 

438ff. 

146, 336 
98, 99, 148, 336 

148, 336 
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Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung (BfLR) 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft Braun- 
schweig-Völkenrode (FAL) 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere (BFAV) 

Bundesinstitut für Arzneimittel und Medzinprodukte 
(BfArM) 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB) . . . 

Bundesinstitut für gesundheithchen Verbraucher- 
schutz und Veterinärmedizin (BgW) 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und interna- 
tionale Studien (BlOst) 

Bundesinstitut für Sportwissenschaften (BISp) 

Bundeskanzleramt (BK) 

Bundesnünisterium der Justiz (BMJ) 

Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 

Bundesministerium des Innern (BMI) 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
(BMA) 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie (BMBF) 

- FuE-Ausgaben (FuE-Finanzierung) 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (BML) 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) 

Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 

Bundesnünisterium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau (BMBau) 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktor Sicherheit (BMU) 

Bundesnünisterium für Verkehr (BMV) 

Bundesnünisterium für Wirtschaft (BMWi) 

Bundesministerium für wirtschafthche Zusammenar- 
beit und Entwicklung (BMZ) 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation (Bf AI) . . 

Bundeszentrale für gesundheithche Aufklärung .... 

C 

CAESAR 

Chancengleichheit 

Chemische Forschung 

Chemische Technologien 

China 

Chip-Forschung 


346 

148, 334 
148, 336 

115, 342 
150, 350 
332 

146, 340 

332 

332 

332 

163 

102, 135, 166, 235, 338 

161, 332 

116, 117f., 162, 338 

85, 89, 92, 346, etc. 

18ff. 

99, 106, 129, 146, 148, 334 

162, 340 

114ff., 116, 146, 163, 340 
141ff., 346 

99, 108, 110, 111, 344 

100, 102, 103, 135f., 141, 143f., 342 

99, 106, 126, 131, 135f., 149, 151, 153f., 156, 159, 163 
236, 334 

164, 240, 350 

353 

146 


259 

86, 151, 162, 165, 209 
132, 229 
130f. 132, 226 
129, 143, 239f. 

121 
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CO2 

- Emission 

- Minderung 

Consultative Group on International Agricultural Re- 
search (CGIAR) 

D 

Datenkommunikation 

Demographischer Wandel 

Demonstrations Zentren (Materialforschung) 

Denkmalpflegeforschung 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint- 
Louis (ISL) 

Deutsch-israehsche Stiftung zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung (GIF) 

Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten 
(DARA) 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmdttelchemie 
(DFA) 

Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG) 

Deutsche Historische Institute 

- London (DHI London) 

- Paris (DHI Paris) 

- Rom (DHI Rom) 

- Warschau (DHI Warschau) 

- Washington D.C. (DHI Washington) 

Deutsche Sanunlung von Mikroorganismen und 
Zellkulturen GmbH (DSMZ) 

Deutsche Zentralbibliothek der Medizin (ZBM) .... 

Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD) . 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 

Deutsches Archäologisches Institut (DAI) 

Deutsches Bergbau-Museuih Bochum (DBM) 

Deutsches Bibüotheksinstitut (DBI) 

Deutsches Informationszentrum für Technische Re- 
geln (DITR) im DIN 

Deutsches Institut für Entwicklungspohtik gGmbH 
(DIE) 

Deutsches Institut für Emährungsforschung (DIFE) . 

Deutsches Institut für Erwachsenenbüdung e.V. 

(DIE) 

Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität 
Tübingen (DIFF) 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung (DIPF) 

Deutsches Institut für Japanstudien in Tokyo (DU 
Tokyo) . 


104 

112 

148, 246f. 


122, 125, 178 

118,466 

131 

143 

235 

238 

88, 101, 103 
258 

146, 302 

85, 87ff., 93, 98, 99, 113, 129, 161, 226, 236, 239, 247, 

252ff 

161, 346ff. 

348 

346 

348 

348 

237, 348 

129, 316 
320, 353 

91, 94, 161, 165, 226, 234, 236, 240, 256 
344, 353 
161, 332 
316 

150, 302 
353 

165, 350 
308 

150, 312 

150, 151, 165,300 
150, 159,312 
161, 239, 348 
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Deutsches Institut für medizinische Dokumentation 
und Information (DIMDI) 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) . . 

Deutsches Jugendinstitut e. V. (DJI) 

Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches Pro- 
gramm (DEKORP) 

Deutsches Museum in München (DM) 

Deutsches Primatenzentrum GmbH (DPZ) 

Deutsches Schiffahrtsmuseum (DSM) 

Deutsches Übersee-Institut (DÜI) . 

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) . 

Deutsche Zentralbibhothek der Medizin (ZBM) . . . . 

Deutsche Zentralbibliothek für Landbauwissen- 
schaften (ZBL) 

Deutsche Zentralbibhothek für Wirtschaftswissen- 
schaften (ZBW) 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Heinrich-Heine- 
Universität Düsseldorf (DFI) 

Die Deutsche Bibhothek 

Dienstleistungen 

Direktinvestitionen 

Displaytechnologie 

Drittländer 

E 

Electronic Commerce 

Elektroauto . . 

Elektronische Korrelation 

Elektronisches Publizieren 

Elektronisches Bibliotheksinformationssystem (IBIS) 

Elektronische und multimediale Informationen in 
Aus- und Fortbildung, Forschung und Wirtschaft . 

Endlagerung 

Energieeinsparung 

Energieforschung 

Energieforschungsprogramm 

Energietechnologie 

Energieverwendung, rationeUe 

Entsorgung (AbfaU), 

Entsorgung radioaktiver Abfälle 

Entwicklungsländer 

Entwicklungspohtische Forschung 

Erdbeben- und Vulkanismusforschung 

Ernährungsforschung 

Emeuerbare Energien 


158, 354 
164, 304 
162, 340 

140 

302 

314 

310 

310 

88, lOlff., 106, 135f., 227f., 230, 235, 240, 292, 357 
355 

320 

326 

318 

161 

64, 117 
74 

122, 123 
223, 224, 239 


159 

106 

132 

126, 158 
159 

159 

107f. 

104, 106, 138, 142 

104ff., 112, 138, 194, 236, 240, 242, 244, 248, 422 
104 

104f., 112, 210 

106, 240 

112 

107, 108 

140, 165, 240f., 242, 243, 244, 246 

164 

140 

146, 180f. 

105f., 140, 238, 240 
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ERP-Innovationsprogramm 

EURATOM 

EUREKA 

EUROMAR 

EUROMIR 

Europäische Kommission 

Europäische Konferenz für Molekularbiologie 

(EMBC) 

Europäische Organisation für Astronomische For- 
schung in der südüchen Hemisphäre (ESO) 

Europäische Organisation für Kernforschung 

(CERN) 

Europäische Organisationen und Forschungsein- 
richtungen 

Europäische Synchrotron-Strahlungsanlage (ESRF) . 

Europäische Union (EU) 

- öffenthch finanzierte FuE -Ausgaben 

- Gremien 

Europäische Weltraumorganisation (ESA) 

Europäische Wissenschafts- und Technologiever- 
sammlung (ESTA) 

Europäische Zusammenarbeit ^ auch Internationale 
Zusammenarbeit 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftüchen und technischen Forschung 
' (COST) 

Europäischer TransschaU-Windkanal (ETW) 

Europäisches Hochschuhnstitut (EHI) 

Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL) 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervor- 
hersage (EZMW) 

European Science Foundation (ESF) 

Eurostat 

Extraterrestrische Forschung - 

EXIST - Existenzgründer aus Hochschulen 


F 

Fachhochschulen 

- Ausgaben für Lehre und Forschung 

Fachinformation 

Fachinformationseinrichtungen und Fachbibhothe- 
ken 

Fachinformationszentrum Chemie GmbH (FIZ-CHE- 
MIE BERLIN) 

Fachinformationszentrum Karlsruhe GmbH (FIZ Ka) 

Fachinformationszentrum Technik e. V. (FIZ Tech- 
nik) 


156 

223, 224 

98, 222, 223, 227f. 

98 

103 

126, 223f., 227 
232 

95, 231 

95, 96, 231, 236 

227ff. 

95, 232 

73,424 

223 

lOlff., 230f., 241 
87 

221ff. 

222, 223, 228ff., 233 

136, 234 

234 

129, 232 

233f. 

87 

366 

103, 230 
155 


404 

157ff., 352ff. 

158, 352 

159, 304, 355 
158, 159, 300, 355 

158, 159, 352 
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Familienforschung 

Ferdinand-Braun-Institut für Höchstfrequenztechnik 
(FBH) 

Fertigungstechnik 

Festkörperlaser 

Fischereiforschung 

Fluß- und Seelandschaften 

Förderbereiche 

Förderorganisationen 

Förderung und Unterstützung Technologieorientier- 
ter Untemehmensgründungen (FUTOUR) 

Forschung und experimentelle Entwicklung (FuE) . . 
- Definition 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik (FWG) 

Forschungseinrichtungen 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwis- 
senschaften e. V. (FGAN) 

Forschungskooperation in der mittelständischen 
Wirtschaft 

Forschungszentrum Börstel Zentrum für Medizin 
und Biowissenschaften (FZB) 

Forschungsinstitut für die Biologie landwirtschaftli- 
cher Nutztiere, Dummerstorf (FBN) 

Forschungsinstitut für Kinderernährung (FKE) 

Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie 
(FMP) 

Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung (FÖV) 

Forschungsinstitut und Naturmuseum Senckenberg 
(FIS) 

Forschungsintensiver Sektor 

Forschungslandschaft 

Forschungsnetzwerk 

Forschungsschiffe 

Forschungs verbünd Berlin e. V. (FVB) 

Forschungszentrum Jülich GmbH (FZJ) 

Forschungszentrum Karlsruhe GmbH (FZK) Technik 
und Umwelt 

Forschungszentrum Rossendorf e. V. (FZR) 

Forstwirtschaft 

Fossile Energieträger 

Frascati-Handbuch 

Frauenförderung 

Frauenforschung 

Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 

-Ausgaben 


162 

304 

84, 119, 124, 131, 177f., 182, 203, 212, 216, 228 
133 

147, 224 
111 

22, 84f. 

252 

53, 154 

lOff. 

11, 367 

98 

85f., 87, 89, 98, 227ff., 249ff. 

338 

153, 165 
326 

148, 314 
318 

304 

320 

98,312 
60ff., 460 
8, 84, 86, 88, 134 
138, 221, 236 
89, 98, 140 
165, 304ff. 

95, 106, 107, 108, 109, 111, 131, 132, 232, 233, 238, 
292 

95, 107, 108, 109, 132, 292 

95, 96, 322 

147 

105 

366 

86, 165, 178, 192 
162 

85f., 88f, 116, 124, 153, 225, 237, 239, 274ff. 

275, 406ff. 
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- Institute 277ff. 

- institutionelle Förderung 275 

-Personal 275, 436ff. 

Fraunhofer Informationszentrum Raum und Bau . . . 355 

Fraunhofer-Patentstelle für die Deutsche Forschung 

(PST) 279 

Friedrich-Miescher-Laboratorium für biologische Ar- 
beitsgruppen in der Max-Planck-GeseUschaft .... 264 

Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-GeseUschaft . . 267 

FuE in der Wirtschaft ^ Wirtschaft 45ff., 397ff. 


FuE-Ausgaben (Finanzierung von FuE) ^ auch 
Bruttoinlandsausgaben für FuE (FuE -Durchfüh- 
rung) 


- absolut und nach Sektoren 11,371 

- Anteil am Bruttosozialprodukt 11 

-Definition 367 

- BMBF ^ BMBF - FuE-Ausgaben (FuE-Finanzie- 

rung) 18ff. 

- Bund ^ Bund - FuE-Ausgaben (FuE -Finanzie- 
rung) 18ff., 84 

- Länder ^ Länder - FuE-Ausgaben (FuE-Finan- 

zierung) 37ff. 

- öffentlich finanziert (EU-Länder) 73ff . 

- Wirtschaft ^ Wirtschaft - FuE-Ausgaben (FuE- 

Finanzierung) 45ff. 

FuE-Fördening (der Wirtschaft durch den Bund) . . . 51ff., 152 

FuE -intensive Waren ^ Forschungsintensiver Sek- 
tor 59ff.,460 

FuE-Personal 15ff., 152f. 

- absolut und nach Sektoren 426f. 

- Hochschulen ^ Hochschulen - FuE-Personal . . . 436f. 

- internationaler Vergleich 446f. 

- regionale Verteilung 454ff . 

- Staatssektor ^ Staatssektor - FuE-Personal .... 438ff. 

- Wirtschaft ^ Wirtschaft - FuE-Personal 50, 152, 429ff. 

FuE -Kooperation 141, 153 

Fusionsforschung 109 


G 

Geisteswissenschaften 

Geisteswissenschaftliche Zentren 

Gemeinsame Forschungsförderung (durch Bund 
und Länder) 

Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) 

Gentechnikgesetz 

Geodäsie und Fernerkundung 

GeoForschungsZentrum Potsdam (GFZ) 

Geothermie 

Geowissenschaften 


160f., 187, 195, 199, 207, 215, 225 
89 

40ff., 85 
223f. 

128, 189 
141 

139ff., 294 
106, 140 
139ff., 237, 238 
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Geowissenschafthche Gemeinschafts auf gaben 
(GGA) 

Geowissenschaftliche Meeresforschung 

Germanisches Nationalmuseum (GNM) 

Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit 
(GRS) 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH 
(GBF) 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSl) . 

Gesellschaft Sozialwissenschafthcher Infrastruktur- 
eiiuichtungen e. V. (GESIS) 

Gesundheitsforschung 

Gesundheitsforschung 2000 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH 
(GKSS) 

Global Ocean Observing System (GOOS) 

Globale digitale Bibhothek 

Globaler Wandel 

Globahsierung 

GMD-Forschungszentrum Informationstechnik 
GmbH 

GraduiertenkoUegs 

Großforschungseinrichtungen (Hermann von Hehn- 
holtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren 
(HGF)) 

Großgeräte-Forschung 

Gründungen ^ Untemehmensgründungen 

Grundlagenforschung 

- Definition 

Grundmittel (der Länder für Wissenschaft) 

GSF-Forschungszentrum für Umwelt und Gesund- 
heit GmbH 

Güterverkehr ^ auch Transport- und Verkehrsfor- 
schung . . 

H 

HabUitationsfÖrderung 

Hadron-Elektron-Ringbeschleuniger- Anlage 

(HERA) 

Hahn-Meitner- Institut Berlin GmbH (HMl) 

Hamburg 

Heinrich-Hertz -Institut für Nachrichtentechnik Ber- 
Im GmbH (HHI) 

Heinrich-Pette-Institut für Experimentelle Virologie 
und Immunologie (HPI) 

Heisenberg-Programm 


140,181,183,316 

140 

302 

107 

129, 294 
95, 294 

161,300,356 

84, 89, 114f., 127, 162, 182, 191, 238, 422 
114 

98, 101, 131, 294 

97, 244 

158 

113 , 

59ff., 118, 127, 183, 196, 204ff., 221, 224 
294 

89, 93, 94 

87, 288ff., 406ff., 438ff. 

95ff. 

126, 129, 148, 151, 154f. 

85, 86f., 94, 95ff., 105, 107, 111, 131, 132, 139, 156, 
172, 176, 184, 186, 192, 193, 196, 200, 203, 206, 209f., 
214f., 221, 222, 226, 228, 231, 243 

367 

37ff., 393 

108, 111, 115, 129, 294 
101, 137 


91, 93 
96 

95, 106, 296 
184ff. 

304 

310 

94, 253 
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Helmholtz-Forschungszentren ^ Großforschungs- 
einrichtungen 

Herder-Institut e. V. (HI) . 

Herz-Kreislauf-Forschung 

Hessen 

Hochbrillanz-Synchrotronstrahlungsquelle (BESSY II) 

Hochenergiephysik 

Hochfrequenztechnik 

Hochschul-Informations-System GmbH (HIS) 

Hochschulbau 

Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) 

Hochschulen/Hochschulsektor 

- FuE-Ausgaben (EuE-Durchführung) 

- EuE-Personal 

- Einanzierung 

- EuE-Förderung durch den Bund 

Hochschulforschung 

- in den Ländern 

Hochschulrahmengesetz (HRG) 

Hochschulreform 

Hochschulsonderprogramm III 

- Ausgaben des Bundes 

Höchstflußreaktor (HFR) 

Höchstleistungsrechnen 

Human Frontier Science Program Organisation 
(HFSPO) 

Humangenomforschung 

HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung (HWWA) . 

I 

Ifo Institut für Wirtschaf tsforschunq e. V. München 

(ifo) 

Indikatoren 

Indirekte Maßnahmen zur Förderung von FuE in der 
Wirtschaft 

Indonesien 

Industrielle Gemeinschaf tsforschunq - Institutionen 
(IfG) 

- FuE- Aufwendungen (FuE -Durchführung) 

- FuE-Personal 

Industrielle Gemeinschaftsforschung (BMWI) 

Infektionskrankheiten 

„Info 2000" 

Informatik 

Informations- und Kommunikationstechnik 

Informationsgesellschaft 


41f., 87f., 98, 111, 112, 113, 131, 247, 288 

312 

115 

186ff. 

94,96 

231 

133 

150, 165 

84, 85f., 90, 92, 187 
86, 89, 90, 92 

13, 43, 85ff., 90,. 165 
13, 364f. 

436f. 

44 

34 

43ff., 84, 87, 150, 165 
TeU III 
90, 150 
90f. 

86, 90, 93, 94 
22 

233 

120 

246 

128, 129 
164, 312 


164, 302 
5, 59, 363 

51ff., 152ff. 

129, 239, 240 

397 

435 

52,57, 156 
116 

126, 159 

119ff., 158, 182, 192, 197, 200, 202, 210, 236, 237, 238 
89, 91, 92, 119, 124, 126, 151, 228 
125, 159, 161, 222, 224 
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Informationstechnik 

Informationsverarbeitung nach biologischen Prinzi- 
pien 

Innovation 

Innovationsförderprogramme 
- neue Länder 

Innovationsförderung 

Innovationskollegs 

Innovationsstimuherung der deutschen Wirtschaft 
durch wissenschaftlich-technische Information 
(INSTI) 

Innovationszentren 

Institut für Agrarentwicklung in Mittel- und Osteu- 
ropa (lAMO) 

Institut für Agrartechnik Bornim e. V. (ATB) 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit (lAB) 

Institut für Arbeitsphysiologie an der Universität 
Dortmund (IFA) 

Institut für Atmosphärenphysik an der Universität 
Rostock (lAP) 

Institut für den Wissenschaftlichen Füm (IWF), Göt- 
tingen 

Institut für deutsche Sprache (IDS) 

Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften 
(IPN) 

Institut für Erdöl- und Erdgasforschung (IfE) 

Institut für Festkörper- und Werkstofforschung Dres- 
den e. V. (IFW) 

Institut für Gemüse- und Zierpflanzenbau Großbee- 
ren/Erfurt e. V. (IGZ) 

Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei 
(IGB) 

Institut für Halbleiterphysik (IHP) Frankfurt/Oder 
GmbH 

Institut für Kristallzüchtung (IKZ) 

Institut für Länderkunde (IfL) 

Institut für Meereskunde an der Universität Kiel 
(IfM) 

Institut für Molekulare Biotechnologie e. V. Jena 
(IMB) 

Institut für Neurobiologie Magdeburg (IfN) 

Institut für Niedertemperaturplasmaphysik e. V. an 
der Ernst-Moritz-Amdt-Universität Greifswald 
(INP) 

Institut für Oberflächenmodifizierung e. V. (lOM) . . 

Institut für ökologische Raumentwicklung e. V. Dres- 
den (lÖR) 


84, 116, 131, 133, 138, 157 

120 

64f., 134, 152ff., 172f., 174f., 177f., 179f., 181f., 184f., 
186f., 189f., 193f., 196f., 199f., 202f., 205f., 208f., 
210f.,213f.,215f. 

53ff. 

154, 157 
89, 165 

154, 159 
86, 89 

326 

148, 308 
163, 338 
318 

314 

316 

300 

150, 326 
316 

322 

308 

111, 306 

308 

306 

322 

98, 326 

328 

324 

314 

322 

322 
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Institut für Ostseeforschung Warnemünde an der 
Universität Rostock (lOW) 

Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften 
an der Universität Kiel (IPN) 

Institut für Pflanzenbiochemie (IPB) 

Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenfor- 
schung (IPK) 

Institut für Polymerforschung Dresden e. V. (IPF) . . . 

Institut für Regionalentwicklung und Strukturpla- 
nung e. V. (IRS) 

Institut für Spektrochemie und angewandte Spek- 
troskopie (ISAS) 

Institut für Troposphärenforschung e. V. (HT) 

Institut für Weltwirtschaft (IfW) an der Universität 
Kiel 

Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) 

Institut für Zeitgeschichte (IfZ) 

Institut für Zoo- und Wüdtierforschung (IZW) 

Institut Max von Laue - Paul Langevin (ILL) 

Institute an Hochschulen 

-Ausgaben 

-Personal 

Institutionelle Förderung 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und expe- 
rimentelle -entwicklung (IfG) 

Intelligente Systeme 

Intergovemmental Panel on Climate Change (IPCC) 

Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO) . . 

Internationale Energieagentur (lEA) 

Internationale Kernmaterialüberwachung 

Internationale Vereinigung zur Förderung der 
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus den 
unabhängigen Staaten der früheren Sowjetunion 
(INTAS) 

Internationale Zusammenarbeit 

- Anteü an FuE- Ausgaben des Bundes 

Internationales Kontinentales Bohrprogramm (ICDP) 

Internationales Institut für angewandte Systemana- 
lyse (IIASA) 

Internationales Wissenschafts- und Technologiezen- 
trum (IWTZ) 

Internationalisierung s. a. Globahsierung 

Internet 

Israel 


314 

150, 326 
324 

324 

324 

310 

318 

324 

164, 326 
164,324 
302 

165, 306 
95, 232, 233 

409,413 

442,443 

89, 95, 105, 113, 115, 130, 158, 164, 165, 384 

47 

120 

245 

108, 242 
241f. 

108 


226 
Teü IV 
33, 390 
139f. 

390 

226 

62, 85, 113, 134, 148, 150, 239 
125f., 158f., 163 
98, 129, 232, 238 


J 

Japan 140,159,231,239,241,246 

Joint European Submicron Süicon Initiative (JESSI) . 121 
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Jugendforschung 

K 

Kanada 

Kernenergieagentur (NEA) 

Kernenergienutzung 

Kernfusionsforschung 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik (KIS) 

Kinder- und Jugendforschung 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

- FuE-Aufwendungen (FuE-Durchführung) 

- FuE-Personal 

- FuE-Förderung (durch den Bund) 

- Innovationsförderprogramme 

- Rahmenprogramm Forschung der EU 

-Technologietransfer 

Klima- und Atmosphärenforschung 

Khmaforschung 

Klimarahmenkonvention 

Klinische Forschung 

Kohletechnologien 

Kommunikationstechnologien ^ Informations- und 
Kommunikationstechniken 

Kompetenzzentren 

Kontinentales Tiefbohrprogramm (KTB) 

Koordinierungsstelle EU der Wissenschaftsorganisa- 
tionen (KoWi) 

Korea 

Krebsforschung 

Kunsthistorisches Institut Florenz (KHI) 

Küsteningenieurwesen 

L 

Land- und Forstwirtschaft 

Länder 

- FuE-Ausgaben (FuE-Finanzierung) 

- Wissenschaftsausgaben 

Landwirtschaft ^ Agrarforschung 

Large Electron Positron Collider (LEP) 

Large Hadron Collider (LHC) 

Laserforschung und -technik 

Lateinamerika 

Lebenswissenschaftüche Institute 

Leibniz -Programm 


162 


96, 230, 236f., 241, 246 
241 

107 

109 

300 

162 

101, 124, 131, 132, 133, 136, 150, 152ff., 159, 186f., 
195ff., 198f., 203f., 210f., 213f., 216, 224, 226, 

47 

50 

57 

152ff. 

224 

153ff. 

113ff. 

97, 109ff., 113, 223, 226, 236 
244 

115, 116, 173, 197, 211 
239 

98, 105, 129, 133, 159, 221 
139 

89 

239, 241 
115 

161,346 
97, lOOf. 


147f., 229, 237 
Teil III 

11, 37ff., 170ff. 

9, 370 

147f., 246 
231 

95, 96, 231, 236 
116, 132, 133, 226 
237 
89 

41,89, 253f. 
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Leitprojekte 

LEONARDO 

LEOPOLDINA - Deutsche Akademie der Naturfor- 
scher Halle 

- institutionelle Förderung 

Luftfahrtforschung 

M 

„Maastricht "-Vertrag über die Europäische Union . . 

Magnetismus 

MaTech (Neue Materiahen für Schlüsseltechnolo- 
gien des 21. Jahrhunderts) 

Materialforschung 

Max-Bom-Institut für Nichthneare Optik und Kurz- 
zeitspektroskopie (MBI) 

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin 
(MDC) 

Max-Delbrück-Laboratorium in der Max-Planck-Ge- 
seUschaft 

Max-Planck-GeseUschaft (MPG) 

-Ausgaben ■ 

-Institute 

- institutionelle Förderung 

- Personal 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) 

Mecklenburg-Vorpommern 

Medizintechnik 

Medizinisches Institut für Umwelthygiene (MIU) . . . 

MEDEA 

Meeresforschung 

Meerestechnik 

Megascience-Forum der OECD 

MERMAID 

Meß- und Prüfverfahren 

.Methodik der FuE-Statistlk 

Mikroelektronik 

Mikroperipherik 

Mikrosystemtechnik 

Mittel- und Osteuropa 

Mobüität 

Molekulare Medizin 

Multimedia 

Multimediagesetz 


85, 130, 134, 138, 148, 151, 179 
178 

165 

42f. 

135f., 229 


222, 223 
133, 134 

131f. 

96, 116, 130ff., 138, 182, 189, 206, 210, 215, 224, 226, 
229, 237, 238, 240 

306 

115, 129, 296 
270 

85ff., 88, 129, 161, 239, 247, 261ff. 

87, 262 
87, 264ff. 

262 

87, 262 
109, 296 
109, 189ff. 

116, 123, 131, 132, 133, 202, 210, 212ff., 216 
318 

121 

97ff., 140, 237, 238, 241,243f. 

97ff., 100 

241 

99 

224 

366 

89, 119, 121, 123, 138, 154, 194, 200, 203, 207, 212, 
215f. 

123 

89, 116, 121, 123f., 178, 182, 184, 197, 209, 212f. 

153, 221, 223, 225, 227 

94, 111, 112, 134, 137f., 150, 223ff. ;L78, 183f., 192, 
196, 198 

115, 134 

93, 119, 121f., 124f., 149, 150f., 157ff., 183, 186f., 
191ff., 212, 236 

125 
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N 

NABS ^ Sozioökonomische Forschungsziele 

Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

Nachhaltige Entwicklung 

Nachhaltiges Wirtschaften (Umweltbereich) 

Nachwachsende Rohstoffe 

Nachwuchsförderung 

Nanotechnologie 

Naturstofforschung . . 

Neue Länder ^ s. Teil III 

- FuE-Förderung in der Wirtschaft 

- FuE-Aufwendungen und -Personal in der Wirt- 
schaft 

- FuE-Ausgaben 

- FuE -Personal 

Neuorientierung der Forschungslandschaft 

Neue Quahfizierungserfordemisse 

Neurobiologie 

Neuroprothetik 

Neurotechnologie 

Neutronen- und Synchrotronstrahlung 

Nichtlineare Dynamik 

Nichtnukleare Energien 

Niedersachsen 

Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) 

Nordrhein-Westfalen 


74,422f. 

223, 225f. 

109f., 112, 142, 151, 242, 244 
110 , 112 
106, 129 

90f., 94, 173, 178, 209 
132f. 

99, 128 

53, 59 

47, 50 
450ff. 

454ff. 

88 

149 

173, 183, 246 

121 

123 

95 

132 

224 

98, 193ff. 

167, 245f. 

106, 196ff. 


O 

Oberflächen- und Schichttechnologien 132f. 

Ocean DriUing Programme (ODP) 140 

Öffentliche Haushalte 

-Wissenschaftsausgaben 9,370 

Öffentlicher Nahverkehr 137 

Ökologische Forschung llOf. 

Ökosystemforschung 98f., 110, 161, 200, 212 

Ökotoxikologie, Umwelt und Gesundheit 111 

Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 

Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 141, 243 

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) 97, 126, 141, 241, 242 

- Statistik 66 ff, 

Orient-Institut Beirut der Deutschen Morgenländi- 
schen Gesellschaft e. V. (Ol Beirut) 161, 348 

Ostseeforschung 98, 190f. 

Ozonforschungsprogramm 114 
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94 
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124f., 161 
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Wissenschaft, Forschung und Technologie 

357ff. 
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91, 165 
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115, 117, 124, 144, 150, 198, 2Q3, 206 
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129, 161, 196, 221ff.,229 
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223 
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Schleswig-Holstein 
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Wehrwissenschaftliches Institut für Schutztechnolo- 
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Zentralbibhothek der Landbauwissenschaft (ZBL) . . 

353 

Zentralbibhothek der Wirtschaftswissenschaften 
(ZBW) 

352 


501 


Drucksache 13/11091 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Zentrale Informationsstelle für Verkehr (ZIV) 354 
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tion (ZADI) 338 
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